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Der vorliegende erite Band ift das Ergebnis dreijähriger 
Studien in den Archiven der Wiener Zentralbehörden!, deren 
reiches, literarifch zum großen Teile noch gar nicht vermwertetes 
Aktenmaterial mir in liberalfter Weife zur Verfügung geftellt 
wurde. Den verlodenden Gedanken, nah dem Beifpiele der 
großen agrargefhichtlihen Arbeiten von Knapp und Grünberg 
auch in der Geſchichte der Gewerbepolitif die Wiedergabe der 
Alten von ihrer Bearbeitung zu trennen, und jo gewillermaßen 
einen objeftiv-referierenden von einem ſubjektiv-kritiſchen Teile 
zu fondern, diejen Gedanken mußte ich freilih bald genug auf- 
geben. Nicht allein wegen der ungeahnten Fülle des Materials, 
die den Altenband zu unheimlicher Ausdehnung hätte anjchwellen 
laffen, fondern vor allem deshalb, weil die ftaatliche Tätigkeit 
auf dem Gebiete der Gewerbepolitik jeltener in großen zufammen- 
hängenden Verhandlungen zum Ausdrude gelangte. Sie trat 
vielmehr in zahllofen einzelnen Entjcheidungen und Verfügungen 
in die Erfcheinung; eine referierende Behandlung, die faum etwas 
anderes als eine hronologijch geordnete Wiedergabe von Dekreten 
geboten hätte, wäre infolgeveffen ganz zmwedlos geweſen. Nur 
als Steinden bei einer mofailartigen Zufammenftellung des 
Bildes der öfterreichifchen Gewerbepolitik waren dieſe unzähligen 
Einzelbeftimmungen vermwertbar. 

Der Verzicht auf jene Sonderung hatte zwei unmittelbare 
Folgen: Die VBeröffentlihung von Aktenſtellen mußte auf ein 


ı Bol. das Altenverzeihnis im Anhange. 





Geſchichte 


der 
öſterreichiſchen Gewerbepolitik 
von 1740 bis 1860. 


Erſter Band. 


Geſchichte 


der 


öfterreihifhen Gewerbepolitik 
von 1740 bis 1860. 


Auf Grund der Akten. 


Don 
Karl Pribram. 


Erjter Band. 
1740 bis 1798. 





Leipzig, 
Derlag von Dunder & Humblot. 
1907. 


XII Inhaltsverzeihnis zum erften Band. 





Sette 
Streben nah Schwächung der Zunftautonomie und nad Befeiti- 
gung der Handmwerlömißbräude - - - - - 2 200 ne. 45 
Scheidung der Erwerbszweige zwiſchen Stadt und Land als FKon- 
fequenz der merfantiliftifhen Wirtfchaftsauffaflung. . . . - 46 
Die leitenden Gefichtspuntte in der Behandlung der Kommerzial- 
gewerbe: Das Streben nad Steigerung der induftriellen Ent- 
widlung und nad Herftellung einer wirtſchaftlichen Einheit 
aus den Erblandenn.. . 52 
Ein Verſuch, die ganze Zunftverfaffung zu befeitigen - - . . - 53 


Das Verbot, den Innungezmang auf unzünftige Gewerbe auszu- 
dehnen; Befeitigung von Handwerksbeſchränkungen bei den 
Kommerzialgewerben - - 2 2: 22 un re 56 

Ausfchließung der Ausländer vom Meifter- und Bürgerredte . 59 

Drittes Bapitel. Die poftiven Maßnahmen zur Förderung der 

Indufrie . > 220 ne 63 

Notwendigkeit einer pojitiven Unterftügung der Induftrie . . . 68 

Die Kommerzialfonds und die ftaatlichen Gewerbefteuern. . . . 65 

Die Förderung der induftriellen Produktion 

a) im allgemeinen - - >22 Er ren 68 
b) im einzelnen: 
1. dur Maßnahmen zur Hebung der verfchiedenen Manu⸗ 


fatturen, befonders der Leineninduftrie -. . . ».. . 69 
2. durch Verleihung von Fabrilöprivilegien. . . - . . - 71 
3. durch Übernahme von Fabriken in den Staatsbetrieb. 75 
4. durd Erlaſſung von Qualitätenordnungen . . . . - . 76 
5. durh Sicherung billigen Rohmateriald und mwohlfeiler 
Arbeitälöhne - - 2 22 . 17 
Yörderung des Abſatzes der Induftrieprodufte, bedingt durch den 
Mangel an inländifhen Kaufleutennn. 18 


Die Maßnahmen der inneren Handelspolitit im einzelnen . . . 80 
Strenge Scheidung der produzierenden Gewerbe von den Handeld- 


gewerben . >: 22 ren 83 
Die Beihwerden des Wiener Handelsftandes von 1757 .... 87 
E11 41] (7 . 92 


Zweites Bud. 


Die Periode von 1762 bis 1775. Die Gewerbes 
politik unter dem Einflufe der Gefamtfiaatsidee. 


Erfies Bapitel. Die Hommerzbehörden. . - -. - 2 2 2220 e. 95 
Die Erridtung des Kommerzhofrat® und des Kommerzkonſeſſes 

in Niederöfterreih © - 2 200 0 . 95 

Die Manufaktureninfpektoren. - - 2 2: 2 0 mr or ren 97 


Mängel der Behördenorganifation; Konflikte zwiſchen den Be— 
börden troß neuer Inftrultionen. . 2 2 2 22200 99 


Inhaltsverzeichnis zum erften Band. XIII 


— —— — — — - — 


Seite 
Verhandlungen über die Selbſtändigkeit des Kommerzhofrats 1765 108 
Neue Änderungen 1768 bis 1771. 2 2 2er. 110 


Aufhebung des Kommerzhofrats und der Konfefle 1776... . 114 
Zweites Bapitel. Die gewerblide Entwiklung unter ſtaatlicher 
Ceitung..... 118 
Gliederung der Periode von 1762 bis 1776 in zwei Abſchnitte. 118 
Die Beherrſchung der gefamten Erwerbstätigleit von einem Bentrals 
punlte aus als leitende Idee der Wirtfchaftspolitit. . ... . 119 
Die Manufalturentabellen und Kommerzialoperationspläne.. . . 128 
Überfiht über den Gang der inbuftriellen Entwidlung in den 
einzelnen Erblanden . » » 2 2 2 2 re ern ne 125 
Unterftügung der Induſtrie durch Vorſchüſſe und Geldaushilfen 131 
Drittes Bapitel. Die Änderungen in der Gewerbeverfafung 1762 


bis 1770 2: 2 2 Corn ee 133 

Das Verzeichnis der Kommerzialgewerbe. - - - - 222.20. 133 
Schutzdekrete und Hoffreiheiten . - - » 2 2 2 136 
Anderung in der Auffaffung der Zunftartilel . ....... 137 
Reform der Kommerzialzünfte - - - > 2er 139 
Begünftigung ausländifher Manufalturiften -. - . - ».... 144 
Einihräntung der ausſchließenden Privilegien -. . » » 2... 150 
Viertes Bapitel. Die Spinuer- und Weberpolitik im befonderen . 154 
Berteilung der Spinndiſtrikte.. 154 
Das Spinnpatent vom 27. November 1765. -» » - 2 2 20. 156 


Heranziehung des Militärs zur Spinnerei ; der Arbeitdzwang . 158 
Der Charakter der Tertilinduftrie in den einzelnen Erblanden . 159 
Die Befreiung der Leinmweberei vom Zunftzwange. . . . . . . 162 
Zoderung des Handwerkszwangs bei der ftädtifhden Tuchmacherei 166 
SFñnuftes Bapitel. Die Verteilung der NHahrungszweige zwiſchen 
Stadt und Land . - - 20er 169 
Die Verſuche, die Landftädte Niederöfterreih® durch Bermehrung 
ihrer gemerbetreibenden Bevölferung zu heben: 


a) auf Koften der Manufalturen Wiend. . ». » 2.0. . 169 
b) durch Wiedereinführung des Meilenrecht3 für die landes- 
fürſtlichen Ortſchaftenn. nn. 173 


c) durch Gewährung beſonderer Begünſtigungen an jene Manu⸗ 
fakturiſten, die ſich in den Landſtädten niederlaſſen würden; 
Ausdehnung dieſer Anordnungen auf die übrigen Erblande 179 

Neuerliche Verſuche einer ſtrengen Scheidung der Erwerbszweige 


zwiſchen Stadt und Land.. 180 
Konſenstaxen und Umwandlung der Frondienſte in Leiſtungen 

für gewerbliche Zweckkee...8 183 
Sechſtes Kapitel. Die Stellung des Innenhaudels In der Gewerbes 

politit..... 185 


Gründe einer mangelnden Unterftügung der inländifhen Induftrie 
feitenö der Kaufmannidaft -. - - » : 2: 2 .... . . 185 


XIV Inhaltsverzeichnis zum erften Band, 


Berhandlungen über die Scheidung zmwifchen gewerblidder Pro- 
dultion und Handel; Verſuche, die Manufalturiften vom 
Detailhandel mit ihren Waren auszuschließen . . . - .. . 

Projekte zur Förderung des Abfages der inländifchen Erzeugniffe 

Hofrat von Degelmann über das Syitem der Handelspolitif . . 

Abſatzſchwierigkeiten der Großbetriebe ; günftigere Lage der fleineren 
Manufalturiiten - 2 0 2 een nen 


Siebentes Bapitel. Das Birkulare vom 16. Iuli 1770; die Be- 
handinng der Rommerziaigewerbe von 1770 bis 1776 . . - 

Der lebte Verfuh zur Renlementierung der Induftrie: das 
Zirkulare vom 16. Juli 1770. 2.2.22 2 200 
Ablehnung des Entwurfs jeitens der Länpderftelen . . .. . .- 


Die Behandlung der Kommerzialgewerbe: 
A) Die Manufalturen: 
a) Freigabe einzelner Gewerbe . -. » » - 2: 20200. 
b) Befreiung der Manufalturiften von herrſchaftlichen und 
ftaatlihden Abgaben. -. - - - 2: 2 2 0 
B) Die zünftigen Kommerzialgewerbe: 
a) Weifungen, die Meifterzahl bei denfelben einzufchränten 
b) Forderung eines Bermögendausmweifed . . . .... 
C) Die Fabriken: 
a) Erſchwerung neuer Zabrilögründungen -. . ». ... .» 
b) Einſchränkung der ftaatliden Borfhüffe und Unter- 
ſtützungennn. 
c) Verhandlungen über eine geſetzliche Regelung des Kon⸗ 
traktverhältniſſes zwiſchen den Fabriksunternehmern und 
ihren Arbeiten... . 
D) Der Innenhandel: 
a) Das Verhältnis zwiſchen gewerblicher Produktion und 
Sandel 2200 nn 
b) Gewiſſe Erleichterungen des Innenverlebrs . . . . . 
E) Die Verteilung der Erwerbszweige zwiſchen Stadt und 
Zand. Die legten Verhandlungen über diefe Frage 


Achtes Kapitel, Die Iunftgefeßgebung von 1770 bis 1776 

Das Patent von 1770, betreffend die Abjchaffung der blauen 
Montage > > 20er. 

Verhandlungen über Gefellenwanderungen und Gefellenehen 

Die Reihspolizeiordnung von 1772... . 2: 2 2 2 nen en 

Die erften Eingriffe in die wirtfchaftliden Grundlagen der Bolizei- 
gewerbe. © 2 2: 2 Een 

Das Verhältnis der Stadt» und Vorftadtmeifterr . . . . . . . 

Die Aufhebung der Handwerkskommiſſion bei der nieberöfter- 
reihifhen Regierung -. - > 2 2 2 rn 


Eeite 


188 
192 
195 


199 


213 


Inhaltsverzeihnis zum erften Band. XV 
Seite 


Drittes Buch. 


Die Periode von 1776 bis 1780. Der Übergang 
zu einem Syſteme der freieren Ronkurren:. 


Erfies Bapitel. Die Entwiklung neuer Ideen in der Gewerbes 


Politik 2 2 2 one 266 
Überblid über die bis 1770 die Gemwerbepolitit beherrfchenden 
Grundfäge; die Bedeutung der Gleihgewichtöidee . . . . . 266 
Entmwidlung neuer, freiheitliherer Ideen; die Denkſchrift Zinzen- 
borfs von 1773. 2 Lo oo ren 271 
Einzelne Änderungen in der Gewerbepolitit . . . 222... 277 
Zweites Bapitel. Die Lebensmittelpolitik . - - - - - 2220. 280 
Die Organijation des Wiener Lebensmittelmarktes bis 1775 . . 280 
Änderungen diefer Marktverfaffung feit 1776. ........ 287 
Drittes Kapitel. Die Realgewerbe. -. - . 22020. 289 
MWefen der Realgewerbe - . - > > 2 en nern 289 
NRadizierte Gewerbe und Dominifalrechte nen 292 
Die Terminologie. - : Em an 294 
Verbreitung der Realgemwerbe in den einzelnen Erblanden; ihre 
Auffafiung feitens der Behörden... oe. 295 
Die Kammerhändel . - . : : 2 vn rn 302 
Der erfte Borfchlag einer Aufhebung der NRealgewerbe . . . . . 307 
Das Verbot der Begründung neuer Nealgewerbe in Nieder- 
öfterreich (1775) 2 2 20 0 0 ne 310 
Die erften Verhandlungen über eine Bejeitigung dieler Gemerbe- 
rechte 
a) Dur Einlöfung derfelben. -. . - 222 0a 312 
b) Dur Wertabjhreibung - - » > 20 2 20. 312 
Viertes Rapitel. Das Birkulare vom 30. März 1776. Die Ge⸗ 
werbepolitik bis 1780. - - 2202er 319 
Verhandlungen über die Zumeifung des Verleihungsrechtes bei 
Kommerzialgewerben an die DOrtöobrigkeiten.. . ». . ... . 319 
Firierung der neuen Berleihungsgrundfäge in dem Zirkulare vom 
30. März 177683.......... 321 
Beantwortung einzelner Fragen im Sinne ber freieren Konkurrenz 
a) Die Verteilung der Ermerbäzweige‘- - - - - - 2220. 330 
b) Die Gefellenmwanderung - - - - - 2 2 330 
c) Der Kleinverfauf der Fabrilanten -. . . - . 2220. 332 
d) Bermebrung der Handlungsbefugnifie. - - -. - 2... 937 


e) Die Vorkaufsrechte und Diftrittsausmeffungen beim Handel 
mit gewerblichen Rohprodulten und Halbfabrifaten. . . . 338 
Kämpfe der Hoffanzlei mit den Zünften Wiend. . . ..... 339 

Konflikt zwifhen dem mährifhen Gubernium und dem Brünner 
Magiſtratteee. 342 


xVI Inhaltsverzeichnis zum erften Band. 


Vierte Bud. 


Die Periode von 1780 bis 1790. Die Gemerbepolitik 


Joſephs 11. 


Erfies Bapitel. Die allgemeinen Grundlagen diefer Gewerbepolitik 
Die gewerbliche Entwicklung beim Regierungsantritte Joſephs II. 
Joſeph II. als Vertreter des Abfolutismus, als Anhänger der 

Bhyfiokraten und des Naturredtd . -. - » 2 2200. 
Der allgemeine Charakter feiner Induftriepolitit . . ..... 
Konfervatived Feithalten an dem beftehenden Syiteme ber Ge- 

werbeverfaflung - - - - - 2m 2 re nnn 
Die Änderungen in der Behörbenorganifation und in ber Kom⸗ 
petenz der Behördenn. 
Bedeutung einzelner, anderen Verwaltungszweigen angehörender 
Geſetze für die Gewerbepolitik: 
a) Das Toleranzpatenn.. 
b) Die Judengeſetzzee.. nern. 
c) Die Bauerndefreiung- - - - 2: 20er. 
d) Die Aufhebung des Wucderverbotd -. . - 2. 2 2200. 


Zweites Rapitel. Die Befreiung des Innenverkehrs iu Indufrie 
und Handel. . . Er ne 
Allgemeine Anordnungen, die Freiheit im Innenverkehre herzuftellen 
Befreiung einzelner Rommerzialgemerbe von verfdhiedenen Be» 
ſchränkungen: 
a) Die Textilgewerbe.. . 
b) Die Eiſen⸗ und Stahlarbeitennn.. 2 22000. 
ec) Sonftige Gewerbbe. 
Abneigung gegen die Erteilung ausfchließender Privilegien. . . 
Ablehnung ftaatliher Zmangsmaßregeln (Dualitätenordnungen, 
Diftriftausmeflungen) - - » 2 2 2 2 2 2 20 ern nn 
Die Fabrilögefeggebung - » > 2 220 rennen. 
Auffaffung der Ararialfabriten . - » 2 2 2 2er 
Die Berfaflung des Handeld im allgemeinen . -. - -» ! .... 
Das Haufierpatent vom 4. Juni 1787. . . 2 2.2 2 2 2 20. 
Erweiterung der Verkaufsrechte der Fabriken und Manufalturiften 
Befeitigung der Vorkaufsrechte und der Preistarierungen gewerb- 
licher Robpropdulte - > 2 0 2 eo more 
Schlußbemerfung über die innere Handelspolitik Joſephs II.. . 
Drittes Rapitel. Die ſtaatliche Indufrieförderun . . . .. .. 
Maßvolle Politik der Jnduftrieförderung bi8 1785 ...... 
Das Birkulare von 1785 betreffend die Hebung einzelner snduftrie- 
LS 1: ..... 
Der Streit um das Syftem ftaatlicher Vorſchußgewaͤhrung und 
die Reſolution vom 16. Auguſt 175... 22 2 2200. 


Seite 


345 
345 


347 
350 


352 


354 


Inhaltsverzeihnis zum erften Band. XVII 


Die Durchführung diefer neuen Borfriften . . ». . . 2... 400 
Bedeutung der Manufalturentabellen für die Snduftriepolitit. . 408 
Statiftifhe Daten über die Entwidlung der Induſtrie in den 
Sudetenländern und in Öfterreih ob und unter der Ennd . 405 
Bemerkungen über die Entwidlung der Induftrie unter Joſeph II. 408 


Viertes Bapitel. Die Iunftpolitik - - . . > 2202er. 412 
Der Plan einer durchgreifenden Zunftreform -. -. . . . 2... 412 
Die Verhandlungen von 1783; Befeitigung der gefchloffenen 

Meifterzahl bei den Polizeigemerben - . . ». » 2 220. 413 
Die Inſtruktion für den Wiener Stadtmagiftrat . . - . .. . 416 
Allgemeine die Zunftpolitif betreffende Weifungen . . . . . . 418 
Ahftellung von Handwerksmißbräuden. - - . » 2». 22.20. 421 
Aufhebung der Beſchränkungen gewerblicher Tätigkeit auf beftimmte 
Bezirker.. 428 
Abſchaffung von obrigkeitlichen Konſenstaxen und Handwerkszinſen 425 
Sünftes Rapitel. Die Behandlung der Realgewerbe. . .. . . . 426 


Die Stellung der Realgewerbe in der Wirtfchaftspolitif Joſephs II. 426 
Die Verhandlungen von 1782 über die Einlöfung der Kammer- 
bändel Wienss.. . 428 
Der erſte Einlöſungsverſuch (11833)3.. 432 
Die Erridtung eines allgemeinen Einlöſungsfonds für Wien. . 434 
Die Frage der privatredhtlihden Behandlung der Realgewerbe. . 438 
Die prinzipielle Erörterung des ganzen Problems 178490 . . . 441 


Schfes Bapitel. Der Rampf gegen Marktbefhräukungen uud 


Preistarenn.. . 448 
Die Beſeitigung der letzten Beſchränkungen des Lebensmittel⸗ 

marktes........ ne 448 
Die Bedeutung der Preistaren und ihr Zufammenhang mit der 

Gewerbeverfaflung - - - > - > HH 8 452 


Die erfte Beriode des Kampfes gegen die Satungen (1781— 1783): 
a) Die Verhandlungen über die Negulierung der Wiener 


Brotfagung 17831 . . 2 2 Cr 454 
b) Die Aufhebung der Fleifhtaren in Böhmen und Laibad), 
dann der Fifhlagung in Wien . . . 2 220 e. 462 


Die zweite Periode des Kampfes gegen die Satungen (1787— 1790): 

a) Die Aufhebung der Fleiſcherzunft in Brünn und die Be- 
jeitigung aller Fleifhtaren mit Ausnahme der Rindfleifch- 
ſatzung... . . 465 

b) Die Änderungen in dem Syſteme der Wiener Brotſatzung 468 

c) Berfhärfung des Gegenſatzes zwifhen der Bolitit des 
Kaifers und den Anfichten der Behörden . . . .....- 476 

d) Zufammenbrucd der Jofephinifchen Xebensmittelpolitit . . 478 

Pribram, öſterreichiſche Gemerbepolitit I. II 


XVII Inhaltsperzeihnis zum erſten Band. 


Fünftes Bud. 
Die Periode von 1790 bis 1798. Die Gewerbes 
politik der Reaktion. 
Erſtes Bapitel. Der allgemeine Charakter diefer Gewerbepolitik . 
Die Reaktion gegen die Joſephiniſche Wirfhafispolitif unter 
Die Politik der Furdt und des Mitleidd von 1792 bis 1797. . 


weites Kapitel. Die Reaktion in der Lebensmittelpolitik. . . . 
Die Rückkehr zu den Maßregeln der merkantiliftifhen Martt« 


verfaflung:. - - >: > Een ren 
Differenzen zwifchen Leopold II. und der Hoffanzlei in den Fragen 

der Viltualienpolitil . - - > 2 2 2 ern. 

Das kaiſerliche Kabinettfchreiben vom 9. Auguft 1791... . . 
Die Sakungs- und Marktpolitik nad Leopold8 Tode . . . . . 
Drittes Rapitel. Die Gewerbepolitik der Reaktionsiahre 1790 und 
1791.......... 

Die Politik des status quo im Gewerbeweſen....... 
Die ftändifhen Defiderien in ihrer Bedeutung für die Gemerbe- 
Poli oo 

Die Borfchriften über die Kompetenz bei Verleihung von Ges 
werbebefugnifien - - - >» > 22. 

Die Verhandlungen über den Einlöfungsfonde in Wien und über 

die Fünftige Behandlung der Realgewerbe. -. - . .. 2... 
Viertes Bapitel. Die Verhandlungen Über eine ſyſtematiſche Re» 
gulierung der Gewerbeverfafung. - - - - - 22200. 

Der Auftrag zur Erftattung eine® Gutachtens über die Aufnahme 

der Handmerler in den Städten. . . . 2: 2 2 2220. 

Das Sonnenfelsfhe Syitem einer Gewerbeverfafiung . . . . . 
Die Gutachten der Länderftelen - - 2 2 . 
Das Endrefultat der Verhandlungen - -. » 2». 2: 2 220... 
Fünftes Rapitel. Die Gewerbepolitik im Banne der Sicherheits» 
polizei (1792 bis 1:97): > > >: Con 

Die Mängel der Behördenorganifation. . . . 2 222.0. 

Die legislative Behandlung der Realgewerbe . . . . 2... 
Die Fürforge für den Nahrungsftand der Gemwerbetreibenden als 
oberiter Grundfaß © - 2 2 2 2 mo ren 


Die Verhandlungen über das Verkaufsrecht der Fabrikanten und 
den Haufierhandel, über Dualitätenordnungen und Induſtrie— 
priviledien > 2 2 2 onen 

Verſuche zur Beſchränkung der Fabriksbetriebe und zur Ber- 
minderung des gewerblichen Proletariats in den Großftäbten 


Seite 


485 


Inhaltsverzeihnis zum’ erften Band. 


Sechſtes Bapitel. Die Auzeihen einer neuen Epode gewerbliden 
Übens - >: 2er 

Der allgemeine Charakter diefer Symptome . . . » 2... 
Rückblick auf die Gewerbepolitif des Merkantilismus und des auf: 
geklärten PolizeiftaatS -. - - o : 22 nern 

Das Auflommen von majdinell organifierten und kommerziell ge- 
leiteten Fabriksbetrieblbennn. 

Die Anzeichen einer Anderung in der Organiſation des zünftigen 
Handwerlgggß. 
Schlußbemerkungennn.. 


Anhang. 


A. Chronologiſche Überſicht über die mit der Verwaltung der 
Kommerzialagenden betrauten Hofftelen -. - - . - - 2.2... 
B. Verzeichnis der im 1. Bande benusten Alten und Drudicriften 


607 


&inleitung. 


(Der Ausgangspunft der Darftelung S. 1. — Die Aufgaben der 
tberefianifhen Wirtfchaftspolitit: a) Vermehrung der Bevölferung und 
ihrer Leiftungsfähigfeit S. 3; b) Herftellung eines Einheitsſtaates ©. 6; 4 
c) Ausgleihung der Gegenfäge zwiſchen Stadt und Land ©. 7. — Die 
Gewerbeverfafjung unter Karl VL: 1. Das Zunftſyſtem ©. 8; 2. Die 
Hausinduftrie S. 12; 3. Die Fabrilsprivilegien S. 13; 4. Die Schutzdekrete 
S. 18. — Die gewerbliche Entmwidlung Öfterreichs um die Mitte des 
18. Jahrhunderts ©. 20.) 


Der Verſuch, einen beitimmten Ausfchnitt aus dem geiftigen 
oder dem Wirtfchaftöleben eines Staates darzuftellen, bringt 
gleich zu Beginn die außerordentlich ſchwierige Frage, mit welchem 
Zeitpunfte diefe Daritellung einzufegen habe. Denn meber die 
Ideen, welche die Gejchide der Staaten beherrfchen, noch dieſe 
Schickſale felbit geftatten eine Einreihung in zeitlih genau ab- 
gemefjene Perioden. IIavra dei: Das gilt von den Ideen ebenjo 
wie von den Erjcheinungen des Wirtjchaftslebene. Und damit 
muß jede Zerfällung hiſtoriſcher Entwidlungen in Abfchnitte den 
Charakter de3 mehr oder weniger Willfürlichen tragen, fo un- 
vermeidlih fie auch iſt. Nur darum fann e3 fich bei der Be- 
fimmung des Ausgangspunktes für eine derartige Darftellung 
handeln, ihn ihren Zwecken möglichſt anzupafien; jenen Zeit- 
punkt zu wählen, der wenigſtens ‚äußerlich gewiſſe neue Ideen 
und Erfcheinungen fchärfer hervortreten läßt. 

Erwägungen diefer Art find beftimmend, wenn als Aus» 
gangspunft für die vorliegende Darſtellung eines Abfchnittes 
aus der Gemwerbepolitif des öfterreihifhen Staates die Mitte 
des 18. Sahrhunderts gewählt wird. Es kann feine Rede davon 


fein, daß etwa der Regierungsantritt Maria Thereſias oder die 
Pribram, öſterreichiſche Gewerbepolitik I. 


2 Einleitung. 
Beendigung bes öfterreichifchen Erbfolgekrieges einen jcharfen Ein⸗ 
ſchnitt im Wirtfchaftsleben der habsburgiſchen Erblande bedeute, 
oder daß etwa jene Ideen, von denen die Gewerbepolitif der 
großen Monardhin geleitet war, vorher unbekannt und einflußlos 
gewefen wären; ber Faden der biftorifchen Entwidlung wurde 
vielmehr damals an feinem Punkte wirklich unterbrochen. Allein 
erft zur Zeit der Regierung Maria Therefiad wurden mit vollem 
Bewußtfein die äußeren Vorausfegungen für die Wirkfamteit 
diefer Ideen gefchaffen, erft damals bot auch die Geitaltung der 
politiſchen Geſchicke Oſterreichs die Grundlagen für die praftifche 
| Verwertung diefer Ideen. Dazu fommt noch eines: das erfte Jahr: 
zehnt der Regierung Maria Thereſias war allzufehr mit friegerifchen 
Ereigniffen erfüllt; jene Aufgaben, welche die gefährdete Lage 
Ofterreich8, der Kampf um den Beftand der Monardjie ftellten, 
nahmen die Aufmerkjamleit der leitenden Staatsmänner viel 
zu jehr in Anſpruch, als daß fie hinreichend Kraft und Zeit 
gefunden hätten, ihre Tätigkeit der Entwidlung von Induſtrie 
und Handel zu widmen. Erft 1748 beendete ja der Friede von 
Aachen jene Periode unaufhörlicher friegeriider Spannung. Und 
dieſes Jahrzehnt blutiger Kämpfe, das die blühenditen Länder 
der Monardie in ſchwere Mitleidenfchaft 309, war wohl geeignet, 
jene Keime indujtrieller Entwidlung zum großen Teile zu zer- 
ftören, die ſchon die Snduftriepolitif Karls VI. gepflanzt hatte. 
Endlich ftelte auch der Verluſt Schlefiend, des eigentlichen 
Induſtrielandes im Reihe Karla der Staat3verwaltung ganz 
neue Aufgaben und mußte fie zu einer Anderung ihrer bis- 
berigen Wirtſchaftspolitik veranlaflen. 

Gerade Schleſien war jene Provinz geweſen, in welcher 
der bedeutſamſte Induſtriezweig der merfantiliftifchen Wirtfchafts- 
welt, das Leinengewerbe, feine vorzüglide Pflege und Ent- 
widlung gefunden hatte; diefe Provinz hatte nicht nur mit den 
eigenen Erzeugniflen weithin einen blühenden Handel getrieben, 
jondern auch die Appretur der Gewebe aus den übrigen Subeten- 
ländern beforgt,, den Abſatz diefer Produkte ing Ausland ver- 
mittelt. Von einer geradezu verhängnisvollen Tragmweite war 


Ausgangspunkt der Darftellung. 3 


es daher, daß dieſe Provinz im Erbfolgefriege der Monarchie 
von ihrem gefährlichten Feinde entriffen wurde; mit ihr ging 
nicht nur eine fontributionsfähige Bevölkerung verloren, jondern 
auch der Stützpunkt für die ganze bisherige Induſtrie- und 
Handelspolitif der Habsburger!. Wollte Öfterreich nicht dauernd 
in wirtſchaftlicher Abhängigkeit von Preußen bleiben, jo mußte 
es einen Erjag für die Induftrie Schlefiens in den übrigen 
Erblanden ſchaffen. 

So galt es denn nach 1750 vielleicht weniger, das Be— 
gonnene fortzufegen, als vielmehr Vernichtetes wieder aufzubauen, 
neue Grundlagen für Induſtrie und Handel zu ſchaffen. Und, 
was für die MWirtfchaftspolitit jener Zeit vielleicht das Be— 
deutfamfte ift: die Bildung eines einheitlichen Wirtſchaftskörpers 
aus all den verjchiebenen Teilen der habsburgiſchen Monarchie, 
die ſyſtematiſche Verknüpfung der Erbländer durch gemeinfame 
wirtjchaftliche Intereſſen, die Herftellung eines „Univerfal- 
fommerzes“, wie man e& damals nannte, furz die Verwirklichung 
jener Ideen, die Hörnigk in feinem trefflichen Buche „Oſterreich 
über Alles, warn es nur will“, ſchon zu Ende des 17. Jahrhunderts 
gelehrt hatte, dieje nimmt eigentlich erſt unter Maria Therefia 
um die Mitte des 18. Jahrhunderts ihren Beginn ?. 





In jenem Jahrzehnte der Kämpfe hatte aud) die Idee ganz 


3 Bar. die Unpartheyiſchen Gebanden” zu Hörnigfs Öfterreich über 
Alles 1753 S. 3%, Fournier, Handel und Verkehr in Ungarn und Polen 
&. 19fg. Hallwich, Otto Ludwig dv. Loscani in der Öfterr.-Ungar. Revue 
9. XII ©. 4. 

Auch Jofefv.Weinbrenner bezeichnet in jeiner lefenswerten Schrift 
„Patriot. Gedanken und Vorſchläge über den gehemmten Ausfuhrhandel in den 
deutjchen und hungar. Provinzen des Erzhaufes Deftreich" ufm. (2. Aufl. 1792 
&. 31) das Jahr 1752 als dasjenige, „in welchem Deftreih aus dem 
fangen, entfräftenden Schlafe erwachte." „Man beicloß,* fo führt er fort, 
„gleihfam mit Gewalt dem Ausflug des Geldes zu fteuern; man beſchloß, 
die innere Maarenerzeugniß zu gründen und zu beleben, man beſchloß, die 
Nazion durch das Fräftigfte Mittel, das man kannte, zu eigener Thätigkeit, 
zu eigenen Berfuchen ihrer Fähigleit, zu Unternehmungen aller Art, 
Fabrifaten und Manufalturen zu reifen und zu fpornen. Diefes Mittel 
war fihere Ausſicht auf Abgang der Waare, auf Verbienft und Erwerb..." 

1» 


4 Einleitung. 
außerordentlih an Macht gemonnen, daß die Blüte, ja geradezır 
der Beftand des Staates nur in einer ſtarken Entwidlung der 
Induſtrie und des Handels ihre Wurzeln finden könnten. „Un: 
ftrittig ift,” meint der befannte geheime Staatsſekretär Barten- 
ftein im Sabre 1749, „daß zum Flor und Wohlfarth eines 
Landes nebft der Verwaltung der Gott geheiligten Gerechtigkeit 
nichts mehr als die Auffnahm des Commereii beytrage." Litt 
doch Ofterreich damals wohl mehr als je an dem Mangel aus» 
reichender finanzieller Hilfsfräfte, die e8 auf die Dauer doc 
nur in einer fteuerfähigen Bevölkerung finden konnte. Und eine 
ausgiebige Steigerung der Steuerleiittung — das lehrte eine 
alte Erfahrung — war wohl von den gemwerbetreibenden Be: 
wohnern des Landes, aber nimmer von dem Landbmanne zu er- 
hoffen. Was in diefer Hinfiht eine blühende Snduftrie, ein 
entwidelter Handel zu leiften imſtande waren, das zeigte das 
Beifpiel der gefährliden Feinde der Monardie, vor allem 
Frankreichs, aber auch Preußens; davon konnte ein Blid auf 
England überzeugen. Wollte Oſterreich feine Stellung als 
Großmacht behaupten, fo mußte es diefem Beifpiel folgen. 
Jene Rivalität der Großſtaaten hatte ja auch die — gerade 
um die Mitte des 18. Jahrhunderts vielerörterte — Theorie von 
ber Handelsbilanz jo fcharf ausgeprägt , jene Theorie, die auch 
die Handelsbeziehungen der Staaten zueinander als einen ewigen 
Kampf auffaßte: nur derjenige blieb Sieger in diefem Rampfe, 
dem es gelang, dauernd mehr Erzeugniffe an den Gegner ab» 
zufegen, als er von ihm bezog?. Und welcher Art konnten diefe 


—. 





ı Über Bartenftein vgl. Arneth, Maria Therefia, Bd. 1 ©. 70 fg. 

Die Stelle findet fih in einer Denkſchrift des Staatsſekretärs vom 
24. März 1749: „Obnmaßgeblidhe Gedanken über die Anmerkungen, den 
Berfall des erbländifden Commereii . . . . betreffend“ (Kart VG 15 
No. 16 ex Martio 1749 N. ©.) Vgl. auch Sonnenfels, Grundfäße der 
Polizey zc., 8. Aufl. Bd. II S. 2: „Als der Grundfag die Oberhand ge- 
wann, daß die Glüdfeligkeit eines Staates in der Menge feiner Bürger 
beftehe .... . ward die Handlung ein Gegenftand der Kabinette.“ 

2 Bon der Bedeutung, welche diefe Idee des Gleichgewichts in der 
Politik um die Mitte des 18. Jahrhunderts befaß, mag folgende Stelle aus 
Juftis „Chimäre des Gleichgewichts von Europa“ (Altona 1758 ©. 9.) 


Die Aufgaben der ihereflanifren Wirthaftepofitit ; 


Erzeugnifje fein, wenn nicht Probufte des Gewerbefleißes? Denn 
die Erzeugniffe des Bodens geftatteten eine andauernde Ver— 
mehrung nit — weder der Menge nod dem individuellen 
Werte nad, am wenigften bei der noch fo fehr zurücgebliebenen 
Technik der Landwirtſchaft und bei bem einer kräftigen Ent- 
widlung berjelben jo hinderlichen Beftanbe der Untertansverfafjung. 

Und neben einer Steigerung der Steuerfraft des einzelnen 
ſchien eine Vermehrung der Bevölferung angefichts ihrer geringen 
Menge in allen deutſchen Staaten damals ebenfo ein unvermeid- 
fies Poftulat einer gefunden inneren Politik. Nicht nur die 
Zeiftungsfähigteit des einzelnen mußte gehoben werden, es galt 
auch, mehr Steuerträger zu gewinnen, wollte man bie Finanze 
kraft de3 Staates dauernd ftärken. Auch für diefen Zweck bot 
die Förderung von Handel und Induſtrie das einzige Mittel 
dar. Denn die Bebauung des Bodens erlaubte eine ausgiebige 
Vermehrung jener Bevölkerung nit, die von feinem Ertrage 
Tebte, für eine Vermehrung der gewerblich tätigen Bewohner des 
Landes aber jchien es an jeder Grenze zu fehlen. 

Neu waren ja alle diefe Erwägungen feineswegs; ſchon bie 
öfterreihifhen Kameraliften des ausgehenden 17. Jahrhunderts, 
Becher, Hörnigk und Schröder, hatten fie vertreten; allerdings 
mit geringem Erfolge; und in ber Erfenntnis ber Ausſichts- 
Tofigfeit feiner Ideen hatte Hörnigf feine Schrift mit dem 
refignierten Zitate gefchloffen : 

„Cantantur haec, elamantur haee, 
Dieuntur, audiuntur, 


Scribuntur hace, leguntur haec 
Et lecta negliguntur.“ 


Erſt der Regierung Maria Therefias war es vorbehalten, bie 
Verwirflihung diefer Jdeen zu verfuchen!. Und wenn die 





Beugnis ablegen: „— Wir haben dod in der That ein ſolches Lehrgebäude, 
moburd denen europäifhen Mächten vorgebilbet wird, daß fie berechtiget 
find, ohne alle gegebene Urſache Krieg anzufangen, Diejes ift das berühmte 
Syſtem des Gleichgewichtes in Europa.“ 

ı Mit großer Schärfe wurden biefe Lehren dann von den den deutſchen 
Rameraliften des 18. Jahrhunderts ausgeprägt; vor allem von Jufti, Bgl, 


6 Einleitung. 


Hebung der Induſtrie auch ihr zunächſt noch weniger Selbſtzweck 
als vielmehr ein Mittel war, dem Staate die finanzielle Grund⸗ 
lage für die Pläne feiner Außenpolitik zu liefern, jo konnte 
diefer Umftand die Kraft jener Beitrebungen kaum abſchwächen, 
wenn er auch geeignet ift, ihre ideale Größe in unferen Augen 
einigermaßen zu beeinträchtigen. 


Wahrlich, felten hat eine Regierung ihre Aufgabe in dem 
Entwidlungsprozeile des von ihr gelentten Staatsweſens fo klar 
erfannt, wie jene Maria Thereſias. Kaum gönnen ihr die 
friegerifchen Ereigniffe, welche das erſte Jahrzehnt ihrer Herr- 
ſchaft erfüllen, einige Bewegungsfreiheit, jo verfolgt die Kaiſerin 
ſchon das große Ziel der Herftellung eines einheitlichen Staats⸗ 
förpers aus den durch jo mannigfahe Momente getrennten 
Erbländern. Denn das ift ihr und ihren klugen Ratgebern 
von vornherein Kar: Eine Großmadt, die imftande wäre, den 
zahlreichen Feinden der Habsburger erfolgreich Widerftand zu 
leiften, fonnte Ofterreich nur dann werden, wenn ſich alle unter 
dem Szepter der Habsburger vereinigten Königreiche und Länder 
zu einem einheitlichen Ganzen zufammenjchloffen!. Und daher 
galt es zunächſt, alle jene inneren Widerſprüche zu überwinden, 
welche diefen Plan durchkreuzten, alle jene Intereſſengegenſätze 
zu befeitigen, welche die einzelnen Erbländer trennten: Intereſſen⸗ 
gegenjäge ſowohl politifcher wie wirtichaftlicher Natur ?. Noch 
fehlte e8 an einer ſtarken, einheitlichen Zentralleitung, noch war 
die innere Verfaſſung jedes einzelnen diefer Länder von der aller 
übrigen ſehr verfchieden; wie fich dies eben in dem hiftorischen 
Entwidlungsprozeffe aus der Machtverteilung zwiſchen dem. 
Monarchen und den Ständen eines jeden Landes herausgebildet 


defien Abhandlung von den Manufalturen und Fabriken. Ausgabe vorm 
1780. IS. 14fg.; 29. 

I Dal. Beidtel in den Sitzungsher. der Akad. der Wiflenich. phil.- 
bift. Klaffe Bd. VII S. 708 fg. 

* Vgl die „Unpartheyifhen Gedanden“ uſw. ©. 321. Fournier, 
Handel und Verkehr in Ungarn und Polen, S. Yfg. Marx Adler, An- 
fänge der merkantiliſtiſchen Gemwerbepolitif in Öfterreih, S. 66. 


Die Aufgaben der therefianifchen Wirtſchaftspolitik 4J 





hatte, noch ſtand an der Spitze eines jeden der Erbländer eine 

Behörde, die weit mehr durch den einheimischen Adel als durch 
den Willen des Monarchen beeinflußt war und vor allem in den 

böhmischen Provinzen jeder Unterordnung unter eine Bentral- 

leitung wiberftrebte, noch waren die Länder durch Zolljchranten 

voneinander getrennt, jebes ein eigenes Wirtfchaftsgebiet, das 

feine Sonberinterefien, jei e8 auch auf Koften der übrigen Erb- 

lande burchzufegen beftrebt war. 


Wie die Staatöverwaltung bier jchroffe Intereſſenkonflikte 
zu überwinden hatte, jo ergab ſich eine ähnliche Aufgabe aus 
jenen Gegenfägen, die zwiſchen der Stadt und dem flachen Lande 
beftanden. Die gefchlofjene Stadtwirtichaft des Mittelalters 
hatte diefe Gegenjäge auf Koften der Landbevölkerung zu löſen 
gefuht. Eime ſolche Bevorzugung des Vürgertums war ber 
merfantiliftijchen, auf Herjtellung großer einheitlicher Wirtſchafts- 
territorien gerichteten Politif der Habsburger ſchon im 17. Jahr- 
hundert fremd. Dieſe Politit hatte vielmehr mit Erfolg die 
Macht der ftädtifchen Korporationen gebrochen, die in den vor- 
wiegend agrariſchen Erbländern ohnehin nicht allzu zahlreich 
waren; fie hatte den Städten ihr ausſchließliches Necht auf Be— 
treibung der einträglichen Gewerbe genommen, bie Verpflanzung 
der Induftrie auf das flache Land durch Heranziehung der Land» 
bevölferung zur gewerblichen Produktion begünftigt. Dadurch 
ebenſo wie durch die blutigen Kriege und das ſchonungsloſe 
Walten der Gegenreformation waren die Städte ſchwer ge— 
ſchädigt worden!; in manden Provinzen, jo vor allem in Böhmen, 
war das früher blühende Handwerk geradezu vernichtet, der 
Verfall der Städte eine traurige Wahrheit. Auch hier galt es, 
dieſe Gegenfäge auszugleichen, bie gewerbliche Produktion zwiſchen 
Stadt und Land zu verteilen. 


' Über bie furchtbaren Folgen des Dreißigjährigen Krieges und ber 
Gegenreformation für Öfterreih vgl. Hörnigf, Öfterreih über Alles, 
©. 7250. 


8 Einleitung. 


Dieſer Kampf der territorialiftifchen Politik gegen die eng- 
.berzigen Intereſſen der Stadtwirtichaft hatte eine weitgehende 
Zerjplitterung der Gewerbeverfafjung zur Folge!. Noch immer 
bildete die Grundlage derjelben das alte Zunftiyftem mit feinem 
Streben nah vollftändiger Beherrſchung des lokalen Marktes 
durch die gejchlofjene, unvermehrbare Zahl der Zunftmitglieder. 
Noch immer zog ſich über die ganze Monardjie jenes engmafchige 
Netz der Innungen, Gilden, Zünfte und Gremien ?, die vielfad) 
noch eine privilegienmäßig gefchloffene Zahl der Mitglieder auf- 
wiefen, jedem außerhalb der Zunft ftehenden Gemwerbetreibenden 
den Eintritt in die Zunft ängftlich vermehrten, und jorgjan 
über die Einhaltung ihrer verbrieften Befugnifie und gewohn— 
beitsrechtlich geübten Bräuche wachten. Noch immer galt nicht 
das Streben nad Erweiterung des Betriebs, fondern bie 
Sicherung des Nahrungsftandes für jeden einzelnen der Zunft- 
meijter als Grundlage der ganzen Geftaltung des Gewerbeweſens. 
Sn einer Reihe von Handwertsbräuden kam dieſes Streben zum 
Ausdrude: in der Firierung der Zahl der Gefellen und Lehr- 
jungen, in Beichränfungen des Meifters bei der Auswahl feiner 
Gehilfen, in der Verpönung neuer, verbefjerter Arbeitsmethoden, 
in ‘Breisverabredungen und Vereinbarungen über die Aufteilung 
ber Produktion, die ſoweit gingen, daß gelegentlich dem einzelnen 
Meilter ein beftimmtes, unüberfchreitbares Produftionsquantum 
vorgefchrieben wurde. Wie fonnte man bei einer folchen Tendenz, 
die nur auf die Erhaltung des beitehenden Erwerbs, nicht im 
entfernteiten auf eine Steigerung der Produktion, auf eine Er- 
langung neuer Abjaßgebiete gerichtet war, von den Zünften eine 
Erweiterung der gewerbliden Tätigkeit erhoffen ? 

1 Die öfterreichifche Gemwerbepolitit der erften Hälfte des 18. Jahr⸗ 
hunderts entbehrt, obwohl ed für diefe Zeit an einigen neueren ſchätzens⸗ 
werten Monographien von F. M. Mayer, Adler u. a. m. nicht fehlt, 
noch einer umfaflenden Darftellung. Im folgenden fol der Zuftand der 
Gewerbeverfaffung um 1740 in feinen allgemeinften Zügen geſchildert werden. 

2 jiber den Begriff der Zünfte, die verfchiedenen Einteilungen der- 
jelben und ihre Organifation vgl. Fricke, Grundſätze des Rechts der Hand- 


werler, Göttingen 1778. Ortloff, Das Recht der Handwerker, Erlangen 
1803, u. a. m. Ä 
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An dieſer wirtſchaftlichen Grundlage der Zunftoerfafjung 
hatten bie Handwerksgeſetze bes abjolutiftiichen Staates nichts 
geändert, trogdem die Wubliziftit an dieſem Probleme 
nicht vorübergegangen war!. Auch die Handwerkspatente 
Karls VI. von 1731 und 1732 hatten, jo nachdrücklich fie die 
politiſche Autonomie der Zünfte zu befeitigen fuchten, an den 
wirtjchaftlihen Grundlagen der AZunftverfajjung feine ein- 
ſchneidende Anderung vorgenommen*, Und eine folde Um- 
geitaltung war aud), wenigftens direkt, in jenen Projekten nicht 
beabfichtigt, welde die gänzliche Aufhebung aller Zünfte zum 
Inhalte hatten, und jeit dem Ende des 17. Jahrhunderts bie 
Staatöverwaltung wiederholt befhäftigten®. Die ftrenge Unter 
ordnung der bis dahin noch immer in vielen Beziehungen auto» 
nomen Zünfte unter die Herrſchaft des Territorialftaates war 
es, um die e8 fich bei dem Reformverfuche von 1731 vor allem 
handelte; die Erjegung ber lokalen ftäbtifchen Leitung des ge- 


! Gierte meint allerdings (Das Recht der Genofjenihaften I &. 923): 
„Neben den juriftiichen und polizeilihen Gründen treten die national- 
öfonomifchen Erwägungen über die wirtſchaftlichen Nachteile des Zunft» 
weſens erft feit der zweiten Hälfte bes 18. Jahrhunderts hervor." Er Hat 
indes babei wohl nur die juriftifche Literatur vor Augen. Bon den 
Kameraliften, wie Hörnigf und Schröder, wurden aud die wirtidaft- 
lichen Nachteile bes Zunftwefens wohl bemerkt. gl. vor allem bie lebhafte 
Darftellung diefer Mipftände bei Schröder, Fürftl. Schatz u, Nenttammer, 
Ausg. v. 1752 ©. 301. 

* Hanbwerföpatent für die böhmiſchen Erbländer vom 16. November 
1731 und Nactragspatent vom 18. Januar 1732; für Oſterreich ob und 
unter der Enns, dann Ober- und Borberöfterreich vom 19. April 1732, für 
Inneröfterreih vom 21. Juni 1732. Sie ftimmen ihrem Inhalte und im 
wefentlien aud dem Wortlaute nad; überein mit dem für das ganze 
Römische Reich erlaffenen Handwerfspatente vom 16. Auguft 1731. Über 
die Entftehungsgefcichte dieſes Patents vgl. Shanz, Zur Geihichte der 
deutſchen Gefellenverbände 1877 S. 139 fg.; Mor. Meyer, Gedichte der 
preußifchen Gandwerferpolitit 2. Bd. ©. 6lfg.; Mar Adler, Anfänge 
der merfantil. Gewerbepolitif in Öfterreih S. 105 fg. 

® Reftr. von 1699; vgl. A. F. Pribram, Das böhmifhe Kommerz- 
Tollegium S. 50. Verhandlungen ber öfterr. Hoflanzlei von 1728; vgl. 
meinen Auffat „Die Einführung der Schutzdetrete“ ufw, in Schmollers 
Yahrbud) 1904 S. 885. 
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werblichen Lebens dur ftaatlihe Auffiht und Regulierung !, 
der Verſuch, die von den gemeinredhtlichen Juriſten ſchon feit 
der Mitte des 17. Jahrhunderts vertretene Auffaſſung der Zünfte 
als „Polizeianftalten” zur Grundlane der legizlativen Behand- 
lung des Zunftrechts zu nehmen?. Darum wird in den Hand: 
werfspatenten mit der größten Schärfe alles unterjagt, was Die 
Selbftändigkeit der Zünfte aufrecht erhalten konnte: Die Ver— 
jammlungen der Snnungsmitglieder ohne Vorwiſſen der Obrig- 
feit, die Beobahtung von Handwerksartikeln, Gebräudhen und 
Gewohnheiten, die nicht ausdrüdlih die landesſürſtliche Ge- 
nehmigung erhalten hatten, die Korrefpondenz der inländijchen 
Zünfte mit jenen des Auslandes, die Einverleibung inländifcher 
Meilter bei ausländifchen Zünften, die Unterorbnung der Neben: 
(aden unter die Hauptladen, die verfchiedene Rangordnung der 
Innungen; darum wird den Zünften die Entjcheidung in Zunft: 
itreitigleiten völlig entzogen, und ihr Recht auf felbftändige 
Judikatur nur für einzelne geringfügige Vergehen anerkannt. 
Um eine fchärfere Überwachung des Handwerkslebens zu ermög- 
lien, jchreiben endlid” die Handwerkspatente vor, daß Zunft- 
laden nur in größeren DOrtichaften, in Städten und Märkten 
errichtet werden, und die Handwerksmeiſter des flachen Landes 
in dieſe Laden einverleibt werden jollen ®. 

Die einzigen Beftimmungen der Patente, die, ſtreng ge: 
nommen, bie wirtfchaftlihe Verfaſſung der Zünfte berührten, 
waren die VBorjchriften des 13. Artikels; fie unterfagten Die 
Berfuche der Innungen, willkürlich die Meifterzahl zu befchränfen, 
jei e8 auf direftem Wege durch eigenmädhtige Firierung der: 
jelben, ſei es auf indireftem durch Erjchwerung des Zutritt? 
zum Meifterrechte. Und ebenjo war hier jede eigenmädhtige Be- 
ſchränkung der Gefellenzahl verboten. Da indes die Entjcheidung 





1 Vgl. Hadmiger, Staatl. Weberpolitif in Oſterr.Schleſien in ber 
Zeitſchr. f. d. gef. Staatswiſſenſchaft, Jahrg. 60 S. 409. 

2 Vgl. Gierte, Das Recht der Genofjenihaften IS. 921. Bruder, 
Die Behandlung der Handwerkerkorpor. durd die Juriſten des 17. u. 
18. Sahrh. in der Zeitſchr. f. d. gef. Staatämifjfenihaft 1880 S. 498 fg. 

3 Vgl. Kopetz, Gewerbsgeſetzkunde 1. Bd. ©. 19 fg. 
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über Aufdingung und Freiſprechung des Lehrlings, über bie 
Zulänglichfeit des Meifterftüds und über die fonftigen Qoraus- 
fegungen zur Erlangung des Meifterrechts nad wie vor ber 
Zunft überlafien blieb, jo hatte biefe doch bie Beitimmung ber 
Meifterzahl fait völlig in der Hand. 

Ale übrigen Vorjhriften der Patente bezwedten bloß 
RPolizeimaßregeln zur Hintanhaltung einer Reihe von Zunftmiß- 
bräuden, und betrafen daher zum großen Teile das Gefellen- 
recht; wie denn „überhaupt die Mißbräuche des Gefellenwejens 
als ber eigentliche Kern der Handwerksmißbräuche galten“ !, 
Denn das Streben der Zünfte nad Beſchränkung der Meifter- 
zahl hatte einen großen Teil der Gejellen vom Zutritt zum 
Meifterrechte und damit von der Selbftändigkeit geradezu aus- 
geſchloſſen, und jo allmählich eine foziale Kluft zwijchen den 
zünftigen Meiftern und ihren Gejellen gejchaffen, die in der 
großen Zahl der Pfufcher und Störer ebenjo wie in ben zahl- 
reichen Gefellenaufftänden jener Zeit ihre Wirkung äußerte?, 

Die Durchführung der Handwerkspatente in den Erblanden 
hieß freilich) genug zu wünſchen übrig, Die Mißftände im 
Zunftwejen, innig verknüpft mit der wirtſchaftlichen Geftaltung 
des Handwerks felbft, waren zu tief eingewurzelt, die Macht der 


1 Schmoller, Umriffe und Unterfuhungen S. 344. Bol. auch 
Rohrſ heidt in Conrads Jahrbüchern für Nationalöfon. II. F. B. 15 
©. 795. Die Einzelheiten dieſer Vorfchriften haben in lehter Zeit mehr- 
fach ausreichende Darftellung gefunden, jo bei Shmoller a. a. D. 
&. 406 fg., bei Grunzel, Die Reichenberger Tuchinduſtrie S. S4fg., bei 
Rizzi, Das öfter. Gewerbe im Zeitalter des Merkantil. in der Zeitſchr. 
für Vollswirtſchaft ufw. Bo. KIT S. 82fg. Überdies mußten bie meiften 
Beftimmungen der Handwerfspatente jpäter neuerdings eingefhärft werben, 
und es lann deshalb eine eingehende Erörterung derſelber hier unter- 
bleiben. 

® Bol. Bruder, Der Verfall der Zünfte im Jahrb. der Görres- 
geſellſchaft 1880 ©. 243 fg. Über den großen Aufftand der Leinmweber- 
gefellen von 1722 vgl. Hallmwich, Neichenberg u. Umgebung ©. 363 fg.; in 
demjelden Jahre fand auch ein Aufftand der Schuhlnechle Wiens ftatt. 
Bol. Waentig, Gewerbl. Mittelftandspofitit S. 18 und die dafelft Anm. 1 
angeführten Zitate aus dem Codex Austriacus. Dann Frauenftädt, 
Aus der Geſchichte der Zünfte in der Zeitſchr. f. Sozialwiſſenſchaft 1904. 


12 Einleitung. 
ftaatlihen Behörden zu gering, als daß eine Beflerung der Zu- 
ftände in den nädjiten Sahren nah Erlaffung der Patente hätte 
eintreten fönnen. Nur in den gewerblich am meiften entwidelten 
Sudetenländern unternahm die Staatöverwaltung eine allgemeine 
Nevifion der Zunftartifel, um fie mit den Vorfchriften des 
Handwerkspatents in Einklang zu bringen: Das Ergebnis war 
die Erlafjung der Generalzunftartifel von 5. Sanuar 1739. 
Sie hatten Geltung für alle jene Zünfte, denen nicht mit landes- 
fürftlicher Genehmigung befondere Artifel verliehen wurden. Die 
Erteilung folder Spezialprivilegien beſchränkte man auf die be» 
deutenderen Zünfte der größeren Stäbte. 

Es bildete alfo das Zunftwefen den Unterbau der Gewerbe: 
verfaflung, und auch jene Gewerbezweige, die nicht ausſchließlich 
für die Dedung des Lokalbedarfs arbeiteten, wie die Seiden- 
manufaftur in Niederöfterreih, die Tucherzeugung in Böhmen 
und Mähren, die Leineninduftrie der Subetenländer, die Glas: 
erzeugung in Böhmen, die Eifeninduftrie in Öfterreih ob ber 
Enns und Steiermarf wurden der Hauptſache nach von zünftigen 
Meiſtern betrieben. 


Aber daneben war doch Schon unter Karl VI. die Gewerbe- 
verfafjung in vielfadher Beziehung von neuen Bildungen durch⸗ 
fegt. In feiner vollen Strenge hatte das Zunftwejen von jeher 
eigentlih nur in den Städten beftanden. Auf dem flachen 
Zande war die Bedeutung der Gewerbe meift zu gering, als 
daß fich hier ein kräftiges Sinnungsleben hätte entwideln fönnen. 
Dazu kam, daß die Ortsobrigkeiten und Grundherrſchaften dem 
Zunftwefen keineswegs günftig gefinnt waren, und bie gewerb- 
lihe Tätigkeit der Landbevölferung nur infomweit geftatteten, als 
fie niht fürchten mußten, daß ihnen diefelbe die für den Ader- 
bau erforderlichen Arbeitskräfte entziehe. So fam es, daß fidh 
auf dem flachen Lande, namentlich in den Sudetenländern, vor 
allem die Spinnerei und die Weberei der Leinen entwidelte, die 
von den Landleuten als hausinduftrieller Nebenerwerb betrieben 
und wegen der Einnahmen, die fie den Grundobrigfeiten ver- 
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ſchafften (Robotgeſpunſt, Bleicherzins, Weberftuhlgeld u. a. m.), 
von biefen wohl auch gefördert wurden !. 

Die harakteriftiihe Eigentümlichkeit jeder Hausinduftrie — 
die Abhängigkeit des Erzeugers vom Verleger — bedingte bier 
eine Organifation der Produktion, die jener des Zunftſyſtems 
gerabe entgegengefegt war. Denn fie ſchob, ſoweit nit bloß 
für den eigenen Gebrauch gejponnen und gewebt wurde, zwiſchen 
den Produzenten und den Konfumenten das kaufmänniſche 
Element ein. Und die Merkantilpolitif der Habsburger hatte, 
ſoweit es die mangelhafte Behörbenorganifation gejtattete, dieſer 
Erwerbstätigkeit der Landbevölferung ihre Aufmerkjamkeit ge- 
widmet, und durch Erlafjung von Qualitätenorbnungen, durch 
Regelung des Verhältnifjes der Spinner und Weber zu ben 
Händlern, durch Unterftügung der Kaufleute und Sorge für 
den Abſatz der Waren eine Förderung der Leineninduftrie nicht 
erfolglos verſucht ?. 


Wohl von noch größerer prinzipieller Bedeutung für die 
Durchbrechung der Zunftverfaſſung waren die ſogenannten Fabrils⸗ 
privilegien, die in größerer Zahl etwa ſeit dem Beginne des 
18. Jahrhunderts erteilt wurden?. Die Zünfte mit ihrer ge 
ſchloſſenen Meifterzahl, mit ihrer jede ftärfere Ausdehnung des 
einzelnen - Betriebes hindernden Arbeitsverfaſſung fchloffen eine 
der Handelsbilanzidee entjprechende Steigerung der Produktion 
bis zur Erportfähigfeit ebenfo aus wie eine den vermehrten 
Bebürfnifjen des Staatshaushaltes proportionale Erhöhung der 


2 Bol. Hadwiger, Staatl. Weberpolitit in Öfterr.-Schlefien in der 
Zeitfehr. f- d. gef. Siaatswiſſenſch. 1904 ©. 417. 

* Einige Bemerkungen zur Geſchichte der Leineninduftrie Böhmens 
finden ſich bei A. F. Pribram, Das bögmifche Kommerzlollegium S. 123 fg. 
Für Schlefien bietet das Bud Zimmermanns „Blüte und Verfall des 
Leinengewerbes in Schlefien* in feinen erften Abfchnitten eine Darftellung 
ber Seineninbuftrie dieſes Landes unter ber Herrſchaft der Habsburger. 
Ebenfo Habwiger a. a. D. ©. 403g. 

3 Eine ganze Reihe derartiger für Fabriken von Öfterreich ob und 
unter ber Enns verliehenen Privilegien zählt Waentig Gewerbl. Mittel- 
ftandspolitit S. 15) auf Grund der Daten des Codex Austriacus auf. 

” 
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Steuerfraft des Landes. Beides fonnte nur von einer aus dem 
Bunftzmange gelöften Geftaltung des gewerblichen Lebens er- 
wartet werden, die ſich freilich zunächſt, der ganzen Wirtjchafts: 
verfaffung des beginnenden Merkantilismus entiprechend, eben- 
fal8 in einem gemwiffen Syſteme der Gebundenheit bewegen 
mußte. Die Entwidlung der ftädtifchen Kultur, die, namentlich 
vom Einfluſſe Frankreichs und Italiens beherrſcht, etwa feit 
bem Beginn bed 18. Jahrhunderts fühlbar wurde, hatte eine 
ganze Reihe von neuen Bebürfniffen wachgerufen, die zunächſt 
durh die Einfuhr ausländischer Erzeugniffe ihre Dedung er- 
hielten. Aber allmählich begann auch der inländifche Gewerbe: 
fleiß fi der Erzeugung diefer, im Inlande bisher noch gar 
nicht bergeitellten Produkte zuzumenden, und die Staatäver- 
waltung begünftigte im Sinne des eben Sich entwidelnden 
Merkantilſyſtems dieſe Beitrebungen, indem fie Fapitalfräftigen 
Unternehmern oder Handelögejellichaften die erwähnten Fabriks— 
privilegien verlieh. 

Die Befugniffe, welche in derartigen Privilegien den Unter: 
nehmern gewährt wurden, waren mehrfacher Art. Der Mehr- 
zahl nach waren fie fogenannte privilegia privativa, d. h. fie 
gaben neben anderen Begünftigungen für ein Erbland oder aud) 
mebrere derjelben dag ausſchließliche Recht zur Erzeugung und 
zum Verlaufe gewifjer gewerblicher Produkte, die bisher in den 
betreffenden Erbländern noch nicht bergeftellt worden waren. 
Die Berleihung derartiger Privilegien bedeutete daher keinen 
Eingriff in die Zunftverfaſſung; fie verhinderte indes, daß die 
Erzeugung diefer neuen Waren, auf welde das Privilegiumi 
lautete, in den Rahmen des Innungsſyſtems eingezwängt wurbe; 
fie ſchien aber auch das einzige Mittel zu fein, angeſichts des 
allgemeinen Mangeld an Kapital und Unternehmungägeift, doc) 
neue Produftionszweige von einiger Bedeutung zu fchaffen, 
indem fie für eine gewiſſe Zeit alle inländifche Konkurrenz und 
mittel3 der Einfuhrbefhränfungen auch die ausländische inſoweit 
ausſchloß, als dies im Intereſſe eines ficheren Abſatzes für das 
neue Unternehmen erforderlich war. 

„ 


Die Gewerbeverfaffung unter Karl VI. 15 





Soweit es fi dagegen bloß darum handelte, in einzelnen, 
bereits zunftmäßig ausgeübten Gewerbezweigen die bisherige 
Produftionsweife zu verbeffern oder zu verfeinern, wurden 
Privilegien geringeren Umfangs verliehen. Sie gewährten 
regelmäßig bloß gewiſſe Zollerleichterungen, das Recht zur Er- 
richtung von Niederlagen, zur Herftellung der Waren ohne 
Bindung an die Vorjehriften der Zumftartifel, zur Verwendung 
ausländifher unzünftiger Werkführer und Arbeiter und ähnliche 
Berugniffe!. Ihre juriftiiche Nechtfertigung fand die Erteilung 
von Privilegien diefer Art in der von dem gemeinrechtlichen 
Juriften ſchon im 17. Jahrhundert vertretenen Auffafjung der 
Zunftrechte als landesfürftliher Gnabenafte, die nicht bloß 
jederzeit widerrufen werben konnten, jondern dem Landesherrn 
die Erteilung von ähnlichen Perjonalprivilegien an Perfonen, 
die außerhalb des Zunftverbandes ftanden, beliebig geftatteten ?. 

Zugleich bedeutet die Verleihung der Fabrifsprivilegien den 
erjten entjcheidenden Schritt auf dem Wege zu einer Fapita- 
liftifchen Organifation der gewerblichen Produktion. Eine ganze 
Reihe von Unternehmungen der geſchilderten Art, und gerade 
die wichtigſten, verbankten einer Handelsgejellihaft, der mit 
Patent vom 27. Mai 1719 gegründeten Orientaliſchen Kom- 
pagnie? ihre Entftehung oder wurden wenigſtens von ber ger 
nannten Geſellſchaft übernommen. Sie errichtete in Fiume 1721 
eine Kerzenfabrif, 1722 eine Fabrik von Striden und Tauen, 
in Schwedat 1726 die vielgenannte Fabrif von Baumwollwaren; 
fie übernahm im Jahre 1722 um ben Preis von 240000 fl die 
bereits jeit 1672 beftehende Linzer Wollenzeugfabrif und erhielt 


* Ein Beifpiel dafür ift die Tuchfabrif des Grafen Waldftein zu Ober» 
feutensborf in Böhmen. Vgl. Pribram, Das böhm. Kommerzkollegium 
©. 

® Val. Gierke, Das Recht der Genoffenfgaften, 1. Bob. ©. 924 fg, 
Bruder, Die Behandlung der Handmwerferforporationen ufm. in der Beit- 
ſchrift für die gef. Staatswiſſenſchaft 1880 S. 490 fg. 

® &. Cod. Austr. III &. 939. Über die Schidfale diefer Kompagnie 
vgl. die freilich etwas unvollftändige Darftellung bei F. M. Mayer, Die 
Anfänge des Handels und der Induftrie in Öfterreich, S. 36 fg. 
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dur das Patent vom 6. November 1724 für Dber-, Unter: 
und Spnneröfterreid auf 50 Jahre das ausschließliche Recht auf 
die Erzeugung von feinen Tüchern, Kronraſch und anderen ganz- 
wollenen Zeugen !. 

Die ganze Leitung diefer und ähnlicher Unternehmungen 
mußte daher von Anfang an einen kaufmänniſchen Charalter 
tragen, im Gegenfate zu dem handwerfsmäßigen jener Betriebe, 
welche in den Schranken der Zunftverfaflung verblieben. Wenn 
die gewerberechtlihe Terminologie jener Zeit alle diefe neuen, 
auf Grund von befonderen Privilegien entitandenen Betriebe 
mit dem Namen „Fabriken“ bezeichnete, jo dedt fich diefer Aus- 
drud freilich Feineswegs völlig mit jenem Begriffe, den wir 
heute mit dem Worte „Fabrik“ verbinden. Denn es handelte 
fih bei jenen Fabriken nur ausnahmsweiſe um eine Produktion 
im großen unter Vereinigung der gewerblichen Hilfsarbeiter in 
gemeinjamen Betriebsftätten. Vielmehr fand die Produftion, 
da gerade die bebeutfamften Fabrifsunternehmungen jener Zeit 
ber Tertilinduftrie angehörten, regelmäßig in den Formen einer 
Beihäftung verlegter Kleinmeifter und Hausinduftrieller ftatt, 
und nur die legte Appretur der Waren erfolgte in befonderen 
Fabriksgebäuden. Das gilt von der obengenannten Schwechater 
Kottonfabrik ebenfo wie von der Linzer Wollenzeugfabrif, während 
die Tuchfabrif des Grafen Waldftein zu Oberleutensdorf?, die 
Spiegelfabrit zu Neuhaus in Nieberöfterreih?, die Porzellan: 
fabrif in Wien* tatſächlich ihre Arbeiter in gemeinjamen, dem 
Unternehmer gehörigen Betriebsftätten vereinigten. 

Was aber alle diefe Fabriken charakterifiert, ift die Her- 
jtellung gewerbliher Schlußprodufte bis zur Vollendung im 
großen für den Markt unter der einheitlichen Leitung eines 


ı Mayera.a.d. ©. 48fg. 

2 Bol. Schlefinger, Zur Geſchichte der Induftrie iu Oberleutens- 
dorf in den Mitt. des Ver. f. Gefch. d. Deutfhen in Böhmen, 3. Jahrg. 
©. 137 fg. 

° Privil. vom 14. Nov. 1713. Cod. Austr. ©. 727g. 

* Falke, Die f. k. Wiener Porzellanfabrit, S. 6. 
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vorwiegend faufmännifch tätigen Unternehmers, ber den Arbeitern 
das NRohmaterial beiftellte, die Art der Erzeugung genau vor: 
ſchrieb und überwacht, das Nifilo des Abſatzes der Waren 
übernahm, furz, die ganze Produktionsweiſe auf kapitaliſtiſcher 
Grundlage organifierte. Diefem Momente trug bie Terminologie 
des 18. Jahrhunderts Rechnung, indem fie die alten, zunftmäßig 
betriebenen Gewerbe unter dem Namen „Handmwerfe” zufanmen- 
faßte und ihnen die neuen, vom Zunftzwange befteiten Be- 
triebsformen als „Fabriken und Manufakturen“ gegenüberftellte *. 
Die beiden Ausdrüde „Fabriten und Manufakturen“ aber werden 
im amtlichen Sprachgebrauche jener Zeit noch nicht ſcharf ge 
ſchieden?. 

Wenn übrigens in den Akten vielfach von „Fabrikanten“ die 
Rede ift, jo werden darunter bis in das 19. Jahrhundert hinein 
regelmäßig nicht etwa die fapitaliftifchen Unternehmer im Sinne 
des heutigen Sprachgebrauchs verftanden, ſondern vielmehr 
die für den auswärtigen Abſatz mit einigen Gehilfen arbeitenden 
Meifter, die meift außerhalb der Zunftorganifation ftanden; fie 
waren regelmäßig auf fremde Rechnung tätig, waren vielfach 
Ausländer, die von unternehmenden Kaufleuten ins Inland ges 
zogen waren, und fonnten meift wegen ihres proteftantijchen 
Belenntniſſes nicht in den Zunftverband aufgenommen werben ®. 


1991. 4. B. Binden in der Ausgabe von Bechers polit. Disturs 
1754 ©. 140. 

2 Bol. Jufti, Abhandlung von den Manufalturen und Fabriten 
Ausg. von 1780, 1. Bd. S. 5ig. Juſti verfucht eine Scheidung der beiden 
Begriffe in dem Sinne, daß er unter Manufakturen diejenigen „ Bearbeitungen” 
verfteht, „die bloß mit der Hand, ohne Feuer und Sammer geſchehen“; 
während er ald Fabriken „diejenigen Arbeiten“ bezeichnet, „zu welchen Feuer 
und Hammer oder ähnliche Werkzeuge angewendet werden.“ Dieſe Unter- 
ſcheidung legt er dann der ganzen zitierten Abhandlung zugrunde. Ähnlich 
auch in feiner Staatswirtihaft 2. Ausg. 1758 1. Bb. ©. 290, Auf ben 
Sprahgebraud; der Öfterr. Behörden war dies nit von Einfluß. Erft 
1770 wurde hier eine Abgrenzung der beiden Begriffe in einem etwas 
anderen Sinne verfuht. Vgl. unten S. 206. Dagegen lehnt Sonnenfels 
jede Unterſcheidung zwiſchen Fabrit und Manufaktur ab (Örundfäge der 
BPoligey ufm. 3. Aufl. ®b. II S. 13, 136). 

® Intereffant für die — Entwidlung des — der 

vridr am, Öfterreiglige Gemerbepolitit 1. 
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Diefe „Fabrilanten” find e8 vor allem, durch beren Be- 
günftigung das ftarre Zunftiyftem auch in den fonft zunftmäßig 
organifierten Gewerbezweigen trog allen Wiberftandes der Innungen 
durchbrochen wird, und fo geht denn auch in Öfterreich bie Ent- 
widlung der Kapitalwirtichaft gleichen Schritt mit dem neuer- 
lihen Eindringen des proteftantifden Elements!. 


Ganz ſcharf läßt fich die Bedeutung besfelben für die frei- 
heitlichere Geftaltung der Gewerbeverfaffung an ber Geſchichte 
der „Schugbelrete" in Wien erkennen?. Um ber ftarren, auf 
monopoliftifche Beherrfhung des Marktes abzielenden Politik 
der Bünfte ein Gegengewicht zu bieten, hatte die Staatäver- 
waltung jchon jeit dem Ende des 17. Jahrhundert in größerer 
Zahl fogenannte „Hofbefreite” angejegt. Sie waren bervor- 
gegangen aus dem Bedürfniffe der Regenten, für die Hand- 
werksarbeiten des Hofes eigene, der Zunft nicht angehörige Ge- 
werbetreibende zu gewinnen. Allmählih aber hatten fie den 
Charakter von felbitändigen, auf eigene Rechnung aud für 
Private arbeitenden Handwerksmeiſtern erhalten, die außerhalb 
des eigentlichen Hofdienftes ftanden, und neben den zunftmäßigen 
bürgerliden Meiftern eine eigene Kategorie nichtbürgerlicher be: 


„Fabrikanten“ ift eine’ Stelle aus einem Auffage über die Induſtrie- und 
Handelsverhältnifie Böhmens, der wahrfcheinlih 1738 von dem Mitgliede 
des böhmischen Kommerzlollegiums Aodlersfeld verfaßt wurde (Unvorgreiff- 
Tiche Borftelung über die in Königreich Böheimb neben dem ordinari Zoll 
fih befindende Neben Imposten etc. Kart V G 7 No. 15 v. 3%. 1728 
Böhmen). Es heißt darin: „Eine jede Zunfft von Tud- und Hutmadern, 
Moll» und Strümpfwürfern und Leinmebern feynd nichts anderes ala 
-Fabricanten, eine? jeden Hauß und Werfftatt aber gleihfam ein Fabriquen⸗ 
Hauß zu nennen. Es ſcheint alfo unnöthig zu feyn, in Einrichtung folcher 
Fabriquen, morzu im Lande das rohe Materiale felbft erzeuget wird, auf 
Anlegung großer Gebäude mit vielen Koften zu gedenden . . die Städte 
und andere taugliche Örther im Königreich Böheimb müffen bie Fabriquen⸗ 
Häußer vorſtellen.“ 

1 Dal. dazu Gothein, Wirtſchaftsgeſchichte des Schwarzwaldes 
S. 674. 

2 VBgl. meinen Aufſatz „Die Einführung der Schutzdekrete in Wien" in 
Schmollers Jahrbuch für Geſetzgebung uſw. 1904 ©. 883 fg. 
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fugter Gemwerbetreibender bildeten. Daneben gab es eine nicht 
unbeträdtlihe Zahl von Handwerkern, die ihre Befugnis von 
verſchiedenen Hofämtern erhalten hatten, und endlich jehr viele 
unbefugte Gewerbetreibende oder Störer, denen aus verjchiedenen 
Gründen, zum Teil auch wegen ihres afatholifchen Glaubens der 
Zutritt zum Meifterrechte verfchloffen war, und die deshalb un- 
erlaubterweije ihr Gewerbe übten. Das Patent Karla VI. vom 
12, April 1725 geftattete biefen unbefugten Handwerkern gegen 
Zahlung eines Schuggeldes ausdrüdlih die Ausübung ihrer 
Profeifion. So jehr bei Erlafjung dieſes Patents auch fis- 
talijcde Erwägungen maßgebend fein mochten, e8 bedeutete dieje 
Verleihung von Gewerbebefugnifien, die ihre Geltung unter 
Umgebung aller Zunftichranfen direkt von einem Akte der Staats: 
gewalt herleiteten, jedenfalls den eriten größeren praktifchen 
Verſuch einer Erfegung der Zunftverfafjung durch ein ftaatliches 
Konzeſſionsſyſtem. Und das Patent erjtredte jeine Gültigkeit 
ausdrücklich auch auf die Proteftanten, „woferne fie guete 
Künftler, oder von einer bejonderen, hier noch nicht eingeführten 
Profeffion jeynd“!. Man hatte den ganzen DVerfuch freilich 
alsbald wieder aufgeben müfjen und jeit 1733 mit der Ein- 
verleibung der Schugverwandten unter die zünftigen Gewerbe 
begonnen, eine Maßnahme, die etwa 1750 durchgeführt war?. 
Aber die Inftitution der Schutzdekrete war damit nicht bejeitigt, 
jondern fie diente bis tief ins 19. Jahrhundert hinein der 
Staatsgewalt als Mittel, ſolchen Gewerbetreibenden die Selb- 
ftändigkeit zu verjhhaffen, denen im übrigen, aus Eonfejfionellen 
ober aus anderen Gründen, die Erlangung bes zünftigen Meifter- 
rechts verjagt war. 

Ahnlich ein Refkript für Böhmen vom 1. Auguft 1727 (Bat. Kopet, 
Gewerbögefehtunde I &. 9). 

® Vgl. das Dekret vom 15. Februar 1748 betr. bie Einrichtung der 
ihugverwandten Brotfier und Fragner (Cod. Austr. V S. 282), Aufträge 
zur Verminderung der Zahl ber Schugdekrete ergingen übrigens auch noch 
fpäter (Defr. vom 2, Dez. 1752 ebenda S. 714; Dekr. betr. die Nequlierung 


der fhupverwandten Perrüdenmader und Friſeurs vom 30. Sept. 1755 
‚ebenda ©. 1264). 








gr 
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Bei den Verhandlungen über bieje Kategorie neuer Gemwerbe- 
treibender hatte auch eine für die ſpätere Entwidlung bedeut- 
fame bee zum eritenmale eine Rolle gefpielt: die Idee einer 
Sceibung der Gewerbe in folde, die einer Entwidlung bis 
zum Erporte fähig waren, und in jene, die im Weſen nur dem 
Lofalbedarfe dienten!. Und immer wieder hatte man die Not- 
wenbigfeit betont, von der feitens der Bürgerfchaft Wiens be- 
gehrten Einſchränkung der Meifterzahl alle Gewerbe auszunehmen, 
„welche die Eigenjhaft einer Manufactur und den Berfchleiß 
außer Landes haben, folgbar an deren Erhebung Shrer Kayjer: 
lichen Majeftät und dem Publicum merklich gelegen ift“*. Da- 
neben hatte man überdies jene Arbeiten völlig freigegeben, 
welche „weder in ein gelerntes Handwerk einjchlagen, noch 
auch fonften eine ſichere Nahrung geben, fondern ihrer natürlichen 
Eigenfhaft nah einem jegliden zu treiben und zu verwerten 
jeynd”®. Auf diefe geringen Arbeiten follte weder ein Schup- 
befret, noch das Bürgerrecht erteilt werden. 


Aber all die gefhilderten Formen von unzünftigen Betrieben 
bedeuteten faum mehr als Anfäge zu einer Befreiung der ge- 
werblichen Tätigkeit vom Zunftzwange, zur Erjegung des rein 
bandwerfsmäßigen Betriebs durch höhere Unternehmungsformen. 
In den Alpenländern, wo die gewerbliche Tätigkeit noch auf 
einer fehr niedrigen Stufe ftand, diente fie fait ausfchließlich bloß . 
ber Dedung bes lokalen Bedarfs. Hier berrjchte vielfach noch 





1 Diefe Idee findet fi ſchon angedeutet bei Hörnigk (Öfterreic 
über Alles S. 178 fg.) anläßlich der Erörterung ber Frage, mie die Be- 
völlerung durch Steigerung der gewerblichen Tätigfeit vermehrt werden 
fönne: „Sch rede aber nicht” fo meint er, „von Schuitern, Schneidern, 
gemeinen Schmieden, Haffnern und dergleihen Handwerkern, daran in den 
Erblanden ohne das fein Mangel, fondern von folden, die das nunmehr 
hinaus lauffende Geld im Lande erhalten helffen, wohin fürnehmlid alle 
Arten der feinen Weberey zu ziehen. ... . Mit den gemeinen Handmwertern, 
die gefchloffene Zünfte haben, laſſet es ſich nicht thun.“ 

2 Detret vom 22. März 1740. Cod. Austr. IV ©. 1124. Vgl. aud) 
Barth:Bartenheim, Gewerbsgeſetzkunde 1. Bd. ©. 46. 

3 Hofdelret vom 3. Februar 1740 (Cod. Austr. IV ©. 1121). 
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ungetrübt die reine Naturalwirtichaft, in welcher der größte 
Teil des Bedarfs aud an gewerblichen Erzeugniffen im länd- 
lien Haushalte hergeftellt wurde; und was noch fehlte, ergänzte 
die Störarbeit des wandernden Handwerfers. Nicht viel anders 
ftand es in den ländlichen Diftrikten der kulturell und gewerblich 
weiter fortgejchrittenen Sudetenländer und Niederöſterreichs. 
Daraus erklärt fih auch die Erjheinung, daß ben Grund» 
herrſchaften allgemein verfafjungsmäßig das Recht zuftand, ge- 
werbliche Arbeiten für ihren Bebarf durch eigene, feiner Zunft 
einverleibte Handwerker vornehmen zu lafjen !. 

Aber jelbit in den Städten diente die gewerbliche Tätigkeit 
zum großen Teile bloß der Dedung des Lofalbedarfs. Eine 
nicht unbeträhtliche Menge von Rohproduften, an denen die 
Erblande nit arm waren, ging unverarbeitet ins Ausland; 
der Erlös wurde zumeift zum Importe fremder Lurusartifel 
verwendet?, Angefichts diefes Tiefftandes der materiellen Kultur 
ift es faum zu verwundern, daß auch die Fabrilsgründungen 
der karoliniſchen Zeit nicht recht gedeihen wollten. Die meiften 
Unternehmungen ber orientalifhen Kompagnie gingen nach kurzem 
Beltande wieder ein®, und die Kompagnie jelbft trat in Liqui- 
dation, wobei bie Gläubiger und Interefjenten einen großen 
Teil des Kapitals verloren‘. Nur mit Mühe erhielten fi die 
Fabriken von Schwechat und Linz. Und noch trauriger war 
das Schidjal der meiften von einzelnen Unternehmern gegründeten 
Fabriten®. Denn für die Eriftenz einer leiftungsfähigen In— 
duftrie fehlte es an den wichtigften Vorausjegungen: an dem 


! Handwerföpatente von 17325 9. S. Kopek, Gewerbsgeſetzkunde I 
S. 432. Für Mähren und Schleſien fpeziell vgl, Lukſche, VBefondere 
Rechte der Perfonen in Mähren und Schlefien 1823 IS. 47. 

© Vgl. dazu Hörnigt, Öfterr. über Alles S. 70, Weindrenner, 
Patriot. Gedanken uſw. S. 40. 

® Bl. F. M. Mayer a. a. D. ©. 47. 

+ Bgl. Rante, Zur Geſch von Öfterr. und Preußen 1875 ©. 38 fg. 

® Bol. Hallwich, Reichenberg und Umgebung S. 349 fg., 371 fg. 
Bon den unter Karl VI. in Böhmen gegründeten Fabriten ſcheint fid) bloh 
die Waldſteinſche Tuchfabrit erhalten zu haben. (Schlefinger in ben 
Mitt. des Ver. f. Gef. der Deutfchen in Böhmen, 3. Jahrg. S. 133 fg.) 
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erforderlichen Rapitale und an einem ausreichenden Abſatzgebiete. 
Beides war damals nur dann zu erlangen, wenn die Staats⸗ 
verwaltung ihre Kräfte in den Dienft der inbuftriellen Ent- 
widlung ftellte; denn die vorhandenen Keime berfelben maren 
zu ſchwach, um fih die Bedingungen ihrer Eriftenz felbft zu 
Schaffen. Die Staatsverwaltung der karoliniſchen Periode aber 
bat bie ihr geftellten Aufgaben nur mangelhaft erfüllt. Ihre 
Maßregeln waren allzu ſehr von rein fisfaliiden Erwägungen 
geleitet !, ihr fehlte alle Einheit in der Wirtfchaftspolitil: „ES 
wären gar zu ville,“ meint 1799 Franz von Reigersfeld?, „die 
per imperatorem jchreiben und befehlen: die Hoff:-Canzley, der 
Hoff Kriegs-Rath, die Hoff-Cammer und die Commercien-Con- 
ferenz; was einer Guttes thut und thun will, verbörbt und ver- 
hindert der andere.“ 

Indem nun die Regierung Maria Thereſias dag große Ziel 
verfolgte, einen einheitlihen Staatsförper zu jchaffen, gab fie 
gleichzeitig der entftehenden Großinduftrie jenes Abſatzgebiet, 
defien diejelbe zu ihrer Eriftenz bedurfte; indem fie als die un- 
entbehrlihe Vorausfegung für die Herftellung einer Univerſal⸗ 
monardie die ftrenge Unterordnung aller Zänderbehörden unter 
die Wiener SZentralleitung durchführte, ſchuf fie die notwendigen 
Bedingungen für eine zmedmäßige Förderung der Induſtrie von 
einem gemeinfamen Mittelpunkte aus, nad einheitliden Grund- 
fägen. Indem fie endlich für die Verwaltung des Kommerzes 
einen eigenen Behördenfreis zu organifieren verfuchte, verließ fie 
in den Fragen der ftaatlihen Unterftügung von Handel und . 
Gewerbe den Standpunkt des reinen Fisfalismus und gab den 
auf Hebung ber Induſtrie gerichteten Beitrebungen einen felb- 
jtändigeren Charafter. 

Bon der Behördenorganifation Maria Therefiag muß daher 
die Darftellung ausgehen, wenn fie das volle Berftändnis für 
die Gemerbepolitif jener Epoche gewinnen will. 





1 Bol. X. F. Pribram, Das böhm. Kommerzfollegium, S. 106. 
2 Bit. bei F. M, Mayer a. a. O. ©. 113. 
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Die Periode von 1740 bis 1762. Die Verſuche zur 
Schaffung einer Grofinduftie in Oferrei. 


Erſtes Kapitel. 
Die Organifation der Kommerzbehörden. 


(Die Idee einer Loslöjung der Kommerzialleitung aus dem Verwal- 
tungsorganismus S. 23. Bedeutung biefer Idee unter Karl VI. S. 24. 
Die erften Verſuche Maria Therefiad, diefe dee zu verwirklichen (1743 
und 1746) &.25. — Dad Kommerzdiretorium und die Kommerztonſeſſe 
&.29.— Die Errichtung von Manufakturenämtern ©. 32, — Neue Änderungen 
in der Drganifation der Kommerzbehörden (1753) S. 34. — Scheidung der 
Gewerbe in Rommerzial- und Poligeigewerbe; Bedeutung diefer Abgrenzung 
©. 38. — Mängel der Behördenorganifation &. 40.) 





Verfuchen wir es zunächſt, die Organifation der Kommerz- 
behörden in ben erften zwei Jahrzehnten der Regierungszeit 
Maria Therefias zu ſchildern, fo treten ſchon bei dieſer Gelegen- 
beit jene Tendenzen ziemlich ſcharf zutage, welde die Staats- 
verwaltung in ihrer ganzen Wirtjehaftspolitif beherrfchten. Und 
ebenfo finden die Schwierigkeiten, mit denen Öfterreich® damals — 
vor allem wegen des Mangels an einem verläßlichen Beamten- 
Stande — bei jeder Behördenorganifation zu kämpfen hatte, ihren 
deutlichen Ausdrud in ber unaufhörlichen Umgeftaltung ber 
Kommerzbehörden, die erft 1776 einen Abſchluß erreichte. 

Es ift vielleicht eine Folge der Tendenz, die Selbftändigfeit 
der Landesbehörden nah Möglichkeit zu ſchwächen, wenn bie, 
Verwaltungsreformen Maria Therefias zunädhit von dem Ge- 
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danken beberricht find, eine Reihe von Verwaltungsaufgaben der 
Kompetenz der Länderftellen zu entziehen und jelbitändigen Be- 
börden zuzumeifen. Noch früher als für das Gebiet der Yuftiz: 
verwaltung findet diefer Gedanke auf dem ‘Felde der Kommerzial- 
leitung jeinen fichtbaren Ausdrud. Man mag angeſichts des 
innigen Zufammenhanges diefer Berwaltungsaufgaben mit jenen 
ber übrigen Innenpolitik diefe Scheidung für verfehlt halten — 
und ihr Mißerfolg jcheint eine derartige Auffallung zu be: 
tätigen —; der Verfuch diefer Scheidung wird zum minbeften 
begreiflih, wenn man bedenkt, daß e3 damals offenbar unmög- 
lid war, die widerftrebenden Länderſtellen ohne weiteres unter 
den Willen der Zentralgemwalt zu zwingen. Die Schaffung eines 
großen, einheitlihen Wirtſchaftsgebietes aus den einzelnen Erb- 
landen, dieſes bewußt verfolgte und oft genug auögeiprochene 
Ziel fhien nur dann erreichbar, wenn man jene Verwaltungs: 
aufgaben, welche diefen Zwed zunädit verfolgten, der Kompetenz 
der Länderftellen entzog, fie eigenen Behörden zumies, und dieſe 
legteren einer ebenfalls jelbitändigen, alle Kommerzialangelegen- 
beiten der ganzen Monardie leitenden Zentralitelle womöglich 
Direkt unterordnete. Das ift wohl der große leitende Gefichts- 
punkt, der die ganze Organifation der Kommerzbehörden in diejer 
Epoche fennzeichnet; der rote Faden, der allein imſtande ift, 
den Weg durh das Labyrinth der DOrganifationsverfudhe von 
1740 bis 1775 zu weiſen. 


Ganz neu ift diefe Idee einer Loslöfung der Kommerzial- 
leitung aus dem übrigen Verwaltungsorganismus im Sabre 
1740 freilich nit. Es ſcheint vielmehr, daß die öfterreichische 
Gefamtjtaatsidee, weit früher als auf politifchem Gebiete, auf 
dem Boden bes Wirtſchaftslebens den Verſuch einer Verwirk: 
lihung erfuhr. Schon unter Karl VL, „da man .... das 
Commerciale für nichts ſchlechter, jondern als einen folchen 
Gegenitand anzujehen begonnte, woran dem Staate hoch gelegen 
jey, war man darauf bedacht, daraus ein eigenes, von allen 
Hof: und Länderftellen unabhängiges Geſchäft zu machen, welches 
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anfänglich in Staatsconferenzen tractiret, und jodann einsweilen 
dem damaligen Hof- und Staatstanzler Grafen von Sinzendorf 
zu beforgen anvertraut wurde‘. Auch in den einzelnen Erb- 
landen erfolgte die Errichtung eigener Kommerzbehörben: in 
Böhmen gab es jeit 1724 ein Kommerzkollegium?, in Oſterreich 
ob und unter der Enns Kommerzfommiffionen®, in Inneröfter- 
rei eine Kommerzienhauptlommiffion*, im Litorale ein See- 
departement, da8 den Namen Intendenza führte”. Allein die 
Verbindung aller diefer Unterbehörben mit der Zentralleitung 
ſcheint eine jehr lofe, der Einfluß der Länderftellen auf diejelben 
ein überwiegend großer gewejen zu fein. Und jo erklärt es ſich, 
daß dieſe Kommerzbehörben zur Zeit des Negierungsantrittes 
Maria Therefias zum Teil wieder eingegangen waren, und daß 
die Wirkſamkeit der noch beftehenden damals eine nennenswerte 
Bedeutung nicht bejaß®, 


Das erfte Aktenjtüd, das ſich mit ber Erneuerung dieſer 
Behörden beichäftigt, ftammt aus dem Jahre 1743, und ift ein 
vollftändig von der Hand der Kaiferin gefchriebenes Billett, das 
jeltfam genug ausfieht?. Ohne Anrede, ohne Adreffe, macht es 


So heißt e8 in den „Gebanfen über die Vereinigung bes bisher 
unmittelbar gemefenen Commerzien-Rathes mit der Hof-Canzley”. Diefer 
Auffag, ein ungefertigtes Konzept vom 27. Mai 1765, findet fih im Fase. 1 
Kommerz N. Ö. Ceff. 4 de anno 1765. Die Schlußworte des Zitats 
begiehen ſich auf die mit Delret vom 20. März 1719 unter dem Vorfige 
des Grafen Philipp Ludwig von Sinzendorf errichtete Kommerz - 
hoftommiffion. Gleichzeitig wurde auch eine fubdelegierte Rommiffion unter 
dem Vorſitze des Grafen Ded beftellt. (Kart III A 3 Kommerztomm. 
No. 5 v. 3. 1719) 

? Dal, A. F. Pribram, Das böhmifhe Rommerztolegium und 
feine Tätigkeit, befonders S. 32 fg. 

® Die oben Anm. 1 erwähnte nieberöfterr. fubdelegierte Hoffommiffion. 

+ Bol. F. M. Mayer, Die Anfänge des Handels uſw. ©. 63. 

® Die Intendenza war 1731 errichtet worden. (Bgl. Mayer, a. a. D. 
©. 108.) 

® Dal. Kopetz, Gewerbsgeſetzkunde 2. Bd. S. 435. 

? Kart. VG 1.R. Ö. No. 21 v. 3. 1749. Diefes Billett wird zitiert 
bei Fournier, Handel und Verkehr in Ungarn und Polen ©. 15. 
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auf den eriten Blid etwa den Eindrud eines höchſt bedeutungs- 
lofen Konzeptes, das flüchtig auf ein irgendwo abgeriffenes Stüd 
Papier hingeworfen wurde. Und doch ift der Inhalt dieſes 
Handſchreibens von hohem Intereſſe, denn es enthält im Kerne 
jene Ideen, welche die Monardjin bei ihrer Behörbenorganijation 
leiteten.. Someit fein Inhalt für unfere Frage in Betracht 
fommt, lautet es folgendermaßen: „ich jehe je länger je mehrers 
das in denen ländern feine genugdame forg auff comercien und 
manifacturn angewendet werde, wo doch dise das alleinige mittel 
jeynd, umb denen ländern auffzubelffen und frembdes gelt in 
jelbe zu bringen. ich will dahero das in allen ländern bie 
ihonn geweſte comercien comissiones erneueret werden und 
fan darmit albier der anfang gemacht werden. pro praeside 
jo vill nieder ö. betrifft benenne den kufſtein mit zuzihung des 
harach und eines hoffraths, dem dopelhoff, wen er nicht zu vill 
zu thun bat. von ber cammer glaubte reigersfeld oder einen 
andern von der regirung und denen übrigen ftellen fan er zu: 
zihen, wem er nad bejchaffenbeit der materie nöthig findet, 
und folle bey diger comission alles was in die manufacturen 
und comercien einjchlaget tractirt werden. in wichtigeren haubt- 
einrichtungen hat die comission mir ein protocoll zu geben, damit 
auch allenfahls die ftarenbergifche conferenz! darüber vernehmen 
fönne die expeditiones können durch die cantzley und übrige 
ftellen lauffen und ift haubtſächlich darauf zu jehen damit die 
Künftler gefchüget Die manufacturen beförderet und fonderlich 
das hungarifche comercium wider herbeygebracdht werde, worzu alle 
dicasterien die assistenz mit nachdruck ertheilen follen wegen der 
übrigen d. andern ermwarthe einen vorjchlag von der cankley 
umb darüber dag weitere zu resolvirn. Maria Therefia.“ 
Auf Grund diefes kaiſerlichen Befehld wurde der Vize— 
boffanzler Graf Joſef Ferdinand von Kufftein zum Präfidenten 
der neuen, zunächſt für Nieder» und Inneröfterreich beftimmten 


I Gemeint ift die unter dem Präfidium des Grafen Th. ©. von Starhem- 
berg ftehende Minifterialfonferenz. 
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Kommerzien-Hoffommiffion ernannt!, Über die weiteren Schid- 
ale und die Tätigkeit diejer Kommiffion geben die Akten Feinen 
Aufſchluß. Vielleicht trat fie gar nicht in Wirkſamkeit ?. 

Während in dem zitierten Kabinettfchreiben noch die alte, 
aus der Zeit Karls VI. herftammende bee territorial gejonderter 
Kommerzbehörben die Kaiferin beherrſcht, ift drei Jahre ſpäter 
der Gedanke der Gejamtmonarchie ftark genug, um in dem 
Plane der Errichtung einer einheitlichen Zentralftelle für das 
Kommerz der gefamten Erblande feinen Ausdrud zu finden: in 
dem Plane der Gründung eines Univerfallommerzbirektoriums, 
das unter dem Vorfige des Präfidenten der Minifterialbanto- 
deputation Grafen Philipp Kinsky ftehen, und, wie ſchon ber 
Name andeutet, feinen Wirkungskreis auf die gefamten Erb- 
lande® und aud auf Ungarn erjireden jollte *. 


! Defret vom 16. Dezember 1743. Unter dem gleihen Datum er» 
floß ein analoges Dekret an die niederöfterr. Regierung (derſ. Kart. No. 40 
ex 1743 N. Ö). 

? Died behauptet Fournier (bamdel und Verkehr in Ungarn und 
Polen S. 16). 

* Als „Erblande* werben im amtlihen Spracdgebraude des 18. Jahr» 
hunderts regelmäßig bloß die Länder diesſeits der Leitha (Öfterreih ob 
und unter der Enns, Inner» und Vorderöſterreich, dann die Länder der 
böhmifchen Krone) bezeichnet. In biefem Sinne wird der Ausdrud aud 
in ber folgenden Darftellung verwendet. (Ühnlih Fournier a. a. O. 
©. 26 Anm.) 

+ Hinge (Der öfterr. und der preuß. Beamtenftaat in ber Hiftor. 
Zeitſcht. Bd. 86 S. 428) meint, ald Vorbild habe bei der Errichtung dieſer 
Behörde jenes Departement für Handel und Manufakturen gedient, das 
Friedrich II. im Jahre 1740 feinem Generalbireftorium angliederte, 

Das Kabineitſchreiben, durch welches das Univerfal-Rommerzdireftorium 
eingefeßt wurde, findet fih im Kart, V G 1No. 170. J. 1746 N. O. Es ift für 
die Geſchichte der Gewerbepolitif bedeutungsvoll genug, um wenigftens in 
feinen wefentlichften Stellen hier zitiert zu werben. „Lieber Graf Kinsty! 
Nachdem die Erfahrung bishero gezeiget, wie nötig es fey, dab zu Einführ- 
und Feititellung eines Universal-Commereii in Meinen gefamten Erblanden 
eine ftätte, unabläflihe und förderſahme Obforg fo wohl in deliberando 
als espediendo getragen, einfolglich zu ſolchem Ende ein ganz befondereö, 
von mir unmittelbahr dependirendes Direetorium stabiliret werde, welches, 
gleihwie bishero die daß commereium respieirende materien sparsim 
bey allen Hof» und Länder-Mitteln fehr different tractiret worden, und ba» 
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Die in ben einzelnen Ländern beftehenden Kommerztollegien 
und Kommerztommiffionen follten in ihrer Kompetenz durch die 
neue Behörde nicht berührt werden; auch ihre Abhängigkeit von 
den verſchiedenen Hoffanzleien wurde nicht geändert; wie denn 
das Kommerzdireltorium weder eigene, ihm ausſchließlich zu- 
gewiejene Beamte, noch ein befonderes Expedit erhielt. Es 
hatte bloß den Charakter einer Kommiffion, die aus Mitgliedern 
der drei Hoflanzleien (der böhmischen, der öſterreichiſchen und 
der ungarifchen), dann der Minifterialbankodeputation zufammen- 
gefeßt war, und jene Angelegenheiten beraten follte, die fih auf 
die Herftellung eines Univerfallommerzes bezogen. Da jedoch 
Graf Kinsky bald darauf ftarb, fo fcheint dieſe oberfte Kommerz- 
behörde zunächſt feine rechte Wirkſamkeit entfaltet zu baben!. 
ALS Beweis dafür mag die Tatfache dienen, daß Ende 1746 
und 1747 noch zur Erledigung einer Reihe gegenfeitiger 
„gravamina“ der öfterreichifehen und der böhmifchen Länder in 
Kommerzjadhen eine eigene „Zuſammentrettung“, d. h. mündliche 
Verhandlungen zwifhen den Hoſtkanzleien diefer Länder ftatt- 
fanden, bei denen des Kommerzdireftoriumd mit feinem Worte 
Erwähnung gejchieht ?. 


bero niemahblen der rechte End⸗Zweck, ein universal Commercium ein- 
zuführen, erreihet, noch ein dahin abziellendes einförmiges Systema ge- 
faffet werden mögen, führohin universaliter alle in diefe sphaeram ein- 
fauffende Materien conjunctim und allein tractiren folle. Als habe Ich 
dießfall in Euch Mein Vertrauen gnädigſt gefezet, und bin dahero gemillet, 
daß unter Eurem Praesidio das Universal-Commercien-Directorium con- 
stituiret und darzu Die assessores aus Meinen Hofftellen . . . . zugezogen, 
Euch aber darbey freyftehen jolle, ale insgefambt oder auch nur einen und 
den andern zu diefer oder jener Seſſion pro re nata anfagen zu laſſen.“ 

1Auch Kopetz, Gemwerbögefegtunde II S. 435 datiert die Errichtung 
des Kommerzdireftoriums erft vom Jahre 1749. 

2 Kart. VG 5 N. O. ohne Nr. ex 1747. Diefe Verhandlungen be- 
rühren dadurch feltfam genug, daß fie förmlich in der Art von Bertragd- 
verhandlungen zweier felbjtändiger Staaten geführt merden, und mit 
tompromißartigen Zugeftändniffen beider Hofjtellen endigen. Gegenftand 
der Befchwerden find vor allem gemwifle Einfuhrverbote, die zum Schuße 
des Privilegiums der Linzer Wollenzeugfabrif und anderer ausfchließlich 
berechtigter Produzenten böhmifche Waren von dem Importe in bie öfter- 
reihifhen Länder ausjchloffen. Allein die dee des Univerfallommerzeö 
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Die eigentliche Periode der Zentralifationsbeftrebungen be— 
ginnt erft 1748 nad; Beendigung des öſterreichiſchen Erbfolge: 
frieges. Sie wird eingeleitet durch bie Errichtung des Diret ⸗ 
toriums in publieis et cameralibus, das aus der Bereinigung 
der böhmijchen und ber öfterreichifchen Hoffanzlei hervorging. 
Soweit die Gewerbeverfafjung in Frage kommt, waren biejem 
Direktorium bezw. in unterer Inſtanz den bald darauf gefchaffenen 
LZänderrepräfentationen folgende Agenden übertragen!: „Die 
Ertheilung der Confirmationes der Innungs-, Zunfts- und 
Gewerbearticuln, wie aud die daher entjtehenden Klagen; 
dispensationes über Wander-Jahre und Meifterftüde; Indulta 
für Künftler und Ertheilung von Hofbefreyungen; General» 
Einrihtung in Zunfts: und Handwerksſachen.“ 

Doch follte in diefen Fragen das Direktorium nicht jelb- 
ftändig vorgehen, fondern diefe Agenden als „Commercialia 
mixta concurrenter mit dem Commerciendirectorio“ ver- 
walten. 

Das Kommerzdireftorium jelbft wurde ſchon 1749 unter 
Leitung des Grafen Rudolf Chotef, des Präfidenten der Banko— 
hofdeputation „rejtabiliert“, wiederum in der ausbrüdlich Fund- 





wird aud bei biefer Gelegenheit ausbrüdlich anerfannt. In ben ein» 
leitenden Bemerkungen betont die öfterr. Hoffanzlei: „Man erfenne auch 
ihres Orths allerdings richtig zu ſeyn, daf das Haubtfundament und 
Medium, den Handel und Wandel zu beförberen und empor zu bringen, in 
libertate Commereii beftehe, jondern auch daß bierbey das billig mäffige 
Reeiprocum beobachtet werben müfle. Man wünſche dahero nichts mehrer, 
als daß zu allen Zeithen folde Maa-Reguln angenommen wurden, welde 
einem Erb-Tand, wie dem andern zur Verfehrung feiner Producten und 
Manufacturen gleichen Vorſchub geben, und fonderlid dad Commercium 
ad extra, weldeö bermablen faft gänglichen aufliege, beförberten. Daran 
hange der allerhöchfte Dienft und die Wohlfarth aller Länder, welche billige 
Urſache hätten, hierinnen gemeine Sache zu machen, und wolle man ab» 
feithen Öfterreidh gar gern alles beytragen, was nur immer zu Erleichterung 
des Commereii einigen Vorſchub geben kan.* 

! Nefkr. v. 14. Juni 1749. Sitiert in dem Afte Kart. III A 2 ad 215 
ex Martio 1769. 

? Später wurden dann die Streitigkeiten über Bunftartifel der oberften 
zur Entſcheidung zugemiejen. 
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gemachten Erwägung, „mie nothwendig und erfprießlich vor den 
a. h. Dienft und infonberheit zu Aufnahm und Wohlfahrt deren 
Erbfönigreihen und Länder die Einführ- und Feititellung eines 
Universaleceommereii ſeyer! — — — — on biejem Ober: 
direftorium follten, wie es in dem betreffenden, an die Länder: 
beputationen erlaffenen Reftripte hieß, „Die Commercialia von 
gefamten Unferen Erblanden unter Unferer ſelbſt eigenen aller: 
höchiten Anordnung beforget werden.“ 

Diefem Schritte folgten parallele Maßregeln in den widhtigften 
Provinzen zur Loslöfung der Kommerzialangelegenheiten aus 
der Verbindung mit den übrigen Vermaltungsaufgaben. Denn 
da man fand, daß „diefe operationes allzu weithläuffig und 
überhaubt dieſe wichtige Sache meiſtens nur obenhin tractiret 
oder gar vernadhläfligt worden war“ ?, jo wurden die beitehenden 
Kommerzkollegien und SKommerzlommiffionen aufgehoben. Die 
Beforgung der „in dad Commerciale einjchlagenden“ Angelegen- 
beiten wurde den kurz vorher in ben einzelnen Erblanden er- 
richteten Deputationen anvertraut, die den Zänderftellen koordiniert, 
und unmittelbar den Hofitellen untergeordnet waren. Aber nicht 
in ihren gemwöhnliden Ratsjigungen follten die mit Agenden 
aller Art ohnehin überhäuften Deputationen die Kommerzial- 
angelegenheiten erledigen. Sie werben vielmehr angemiefen?®, 
zur Beforgung derjelben einen „Particular-Consessus“ zu: 
fammenzufegen, „aus zwey, höchſtens drey Subjecten, welche in 
Commercialibus vor anderen experimentiret und mit anderen 
Gefchäften nicht allzu fehr distrahiret wären.“ Zur Wahrung 








ı Befehl an die in denen Ländern aufgeftellten Deputationen vom 
10. März 1749 (N. OÖ. Kommerz Fasc. 1). Diefer Gedanke wurde wieder- 
holt audy bei anderen Gelegenheiten ausgefprohen. So 1757 von der Hof- 
fommiffion, die zur Unterſuchung der Beſchwerden bed Wiener bürgerlichen 
Handeläftandes eingefegt worden war (N. D. Komm. Fasc. 63/2 vgl. unten 
©. 88): „Das Abjehen des Commerciendirectorii bleibet immer auf den 
Nuzen deren gefammten Erblanden gerichtet" ..... 

2 Inſtruktion an die fol. Deputationen in den böhmischen Ländern 
vom 15. März 1749 ‘Altes Kommerz Fasc. 2). 

3 Reſkr. vom 10. März 1749 (N. Ö. Komm. Fasc. 1). 
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des Zufammenhanges zwiſchen dieſem Konſeſſe und der Der 
putation follte womöglich ein Mitglied des legteren bei dem 
Konſeſſe den Vorfig führen. So eröffnete fi die Ausficht, 
fachkundige Perfönlichkeiten, die bisher nicht Beamte gemejen 
waren, z. B. Kaufleute, für die Kommerzkonſeſſe zu gewinnen !. 

In den Inftruftionen, welche diefe neuen Behörden er- 
bielten®, wird begreiflicherweife der Nachdruck vor allem auf die 
Hebung des Außenhandels gelegt. Aber daneben wird auch der 
Handel zwifchen den einzelnen Provinzen der Aufmerkjamkeit 
der Deputationen empfohlen, „weilen nichtes natürlicher ift, als 
daß ein Erbland dem anderen mit feinem Überfluß an die Hand 
ftehe.“ Auf die Förderung der Manufakturen habe die Behörde 
„als auf die Seel eines nuzbahren Commereii mit gefliffenftem 
Eyffer zu jehen.“ Im eingehenden Erhebungen jollte der gegen- 
wärtige Stand ber gewerblichen Entwidlung jedes Landes er- 
mittelt und angegeben werben, wie der „Genius Nationis“ bes 
ſchaffen jei, und „was man ſich eigentlich von besfelben Induftrie 
und Fähigkeit zu verfprechen habe?" Nach Beantwortung biefer 
Fragen war es Aufgabe der Deputationen, Vorſchläge zur Ver— 
befferung und Erweiterung der ſchon beftehenden Manufakturen 
zu erftatten, „und den disfalls einzuſchückhenden Plan mit jolcher 
Behutfambfeit zu verfaffen, daß fih die a. h. Nejolutionen 
darauf mit Sicherheit ftügen mögen.“ Als Grundprinzip wird 
dabei bie Forderung aufgeftellt, „daß in jedem Lande jene 
Manufacturen am allererften zu einem blühenden Wachßthumb 
kommen, wo das rohe Gut im Lande jelbft erzeuget, und man 





* Der Kommerztonfeb für Niederöfterreih wurde mit Dekret vom 
15. März 1759 errichtet (Altes Komm. Fase. 5/1). Bald darauf die Kon- 
feffe in den Subetenlänbern, Der Konſeß in Öfterreic ob der Enns wurde 
erft 1752 organifiert (R. ©. Komm. Fasc. 6); die entfpre—enben Behörden 
in Inneröfterreid noch fpäter. In Trieft beforgte die Intendenza, bie un- 
mittelbar dem Kommerzdirektorium unterftand, alle Verwaltungsangelegen» 
heiten. 

® Das folgende nad) ber Inftruftion vom 15. März 1749, die an die 
Deputationen aller Erblande, mit Ausnahme von Nieberöfterreich, erging. 
(Altes Komm. Fase. 1.) 
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zugleich des Debit3 oder Anmwerdung derer verfertigten Manu- 
facturs-Waaren geficheret ift; dann hierdurch machjet dem Land 
ein mehrfacher Nuzen zu, und kann auch die Wohlfeilkeit, worauf 
e3 haubtſächlich ankommet, mittel8 des einheimbifchen Materialis 
am füglichiten erreichet werden.“ 

Bei Ummandlung der Länderdeputationen in die Repräjen- 
tationen und Stammern ging dann mit allen übrigen Der: 
waltungsagenden ſelbſtverſtändlich auch die Beforgung der 
Kommerzialangelegenbeiten an dieſe neuen Behörden über, bei 
denen die bereit3 errichteten Kommerzkonſeſſe beftehen blieben. 

Für Niederöfterreich forgte zunächſt vor allem das Kommerz- 
direftorium ſelbſt. So werben 1752 dem Präfidenten desfelben 
drei Kavaliere zur Seite geitelt (die Grafen Wrbna, Sinzen- 
dorf und Salm), von denen der eine die Seidenmanufaltur, der 
zweite die Tertilinduftrie (überdies die Lebergewerbe, Hutmacherei), 
ber dritte die Metallinduftrie zur befonderen Unterfuhung und 
Verwaltung zugewiejen erhielt. Won jedem dieſer drei Departe- 
ment3 wurden in ber Folgezeit abgejonderte Berichte erftattet!. 
Daneben wurde 1751 für Nieberöfterreih an Stelle des Kon- 
jelle8 eine delegierte Hofkommiſſion errichtet (Commissio aulica 
delegata in commercialibus Inferioris Austriae), die ihre 
eigentlihe Auzgeitaltung allerdings erſt 1754 erhielt. Ihrem 
Charakter al3 Hofkommiſſion entfprechend, hatte dieſe Behörde 
gelegentlih auch Gutachten über bie allgemeine Anwendbarkeit 
von gewerbepolitifchen Maßnahmen auf die Erblande, dann über 
die Verbefferung der Spnduftrie in anderen Provinzen zu er: 
ſtatten?. 


Das Streben, die ſtaatliche Verwaltung der Kommerzial- 


I Dekret vom 2. Januar 1752 (Altes Kommerz, Fasc. 5/1). Eine 
ähnliche Einteilung des Manufakturweſens in drei Klaffen (MWollenver- 
arbeitung, Leinwandmanufaktur, dann Eifen- und Metallinduftrie) wurde 
auch für Dfterreih ob der Enns noch vor Erridtung des Konſeſſes ge- 
troffen (Reftr. vom 17. Mai 1749 N. Ö. Komm. Fasc. 63/1). 

2 So 3. B. über die Anwendbarkeit der preußifchen Yeinwandordnung 
über die Induſtrie der Prager Städte u. a. m. 
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angelegenheiten von allen übrigen Verwaltungsagenden zu trennen, 
geiff alsbald noch eine Stufe tiefer. Auch die Kreishauptleute 
follten von der Bejorgung der „in das Gewerbe und Handwerck“ 
einſchlagenden Angelegenheiten entlaftet werben, weil fie weber 
die dazu erforderlichen Kenntniffe, noch die nötige Zeit hatten!. 

Bu diefem Zwede wurde fir Mähren ein Manufakturenamt 
in Brünn errichtet?, und an basjelbe „alle auf dem Lande und 
in denen föniglichen- auch anderen Städten obhandene Traffit- 
und Fabrif-Gewerbihaften ohne Ausnahme” gewiejen. Zur 
Unterftügung dieſes Amtes wurden im ganzen Lande eigene 
jubalterne Beamte, die jogenannten Gewerbevorſteher beftellt, 

Ähnlich erfolgte für Böhmen über Vorfchlag des dortigen 
Kommerzienrates von Loscani? die Gründung eines Manu— 
fakturenkollegiums in Prag*, das unter dem Vorfige des Ne- 
präjentationspräfidenten ftand und ſechs Näte zählte, Dem 
Kommerzkonjefie gegenüber wurde feine Kompetenz dahin ab» 
gegrenzt, daß es für die „Fabrieir- und Perfectionirung“ ber 
Waren, der Konſeß aber für deren Abſatz jorgen jollte. 

Gewinnung der induftriellen Rohprodukte in ausreichender 
Menge und entjprehender Qualität; Unterftügung der Manu— 
fafturiften mit Geldvorſchüſſen; Erteilung von Ratſchlägen an 
unerfahrene Unternehmer; Zumeifung geſchickter Gejellen an jene 
Meifter, die ihrer bedurften; Heranziehung eines tüchtigen 
Standes von gewerblichen Arbeitskräften durch Ausbildung in- 
länbifcher Gefellen im Ausland und Gewinnung „mehrerer 
Künftler und Profeffioniften“ aus der Fremde; gleichmäßige 
3 Detret vom 14. Juli 1759. Fase. IV F in gen No. 11-99 ex 
Jul. 1753 Mähr. 

® Patente vom 16. Januar und 20, Oftober 1751 derf. Fasc. Nr. 16 

" ex DE. 1751. Der Vorfchlag zur Errichtung eines derartigen Manufalturen» 
amis findet ſich ſchon bei Schröder, Fürftl. Schag- und Rentlammer S. 66. 

"Über das Leben und die Berbienfte Loscanis um die Hebung der 
böhmischen Induftrie vgl. den zit. Aufſah von Hallwid) in der Öfterr.- 
Ungar. Revue Bb. 12. 

* Reftripte vom 4. Dezember 1752 und 7. April 1759. Seine In- 
ftruftion erhielt das Manufakturenfollegium am 25. Juni 1753. (Die Atten 
im Fase. 1 Böhm. Komm.) 

Bridram, Öflerreigifge Gewerbepolitif I. 3 
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Verteilung ber Gemwerbetreibenden auf die zur Inbuftrialifterung 
geeigneten Gegenden des Landes; Ermunterung des Gewerbe, 
fleiße8 dur” Gewährung von Prämien und „Publicirung guter 
Manufacturs-nftruction und Anleitung” ; Anweifung der Manu: 
fafturiften an tüchtige Kaufleute oder an Handelsgefellihaften 
zur Sicherung eines ausreihenden Warenabfages; Vermehrung 
des Kommerzialfonds: — das waren fo ziemlich die Aufgaben 
des neuen Manufalturentollegiums. 

Zur Unterftügung feiner Tätigfeit follten in den einzelnen 
Kreifen des Königreich geeignete Perfönlichleiten gewonnen 
werben, denen freilich zunächſt, angeſichts der fpärlichen Einkünfte 
bes Kommerzialfondg ! Feine Entlohnung, fondern bloß der Titel 
von Manufakturkommiſſären in Ausfiht geftelt werben fonnte. 


Die feit 1749 noch nit zum Stillftande gelommenen Re» 
formen erhielten Ende 1753 einen neuen Impuls. Zunächſt 
wurde das Kommerzdireftorium, deſſen vollftändige Unabhängig- 
feit doch den fonftigen Prinzipien der Staatsverwaltung nicht 
entiprohen haben mochte, wieder dur Vereinigung mit dem 
Directorium in publ. et camer. in unmittelbaren Zufammenhang 
mit den übrigen Zentralbehörden gebradht, ohne freilich den 
Charakter einer der Monarchin direkt unterftehenden Hofftelle zu 
verlieren, und ohne eine Änderung feiner Aufgaben zu erfahren *®. 

Die Neuorganifation der niederöfterreichifchen delegierten 
Hoflommiffion war der zweite Schritt. Diefe Behörde wurde 
mit einer Reihe von Mitgliedern neu befegt? und ihr eine neue 
Sinftruftion (vom 4. Sanuar 1754) erteilt‘, welche die volle 


ı Über die Kommerzialfonds vgl. unten ©. 65 fg. 

2 Dekret an den Grafen Chotek vom 17. Dez. 1753 (N. Ö. Komm. 
Fasc. 1); Reflr. an fämtl. Repräf. und Kammern vom 29. Dez. 1758 
(Kart. V G 1 No. 78 ex Dec. 1753). 

3 So wurden damals der Baron v. Reiſchach und der Graf Bhil. 
v. Sinzendorf ausfchließlich der Kommerzlommiffton zur Dienftleiftung zu⸗ 
" gewiejen. 

“N. O. Komm. Fasc. 5. Diefe Inftruftion findet fih — allerdings 
recht unvollftändig und ftarf modifiziert — abgebrudt bei Beer, Die öfterr. 
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Unabhängigkeit der Kommiffion von ber nieberöfterreichiichen 
Landesftelle fiherte und fie diveft dem Kommerzbirektorium unter- 
ordnete. 

Im wejentlichen wiederholt diefe Verordnung jene Ver: 
fügungen und Weifungen, die wir bereits bei Beſprechung der 
früheren Jnftruftionen kennen gelernt haben. Aber in einem 
Punkte bringt fie einen bebeutfamen Fortſchritt. Während 
bisher noch immer eine ausreichende Klarheit darüber gemangelt 
hatte, welche Gewerbezweige eigentlih den neuen Kommerz 
behörden zur Zeitung überlaffen feien, wurde nun in ben ſechſten 
Abſatz der Inftruftion die folgende Beſtimmung aufgenommen: 
„Hat bie delegirte Commission aufer beme, was die Fabriquen 
und das Commercium angehet, ſich in nichts zu miſchen, und 
iene Profeffionen ganz unberührt zu lafjen, welche die Nigen- 
ſchaft einer Landes-:Manufactur nicht in ſich haben, folglich 
feine Waaren erzeugen, die zum Vertrieb aufer Landes dienen 
mögen.“ Die Scheidung ber Gewerbe in zwei Gruppen unter 
dem Gefihtspunfte ihres Abſatzgebietes erfcheint hiermit, zunächſt 
bedingt durch bie Bedürfniſſe einer möglichſt praktiſchen Ge- 
ſtaltung der Behördenorganifation, ausdrücklich ausgeſprochen; 
und ſie erhielt eine nähere Erläuterung durch die Beſtimmung 
des folgenden Abſatzes der Inſtruktion, der „die Manufaeturen 
von Wolle, Flachs, Seiden, Leeder, wie auch alle Mineralien 
und Metallen“ als „hauptſächliche Gegenſtände der Commiſſion“ 
erklärte; für Zweifelsfälle wurde ber Grundſatz aufgeſtellt, „daß, 
was immer zum auswertigen Commercio ſchickſam, und damit 
verfnüpfet ift, ber Einficht diefer delegirten Comniiffion zu unter- 
liegen habe.” 

Zur Erfüllung ihrer Aufgaben wird dieſer Behörde die 
Gewalt eingeräumt, „alle jegliche Partheyen in diefer Nefidenz- 
ftadt und Vorftädten unmittelbar vor fi zu fordern“; alle 
„seitverberbliche Berichtsabforderungen“ follten durch mündliche 





Hanbefspolitif unter Maria Thereſia uſw. im Ar. für öft. Gefchichte 
®b. 86 1 &. 124. Seltfamermweife hat Beer auch Teile aus der Inftruftion 
von 1749 eingeflochten. 

3* 
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Vernehmung der Parteien und gelegentlid durch Beiziehung 
„merkantilverftändiger Perſohnen“ ſoweit tunlich vermieden werden. 
Der Stadtrat Wiens wird gleichzeitig angewiesen, der Kommiſſion 
über mündliche Verlangen eines ihrer Mitglieder den nötigen 
„Gerichtszwang“ in feinem Jurisdiktionsbezirke zu leiten’. Auf: 
träge an Kreishauptleute, Magiftrate und Obrigfeiten auf dem 
Lande konnte die Kommiſſion allerdings nicht direkt erteilen, 
fondern mußte dazu auf dem Ummege über das Kommerzien- 
direftorium die Hilfe der Repräfentation in Anspruch nehmen. 
Cine Reihe von Fällen blieb überdies ausdrüdlich der Ent- 
ſcheidung der Hofitelle bezw. der Monarchin vorbehalten. Dazu 
gehörten vor allem jene, in denen es jih um Errichtung einer 
neuen Fabrik oder um weſentliche Änderungen in dem Bejtande 
bereit8 eriftierender Fabriken handelte, oder auch „die Frage von 
einer ſolchen Verfaſſung“ war, „die eine Gleichförmigfeit in 
allen Ländern oder eine nahmhafte Geldauslaage erheifchte.” 
Jener Gedanke einer Scheidung der Gewerbe, der gewiſſer⸗ 
maßen den Mittelpunkt dieſer Inſtruktion bildete, fand bald 
auch feine Verwertung bei der Neuorganifierung des böhmischen 
Konſeſſes. Daß die Tätigkeit diefer Behörde eine wenig be- 
friedigende war, beweifen die zahlreichen Klagen über Saumfal 
in der Erledigung ihrer Aufgaben. Gleichzeitig mit einer Ver⸗ 
fügung, welche die Zahl der Beamten des Konſeſſes vermehrte, 
wurde feine Kompetenz auf jene Profeffionen beſchränkt?, „deren 
Erzeugungen und Gewerbe in oder außer Landes den Gegenitand 
der Kaufmannfhaft ausmaden, als Tuch: und Zeugmacher, 
Weber, Würker und dergleichen Fabricanten, von deren Ver: 


! Das Einverftändnis des Wiener Stadtrates mit den ftaatlichen 
Behörden ſcheint allerdings nicht das befte gewefen zu fein. 1757 beſchwerte 
fi die Delegierte Hoflommiffion, „daß der allhiefige Stadtrath die in Ge- 
werbefahen ergebende Refolutionen keinerdings in die ſchuldige Erfüllung 
ſeze, auch fi fonften die Gewerbfchafften in der gehörigen Ordnung zu er— 
halten keinerdings angelegen jeyn laffe” .... Das Dekret vom 30. Juli 
1757 ſprach denn auch dem Wiener Stadtrate das allerhöchfte Mitfallen über 
feine Unbotmäßigkeit aus. (N. OÖ. Komm. Fasc. 63/2 ſ. unten ©. 91.) 

2 Reſkr. vom 12. Dt. 1754 (Böhmen Komm. Fasc. 1). 
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fehrung ihrer Manufactorum hauptjählic die Glüdfeligkeit der 
Länder abhanget, und welche Tebiglich durch Abftellung ber 
Mißbräuche, Einführung guter Ordnung und anderer dienfanter 
Fürfehrungen über fih gebracht, und in aufrehten Stand er- 
halten werben können.“ In biefen Angelegenheiten jollte ber 
Konſeß nad; Vernehmung des Manufakturenamts vorgehen, und 
ſich überdies „zu Vereinbahrung derer gefammten erbländiſchen 
Commercien- und Manufacturs-Erzeugungen“ mit der nieder 
öfterreihifchen Kommerzkommiffion in Korrefpondenz jegen !. 

Diejenigen Zunft und Handwerksſachen aber, „benanntlich 
der Schneider, Schufter, Schmiede, Wagner, Seifenfieder, Beden, 
Fleifchhader, Greißler und dergleichen Profeffioniften oder Ge- 
werben, welche mehrers zum Unterhalt der Gemeinde jeglichen 
Orts oder Bezivks, als zum Betriebe einer Kaufmannjchafft 
intra vel extra Provineiam abzielen, mithin vielmehr in die 
Rollicey, als in das Commereiale einſchlagen“, wurden der in 
Polizeiſachen aufgeftellten Kommiffion zugewiefen, die unter Zu— 
ziehung der drei föniglichen Richter der Prager Städte für die 
Abftellung der Mißbräuche bei den genannten Zünften forgen, 
und über ihre Anordnungen ven Beriht an bie Repräfentation 
erſtatten jollte. 

Alsbald wurden diefe Anordnungen auch für Mähren 
abaptiert®. 





' Motiviert wurde diefe Verfügung damit, dab „durch eine mutuelle 
Einvernehmung jedes Land, mas da und dorten in befferer Qualität oder 
leichteren Erzeugungs-Preis zu haben, oder auch zu introduciren iſt, ine 
formiret, die bey ein ober anderen Künftler entbedte nutzbare Vortheile oder 
behobene Hindernüffen mitgetheilet, hierdurch alſo die Emulation unter 
denen erbländifdien Commercial-Consessibus erwedet fonad) unter gemein» 
ſchaftlicher Hüffleiftung eine General-Bereinigung des gefammten erblänbi« 
ſchen Commereii veranftaltet werde.“ Ähnliche Aufträge zur gegenfeitigen 
Mitteilung der „in linea commereciali verfallenden und etwa zu .... 
Verbindung fammentliher Land-Gommercien und Manufacturs + Weejens 
dienlicher Nachrichten" ergingen auch an die übrigen Kommerztonſeſſe (Reitr. 
vom 7. März 1755 an die Repräf. und Kammern von JInneröſterreich 
Kart V G 1 No. 15 ex Martio 1755 3. Ö. u. a. m). 

* Auf Grund des Vortrages vom 9. Februar 1755 (Böhm. Komm. 
Fasc. 49). 
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Eo mar denn im weſentlichen die für die ganze folgende 
Entwidlung grundlegende Scheidung der Gewerbe in Kommerzial: 
und Rolizeigewerbe gejchaffen. Für die Herftellung eines ein- 
beitliden Wirtfchaftsgebietes aus den deutjch-böhmiichen Erb- 
landen, für die Durhführung der Idee eines Univerjallommerzes 
war damit ein weiterer Schritt getan. Indem diefe Scheidung 
der Gewerbe allmählih auf alle Erbländer zur Anwendung ge- 
bracht wurde, löfte die Gewerbepolitif vollftändig den Zufammen- 
bang zwifchen jenen Induftriezweigen, bei denen eine Produktion 
für ein weitere Abſatzgebiet, aljo eine Ausdehnung der gewerb- 
lien Tätigkeit in Betracht kam, und den alten zünftigen Hand⸗ 
werten, die nur dem Lolalbedarf dienten. Diefe Scheidung ge- 
währte die Möglichkeit, die Verfaſſung der Kommerzialgewerbe 
freier zu geftalten, den Einfluß der befchränfenden ftäbtijchen 
Marktpolitif Hier zu befeitigen, und die Erwägungen der Terri- 
torialpolitit ausfchließlich zur Geltung zu bringen, ohne dabei 
die Zunftverfafjung als foldhe aufzuheben und ohne vollends die 
alten, nur für den Lokalbedarf tätigen Handwerke in ihren wirt: 
fhaftlihen Grundlagen zu berühren". 

Diefe, bisher nur in allgemeinen Ausbrüden angegebene 
Einteilung der Gewerbe erhielt eine nähere Beitimmung durd) 


ı Mit Unrecht beftreitet daher Rizzi (in der Zeitſch. f. Volkswirtſch., 
Sozialpol. uſw. Bd. XII ©. 88), daß die Abfatverhältniffe in erfter Linie 
den Einteilungsgrund für diefe Scheidung der Gewerbe abgegeben hätten. 
Bermwaltungspolitifhde Momente, wie Rizzi meint, waren freilich beftimmend 
für die Vornahme der Abgrenzung; aber nicht deshalb, weil man bei einer 
Neihe von Gewerben eine befondere Überwachung für notwendig hielt, faßte 
man fie unter der Kategorie der Polizeigewerbe zufammen; fondern um⸗ 
gelehrt, weil man einer Reihe von Gewerben eben wegen ihrer Abfatverhält- 
niſſe eine freiere Entwidlung ermöglichen wollte, löfte man fie au dem 
Zufammenhange mit den übrigen. Daß die Zahl diefer Gewerbe allmählich 
immer mehr zunahm und bald jene der Polizeiprofeifionen weit übertraf, 
ift ein ganz natürlider Weg der Entwidlung. Die Jahre 1767, 1799, 1809, 
1816, 1846 etwa bilden Grenzfteine auf demfelben. In den fpäteren Ber- 
bandlungen hatte dann allerdings auch die Rüdfiht auf befondere polizei» 
lihe Überwachung einen Einfluß auf die Zumweifung eines Gewerbes unter 
die Bolizeiprofeffionen ; der fundamentale Gedanke der Einteilung aber, die 
Rüdficht auf die Abjatverhältnifle, wird niemald aufgegeben. 
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das Rejkript vom 8. Februar 1755, das über Antrag ber nieber- 
öfterreichiichen Hoffommiffion eine „Specifiestion deren jenigen 
Profejfioniften, deren Artefacta in das hierländige Manufactur- 
Weeſen und davon abhangendes Commereium einſchlagen“, zu= 
nächſt für Nieberöfterreich erließ". Die hier aufgezählten Ge- 
werbe wurben ausdrüdlich ber Kompetenz der nieberöfterreichifchen 
delegierten Kommerzlommiffion zugewieſen, dem Magiftrat „in 
Anfehung deren zu einer Commercial-rubrique gehörigen Pro- 
feifionsverwandten® die Entſcheidung über die Erteilung des 
Bürger- und Meiſterrechts entzogen, und biefe Entſcheidung von 
der Genehmigung der oberften Rommerzbehörbe abhängig gemacht. 
Für die „Commercial-Bürgerreht3:Anwerber“ wurden überdies 
Tarerleichterungen ftatuiert. So war denn wieder ein neuer 


! Fasc. IV F in gen No. 88 ex ehr. 1755 N. Ö. Val. Cod. 
Austr. V. Bd. S. 92930. Die Spezifilation verzeichnete folgende 48 Ge- 


werbe: 





Bandmader, Procabmadher, 
Crepinmacher, Stahlarbeiter, 
Griftalljchneiber, Spalliermadher, 
Drahtzieher, Seydenzeugmacher, 
Goelfteinfchneiber, Seyden-Strümpfwirter, 
Bellfärber, Seyben-Strümpfitrider, 
Galanteriearbeiter, Seydenfärber, 
Gallonenmacher, Spinner, 

Geldgieber, ‚Stider, 

Goldſchlager. Schnallenmacher, 
Gurtler, Schwarzfärber, 
‚Huterer, Tuchhandler, 
Knopfmacher, Tuchmacher, 
Kotzenmacher, Tuchlmacher, 

Lederer, Uhrmacher, Groß · u, Klein⸗ 
Lederzurichter, Waderlmacher, 
Leinwandhandler, Weber, 
Zeinwandbruder, Weißgärber, 

Nabier, Meißnaber als Stider, 
Naglmader von Meßing, Wollenzeugmacher, 
Nefiler, Wollenftrümpfwirter, 
Papiermühler, Vollenftrümpfftridter, 
Plettner, Zeugſchmidt, 
Boffamentierer, Zirlelſchmidt. 
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Anfag zu einer Entwidlung des ftaatlihen Konzeſſionsſyſtems 
auf dem Gebiete des Gewerbeweſens geſchaffen!. 


Eine wirflid befriedigende Ausgeftaltung der Kommerz 
bebörden brachten aber alle die erwähnten Reformen nicht. Klagt 
doch Graf Chotek 1755 der Monardin?, daß „leider bey meinem 
Commercial» Departement in denen Umftänden mich befinde, 
daß Feine Wahl übrig, fondern mit jenen mid) zu begnügen 
babe, die man mir überlafjet, und wenn ſich nur einer hervor- 
thut, der dazu Luft und Liebe, auch Genie bezeiget.“ Es fei 
ſehr zu wünſchen, fo ftelt Chotel der Kaiferin vor, „daß fidh 
mehrere von Adel in Commercialibus dur Reifen und Nach— 
forfhungen in denen Erb- und fremden Landen die eigentliche 
Wiffenfhaft und Kenntniß beylegeten, einfolgliden fih im 
Stand jegeten, in einer der Monarchie fo angelegenen Sphaera 
Eurer Majeſtät und dem Baterlande Dienfte zu leijten, wordurch 
dero Länder mehrer bevölferet und mohlhabend gemacht werden 
können." Eben diejer große Mangel an tauglihen Beamten fei 
die Urſache, „daß auch die beſte Ideen und Vorkehrungen dero- 
wegen entweders zu feinen, oder erjt mit langer Hand zu einen 
in die Augen fallenden Effect gebracht werden könnten.” 

Und ein von Kaiſer Franz als Mitregenten an die Re: 
präjentationen und Kammern der böhmifchen Länder erlafjenes 
Reſkript? rügt es ſcharf, „daß bey denen Magiftraten bie 
Commercialia nicht mit dem erforderlichen Eyfer betrieben, 
jondern ala das letzte objectum deliberationis allen übrigen 
ſtädtiſchen Agendis nachgefeget würden.” Das Reſkript trägt 
den Länderftellen auf, „die gefammte ſtädtiſche Magiftraten zu 
mehreren Eyfer in DBeforgung deren Commercialien“ aufzu- 
muntern, und denſelben „nachdruckſam einzubinden, daß fie die 


1 Eine ergänzende Refolution erging am 7. Mai 1755 (N. . Komm. 
Fasc. 63/1). 

2 Vortrag vom 10. März 1755 (Böhm. Komm. Fasc. 49). 

3 Vom 25. Dezember 1756 (Fasc. IVF in gen No. 72 ex Dec. 1756 
Mähren). 
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Commercialia mit allen Fleiß betreiben; und jelbe als das 
zweyte Objeetum Deliberationis gleidh nad denen Juridieis 
vornehmen jollten.“ 

Wie wenig die Tätigkeit der Kommerzialbehörben fpeziell in 
Böhmen den gehegten Erwartungen entſprach, beweilt auch die 
Vereinigung des Manufakturentolegiums nad) faum vierjährigem 
Beſtande mit dem NKommerzkonjeffe zu einem Consessus in 
Commereialibus et Manufacturistieis!. Dieje neue Behörde 
jollte nebft dem Vorfigenden aus elf Näten beftehen, und zu 
ihren Sigungen nad Bedarf auch zwei Hanbelsleute beiziehen. 
Die Kompetenz des Konfefjes umfaßte alle jene Angelegenheiten, 
die in den Inſtruktionen von 1749 und 1753 den nunmehr ver- 
einigten Behörden zugemwiefen worden waren. Zugleih wurde 
dem Konfeffe eine Kopie der 1754 an die niederöfterreichifche 
Kommerzlommijfion erlafjenen Inftruktion zugeftellt, damit er 
ſich diefelbe zum Muſter nehme: Ein Bericht des Konfefjes?, 
der eine Neihe von „Anmerkungen“ zu der erwähnten In— 
ftruftion einbegleitete, zeigt, daß die Organijation diefer Be— 
hörde — abgejehen von ihrem innigeren Zufammenhange mit 
der Landesftelle ihrer Provinz; — im weſentlichen mit der Ver- 
fafjung der niederöfterreihijchen Kommerztommiffion überein- 
ftimmte. Der Konſeß wurde in vier Departements eingeteilt: 
dem einen wurden die „Seidenjahen“, dem zweiten die „Detall» 
und Papierfahen“, dem dritten die „Woll- und Leinenſachen“ 
und dem vierten die „Handlungsjahen“ zur Beforgung zugewiejen. 
Im übrigen ſcheint man in Böhmen den Begriff der mit dem 
Commerciali zufammenhängenden Gewerbe etwas weiter gefaßt 
zu haben als in Wien. 

Die in den inner- und vorberöfterreidifchen Ländern er: 
richteten Kommerzkonefje erfuhren bis 1762 feine weiteren 
Änderungen in ihrer Organifation, obwohl fie nahezu gar nichts 
leifteten. Nur für Görz und Grabisfa wurde „zu Bewürkung 


NReſtr. vom 20. Oltober 1757 (Böhm. Komm, Fase, 1). 
* Dom 7. Januar 1758 (Altes Komm. Fasc. 2). 
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einer mehreren und befleren Seidenerzeugung” ein eigener, bloß 
von dem Kommerzdireftorium abhängender Kommerzialmagiftrat 
zu Görz beftelt!. 1764 wurde dann auch diele Behörde in 
einen Kommerzkonſeß umgewandelt und der Lanbeshauptmann- 
ſchaft in Görz untergeordnet ?. 


Zweite? Kapitel. 
Die Bunftpofitik. 


(Allgemeine Geſichtspunkte der Gemerbepolitit &. 42. — Sicherung 
des Nahrungsftandes bei den Polizeihandwerken S. 43. — Streben nad) 
Shmwädung der Zunftautonomie und nad Befeitigung der Handwerks⸗ 
mißbräude ©. 45. — Scheidung der Erwerbszweige zwischen Stadt und 
Land ald Konfequenz der merkantiliſtiſchen Wirtſchaftsauffaſſung S. 46. — 
Die leitenden Gefihtspuntte in der Behandlung der Kommerzialgewerbe - 
das Streben nad Steigerung der inbuftriellen Entwidlung und nad Her- 
ftellung einer wirtfchaftlihen Einheit aus ven Erblanden ©. 52. — Ein 
Berfud, die ganze Zunftverfaffung zu befeitigen S. 53. — Das Verbot, den 
Innungszwang auf unzünftige Gewerbe auszudehnen; Bejeitigung von 
Handwerksbeſchränkungen bei den Kommerzialgewerben S. 56. — Aus- 
fhließung der Ausländer vom Meifter- und Bürgerrechte S. 59). 

Schon die Beiprehung der an die Kommerzbehörden er: 
laſſenen Inſtruktionen ließ mit ziemlicher Klarheit jene Geſichts— 
punfte hervortreten, welche die Gemwerbepolitif diefer Ara be 
herrſchten und noch für lange Zeit Hinaus ihre Geltung 
behaupteten: das Streben nach einer Vermehrung der gewerbe: 
treibenden Bevölkerung, nad Bermehrung der im Lande vor- 
bandenen Geldjummen, und nad) Steigerung ihrer Zirkulation. 
Und daraus ergaben fih die Ziele dieſer Politif im einzelnen: 
die Forderung, daß alle im Inland gewonnenen Rohprodulte 

\ 
auch hier verarbeitet würden; die Tendenz, jede Geldausfuhr zu 
verhindern; die Abwehr fremder Induſtrieprodukte, foweit fich 
in den einheimischen ein Erſatz für diefelben jchaffen ließ; dag 
Streben nad Steigerung der inländischen Produftion big zur 


1 Reſkr. vom 24. April 1756 (die Alten im Fasc. 28, alted Komm.). 
2 Reftr. vom 21. Zuli 1764 (Kart. VG 1 No. 12ex Jul. 1764 3.0.). 
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Erportfähigfeit; endlich das Streben, alle Geftehungsfojten ber 
gewerblichen Produkte nad Möglichkeit herabzufegen, die NRoh- 
ſtoffe ebenſo wie die Arbeitslöhne möglichſt zu verbilligen !. 

Es ift erſichtlich, daß bei Durchführung biefer Ideen das 
Verhalten der Staatsverwaltung gegenüber ber überkommenen 
Gewerbeverfafjung von entjcheidender Bedeutung werden mußte. 
Freilich zu einer pringipiellen Änderung diejer Verfaſſung kam 
es nicht; aber bie zitierten Inſtruktionen lafjen erkennen, daß 
die ſchon feit dem Beginn des 18. Jahrhunderts vorbereitete 
Umgeftaltung des Zunftwejens jetzt ein rajcheres Tempo ein- 
ſchlug. Dabei drängt ſich auch der flüchtigften Betrachtung die 
Wahrnehmung auf, dab die Gemerbepolitif jenen Gewerben 
gegenüber, die eine Produktion für den Außenhandel verſprachen, 
eine ganz andere Haltung einnahm, als gegenüber ben an ben 
Ortöbedarf gebundenen Profeffionen. Denn von ben legteren 
war weder für eine Vermehrung ber Bevölkerung, noch für eine 
Steigerung der Kontributionskraft, noch endlich für die aftive 
Handelsbilanz etwas zu erwarten. 


Oberſter Grundjag für die Behandlung diefer, der ſo— 
genannten PBolizeigewerbe, war es baher, das Gleichgewicht 
zwiſchen dem lokalen Bedarf und der Lokalen Produktion her- 
zuftellen, die Gemerbetreibenden dabei in ihrem Nahrungsitande 
zu fihern® Und da bie Bevölkerung in jener Periode eine 
nennenswerte Zunahme nicht erfuhr, jo ergab fich Feine Ver— 
anlajjung zur Vermehrung dieſer Gemwerbetreibenden über die 
vorhandene Zahl hinaus, zu Eingriffen in die wirtidaftlichen 
Grundlagen ihrer Exiſtenz. Soweit e3 fi um bie reguläre 
Aufnahme von Meiftern in die Zünfte handelte, hatten bieje 
Die meiften diefer Forberungen waren ſchon von Hörnigf in feinen 
„neun landesdeonomiſchen Haupt-Reguln“ aufgeftellt worden (Defterr. über 
Alles S. 29 fg.) und fanden dann feitens der Merkantiliften des 18. Jahre 
hunderts, namentlich duch Jufti und Sonnenfels, ihte ſchärfere Formu- 
lierung. 

Wie dies etwa Becher forderte: Polit. Diskurs ed Zinden 1754, 
2. ®b. ©. 969. 
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fegteren felbit Einfluß genug, um eine ftärfere Vermehrung der 
Zahl ihrer Mitglieder zu verhindern. Zudem maren ja vieler 
Drten gerade die wichtigiten Zünfte auf Grund landesfürftlicher 
Privilegien gefchloffen, und dieſes verbriefte Recht wurde von 
der Staatsverwaltung nicht angetaftet. Bei derartigen geichloffenen 
Innungen durfte eine Vermehrung der Mitgliederzahl nur mit 
jpeziellerv Genehmigung des Monarchen erfolgen — ein außer: 
ordentlich fchmwerfälliger Weg, der wohl nur ganz ausnahmsweiſe 
betreten wurde. Bei den nicht gejchloffenen Zünften gelangte 
die Frage einer Vermehrung ihrer Meifterihaft dann zur faijer- 
lichen Entſcheidung, wenn eine Obrigkeit von dem ihr auf 
Grund des Handmwerkspatentes zuftehenden Rechte Gebraud 
machte und die Zahl der Meiſter vermehrte, die Zunft jedoch 
ihre gegen diefe Anordnung gerichtete Bejchwerde bis zur höchſten 
Inſtanz verfolgte. Mehrmals wurde bei ſolchen Anläflen den 
Behörden die Rückſicht auf den Nahrungsftand der Zunftmeifter 
als Richtſchnur eingefchärft !. 


! So ergeht unter dem 31. März 1753 ein Dekret an die Repräfen- 
tation und Kammer von Öfterreih ob ber Enns mit dem Befehle, „die 
Handwerke, beſonders bey meniger einträglichen Profeflionen nicht mit allzu 
viellen Meiftern zu überfezgen“ (Fasc. IV F in gen ob d. ©.) Die Sorge 
der Staatöverwaltung für dad Gleihgewiht zwifhen PBroduftion und Be- 
darf fommt in einem Reſkripte vom 22. Mai 1751 an die böhmiſche Re⸗ 
präfeniation und Kammer zum Ausdıude, dem das Geſuch eines Ausländers 
um die Zulaffung zum Bürger- und Meifterrehte zugrunde lag. Das 
Reſkript verordnet nämlich, Fünftig bei derartigen und ähnliden Dis. 
penfationsgefuchen jedesmal die Magiftrate und Ortsobrigkeiten ſchriftlich 
einzuvernehmen und auf Grund diefer Nußerungen anzuzeigen, ob bie Dis- 
penfationswerber „auch einen ſolchen Berdienft und Nahrung zu finden eine 
dergeftaltige Hoffnung haben können, damit nicht einer dem andern meder 
durch die Überfegung zurud, einfolglich die meifte ihr ehrliche8 Unterlommen 
zu erwerben außer Stande gefeßet, noch die Gemeinden mit allzu wenigen, 
woraus ein Monopolium entftunde, verfehen feyn mögen (Fasc. IV F in 
gen No. 39 ex 1751 Böhmen). Denjelben Gedanfen äußert das Defret 
vom 30. Januar 1762 an die niederöft. Regierung in dem Befehle, es fei 
dafür zu forgen, daß jene Profefjioniften, „fo zu feinem auömärtigen 
Commereio dienen, über die Erforderniß nicht überfeget werden“ (Cod. 
Austr. VI ©. 260). 
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Im übrigen bildete, joweit die Polizeigewerbe in Betracht 
kamen, das Streben nah Stärkung bes ftaatlihen Einflufjes 
auf die Geftaltung des Zunftlebens und die Durchführung der 
in den Handwerkspatenten erlaffenen Vorſchriften den weſent- 
lichen Inhalt der ftaatlihen Verwaltungstätigkeit. Immer von 
neuem wird bie fundamentale Beftimmung jener Patente ein: 
geihärft, daß nur von landesfürftlicher Verleihung die Zunfte 
privilegien ihre Gültigkeit herleiten fonnten!. Und gleichzeitig 
wird bei Verleihung neuer Zunftartifel oder Beftätigung der 
alten immer wieder der Grundfag betont, daß es ſich hier um 
landesfürſtliche Gnadenakte handle, die nicht nur, wofern es das 
öffentliche Wohl erheiſchte, abgeändert, fondern auch gänzlich 
aufgehoben werben könnten. Ebenjo wird, um die Autonomie 
der Zünfte zu ſchwächen, in den an die Kreisämter erlafjenen 
Inftruftionen auf die Einführung der Zunftlommifjäre, der be— 
hördlichen Organe zur Überwahung der Innungen, großes Ge 
wicht gelegt?. Auch die Abjhaffung der Störer und Pfuſcher 
wird ausbrüdfih an die obrigkeitlihe Mitwirkung gebunden ?. 

Parallel mit derartigen Verfügungen, welche die frühere 
Selbftändigkeit der Zünfte immer mehr beeinträchtigten, ging 
auch eine Schwächung der alten, auf autonomen Grundlagen 
beruhenden Gemeindeverfaffung* und damit wurde den Hand- 
werföforporationen ein weiteres bedeutſames Gebiet ihrer bis⸗ 
herigen Tätigkeit ſtark beſchränkt. So wird denn die politiſche 
Bedeutung der Zünfte immer mehr untergraben. In der Ver- 
waltung des Zunftvermögens, in dem Kampfe gegen wirkliche 
oder behauptete Eingriffe in ihre verbrieften oder angemaßten 
Nechte, in Handwerfsftreitigkeiten aller Art erichöpfte ſich regel- 





So ein Reftript vom 11. Dit. 1749 an die Nepräf. und Kammer 
von Öfterr. ob d. Enns (Fase. IV F in gen No. 81 ex 1749 Öft. ob d. €. 
Bel. auch Cod. Austr. V &. 469). 

® Bol. Beidtel, Geſch. der öfterr. Stantsverwaltung, 1. Vd. S. 82jg. 

3 Bol. das Dekret v. 7. Auguft 1751 an die n. ö. Nepräf. u. Kammer 
im Cod. Austr. V S. 584. 

+ Bol. Beidtel in den Sitzungsber. der Alad. der Wiſſenſch. phil.» 
hift. Klaſſe Bd. VIII S. 26 fg. 
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mäßig die Tätigkeit der Zunftvorfteher, die oft genug, troß aller 
behördlichen Aufficht, das Zunftvermögen in der eigennügigften 
Meife für ihre Zwecke mißbraudten. 

Bon geringem Erfolge waren dann auch die verjchiedenen 
Verfuche der Staatsverwaltung, alle die zahllofen, tief im Zunft- 
leben wurzelnden Mißbräuche zu befeitigen, die ſchon das Hand- 
werfspatent verpönt hatte!. 


Ausschließlich auf die Schwächung der Zunftautonomie und 
auf die Abftelung von Handwerksmißbräuchen konnte fich indes 


1 So wurde zur Abftelung des fpeziellen Mißbrauchs, daß allzu „Loft- 
bare und undienliche Meifterftüde” vorgefchrieben, auch fonft die Koften des 
Meiſterwerdens zu fehr überfpannt wurden, im Jahre 1749 die deleg. Hof- 
tommilfion in Niederöfterreih angemwiejen, eine allgemeine Unterſuchung 
bei allen Zünften vorzunehmen. (Reſkr. v. 4. April 1749 Fasc. IV F in 
gen N. ©.) Ein Delret v. %0. März 1754 fhärfte den Handwerkszünften 
Niederöfterreihg die Beobachtung des Patent? von 1732 neuerdings ein 
(Cod. Austr. V ©. 690). Ebenfalls 1754 wird eine „Unterfuhung aller 
Profejfioniften” angeordnet; doc bemerkt ein Bericht aus fpäterer Zeit, 
daß diefer ganze Auftrag unbefolgt blieb (N. Ö. Komm. Fasc. 72 No. 79 
ex Dec. 1783). Für Mähren verordnet ein Dekret vom 6. Dit. 1751, daß 
der „üble Gebrauch deren Profeffioniftien und Handmwerfsmeiftern mit ihren 
aufgedungenen Lehrjungen“ abgeftelt und die Behandlung der letteren 
geregelt werde. (Bit. in dem Vortrage vom 8. März 1771 Fasc. IV F in 
gen No. 146 ex Martio 1771 %. ©.) Ein Batent vom 9. Sept. 1753 an 
ale Länderftellen bebt den Unterfchied zwifchen Schuhknechten und Lohn⸗ 
jungen ganz allgemein auf. (Fasc. IV F in spec No. 24 ex Sept. 1758 
Schufter N. O.) Diefer Unterfhied beftand darin, daß ein freigefprochener 
Schuhmader nicht fogleich Gefelle, fondern zunächſt Lohnjunge wurde und 
das fo lange blieb, bis er einen beftimmten Betrag (in Wien einen Taler) 
erlegt hatte Für Wien mußte diefes Verbot 1779 wiederholt werden. 
(Derf. Fasc. No. 134 ex Nov. 1779.) Für Böhmen wurden mit Nefkript 
vom 28. Oft. 1756 in Rückſicht auf den bereit3 fixierten Unterſchied ber 
Polizei- und Kommerzialgemerbe zwei bejondere Kommiffionen eingefegt, 
die bloß eine Durchſicht und Verbefferung der verfchiedenen Zunftartikel zu 
beforgen hatten. Die Erledigung andermweitiger Handmwerfsangelegenheiten 
ſollte nit in ihre Kompetenz fallen. (Bit. in dem Reſkr. vom 3. Dez. 1755 
Böhm. Komm. Fasc. 62.) Im Fasc. 2 altes Kommerz findet fi ein Be» 
richt der für Kommerzialzunftsſachen in Böhmen aufgeftellten Kommiffion 
vom 17. Nov. 1756, der eine Reihe von Anfragen über die Auslegung der 
Handwerkögeneralien enthält. Vgl. auch Hübner, Geſch. ber Reichenberger 
Tuchmacherzunft 1879 ©. 98. 
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die Sorge der Staatsverwaltung nicht beſchränken. Schon die 
noch jehr ſcharfen Intereffengegenjäge von Stadt und Land 
forderten pofitive Maßnahmen. 

Es ift befannt — und wir werben noch wiederholt Ge- 
legenheit haben, darauf zurückzukommen —, dab die merfan- 
tiliſtiſche Wirtſchaftsauffaſſung ſich das ganze Geſellſchaftsleben, 
der organiſchen Natur analog, als einen Komplex wirkender 
Kräfte dachte, die ſich jedoch durch die bewußte Lenkung ſeitens 
der Staatsverwaltung beeinfluffen ließen, ja dieſe bewußte Be- 
einfluſſung direkt erforderten!. Es nahm demgemäß, wie ſchon 
die zahlreihen, den Naturwiſſenſchaften entlehnten techniſchen 
Ausdrüde beweifen?, die Staatsboftrin eine Stellung ähnlich 
der Phyfif, der Chemie oder der Biologie ein; ihre Aufgabe 
war es, jene Kräfte aufzufinden, die im Wirtſchaftsleben wirkten; 
allein darauf bejchränkte fie fi nicht; fie glaubte aud die 
Mittel zu jener Verteilung diefer Kräfte angeben zu müſſen, 
welde der ftaatlihen Entwidlung am günftigiten wäre. So 
fann man denn als Ziel diefer mechanischen Auffafjung des 
Staatslebens das Problem einer richtigen Distribution der in 
demjelben wirkenden Kräfte bezeichnen. Charakteriftiih ift es 
dabei für den merfantiliftiichen Ideenkreis, daß er die Mittel 
zur Erreichung dieſes Zieles noch immer den Mafregeln der 
alten ftabtwirtfchaftlichen Politik entlehnte, obwohl er ſich durch 
Annahme des Territorialgedanfens längit in bewußten Gegenjag 
zu ihr geftellt hatte, 

Die hiſtoriſche Entwidlung hatte das Gewerbe in ben 
Städten entjtehen laſſen; allein allen Beftrebungen ber Zünfte 
zum Troß ließ fich das Auffommen zahlreicher Profeffioniften in 
den Heinen Ortſchaften und jelbjt auf dem fladen Lande nicht 
verhindern. In Vollendung diejes Prozefjes war dann durch 

» Mit großer Schärfe formuliert diefen Gedanken Sombart in 
feinem „Mobernen Kapitalismus“ 1. Bd. Vorrede S. XV. 

Es fei nur erinnert an das vielgebrauchte Schlagwort vom Gleich- 
gewichte, an die Auffaffung der Handelsbilan; und der Wecjelfurje als 


Gradmefjer für das Gedeihen des Staates, an die beliebten Vergleiche des 
Geldes mit dem Blute im menſchlichen Körper u. a. m. 
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die Handwerkspatente der Betrieb der Gewerbe auf dem flachen 
Lande ausdrücklich geitattet, und nur die Inkorporierung der 
Zandmeilter in die Zunftlade der nächitgelegenen Stadt an« 
geordnet worden. So war den Städten immerhin ein gewiſſer 
Einfluß auf die Entwidlung des Gewerbeweſens auch über das 
ftädtifche Weichbild hinaus gewahrt. Allein es konnte dadurch 
nicht verhindert werden, daß in den gemwerbereicheren Ländern 
den ftäbtifchen Handwerkern durch ihre Genoffen auf dem flachen 
Lande eine ftarke Konkurrenz entitand, die um fo fühlbarer 
wurde, als die Gey- oder Landhandwerker imſtande waren, ihre 
Produkte billiger berzuftellen al3 bie ftäbtifchen Profeffioniiten. 
Sie waren mit Steuern weniger belajtet, hatten regelmäßig in 
ihren Preifen nicht eine Verzinſung des Realwertes ihrer Ge- 
werbe in Anſchlag zu bringen, und bezogen überdies meilt ein 
Nebeneintommen aus dem Betriebe der Landwirtſchaft. Kein 
Wunder, wenn e8 denn auch an bitteren Klagen der größeren 
Städte über die ihnen ſeitens der Landhandwerker bereitete 
Konkurrenz nicht fehlte. 








ı Ein Geſuch der Auguftiner bei St. Thoma in Prag (Kleinfeite) als 
Grundherrn des Dorfes Schopfa bei Melnit um Errichtung einer eigenen 
Zade für die Profeffioniften diefe® Dorfes gab dem Directorium in publ. 
et cam. Beranlaffung, fi” unter dem 29. Januar 1753 über diefe Frage 
zu äußern: „Die königlichen Städte,” fo heißt es in dem Gutachten, „feynd 
ın Böheimb ohne dieß in einem elenden Stande, und dieſes Elend rühret 
. meiften? daher, daß die Obrigleiten auf ihren Land-Güthern an denen 
Königliden Städten allerhand Profeffioniften einführen, und dadurch denen 
Bürgern die Nahrung entziehen. Solte man nun noch ordentliche Zünfften 
jo nahe an denen Königlichen Städten, auf denen Land-Güthern erlauben, 
jo wurde es um die Königl. Städte gar gethan feyn, mweilen die Profeſſio⸗ 
niften auf dem Land wenig oder gar nichts ad praestationes publicas 
beytragen, mithin ſich insgefammt auf das Land ziehen werden.” Die 
Auguftiner wurden daher mit ihrem Geſuche abgewiefen. (Fasc. IV in 
gen No. 1 ex 1753 Böhm.) 

Ahnlih wird in der an die Deputationen der böhm. Länder am 
15. März 1749 gerichteten Jnftruftion in Commereialibus dieſen Behörden 
insbefondere die Sorge für die Hebung der ftädtifhen Gewerbe and Herz 
gelegt, „da die Städte zum Handel und Wandel, dann zu denen Manu» 
facturen am bequemften feynd, und bey ihren Urfprung aud) eigent® deſſent⸗ 
wegen angeleget worden.” (Altes Kommerz; Fasc. 2) — Symptome für 
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Es iſt nun kennzeichnend für die merkantiliſtiſche Wirt- 
ſchaftspolitik jener Zeit, daß ſie dieſen Klagen gegenüber es 
nicht bei der Wiederholung jener Vorſchrift des Handwerls— 
patents bewenden ließ, welche die Einzünftung der Landmeiſter 
in bie ſtädtiſchen Innungen befahl", ſondern, in Anlehnung an 
die ftädtijche Politit der vergangenen Jahrhunderte, die Löſung 
dieſes Konflikts in ber. Verweifung alles Gewerbebetrieb von 
dem flachen Lande in die Städte erblidte. 

In Mähren wurde, nachdem jene Inforporierung der Land- 
meifter mehrmals, zulegt 1753 bei ſchwerer Strafe angeordnet 
worden war, „zur Abftellung ſchädlicher Vermiſchung der Land» 
und Stabtwirtichaft, dann des Bauer- und Bürgerſtandes“ die 
Einziehung aller Handwerker in die Städte verfügt. Dem flachen 
Lande jollten nur die unentbehrliähften Profeſſioniſten belajjen 
werben ®. 





die mißliche Lage der Städte Böhmens find eine Reihe von Verfügungen 
der Behörden. So wird 1752 den Profeffioniften der Stabt Mies bie Re— 
duftion ihrer 17 Zunftfahnen auf 7 geflattet, weil die Meifterzahl in den 
einzelnen Zünften oft genug bloß 1 bis 2, hochſtens aber 8 betrug, die 
Landmeiſter aber tro der Vorſchriften der Handmwerkögeneralien zur In— 
forporation in bie ſtädtiſchen Zünfte nit bewogen werden Tonnten. 
(Fase. IV F in gen No. 4 ex 1752 Böhmen.) Ähnliches galt von ben 
Bünften der Stadt Schladenwerth, wo die Meifter vielfach überhaupt feine 
Handwerkgarbeit verrichteten, fondern um Taglohn arbeiten mußten. (Derf. 
Fase. No. 26 ex 1754.) Über die geringe Bevölferungszahl der Stadt Prag 
vgl. unten S. 60 Anm. 2. — 1755 wurde in Böhmen unter bem Vorſitze 
des damaligen Kommerzienrats Franz Wenzel Grafen von Sinzendorf fogar 
eine eigene „ftäbtifche Emporbringungsfommiffiön® errichtet; einen Erfolg 
feinen ihre Verhandlungen aber nicht erzielt zu haben. Darauf deuten 
einige Bemerkungen in einem Berichte des böhmischen Kommerzien - Inſpeltors 
von Lieblein aus dem Jahre 1766. (Böhmen, Komm. Fase. 53.) 

So wird 1752 anläßlich der Einverleibung der Landhutmacher 
Niederöfterreih® in die Wiener Hauptlade erwähnt, daß von allen Länder- 
repräfentationen Berichte „wegen gleihmäßiger Incorporirung der Meifter- 
fchaften* abgeforbert worden feien. (Cod. Austr. V &. 690.) Ähnlich ein 
Dekret vom 20. Auguft 1757 an die m. ö. Nepräf. u. Kammer, (Ebenda 
&. 1196 recte 1146.) 

® Im einzelnen waren dieje Verfügungen die folgenden: Es betont 
zunächft ein Neftript vom 26. Sept. 1750, es fei „forberift in Betrachtung 
zu ziehen, wie fowohl Uns ald dem Publico daran gelegen m, damit die 

Bribram, Öflerreigifge Bemerbepolltit L. 
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AÄhnliche Maßregeln ſcheinen auch in Niederöfterreich ver- 
ſucht worden zu fein, wie eine Bemerkung in einem fpäteren 


Haubt- und Municipal-Städte fomohl, ald die Obrigkeiten auf dem Land 
famt denen übrigen Gontribuenten conserviret, ..... werden, von 
darumen aber nothmwendig fey, Maaß und Biel zu feßen, woburd die gute 
Ordnung erhalten, und feiner von dem anderen in ber Rahrung gehindert 
oder beeinträchtiget werden möge.” In Ausführung diefer „Erwägung“ 
wird demnad verfügt, daß den Obrigleiten zwar geftattet fein folle, Hand⸗ 
werfer auf ihren Gründen anzufegen; wenn diefe Gründe aber in den 
Borftädten der Haupt- und Munizipalftäbte gelegen wären, wo ſich ge- 
iperrte Handwerke befänden, dürften diefe Handwerker ihr Gewerbe „außer 
der obrigfeitlichen Nothdurfft“ nur nad vorhergehender Inkorporierung 
in die vorhandene Handwerfdlade ausüben; unter Berufung auf bie 
Handwerlögeneralien von 1731 und 1739 wird ganz allgemein die In» 
forporierung der Xandbmeifter in die nächltgelegene Lade eingefhärft. (Kart. 
IV J 1 No. 38 ex Sept. 1750 Mähren) Ein eigenes Nadtragspatent 
vom 20. Oktober 1751 erneuerte diefen Befehl; allerdings ohne Erfolg; 
denn 1753 wird erwähnt, daß es ebenjo wenig feinen Zwed erreichte, wie 
„bie vielen Patente und Anordnungen, die bid ad Annum 1748, jedoch 
bis dato unbefolgter erlaffen worden.” (Fasc. IV F in gen No. 16 ex 
Oct. 1751 und 37 ex Jan. 1753 Mähren) Deshalb wird unter dem 
20. Januar 1753 die oben im Terte erwähnte neuerlidhe Inkorporations⸗ 
ordnung für Mähren erlaflen, die fortab jeder Obrigkeit und jedem Magiftrate 
bei einer Strafe von 100 Dulaten verbot, einen nicht inforporierten Ge 
werbetreibenden zu dulden (Bit. At. No. 37 ex Jan. 1753 Mähren). Auch 
für Schleſien wurde der gleiche Auftrag mit Reffr. vom 4. Auguft 1758 
erneuert, ein Antrag der bortigen Nepräfentation auf Herabfegung der 
Intorporationsgebühren mit Rüdficht auf die Zünfte der übrigen Erblande 
und auf die Gefahr einer allzugroßen Verinehrung der armen Meifter ab- 
gelehnt. (Derſ. Fasc. No. 2 ex Aug. 1753.) 

Das im Texte erwähnte Reſkript vom 30. Sept. 1753, das die Ein: 
jiehung der Landhandwerker in die Städte Mährens befahl, beginnt 
folgendermaßen: „Es ift Unſer gnädigſter Wille, daß zur Abftellung ſchäd⸗ 
Iiher Bermifchung der Lande und Stadtwirthſchaft, dann des Buuer- und 
Bürgerftandes Fünfftighin in die Dorfffchaften feine Brofeffioniften mehr zu- 
gelaßen und angenohmen, in denen Städten Dagegen die Landgründe von denen 
Häufern hindanngeben zu können geftattet werden ..... . folle.” Eine Aus- 
nahme von diefer Beftimmung wurde nur Hinfihtlid jener Handwerker zu- 
gelafjen, „fo zu jedermanns und täglicher Nothdurfft erforderlich oder in- 
fonderheit mit ihrem treibenden Gewerbe nuzlic find“ (alfo für Wagner, 
Schmiede, Leinweber, Binder, Bierbrauer, Maurer und Zimmerleute; dann 
in den größeren Dörfern für Schneider, Schufter, Kürfchner, Gärtner ujm.). 
Und indem der Repräfentation und Kammer Mährend unter Hinweis auf 
die „ehehin ergangenen Verordnungen und Generalien” bedeutet wird, daß 
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Akte anbeutet!, Vielleicht war hier das Beiſpiel Preußens mit» 
beftimmend, wo auf dem Lande nur die unentbehrlihiten Zünfte 
geduldet wurden?. Und aud in der zeitgenöffiichen Literatur 
wurden ähnliche Forderungen einer ftrengen Sonderung der Er- 
werbazweige von Stadt und Land aufgeftellt®. 

Einen ftreng durchgeführten Grundfag ſtaatlicher Gewerbe- 
politit bilbete aber dieje Abgrenzung ber Erwerbszweige freilich 
nicht mehr. Ein 1754 für Kärnten ergangenes Rejtript ber 
weift dies zur Genüge, Ein Kreishauptmann dieſes Landes 
ſtellte damals bei Gelegenheit der Einſendung von Profeſſioniſten⸗ 
tabellen den Antrag, „auf dem Gey“ (d. h. auf dem flachen 
Lande) nur die unentbehrlichſten Handwerker zu dulden, alle 
anderen aber in die Städte und Märkte zu ziehen, „bamit nicht 
nur andurch diefen letzteren beffer aufgeholffen, ſondern ſolche 
Profeffioniften in Stand gefeget wurden, ſich auf größere Unter- 
nehmungen, und . . . . in das Commereium einfchlagende Ar- 
beith verlegen zu können.“ Trotzdem aljo dieſer Antrag im 
weſentlichen dasſelbe für Kärnten vorſchlug, was ein Jahr 
früher für Mähren angeordnet worden war, jo erlangte er doch 
die Billigung der höheren Behörden nit. Schon der färnt- 





es „jo wenig bey Aufnehmung zum Meiſterrecht, als bey einer anfuchenden 
Imeorporation in denen Städten auf eine eingefhrändte Anzahl, ſondern 
auf die Gefchidlichteit, und ob der einwerbende Profeſſioniſt ſich zu nähren 
im Stande jey, zu ſehen lommet,“ wird die Behörde angewieſen, „theils 
durch Überfieblungen und befördernde Jncorporation, nebft der Freyheit, 
Grundſtücke und Häufer infonderheit kauffen und verfauffen zu fönnen, den 
gedeylichen Zwed zu erreichen, daf die Handwerker in die Städte gelangen, 
fofort biefe ihre Handtierung, der Bauer aber feine ‚Feld-Arbeit beffer 
pflegen werde.“ (Derf. Fase. No. 40—43 ex 1753.) Ungenau daher 
Hadmiger (Staatl. Weberpolitif ufw. im der Zeitſchr. f. d. gef. Staats- 
wiſſenſch. 1904 ©. 431), der annimmt, daf ber Verſuch zur Abſchaffung der 
Dorfhandwerter in Mähren nicht unternommen wurde. 

! Bortr. der Hoffanzlei vom 18. Nov. 1762 (Kart, IV E 11 No. 81 
ex Sept. 1762. Bgl. unten S. 174 Anm. 3). 

* Die Leinweber, Zimmerleute, Wagner und Schneider. Vgl. Ort- 
Loff, Das Recht der Handwerker, 1803 ©. 9. 

Bgl. Beer, Polit. Diskurs ed. Binden 1754, 1. Bd. S. 623 fg. 
Jufti, Staatswirtſchaft 1758 Yo. I ©. 314. 

4* 
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neriſche Kommerzkonſeß ſprach Tih gegen benjelben aus! und 
begriinbete feine Anficht vor allem damit, „es fcheine dem 
prinelpio Commereiali conform zu ſeyn, daß die Producta 
jeden Yanbes mehr und mehr aufzuarbeithen je und allezeit ge- 
trachtet werben folle, welches aber durch Abftellung deren Gay- 
meiftern merdlich gehindert wurde.“ Ahnlich bemerkt die nieber- 
öfterreichiiche belegierte Hofkommiſſion im Jahre 1760, daß bie 
Wollenftrumpfmwirker und Wollenzeugmacher Prags in der Stadt 
keine Rüdficht verdienten, „indem dieſe Profeffionen auf bas 


Land gehören" ?. . 

Aus diefen legtermähnten Zitaten erhellt zur Genüge, wie 
das Zonfervative Streben nach Herftellung des Gleichgewichts 
zwiſchen der lokalen Nachfrage und dem Angebote ganz anderen 
Erwägungen meiden mußte, fobald jene Gewerbe in Frage 
famen, von denen fi eine Produktion über den Ortsbedarf 
hinaus erwarten ließ. Denn dieſe Zweige gewerblicher Tätigkeit 
waren e8, von denen die Wirtjchaftspolitif jener Tage die Er- 
reihung des Zieles erhoffte, das ihr als Ideal vorfchwebte: 
Verarbeitung aller inländifchen Rohprodukte im Inlande, Deckung 
des ganzen heimiſchen Bedarfs durch die inländiſche Produktion; 
Erweiterung derſelben bis zur Exportfähigkeit. 

In einer ganzen Reihe von Aktenſtellen treten dieſe Ideen⸗ 
gänge mit großer Deutlichfeit zutage. Die Notwendigkeit einer 
fortfchreitenden Vermehrung der inländifchen Produktion erfcheint 
bier in inniger Verbindung mit dem Gedanken, in wirtfchaft- 
licher Beziehung aus den Erblanden ein Ganzes zu bilden, das 
jeinen Bedarf an gewerblichen Erzeugniffen allein zu deden im- 
ftande wäre®. Und die gleichen Tendenzen beherrfchten, was 


! Protokoll vom 6. Februar 1754. Reſkript vom 9. März 1754 
(Fasc. IV F in gen No. 10 ex Martio 1754 9. Ö.) 

2 Vortragsprotokoll vom 24. September 1760 betreffend den Stand 
der Induſtrie in den Prager Städten (Böhm. Komm. Fasc. 62). 

® So wird ſchon 1749 als „an fi wahrer und heylfaner Saz“ be» 
zeichnet, daß „der Flor des Commereii nicht ſowohl im Handel und Wandel 
mit ausländifhen Waaren, fondern vornemblid in Emporbringung derer 
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bier nur angedeutet werden kann, die Zollpolitif, für welche die 
allen Länderftellen zugefertigte „Notifitation” von 1749 die 
Grundprinzipien aufſtellte!. 


Zu jenen Zweigen gewerblicher Produktion, die demgemäß 
die Fürforge der Staatsverwaltung in befonders hohem Grabe 
forderten, gehörten vor allem drei: die Tertilinduftrie in ihren 
drei Formen, der Scafwoll-, Baummwoll- und Flachsverarbeitung; 
die Seidenmanufaltur und endlich die Metallinduftrie. Dazu 
famen dann noch alle jene übrigen Kommerzialgewerbe, welde 


innländifhen Manufacturen und beren Verſchleiß ad extra“ beſtehe. 
(„Dhnmaßgeblihe Gedanden‘ Bartenfteins über die Anmerkungen betr. 
den Verfall des erblänbifchen Commereii ddo. 24. März 1749. Kart. V 
G 15 No. 16 ex Martio 1749 N. Ö.) In Ergänzung biefer Forderung 
wird fpäter den Behörden eingefchärft, daß dasjenige, was in dem einem 
Sande nit „mit natürlier Bequemlichkeit“ aufgebradht werben könne, 
„Toviel möglich aus ben anberfeitigen Erblanden hergeholet werben” folle. 
(Reftr. an die mähr, Repräf. u. Kammer vom 30. Sept. 1753 Fase. IV F 
in gen. No. 4043 ex 1753 Mähren, Ähnlich auch die Inftruktion von 
1754 an dem böhm. Komm.-Konſeß. Bgl. oben S. 37.) Ähnliche Gedanten 
wurden 1757 von ber Hoffommiffion ausgefproden, die zur Unterſuchung 
der Beſchwerden bes bürgerlichen Handelsſtandes in Wien eingejegt worden 
war: „Das Abfehen des Commereiendirectorii bleibet immer auf den ge» 
meinfamen Nuzen deren gefamten Erblanden gerichtet; gleichwie nun Die- 
felbe der Zeit mit denen innländifhen Fabricatis noch feinerdings genugiam 
verjehen werden fünnen, alfo laffet ſich wider die Vermehrung deren inn- 
ländifchen Fabriquen umfo minder eine begründete Klage führen, als noch 
viel mehr zu wünfden ftehet, felbe in eine folche Volltommenheit zu bringen, 
dab auch die Verkehrung in auswärtige Länder ald der wahre Endzwed 
der achten Commercial-Einrichtung erreichet werben möge.‘ (N. Ö. Komm. 
Fasc. 63/2 vgl, unten &. 88.) Und, um nod ein Beifpiel anzuführen, 
das Reſtript vom 5. Mai 1759, das den privil. Fabriken zu Schwechat 
und Saffın eine Reihe von Begünftigungen zugeftand, betonte in feinen 
Eingangsworten: die Kaiferin habe den Länderftellen „Ion zu verſchiedenen 
mahlen zu erfennen gegeben, wie Unfere allergnädigfte Abfiht dahin ge» 
richtet fey, die aufrechte Fabriquen Unferer Erblönigreihe und Länder in 
eine folhe Verbindung zu ſezen, daß durd) die gegenfeitige Abnahme die 
überflüffigen Produeta eines Sandes dem andern zuflichen — und andurd) 
der allgemeine Vertrieb der erblandiſchen Manufactorum befördert werden 
möge.” (Altes Kommerz Fasc. 1 No. 1 ex 1759.) 
! Altes Komm. Fase. 1 No. 6 ex 1749. 
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bie Speiififation von 1754 aufzählte. Wie ein Blick auf jenes 
rzeichnis zu lehren vermag, handelte es fich babei zum großen 
Zeile um Luxusinduſtrien, die für den merfantiliftiiden Staat 
des 18, Jahrhunderts die größte Bedeutung bejaßen!. Für ihre 
Produkte waren bisher beträchtliche Geldjummen außer Landes 
gefloffen, ihre Entwidlung ſchien einen unbegrenzten Abſatz zu 
verheißen?. Bei al diefen Gewerben war die erfte Voraus 
ſetzung für eine Steigerung der Produktion die Vermehrung der 
Zahl der Arbeitökräfte. Einer ſolchen Vermehrung mwiberftrebte 
aber die faft allenthalben noch herrſchende zunftmäßige Organi⸗ 
jation. So ift e8 denn leicht begreiflih, wenn nunmehr neuer» 
dings, wie ſchon wiederholt vorher, die Frage aufgemorfen wurde, 
ob nicht al den Schwierigkeiten, die ber Entwidlung einer 
leiftungsfähigen Induftrie im Wege ftanden, am wirkſamſten, 
und zugleih am radilalften durch eine Aufhebung der ganzen 
Bunftverfaffung abgeholfen werben Fönnte. 

Im Jahre 1751? erging an die ſämtlichen Repräfentationen 
und Kammern der „Befehl, daß in Anjehung deren durch all» 
jeitige erbländige Handwerfszünfte den: Publico und Commercio 
zugewachjene Bedrüdungen und inconvenienzien, und ob dahero 
fothbane Zunfften gänglich aufgehoben, was für Bedendlichkeiten 
etwa hierbey gemadhet, oder wie bey derer allenfalßiger Bey- 
behaltung bier immer eine beßere Ordnung eingeleitet werden 
fönnte, indgeheimb und mit aller Behutſamkeit hierüber deliberiret, 
und gutachtlicher Bericht erftattet werden ſolle.“ Eine praktifche 
Bedeutung erlangte‘ aber biefer Auftrag nit. Aus Böhmen 
war 1754 noch feine Hußerung über denfelben eingelangt*, und 


ı Bel. Hinke, Die Seideninduftrie, Acta Borussica, 3. Bd. S. 31 fg. 

2 Bol. Juſti, Staatswirtfchaft 1758, 1. Bd. S. 296 fg. 

s Birfulare vom 4. Dezemb. 1751 (Fasc. IV F in gen No. 15 ex 
Dec. 1751 Böhmen). 

* In dem a. u. Vortrage von 1754, „betreffend die Einricht- und 
Berbefferung des böhmischen Commercien⸗-Conſeſſes“, heißt es, daß die er- 
wähnte Frage troß mehrfaher Urgenzen von dem Konſeſſe noch nidt in 
Deliberation gezogen fei (Fasc. V G 1 No. 53 ex Nov. 1751 Böhmen). 
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1755 hatte man jedenfalls ſchon von dem Plane gänzlich Ab- 
Stand genommen, 

Über die Gründe, welde den Verzicht auf dieſe Idee ver- 
anlaßten, geben die Akten feinen Aufſchluß. Es liegt indes die 
Vermutung nahe, daß es an einer geeigneten Organifation fehlte, 
durch welche man die doch immerhin eine ftraffe Ordnung fichernde 
Bunftverfafjung hätte erjegen können. Die vorhandenen Ber 
hörden reichten jedenfalls dazu nicht aus; fie waren noch viel 
zu ſchwach, zum Teil auch mit Arbeiten anderer Art ausreichend 
bejchäftigt, und zu wenig vertraut mit ben Bedürfniſſen des ge- 
werblichen Lebens. 

Und wie diefer Plan ſich politiih als undurchführbar er- 
wies, jo war er es wirtjchaftlich vielleicht noch in höherem 
Grade. Der Zufammenhang der erbländifchen Zünfte mit jenen 
des Neiches war noch viel zu innig, die in ihrer Profeſſion 
meiſt noch jehr rüdjtändigen Handwerksforporationen des In— 
landes waren noch viel zu ſehr auf den Zuzug geſchickter 
Elemente von außen ber, auf eine Ausbildung ihrer Gejellen 
durch die Wanderung in den Neichslanden angewiefen, als daß, 
ohne Gefahr für die ganze gewerbliche Entwidlung, dieſe mit 
der Zunftverfaffung verknüpfte Verbindung zwiiden dem Hand- 
werksleben Öfterreihs und jenen des Reiches hätte gelöjt werden 
tkönnen?. Dieſe Löfung hätte geradezu den Lebensfaben des 
erbländifchen Gewerbes durchſchnitten. 

Derartige Erwägungen waren es wohl vor allem, welche, 





! Darauf deutet eine Bemerkung in dem Protofolle der für Nieder 
öfterreich belegierten Hoffommiffion vom 17. Dezember 1754 (Fase, IV F 
in gen No. 88 ex Febr. 1755 R. Ö.). Ebenfo heit es in bem Protofolle 
derfelben Behörde vom 8. April 1754, „daß mentionirte Hofrefolution 
annoch zur Zeit ber bey denen gefamten Zünften vorgehabten Aufhebung 
aller bis anhero üblich gemeften Handwerksgebräuchen erlafien, bahingegen 
von fothaner, nad der Hand unthunlich befundener Bewerckſtelligung an- 
wiederum abgegangen worben ſey.“ (N. Ö. Komm. Fase. 63/1.) 

® Bol. unten S. 61, Gegen die Aufhebung der Zünfte mit ähn- 
lichen Argumenten auch Jufti, Staatswirtſchaft 1758 I ©. 293. 
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we ſchon wiederholt vorher‘, den PVerziht auf dieſen Plan 
veranlahten. Was aber die Behörden damals kaum ahnten, 
ts war die Tatfache, daß die Durchführung jener Idee eine 
ſarmliche Revolution aller Befigverhältniffe in den Städten zur 
Folge gehabt hätte. Denn das Zunftwejen hatte in den Stäbten, 
In denen es feit Jahrhunderten die Grundlage des gewerblichen 
vebens bildete, mit feiner Gefchloffenheit der Meilterzahl förm⸗ 
Ich eine Verdinglidung der Gemwerberechte entmwidelt, die er: 
käuflichkeit und Vererblichkeit der Meifterftelen zur Grundlage 
bes ftädtifchen Wirtfchaftslebend gemadht?. Die Aufhebung der 
Sunftverfaffung und die damit zufammenbhängende Erleichterung 
bes Zutritt8 zum jelbftändigen Betriebe der Gewerbe hätte biefe 
Wirtfchaftsverhältniffe aufs tiefite erfchüttern müffen. Allein 
ein Einblid in diefe öfonomifchen Folgen einer Durdführung 
des erwähnten Plans war den Behörden jener Zeit wohl noch 
völlig verfagt. Erit etwa 25 Jahre fpäter follte ihnen dieſer 
Zufammenhang zum Bemwußtfein gelangen. | 

1751 fam e3, wie erwähnt, nicht einmal zu der als Even- 
tualmaßregel in dem Titel des Reſkripts angebeuteten Ein- 
führung einer „befjeren Ordnung“. Denn da man offenbar 
feine ſolche wußte, fo ließ man e8 eben bei ber alten bemenden. 
Es blieben daher aud bei den Kommerzialgewerben die be» 
beitehenden Innungen im wefentlichen unangetaftet. 


Aber wenigſtens auf jene Gewerbe, bie bisher unzünftig 
gemefen waren, wollte man den Zunftzmang nicht ausdehnen, 
wie eine unter dem 15. Sanuar 1754 erlaffene Refolution aus: 
drücklich befagt?. 








I Bol. Pribram, Das böhmiſche Kommerzlollegium S. 50, Kopeg, 
Gewerbögefekfunde II ©. 19. 

2 Die nähere Erörterung diefer Verhältniffe muß der fpäteren Dar- 
ftelung vorbehalten bleiben. 

3 Die Veranlaffung zu diefer in der Literatur oft zitierten Refolution 
verdient eine nähere Erörterung. Es bandelte fi dabei um die Frage, 
ob eine Vereinigung der bis dahin unzünftig, teil frei, teild3 auf Grund 
von Schubelreten betriebenen Bandmachergewerbe Wiend mit den zünftigen 
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Man ging aber noch einen Schritt weiter. In jenen Ge- 
werben, die zum Teil auf der breiten Baſis hausinduftrieller 
Tätigkeit rubten, und in denen die Zunftverfaffung demgemäß 
von jeher nicht ftreng durchgeführt war, ſuchte man auch das 
Gefüge der vorhandenen Zünfte zu lodern, und die vollftändige 
Befreiung biefer Gewerbe vom Innungszwange vorzubereiten. 
Ein für Böhmen 1755 erlafjenes Reſkript!“ bringt dieſe Ten- 
denzen zum deutlichen Ausdrude: „Wir haben,“ jo heißt es 
darin, „bereit3 vorhin Unfere gnädigite Willensmeinung in An- 
jehung der Zünffte dahin geäußert, daß die Weberey auf dem 
Lande nicht als ein zünfftiges Gewerk angejehen, fondern jeber- 
mann, auch Weibsperjonen frey gelaßen werden folle, jothanes 
Gewerb bloß als eine Haußarbeit zu treiben, jo dienet ſolches 
auch in Hinkunft zur Richtſchnur. Weil aber nicht räthlic, 
vielmehr dem Fortgange diejer Fabricatur abbrüchlich ſeyn 
dörffte, alle Zünffte, jo doch theils Unfere allerhöchſte landes- 
fürftliche Privilegien zu ihrer Errichtung angefuchet und erhalten 


Pofamentierern vorgenommen werben jolle, um bie „an Geiten deren 
Poſamentirer immerhin befahrende Abrede und Borenthaltung deren Gejellen“ 
zu befeitigen (Vortr.-Prot. vom 15. April 1755 N. Ö. Komm. Fase. 57), Die 
Kaiſerin nahm die bereits erteilte Bewilligung zur Union dieſer Profeffionen 
zurüd: „Ihro Kayf. Kön. Majeftät", jo heißt es, „— — — feynd nicht 
gemeinet, einige Gewerbe, welche denen Zünften noch nicht einverleibet worden, 
zünftig machen zu laſſen.“ Es ſollte alfo bie Bandmacherprofefjion „viel: 
mehr zu erweitern, als ein» und ber Verzünftung zu unterziehen getrachtet“ 
werben, und jede Beſchränkung der Bandmacher hinfihtlih der Zahl der 
Gefellen und bes Verlages unterbleiben; nur follte fortab, um die Schleu- 
derei zu verhüten, bie Bandmaderei nur von folden Meiftern getrieben 
werben, bie mit einem Hoffhug verfehen wären. (Vgl. Codex Austr. V 
©. 95.) Da aber nachträglich, als es fih um die Regelung der Lehrlings- 
vildung Hanbelte, ſich doch Schwierigkeiten ergaben, wurde nach längeren 
Verhandlungen die Vereinigung der beiden Gewerbe doch genehmigt; nur 
follte das Bandmachen einem jeden, „alfo auch denen Weiböperfonen, mit 
alleinigem Ausfluß der reihen Bänder frey bleißen.“ (Die Akten im 
Fase. 126 Kommerz R. ©.) 

ı Ref, vom 22, Februar 1755, die unter dem Grafen v. Chamard 
‚zu Ende gebrachte Unterfuhungstommiffion betr. (Kart VG 5 No. 56 ex 
Febr. 1755 Böhmen). 


r 
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haben, auf einmal abzufchaffen, jo wäre ber gelindere Weg, die 
Leute jelbit nad) und nad von der Einzünfftung zurüd zu ziehen, 
und auf diefe Weife das Gewerbe in die völlige Freyheit zu 
ſezen. Solchem nad) wollen Wir und befehlen: 1. daß an allen 
denen Orten auf dem Lande, wo bishero die Leinenmweberey noch 
wicht bezünfftet gewejen, au in Hinktunfft feine Zünffte ein- 
geführet werden; 2. an jenen Orten aber, wo folche bereit3 er: 
richtet, und mit landes-fürftlihen Privilegien verfehen find, 
einem jedem eingezünffteten Land-Weber frey gelaßen werden 
jolle, fih von der Zunfft loszuzählen, und als frey zünfftig zu 
erflären; denen Zünfften auf dem Lande aber fich gänzlich zu 
difjolviren, und auseinander zu gehen, ohne daß jemandem 
hierüber bey Vermeidung willführlicher Strafe der geringite 
Vorwurf oder in feinen Handwerk einiger Eintrag geſchehen 
fönne.” Gleichzeitig wurden die Zunftlabengelder, die Frei— 
iprehungsgebühren uſw. ſtark herabgefegt. 

Und als in Mähren die oben zitierte Inkorporationsordnung 
von 1753 bei ftrenger Strafe allen Obrigfeiten verbot, einen 
nicht intorporierten Gemwerbetreibenden zu dulden, nahm fie doch 
von diefer Anordnung die fogenannten „Bauernmeber" aus, 
„welche dieſe Handthierung ohne ordentliche Erlernung der Weber- 
profeffion, nur ledigli” in denen gröberen Leinen . . . treiben, 
und von ihrem Rurali allein nicht leben können.“ Diefen länd- 
lichen Hausinduftriellen blieb bloß das Aufdingen und Frei- 
iprehen von Lehrjungen, ſowie die Förderung der Gefellen 
verſagt!. 

Bei den übrigen Kommerzialgewerben, die keine ähnliche 
Bedeutung für die gewerbliche Tätigkeit des Landvolkes hatten, 
blieb die Zunftverfaſſung freilich unangetaſtet. Doch erfolgte 
auch hier die Beſeitigung manchen Handwerkszwanges. So 
wurde 1751 in Oſterreich ob der Enns der Brauch aufgehoben, 
der jedem Weber verbot, auf mehr als drei Stühlen zu ar— 





ı gl. Hadwiger in der Zeitſchr. f. d. gef. Staatswiſſenſch. 1904, 
S. 432. 
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beiten!, und ähnlich für Niederöſterreich jede Beſchränkung der 
Strumpfwirker auf eine gewiſſe Meifterzahl befeitigt?. Wo ſich 
ferner aus der Abgrenzung der Gewerbebefugnifje Streitigkeiten 
ergaben, fuchte man diefem Übelftande durch Vereinigung mehrerer 
verwandter Gewerbe in eine Zunft abzubelfen®. 

Gelegentlich ſah fih aud die Staatsverwaltung veranlaßt, 
gewifje, mit ber Untertansverfaffung zufammenhängende Be- 
ſchränkungen der gewerblichen Tätigfeit zu bejeitigen. So wurde 
1759 in Böhmen der „Walkmühlenzwang” aufgehoben, d. h. die 
Verpflichtung der untertänigen Tuchmacher, die von den Obrig- 
feiten errichteten Waltmühlen zu benügen‘. Im allgemeinen 
aber blieben derartige, von den Herrſchaften unter den ver- 
ſchiedenſten Titeln in Anjprud genommene Zwangsrechte be- 
ſtehen; ihre Befeitigung blieb der Regulierung ber Untertans- 
verfaſſung vorbehalten. 


Ein weiteres, zur Hebung der Manufakturen jehr beliebtes 
Mittel der Zunftpolitit mußte freilich bald nad dem Negierungs- 


Reſtr. vom 5. Nov. 1751 (Altes Kommerz Fasc, 6). Künftig ſollte 
jebem, ber fi) auf „fein gezogene und bamafirte Zeinenwaaten und Tifd- 
zeug“ verlegen wollte, freiftehen, fo viel Stühle, als er nur immer fördern 
fönne, einzuftellen, und „über die zunffts-fag-mäßige Einfhräntung um jo 
freyer hinaus zu fchreiten, als durch fothane neu hergeftelte Kunftarbeit 
niemanden einige Hinderniß in feinem Gewerbe oder Nahrung gemacht 
wird, und nur zu ſehen ift, daß andere in diefer Unternehmung nachfolgen.“ 

® Cod. Austr. VI &. 242 (Detret von 1761). 

So wurden jpeziell in Wien die Nabeleinfchläger und die Nadel- 
ausſchneider in einen Zunftverband gebracht. (Dekret vom 28. Nov. 1750; 
Kropatidel, Gejege, welche den Kommerzialgewerben vorgeſchrieben 
worden find. Bd. II S. 250.) 1753 wurde die Vereinigung der Galanterie- 
arbeiter mit den bürgerl. Gold- und Silberarbeitern verfügt (Dekret vom 
5. Januar ebenda S. 9). Das gleiche verordneten — und zwar für alle 
Erbländer — die Dekrete vom 31. März 1753 hinfichtlich der Rotgerber, Lederer 
und Lederzurichter, nachdem dies für Wien ſchon 1750 ftatuiert worden 
war (Fasc. IV F in spee 2eberer R. ©.) Über die Vereinigung der 
Bandmacher und Pofamentierer Wiens vgl. oben ©. 56 Anm. 3. 

+ Bol. Kopetz, Gewerbögejegtunde 1. Bd. S. 256, Grunzel, Die 
Reichenberger Tuchinduſtrie S. 102. 


60 Erftes Bud. Die Periode von 1240 bis 1762. 

antritte Maria Therefiad den unglüdlichen politifchen Verhält- 
niffen zum Opfer gebracht werden: die Gewinnung tüchtiger 
ausländifcher Meifter für die inländiſchen Gewerbe. Nur aus» 
nahmsweiſe murden in ben Jahren 1740 bis 1755 etwa aus⸗ 
ländiſche Arbeiter in die Erblande berufen‘. Denn bie Zur 
taffung der Ausländer zum Bürger: und Meifterrechte ſchien der 
Raiferin in den erften zwei Jahrzehnten ihrer Regierung wenig 


rätlid. 
Schon 1744 erging für Böhmen eine Anordnung, die „ohne 


ausprüdliche a. 5. Bewilligung die Aufnahme freinder Nationa- 
liften zu Bürgern der Städte” verbot. Die Verſuche ber Hof⸗ 
kanzlei, die Monarchin zur Zurücknahme dieſer Verfügung zu 
bewegen, blieben lange vergeblich?. 

Die Verhandlungen, zu denen die gleiche Frage für Wien 
Veranlaſſung gab, ſind ſehr lehrreich ſowohl für die Gewerbe— 
verfaſſung der Reſidenzſtadt, als auch für die Geſichtspunkte der 
ſtaatlichen Gemerbepolitit?. Die Kaiſerin hatte nämlich unter 
Umgehung der Hoflanzlei im Jahre 1745 verfügt, es follten in 
Wien „bey dem Handelsitandt, Handwerkern und Zunfften füros 


ı Einige Beilpiele bei Fournier, Handel und Verkehr in Ungarn 
und Polen S. 27. 

2 So wies die Kaiferin 1746 eine derartige Borftellung ab, trotzdem 
fie ausreihend mit dem geringen Bevölferungsftande der böhmifchen Stäbte 
motiviert war (X. u. Referat vom 4. Mär; 1746 Kart. IV J 1 No. 22 
v. 3. 1746 Böhm.) Zählte doch die geſamte Bürgerfchaft der vier Prager 
Städte ſamt den fogenannten Nebenredten (d. h. den nidt dem Stadt- 
magiftrate, fondern anderen Grundherrſchaften unterftehenden ftädtifchen 
Gebieten) im Jahre 1745 bloß 2108 Bürger, unter denen fi 219 Aus 
länder befanden. Tas Verbot der Erteilung des Bürger und Meifterrechts 
an Ausländer wurde für Böhmen nod in den Reffripten vom 2. Auguft 
1749 und 10. März 1753 erneuert (Kart. IV J 1 No. 44 ex 1749 und 
No. 14 ex Mart. 1753 Böhm). Ähnlich heißt es in dem Refkripte vom 
T. April 1753 betreffend die Erridtung des Manufatturenfollegiumsd in 
Prag, dab es bedenklich wäre, „fremde Künftler per Edicta anzuloden, 
folglich diefer Antrag aus zerfchiedenen entgegen ftehenden Urſachen hindan 
zu bleiben hätte”. (Böhm. Komm. Fasc. 1.) 

3 Das folgende nad) dem a. u. Referate der Hofkanzlei vom 2. Juni 
1747 (Fasc. IV F in gen No. 17 v. 3. 1747 NR. ©.) 
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bin feine Ausländer angenommen werben“. Sowohl die Re— 
gierung als der Magiftrat erflärten bie Durchführung dieſes 
Befehles als ſehr bedenklich. Der Magiftrat jei verpflichtet, 
jene Perfonen zu Bürgern aufzunehmen, die ihm von den Zünften 
als Meifter vorgeftellt würden. Werbiete man aber den Zünften 
die Einverleibung von Ausländern in ihre Meifterfchaften, fo 
werbe ſich fein fremder Geſelle mehr in Wien einfinden, und 
die Reſidenzſtadt müfje an geſchickten Arbeitern den größten 
Mangel leiden. 

Und ähnlich äußerte ſich die Hofkanzlei. Die bürgerliche 
Nahrung laſſe ih in Wien in drei Klaſſen einteilen: 1. die fo- 
genannten Stabtlammergewerbe; 2. die bürgerlichen Handlungen ; 
3. die zunftmäßigen Handwerfe und Manufakturen. 

Bei den Kammergewerben!, die regelmäßig auch von Un- 
gelernten betrieben werben fünnten, und die „eben berohalben, 
weillen fie feine Kunft oder fonderbahre Wiſſenſchaft erforderen, 
erblich und verfäufflich ſeynd“, Lafje ſich eine Beſchränkung auf 
Inländer wohl ftatwieren. Man erreiche ſchon damit zum größten 
Teile den beabſichtigten Endzwed, weil die meiften ſtädtiſchen 
Gewerbe zu dieſen Kammerhändeln gehörten. Bet den bürger- 
lichen Handlungen könne man nicht weiter gehen, als daß man — 
wie ſchon vor einigen Jahren verordnet worden ſei — die Auf- 
dingung auslänbifcher Lehrjungen unterfage, beim Verkaufe von 
Handlungsfreiheiten die Inländer bevorzuge, und jeden derartigen 
Verkauf von der Genehmigung der Hoffanzlei abhängig made. 
Anders ftehe die Sache bei den zunftmäßigen Handwerken, Künften 
und Manufakturen. Denn alle dieſe könnten „Iediglich durch 
die Wemulation zur Eultur gebracht — und zur größeren Voll- 
tommenheit erhoben werden”; darauf beruhe es auch, daß fait 
bei allen dieſen Profeffioniften in den Bunftverfafjungen gewiſſe 
Wanderjahre vorgefchrieben jeien. „Diefe Wanderung ift bie 


* Über die Natur und Geſchichte diefer Kammergewerbe vgl. unten 
Bud .3 Kap. 3 und meinen Auffag, Die Einlöfung der Realgewerbe in 
Dien, in Schmollers Jahrbuch 1904 ©. 1418. 
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Seel und das Haubtfundament zu Emporbringung aller mecha⸗ 
nifhen Künften und Wiſſenſchaften.“ Verſage man den aus: 
ländifchen Gefellen den Zutritt zur Meilterfchaft, jo unterbinde 
man allen Verkehr mit dem Auslande, erſticke man allen Kunft- 
eifer; denn in einigen erit feit kurzem eingeführten Gewerbe⸗ 
zweigen gebe es überhaupt noch feinen geſchickten inländbifchen 
Gefellen. In allen Ländern aber, in denen man Künſte und 
Manufalturen emporzubringen trachte, jei „die allererite Be⸗ 
fliffenheit, frembde Künftler dur alle dienliche Mittel herbey- 
zuloden, als welche eine natürliche Lehrſchulle vor das Land 
ſelbſten ſeynd, und den inventiofen Geilt derer einheimbifchen 
umb fo mehrer erweden“. In diefem Sinne formulierte dann 
die Hoffanzlei ihre Anträge, und erlangte für biefelben auch die 
Genehmigung der Monardjin, die in ihrer eigenhändig gefchriebenen 
Refolution einen Auffchluß über die Motive jenes Verbots gab: 
„Placet wie die Ganzley einrathet, habe anfangs nur wegen der 
bayern und pfälger exclusivam gegeben, weillen aber dies zu 
vill aufjehen gemacht, generaliter verbotten“ !. 

Ähnlich wurde bald darauf? allen Handwerkstorporationen 
auf dem flachen Lande Niederöfterreihs bei 50 Neichstalern 
Strafe und SKaflierung des betreffenden Beſchluſſes unterjagt, 
ohne bejonbere allerhöchfte Genehmigung einem nidht in den 
Erblanden geborenen Gefellen das Meifterrecht zu erteilen. Dieſes 
Verbot erhielt bald feine Ausdehnung auch auf die übrigen 
Erblande; denn 1754 wurde zwar allen Zänberrepräfentationen 
geftattet, bei Meifterrechtsverleihungen an Inländer aus eigener 
Machtvollkommenheit vorzugehen, die Dispenjation von der aus⸗ 
ländifhen Geburt aber blieb der allerhödhiten Genehmigung 
vorbehalten?. Erſt 1759 feheint die Politik der Ausfchließung 
aller Ausländer von dem jelbitändigen Betriebe von Gewerben 





! Das Dekret vom 4. Juli 1747, das diefe Verfügung befanntgab, 
ift abgedrudt im Cod. Austr. V ©. 262. 

2 Delret vom 14. November 1747 Cod. Austr. V ©. 237. 

3 Reftript vom 13. Juli 1754 (Fasc. IV F in gen No. 28 ex Jul. 
1754 Böhm.) 
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im Inlande endgültig überwunden zu fein. Denn jegt wird 
den Länderftellen das Necht eingeräumt, auch diefe Dispenjation 
zu erteilen! 





Drittes Kapitel, 


Die pofitiven Maßnahmen zur Förderung der 
Induſtrie. 


(Notwendigkeit einer poſitiven Unterſtützung der Induſtrie S. 63. — Die 
Kommerzialfonds und bie ſtaatlichen Gewerbeſteuern S. 65. — Die Förderung 
der induftriellen Produktion: a) im allgemeinen S. 68; b) im einzelnen. 
1. Dur; Maßnahmen zur Hebung ber verfdiedenen Manufalturen, ber 
ſonders der SLeineninduftrie S. 69. 2. Durch Verleihung von Fabrifs- 
privifegien &. 71. 3. Durd Übernahme von Fabrifen in ben Siaats - 
betrieb ©. 75. 4. Durch Erlaffung von Dualitätenordnungen S. 76 
5. Durd Sicherung billigen Rohmaterials und wohlfeiler Arbeitslöhne 
©. 77. — Förderung des Abſatzes der Induftrieprodukte, bedingt durch den 
Mangel an inländischen Kaufleuten S. 78. — Die Maßnahmen ber inneren 
Handelspolitit im einzelnen S. 80. — Strenge Scheidung der probugierenden 
Gewerbe von den Handelögewerben S. 83. — Die Beſchwerden des Wiener 
Hanbelsftandes von 1757 S. 87. — Rüdblid S. 92.) 


Alle die bisher gejhilderten Maßregeln der Gewerbepolitif 
hatten bloß die Vefeitigung einzelner Hindernifje zum Gegen- 
ftande, welche die beftehende Gemwerbeverfafjung einer freieren 
Entwidlung der Induftrie in den Weg legte. Wollte indes die 
Staatäverwaltung dem Betriebe der Kommerzialgewerbe wirt: 
lid) einen bedeutenden Umfang verfchaffen, jo war es nicht aus- 
reichend, daß fie bloß gewiſſe im Zunftſyſtem wurzelnde Be- 


Sirtulare vom 17. März 1759 (derſ. Fase. No. 43 ex Martio 1759). 
Die Meifterrechtöwerber wurden bald darauf auch von der Zahlung der 
Dispenfationstare befreit. Zunächſt in Böhmen (Reftript vom 2. Auguft 
1759); dann in den übrigen Erblanden (Reſtript vom 13. Dezember 1760; 
Kart. IV J 1 No. 14 ex Dee. 1760 Mähren; vgl. auch Cod. Austr. 
VL S. 114). Wie fpätere Verhandlungen vermuten laffen, fcheint indes 
die Abforderung diefer Diöpenfationstagen auch weiterhin üblich geblieben 
zu fein. Siehe Kopetz, Gewerbsgefegfunde 1. Vd. S. 296. 
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ſchränkungen hinwegräumte. Dazu waren vielmehr poſitive 


Maßnahmen größeren Umfangs erforderlich. 

Denn es fehlte überall an dem nötigen Kapitale, an ge⸗ 
ſchulten Arbeitskräften; der Unternehmungsgeift der Bevölferung 
war außerordentlich gering, die Vorliebe für ausländiſche Waren, 
beſonders in Modeartikeln, wurzelte tief in den Kreifen der 
vermögenden ftäbtiihen Benölferung und raubte den wenigen 
unternehmenden Handelsleuten völlig die Luft zur Förderung 
der inländifchen Induſtrie!. 

Mit den Zurusverboten, die vor allem den Gebraud der 
fremden foftbaren Stoffe und Zeuge zu hindern juchten?, hatte 
man wenig Erfolge erzielt, und es fehlte nicht an Stimmen, 
bie derartige Maßnahmen überhaupt als gänzlich verkehrt be- 
zeichneten ®. 

So erflärt denn au im Jahre 1762 der Kommerzhofrat *, 


— * - 


ı Dal. ſchon die ſcharfe Philippita Hörnigks gegen den Lurus in der 
Verwendung ausländifcher, namentlih franzöfifher Modewaren, die von 
ihm als „rechte Peft- und Würge - Engel unferer Wohlfahrt” gebrandmarkt 
werden. (Öfterr. über Alles S. 76). Ähnlich Becher, Polit. Diskurs ed. 
Zinden 1754 3b. II S. 902 f. Ebenfo wird in den Beſchwerden des 
Wiener Handelsftandes von 1757 vielfach darüber geklagt, dab die vor 
nehmen Klaffen der Bevölkerung ihren Bedarf an reihen Stoffen, Tüdern: 
Frauenzierden, Galanteriewaren ufm. direkt aus Frankreich und anderen 
fremden Ländern zu beziehen pflegten. Das Kommerzdireltorium unter- 
ftügte daher feinen Antrag auf Belegung derartiger, direlt aus dem Aus- 
Iande bezogener Waren mit einer doppelten Maut, u.a. auch damit, ed ge» 
reihe „dem Publico zum erfprießlihden Nuzen, wenn die Nobleſſe von dem 
verderblihden Bann mit derley ausländifhen Modemaaren nah und nad) ab» 
gewöhnet werde‘. (N. DO. Komm. Fasc. 63/2.) 

2 Pol. das Patent vom 12. September 1749; es ijt teilweife ab» 
gebrudt bei Bujatti, Geſchichte der Seideninduftrie in Öfterreih ©. 49 f. 

3 Dal. Jufti, Staatswirtfhaft IS. 304: „Diejenigen find überhaupt 
von den echten Grundfägen gar meit entfernet, melde die Üppigfeit ein- 
fhränfen wollen, die mit dem Fleiße verbunden ift oder wodurch bie 
Menfhen zum Fleiß aufgemuntert werden können. Man nehme nur den 
Menſchen den Trieb zur Amulation ... fo wird man die trägften Tiere 
aus ihnen machen.” 

4 Bitiert nach Beer, Zwei Handfchreiben Maria Therefias Über den 
Luxus, in der Zeitſchr. für Sozial- und Wirtfhaflsgefhichte 1. Bd. S. 345. 
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der Luxus fei nur dann verderblich, wenn das für ihn ver- 
wendete Geld fremben Ländern zufliehe, oder wenn er derart 
überhandnehme, daß er ben einzelnen zu unverhältnismäßigen 
Ausgaben zwinge. Werde jedoch der Aufwand an Kleidung 
durch die heimischen Manufakturen gebedt, jo ſcheine die Kleider- 
pracht einem großen Staate mehr nützlich als ſchädlich zu fein; 
denn alle übrigen Künfte, Erfindungen, Fleiß, guter Gefhmad 
ftänden „mit der Kleiderpracht in engfter Verwandtſchaft“. 

Mit bloßen Verboten der ausländifchen Lurusartifel war 
daher bier kein Auslangen zu finden; es galt, die inlänbijche 
Induſtrie auf jene Stufe der Vollkommenheit zu heben, auf der 
fie ſelbſt mit Erfolg die fremden Waren zu verdrängen imftande 
war. Dazu genügte freilich eine bloße Anregung jeitens der 
Staatöverwaltung nicht; ein ſolches mehr pajfives Verhalten 
wäre auch gar nicht im Geifte einer Regierung gelegen geweſen, 
die, von merkantiliftiichen Grundjägen erfüllt, ihr Ziel in der 
vollftändigen Leitung des ganzen Wirtſchaftslebens der Monarchie 
erblidte, 





Zunãchſt handelte es fih darum, die Mittel für eine ftaat- 
liche Förderung der Induſtrie aufzubringen, ohne die übrigen, 
auch nicht allzu reichlich fließenden Einkünfte des Arars für diefe 
Zwede heranzuziehen!. Denn nicht einmal bie Bejoldung ber 
neu gejchaffenen Kommerzbehörden konnte auf die regelmäßigen, 
bereit8 vorhandenen fistalifchen Einkünfte übernommen werben. 

Es wurde daher in Wien ein gemeinfamer Kommerzialfonds 
geichaffen, zu deſſen Dotierung alle Provinzen beitragen ſollten. 
Den „Commercial-Beftreitungen“ wurden zunächſt die Abfahrts⸗ 
gelber, die Strafgelder von verbotenen Spielen und „uſurari—⸗ 


! Den Mangel an ausreidenden landesherrlihen Fonds zur Unter 
ftügung ber Indufirie Öfterreihs beflagen auch die „Unpartheyiihen Ges 
danden“ zu Hörnigls „Öfterreic über Alles, 1759, S. 322. „Nommerziene 
fonds" gab es übrigens ſchon unter Karl VI. (Bgl. Bidermann, Die 
tehniihe Bildung im Kaifertume Öfterreid, ©. 34, Anm. 1.) 

Bridram, Öfterreihifäe Bemerbepofitit I, 5 
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ſchen Gewinnſten“ gewibmet!. In Böhmen wurden dann alle 
fisfaliihen Einkünfte, die Lehensfälligkeiten ausgenommen, der 
Kommerzkaſſe zugewieien?; diefe Maßnahmen erhielten ihre Aus- 
dehnung auf die übrigen Erblande. 

Da indes diefe Einkünfte für eine fräftige Unterftügung 
der Induſtrie nicht hinreichten, fo wurden in Böhmen und Mähren 
eigene jtaatlihe Gewerbejteuern eingeführt ®. 

Sn Mähren 1751 der fogenannte Gewerbebeitrag‘. Schon 
früher hatten bier — ähnlid wie in Böhmen jeit 1741 — alle 
Zünfte einen jährliden Beitrag zur Bejoldung der Beamten ber 
damaligen böhmischen Hoffanzlei zu leiften®. Dieſe verhältnis- 
mäßig geringfügigen Zunftladengelder (im ganzen jährlid 2000 fl) 
wurden nun in den Gewerbebeitrag umgewandelt, deſſen Ertrag 


! Verordnung vom 22. März 1749 (Altes Komm. Fasc. 1, Analog 
das Heffript vom 28. Juni 1749 an die Repräfentationen und Kammern 
(Kart. V G 1 No. 89 ex Juni 1749 N. Ö.). 

2 Reſkript vom 17. Juli 1753 (Altes Komm. Fasc. 1), Ein Reflript 
vom 7. Juni 1754 gab dann eine detaillierte Aufzählung, „in weldjen 
Hubriquen diefe Fiscalitäten eigentlich beſtehen“. Sie find aufgezählt bei 
Kopetz, Gewerbsgeſetzkunde, 2. Bd. S. 10. 

® Befondere ftaatlide Gemwerbefteuern gab es fonft in den Erblanden 
nicht, wenn man etwa von der Schugverwandtenfteuer in Wien abfieht. 
Wohl aber waren in den meiften Provinzen anläßlich der Neuregulierung 
von 1748 die Gewerbe zu der in den Dezennalrezefien feftgefegten landes⸗ 
fürftliden Kontribution herangezogen worden; insbefondere die Nealgewerbe 
fpielten dabei eine wichtige Rolle. Die Geftaltung diefer von den Gewerbe 
treibenden getragenen Laſten war in den einzelnen Erblanden fehr ver- 
fhieden. Cine nähere Darftellung bderfelben ift bier ſchon deshalb aus⸗ 
geichloffen, weil fie eine eingehende Behandlung der ganzen therefianifchen 
und fpäter der joſefiniſchen Steuerregulierung zur Borausfegung hätte. 
(Vgl. übrigens Kopeg, Gewerbsgeſetzkunde, 2. Bd., ©. 181 f.; Barth» 
Bartenheim, Gewerbögefegtunde, Bo. IV, S. 185 f.) 

* Batent vom 16. Januar 1751. Eine Reihe von Alten, welche diefen 
(Gewerbebeitrag betreffen, enthält Fasc. 76 Komm. Böhm. 

b Auf Grund einer Refolution vom 8. April 1747. Der Berluft 
Schleſiens hatte nämlich eine folde Verminderung jener Taren bemirkt, auf 
die das Perfonale der Hoflanzlei mit feiner Befoldung gemwiefen war, daß 
die Beamten diefer Hofftelle durch 18 Monate keinen Gehalt bezogen. Um 
diefen Ausfall zu deden, wurde jene Beiteuerung der Bunftladen eingeführt. 
(St. R. Nr. 2478 ex 1769.) 
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zur Förderung von Induſtrie und Handel in Mähren verwendet 
werden ſollte. Reguliert wurde diefe Steuer in der Weife, dab 
alle gewerblid tätigen Perfonen, nad dem Standorte ihres 
Gewerbes in vier Klaſſen eingeteilt, eine jährliche Auflage zu 
entrichten hatten!. Auch die jübifchen Profeffioniften wurden 
ſpäter zur Leiftung des Gewerbebeitrags verpflichtet. Der jähr- 
liche Ertrag dieſer Steuer belief fich gleich anfangs auf mehr 
als 17.000 fl. 

Weniger ertragreih war der über Antrag des Grafen 
Chamars in Böhmen eingeführte „Webergrojchen” ®; jeder Land- 
weber hatte monatlich einen Grofchen zur Kommerzkaſſe zu leiften. 
Dafür wurde eine Reihe von Beiträgen der Weber zur Zunft: 
Lade aufgehoben. Der Ertrag biefer Steuer follte vor allem 
zur Förderung ber Weberei in den mährifch-jhlefifchen Grenz- 
gebirgen Böhmens verwendet werden. 

Einen eigenen Beitrag hatten jeit 1753 aud) die Handels- 
leute Böhmeng für die Ausftellung der fogenannten „Legitimations- 
ſcheine“ an die Kommerzkafje zu entrichten*. 

In anderen Erbländern begnügte man ſich mit ber Ein 
Hebung von befonderen Taren für Kommerzialzwede, wozu der 
Gewerbeantritt eine pafjende Gelegenheit bot®. 





! Die Meifter zahlten 40 fr. bis 3 fl., die Gefellen 8 fr. 1a Bi. 
bis 39 fr. 

® In der Handwerfsordnung vom 20. Februar 1753 (Kart. IV T 2 
No. 23 ex April 1753 Mähren). 

Reſtript vom 23. Februar 1755 (Kart. V G 5 No. 57 ex 1755 
Böhm.) Diefe Steuer trug 1759 bloß etwa 4800 fl. ein. 

+ Diefe Legitimationsfgeine waren ſchon im Jahre 1732 eingeführt 
worden. Für ihre Erteilung hatte nun jeder Handelsmann in einer Fönig- 
lichen Stadt jährlich 45 fr., in einer untertänigen oder Schutzſtadt 30 Er., 
jeder Krämer 15 fr. zur Rommerzlaffe zu entrichten. (Nach einem Vortrag 
der Hoffanzlei vom 38. Juni 1787 Böhm. Komm. Fasc.67 in gen. No. 12 
ex Juli 1787; vgl. aud Schreyer, Kommerz, Fabrifen ujm., 2, Bd. 
©. 182.) Der Ertrag diefer Steuer war übrigens lächerlich gering; er be 
trug nur etwas über 400 fl. jährlich. 

® &o wird 1756 für Krain der Entwurf einer Tarorbnung genehmigt, 
„nad welcher bie angehende Handwercks · und Handelöfeute bey Antrettung 
ihres Gewerbs und erhaltender Meifterfchafft ein vor allemahl ... für das 

5* 
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Sp wurde allmählid doch eine nicht unbeträchtliche Ver- 
mehrung der ausschließlih zur Förderung der Induſtrie und 
des Handels gemwibmeten Einnahmen erzielt; ein Beriht von 
1755 kann mit einer gewiſſen Genugtuung darauf hinweiſen, 
jeit 1749 fei ohne Verkürzung anderweitiger Gefälle der Kommer⸗ 
zialfonds fo namhaft vergrößert worden, daß daraus nit nur 
die Koſten der Hafenbauten zu Trieft in der Höhe von 50000 fi, 
„ſondern auch die Befoldungen des in Commercial: und Fabriquen- 
Sachen verwendeten Personalis her beitritten, anbey verfchiedent- 
liden Manufacturen ein anjehnliher Vorſchuß“ habe geleiftet 
werden können!. 


Die eben erwähnten Vorſchüſſe und Geldaushilfen an Unter- 
nehmer und „Fabrifanten”, die fih zunädft immerhin in 
mäßigen Summen bewegten, waren indes nicht die einzigen Be- 
helfe zur Förderung der Induſtrie. Vielmehr fuchte überall 
dort, wo die Tätigkeit privater Unternehmer nit ausreichend 
fchien, die Staatsvermwaltung ſelbſt anregend und unterjtügend 
einzutreten. Dabei mußten fi ihre Bemühungen naturgemäß 
in zwei Sauptridhtungen bewegen, die in der oben erwähnten 
Teilung der Aufgaben zwischen dem böhmischen Kommerzkonſeſſe 
einerjeits, dem Manufalturenkollegium anderſeits ihren fihtbaren 
Ausdruck fanden: Neben die Eorge für die Heritellung guter, 
abfagfähiger Waren trat die Sorge für eine Steigerung des 
Abfages ſelbſt. Die Aufgaben, welche den Kommerzbehörben 
hier geftellt waren, Tennzeichnet eine Klage bes böhmischen 
Kommerztonjefjes vom Jahre 1758?: „Die aygentlihe Empor: 
bringung deren inländifhen Manufacturen bat ſich bishero 


von dem Creyßamt erhaltende Licenz-Zettul pro fundo commereiali bey- 
gezogen werden follten (Reffript vom 10. April 1756 93. Ö. Komm. 
Fasc. 77). Diefe Taren find natürlich von den daneben allgemein üblichen 
Bürger- und Meifterrechtötaren zu unterfcheiden. 

ı Bericht ded Kommerzdireltoriums von 1755 (N. Ö. Komm. Fasc. 55 
No. 18 ex 1755). 

2 Bericht vom 12. Januar 1758, Altes Komm. Fasc. 2. 
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größtentheils an deme geftoßen, daß die mehrefte, mit über 
flüffigen und guten Theils geſchicklichen Fabricanten verſehenen 
Städte die Eultur diefes fo wichtigen Gegenitands, ala wovon 
das Wohl deren Innwohner abhanget, fi nicht zu Gemüthe 
gezogen, woburd dann gejchehen, daß die Schleydereyen durch ⸗ 
‚gehends gebultet, und die von alten Zeiten eingejchlichene Zunfts- 
mißbräudhe connivendo jo belafjen worden, worzu dann endlich 
das Unvermögen des Verlangs und jo nad) auch ber hieraus 
erwachjende Mangel des Debits geftoßen.“ 

Dieje Klagen galten vor allem der Tertilinduftrie, die an- 
gefihts ihrer großen Bedeutung für die induftrielle und wirt- 
ſchaftliche Entwidlung fi im 18. Jahrhundert ganz allgemein 
der befonderen Unterftügung jeitens aller merfantiliftifch denfenoen 
Regierungen erfreute. Speziell für die Leineninduftrie der 
Erblande war der Verluft Schlefiens ein harter, kaum zu ver 
winbender Schlag gewejen. Hatte doch Schlefien nicht nur ſelbſt 
die Spinnerei und Weberei im eigenen Lande zur größten Voll- 
fommenheit gebracht, es war auch für die Appretur und Färberei 
der Leinwand aus den übrigen Sudetenländern, und bejonders 
aus Böhmen von größter Bedeutung gewejen. Dafür mußte 
nun in Böhmen jelbft und in den anderen einer inbuftriellen 
Entwidlung fähigen Erblanden Erſatz geſucht werben. 





So richtete denn die Staatöverwaltung ihre Aufmerkjamfeit 
auf die Kultur der induftriellen Rohprodukte (Flahs, Hanf, 
Nöthe ujw.?), fie gründete Spinner- und Weberfchulen *, entfandte 
auf Staatskoſten Lehrmeifter zur Unterweifung ber Landbevölfe- 
zung in ben nötigen Handgriffen, ließ Werkzeuge (vor allem 


2 Bol. Sonnenfels, Grundf. der Polizey, Bo. IT S. 146. 

2 Bal. Schreyer, Warenlabinet, 1799, ©. 7. Hallwid, Dito 
Ludwig v. Loscani in der „Öfterr.-Ung. Revue‘, Bd. XII S. 4. Zimmer- 
mann, Blüte und Verfall des Leinengemwerbes uſw. S. 100 f. 

® Beifpiele für diefe Tätigfeit der Staatsvermaltung bei Ropeg, 
Gewerbögefegkunde, 2. Vd. S. 167 f. 

BVgl. Ropet, ebenda ©. 53. 
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Spindeln und Webſtühle) an das Landvolk verteilen!, ſetzte 
Prämien auf die beſten Erzeugniſſe der Textilmanufaktur aus 
und regte bei den Dominien die Herſtellung von Leinwand⸗ 
bleichen an. In den Garn⸗ und Leinwandordnungen ſchuf ſie 
ein genaues Regulativ für die Herſtellungsweiſe der Geſpinſte, 
ſtellte die Garnſammler, die den Spinnern das Garn abnahmen, 
unter ſcharfe Kontrolle, und richtete Garnmärkte ein, auf welchen 
jenen, die das Garn zur eigenen Verarbeitung bedurften, ein 
Vorkaufsrecht eingeräumt war?. 


In Böhmen ſpeziell wurde unter Leitung des Kommerzien⸗ 
rats Grafen Chamard eine eigene Kommiflion zur Unterfudhung 
ber im Gebirge an den mährifchen und ſchleſiſchen Grenzen be- 
triebenen Woll- und Leinenweberei eingefegt, die zu Anfang des 
Sahres 1755 ihre Aufgabe fomweit vollendet hatte, daß eine Reihe 
von politiven Maßnahmen zur Hebung der Tertilinduftrie in 
biefen Gegenden getroffen werden fonnte (die Erridtung von 
Spinn» und Weberfchulen, dann einiger großer Bleichen und 
eines Leinwandmagazins auf ber Herrſchaft Pottenitein, die Ver- 
beflerung der Leinwandappretur u. a. m.)®. 

So wurde denn die Leinenmweberei noch weit mehr als 
bisher in die Bahnen hausinduftrieller Betriebsform geleitet, 
und wiederholt ift in den Alten der böhmischen Kommerzbehörden 
die Rede von den fogen. „Quartalswebern“, welche nur „zeitweyß 


ı Berichte über die Verteilung von „Spindeln, Rodeln, Häfpel und 
Weiffen“ an die Landbevölterung finden fi vielfah in den Alten (Bgl- 
3. 8. Fasc. IV F in gen. No. 41 ex Sept. 1756 J. Ö.) 

2 So das böhmifche Garn⸗ und Leinwandpatent von 1750 ſamt feinen 
Nachtragsverordnungen von 1751 und 1753; ähnlih die Patente für 
Schleſien, Mähren, Öfterreih ob der Enns uſw. 

8 Die Alten im Kart. V G 5 Böhmen. Vgl. beſonders das Reſkript 
vom 22. Februar 1755 an die Nepräfentation und Kammer in Böhmen 
betreffend die Chamareiche Inſtruktion (No. 56 ex Febr. 1755). Vgl. dazu 
Zimmermann, a. a. O. ©. 110. Daß die Herrfhaft Pottenftein, wie 
Fechner (Die handelspolitiſchen Beziehungen von Ofterreih und Preußen, 
©. 232) bemerkt, dem Kaifer ‚Franz gehörte, findet, fomeit ich fehen Eonnte, 
in den Alten keine Beltätigung. 
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arbeiten, den übrigen Jahrstheil aber zur unentbärlihen Haus- 
und Feldarbeit widmen“ !. 

Eine ähnliche Unterftügung wurde auch anderen Induſtrie ⸗ 
zweigen zuteil, deren Entwicklung in den Erblanden meiſt noch 
ſehr rückſtändig war: vor allem der Schafwollverarbeitung, ber 
Seidenmanufaktur, der Schleierfabrifation und Spigenklöppelei, 
der Glasbereitung, der Papierfabritation u. a. m.? Auch ihnen 
juchte man gutes NRohmaterial zu billigen Preifen zu fichern; 
man forgte gelegentlich für die Gewinnung geſchickter Lehrmeiſter 
und für die Veröffentlihung von Belehrungen über neue Ver— 
fahrensarten; kurz, es fehlte, wenigitens in den Sudetenländern 
und in Öfterreich unter der Enns, nicht an manchen Anfägen zur 
Durchführung aller jener Maßregeln, die in den zahlreichen 
Inftruftionen den Kommerzkonſeſſen empfohlen worden waren. 





Dem wejentlichiten Zwede dieſer ganzen Induftrieförberung, 
der Entwidlung ber gewerblichen Produktion ins Große, diente 
daneben vor allem die Verleihung von Fabriksprivilegien. Gegen 
die Politit einer Erteilung ausjchließlicher Berechtigungen auf 
die Erzeugung und den Abſatz beftimmter Waren machte ſich 
allerdings eine lebhafte Oppojition geltend, die namentlich durch 
das Vorgehen der Linzer Wollenzeugfabrif reihlih Nahrung 
erhielt. Das Privilegium derjelben wird gelegentlich? geradezn 
als ein „Aagellum für die Landes-Inwohner in Oeſterreich und 
die übrigen Erblande” bezeichnet. Da nämlich in den beiden 
Erzherzogtümern Öfterreich ohne ausdrüdliche Bewilligung des 
Direftoriums jener Fabrik feine Wollmaren eingeführt werden 
durften, jo pflegte fie an die Bewohner biejer Länder „ihre 


1 Bericht des böhm. Komm.Konſ. vom 3. Mai 1755 (Kart, VG 6 
No. 39 ex Majo 1755 Böhmen). Über die analogen Berhäftniffe in Öfter- 
reichiſch · Schlefien dgl. Hadwiger in ber „Zeitſchrift für bie gefamte 
Staatswiffenihaft“, 1904, ©. 425. 

= Bol. Ropeg, Gemerbögefegfunde Vd. II S. 59 fg. 168 fg. 

® In ben „Anmerkungen über ben Verfall bes erbländiſchen Commercii“ 
von 1749 (Kart. V G 15 No. 16 ex Martio 1749). 
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ſchlechte Waaren umb theure® Geld” abzufegen, den Wollen- 
zeugen der Subetenländer aber den Eintritt zu verwehren, und, 
„welches fast unglaublich ſcheinet“, Lieber fächfifchen und ſchweizer 
Waren die Einfuhr zu geitatten. Nicht minder ungünftig war 
der Fall, daß ein verliehenes Privilegium nicht ausgeübt wurde. 
So hatte 1743 ein gewiſſer Meytens ein ausschließliche Recht 
auf die Erzeugung von Grünſpan für 20 Jahre erhalten. Er 
machte indes feinen Gebrauch davon, was, wie das Kommerz- 
bireftorium 1752 bemerkte, „eben jo viel bedeuten will, al3 ob 
man die SHerftellung der Grünfpans-Erzeugung während noch 
20 Jahren verboten hätte“ !. 

Nichtsdeftoweniger glaubte man derartige Privilegien zur 
Einführung neuer und Erweiterung bereit3 beitehender Produk: 
tionszmweige nicht entbehren zu Tünnen?. So wurde 1753 dag 
Privileg der Schwedhater Kottonfabrif auf meitere 10 Sabre 
verlängert, 1755 mehreren afjoziierten Juden ein privilegium 
exclusivum für 10 Sabre auf die Erzeugung von Birlenöl ge- 
währt, 1756 ein gleiches Recht für Oſterreich ob und unter der 
Enns zur Fabrilation gemwifler Holzwaren (der fogen. Berdt- 
holdsgadner Waren) auf 12 Sahre erteilt? u. a. m. 

Als Regel aber konnte immerhin gelten, daß die Fabrils- 
privilegien nicht mehr das Recht zur ausschließlichen Erzeugung 
gaben *; fie gewährten vielmehr ihren Inhabern neben gewiſſen 
befonderen Zoll: und Steuerbegünftigungen dann der Befreiung 
von der Rekrutierung für fih und ihre Hilfsarbeiter, vor allem 
die Befugnis, jene Waren, auf welche das Privilegium lautete, 
frei von jeder zunftmäßigen Beſchränkung zu erzeugen, und fich 
zu diefem Zmede zünftiger wie unzünftiger Arbeiter in jeder 


ı Altes Komm. Fasc. 5/1 ddo. 26. Juni 1752. Auch die „Unpartbeyi«- 
hen Gedanden“ zu Hörnigks „Üfterreich über Alles“ bemerken 1758 
(S. 321), daß „die vielen privilegia privativa, die man einigen Parti- 
culierß ertheilet, gar viel Gutes hindern . . .“ 

2 Bol. unten S. 89. 

8 Die Akten im Fasc. 72 Komm, N. H. 

+ So ausdrüdlich die oben ©. 33 zitierte Inſtruktion an das böhmifche 
Manufalturenfollegium von 1753. 
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beliebigen Zahl zu bedienen. Regelmäßig wurde den Arbeits: 
verträgen, die ber Fabrifsinhaber mit feinen Hilfsarbeitern 
ſchloß, der befondere Schug der Geſetze in Ausficht geftellt, ein 
Bruch diefer Verträge ſeitens der Arbeiter oder eine „Abrebung“ 
der legteren mit ſcharfen Strafen bedroht. Anderjeits wurde 
den Gefellen und Lehrlingen, die ſich zu Fabrifsarbeiten würden 
verwenden lafjen, die Gleichſtellung mit den zünftigen Hilfs- 
arbeitern zugeficert, ihnen wohl auch befondere Gnadengaben 
aus dem Kommerzialfonds, den „veralteten oder gebrechlichen“ 
Fabrifsarbeitern die Verforgung in den Armenhäufern! ver- 
heißen. 

Derartige Fabriksprivilegien wurden in größerer Zahl ver- 
liehen®, vor allem in jenen Induſtriezweigen, deren Förderung 
der Staatsverwaltung bejonders am Kerzen lag: in den ver- 
ſchiedenen Zweigen der Tertilinduftrie, der Seidenfabrifation und 
der Metallverarbeitung. Ein wohl im Jahre 1755 verfaßter 
Bericht? zählt folgende feit dem Jahre 1749 in ben verjchie- 
denen Erblanden neu entitandene Fabrifsunternehmungen auf: 

In Böhmen eine Halbraichfabrif zu Pottenftein, dem Gute 
des Grafen Chamard, eine Fabrit gedrudter Flanelle und eine 
Färberei auf dem Gute Heralizt, eine Bombafin- und Barchent- 
fabrif zu Prag?, eine Tuchfabrit zu Kladrupp®, eine Kotton- 





1 St. R. Nr. 622 ex 1764. 

* Beifpiele für folde Privilegien finden fi im Fasc. 5/1 Altes 
Komm, dann im Fase. 72 Komm. N. ©. 

N. O. Komm. Fasc. 55. Zum folgenden vgl. auch Fech ner, Die 
handelspolitifchen Beziehungen Preußens zu Öfterreih, 1886 S. 232 fg. 
Seine Angaben ſcheinen nicht ganz verläßlich zu fein. 

+ Sie gehörte dem Baron Neffzer. Bol. den bei Fournier, 
Handel und Verkehr in Ungarn uſw. S. 164 abgedruckten Teil ber Haug- 
wih-Procopfden Reflerionen. 

* Sie wurde von der Gattin des böhmiſchen Repräfentationsrates 
Tertor 1753 gegründet, aber ſchon 1758 von dem böhmifchen Rommerz- 
tonfeb übernommen. Bgl. Shreyer, Kommerz, Fabrilen uſw. I 
©. 217, 

* An ihrer Gründung war Kaifer Franz beteiligt. Vgl. Beer, 
Studien zur Gefchichte der öfterreihifchen Voltswirtſchaft uſw. S. 119 und 
Fournier a. a. D. ©. 164. 
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druderei zu Eger!, eine Bandelfabrik auf den berrichaftlich 
Linkriſchen Gütern. 


Für Mähren nennt der Bericht die Leinenwarenfabrilen zu 
Janowitz? und zu Lettowig®, dann die Olmützer Tuchfabrik“. 

Groß ift die Zahl der Gründungen in Niederöſterreich; bier 
werben erwähnt: eine Barchent-, Halbraſch- und Halblaftor: 
fabrif zu Friedaus, eine Wachsleinwandfabrif, eine Harrasfabrif 
zu Ebreich&porf®, eine Bleiftiftfabrit?, eine Fabrik zur Erzeugung 
von Nähnadeln und englifchen Feilen zu Lichtenwörth, eine 
Sloretbandfabrif unter Verwendung der jogenannten Schweizer 
Müplftühle®, drei Samtfabrifen der Franzoſen Fleuret, Gautier 
und Tetier?, eine von Frieß errichtete Samtfabrif zu Döbling, 
eine Atlasfabrit!°, eine Taffetfabrif!!, eine Färberei von Seiden- 
bändern, jomwie eine Spinnerei zu Pögleinsdorf!?, dann je eine 
Borten- und Blondinfpigenfabrif, eine Metallfabrit zu Kirling 
und endlid eine Meſſingfabrik zu Weißenbad. '?. 


1 Sie war von einem gewiffen Mal gegründet worden. 

3 Sie gehörte dem Reichähofratspräfidenten Grafen Harrad. 

8 Sraf Blümegen ftellte bier 40 Leinweberftühle auf. 

* Sie hielt ſich freilich nicht lange; befler erging ed der 1755 vom 
Staatslanzler Grafen Kaunig auf feiner Herrichaft Wiefe errichteten Tuch⸗ 
fabrif. Zur Geſchichte diefer erften inbuftriellen Unternehmungen Mährens 
vgl. d'Elvert, Zur Kulturgefhichte Mährens III ©. 64 fg. 

5 An diefer Gründung war der unternehmende Wiener Banlier Frieß 
beteiligt. Über die fonftige Tätigkeit diefes fpäter in den Grafenftand er- 
bobenen Unternehmers vgl. Beer a. a. O. ©. 100 fg. 

6 Unternehmer war der Schnürmader of. Pollak. 

7 Öegründet von J. Meyer. 

8 Der Hofbefreite Karl Jahner erhielt ein Privileg auf den Ge- 
brauch diefer mafchinellen Einrichtung. (Altes Komm. Fasc. 5/1.) 

? Delrete vom 10. März 1752. (Derf. Fasc.) 

10 Ihr Befiger war Hebenftreit. 

11 Der Unternehmer bie Sof. Herzog. 

12 Sie wurden von dem Neapolitaner Fabio da Ricci errichtet 
(Altes Komm. Fasc. 5/1.) Vgl. auh Fechner, Die bandelspolitiichen Be⸗ 
jiehbungen ulm. ©. 237. 

18 Sie war 1752 von Frieß gegründet worden, murde aber alsbald 
vom Arar übernommen. 
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In Kärnten begründeten Herbert und Komp. eine Leinwand- 
manufaftur, aud eine Meffingjabrit entitand bier. In Trieft 
wurde eine Zuderraffinerie errichtet, bann eine Wachsbleiche, 
eine Seifenfabrif ufw. 

Von bejonderer Bedeutung wurde es, daß ber jpätere Prä- 
fident des böhmischen Kommerzkonſeſſes Graf Joſeph Kinsky im 
Jahre 1756 auf feiner Herrſchaft Bürgftein in Böhmen eine 
Reihe von induftrielen Unternehmungen ins Leben rief: Eine 
Leinwand- und eine Wacsleinwandfabrif, eine Spiegelfabrik 
und eine Garnbleihe. In den folgenden ſechs Jahren vermehrte 
er dieje Gründungen durch eine Leinwandbleide, eine Schön- 
färberei, eine Folienfabrif, eine Barchent-, eine Tüchel- und eine 
Zwillichfabrit!. Ende 1762 konnte der Graf ber Kaiferin be— 
richten, daß er, abgejehen von den verlegten Leinwebern, in 
jeinen Unternehmungen ein Perjonal von 784 Angeftellten be- 
ichäftige. Sein Beifpiel fand dann feitens des böhmischen Adels 
vielfah Nahahmung. 

Ebenjo ſcheint auch Kaifer Franz, der gelegentlich von 
Friedrih dem Großen ironiſch „der größte Fabrifante“ genannt 
wird, an der Gründung induftrieller Unternehmungen eifrig 
Anteil genommen zu haben. 





Wo endlich trog aller Vorſchüſſe und Fabrifsprivilegien bie 
Gefahr beftand, daß ein ſonſt leiftungsfähiges Unternehmen 
wegen Mangel an Betriebskapital nicht würde aufrechterhalten 
werben, da griff gelegentlich die Staatsverwaltung auch infoferne 
belfend ein, als fie die betreffenden Fabriken auf eigene Rech— 
nung übernahm. Eine Reihe von bedeutenden induftriellen 
Unternehmungen gelangte auf diefe Weije in die Hände des 
Ärars?, So vor allem 1754 die große Linzer Wollenzeugfabrif 


Nach einem Berichte des Grafen vom Dezember 1762 (St. R. 
Nr. 1869 ex 1762). 

® Bol. Fechner, Die handeläpolitifhen Beziehungen uſw. S. 2333 
Anm. 4. 

Bol. Beer a. a. O. ©. 10719. 


76 Erftes Bud. Die Periode von 1740 bis 1762. 
anläßlich der Auflöfung der orientalifhen Kompagnie!, ebenfo 
1751 die zu Lichtenwörth bejtehende Nähnadel: und Drabtzug- 
fabrif, die 1700 zu Fahrafeld bei Baden errichtete Spiegelfabrik, 
1754 die Mejfingfabrifen von Weißenbah und Nadelburg, 
endlih 1744 die fchon feit 1718 beftehende Porzellanfabrit zu 
Wien ?. 


Parallel mit der Erweiterung der Probuftion geht die 
Sorge um Siherung von Güte und Verläuflichleit der Waren; 
denn eine Ausfiht auf Abfat konnten diefelben nur dann ge- 
winnen, wenn auch ihre Qualität den Anforderungen der Kon- 
ſumenten entipradd. Diejen Zweck glaubte man unter Fortjegung 
der jchon früher angebahnten Politit am ebeften durch die ſo⸗ 
genannten Qualitätenordnungen erreichen zu fünnen, die genau 
Herftellungsmeife und Maße der Erzeugnifie vorſchrieben, Die 
Vornahme einer regelmäßigen Kontrolle der verfertigten Pro- 
dufte, die fogenannte Beſchau, regelten, und jede Verlegung 
diefer Vorſchriften mit ftrengen Strafen bedrohten. Insbeſondere 
für die Entwidlung des Großhandel® waren die Dualitäten- 
ordnungen in jenem Zeitalter, dem fein majdineller Betrieb 
eine Sleihmäßigfeit der Produkte verbürgte, von hervorragender 
Bedeutung. Denn der Qualitätenftempel garantierte dem Kauf- 
manne eine ganz beitimmte Bejchaffenheit der Ware, er machte 
erit die gewerblichen Erzeugniffe beliebig vertretbar, und ermög«- 
lite jo Kaufabjchlüffe im großen, ohne vorhergehende genaue 
Prüfung und Unterfuchung der einzelnen Ware.?. 

Daher ging denn auch das Streben der Staatsverwaltung 
dahin, in allen jenen Zweigen gewerblicher Produktion, in denen 


I Bol. dazu 2. v. Ranke, Zur Gefhichte von Öfterreih und Preußen. 
Reipzig 1875. ©. 38 fg. 

2 Vgl. Falke, Die k. k. Wiener Porzellanfabrit. Wien 1887. S. 6 fg. 

’ Bol. Zufti, Staatswirtfchaft Bd. 1 S. 218, Abhandlung von den 
Manufalturen und Fabriten Bd. I S. 139. Die analogen Stellen bei 
Schreyer, Warenfabinet S. 11 fg. find zum Teil wörtlid aus der 
zitierten Abhandlung Juſtis abgefchrieben. Ahnlich Sonnenfelg, Grunde 
fäte der Polizey ufm. 2. TI. ©. 229. 
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der Großhandel in Frage fam, Qualitätenordnungen und Beſchau 
einzuführen „und mit äußerfter Schärfe darauf zu halten“ !. 





Wie die Staatäverwaltung hier die Qualität der gewerb- 
lichen Produkte durch Zwangsmaßregeln zu ſichern bejtrebt war, 
jo ſcheute fie vor ähnlichen Vorſchriften um jo meniger dort 
zurüd, wo es galt, die Wohlfeilheitsideen zur Verwirflihung zu 
bringen. Das Streben nad Erzielung einer möglichit weit 
gehenden Verbilligung der Waren ift ein biefe Epoche der 


ı Votum des Staatsrates von Stupan zu dem Prot.-Ertr. des 
KRommerzhofrats vom 16. Sept. 1763 (St. R. Nr. 3060 ex 1763). Als 
Beifpiele folder Dualitätenorbnungen feien hier angeführt: Die Garn- und 
Leinwandordnung für Böhmen vom 3. Auguft 1750 ſamt Nachtragsver- 
orbnungen vom 1. März 1753 und 17. Januar 1754; die Inftruftion an 
die Garn- und Leinwandbeſchauer, die Kreishauptleute und Wirtſchafs - 
beamten Böhmens vom 1. Juni 1755; Die Tuchmacherordnung für Böhmen 
vom 4. Auguft 1758. Dann bie vermeuert und vermehrte Leinwath- 
beihau- und Vleihordnung für Öfterreich ob der Enns vom 1. Januar 1752; 
die Spinn- und Garnordnung für Mähren vom 21. April 1755; die Lein- 
wand-, Blatt, Bind- und Bleiherordnung für Mähren vom 20, Juni 
1755; die Tuchſcherer - und Appreturorbnung für Mähren vom 4. Juli 
1755; die Walfordnung für Mähren vom gleihen Datum; die Leinwand- 
und Garnordnung für Schlefien vom 15. Februar 1755; endlich die Duali- 
tätenorbnung für die Wiener Seidenzeug- und Brocatmaher vom 10. Dit. 
1751; die Bapiermadherorbnung, bie Ordnung für die Erzeugung von Gold- 
und Silberborten ufm., die Orbnung für die Lederbereitung, jämtlid vom 
Jahre 1754 für Niederöfterreih u. a. m. (Diefe zitierten Kualitäten- 
orbnungen finden ſich, zumeift in gedruckten Exemplaren, in den Kart. V 
G 5. Bol. auch Kopet, Gewerbögefepkunde 2. Br. 203 fg.) Bei ber 
Erlaffung biefer Neglements mar das Beifpiel des Auslandes, namentlich 
Preußens, von mahgebendem Einfluffe; die Trefflichleit der preußiſchen 
Ordnungen war allgemein anerfannt. (Bol. Jufti, Abhandlung von den 
Manyf. u. Fabriten I &. 122.) So wurde 5. B. im Jahre 1762 dem 
n. ö. Kommerztonfefle der Auftrag erteilt, fi über die in Preußiſch- 
Schleſien publizierten „Generalien und Commercialverorbnungen* gute 
achtlich zu äußern und anzugeben, inwieweit dieſelben auch in Öfterreich 
nadahmenswert wären. Der Konſeß lehnte aber bie Erlafjung analoger 
Vorſchriften für Nieberöfterreih ab. (Bertragsprot. vom 8, Juni 1762 
N. ©. Komm. Fase. 55.) Über den Inhalt diefer preußifhen Leinwand- 
und Schleierorbnungen von 1742, 1750, 1752, vgl. Zimmermann a. a. D. 
©. 79 fg., 88 fg. 
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Wirtihaftspolitif durchwegs charakterifierendes Moment !, das 
wiederum ihre Abhängigkeit von den Ideen der alten ftadtwirt- 
ſchaftlichen Politik verrät. Ein Vorſchlag zur Hebung des 
Gewerbewejeng, zur Befjerung der wirtfchaftlichen Verhältniſſe 
fonnte damals von Teinem fchlinnmeren Tadel getroffen werben, 
als von dem Vorwurfe, daß er geeignet fei, die Warenpreife zu 
fteigern. Und wo e8 nicht anging, die Verbilligung der Pro- 
dukte duch einen jtärkeren „Zujammenfluß“ derjelben berbeizu- 
führen, da griff man zu Zwangsmaßregeln. Wie in der ftädti- 
ſchen Xebengmittelpolitif jener Zeit noch immer die Preistaren 
und Satungen eine große Rolle jpielten, jo entſprach dieſen 
Maßnahmen auf dem Gebiete der Kommerzialleitung die behörb- 
lihe Firierung der Arbeitslöhne So wird 1751 für die Ge- 
jellen der Wiener Seidenzeugmader der Arbeitslohn beftimmt ?, 
und ähnlich fehlte e8 weder jegt noch fpäter an der obrigfeit- 
lihen Feitfegung des „Spinnfußes”, d. h. desjenigen Lohnſatzes, 
der, je nach Gattung und Art des Gefpinftes, an die verlegten 
Spinner zu zahlen war®. Um eine Berteuerung der Gefpinfte 
durch die Konkurrenz der Garnhändbler und Manufakturiften 
biutanzubalten, wurden überdie8 den Zünften und Fabriken 
eigene Spinnbdiftrifte zugemwiejen, in denen fie ausfchließend zum 
Garnbezuge beredtigt waren. Den gleihen Zwed einer Ber- 
billigung der Koften des Materiald verfolgten — wieder ganz 
analog den für den Lebensmittelmarkt beobadteten Maßregeln — 
die verfchiedenen Vorkaufsrechte, die in wiederholten Verord⸗ 
nungen den einzelnen Gewerben eingeräumt wurden *. 


Neben den Maßnahmen zur Förderung der gewerblichen 





I Dal. Schröder, Fürftl. Schag- und Rentlammer S. 306 fg.; 
Sufti, Abhandlung von den Manufalturen uſw. 1. Bd. ©. 143 fg. 

® Bol. Juſti, Abhandl. von den Manuf. u. Fabriken IS. 125. Bei 
Yujatti, Geſchichte der Seideninduftrie in UOfterreich ift diefes Reglement 
nicht zitiert. 

3 Reſkript für Niederöfterreih vom 10. Juni 1754. (Bgl. Kopek, 
Gewerbsgeſetzkunde 2. Bd. S. 173.) 

* Bol. unten ©. 831. 
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Produktion verurfachte die Frage, wie ihren Erzeugniffen ein 
ausreichender Abſatz gefichert werben könnte, der Staatsverwal- 
tung viele Sorgen, Denn, wie Weinbrenner bemerft?, „einer 
der allernahteiligften, damals nur zu ſehr herrſchenden Mängel 
war die fajt durchgängig grobe Unwiſſenheit unferer eigenen 
Kaufleute. So wie dieje Leute den natürlichen Reichthum ihres 
Vaterlandes gar nicht kannten, jo beſaßen fie noch viel weniger 
die geringfte Einficht in die weſentlichſten Grundſätze ihrer Be- 
rufsgeſchäfte; fie... . waren auch nicht gewohnt, darüber nach- 
zudenken, wie wichtig der Unterfchied zwiſchen ihrer mechaniſch 
getriebenen Krämerey und dem eigentlichen Handel wäre“... 
Wiederholt kehrt ver Vorwurf, daß die inländiſchen Kaufleute 
nur Krämer feien, in den Akten jener Zeit wieber?; fie waren 
Detailhändler mit einem gefchloffenen Kundenkreife, deſſen Be— 
bürfnifje fie genau fannten, und repräfentieren für den Handel 
dieſelbe Stufe fozialer Entwidlung wie der zünftige Meifter für 
die gewerbliche Produftion®, 

Und die wenigen Händler, die fi mit dem Ferngeſchäfte 
befaßten, waren wenig geneigt, die inländiſche Induſtrie zu 
unterjtügen; fie fanden, angeſichts der geringen Meinung, die 
man allenthalben von der Qualität der heimifchen Erzeugnifje 
begte*, angefichtS der großen Vorliebe ber ſtädtiſchen Bevölkerung 
für fremde Lurusartifel?, ihren Vorteil beffer bei dem Handel mit 
ausländiichen Waren, und verlegten fid) „immer mehrers auf bie 
‚Hereinpracticirung derer fremben ... Zeugen“ °. Auch diefe Klagen 





Vatriotiſche Gedanken ujw. ©. 41. 

2 ©. unten S. 90. Vgl. aud Fechner, Die handelöpolitifhen Be- 
ziehungen uſw. ©. 4. 242. 

® Bol. Lamprecht, Deutſche Geſchichte IL, Erg.-Bo. I ©. 45. 

+ „Unter und ſelbſt glaubte ja faft jedermann, was im Deftreihifchen 
erzeuget oder gearbeitet würde, tauge nichts, ober ſey auch, in Vergleichung 
gegen die Erzeugniffe anderer Länder viel zu theuer für feinen inneren 
Werth.“ So Weinbrenner in einer Schilderung diejer Wirtſchaftsperiode 
(Batriot. Gebanfen ufw. ©. 41), 

®Bgl. oben ©. 64. 

® Bitiert aus einem Reſtript vom 7. Mai 1749 an die obderennſiſche 
Deputation (N. Ö. Komm. Fase. 631). 
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über die Begünftigung fremder Erzeugniffe auf Koften der ein- 
heimiſchen kehren in der Literatur! wie in den amtliden Be- 
rihten? mit großer Regelmäßigleit wieder. 


Hatte jo der Handel feinen Vorteil auf Koften des Gewerbes 
gejuht und gefunden, ſich gelegentlih al8 Vermittlungsorgan 
zwifchen den Inhaber der Nohftoffe und dem verarbeitenden 
Gewerbe ebenjo eingejchoben, wie zwischen den Produzenten und 
den Konjumenten, jo tritt nun die Staatsverwaltung dieſem 
Streben des Handel nah Ausbreitung feines Wirkungskreiſes 
überall dort hemmend entgegen, wo die Vermittlung des Güter- 
taujche8 durch den Handel entbehrlich erjcheint. Und aud dort, 
wo fie diefe Vermittlung geftattet oder begünftigt, will fie die— 
jelbe in jene Richtung zwingen, die der induftriellen Entwidlung 
des Inlandes förderlich ift. Sie jucht daher nicht nur dem Ge- 
werbetreibenden den Bezug der Rohprodufte aus ber „eriten 
Hand“ zu fihern; fie ſperrt auch den heimiſchen Markt gegen 
die Erzeugniffe des Auslandes ab, und will den Handel be— 
ftimmen, den Vertrieb gerade jener gewerblichen Erzeugniſſe zu 
fördern, an deren Abfag ihr mit Rückſicht auf die Hebung der 
inländifhen Produktion am meilten gelegen if. Den erft« 


1 Vgl. Schröder, Fürftl. Schaf» und Nentlammer (1752 ©. 366): 
„Quot mercatores, tot hostes et proditores sunt in Republica... .; 
die Urſache aber ift, diemweil die Kaufleute mehr find cives orbis quam 
urbis .. . und ift die ein axioma sine exceptione, daß ein Kaufmann 
nit auf die Wohlfahrt des Landes, fondern auf feinen Nuten ehe.“ 
Ähnlich viele andere. 

2 ©o beißt es in der bei Fournier (dandel und Verkehr in Ungarn 
und Polen S. 162 fg.) abgedrudten Relation Loscanis über Böhmen vom 
Jahre 1756, daß der Mangel an Mitteln die Prager „Fabricanten* hindere, 
ihren Betrieb au vergrößern. „Und diefes ift*, fo fährt Loscani fort 
„überhaupt eine der größten Beichwerlichkeiten für Die Prager Manufac- 
turiften, weilen es bier an rechtſchaffenen Kaufleuthen, fo denen Arbeiteren 
einen Berlag geben, und die Yabricatur fofort abnehmen, gebricht, der 
Jud Hingegen den Yabricanten fehr hart zu halten oder fdhleiderifche 
Waare, welche nad diefem mit jambt dem Arbeiter in Digcredit fallet, zu 
beftellen pfleget.” Diefe Mipftände dauerten noch ſehr lange an. Bgl. 
Schreyer, Kommerz, Fabriken ufw. 2. Bd. ©. 132. 
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genannten Zweck verfolgen bie ben Gewerbetreibenden vielfach 
eingeräumten Vorfaufsrechte'; dem zweiten bienen die Maß ⸗ 
regeln der Zollpolitif, die ben Kaufleuten vielfah die Einfuhr 
gewiffer ausländifcher Erzeugnifje auf Grund ber fogenannten 
Kommerzialpäffe nur unter der Vorausſetzung geftatten, daß die 
Hänbler fich gleichzeitig verpflichten, auch den inländiſchen Pro- 
duzenten ein entfprehendes Warenguantum abzunehmen. Daneben 
bemüht ſich die Staatsverwaltung um den Abſatz der inländi— 
ſchen Erzeugniffe durch „Aneiferung” der Kaufleute und Gemäh- 
rung von Unterftügungen ar biefelben, durch Gründung von 
Sozietäten, Handelsfompagnien und Induſtriebanken, durd Ans 
legung von Verfaufsmagazinen uw. 

An Veifpielen für diefe Art ftaatlicher Tätigkeit fehlt es 
nit. So hatte das in Böhmen an der mähriſch⸗ſchleſiſchen 
Grenze („im Gebirge“) zuftandegebradte Kaufmannskollegium? 
zur vornehmften Aufgabe, „10. benenGebredhen in der Geſpunſt ⸗ 
und Leinwand-Fabricatur abzuhelfen, 2do. die Gattungen ber 
Fabricaten zu vermehren, und durch gute Zubereitung zu erheben, 
jofort den unmittelbaren Verſchleiß theils in die £. E. Erblande, 
theils auswärts mit eigenen Kräften zu unternehmen“ ®. Daneben 
wurde im Jahre 1755 über Anregung des Kommerzienrats 
von Loscani in Rumburg durd den dortigen Kaufmann Anton 
Salomon unter Zuziehung „zweier geſchickter Leinwanbnego- 
zianten“ aus ber Zaufig eine Leinwanbhandlung unter der Firma 





1&o erhielten in Böhmen in dem Leinwandpatente von 1750 bie 
Weber ein Vorfaufsrecht auf den Garnmärkten; die Hutmader hatten ein 
ſolches Recht beim Einkaufe der Hajenfelle (Rejtr. vom 28. Oltober 1755), 
die Tuchmacher beim Einfaufe der Wolle (Reſtr. vom 4. Febr. 1756). Val. 
Kopeg, Gewerbsgeſehtunde Bd. II S. 175) Die Iektermähnte Maßregel 
erreichte übrigens ihren Zwed nicht. Der MWollanvel blieb in Böhmen 
nad) wie vor in den Händen ber „obrigfeitlihen Beſtandjuden“, die den- 
felben im Bunde mit den herrfchaftli—hen Beamten förmlich monopolifierten. 
Dal. auch Schreyer, Warenkabinet S. 117. 

® Neffeipt vom 22. Februar 1755. Vgl. oben S. 70 Anm. 3. 

* Über die wenig günftigen Schidfale diefer Handfungstonfraternität 
vgl. Schreyer, Kommerz, Fabriken uſw. 1, Bd, ©. 97. 

Pridram, Dfterreicjife Gemerdepolitit I. 6 
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„K. K. privil. Zeinmandhandlung in Rumburg“ begründet, an 
der fich neben dem Grafen Kinsky auch die Kommerzhauptlaffe 
mit einer Einlage von 10000 fl. beteiligte!. 

AÄhnlich wirkte für Mähren die privilegierte Lehenbank in 
Brünn, indem fie „jene Obrigfeiten, jo keinen Flachsbau haben, 
und ihre Unterthanen ſpinnen laflen wollen, nicht nur mit dem 
genugfamen Materiali verlegte, fondern auch nad dem gemachten 
Flachß- und Garn-Schema die daraus gejponnenen Garne Zug 
vor Zug einlöste” ?. 

Leinwandmagazine wurden in Böhmen (zu Bottenftein), 
dann in Wien und Trieft errichtet. Doc Hatten diefe Unter 
nehmungen jchließlich ebenfowenig Erfolg wie das zu Wien auf 
Staatskoſten errichtete Seidenmagazin, dag nach dreijährigen Be- 
ftande unter großen Verluften wieder aufgelafjen werden mußte®. 

Die Staat3verwaltung entfandte auch Beamte ind Aus: 
land*, um neue Abfatgebiete für die inländiihen Waren zu ge» 
winnen; fie unterhandelte felbft mit den Kaufleuten, um dieſe 
zur Abnahme und Beftellung größerer Duantitäten beimifcher 
Gewerbeerzeugniffe zu bewegen; durch Erlafjung von Handels» 
gefegen®, durch die Errihtung von Merkantil- und Wechfel- 


1 Auch diefes Unternehmen gelangte zu feiner richtigen Wirkjamleit. 
Bol. Löhner in den Lieferungen für Böhmen von Böhmen. Prag 1793/4. 
2. Liefg. S. 113 fg. 

2 Nach dem oben (S. 73 Anm. 3) zitierten Berichte von 1755. Diefe 
Lehenbant war anfang® 1751 gegründet worden und hatte urfprünglid) Die 
Belehnung von Mobilien und Realitäten zur Aufgabe. Erft fpäter wandte 
fie fih dem Tud- und Leinwandhandel zu. (Vgl. Beer, Die öfterreid). 
Handelspolitik unter Maria Therefia und Jofef II. S. 146.) 

3 Nach einem Protokolle des Kommerzhofrats vom 12. Februar 1767 
(N. Ä. Komm. Fasc. 1). 

* Sp aus Mähren den Manufalturenamtsinfpettor Brocopy in Be 
gleitung des Grafen Podſtazky nah Italien und in Xegleitung bes 
Grafen Kar! Otto v. Haugmik nad Ungarn, ind Bannat und in bie 
nördlichen Teile des Deutihen Reichs. (Bgl. Kournier, Bandel und 
Verkehr in Ungarn und Polen, Vorwort.) 

5 &o die Fallitenordnung von 1743, das Krida = nteriminale von 
1758, die Wechfelordnung von 1763. Die Begünftigung der inländifchen 
Broduzenten kam in diefen Gefegen infofern zum Ausbrud, alö fie den 
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gerichten juchte fie Treu und Glauben im kaufmännischen Ver- 
tehre zu heben!; durch die Herausgabe der periodiſch erjchei- 
menden Intelligenz und Kundfhaftsblätter in Wien, Prag und 
Brünn zwiſchen Angebot und Nachfrage zu vermitteln ®, 





Das Problem einer richtigen Verteilung ber Erwerbszweige, 
die Herftellung eines Gleihgewichtes zwiſchen den produzierenden 
und den handeltreibenden Gemwerben jpielte bei all diefen Maß— 
nahmen eine Rolle. Gerade die geringe gewerbliche Entwidlung 
Ofterreichs, die Bedeutung, welche den ausländiſchen Waren bei der 
Verjorgung der bejjeren Klafjen des ſtädtiſchen Publikums zukam, hatte 
bier dem Kleinhandel eine weitaus wichtigere Stellung verſchafft, als 
anderwärts®. In den Privilegien der ſtädtiſchen Handelskorpo- 
rationen, vor allem Wiens, kam dies zum beutlichen Ausdrud. 
Sie hatten dem Handelftande eine bem zünftigen Handwerke 
ganz analoge Verfaffung gegeben, die Zahl der Gildenmitglieder 
meift geſchloſſen, die Rechte der einzelnen Kaufmannsgilden ftreng 
voneinander abgegrenzt*. Und diefe Geftaltung des Kleinhandels 


Fabrifanten, die Forderungen für geliehene Waren geltend madten, in 
Kontursfällen ein Vorzugsrecht vor den übrigen Peluntargläubigern ge 
währten. (Qgl. Weinbrenner, Patriotiſche Gedanten ujw. S. 98 fg.) 

4 Derartige Forderungen hatte ſchon Schröder aufgeftellt in feiner 
Fürftlihen Shag- und Renttammer S. 226. 

® Gutachten des Staatsrats zum Protokoll des Kommerzhofrats vom 
30. März 1762 (St. R. No. 1053 ex 1762). Im Jahre 1764 erging dann 
der Befehl, in allen „Hauptörtern" ber Erblande Kommerzialtundjchafts- 
blätter einzurichten (N. Ö. Komm. Fase. 35). Auch dieſe Idee geht auf 
Schröder zurüd, der neben der Herausgabe von Intelligenzblätiern auch 
die Gründung förmlicer „Inteligenzhäufer* zur Vermittlung zwiſchen Ans 
gebot und Rachfrage vorgefchlagen Hatte (a. a. D. S. 335 fg.) Ahnlich 
Jufti, Staatswirtihaft 1. Bo. ©. 275. 

3 Bol. au Helene Landau in der Zeitſchr. für Vollswirtſchaft 
ufw. Bb. XII S. 2 fg. 

+ So gab es in Wien z. B. etwa ein Dutzend verſchiedener Zweige 
des Kleinhandels, deren Befugniffe ganz ſcharf geſchieden waren. Neben 
den „ihmweren Seidenzeughändlern” beftanden bie „incartierten Seiden- 
handlungen“, die auch Bänder aller Art, Zwirne, gewiſſe Leinwandforten 
u. a. m. führen durften. Dann gab es eigene Leinwandhandlungen, Hut» 

6* 
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eichte bie auf bie Tleinen Höfereien und Krämereien berab'. 
Mein Wunder, wenn bie alte, der ſtädtiſchen Zunftpolitif ent» 
ſprimende Idee, bie einem jeden Bürger den Betrieb nur eines 
Erwerbszweiges geftattete, auch jest noch das Verhältnis zwifchen 
nn produzierenden und den handelnden Gewerben beherrſchte. 

Die Bereinigung von Produktion und Handel in einer Hand 
alt fr die Regel als verpönt, und es betonte die herrſchende 
Stantsdoltrin auch für dieſes Gebiet die Notwendigkeit einer 
„Verhütung deren jhädlichen Profeffionsvermifchungen, wodurch 
her Handwerksmann ſowohl als Handeldmann jeder in feinem 
(Hewerbe geftöhret, mithin nicht nur denen Manufacturen, 
fondern auch der Handelſchafft der gedeylie Fortgang ge- 
hemmet wird“ ®. 

Allein die Durchführung einer derartigen ftrengen Grenz⸗ 
regulierung zwiſchen Produktion und Handel bereitete doch nicht 
unerheblide Schwierigfeiten. Nicht bei den alten erbgejefjenen, 
zunftmäßigen Handwerkern. Bei diejen entſprach es vollftändig 
ber bloß auf den lofalen Abjag berechneten Produktionsweiſe, 
wenn jeder Meifter wohl ungehindert die jelbftverfertigten Pro- 
dukte veräußern, nimmermehr aber mit den Erzeugnifien anderer 
Mitmeifter Handel treiben durfte. „Es ift niemanden ver- 
wehret,” jo formuliert gelegentlih? das Kommerzdireltorium 
diefen oberften Grundfag des Innenhandels, „feine Bedurfnuß 
von der erften Hand zu erlauffen, dagegen auch niemanden er- 


ftepperhandlungen, Galanterie- und Nürnbergerwarenhandlungen uff. (Bgl. 
Kropatſchek, Geſetze, welche den Kommerzialgewerben vorgefchrieben find 
Br. U ©. 544 fg.). 

1 Siehe Zufti, Staatswirtfchaft, 1. Bd. S. 272. 

2 Reſkript vom 28. Januar 1754 an die Nepräf. und Kammer in 
Mähren, „die Strittfache zwiſchen der Mifteler Leinmeber- Zunfft und anderen 
dafigen Mitbürgern wegen des denen leßteren nit zugeftanden werden 
mwollenden Garn- und Leinwand⸗Handels . . . betr. (Fasc. IV F in spec 
No. 48 ex San. 1754. Weber Mähren.) 

s Sn den Verhandlungen von 1757 über die Beſchwerden des Wiener 
Handelsftandes. S. unten S. 88. 
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Iaubt, zum Wieberverfauf derley Waaren kommen zu laſſen, 
wenn er anderſt nicht zur Handlung berechtiget ift.“ Dieſer 
Grundjag war auch bei den im weſentlichen nur über Beftellung 
arbeitenden Polizeigewerben ganz leicht durchführbar. Anders 
aber geftaltete fi die Sade bei jenen in Entwidlung be- 
griffenen Induſtriezweigen, die ihrem Weſen nad für einen 
größeren al3 den lofalen Markt produzierten. Eine Produktion 
über Beftellung des einzelnen SKonfumenten, ja auch nur ein 
Warten auf den Käufer war hier ausgeſchloſſen; hier mußte ein 
Abjag für die Waren erft geſucht werben. An einem aus- 
reichend geſchulten, Fapitalskräftigen und unternehmungsluftigen 
Kaufmannsftande mangelte es aber in den Erblanden fat durch» 
gängig!. Wie war hier jene Idee der herrfchenden Staatsvoftrin 
zur Verwirklichung zu bringen, daß eine gebeihliche Entwidlung 
der Manufakturen nur dann zu erhoffen jei, wenn der Klein- 
meifter fi ausſchließlich der produzierenden Tätigkeit widme, 
die faufmännifche Seite aber, die Verſchaffung der Rohprodukte 
ebenfo wie die Sorge für den Abjag ber Waren ausſchließlich 
dem Verleger überlafjen bleibe? * 

Sehr nahe lag es vielmehr, daß außer den eigentlichen 
Fabrifen, denen in ihren Privilegien meift ausbrüdlic die Er- 
richtung öffentlicher Gewölbe zum Detailhandel mit ihren Waren 
geftattet wurde, ſich auch die kleineren Manufakturiften förmlich 
dazu gebrängt ſahen, neben der gewerblichen Tätigkeit auch die 





1 Auch die „Unparthepiicen Gedanden“ (S. 340) führen Klage darüber, 
daß in Öfterreih ber Handwerkftand in fo ſtarke Abhängigkeit vom Ber 
leger geiegt werde, der „vorher das Fett wegzunehmen“ ſuche. 

® Diefer Standpunkt der Staatsverwaltung ift ziemlich beutlich ger 
tenngeichnet in dem oben zitierten Reſtripte von 1754, betr. die Streitjade 
der Mifteler Leinweberzunft. Hier wird es „quoad universale“ für er- 
forderlich erklärt, „nad; einer Haubt · Maaßrequl auszumeſſen“, melde Hand- 
werfe etwa von der „jonft eripriehlihen Separationd« Veobachtung auszu- 
nehmen wären, nad; welder der Handwerksmann bey feiner Profeffion, der 
Kauffmann aber bey der Handlung diesfälliger Manufactorum bleiben, 
folgiam ein jeder feine Hanbtierung und Kunſt zu verbefieren und über ſich 
zu bringen trachten folle*. 
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kaufmänniſche zu verfuhen. Nur einen Fleinen Schritt weiter 
auf diefem Wege bedeutete eg, wenn ein etwas kapitalskräftigerer 
Kleinmeilter dann neben den eigenen Erzeugnifien aud die feiner 
ärmeren Gemwerbegenofjen im Detailhandel abfegte. 

Und fo fah fi) denn die Staatsverwaltung oft genug ge- 
zwungen, diefen faktiſchen Zuftand zu fanktionieren. Den Lein- 
webern Niederöfterreihg wird der Einzelverjchleiß der eigenen 
und fogar der auf ihre Rechnung von anderen Mitmeiltern ver- 
fertigten Leinwand geftattet, wenn die Händler des betreffenden 
Drts neben der Leinwand auch andere Waren führten, und dem- 
gemäß eine ausreichende Garantie für einen entfprechenden Abſatz 
der Leinenwaren nicht zu bieten vermochten!. 

Damit aber die Webermeilter „ihre Handwerks⸗Gewerbe 
nicht darnieder liegen laßen, und ſich allein auf den Leinwand» 
handel verlegen mögen”, wurde nachträglich verordnet, daß ein 
Meifter, der den Leinwandhandel treibe, wenigiteng drei Werk⸗ 
jtühle „mit Arbeit fördern” müffe?. 

Und bezeichnend für die Entwidlung, bie ſich bier vollzog, 
ijt eine Bemerkung in einem fpäteren Alte®: Es fei „ber Verlag 


I Zeinmweberzunftprivilegium vom 3. April 1751. Durch die erwähnte 
Beitimmung wurde ein langmwieriger Prozeß zwiſchen den Webermeiftern 
und den Leinwandhändlern Niederöfterreih8 entfchieden. Auf Grund eines 
Bertragd verpflichteten fich gleichzeitig die Weber, den Flachsbau in Nieder⸗ 
Öfterreich zu unterftügen. Sie fcheinen zu diefem Zmede wirklich ein Kapital 
von 8000 fl. aufgebracht zu haben (Staatdardhiv Fasc. 114b No.40. A. U. 
Note vom 31. Januar 1756). 

Ähnlich erflärt auch das mehrfach zitierte Reffript von 1754 über die 
Mifteler Streitfahe, daB dem „feiner Handarbeit obliegen follenden, und 
folhe über den damit treibenden Handel leichtlih hindann ſetzen mögenden 
Weber” der Leinmandbandel nicht zu geftatten fei, wenn e8 in dem Städtchen 
genug Händler gebe, „um die Leinwand in Anmerth und Verſchleiß zu 
bringen.” 

2 Nachtragsreſkript vom 16. Dftober 1758 (Fasc. IV F in spec 
No. 128 ex Det. 1753 Leinwandhandel N. O.). Hhnliches wurde 1756 für 
die Wollenftrider Niederöfterreich8 verfügt. (Prot. der n. d. deleg. Kommerz» 
Komm. ddo. 24. Sept. 1756. N. Ö. Komm. Fasc. 71.) 

3 Note des Kommerzdirektoriums vom 6. April 1761 (N. Ö. Komm. 
Fasc. 68/1). 
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der geringeren und ärmeren Meiſtern von den vermöglichen ihres 
Mittels hier und faſt aller Orten, wo nur Manufacturen vor- 
findig, gewöhnlich und jozufagen nothwendig, weil nicht alle 
Meifter gleiche Wiſſenſchaft und Fleiß oder genugjame Mittel 
befigen, etwas anſehnliches auf ihre Rechnung zu unternehmen, 
und ſich eigene Werkftätte einzurichten“!. So waren bei den 
Kommerzialgewerben die ärmeren Meifter vielfach in vollftändige 
Abhängigkeit von den befjerfituierten geraten — ein beutliches 
Zeichen dafür, daß die wirtfchaftlihen Grundlagen der Zunft- 
verfafjung bei diefen Gemwerben auch dort aufs tieffte erſchüttert 
waren, wo bie Zünfte jelbft formell noch unverändert aufrecht- 
blieben. 





Für die großen Städte, und fpeziel für die Reſidenzſtadt 
Wien, gewann die Frage der Scheidung von Produktion und 
Handel eine befondere Form, in welcher fie die Staatöverwaltung 
ſehr lange und wiederholt bejchäftigen ſollte. Es ergab ſich 
nämlich für den Manufakturiften, deſſen Betrieb einigen Umfang 
Hatte, die Möglichkeit, durch Errichtung eines offenen Gemölbes 
in der Stadt einen leichteren Abſatz feiner Erzeugniffe zu erzielen. 
So war denn auch den Profeflioniften Wiens der Verfauf ber 
jelbfterzeugten Waren in bejonderen offenen Gewölben vielfach 
geitattet worden, um fie vor der ſonſt umvermeidlichen Aus— 
beutung duch die Kaufleute zu jchügen?. Allein die Staats- 
verwaltung jah ſich bald, beeinflußt durch die Beſchwerden der 
bürgerlichen Handelsleute, vor die Frage geitellt, ob diefer Detail- 
handel der „Fabrifanten“ zu dulden ſei oder nicht. 

Die erfte diesfällige Entiheidung erging, foweit die Akten 
reihen, für Wien im Jahre 1756* und lautete im wejentlichen 


Bgl. auch Hadmwiger in der Zeitfehr. für die gef. Staatswiſſenſch. 
1904 ©. 427. 

2 &o hatten einzelne Seidenzeugfabrilanten Wiens ſchon feit 1737 
derartige Verlaufsgewölbe. 

N. Ö. Komm, Fase, TI ad Prot. der deleg. Hoffommiffion bdo. 
7. Mai 1756. 
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negativ dahin, daß „ohne fpecielle Erlaubniß binführo keinem 
Fabrikanten ein eigenes Gewölbe zu eröfnen verftattet werben 
folle”. 

Diefe gegen den Detailhandel der Fabrikanten gerichtete 
Politik erhielt eine weitere Verfchärfung infolge der Beichwerden, 
bie 1757 der bürgerliche Handelsftand und einige Handwerks⸗ 
zünfte Wiens gegen die ftaatlihen Behörden erhoben. Sie ver- 
anlaßten dadurch eingehende Verhandlungen, die manch ſcharfes 
Streifliht auf die Gewerbepolitif der Staatsvermaltung werfen ’. 
Sintereffant ift vor allem der Umſtand, daß der Wiener Stabtrat 
bie erwähnten Beſchwerden nicht nur aufs nachdrücklichſte unter- 
ftüßte, fondern die ganze gegen die Gemwerbepolitif der Regierung 
gerichtete Aktion felbit leitete?, und zur größten Entrüftung der 
ftaatlihen Behörden die Befchwerbeführer bewog, ſich direlt an 
die Monarhin mit der Bitte um Einſetzung einer eigenen Unter- 
fuhungsfommilfion zu wenden, ftatt den vorgejchriebenen In⸗ 
ftanzenzug einzuhalten. Die Kaiferin entiprad übrigens diefem 
Wunſche, und fo hatten fi) denn nicht nur die nieberöfterreichifche 
belegierte Kommerzhoffommiffion? und das KRommerzdireftorium #, 
fondern auch die unter dem Vorfite des oberiten Kanzlers Grafen 
von Haugwitz eigens eingejegte Rommiffion® über eine Reihe 
von prinzipiellen Fragen ber Gemwerbepolitit zu äußern. 

Heftigen Angriffen waren vor allem die mehrfachen privi- 
legia privativa ausgeſetzt, welche die Staatsverwaltung ein- 


ı Die Alten im Fasc. 63/2 Komm. R. O. 

2 „Der Zufammenhang fo vieler faft auf einerley Tag präfentirter 
Klagſchriften und derfelben Inhalt gibt nicht unklar zu erkennen, daß ber 
Handelftand, dann die Zunften und Profeffioniften durch die Wienerifche 
Steuer-Lommiffion zu fothaner Befhwärführung veranlaffet, und mit der 
fchmeichelnden Hoffnung laetiret worden, daß, gleichwie man ihre Be— 
drudung erfenne, alſo man auch die abhülflihe Remedur zu verfchaffen fich 
beftreben werde.” (Vortrag des Kommerzdirelt. von 1757.) 

3 Bortr.-Protofoll von: 28. Juni 1757. 

+ Vortr. von 1757 ohne Datum; gefertigt vom Grafen Rudolf 
Chotet. Referent ift Karl Holler v. Doblhoff. 

5 Protofoll vom 3. Juli 1757. 
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zelnen Fabrifanten erteilt hatte. Der Untergang vieler Bürger, 
jo behaupteten die Veſchwerden, „entjpringe von denen privi- 
legiis privativis, welde ben monopoliſchen Gewinn nur einem 
zuwenbeten, unzählige andere aber in das Verberben brächten“. 
Das Kommerzdirektorium verfannte nicht ben begründeten Kern 
dieſer Klage; allein es rechtfertigte die ftaatliche Privilegien 
politik dahin, daß man niemandem ein privilegium privativum 
erteile, wenn nicht „die höchſte Noth und evidens utilitas 
publiea es erheifche“, oder „jolhe Umftände fürwalteten“, daß 
niemandem ein Nachteil aus dem Privilegium erwachſen könne. 
Auch beſchränke man folche ausſchließliche Berechtigungen „auf 
gewiſſe Jahr, um binnen ſolcher Zeit tüchtige Arbeiter erzügeln, 
und ſodann das Werk mittelft einer uneingeſchränkten Freyheit, 
und der daraus entjpringende Aemulation erweithern und per- 
fectioniren zu mögen“. Allein viele Unternehmungen erforderten 
von Anfang an großen Aufwand, und feien doch mit viel Riſiko 
verknüpft, in den erften Jahren überdies regelmäßig verluft- 
bringend: „wer würde wohl einer fo koftbaren und gefährlichen 
Fabrique fi unterwinden, wenn er nicht, um fi) des Schadens 
derer erfteren Jahren zu erhohlen, des Debits auf längere Jahre 
geficheret wäre?” 

Daß unter den Beſchwerden aud Klagen über eine allzu 
ftarfe Überfegung der Gewerbe nicht fehlten, ift faft ſelbſt⸗ 
verftändlich: Der bürgerliche Handelsftand müſſe zugrunde gehen, 
weil die Zahl der Niederläger! ſtets vermehrt werde, und bieje 
fi nicht auf den ihnen zugewieſenen Großhandel beſchränkten, 
jondern auch im Detail Waren verkauften. Dieſe Tatſachen 
wurben von dem Kommerzdireftorium freilich beftritten, unb mit 
einer lebhaften Klage über die Unfähigkeit ber bürgerlichen 
Handelsleute erwidert, von denen bie wenigjten „zu auswendigen 
Negotien den erforderlichen Genie, Wiſſenſchaft und Eyfer“ be 





Die fogen. befreiten Niederläger waren ausländiſche Kaufleute, die 
traft ihrer Privilegien das Recht befahen, in Öfterreich den Großhandel zu 
treiben. Näheres darüber unten S. 239 Anm. 2. 
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jäßen, ſondern ſich lediglich auf den „Kleinhandel und tägliche 
Geldlofung“ verlegten. Dieje Tätigkeit verdiene gar nicht „ben 
Nahmen eines Cominnercii,” ſondern fei „für eine bloße Krämerey 
anzufehen“. Nicht eine Vermehrung der Niederläger, fondern 
bie Überzahl der bürgerlichen Kleinhändler, „welche wohl drey 
wieneriſche Reſidenzſtädte verfehen könnte“, fei Schuld an ben 
„Unträfften” des bürgerlichen Handelsſtandes, und man babe 
deshalb ſchon mehrfach eine Verminderung feiner Mitgliederzahl 
angeordnet. 

Ebenfo beſtritt das Kommerzdirektorium die Behauptung, 
daß man viele bürgerliche Zünfte mit Meiftern überſetzt, ober 
dur Erteilung von Schugdefreten „die Burger außer Nahrungs- 
itand gefeget“ habe. Es feien vielmehr alle Stellen wiederholt 
angemwiefen worden, die Anzahl der Meifter nad) Tunlichkeit ein⸗ 
zuſchränken. Demnach habe man faft alle Bewerber um neue 
Meiſterrechte abgewieſen. Die Schugdekrete feien bis auf eine 
geringe Anzahl gänzlich erlofhen, und man teile aud), den wieder- 
holten faiferlihen Befehlen gemäß!, feine neuen aus, von ein« 
zelnen Künſtlern abgefehen, die man „zur Abridhtung derer 
Landeskinder“ nicht wohl entbehren Fönne. 

Anders verhalte es fich mit jenen Manufakturen, die für das 
„auswendige Commercium” in Betracht fämen, wie 3. B. mit 
der Seiden-, Galanterie- und Stidereiarbeit. Für derartige Ge- 
werbe könne man feine beſtimmten Schranken firieren, „fondern 
nah Maß als der Debit fteiget oder fallet“, müfje auch die Zahl 
der Arbeiter vermehrt oder vermindert werden. Der größte Teil 
der Vorftädte Wiens fei von berlei „Fabriques-Meiſtern“ be⸗ 
wohnt; auf ber ununterbrodenen Erhöhung ihres Wohlftandes 
beruhe die Sicherheit der ftäbtifchen Steuereinnahmen. Nach 
den Außerungen des Wiener Stadtrat3 zu urteilen, habe es aber 


1 So hatte erft kurz vorber ein Dekret vom 28. Oktober 1752 der 
niederöfterreidhifchen Repräf. und Kammer neuerdings eingefhärft, „ohne 
Anfrage oder Bewilligung von Hof" die Umfchreibung eined Schutzdekrets 
auf einen neuen Inhaber nicht zu geftatten. (Fase. IV F in gen No. 148 
ex Oct. 1752 N. ©.) Über das Inſtitut der Schutzdekrete vgl. oben ©. 18 fg. 
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faft den Anfchein, als ob er „die Profeffiones und Fabriques- 
Arbeiten nach der alleinigen Bedürfnuß derer allhiefigen Inſaſſen 
abmefjen wollte“. 

„Die wahre und weejentliche Remedur“, darin gipfeln bie 
Ausführungen des Kommerziendireftoriums, beruhe darin, daß 
man die Zahl der Hanbelsleute Wiens vermindere, die Handels- 
leute felbft zum gehörigen Fleiß umd zu befjerer Haushaltung 
anrege, den unbefugten Handel und das Haufieren abftelle, bei 
jenen Handwerfern, die nicht dem „auswendigen Commereio”“ 
dienten, die Zahl der Meifter einjhränfe, die Manufakturen 
aber, deren Erzeugniffe zum Teile außer Landes gingen, „immer 
mehrer zu erheben. trachte“. 

Die KAurzfichtigkeit des Wiener Stadtrates fand auch feitens 
der Unterfuhungsfommiffion den ſchärfſten Tadel. Und da fie 
fih in den übrigen Punkten im wejentlicen den Anträgen 
des Kommerzdireftoriums anſchloß, jo fanden diefe die Geneh- 
migung ber Kaiferin. Dem Wiener Stadtrate wurde jein un- 
gehöriges Verhalten verwiejen, und ihm die gewiflenhafte Er- 
füllung feiner Amtspflicht nachdrücklich eingefchärft!. Den Ber 
ſchwerden der Kaufleute aber wurde infofern Rechnung getragen, 
als eine Verminderung der Zahl der Niederläger angeorbnet?, 
und diejen ebenjo wie den Fabrifanten der Detailhandel aufs 
ſchärfſte bei eventueller „Niederlegung bes Gewerbes” unterfagt 
murbe. Es erging überdies eine Reihe von Einzelverfügungen 
zum Schuge der Kaufleute gegen umberechtigte Eingriffe in ihre 
Befugnifie. 

Die „Fabrifanten” nad Möglichkeit von dem Detailhandel 
mit ihren Erzeugnifjen auszuſchließen, blieb fortab ein Grund- 
jag der Gewerbepolitit, und die Verhandlungen der folgenden 





! Defret vom 30. Juli 1757 (it. Aktenzeichen). 

2 Dies war übrigens ſchon auf ein Vortrags-Protofoll vom 3. Dezbr. 
1756 angeordnet worden (N. Ö. Komm. Fasc. 65) Ein Detret an die 
nieberöfterr. beleg. Hoffommiffion vom 2. März 1757 machte die Errichtung 
neuer Handlungen von der Genehmigung des Rommerzdirektoriums ab» 
Hängig. ¶ Derſ. Fasc.) 


q2 Erftes Buch. Die Periode von 1740 bis 1762. 


Jahre bemeifen, wie jehr dieſes Problem die Behörden beihäftigte. 
Der Sorge für den Rahrungsftand der Kaufleute verbankten auch 
die zahlreichen, gegen dad Haufieren gerichteten Anordnungen 
ibre Entftehung ; fie jhärften von neuem ben Behörden ein, daß 
den Kaufleuten das ihnen in ihren Privilegien zugelicherte Recht 
auf den Detailhandel gewahrt bleibe und fuchten das Hauſieren 
in ben Städten nah Möglichkeit zu verhindern !. 


Überblickt man die Gefchichte der öfterreichifchen Gewerbe⸗ 
politit in den eriten zwei Jahrzehnten der Regierung Maria 
Therejias, fo ift der Gefamteindrud kaum ein jehr befriedigender., 
Es mangelt noch an Klaren, fiheren Grundfägen in der Ge- 
ftaltung der Gewerbeverfaffung, e8 fehlt an einer einheitlichen 
Behördenorganifation ebenfo wie an fähigen Beamten, an aus 
reihenden materiellen Kräften, an gejchulten Arbeitern und ge- 
fhidten Unternehmern, an fapitalsfräftigen, den Abſatz ber 
beimifchen Gewerbeprodukte vermittelnden Kaufleuten; die Ge⸗ 
werbepolitif ift noch zu fehr beengt von den Schranten des Fis- 
zalismus. „Sn allen unſeren bisherigen Commercial-Verſuchen 


1 &p ein Reftript vom 9. März 1754 und ein Nachtragsdekret vom 
Suni 1754 für Mähren. (Fasc. IV F in gen No. 41 ex Juni 1754 
Mähr.) Ahnlich ein Haufierverbot für Böhmen vom 11. Dezember 1762. 
Ein Dekret vom 9. November 1762 verbietet den „auf dem Lande in 
ECommercialwaaren arbeitenden Meiſtern bei PVerluft des Meifterrechts, 
mit ihren Erzeugnifien außer der Marktzeit in einer Stadt zu baufieren, 
oder ihre Maren dort ftüdweije zu verkaufen, wo Meifter gleiher Art an⸗ 
fäfftg wären.” (N. Ö. Komm. Fasc. 71; ebenfo Cod. Austr. VI S. 242.) 

An Beichwerden der Wiener Handelsleute fehlte es übrigend audy 
weiterhin nicht. 1760 wurden fie mit einer Reihe von Klagen abgemwiefen 
(Prot. der deleg. Hoflomm. vom 20. Februar 1760 N. O. Komm. Fasc. 65). 
Als 1761 die gefamten Kauf- und Handelsleute des flachen Landes von 
Niederöfterreih ebenfalls zahlreiche Befchwerden vorbradhten und um Die 
Erlaubnis baten, eine eigene Kaufmannsbruderſchaft errichten zu dürfen, 
wurde ihnen zwar die Abhilfe „deren erweislichen Beſchwerden“ zugefichert ; 
die Errihtung der Gilde wurde aber nicht geftattet, weil aus einer der» 
artigen „Verbrüderung“ Monopolien „zu Bedrudung des Publici und 
Hemmung deö Commereii* erwachſen fünnten. (Brot. der deleg. Hoflomm. 
vom 18. Februar 1761 N. Ö. Komm. Fasc. 65.) 
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und Unternehmungen“, jo bekennt 1762 der Staatsfanzler Graf 
Raunig!, „haben Wir den Fehler begangen, daß nicht alle Um» 
ftände vorher wohl überleget, jondern gleich ber Fond ber Entre- 
prise in Gebäude und andere Zubereitungen veritedet, fich auf 
großen Gewinft noch ehender, als die Sache zu ihrer Reife ge 
kommen, Hoffnung gemacht, und zu lezt bey denen fich geäufferten 
Schwierigkeiten aller Muth zur weiteren Fortfegung verlohren 
worden. Woraus nicht nur der Schaden, jondern auch die nad) 
theilige Folge entitanden ift, daß man die wichtigite Vorjchläge 
fallen laffen, und nicht mehr das Herz gehabt, etwas erjprieß- 
liches, wo nicht gleich der Vortheil in die Hände fiele, zu unter 
nehmen”. 

Wenn im Sommer bes Jahres 1754 Graf Chotef auf 
feinem Schloffe zu Weltrus dem NKaiferpaare anläßlich feines 
Beſuches in Böhmen eine Ausftellung böhmiſcher Induſtrie- 
produfte, vor allen der Woll- und Leineninduftrie vorführte, jo 
zeugt dies zwar von dem lebhaften Interefje der leitenden Per- 
jönlihfeiten an der Entwidlung der Induſtrie. Die Austellung 
jelbft aber fcheint einem Potemlinſchen Dorfe nicht unähnlich ge= 
wejen zu jein®. Im der Hauptjahe ruhte die gewerbliche Tätig- 
feit jegt und noch für lange Zeit hinaus nad) wie vor bei den 
zünftigen Meiftern, und dieſen gebrach es, wenn auch nicht immer 
an der nötigen Geſchicklichkeit, jo doch fait ausnahmlos an Unter 
nehmungsgeift und Kapital®. Die wenigen, in größerem Stile 





1 St. R. No. 199 ex 1762. 

2 Bol. Hallwid, Dito Ludwig v. Loscani in der Öfterr.-Ungar. 
Revue Bd. XII ©. 16, und in der „Bohemia* (einer Prager Tageszeitung) 
vom 25. Februar 1898 No. 55. 

® Bgl. die bei Fournier, Handel und Verkehr uſw. abgebrudte 
Relation Loscanis von 1756. Über die Seinweber bes Königgrätzer Kreiſes 
wird bafelbft berichtet (S. 15%): „Zu Freiheit, an der ſchleſiſchen Gränitz, 
zu Arnau und zu Senftenberg giebt es geſchickte Kunft-Weeber. .... 
denen aber das Vermögen und bie Kunft, fi) felber neue Opera und 
Desseins anzuſchaffen, oder die überfommene abzureifien, ermanglet. Mit- 
hin bleiben Sie gemeiniglich nur bey ber beftellten Arbeit, oder wenn Sie 
ja auf Kauf machen zu können die Kräfften haben, bey ihren alten 
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angelegten Fabrilsunternehmungen aber vermochten fich meift nur 
mit Hilfe ausgiebiger Unterftügungen ſeitens der Staats- 
verwaltung zu halten. 

Und fo gelangte man in diefer Periode über einige, aller- 
dings nicht hoffnungslofe Anfäge zu einer ftärferen inbuftriellen 
Entwidlung nit hinaus. Freilih, es ift dabei nicht zu ver- 
geſſen, daß der Monardie eine friedliche, ruhige Zeit Damals 
noch nicht beſchieden war. Vor allem ber verluftreihe Sieben- 
jährige Krieg, der gerade die legten jahre diefer Periode erfüllte, 
zerftörte vieles, und ließ eine gefunde Entfaltung der Induſtrie, 
vor allem in den gewerbereichiten Ländern ber Monardie, in 
Böhmen, Mähren und Schlefien, nicht zu. Die Behörden felbft 
geben an, daß die Monardie den vierten Teil ihrer Spinner, 
Weber, Zeug: und Tuchmacher durch dieſen Krieg verloren habe, 
gar nicht zu gedenken der durch die unruhigen Zeiten bedingten 
Unterbredung aller unterftügenden und fördernden Maßnahmen 
der Regierung. Erft als ſich der Krieg feinem Ende zuneigte, 
fand die Staatsvermwaltung frifhe Kräfte für die Ausgeftaltung 
des gewerblichen Lebend. Das Jahr 1762 etwa bebeutet ben 
Wendepunkt, der auch diesmal wieder mit einer Anderung in der 
Behörbenorganifation einfekt. 


Muſtern.“ Und ähnlich lautet der Bericht Über die Zeugmacher des Saazer 
Kreiſes (ebenda S. 154) und die Rumburger Leinweber (S. 160). 
ı Vgl. Hallwich, Firma Franz Leitenberger ©. 19. 
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Die Periode von 1762 bis 1776. Die Gewerbepolitik unler 
dem Sinfluffe der Heſamhlaalzidee. 


Erſtes Kapitel. 
Die Kommerzbehörden. 


(Die Errichtung des Kommerzhofrats und des Kommerzkonſeſſes in Nieder- 
öfterreih S. 95. — Die Manufaktureninfpeltoren S. 97. — Mängel der 
Behörbenorganifation, Konflitte zwiſchen den Behörben trog neuer In— 
ftruftionen S. 99. — Verhandlungen über die Selbftändigteit des Kommerz. 
hofrats 1765 S. 108. — Neue Änderungen 1768 bis 1771 ©. 110. — Auf- 
hebung des Kommerzhofrats und ber Konſeſſe 1776 ©. 114.) 





So mannigfach auch in den erſten beiden Dejennien der 
Negierung Maria Therefias die Wandlungen in der Verfaſſung 
der Kommerzbehörben geweſen jein mochten, fie werden nod 
übertroffen durch die zahlreichen Veränderungen, die ihre Organi— 
jation nad) 1762 erfuhr; denn jegt beginnt förmlich ein Er- 
perimentieren mit dieſen Behörden. 

Als bald nad) der Errichtung des Staatsrates — vor allem 
auf Grund ber Vorfchläge der Grafen Haugwit und Kaunitz — 
eine Gliederung der Verwaltung nad ihren Hauptzweigen ver- 
ſucht wurde, gewann die dee, die Leitung des Kommerzweſens 
ganz felbftändig zu machen, neuerdings an Kraft. In Aus- 


3 Bat. d’Elvert, Zur öfter. Verwaltungsgeſchichte S. 382 fg.; 
Hod-Bidermann, Der öjterr. Staatörat ©. 13 fg. 
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führung dieſes Gedankens ordnete die Kaiferin an!, daß das 
bisherige Kommerziendepartement unter der Bezeichnung Kommerz- 
bofrat fortab eine jelbftändige, von allen anderen Hofftellen un⸗ 
abhängige Behörde fein ſolle. Zu ihrem Präfidenten mwurbe, 
nachdem fie kurze Zeit von Baron Bartenftein geleitet worden 
war?, der Graf von Andler und Witten ernannt®. Als Haupt» 
aufgabe der neuen Behörde wird bezeichnet, dafür zu forgen, 
„wie das Wachsthum und die Aufnahme der inländifchen Eultur, 
die Erhebung deren Manufacturen, dann bie Einleit: und Er⸗ 
weiterung des Commereii, mithin die weeſentliche Wohlfahrt 
der Erblanden und Unterthanen zu beförderen ſeye“. 

Die oberite Leitung der Polizeigewerbe verblieb demgemäß 
bei der Hoffanzlei. Im einzelnen wurde die Kompetenz der 
beiden Hofitellen dahin abgegrenzt*, daß die Erteilung und Kon⸗ 
firmation von Innungsartikeln der Kommerzialzünfte ihnen ge- 
meinfam zuftehen follte, „ne quid contra statum publicum con- 
cedatur‘“; bei der „Generaleinrihtung” in Zunft: und Hand⸗ 
werksſachen hatte die Hoflanzlei ebenfalls einverftändlich mit dem 
Kommerzhofrat vorzugehen, ſoweit es fih um Profejlionen han⸗ 
belte, deren Betrieb in das Kommerziale einſchlug. Dispenfa- 
tionen von Wanderjahren und Meifterftüden waren der Hofe 
fanzlei vorbehalten; Indulte für SKünftler und Hofbefreiungen 
gehörten in die Kompetenz des Kommerzhofrats. 

Diefer hatte feinen Wirkungskreis auf die gefamten böhmifch- 
öfterreihifchen Erbländer auszubehnen, in gewiffen, den Außen⸗ 
handel betreffenden Fragen jogar auf die ganze Monardjie. 

Die Selbftändigfeit des Kommerzhofrats hatte zur Folge, 
daß er feine Vorträge, wie jede andere Hofitelle, unmittelbar an 


1 Kabinettſchreiben oom 27. Januar 1762 (NR. OÖ. Komm. Fasc. 1). 

2 St. R. No. 220 und 266 ex 1762. 

3 Handbillett vom 11 März 1762. N. ©. Komm. Fasc. 1, &t. NR. 
No. 665 ex 1762. Über den Grafen Andler vgl. Arneth, Maria 
Therefia IX S. 448. Neben dem Präfidenten beftand die neue Behörde 
aus 9 Hofräten, 3 Hoflekretären, 1 Konzipiften und 11 Kanzleibeamten. 

* Note an den Kommerzhofrat vom 22. Mai 1762 (N. ©. Fase. 1). 
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die Monarchin erftattete; biefe holte regelmäßig, bevor fie einen 
Aft erledigte, das Gutachten des Staatsrats ein. Jene aller 
höchſten Nefolutionen, die eine von den Anträgen der Hofftelle 
abweichende Entſcheidung trafen, find daher faft ausnahmslos 
auf den Einfluß der vom Staatsrate geäußerten Anfichten zurüd- 
zuführen *. 

Hand in Hand mit diefer Trennung bes Commereiale vom 
Politieum in oberfter Inftanz ging die Umgeftaltung der nieder- 
öfterreihifchen, in Kommerzſachen delegierten Hoflommiffion in 
einen Kommerztonfeß, der dem Kommerzhofrat unmittelbar unter- 
geordnet wurde?. Die in den übrigen Erblanden bereit3 vor- 
handenen Konſeſſe ließ man beftehen; ihre Neuorganifation wurde 
bis zur endgültigen Einrichtung der Länderftellen verjchoben ®. 





Es erſcheint als eine einfahe Konfequenz des Planes, bie 
Leitung ber Kommerzialangelegenheiten gänzlich von jener der 
politifchen zu trennen, wenn man zunächſt daran ging, in den 
bebeutendften Erbländern ein eigenes fubalternes Perſonal zur 
Unterftügung der Konfefje zu ſchaffen. Schon 1762 wurbe über 
Antrag des Grafen Joſeph Kinsty* für Böhmen die An— 
ftellung eigener „Manufactursoberinfpectoren oder „Manu= 
facturscommifjäre* genehmigt ®. 


I In Kommerzialangelegenheiten war es — namentli in der erften 
Zeit — vor allem der Staatsrat Baron Borie, der manche jelbftändige 
Meinung vertrat und meift den Beifall der übrigen Mitglieder des Rates fand. 

® Detret vom 16. März 1762 (N. ©. Komm. Fase. 1), Doch war 
anfangs 1763 über die Beſetzung des Konſeſſes noch nicht endgültig ents 
ſchieden (St. R. No. 212 ex 1763). 

3 N. O. Komm. Fasc, 55 No. 41 ex 1763. Ende 1763 wurde ber 
Tiroler Konſeß geſchaffen; am 10. September erhielt er feine Inſtruktion 
(3. Ö. Komm. Fase, 5). Mit Reftr. vom 30. Aug. 1763 wurde eine eigene 
Fabrifen- und Manufalturentommiffton für das Litorale errichtet (Lit. 
Romm, Fasc. 95 No. 165 ex 1763). 

+ Er war ein Sandjägermeifter in Böhmen, feit 1763 Präfident bes 
dortigen Rommerztonfefies. Um die Hebung der Induftrie Böhmens er- 
‚warb er ſich ſchon durch bie Anlegung wichtiger Fabrifen auf feinen Gütern 
große Verdienfte. Auch fonft ließ er es an Eifer nicht fehlen. Wiederholt 

(Siehe Note 5 ©. 98.) 
Pridram, Öfterreichfche Gewerbepolitit L. 7 
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Die Hauptaufgabe diefer neuen Beamten follte darin be 
ftehen, unterftügt von einigen Unterlommiflären, die ihnen zu⸗ 
gewieſenen Diftrifte zu bereifen und alle zur Hebung der 
Induſtrie erforderliden Maßnahmen zu veranlaflen!.. Ein 
gleiche3 wurde in Mähren durchgeführt. Hier wurde das Manu- 
fafturenamt aufgehoben, das einerſeits zuviel Koften verurfachte, 
anberfeit3, ftatt feinen eigentlichen Zweck, die Verbefferung der 
Manufakturen und Hebung der Fabriken, zu erfüllen, ſich viel- 
mehr faſt nur mit Zunftitreitigfeiten befchäftigt hatte. An feiner 
ftatt wurden drei Manufaltureninfpeftoren zur Beauffihtigung 
der Rommerzialgewerbe beftelt. Für fie follte die gleiche In⸗ 
ftruftion gelten, die ſchon für die böhmischen Inſpektoren erlaffen 
worden war?. 


In Niederöfterreih wurde eine ähnliche Einrichtung nicht 
getroffen, in der Erwägung, „daß dasjenige, was in denen königl. 
böhmifchen Erblanden wegen der Entlegenheit der Fabriken durch 
eigends bejoldete Creys⸗Inſpectoren zu gejchehen hat, bier zu 


wandte er ſich in eigenhändigen Schreiben mit feinen Anträgen an ben 
Kommerzbofrat; bei wichtigen Anläffen wurde er ftetd um feine Meinung 
befragt. Bei feinen Fabrildunternehmungen bediente er fi) des wegen 
feiner Gefchidlichkeit wiederholt gerühmten Kommerzienratd Cervelli. Bgl. 
über Kinsky den biographifchen Abriß Paudlerd in dem Jahresberichte 
des Gymnaſiums von Böhm.:Leipa 1885 und Schreyer, Kommerz, 
Fabriken ufw. 2. Bd. S. 109 fg. 

5 Durch a. h. Entſchl. auf dad Protokoll der mit dem Grafen Kinsky 
abgehaltenen Kommiffion vom 4. Juni 1762 (Böhmen Komm. Fasc. 62). 

1 Sie hatten, wie es in dem zitierten Kommiſſionsprotokolle heißt, 
„nicht nur über die Berbeßer- und Ermeiterung der dermaligen Manufac- 
turen und Fabriquen, wie auch der Spinnereyen, und die Beobachtung der 
Batentalverordnungen beftändige Obſicht zu nehmen, fondern auch haubt- 
fählih an Hand zu laffen, mo und mit was für Mittel, nach Beichaffen- 
heit der Lage und Umftände neue Manufacturen anzulegen, die Particularen 
und Domimia darzu anzueyfern — — — überhaubt alles dasjenige in 
Befolg zu ſezen, was zu Beförderung des Nahrungs- und Manufactur« 
Standes, wie aud) des Handels gereichen könnte.“ 

2%. h. Entfchl. auf den Vortrag des Stommerzienrats vom 17. DE. 
1763 (Dekret vom 14. November 1768 an die mährifche Landesftele. 
Böhmen Komm. Fasc. 1). 
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Sande, wo die Obforg fich der Zeit fait lediglich auf das Manıt- 
faeturs · Weeſen der Stadt Wien undt ihrer Vorftädte. erftredet, 
durch die Conjeffualräthe ſelbſt bemirket .. , . werben folle" ', 





In dem mehrfach erwähnten Plane, die Verwaltung aller 
Kommerzialangelegenheiten von dem übrigen Verwaltungsorga- 
niemus zu trennen, lag ber Keim jener Nivalität unter den Be- 
hörden, ber diefer ganzen Periode öfterreichifcher Gewerbepolitif 
ein eigentümliches Gepräge verleiht, und die Wirkfamfeit des 
KRommerzhofrates von Anbeginn aufs nadteiligfte beeinflußte. 
Schon in ben erften Verhandlungen über die Neuorganijation 
der Kommerzbehörben zeigten fich bedenkliche Anfäge zu Diffe- 
renzen zwiſchen der Hoffanzlei und dem Kommerzienrat, da troß 
der formellen Selbftändigfeit des letzteren die erftere eine gewiſſe 
Oberaufſicht auch über die Kommerzialangelegenheiten in Anſpruch 
nahm, eine vollftändige Scheidung der Agenden überdies bei dem 
innigen Zufammenhange aller Verwaltungszweige kaum durch- 
führbar war®. 

Der Verkehr der Kommerzkonſeſſe mit den entralbehörden 
wurde in ber Weife geordnet, „daß in jenen Sachen, welche von 
der Activität der in denen Ländern. aufgeitellten Commercial- 
Consessuum abhangen, oder wobey es lediglich auf Einholung 
ein und anderer Auskünfte ankommt”, der Kommerzhofrat ſich 
mit feinen Unterbehörden direft in Verbindung ſetzen follte®. 
In allen übrigen „in das Publicum mit einſchlagenden Sachen” 
erfolgte der Verkehr der Kommerzbehörden auf dem Umwege 
über die Länderftellen und die Hofkanzlei. Und dabei blieb es 
auch; vergebens verfuchte es ber Kommerzhofrat, fi und den 


1-Delret an die nieberöfterr. Regierung vom 13. Juni 1767 (Kart. 
VEN. Ö. No. 36 ex 1767). 

* Auch wegen der Verwaltung des Kommerzfonds entftanden Miß- 
helligleiten zwiſchen dem Nommerzhofrat und der Generaltafjabireftion. 
(St. R. No. 107 ex 1744.) 

® Reftr. an alle Landerſtellen vom 16. und 26. Mai 1762 (N. Ö. 
Komm. Fase. 1). 

q* 
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Konfefien eine größere Unabhängigkeit zu fichern, indem er unter 
Berufung auf die Notwendigkeit eines „jchleunigen Fortgangs 
der Commercialgejhäfften” ben unmittelbaren Verkehr der 
Kommerzbehörden untereinander in allen Fällen verlangte. 

Der Kommerzienrat aber nahm nicht nur die gefamte 
Oberleitung in den Kommerzialangelegenheiten für fih in An- 
ſpruch?. In Niederöfterreih dehnte er feine Wirkſamkeit auch 
auf alle mwichtigeren dieſes Land betreffenden Gegenftände des 
Handels und der Induſtrie aus, und engte jo den Wirkungs- 
freis des dortigen Konſeſſes ganz außerordentli ein®. So er 
gaben ſich denn alsbald bedenkliche Konflikte zwiſchen der Hof⸗ 
ftele und dem Konfefle, die ihren Urfprung wohl auch in 
perfönliden Momenten, vor allem in der oft getabelten Un⸗ 
verträglichleit de Grafen Philipp Sinzendborf, des Konſeſſual⸗ 
präfibenten, haben mochten, aber doch auch in ſachlichen Fragen 
tiefgehende Meinungsverjchiedenheiten veranlaßten, und die Wirk 
famfeit beider Behörden ſchwer beeinträchtigen mußten *. 


1 Vortrag der Hoflanzlei vom 16. Juli 1763. (Kart. V G 1 Böhm. 
No. 107 ex 1763.) Es handelte fich dabei um die Drganifation der Kon- 
fefle in den böhmischen Ländern. 

2 „Die Haubteintheilung”, jo bemerkt ein Vortrag des Kommerzien- 
rat3 vom 29. April 1762, müſſe dur ihn gefchehen, weil bei ihm bie 
Nachrichten aus allen Ländern zufammenfämen, und von ihm, „alfo am 
füglichften beurtheilet werden Tünne, an welchen Orten eine jeglide Manu⸗ 
factur mit befter Deconomie und Yortgang anzulegen, wie die Handlung 
ad extra zu erleichtern? und durch was Mittel der Transito und das 
darmit verknüpfte Straßengewerbe mehrer8 herbeyzuziehen jeye." Die 
Länderkonſeſſe aber hätten ihre Aufmerkſamkeit vornehmlich dahin zu richten, 
„damit die Producta naturae vermehret-, die Manufacturen erweiteret, und 
zum audwendigen Verfchleiß tüchtig gemacht“, und die Hinderniſſe dieſer 
Vervollkommnung befeitigt würden. (N. ©. Komm, Fasc. 5/2.) 

8 Daß dies mit voller Abficht geſchah, bemweilt eine Refolution auf 
ben Vortrag des Kommerzhofratd vom 23. Januar 1763 (N. Ö. Komm. 
Fasc. 5/2). 

* Graf Sinzendorf forderte u. a. die Verlegung der Fabriken aus der 
Reſidenzſtadt auf das flache Land und ftieß dabei auf den Widerftand des 
Rates von Doblhoff sen. bei der Kommerzhofftelle (St. R. No. 2270 ex 
1762; ähnlih St. R. No. 1234 ex 1765). In einer eigenen der Kaiferin 
1762 überreichten Vorftellung befchmwerte er fich bitter über die Einſchränkung 
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Und wie in Wien zwiſchen dem Kommerzhofrat und dem 
Konſeſſe, jo ergaben ſich alsbald ähnliche Konflikte zwifchen den 





des Wirkungsfreifes feines Konſeſſes und machte dem Kommerzhofrate zum 
Vorwurfe, ‚daß ed demfelden an einheitlichen Prinzipien mangle. Ihm 
fei, fo bemerkt er, „von einem alhier veftgeftellten Commercial- 
Systemate nicht befannt, wohl aber daß alles einzelmeis angefehen, und 
tefolviret werde; folglich könne es in dem ganzen Zufammenhange nicht 
anders geichehen, als daß wiberjprechende Säge heraustommen.“ Er habe 
daher im Vereine mit feinen Räten in einer „academijen Verfammlung“ 
zwölf Hauptfragen oder fogen. Problemata aufgeftellt, um die wichtigften 
Grundfäge des politiiden Commereii abzuhandeln. Dieſe Probleme be» 
trafen vor allem bie Zwedmäßigfeit der Prohibitivpolitif, der Manufakturen- 
teglements, der Beteiligung des Staat? an induftrielen Unternehmungen, 
der Unterftügung von Manufalturen und Fabrifen durch Privilegien und 
Geldvorfhüffe, der Förderung des Aufenhandels; dann das Verhältnis der 
Erblänber zu Ungarn und die Leitung ber Kommerzialpolitif durch die 
Behörden. 

Dagegen machte der Kommerzienrat geltend, die Kommerzialtheorie 
fei in unzähligen Büchern im Überfluß anzutreffen; es komme lediglich 
auf ein gefundes Judicium und einen unermüblihen Eifer an, um bie 
Generalmaßregeln den Berhältniffen eines jeden Landes geſchickt anzupaffen. 
In den Schlußworten feines a. u. Vortrags beſchuldigte Graf Andler den 
Grafen Singendorf direlt, daf er „allſchon von Zeit des aufgeftellten 
Commercien-Rath8 fi beynahe aller Subordination entziehe." Der Konſeß 
habe dadurch, „bey denen Fabricanten die Liebe und das Vertrauen grofen- 
theils verlohren“, und dies fei der Grund, weshalb viele heilfame Anord- 
nungen wirkungslos bleiben müßten (Vortr. vom 7. Nov. 1762 N. Ö. 
Komm. Fasc. 5/2). Die Kaiſerin erledigte den ganzen Streit durch die 
Rejolution: „Der Singendorf ift zu Gebühr, Suborbination und ohn⸗ 
gefäumten Vefolgung der an ihn erlaffenen Anordnung durch den Commer- 
cien-Rath anzuweifen.“ Alein ber Friede war damit begreiflicherweiſe 
nicht hergeftellt. Als die Kaiſerin Ende 1763 den Grafen Sinzendorf aufe 
forderte, einen Inftruktionsauffag für den Kommerzkonſeß zu entwerfen, 
lehnte er dies mit dem Hinweiſe auf die ber Monarchin befannte „Ger 
häffigfeit der oberen Stelle“ gegen feine Perſon ab, und beflagte ſich gleich» 
zeitig wieber Bitter über die geringe Wirkſamleit, die ber Kommerzhofrat 
ihm und feinem Konſeſſe geftatte. (N. Ö. Komm. Fasc. 5 ohne Datum.) 
Graf Sinzendorf ſchied 1764 aus feiner Stelle; er wurde Hofrat bei der 
Hoftanzlei, und nahm — ein Gegner ber herrſchenden Schugzoll- und 
Prohibitivpolitit — an den Beratungen über dieſe Frage 1766 eifrig Anteil, 
(St. R. No. 675 ex 1766.) Die Tätigteit des niederöſterreichiſchen Konſeſſes 
blieb aber fo wenig zufriedenftellend, daß 1766 die gangtiche Aufhebung 
desfelben beſchloſſen wurde; er follte durch Manufattureninipeftoren erſetzt 
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Konſeſſen faſt aller Erbländer und ihren Länderſtellen!. Dies 
kann nicht wundernehmen. Die Stellung der Konſeſſe war von 
vornherein keine klar umſchriebene. Sie ſtanden, wie aus ge⸗ 
legentlichen Bemerkungen der Akten hervorgeht, den Landes⸗ 
hauptmannſchaften, nicht auch den Gubernien, im Range gleich, 
und waren unmittelbar dem Kommerzhofrate ſubordiniert. Nichts⸗ 
deſtoweniger gab es eine ganze Reihe von Angelegenheiten, bie 
fhon erwähnten Commercialia mixta, in benen jie nur im 
Einverftändnis mit ihrer Länderftelle vorgehen konnten. Da er» 
gaben ſich denn bei jeder Gelegenheit Meinungsverfchiedenheiten 
und Kompetenzkonflikte mannigfader Art, die um fo jchärfer 
wurden, ala eigentlich Leine fchlichtende Oberbehörde über den 
ftreitenden Barteien jtand, jondern eine Austragung der Diffe- 
renzen erjt durch einen Notenwechſel zwiſchen der Hoflfanzlei und 
dem Kommerzbofrat erfolgen mußte, von denen natürlich jeder 
die ihm unteritellte Behörde in Schug nahın. Schon die wieder- 
holten Anordnungen betreffend den „modus correspondendi et 
expediendi“ zwijchen den Länderftellen und den Konſeſſen weijen 
auf dieſe Konflikte hin ?. 

Neue, eingehende Inſtruktionen erhielten die Konſeſſe der 
verſchiedenen Erbländer erft zwiſchen 1764 und 17688. Die 


werden (St. R. No. 1027 ex 1766), Doch kam man von biefer dee 
wiederum ab. 1767 wurde Baron Reiſchach zum Präſidenten des Konfefles 
ernannt, der Beamtenftand dieſer Behörde wurde reguliert und ihr gleiche 
zeitig eine neue Inſtruktion erteilt (St. R. No. 712 ex 1767. Bgl. unten 
Anm. 3) 

ı Schon 1762 Hatte Graf Andler diefe „Anftößigkeiten und Miß⸗ 
helligleiten“ vorausgefehen (Vortrag vom 29. April 1762 R. Ä. Komm. 
Fasc. 5/2. 

2 Dekrete an die Landeshauptmannfcaften von Öfterreich ob d. Enns 
und der inner-öfterreihifhen Länder vom 15. Januar 1765 (3. Ö. Komm. 
Fasc. ]). 

* Inftrultion vom 4. November 1764 an den obderennftihen Konſeß 
(N. D. Komm. Fasc. 6, Seſſ. 40 ex 1764); vom 24. Nov. 1764 an den 
vorberöfterr. Konfeß (I. ©. Komm. Fasc. 6); vom 9. März 1764 unb 
15. Januar 1765 an die Konfefle der inneröfterreihifhen Länder (3. O. 
Komm. Fasc. 2); vom 30. September 1765 an die Konfeffe der böhmijchen 
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Konſeſſe waren, jo beißt es in der 1765 erlaffenenen Inſtruktion 
an bie Kommerzftellen der inneröſterreichiſchen Länder, „in der 





Länder (Böhmen Komm. Fasc. 1); die letzterwähnte Inftruftion - wurde, 
unter Hinweglaffung einer Reihe von Spezialbeftimmungen, nit Dekret vom 
1. September 1768 aud dem fteiriihen Konfeffe erteilt (I. Ö. Komm, 
Fase. 1). Das Original der an den niederöfterreichiihen Konſeß erlaffenen 
Inftruftion von 27. April 1767 Habe ich leider nicht finden können, fonbern 
bloß eine Kopie des zweiten Teiles diefer Inftruftion, der von der „Aftivis 
tät“, b. 5. Sompetenz des Konſeſſes handelt (im Kart. VEIN O. 
No, 36 ex 1767). Dagegen wurde der Inſtruktionsentwurf vom 25. Juli 
1763 nicht genehmigt. Denn e8 heißt in dem Wortrage vom 3. Oftober 
1763 (R. Ö. Komm. Fasc. 5/1): „Eure k. k. apoftolifche Majeftät Haben 
mittefft dero a. h. Refolution allergnädigft zu erfennen gegeben, wie zwar 
in dem abgefahten Inftruftions-Entwurff vor dem allhiefigen Commercial- 
Consessum bie Agenda desfelben jehr wohl angemerfet wären, darbey aber 
die gute Orbnung erforbere, daß auch von denen Schuldigleiten des Prae- 
sidis und berer Näthen einige Erwähnung befchehe.“ Man habe aber in 
den Entwurf bloß die Agenden des Konfefjes aufgenommen, „weillen aller« 
hoöchſt diefelbe den hierländigen Consessum nur auf eine Zeit lang be 
ftättiget, und zu überlegen anbefohlen haben, auf was Arth das allhiefige 
Manufacturen-Weejen, da der Commercien-Rath in loco ift, durch ein 
engered Perſonale, und folglich mit geringeren Unkoſten beforget werden 
tönnte? In welchem falle aber der modus operandi ganz anderft ala bey 
denen fibrigen Consessibns eingeleithet werben müßte . ..“ lÜberbies 
wurbe ja aud, wie ſchon oben erwähnt, mit Kabinettſchreiben vom 18. Ot- 
tober 1763 dem Grafen Sinzendorf der Auftrag erteilt, einen In 
firuktionsauffag für die feiner Leitung unterftellte Behörde vorzulegen ; 
die Erfühung dieſes Auftrages lehnte er allerdings ab (vgl. oben S. 101), 
Nichtödeftoweniger zitiert A. v. Krauß-Elislago in feiner Denkſchrift von 
1835 (vgl. oben die Vorrede) eine Stelle aus dem Inftruktionsentwurfe vom 
35. Juli 1763 unter genauer Beifügung ber Faszifelbezeihnung (N. Ö, 
Komm. Fase, 5). Und da Rejhauer in fein Buch über die Gejdichte 
des Kampfs der Handwerferzünfte ufm. den betreffenden Pafjus ber Dent- 
ſchrift wörtlid aufnahm (S. 12), jo ging dieſes Zitat in zahlreiche Dar» 
ftellungen der älteren Öfterreihijchen Gewerbepolitit über (vgl, Shönberg 
in feinem dandbuch Bd. IT 1. Haldband, ©. 604. Kulifch, Soſtem bes 
öfterreihiihen Gewerberechts I S. 50). Es ſcheint hier ein, allerdings 
ziemlich belanglofer, Irrtum Krauß-Elislagos vorzufiegen, der den 
erwähnten Inftruftiongentwurf für genehmigt hielt, was er tatſächlich nicht 
war. Ic hätte die ganze Sache nicht fo eingehend erörtert, wenn nicht, 
wie erwähnt, bie betreffende Stelle des Entwurfs mehrfach zitiert und ihr 
fogar „eine Bedeutung für die fernere Entwidlung des Gewerberechts“ 
(Kulifch) beigemefjen würde. 
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alleinigen Abficht eingefeßt worden, daß fie ihre ganze Aufmerf- 
ſamkeit auf die Verbeſſerung des Nahrungsftandes in Hinficht 
auf die Wohlfahrt des Landes und feiner Inſaſſen richten“ 
folten. Insbeſondere hatten fie dafür zu jorgen, daß „die zur 
auswendigen Verkehrung dienlichen Landesproducte und Manu- 
facturen theil® verbeßert und erweitert, theils aber neu an- 
gepflanzet, und durch forgfältige Kultur erhoben, die Handlung 
emporgebradht” werde. „Zu diefem Ende wirb der Conſeſs,“ 
fo beißt es weiter, „in allen und jeden Vorfallenheiten und 
agendis nah den wahren Commercial» Grundfägen feſt und 
unabweichlih fi zu achten, mithin in jenen Fällen, wo alte 
oder neue, dem Wachsthbum des Commercii entgegen laufende 
Generalia, Privilegia, Confirmationes, Exceptiones, Landes» 
statuta und Dbfervanzen denen nuzlichen Commercialoperationen 
und der Induſtrie im Weege ftünden, .... darüber die gehor- 
famfte Vorftelung maden, und die a. 5. Entichließung zu ge- 
wärtigen haben.“ 

Die für die böhmifchen Länder und Nieberöfterreich ſchon 
1754 vorgenommene Scheidung der Gewerbe in Kommerzial« 
und Polizeigewerbe wurde für Inneröfterreich erit durch die eben 
zitierte SInftruftion adaptiert, wie fie auch in Oſterreich ob ber 
Enns erſt 1764 eingeführt worden war. 

Die jehr ausführliche Inftruftion von 1765 an die Konfeffe 
der böhmischen Länder teilt die Agenden diefer Behörden in zwei 
Gruppen: die „pure Commercialia‘“ und die „mixta“. Die 
erfteren umfaßten die Gegenftände der Manufakturen und des 
Handels, die legteren jene Angelegenheiten, die wohl mit dem 
Gewerbeweien im Zuſammenhange ftanden, jedoch gleichzeitig 
auch anderen Zweigen ber Verwaltung angehörten!. Das be— 


18.8. die Kultur der inbuftriellen Rohftoffe, vor allem des Flachfes, 
der Schafmwolle, des Holzes, den Schuß der Manufakturiften vor Übergriffen 
ber Obrigteiten; die Auffiht über die Beobadtung ber in Manufaktur 
angelegenheiten erlafjenen Vorſchriften, ftatiftiiche Erhebungen, die Ange 
legenheiten des Merkantil- und Wechſelgerichts; die Stempelbefhau; bie 
Durdführung der Einfuhrverbote. 
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tannte Verzeichnis ber Kommerzialgewerbe, das bald mande. 
bemerfenswerte Erweiterung erfuhr", bilbete die Grundlage für 
den Wirfungsfreis der Konſeſſe; anderfeits war benfelben jeder 
Eingriff in die Angelegenheiten der Polizeizünfte unterfagt. 

Das Verhältnis der Konſeſſe zu den Länderftellen wurbe 
in dieſer Inftruftion in der Weife geregelt, daß bie Kommerz- 
behörden „in unmittelbarer Dependenz von der politifchen Landes⸗ 
ftelle“ ftehen follten, weil „da8 Commereiale in verfchiedenen 
Stüden als ein beträchtlicher Theil des Politiei* anzufehen jet. 
In den „mere Commercialibus et Manufacturistieis‘‘ aber 
jollte der Konjeß unmittelbar von dem Kommerzhofrat abhängen 
und an diefen feine Berichte erftatten; doch hatten auch dieſe 
Berichte wegen des „Zufammenhangs zwifchen Commereiale und 
Politieum“ durch die Landesftelle zu gehen. 

Auch diefe Beftimmungen waren wenig geeignet, das Ein- 
vernehmen zwiſchen den Konſeſſen und ben Länderftellen zu 
befiern. Die Konſeſſe blieben in einer Zwitterjtellung, indem 
ihre Abhängigkeit von der Landesftelle zwar ausdrüdlich ftatuiert, 
ihnen aber doch gleichzeitig ein eigener Wirkungskreis, und 
innerhalb desjelben die unmittelbare Abhängigkeit von einer Hof- 
ftelle zugeftanden wurde. 

Dazu kam noch, daß regelmäßig bloß zwei Mitglieder eines 
jeden Konſeſſes (der Präfident und noch ein Mitglied) dem 
Gremium der Landesftelle entnommen wurden. Die übrigen 
waren dem Beamtenftande ber Landesitelle nicht eingegliedert, 
zwei von ihnen jollten Kaufleute fein®. 





1 Rgl. unten S. 134. 

* Vortrag vom 16. Juli 1763 (N. Ö. Komm. Fase. 1). Nicht uns 
erwähnt mag bleiben, da man, um den „zu nuzlichen Unternehmungen 
gewibmeten Commercial-Funbus weniger zu zerfplittern*, zunächſt an dem 
Vringipe fefthielt, bie abeligen Mitglieder der Konſeſſe unentgeltliche Dienfte 
Teiften zu laſſen. Bon den Näten des n. d. Konfefjes waren 1762 drei ganz 
unbefolbet. Der Praſident bes obderennſiſchen Konſeſſes, Graf Spindler, 
erhielt einen Gehalt erft über wiederholtes Anſuchen im Jahre 1769, auf 
Grund einer eigenhändigen Entihliehung der Kaiferin, die feine Bitte mit 
den Worten erledigte: „umbfonft zu dienen und von bem einigen mod; zu⸗ 
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So blieben, bei der ohnehin fo ſehr ausgeprägten Neigung 
aller Behörden zur Selbftändigfeit, troß der neuen Snftruftionen 
Keime zu Differenzen beftehen, die denn auch in feinem der Erb» 
länder aufbörten. 

Am ſchlimmſten ſcheint der Konflift in Öfterreih ob ber 
Enns gemwejen zu fein, vor allem wohl beshalb, weil bier ber 
Präjes des Kommerzkonſeſſes, der feines Eiferd wegen übrigens 
oft belobte Graf Spindler nicht zugleich Mitglied der Landes- 
bauptmannfchaft war!. Ahnlich fanden die Dinge in Böhmen *. 
Immer wieder ift die Rede von einem „wenigen Einverftändniß 
zwifchen der Conmercialbehörde und dem Politico” , von „Vers 
ichiedenheit der Grundfäße, welche ſowohl das eine als das andere 
in Commercialibus hege”®. In Inneröfterreich zeigt fih bie 
gleihe Erſcheinung“. In Krain veranlagten ähnliche Zwiftig- 


fegen Tan nicht exigiret werden.” (Prot.-Ertr. des Kommerzienhofratd vom 
30. Zuli 1767 R. OD. Komm. Fasc. 6.) Die Gefamtfumme der jährlichen 
Befoldungen betrug 1762 für den nieberöfterreihifhen Konjeß 12950 ft., 
für den böhmifchen 10000 fl., den obderennfifhen 550 fl., den kärntne⸗ 
rifhen 800 fl. 

I Die betreffenden Akten im Fasc. 6 N. OÄ. Komm. 

2 Kart. V G 1 Böhmen No. 9 ex 1765. 

8 Vortrag des Grafen Andler vom 14. Juni 1765 (N. OÖ. Komm. 
Fasc. 1). Bon den Kommerzialveranftaltungen für Böhmen, fo heißt es 
ein andermal, laſſe fi viel Gutes erhoffen, „wenn die Einigfeit zwiſchen 
dem Publico und Commerciali immer mehr befeftiget, folglid; mit ge» 
meinfamen Kräften an Erreichung des Endzwecks gearbeitet werde.” Inse 
befondere habe der jüngft zum erften Rate bei dem Konfefje ernannte Baron 
Kreßel viel zu dem guten Einverftändniffe beigetragen (Vortrag vom 
30. September 1765, derſ. Fasc.) Und trogdem hält es 1766 die Kaiferin 
abermals für nötig, „daß das Gubernium in Böhmen zu Unterftüßung 
des Commerecialis ausdrüdlich und gemeſſen mehrmald angewieſen werbe“, 
(Refol. auf den Vortrag des Kommerzhofrat3 vom 28. Jan. 1766 Böhmen 
Komm. Fasc. 50. St. R. No. 269 ex 1766.) 

* 1765 äußerte die Hoflanzlei die Beforgnis, „daß ſich ber fteyriiche 
Konfeß aller Abhängigkeit von dem Gubernium entziehen und fait zu einer 
gleichen Stelle erheben wolle”. 1767 beſchwert fich derfelbe Konſeß bei dem 
Kommerzhofrate über Eingriffe des Guberniums in feine Kompeteny, fowie 
darüber, daß letzteres ihn als „fubdelegierten" Konſeß bezeichne. (Die 
Alten im Fasc. 1 Komm. 3. O.) 
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feiten bie Unterordnung des dortigen Konſeſſes unter die Landes- 
bauptmannfchaft !. 

Da die geſchilderten Differenzen fich fait in allen Erblanden 
in nahezu typifcher Weife ergaben, fo erweilt dies zur Genüge, 
daß fie nicht bloß in perfönlichen Momenten wurzelten, ſondern 
in einem fehler der ganzen Organiſation ihren Grund hatten. 
Auch der Hauptzwed, den man mit dieſer Trennung der Com- 
mercialia von den übrigen Verwaltungsaufgaben verfolgt hatte, 
die Herftellung eines Univerfalfommerzes der Erblande, ſcheint 
nit recht erfüllt worden zu fein; klagt doch 3. B. 1766 Graf 
Joſeph Kinsky über die geringe Unterftügung, welde die Fabriks- 
erzeugniffe Böhmens in Wien fänden. Nicht einmal die geplante 





! Defret vom 23. Oft. 1766 (Kart. V G 1 No. 26 ex Oct. 1766 
3. O) — Sehr bezeichnende Auberungen über die Erfolglofigkeit der ganzen 
Drganifation eigener Kommerzbehörben finden ſich in jenen Verhandlungen, 
die 1767 zwiſchen der Hoffanzlei und dem Kommerzhofrat über die Frage 
einer nachdrüdlichen Santtion für die in Kommerzſachen ergangenen Ber- 
fügungen geführt wurden. So heißt e8 im Protofollauszuge ber oberften 
Kommerzbehörde vom 5. März 1767 (Kart. V G 1 Böhmen Nr. 41 ex 
1767): „Daß es nicht an guten und vielfältigen Verordnungen, ſonderlich 
in commercialibus, hingegen an deren Execution fehle, Iehret eine mehr- 
jährige Erfahrung und die Urfade davon liegt in dem, daß diejenige Be- 
hörden, welchen ber größte Theil der Execution oblieget, über die Be» 
folgung bisher weder controlliret, noch bey deren Unterlaßung beftrafft 
werben.“ So ſei man denn gezwungen gewejen, eine Neihe von Vers 
orbnungen (Garn- und Leinwandorbnungen, Spinnpatent ufm.) immer 
wieder zu republigieren, und auch dies ohne Erfolg; ein energiſches Ein- 
ſchreiten der ftaatlihen Behörden gegen die fäumigen Magiftrate und Ortd« 
obrigteiten aber fei deshalb nicht zu erwarten, „da unglüdlicherweife die 
von bem Politico abhangende Beamte jene, fo dem Commerciali unter» 
geben find, noch immer für ihren Gegenpart halten, folglich bie Greyämter 
die Vertheidigung der Magiftraten und obrigfeitlihen Beamten felten außer 
Acht laſſen werben.“ Es erging dann auf Grund biefer Verhandlungen 
ein Hofbelret vom 14. März 1767 an alle Länderftellen „wegen Beftraffung 
deren Magiftraten, Jurisbicenten und obrigteitlien Beambten, fo die Ber- 
orbnungen in Commercialibus nicht befolgen.“ (Dasjelbe Aftenzeichen.) 
Ein nennendwertes Ergebnis ſcheint diefe Verfügung nicht gehabt zu haben. 
Noch 1770 wird in Niederöfterreic; darüber geflagt, „baß die Kreiß · Amter 
auf ben Vollzug deren Commercial-Berorbnungen gar feine Obficht tragen“ 
(St. R. No, 1600 ex 1770; ähnlich No. 2140 ex 1771.) 
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Kuyertation zwiſchen dem nieberöfterreihifchen und dem böhmi⸗ 
en Kommerzkonſeſſe fei zuftande gelommen!. Es mag fchließ- 
Ind nicht unerwähnt bleiben, daß wohl auch das Vorgehen ber 
KRunfeffe felbft in vielen Fällen nicht ganz einwandfrei war. 
Ab wenn man nicht annehmen will, daß direkt Beftechungen 
(idrer Veamten vorlamen?, jo waren bie leßteren doch mehrfach 
ſelbſt an Smduftrieunternehmungen verſchiedener Art beteiligt, 
und mochten daher bei Gewährung von Unterftügungen und Vor⸗ 
ſchüſſen zu Induſtriezwecken, in ihren Gutachten über Erteilung 
von Privilegien ujw. nicht immer ganz unparteiiſch geweſen fein. 
Darauf weijen die zahlreihden Anorbnungen hin, durch welche 
ſpäter allen Beamten die Beteiligung an Induftrieunternehmungen 
jeder Art verboten wurdes. 


Nimmt man alle dieſe Umftände zufammen, fo erflärt es 
fich leicht, daß man fchon 1765 wieder von der bee einer voll- 
ftändigen Trennung der Kommerzialagenden von ben übrigen 
Verwaltungsaufgaben Abftand nahm. Anläßlich der Vereinigung 
der ganzen Finanzverwaltung unter einem Chef verkündete Die 
Monarchin ihren Entſchluß „das Commerciale mit der böheimiſch⸗ 
Öfterreihifchen Hofcanzley zu vereinigen” *; wie Graf Chotek 
meinte, hauptfählich aus dem Grunde, „mweilen das Commercial- 
wefen einen beträchtlichen Theil deren Publico-Politica aus» 
machet, und jedes mit vereinigten Kräften bejorget werden folle“ 5. 


I Anmerlungen zu der Generallandedaufnahme ufm. von Böhmen ex 
1766 (Böhmen Komm. Fasc. 53). 

2 Sie fcheinen Doch vorgefommen zu fein, wie das Birkular an ſämt⸗ 
lihe Kommerzkonſeſſe (betreffend die Hintanhaltung der Geſchenkannahme in 
Amtsſachen) vom 10. April 1769 vermuten Täßt. 

3 Schon 1766 wurde über diefe Frage im Staatsrate verhandelt (St. R. 
No. 2992 ex 1766). Das erwähnte Verbot wurde dann ausgefproden in 
den Zirkularen vom 3. Auguft 1772 (N. Ö. Komm. Fasc. 1 No. 57 ex 
Aug. 1772) und vom 28. März 1776 (derf. Fasc. No. 76 ex Martio 1776). 
Bol. unten S. 281 Anm. 1. 

* Kabinettfchreiben vom 14. Mai 1765 an die Grafen Andler und 
Chotel. N. 8. Komm. Fasc. 1. St. R. No. 1218 und 1234 ex 1765. 

EN. u. Vortrag vom 5. Juni 1765 (derf. Fasc.). 
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Allein gegen die vollftändige Vereinigung und Vermengung ber 
Agenden und des Perfonals der beiden Stellen wurden von den 
Leitern berfelben ſchwerwiegende Bedenken erhoben. Bor allem 
machte Graf Chotef geltend, daß, „objchon das Commerciale eines 
jeden Landes für einen Haupttheil der politifhen Obforge anzu 
feben, - .. . doch das Commercium universale nad) gewifjen 
allgemeinen Prineipiis, welche meht den Wohlſtand der ganzen 
Monarchie, ala den befonderen Vortheil diefer oder jener Provinz 
zum Abjehen hätten, reguliret, folglich bey einer allen Ländern 
gleich zugethanen und mit einem Wort indifferenten Stelle ver- 
handlet und feitgejeget werden müſſe“. Dies fei auch der Grund 
gewefen, weshalb, „um die in jedem Lande führenden befonderen 
Prineipia zu combiniren“, die Commercialia ſchon vor Er- 
hebung des Kommerzhofrats zu einer unabhängigen Hofitelle ſtets 
in bejonderen Seffionen verhandelt worden jeien. Neben diefen 
Momenten ſprachen auch gewichtige politiihe Erwägungen gegen 
eine vollftändige Vereinigung. Sie hätte eine Zerreißung der 
Kommerzialangelegenbeiten nad den verſchiedenen Hoftanzleien 
(böhmifch-öfterreichifche, ungarifhe und fiebenbürgifche) zur note 
wendigen Folge gehabt; allein auf die Herftellung eines Univerfal- 
fommerzes der geſamten Monarchie, auf dieſe Errungenjhaft 
des Kommerzdireftoriums, mochte man doch nicht fo leichthin ver- 
sichten. An einer ganzen-Neihe von Fragen der äußeren Handels- 
politit zeigt Graf CHotef die ſchädlichen Folgen einer vollftändigen 
Vereinigung der Kommerze mit der übrigen politifchen Verwal- 
tung. Ahnlich ſprach ſich der Kommerzhofrat aus!. Und 





ı In den „Gebanlen über die Vereinigung deö ... Commercien- 
Raths mit der Hofcanzley“, einem freilich nur im Konzepte vorhandenen 
Auffage heißt es M. ©. Komm. Fase. 1): „Der werkthätige Erfolg hat 
gezeiget, daß das Commercium und bie Manufacturen in den k. k. Erb» 
landen in der Maß zugenommen haben, als fie mit mehrerer Aufmertfam- 
feit durch ein. eigenes Departement beforget worden find, und eö wäre 
wahrlich zu bebauern, wenn dieſer in der erften Blüte ftehende Wachstum, 
über welchen die heimlichen Feinde der Monarchie fo ſcheelſichtig find, auf 
einmal wieber erftiden, und in den vorigen Stand verfallen jolte. Welder 
Verfall faft unvermeidlich vorzufehen ift, wenn das Commerciale nur als 
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da auch im Staatdrate alle Gutadhten darin übereinftinmten, 
daß menigftend dermalen die „volllommene Bereinigung ober 
Incorporation“ nicht anzuraten jei!, fo entſchloß fid) auch Die 
Raiferin, den Kommerzienrat mit der Hoflanzlei — ähnlich wie 
dies etwa gleichzeitig mit der Hoflammer und der Banfobeputation 
geſchah — „nur in Anfehung der Ober: Direction“ zu vereinigen, 
ben Kommerzienrat daher als abgejonderte Stelle beftehen zu 
laffen, die eigene Näte und einen befonderen Bizepräfibenten 
haben ſollte. Die Oberleitung aber führte fortab ber oberfte 
Kanzler, von dem nunmehr alle Erläffe in Kommerzialangelegen- 
heiten unmittelbar ausgingen. Kompetenz und innere Einrich⸗ 
tung des Kommerzhofrat3 wurden im übrigen nicht geändert ?. 
Für die Kommerzkonſeſſe ſchlug Graf Chotek in analoger 
Weiſe vor, daß durchgehends der Präfes derfelben, „wie es in 
einigen Ländern ohnedies actu ift, zugleich ein membrum gu- 
bernii“ fein fole®. Dies wurde im wefentlichen auch durchgeführt. 


Die neue Verfafjung des Kommerzhofrat3 dauerte indes nur 
bis 1768. Die Änderungen, die nun vorgenommen wurben, 
ſtehen im Zuſammenhange mit ber damals auf Betreiben 
Joſephs II. durchgeführten weitgehenden Reform der Zentral- 
behörben. Dieſe Reform verfolgte den Hauptzwed, „die allzu 
jehr überhand genommene Vielſchreiberey, Langſamkeit bey dem 


eine Nebenfadhe tractiret wird, und durch mehr Hände in Umweege laufen 
muß." Auch darauf wurde bingewiefen, daß die Kommerzialangelegenheiten 
„mit den Staatöfinanzen eben fo viel, wo nicht mehr Zufammenhang, als 
mit dem Polizeyweſen“ hätten. 

1 Botum ded Fürften Kaunitz St. R. No. 1234 ex 1765. 

2 Graf Andler wurde bei diefer Gelegenheit „jubiliert” (Kabin.⸗Schr. 
vom 14. Juni 1765 N. Ö. Komm. Fasc. 1). In dem Birkulare vom 
14. Juni 1765 an ſämtliche Länderftellen heißt es, ihre Majeftät hätten „zu 
mehrerer Beförderung und Unterftügung der in das Provinciale ein«- 
fhlagenden Gommercialanliegenheiten befchlofien, das Praesidium und 
die Oberleitung bey dero ohnmittelbahren Commercien-Rath dero jeweiligen 
böhmifchsobriften und erften öfterr. Canzler zu übergeben, im übrigen aber 
es bey der bisherigen Verfaffung zu belaffen“ (derj. Fasc.). 

8 Bit. Vortrag vom 5. Juni 1760. 
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Lauf der innländiſchen Geſchäften und Nichtbefolgung ber er— 
gangenen Befehlen aus dem Grunde zu beheben“ *, und ſah auch 
eine nähere Vereinigung des Rommerzienrates mit der Hofkanzlei 
in ihrem Plane vor. Ein ausführlies Kabinettsſchreiben? 
ſtizzierte die Grundzüge der „Lünfftigen Bejorg- und Verbindung 
der Kanzley- und Commercial-Anliegenheiten, auch näheren Auf- 
ficht über die Staatswirthfchafit” ; eingehende Verhandlungen über 
die Verteilung der Kompetenz und Organifation der Behörden 
waren die Folge diejes Schreibens. Der greife oberfte Kanzler 
Graf Chotet mußte fih der allerhöchften Willensmeinung fügen, 
obwohl er fih „von den fo offtmaligen Neuerungen und an- 
finnenden Verbeferungen der Dicafterialeinrihtungen eben nicht 
die befte Würdung“ verfprad. 

Seine Anfichten über die Bedeutung der Kommerzial- 
angelegenbeiten jegte er folgendermaßen auseinander? : 

Unter allen Teilen der Regierung erfordere die politifche 
Zeitung des Kommerzienwejend die meifte Förderung und bie 
meifte Reife in den Entjchließungen. Bis auf einige General- 
fäge, die unverändert bleiben müßten, jei alles im Kommerzweſen 
plöglihen Veränderungen unterworfen; der Privathandel werde 
öfter mit der „politifhen Handlung“ vermengt, unterſcheide fich 
von ihr aber dadurch, daß das „politifhe Commereium“ ftets 
den Zufammenhang ber ganzen Monarchie zu berücfichtigen habe, 
während ber Privathandel die Spekulation im einzelnen ins 
Auge faſſe. Aus diefer Bedeutung der „politifhen Leitung des 
Eommercienwejens“ wird dann — ben geänderten Wünfchen ber 
Monarhin entiprehend — allerdings der Schluß gezogen, daß 





* Rabinettfhreiben vom 11. Februar 1768 Kart. III A 2 ad No. 13 
ex Jan. 1769. Die im folgenden zitierten Akten tragen dasſelbe Akten» 
zeichen. Über die Änderung im Gefhäftsgange der Behörden, die ſich feit 
etwa 1748 vollzogen hatte, vgl. Beidtel, Geſchichte ber öſterreichiſchen 
Stantövermaltung 1.8. ©. 72 fg- 

Vom 28. Dftober 1768. 

3 Erinnerungen zu dem a. u. Bortrage vom 22. November 1768 
„wegen fünfftiger Verbindung der Kanzley und Commercien-Ratbs, auch 
deſſen zu veranlafjende, modi operandi*. 
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zwar nah außen hin, vor allem der äußeren Sanbelspolitif 
wegen, der Kommerzienrath feinen Namen beibehalten folle; daß 
aber doch „eine nähere Verbindung des Commercialis mit der 
Kanzley auch wohl ftatt haben könne”. Der unter der Leitung 
bes oberften Kanzlers, jedoch abgeſondert von ber Hofkanzlei, be» 
ftehenden Kommerzitelle follten daher bie eigentliden Commerci- 
alia zur Beforgung überlafjen bleiben; doch follten ihr „weder 
die Details der Erecution, noch hundert Kleinigkeiten ſammt dem 
Zeit und Muth raubenden Scrifftwechfel” zugemutet werden, 
diefe vielmehr der Kanzlei zugemwiefen fein. In wichtigen, bie 
ganze Monarchie betreffenden Angelegenheiten wäre auf Grund 
gemeinfamer Beratung vorzugehen, und zu biefem Zwede aus 
den Räten der Hoflanzlei und des Kommerziendepartements unter 
Zuziehung von Mitgliedern der anderen Hofftellen eine eigene 
Staatswirtfchaft3deputation ! zufammenzufeßen, die ihre Wirkſam⸗ 
feit nicht bloß auf die deutfchen Erblande befchränten, ſondern 
auch auf Ungarn, Siebenbürgen, den Banat und die Militär- 


: Als Gegenftände der Staatswirtichaft bezeichnet das kaiſerliche Billett 
vom 28. Ditober 1768 „eine fo viel möglich verläßliche Einſicht der inn- 
ländifhen Population, der Landescultur, der Viehzucht, ber wirklichen Er» 
jeugung in allen Gattungen de Manufactur-Weefend und fämtlicher 
Fabriquen, der eigenen Bebürfniß und Confumtion in ein und dem anderen, 
dann der Commercial: und Mauttabellen, aus welch allem der wahre Stand 
der Staatswirthſchafft in ein fo anderen behoben, das Paffiv- und Activ- 
Commercium, fomit der eigentlihe Bilanz beurtheilet werden muß, um 
nach dem Beftand ein und des anderen zu weiteren nuzlichen Berbeßerungen 
die Entwürffe faßen, fonderheitlich aber, wo man in dem Billanz annoch 
zurüdftehet, auf Abhilfe fürdenten, und foldergeftalten zu Vermehrung der 
innerliden Kräfften von Zeit zu Zeit da8 Dienfame an Hand laßen zu 
können.“ Hätte die Wirkſamkeit der Staatswirtfchaftsdeputation jener bee, 
die ihrer Erridiung zugrunde lag, volllommen entiproden, fo wäre fie von 
arößter Bedeutung für die Gefdichte der Zentralifationsheftrebungen in 
Öfterreich-Ungarn geworden; denn fie follte Vorſchläge zur Verbeflerung der 
Staatöwirtfhaft in den gefamten Erblanden nad einheitlihen Geſichts⸗ 
punkten erftatten, und zu ihren ftändigen Beifigern gehörten demgemäß 
auch Mitglieder der ungarifchen und der fiebenbürgifchen Hoffanzlei. Sie 
fcheint aber alsbald, ftatt fi) bloß mit „Iyftematifchen Verfaſſungen und 
Generalien” zu beſchäftigen, zum Range einer ftändigen Konferenz der Hof» 
ftellen herabgefunfen zu fein und ſich vorwiegend mit jenen Detailfragen 
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grenzen erftreden follte. „Sit zwiſchen biefen und ben beutjchen 
Erblanden“ , jo meint Chotek in feinen „Erinnerungen“ zu dem 
zitierten a. h. Billett, „in Anfehung der erwähnten, Gegen» 
ftände fein ſyſtematiſcher Zuſammenhang, fiehet ſich jedes Land 
und die ihr vorgejegte Stelle für einen eigenen Staatskörper 
an, ber feinen Dienfteifer nur darinn feet, dem anderen einen 
Vorzug zu benehmen, und ſich beyzulegen, mit einem Worte, ber 
immer der wirkende, und niemals ber leidende Teil jeyn will, 
jo wird fi der Punkt des Gleichgewichts niemals feitjegen 
laſſen“. Die Anträge des Grafen Chotek fanden, nachdem ſich 
aud der Staatsrat in einer eigenen Kommiſſionsſitzung zu« 
ftimmend zu denjelben geäußert hatte!, die Billigung der 
Monardin. 

Im Verlaufe der nun folgenden Behörbenreorganifation 
wurden zunächft „zu mehrerer Bejchleinigung der Geſchäften“ die 
Würde eines Hoflammer- und Minifterialbantodeputationspräfi- 
denten mit ber eines oberjten Kanzlers und Kommerzienpräfidenten 
in einer Perfon vereinigt, und aus allen jenen Agenden, die nun- 
mehr ber Zeitung diefes dirigierenden Miniſters unterjtanden, zwei 
Departements gebildet?. Jene Angelegenheiten, die bisher ber 
Kommerzienrat beforgt hatte, gehörten nebjt jenen der Minifterial- 
bantodeputation in das zweite diefer Departements. Allein diefe 
ganze Reform blieb auf den inneren Organismus der Hofitellen 
beſchränkt; fie wurde weder publiziert, noch verloren die nun 
unter einem gemeinfamen Chef vereinigten Behörden ihre formelle 
Selbftändigkeit; fie behielten eigene Vizepräfidenten ebenfo wie 
eigene Erpebite. 





befaßt zu haben, welde das Einvernehmen ber verſchiedenen Hofftellen er- 
forderten. (Vortrag ber Hoffanzlei vom 18. Januar 1772 Kart. III A 3 
Staatswirtid.-Deputat.) Für die Gewerbepolitit im befonderen hatte die 
Staatswirtfhaftädeputation, foweit die Akten darüber Aufſchluß geben, 
feine nennenswerte Bedeutung. 

* Protofoll der Kommiffion vom 6. Dezember 1768 St. No. 3099 ex 
1768. 
2 Verordnung beö oberften Ranzlerö vom 22. Nov. 1771 (Kart. III 
A 2 No. 324 ex Nov. 1771 R. ©.) 

Bridram, Öfterreihtide Gewerdepolitit L. 8 
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Zur Verminderung ber Vielfchreiberei wurde gleichzeitig eine 
Reihe von Materien bezeichnet, in denen fünftighin eine einfachere 
Erledigungsart Plaß greifen follte.e So wurde, was die Gemwerbe- 
verfaflung betrifft, verfügt, daß alle Berichte in Zunft- und 
Handwerksſachen, mwofern fie nicht über Beſchwerden gegen bie 
Verfügung einer Zandesitelle abgeforbert waren, unb feine Ab⸗ 
weihung von den Generalien und beitehenden Verordnungen be- 
antragten, fünftighin „currenter“, d. h. ohne Beratung in einer 
Sigung, erledigt werden follten. Analog wurden die Länder- 
ſtellen ermädtigt, in allen Polizeizunft3- und Handwerksſachen 
ohne Anfrage vorzugehen; bloß die Verleihung oder Beftätigung 
von Zunft und Innungsartifeln, dann Beſchwerden gegen Ber: 
fügungen der Länderjtellen waren hiervon ausgenommen. 

Auh die Kompetenz der Kommerztonjeile erhielt eine Er. 
weiterung!: dieſen Behörden wurde neben der felbftändbigen Er- 
ledigung einer Reihe von weniger bebeutfamen Angelegenheiten 
auch die „Ertheilung der Handlungs- und Commercialgewerbs- 
Befugniffen” ohne Anfrage eingeräumt, fomweit dabei nicht ein 
beſonderes Privilegium ober das Jus tertii in Frage kam. 

Der oben dargeltellte Zuitand in der Verfaffung der Zentral» 
behörden war begreiflichermeife auf die Dauer unhaltbar, und 
gelegentliche Heine Änderungen in der Organifation brachten 
eine Verbefferung. So wurde fhon Ende 1771?, etwa gleich- 
zeitig mit ber Ernennung des Grafen Heinrich Blümegen zum 
oberften Kanzler, auch wieder ein eigener Hoflammer- und Banko⸗ 
präfident (Graf Kollowrat) ernannt; diefem wurde das „ge- 
fammte Commerciale” — als eigenes Departement unter einem 
Vizepräfidenten® — unmittelbar untergeordnet. 


Bis 1776 dauerte diefe formelle Selbftändigfeit de3 Kommerz» 





1 Birkulare vom 24. November 1771 NR. Ö. Komm. Fasc. 6 No. 99 
ex November 1771. 

2 Kabinettfchreiben vom 17. Dezember 1771 (Kart. III A 2 No. 162 
ex Dezember 1771 N. 8. St. R. No. 4214 ex 1771). 

® 63 war Baron Thaddäus A. J. v. Reiſchach. 
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bofrats. Doch jcheint auch jegt feine Tätigkeit den Erwartungen 
der leitenden Staatsmänner wenig entſprochen zu haben!. Ans 
fangs 1776 befeitigte daher die Kaiferin auch dieſen Neft einer 
gejonderten Behandlung der Kommerzialangelegenheiten, und 
übertrug diejelben völlig der Hoffanzlei; fortab jollten bei ben 
gewöhnlichen Ratsfigungen diefer Behörde aud die Kommerzial- 
agenden vorgetragen und erledigt werden ®. 

Auch die Kommerzienhauptkaſſe, die bisher jeparat verwaltet 
worden war, wurde mit ber „Univerfal-Kafje” vereinigt, und 
fo in oberfter Inftanz jede Spur der früheren Selbſtändigkeit der 
Kommerzialagenden getilgt?. 

Parallel mit der Vereinigung des Kommerzhofrats und der 
Hoftanzlei erfolgte ſchrittweiſe aud die Einverleibung der 
Kommerzkonjeffe in die Länderjtellen. Mit Böhmen wurbe 1772 
der Anfang gemaht*, denn „allerfeits ward die Nothwendigteit 
dieſer Vereinigung und die von jelber allein abhangende Witder- 





1 So wird dem Kommerzienrate zum Vorwurf gemacht, baf er, ftatt 
den „Hauptgegenftänden* des Kommerzes feine Aufmerkfamkeit zuzuwenden, 
fi) mit „Kleinigfeiten“ abgebe, auch wohl mit „Ihäblichen Zwangsgeſetzen“ 
ſichk beſchaftige. (Votum des Staatsrats Binder St. R. No. 913 ex 1771.) 

® Kabinettf reiben an den oberften Kanzler vom 2. Januar 1776 
und Vortrag desſelben vom 3. Januar (Kart. III A 2 No. 249 ex Jan. 
1776 N. Ö.) Baron Reiſchach wurde zum Kanzler ernannt, die bis- 
herigen Räte des Kommerzdepartements Doblhoff-Dier, Eger und Raab ber 
hielten die teil nad) Materien, teild nad Ländern gruppierten Kommerz- 
teferate. Dagegen wurde der „in den Commercialanliegenheiten . . . im 
Bufammenhang des Ganzen die größte Känntniß, Erfahrung und Einfiht 
befigende, verdienftliche” Hofrat v. Degelmann entgegen dem Wunſche 
des oberften Kanzlers zur Hoffanmer überfegt. 

® Die meiften jener Abgaben, aus denen die Einkünfte des Fonds 
biöher gefloffen waren, wurden in der Folge aufgehoben. (Dal. Kopetz, 
Gewerbögefegkunde 2. Bd. ©. 11.) 

+ Hier war übrigens ſchon 1769 Die Kommerzialzunftsfommiffion „zu 
Berminberung ber Bielfhreiberey" aufgehoben worden; ihre Agenden 
wurden dem Konſeſſe zugewieſen. (Dekret vom 17. April 1769 Böhmen 
Konm. Fase. 1.) 


8* 
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eınporbringung der ganz darniederliegenden Induſtrie in dem 
Nönigreihe Böheim eingefehen” !. 

Die Beforgung der Agenden de3 Konſeſſes wurde dem 
(4ubernium in der Weife übertragen, daß eine eigene, bei ber 
Landesſtelle beitehende Kommiſſion (mie eine folche bereits für 
bie Wolizei- und Sicherheitsangelegenheiten eingejegt war) unter 
Leitung eines Gubernialmitgliedes fie erledigen follte. Die (17) 
in Böhmen vorhandenen Kommerzieninspeftoren und Manufaltur- 
tommiffäre wurden den Kreishauptleuten zur Dienflleiftung zu⸗ 
geteilt. Ihre Stellen waren im Erledigungsfalle nit mehr zu 
befegen. 

Ähnlich erfolgte alsbald in den übrigen Erblanden die Auf: 
bebung der Kommerztonjeffe und die Einrihtung von Kommerz. 
tommiffionen bei den Länderftellen. Doch auch diefe Umgeftal- 
tung erwies ſich binnen kurzem nicht als zweckentſprechend. 
Zunächſt wurden in Inneröſterreich über Antrag des dortigen 
Gubernialpräfidenten die Kommerzkommiſſionen von Steiermark, 
Kärnten und Krain vollftändig mit ihren Länderftellen vereinigt? ; 
e8 blieb nicht einmal eine äußerlich gejonderte Behandlung der 
Kommerzialangelegenheiten beſtehen. Das gleihe wurde im ' 
Sabre 1776 auch für die übrigen Länder angeordnet *; die bisher 


1 Protocollum Commissionis extraordinariae ddo. 13. Februar 
1772 (Böhmen Komm. Fasc. 1 No. 380 ex Majo 1772. St. R. No. 428 
ex 1772). 

2 Reſkripte vom 10. September 1772 (N. D. Komm. Fasc. 6 No. 149 
ex September 1772; Kart. V G 1 No. 897 ex 1772 R.8.; 2.0. Komm. 
Fasc. 2 No. 42 ex September 1772; St. R. No. 1804 ex 1772). Auch die bloß 
in Mähren eriftierenden Xofalgewerbevorfteher (befondere Kommerzialbeamte, 
vgl. oben S. 33) wurden 1773 abgeihafft (St. R. No. 1861 ex 1773). 
Der erft 1769 in ſterreich ob der Enns gefchaffene Poſten eines Manu- 
fatturfommiflärs, der vor allem die qualitätsmäßige Herftellung der Bro- 
dulte der Tertilinduftrie zu überwachen hatte, blieb bei dieſer Änderung 
der Behördenorganifation unberührt. 

8 Protokoll⸗Extr. der Hoffanzlei vom 8. und 9. Juli 1774 (3. Ö. 
Komm. Fasc. 1 No. 29 ex Juli 1774). 

4 Neftript vom 14. Februar 1776 auf Grund des Protokolls vom 
17. Sanuar 1776 (Kart. III A 2 No, 249 ex Jan. 1776 N. Ö.). 
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gejondert verwalteten Kommerzkafjen wurden, ebenjo wie der 
Kommerzienhauptfonds, infameriert. Die Aufhebung der zu 
Trieft beftehenden Intendenza, die feit 1749 ummittelbar der 
oberften Kommerzitelle unterftanden hatte, veranlaßte die Ein- 
verleibung dieſer Stadt in das Verwaltungsgebiet der Landes- 
hauptmannjchaft von Görz und Gradista. 

So war die Idee einer jelbftändigen Behandlung der 
Kommerzangelegenheiten nicht imftande geweſen, ſich wirklich 
dauernd durchzufegen. „Es läßt ſich wohl nicht leugnen,“ meint 
1818 N. v. Krauß anläßlich einer Beiprehung diefer ganzen 
Drganifationsverfuhe!, „daß in jener Periode, mo die Commerz- 
Conſeſſe beftanden, Einheit in allen Mafregeln war, daß damals, 
nad) dem Geifte und den Bebürfnißen der Zeit, die wichtigiten 
Patente in Handels- und Gewerbsſachen erfchienen .... mit 
einem Worte, alle Gegenftände, welche die Nationalöfonomie 
intereffieren fonnten, mit einer befonderen Aufmerkſamkeit ge- 
würdigt wurden?. Diefe Conjefje würden ſich ohne Zweifel 
unter allen Negierungsveränderungen .. ,.. erhalten haben, wenn 
fie weniger kanzleymäßig organifirt, und durch die Benügung 
der umfafjenden Kenntniſſe practifher Männer mehr conjolidirt 
worden wären. Allein die erfahrenen Kaufleute und Fabrifanten 
wurden aus übel veritandenem Mißtrauen felten oder nur ein- 
feitig gehört. Größtentheils mangelte e8 aber noch der Mon- 
archie an folchen verläffigen Männern. Die Conſeſſe verfielen 
daher nad) und nad) in den bureaumäßigen Schlendrian, in das 
Unweſen der Schreibfeligfeit. Sie wollten alles regieren, ſich 
in alles einmengen, und entwarfen Qualitätenorbnungen, die in 





3 In dem a. u. Bortrage der Kommerzhoflommiffion vom 15. Dftober 
1818 über die Errichtung von Handelstammern; Krauß war Nejerent 
(Komm.-Stomm. Fasc. 1 Nr. 237 ex Oct. 1818). Er ſcheint babei einen 
— von mir nicht aufgefundenen — Vortrag des Hoflammerpräfidenten 
Grafen Kollomrat vom Jahre 1772 benugt zu haben (St. R. No. 428 
ex 1772). 

2 Bol. dazu auch Schreyer, Kommerz, Fabriken uſw. 2. Bd. 
©. 193 fg. 
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der Ausführung taufend Schwierigkeiten unterlagen, die bie 
Induſtrie durch unendliche Plackereyen lähmten. Sie forderten 
eine immer größere Zahl von Beamten, und koſteten zuletzt dem 
Staate fo bedeutende Summen, daß es endlich ſowohl für bie 
Induſtrie, als für die Finanzen zweckmäßig befunden wurde— 
biefe Conſeſſe aufzuheben... . Die Conſeſſe fofteten dem Staate 
Jährlih 133326 FL, die denfelben untergeordneten Land⸗ und 
Kreiscommercialinipectoren, die Manufacturcommilfäre, die 
Reviforen u. ſ. w. lebten orößtentheild bey geringen Beſol—⸗ 
dungen von Bedrüdungen und Strafen der Unterthanen. Die 
Conſeſſe verfielen in Uneinigfeit mit den Länderftellen, bie 
Inſpectoren forderten gleiches Anfehen mit den Kreishaupt- 
leuten, und diefe ganze Einrichtung ward endlich den Unter- 
thanen verhaßt und fürchterlich”. 

Die ganze Geſchichte der Kommerzbehörben jcheint dieſes 
Urteil des erfahrenen Gemwerbepolitifer wohl zu beitätigen. 





Zweites Kapitel. 


Die gewerblide Entwihlung unter ſtaatlicher 
JFeitung. 

(Gliederung der Periode von 1762 bi8 1776 in zwei Abfchnitte S. 118. — 
Die Beherrſchung der geſamten Ermwerbstätigfeit von einem Zentralpunkte 
aus als leitende Idee der Wirtfchaftspolitit S. 119. — Die Manufalturen- 
tabelen und Kommerzialoperationspläne S. 123. — Überfiht über den 
Gang der induftriellen Entwidlung in den einzelnen Erblanden ©. 125. — 
Unterftügung der Induftrie durch Vorſchüſſe und Geldaushilfen S. 131.) 

Wie vom Ende des Siebenjährigen Krieges bis etwa gegen 
1776 in der Frage der Regulierung ber Behördenorganifation 
die taftenden Verſuche Fein Ende nehmen, fo entjpricht dieſer 
Erſcheinung eine ähnliche Entwidlung in der Gemwerbepolitit 
ſelbſt. Diefer Paralleliamus läßt ſich noch weiter verfolgen. 
Hier wie dort zeigt fih bis 1770 etwa das Streben nad) einer 
möglichſt jtraffen Zentralifation, nach einer Beherrſchung der 
geſamten nduftrietätigfeit von einem Mittelpuntte aus. Dieſe 
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Gedanken werden zu Beginn der 70er Jahre zwar noch nicht 
aufgegeben, aber immer mehr bricht ſich bie Überzeugung Bahn, 
daß eine gedeihliche Entwidlung der Induftrie ihre Grundlage 
weniger in einer noch jo eifrigen Tätigkeit von Kommerz- 
behörden, als vielmehr in einer Befreiung der wirtſchaftlichen 
Kräfte, in einer Freifegung der Konkurrenz finden mühe. Bis 
1776 etwa dauert der Kampf bes alten Syftems mit ben immer 
mehr durch die Erfahrung gefeftigten neuen Grundjägen. Und 
wie in der endgültigen Bejeitigung der Kommerzbehörden, jo 
tommen auch in der beveutungsvollen Verordnung vom 31. März 
1776 dieſe Ideen zum fichtbaren Ausorud, um dann in den 
wenigen noch folgenden Negierungsjahren der großen Kaiferin 
ihre Durchführung zu finden. 

Die Nüdfiht auf diefen deutlich erkennbaren Wandel in 
der Gewerbepolitit war für die vorliegende Darftellung be— 
ftimmend, die Periode von 1762 bis 1776 aud äußerlich ſcharf 
von der folgenden abzugrenzen. Aber auch fie trägt, wie bereits 
erwähnt, fein einheitliches Gepräge. Und jo mag denn, jo 
wenig auch das Willfürliche einer ſolchen Einteilung verfannt 
wird, doch ſchon im Intereſſe einer größeren Überfichtlichfeit der 
Darftellung das Jahr 1770 die Grenzjcheide für eine weitere 
Unterteilung dieſer Periode bilden, die daher jelbit wieder in 
zwei Abſchnitte zerfällt. Der erfte, von 1762 bis 1770 veichend, 
iſt gekennzeichnet durch das Streben der Staatsverwaltung nad) 
einer möglichft weitgehenden Beherrihung des Gewerbeweſens; 
nad 1770 ringen die neuen Ideen einer Entfeifelung ber freien 
Konkurrenz um den Sieg, den fie 1776 erlangen; ein Kampf, 
der auch auf die Geftaltung der Gemwerbepolitit nit ohne Ein- 
fluß bleiben konnte. Ihre eigentliche Rechtfertigung kann dieje 
Einteilung allerdings erft in ber folgenden Darftellung finden. 





Der große Gedanke, ber die Gewerbepolitit von 1762 bis 
1770 beherrſcht, ift, wie ſchon erwähnt, der Plan, ein Univerfal- 
fommerz aus ben gejamten deutjch-böhmifchen Erblanden her» 
zuftellen. Wollte man ihn verwirklichen, jo mußte die Staats» 
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verwaltung mit allen ihr zur Verfügung ftehenden Mitteln 
rihtunggebend in die Entwidlung der Induſtrie eingreifen. 
So war denn eine einfache Folge jener Idee das Streben ber 
leitenden Behörden, eine vollftändige Beherrſchung des Gewerbe- 
weſens zu verfuchen, feinen einzelnen Zweig der für den Handel 
bedeutfamen Gewerbe fich felbft zu überlaffen, fondern jedem von 
dem gemeinfamen Zentralpunfte aus feinen Weg zu weilen — 
Gedanken, die in den Verhandlungen über die Einridtung bes 
Kommerzhofrats Far genug zutage traten. 

Bei diefem Streben nad) Leitung ber induftriellen Entwid- 
lung madte der Zentralifationsgedanfe freilich nicht Halt: Die 
ganze Erwerbstätigfeit im Staate ſuchte er nach einheitlichen 
Grundfägen zu Ienten, dag Gleichgewicht aller Nahrungszmeige 
in den gefamten Erblanden berzuftellen. Wie Juſti diefe For- 
derung mit aller Entfchiedenheit formuliert hatte: „Der Regent 
muß alle Gewerbe birigiren, wie ed die Nothdurft des Landes, 
die auswärtigen Commercien, die Beförderung und Vermehrung 
der Nahrung der Unterthanen und kurz die allgemeine Wohl» 
fahrt des Staates erfordern”. 

Und fo fonnte e3 nicht ausbleiben, daß auch die auf alle 
nur mögliche Förberung der Induſtrie gerichtete Tätigkeit ber 
Staatsverwaltung von dem nagenden Zweifel nicht ganz verſchont 
blieb, ob fie nicht jenes oft betonte Gleichgewicht zum Nachteile 
des Aderbaues verjchiebe, ob jene Tätigkeit auch wirklich geeignet 
fei, „ben status populationis und den damit verknüpften Nah- 
rungsftand”, das „summum bonum eines jeden Staat?” zu 
gewäbhrleiften. Als es ſich daher 1766 un die Abſendung eines 
kaiſerlichen Kommiffärs in die Erblande handelte, der fi von 
dem Ergebniffe ber bisher verfolgten inneren Politik dur) den 


1 Juſti, Staatswirtfhaft I S. 265. Unter „Gemwerbe” find in der 
zitierten Stelle alle Erwerbszweige verftanden. Mit voller Schärfe kamen 
diefe Ideen auch zum Ausdrude in der „mündlichen Äußerung“, die 1766 
Fürft Kaunig in Gegenwart des Kaiſers anläßlich der Diskuſſion über 
die Zweckmäßigkeit des Prohibitivfyftems erftattete.- (Protokoll vom 17. April 
1766 St. R. No. 675 ex 1766.) 
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Augenschein überzeugen follte, da wurde in die Inftruftion! 
diefes Beamten auch ein Abſatz aufgenommen, in bem es heißt, 
werde „eine Hauptbeſchäftigung des Commissarii feyn, das 
Verhältniß ber dermaligen Population mit der Agricultur und 
dem möglichen Inbuftrial- und Manufacturs:Nahrungs-Trieb zu 
erheben, und in welder Maaß einem ober dem andern ber 
Vorzug zu geben anzuzeigen, bamit daraus abgenommen werden 
Zönne, ob die Verordnungen, welde auf die Vermehrung ber 
einen und die Verbeßerung der andern abziehlen, fo unbefolglich 
und überflüßig find, als fie jezuweilen angegeben werben“, 

So behält denn das alte Verteilungsproblem nod immer 
feine Kraft, und erfährt nur unter dem Einflujje der Gefamt- 
ftaatsidee eine neue Färbung ?. 

Jener Zweifel, ob die Proportion zwiſchen der induftriell 
und ber landwirtſchaftlich tätigen Bevölkerung nicht geftört 
werbe, beſchäftigte die Behörden aber doch nur ausnahmaweife. 
Denn Öfterreih war ein Agrarſtaat, der feinen Bedarf an 
Nahrungsmitteln vollauf zu decken vermochte“?. Wie in allen 
übrigen Staaten Europas, jo mußte auch in Oſterreich einer 
Löfung der Landwirtſchaft aus den Feſſeln ihrer alten jozialen 
Verfaffung und der damit zufammenhängenden Betriebsformen 





IN. ©. Komm. Fasc. 55 No. 38 ex 1766. Kart. V G. 1 Böhmen, 
St. R. No. 2990 ex 1765 No. 1129 ex 1766. Im einzelnen hatte der 
Kommiffär gemäß feiner Inftruftion neben der Prüfung des Erfolges ber 
vielumftrittenen Ein- und Ausfuhrverbote zu unterfuchen, wie ſich der 
Nußen derſelben „gegen bie anfonften mögliche Bevöllerung, den Aderbau 
und die übrige Cultur verhalte, und ob aljo zum Nachtheil der letzteren die 
Manufacturen nicht allzu ſehr begünftiget, und das Volk außer der ge 
hörigen Proportion zu einer minder ftandhaften und erträglihen Nahrung 
geleitet werde . . .“ 

? Wir fommen fpäter bei Beipredung ber Verhandlungen über bie 
Berteilung der Induftrie zwiſchen Stabt und Sand auf diefe Fragen zur 
rüd. Bgl. unten ©. 169 fg. 

® &o meint 1766 Graf Chotef in dem Bortrage vom 21. März, daß 
„bie Grundfäge, vor allen das Brod als die erfte Nothwendigkeit Herzu- 
ftellen, ſich auf Eurer Majeftät Erblande nicht anwenden lafjen, weilen 
felbe an biefen Lebensmitteln, in das Geſammte betrachtet, ſchon dermalen 
einen Überfluß Haben“ (Kart, IV A 1 No. 63 ex Jul. 1766 Mähren). 
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eine Steigerung des gewerblichen Lebens vorausgehen, das 
Anderungen weit leichter zugänglich ift, als die fehwerfällige 
Agrarverfafiung, und auch viel ſchneller eine völlige Umgeſtal⸗ 
tung feiner Betriebsformen durchzuführen vermag al3 die Land⸗ 
wirtjchaft. 

So gilt es jet mehr denn je zuvor als eine der wichtigften 
Aufgaben der Staatsverwaltung,, Induſtrie und Handel nad 
Möglichkeit zu Heben: Erzeugung aller für den inländbifchen 
Bedarf erforderlihen Produkte im Inlande, Abjperrung des 
inländifhen Marktes gegen die Waren des Auslandes, Steige» 
rung der Produktion bis zur Exportfähigkeit — darin gipfelt 
die Induſtriepolitik, dieſes Thema ift dag Leitmotiv, das in 
unzähligen Borträgen und Verordnungen variiert wird. Nicht 
bloß durch die Errichtung einzelner Fabriken follte die gemwerb- 
lihe Tätigkeit gefteigert werden, e3 galt nun, entjprechend den 
Ideen der merkantiliftiihen Politik, die Induſtrialiſierung des 
ganzen Reiches durch ein Verlagsſyſtem großen Stil durchzu⸗ 
führen, ein dichtes Net gewerblicher Tätigkeit über die gefamten 
Erblande zu fpannen!. Zu verboppeltem Eifer modte die 
Staatverwaltung wohl durh jene faft übermäßigen An- 
ftrengungen ungefpornt werben, die gerade damals ber große 
Gegner der Monarchie, Friedrich IL, in feinen Ländern, und 
insbefondere in Preußiih-Schlefien, zur Entwidlung der In⸗ 
duftrie unternahm ?. 

Leiht waren freilih die Aufgaben der Kommerzbehörden 
nit, und etwas melandolifch meint noch 1769 der Kommerz- 
bofrat®: „Wo fein Zufall und Glück, wie in den faif. Fön. 


I So bemerkt eine a. h. Refolution vom 26. Sanuar 1769, fie erjehe 
aus den Berihten ded Grafen Kinsky über feine Bürgfteiner Unter⸗ 
nebmungen, daß die „Fabricatur” nicht etwa bloß in den „Fabrique⸗ 
Häufern bleibe", fondern fi} auf dem Lande audbreite, „welches das ficherfte 
Mittel ift, folhe feft zu gründen" (St. R. No. 215 ex 1769). 

2 gl. 3. 3. Fechner in der Zeitfchrift für die gef. Staatswiſſenſch. 
1901 ©. 618 fg. 

° Prot.Extr. vom 31. Juli 1769 (Böhmen Komm. Fasc. 51 No, 51 
ex Aug. 1769). 
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Erblanden nichts von beiden ift, die Manufacturen in Eil ein- 
führen, müßen erjt Bejchwerlichkeit und Mühe ſolche in Gang 
bringen.“ 

Zu Anfang diefer Periode vermochte die gewerbliche Pro- 
duftion noch immer kaum ben Inlandsbebarf zu decken, und die 
Kommerzbofitelle muß befennen, „daß die meifte von denen 
Zandesmanufactis nod nicht in einem ſolchen Quanto erzeuget 
werben, daß damit auf einen auswärtigen Verfchleiß vorzudenlen 
nöthig . -..*". Daneben fehlte es freilich auch an optimiftifchen 
Äußerungen über die induftrielle Entwidlung nicht?. 


Die Durchführung der Idee, die ganze Induftrie der Erb» 
lande von einem Zentralpunfte aus zu leiten, forderte zunächft 
eine genaue Kenntnis bes jeweiligen Standes der gewerblichen 
Entwidlung in allen Zändern, eine ftete Überwachung ber Fort- 
ſchritte in Gewerbe und Handel, eine den erzielten Nefultaten 
ftet3 von neuem angepaßte Beitimmung jener Richtungen, 
in denen fid) die Tätigkeit der Behörden zur Förderung der 
Induſtrie bewegen jolltee Schon in ber früheren Periode 
waren wiederholt an die einzelnen Länberftellen Aufträge zur 
Verfaſſung und Einfendung von Manufakturentabellen ergangen ®, 
die eine vollſtändige ftatiftiihe Nachweifung aller in den Kom— 
merzialgewerben beſchäftigten Perfonen ſamt Angaben über die 


ı Brot. vom 27. März 1761 (N. Ö. Komm. Fase. 63/1). 

So bemerft ein Kabinettſchreiben von 1762 an den Grafen Andler 
mit einer gewiſſen Genugtuung: „Die Manufacturen find bereits in großer 
Menge und in faft allen Gattungen eingeführt, das Volt gewöhnet ſich zur 
Induſtrie, der Willen zu denen Commercien erhebt fi, und die Fremden 
richten ſchon ihre Aufmerkfamfeit auf diefe veränderte Geftalt der Sachen; 
mas alfo in dem Jahre 1749 nur zu wünfhen und ſchwer zu erreichen ge» 
weſen, dieſes lann nunmehro verläffig gehoffet und leicht erlanget werben“ 
(R. Ö. Komm. Fase, 55). Ahnliche Hußerungen in den Boten des Staats- 
zatö No. 2870 ex 1767. 

® &o für Böhmen mit Reſtript vom 7. Juni 1749, vom 18. Septbr, 
1756 (vgl. Kopet, Gewerbögefegfunde Bd. II ©. 4). Sehr beliebt war 
die Bezeihnung der Manufakturentabellen als „Staatsbrille*. (Vgl. z. B. 
bie „Unparthepifien Gebanden* uf. S. 351.) 
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Art und Menge der erzeugten Produkte enthalten follten. Diefe 
Aufträge werben jegt wiederholt‘. 

Neben den Zweden der Statiftil hatten diefe Tabellen auch 
noch einem anderen, unmittelbar praftifcheren Zmwede zu dienen. 
Sie folten in Drud gelegt, die Tabellen eines jeden der Erb» 
[ande auch den Kommerzkonſeſſen der übrigen mitgeteilt und von 
diefen Behörden den „Handelzleuten, Traficanten und Verlegern 
zu ihrer Speculation” vorgelegt werden?; jo wollte man eine 
innigere wirtjchaftliche Verfnüpfung unter den Erblanden her- 
ftellen, „eine® dem anderen bie hülfliche Hand zu bieten in 
Stand fegen, und den bisher den Fremden zugegangenen Nab- 
rung&verdienft in Hinkunft dem erbländifchen Unterthanen und 
SFabricanten zuwenden”. 

Noch ſchärfer ald in dem Auftrage zur Cinjendung von 
Manufakturtabellen äußert fi der Gedanke einer autoritativen 
Leitung der ganzen Induſtrie in dem Befehle zur Eritattung der 
fogenannten Rommerzialoperationspläne, der 1763 zunädft an 
den Kommerzhofrat erging?. Diefer wies daher alle Länder- 
jtelen an*, mit Unterftügung der Kommerzkonſeſſe alljährlich 
einen vollftändigen Bericht über alle jene Maßnahmen zu er- 
ftatten, welche die Behörde zur Unterftügung der Induſtrie ihres 





1 Birkulare an ſämtliche Länderftellen vom 26. Februar 1762 (Altes 
Komm. Fasc. 1), vom 19. März 1763 (Böhmen Komm. Fasc. 53), vom 
23. Juli 1767 (N. Ö. Komm. Fasc. 63/1). 

2 Zirkulare vom 18. März 1765 (N. Ö. Komm. Fasc. 57 Nr. 6 ex 1765). 
Die Formulare zu diefen Tabellen enthielten fünf Rubriken: Name der 
Waren; Name der Orte und des Viertels oder Kreifed, wo die Erzeugung 
ftattfand ; Stüdzahl der produzierten Waren, melde wieder nad drei 
Gruppen: feine, mittlere und grobe gefondert nachgemiefen werden follten; 
beiläufige Breife der Waren; endlih Namen der Fabrikanten, Verleger und 
Korrefpondenten. An Zuverläffigfeit ließen diefe Tabellen freilich viel zu 
wünſchen übrig, wie die Behörden oft genug felbft betonen. Für die Zwecke 
einer Induftrieftatiftil find fie nicht verwendbar, weil ſich nur einige der- 
felben erhalten haben. 

® Refolution auf den Vortrag vom 5. Februar 1763, der mehrere 
Kommerzialprojelte des damaligen Intendenza-Rated von Raab behandelte 
(N. D. Komm. Fasc. 1 St. R. No, 607 ex 1763). 

* Zirtulare vom 14. November 1763 (Altes Kommerz Fasc. 9). 
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BVerwaltungsgebietes in dem folgenden Jahre zu treffen gebachte. 
Auf Grund dieſer Berichte jollte von dem Kommerzhofrate all- 
jährlich ein die ganze Monarchie umfafjender förmlicher „Oper 
rationsplan” der Kaiſerin vorgelegt werben. Und tatjächlich 
Tann man an der Hand diejer bis gegen 1770 ziemlich vegel- 
mäßig eingelieferten Berichte die gewerbliche Entwidlung eines 
jeden der Erbländer und bie ftaatlichen Maßregeln zur Hebung 
der Induftrie, wenigftens in großen Umriſſen, verfolgen. 


Es kann nicht die Aufgabe der vorliegenden Arbeit fein, 
auch nur einen Überblick über die Fülle jener Mafnahmen zu 
‚geben, welche die Staatsverwaltung zur Förderung ber einzelnen 
Induftriezweige traf. Diefe Aufgabe Könnte nur in monos 
graphifhen Einzeldaritellungen der Gewerbegeſchichte gelöft 
werden, aus denen fih dann auch die Erfolge diefer Induftrie- 
politif im einzelnen ergeben würden. Hier mag mit einigen 
Bemerkungen, bie freilich feinen Anſpruch auf Vollſtändigkeit 
erheben fönnen, die Richtung der induftriellen Entwidlung in 
den einzelnen Erblanden angedeutet werden, ſchon deshalb, um 
die nötigen Grundlagen für ein Verftändnis der fpäteren gewerbe- 
politiſchen Maßnahmen zu gewinnen. 

Beginnen wir mit Niederöfterreih. Hier war die in großem 
Stile verlagsmäßig betriebene Wollenzeug- und Kottonfabrifation 
für das Landvolk von höchſter Bedeutung, und diefe Manufal- 
turen waren in raſchem Aufſchwung begriffen. Neben der 
Schwechater Kottonfabrit wurde zu Friedau eine zweite errichtet?, 
fpäter eine dritte zu Kettenhof?. Auch die Metallinduftrie (vor 
allem die Erzeugung von jogenannten leonifden, d. h. Drabt- 





t Vortrag vom 25. April 1764 (R. Ö. Komm. Fasc. 58), Der Bor- 
trag vom 15. Mai 1766 Lonftatiert, daß die Spinnerei und die damit ver« 
bundene Weberei ſich „mit dreyen Jahren beynah um die Halbfcheid ver- 
mehret habe“ (N. Ö. Komm. Fase. 58 No. 18 ex 1766). 

2 An ihr war Freiherr v. Frieß beteiligt. Sie gewann ben bes 
tannten Rattundruder Heinr. Schüle aus Augsburg. Vol. Hallwich, 
Firma Franz Leitenberger ©. 52 fg. 

® Sie wurde vom Grafen Blümegen errichtet (ebenda ©. 53). 
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zugwaren, dann von Meflingwaren) ſuchte man in Nieder- 
öfterreich zu entwideln!. Beſondere Pflege aber fand hier die 
Seibeninduftrie, der es nach Anfiht des Kommerzhofrates? bloß 
„an dem guten Willen der Kaufleute ermangelte”. Denn fie 
erzeuge fchon fat alle Gattungen der Seidenzeuge in erträglicher 
Güte und billigem Wert. Man fcheue feine Koften, jenen 
Meiitern, die fih auf reihe Zeuge und andere feinbrofchierte 
Seibenarbeit verlegten, Werkftühle unentgeltlich beizuftellen, man 
fege Prämien aus, unterftüße die Arbeiter mit den nötigen 
Deſſins von beftem Gefhmad?. Zu dieſen wichtigiten Induſtrie⸗ 
zweigen famen noch, jpeziel in Wien, die Papierinduftrie, Die 
Lederfabrifation, die Hutmacherei, die Bleiftiftfabrifation u. a. m. 

In Ofterreih ob der Enns, an deffen Bevölferung ber 
„unverdroffene Fleiß und die natürliche Erfindungsfraft” gerühmt 
werden*, bildeten die Leinmanderzeugung und Schafwollverar- 
beitung die wichtigften Zweige der gewerblichen Tätigkeit. Hier 
hatte die Staatöverwaltung das vornehmfte induftrielle Unter- 
nehmen des Landes, die Wollenzeugfabrik zu Linz, in ihrer 
Hand, und fie war beitrebt, dasselbe dur Ausfchließung aller 
monopoliftiiden Preisgeftaltung „dem Publico nuzlih zu 
maden”®. Durh Ausdehnung ihrer Spinndiftrifte auch auf 
die Übrigen Erblande fuchte die Fabrik ihren Umfang zu er- 
weitern, dur Errichtung von Wolllämmereien, durch Berbefje- 
rung der Weberei und der Appretur die Qualität ihrer Erzeug- 
nifje zu heben. Auch die Baummollftriderei wurde nad Kräften 
gefördert ®, die Leinwandbeſchau nahdrüdlich gehandhabt”. Yon 
größerer Bedeutung waren aud die Eifeninduftrie (zu Steyer), 





ı Schon 1764 gab es in Niederöfterreich drei Drabtzugfabrifen, dann 
die Meffingfabril zu Lichtenwörth. 

2 Vortrag vom 25. April 1764 (N. Ö. Komm. Fasc. 58). 

® Vortrag vom 13. Nov. 1764 (N. OÖ. Komm. Fasc. 57 No. 217). 

* Vortrag vom 20. März 1764 (N. Ä. Komm. Fasc. 59 No. 62). 

s 51 R. No. 1352 ex 1762. 

e St. R. No. 1380 ex 1769. 

? Eine neue Beihauordnung wurde am 17. Dezember 1766 erlaffen. 
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dann einige holzverarbeitende Gewerbe, die zu Beginn der 60er 
Jahre eingeführt wurden. 

Beſondere Aufmerkjamfeit fand” die Induftrie Böhmens, 
Galt es doch, in diefem Lande einen Erjag für den Verluft des 
gewerbereichen Schlefien zu erlangen !, 

So jollte denn Böhmen der eigentliche Sig der Tertil- 
induftrie werden, die hier in ihren drei Hauptgruppen: LZeinen-, 
Schafwoll: und Baumwollmanufaktur eifrigit Förderung fand *. 
Für die Entwidlung einer Großinduftrie war es vor allem von 
Bebeutung, daß fih, angeregt durch das Beifpiel des Konſeß— 
präfidenten Grafen Joſeph Kinsky, eine Reihe von böhmiſchen 
Ariftofraten zur Einführung von Manufakturen auf ihren Gütern 
beftimmen ließen®. Schon 1762 konnte Kinsky der Kaiſerin die 
„erfreuliche Nachricht” geben, daß verſchiedene Herrihaften in 
Böhmen, darunter Graf Waldftein, Fürft Lobkowitz, Graf Bolza 
u.a. m., „viele Neigung bezeigten“, auf ihren Gütern die Ein- 
führung von Manufakturen zu befördern‘. Unb mehrmals 
nahm die Kaiferin Veranlaffung, nicht nur den Grafen Kinsky>, 
fondern aud anderen Ariftofraten Böhmens ihre Zufriedenheit 
über diefe Unterftügung der Induftrie auszuſprechen ®. 


4 Über den Kampf, den Öfterreich damals mit Preußen um die Ent- 
wiclung ber Zeineninduftrie führte, vgl. Zimmermann, Blüte und Ber- 
fall deö Leinengewerbes uſw. S. 100, 110, 140. 

® Siehe unten ©. 155. 

3. Wie fehr die Veihäftigung des Adels mit Unternefmungen bes 
Handeld und der Induftrie damals im Geifte der Zeit lag, darüber vgl. 
Juftis Abhandlung „Von dem Verhältnis des Adelö gegen ben Staat 
und bie Gommercien* (Gefammelte politiſche und Finanzigriften 1761 
®b. 1 &. 147 fg). La noblesse commergante Paris 1756 u. a. m. 

+ Böhmen Komm. Fasc. 62. 

*Gandſchreiben an den Grafen Kinsty vom 21. Juni 1762 (Böhmen 
Komm, Fasc. 62, abgebrudt bei Paudler, Graf Joſeph Kinsty S. 96), 
Ahnlich ein Handbillett vom 26. Dezember 1767 (St. R. No. 2870 ex 1767). 

® Hanbbillett an die Grafen Kinsty, Binz Waldftein und 
Bolza von 1763 (Böhmen Komm. Fase, 53, vgl. Hallwid, Firma 
Franz Leitenberger S. 27). Ähnlich ein Dekret, das den ganzen böhmiſchen 
Abel wegen feiner Förderung der Induſtrie belobte, vom 1. Aprit 1771 
(Kart. V @ 5. No. 47 ex Apr. 1771 Böhmen). Erwähnung verbienen 
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In der Hauptfache aber ruhte die Induſtrie in den Händen 
zünftiger Meifter und hausinduftriell tätiger Arbeiter; bie 
Kommerzbeamten hatten bier reichlich zu tun, wenn fie den Be- 
bürfniffen der einzelnen Gewerbezweige gerecht werden wollten. 

Neben der Errichtung von Spinn- und Weberfchulen, von 
„ehrlihen” Spinnmanufalturhäufern, neben der Aufſicht über 
die Leinwand» und Tuchbeſchau befchäftigte daher die Behörben 
die Förderung der Bleichen und Appreturen, der Spitzenklöppelei 
und Zmwirnmanufafturen, der Schleier» und Battiftmeberei, der 
Loh⸗ und Weißgerberei, der Handſchuhmacherei, der Seibenkultur, 
der Bänderfabrifation und Hutmacherei, der Erzeugung metallener 
Knöpfe und Wachswaren, der PBapiermühlen, der Tuchmacherei 
und Strumpffabrifation, der Herjtelung von Farbitoffen, Blei⸗ 
ftiften und Flintenrohren, der Granatfchleiferei, Glasfabri- 
fation ufw.! 

indes es wäre bier wohl weniger mehr geweſen; mwieberholt 
wird der böhmiſche Konfeß ermahnt, fih „guter Wirtſchaft“ zu 
befleißigen ?, nicht fo oft Anträge auf Geldvorſchüſſe für ein- 
zelne Unternehmer zu ftellen, und nicht zuviel auf einmal anzu- 
fangen ®. 


neben den fon oben (S. 75) genannten Fabrifen des Grafen Kinsky zu 
Bürgftein vor allem die Kottonfabrit des Grafen Bolza zu Kosmanos 
(vgl. Hallwich a. a. D. ©. 22 fg. und passim), dann die feit 1715 be 
ſtehende Tuchfabrit des Grafen Waldftein zu Oberleutensdorf (vgl. 
Schlefinger in den Mitt. des Bereind für Geſchichte der Deutichen in 
Böhmen Jahrg. III S. 140 fg.), das 1765 eröffnete Manufalturenhaus ver 
Grafen Franz Kinsty und Vinzenz Waldftein zu Weißwafler (vgl. 
Demuth in den zitierten Mitteilungen Jahrg. XXVIII ©. 293), die 
Bandfabrif des Grafen Ulfeld zu Jeniſchkau und andere mehr. Es 
gründeten übrigens auch einzelne Kaufleute, wie der Banlier Zehendner 
ähnliche Unternehmungen. 

1 Anmerkungen zu der Generallandesaufnahme der Manufalturen ufw. 
in Böhmen vom Jahre 1766 (Böhmen Komm. Fasc. 53 ad No. 72 ex Dec. 
1768) und PBrot.-Ertr. des Komm.-Ratd vom 1. Mai 1769 (Böhmen Komm. 
Fasc. 50. Ahnlich St. R. No. 3116 ex 1774). 

2 Prot.⸗Extr. vom 23. Juli 1767 (Böhmen Komm. Fasc. 50 No. 19 
ex Jul. 1767). 

2 Prot.⸗Extr. vom 1. Mai 1769 (derſ. Fasc.). 
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Für Mähren und den bei Oſterreich verbliebenen Teil 
Schlefiens kamen im wejentlihen die gleichen Induſtriezweige in 
Betracht wie für Böhmen. Für Schlefien vor allem die Leinen 
manufaktur!, für Mähren daneben insbejondere die Tudjinbuftrie. 
Die mährifhen Tücher der mittleren und geringeren Gattung 
wurden ſchon damals ihrer Qualität wegen gerühmt?. Lag bie 
Zucfabrifation Mährens noch immer vor allem in den Händen 
der Iglauer Meifterfchaft, die ſchon feit langer Zeit eine Reihe 
von genoſſenſchaftlich organifierten Einrichtungen zur Beſchaffung 
der Robftoffe, zur Färberei und Appretur, fowie für den Abſatz 
ihrer Waren beſaß?, jo fallen doch in diefe Zeit die Anfänge 
ber Brünner Schafwollwareninduftrie, die durch Übertragung ber 
Madruber Tuchfabrit nach Brünn (1765) ihren erften Impuls 
erhielt‘. Die Frage, wie man hier geeignete Verleger für dieje 
Manufakturen finden könnte, beſchäftigte nad wie vor die Be- 
hörben, denn fie blieb eines der jchmwierigiten Probleme der Ge- 
werbepolitif®. 

Weniger günftig ftanden die Vorausfegungen für die Ent- 
widlung einer Induſtrie in den inner- und vorberöfterreichifchen 
Ländern, wo zu Beginn diefer Periode von einem Gemwerbefleiße 


I Note des Grafen Andler vom 14. Juni 1765 (M. Ö. Komm. 
Fasc. 1 No. 14 ex Jun. 1765). Bgl. Hadmwiger, Staatliche Weber 
politit uſw. in der Zeitſchrift für die gef. Staatswiſſenſch. 1904. 

2 &t. R. No. 3060 ex 1768. Über den Zuftand der mahriſchen Tuch- 
manufaltur um 1770 vgl. d'Elvert, Zur Kulturgeſchichte Mährens und 
Schleſiens III ©. 66. 

3 Bol. unten &. 166. 

+ Bgl. Migerka, Rüdblide auf die Schafwollmareninduftrie Brünns 
&.4. Beer, Studien zur Geſchichte der öfter. Vollswirtſchaft ujw. S. 119 fg. 
d*Elvert, Zur Kulturgefhichte Mährens 3. Bd. S. TI fg. Daneben er- 
richtete ber Prüfident des Neihähofrats Graf Harrad auf feinem Gute 
in Namieft eine Wollenzeugfabrit (d’Elvert a. a. O. ©. 61), Graf 
Mittromäty eine Fabrik für Halbleinene und halbwollene Waren zu 
Biablowig (b'Elvert ebenda ©. 69 fg., 252 fg.), der Stadtrat von 
Mährifh-Neuftadt 1768 eine Zeugiabrit und Schönfärberei (ebenda S. 61 fg., 
vgl. auh Fechner, Die Handelspolitif—en Beziehungen uf. S. 479). 

5 Prot.-Ertr. des Komm.-Rats vom 31. Juli 1769 (Böhmen Komm. 
Fase, 51 No. 51 ex Aug. 1769). 

Bribram, Öfterreichtihe Bewerbepolitit I. 9 
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eigentlich noch nicht die Rede war!. Bor allem bie Bevölkerung 
Tirols befand fi in einem fehr elenden Zuftande?; bier ſuchte 
man duch Entjendung von gejchidten Arbeitern aus anderen 
Erbländern, und durch Unterftügung bes Landes aus dem ge- 
meinfamen Kommerzialfonds? eine Seideninduftrie zu entwideln, 
und die vorhandenen geringen Anfäge zu einer hausinduſtriell 
betriebenen Leinwand- und Baummollipinnerei, zu einer Hut- 
und Handſchuhfabrikation, dann Holzfchnigerei nad) Möglichkeit 
zu erweitern, und e3 gelang auch, hier manchen Fortfchritt zu 
erzielen‘. Dagegen erregte der Antrag, auch die Eiſengeſchmeid⸗ 
arbeit in Tirol einzuführen, deshalb Bedenken, weil dies ben 
übrigen Erblanden ſchädlich werden könne. 

ALS das geeignete Land zur Entwidlung einer Stahlinduftrie 
erichien vielmehr Kärnten, „wo wohlfeil zu leben und das vor: 
trefjlichfte Material zu finden” feid. Aber dieſe Anduftrie mußte 
erſt entwidelt werden, ebenfo wie die Tuchmanufaktur, die 1762 
in Kärnten durch den Kommerzienrat v. Thyß begründet wurde, 
und fid) ausgiebiger Unterftügung feiten® der Staatsverwaltung 
erfreute®; dann die Bortenfabrifation und die Seidenbanb- 
weberei”. 

Koh ungünftiger ſtanden die Dinge in Steiermarf und 
Krain, wo nit nur bei der Bevölkerung und den Obrigfeiten 
aller „Induſtrialgeiſt“ fehlte?, jondern auch die Tätigkeit der 





I Schäßendwertes Material zur Geſchichte der Textilinduftrie in Border- 
öjterreih enthält Gotheins Wirtſchaftsgeſchichte des Schwarzwaldes I 
©. 742 fg. 

2 Vortrag de Komm.-Rates vom 13. April 1768 (3. Ö. Komm. 
Fasc. 77 dbo. 10. Mai 1768). 

® Die Kaiferin wies 1763 für zehn Jahre 10000 fl. jährlih zur 
Unterftügung der Tiroler Jnduftrie an. (Refolution auf den eben zitierten 
Vortrag.) 

* St. R. No. 3172 ex 1774. 

5 Bortrag vom 13. November 1764 (N. ©. Komm. Fasc. 57). 

6 Bol. dazu Beer, Studien zur Gefhichte der öfterreihifchen Volks⸗ 
wirtfchaft ulm. S. 104 fe. 

7 St R. No. 3116 ex 1774. 

8 Note ded Grafen Andler vom 14. Juni 1765 NR. Ö. Komm. 
Fase. 1. 
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Kommerzkonſeſſe fait alles zu wünfchen übrig ließ!. In Krain 
wurde zu Laibach die Spitenklöppelei betrieben, daneben wurde 
grobe Leinwand erzeugt; dieſe Induſtrien werden gefördert, ba» 
neben die Wollenzeugmanufaktur, die Strumpfftriderei, bie 
Seideninduftrie und bie Papierfabrifation eingeführt?. 

In Steiermark gab es neben der Eifen- und Mejfinginduftrie 
ebenfalls Zeinenmanufaftur, auch hier wird die Herftellung wollener 
Strümpfe eingeführt, und durch die Linzer Fabrik das Landvolk 
zur Schafwollfpinnerei herangezogen®. Im Jahre 1766 wurden 
zwei Kommerzienräte (ein böhmifcher und ein niederöfterreichifcher) 
nad Steiermark gefendet, die eingehende Erhebungen über bie 
Induſtrie dieſes Landes und die Mittel zu ihrer Hebung pflogen. 
Eine große Zahl von Detailanordnungen an ben fteirifhen Konſeß 
war die Folge des von dieſer Kommiſſion erftatteten Berichts *. 

Im Gebiete von Görz und Gradisfa endlich war die Seiden- 
induftrie in ihren verſchiedenen Formen der weſentlichſte Gegen- 
fand ſtaatlicher Aufmerkjamteit und Förderung. 


Zur Durchführung aller diejer auf Schaffung einer Groß- 
probuftion gerichteten Pläne durfte es die Staatsverwaltung be 
greiflicherweife nicht an ausgiebiger materieller Unterftügung der 
Induftrie fehlen laſſen. Die Gewährung von Geldaushilfen und 
Vorſchüſſen an geſchickte Meifter, von größeren Darlehen an 
unternehmende Kapitaliften, die Verteilung von Prämien an das 
gewerbefleißige Landvolk fpielten denn auch in der ganzen In— 
duftriepolitit damals eine große Role. Denn immer mehr brach 
ſich die Erkenntnis Bahn, daß es fich bei der Gewährung von 
Kommerzialvorſchüſſen und Geldaushilfen diefer Art um probuftive 
Auslagen handle, und jo wurden denn alsbald etwaige Abgänge 


1.&t. R. No. 882 ex 1766, No. 1944 und 2350 ex 1767. 
2 St. 9. No. 8136 ex 1762, No. 854 und 1498 ex 1765, No. 1081 
ex 1769 ufm. 
2 &t. R. No. 1944 ex 1767, No, 2599 ex 1768, No. 903 ex 1769. 
4 Dekret vom 4. Februar 1768, die Aften im Fasc. 65 Komm. I. d. 
® St. R. No. 2761 ex 1769 ufm. 
9* 
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im Budget der Kommerziallaffe aus den allgemeinen Staats- 
einfünften gebedt?. Neben ber Kommerzialhauptlaffe beitanden 
übrigens in ben einzelnen Erbländern bei den Konſeſſen ge- 


ı Die Erhöhung der Steuerfähigfeit, fo führte 1767 Baron B orie 
Im Staatörate aus, hänge davon ab, daß man den Untertanen die Gelegen- 
beit zu einem mehreren Nahrungsverdienfte verfchaffe; der Beſtand blühender 
Fabriken fiere dem Staate eine reihe Einnahmequelle „Nah biefem 
Geſichtspunkt,“ fo Ichließt dad Votum, „bedünket mir der Aufwand pro 
Bono Commerciali nidt nad denen Einfünften der Commercien-Eafla, 
fondern nach der Erforbernus — nad) der Möglichkeit deren guten An⸗ 
wendung auszumeſſen zu ſeyn.“ Diefe Anfichten fanden den ungeteilten 
Beifall der übrigen Staatsräte (St. R. No. 141 ex 1767). Man verzichtete 
daher auch anf das anfänglich befolgte Syſtem, die Einfünfte ber Kommerz- 
hauptfaffe bei dem Stabtbanko anzulegen und nur bie Intereſſen dieſes 
Kapitals zu induſtriellen Zwecken zu verwenden (St. R. No. 34 ex 1766). 
Seit der Mitte der fechziger Jahre wurden alljährlich 50 bis 80 000 fl. an 
Unterftügungen und Vorſchüſſen ausgegeben (St. R. No. 1599 ex 1770). 
Um beifpielSweife nur einige der größten Vorſchüſſe zu nennen: Es erhielt 
1764 Graf Walpdftein zur Erweiterung feiner Oberleutensdorfer Tuch⸗ 
manufaltur ein Darlehen von 10000 fl., ein gleiches Darlehen 1766 die 
Unternehmer des Manufafturenhaufes zu Weißmafler, ebenfall® 1766 die 
Privotſche Baummollfabrit in Böhmen einen Borfhuß von 30 000 fl.; 
1767 wurden dem Brünner Fabrikanten v. Köfiller 12000 fl. zur Er⸗ 
weiterung feiner Fabrik geliehen, 1769 abermals 25000 fl.; 1767 den 
Gebrüdern Kern zur Verlegung der Zeugmacher zu Eger 10000 fl., der 
Ponegger Strumpffabrit der gleiche Betrag, dem Grafen Starhbemberg 
30 000 fl., 1770 dem Neugedeiner Wollenzeugfabrifanten Schmidt 10000 fi. 
und 1772 nochmals ebenfoviel; Marco Känel erhielt 1770 zur Errichtung 
der Bandfabrik in Penzing ein Darlehen von 30000 fl., Graf Elary zur 
Förderung der Spißenklöppelei in Böhmen 1772 einen PVorfhuß von 
12000 fl., der Kommerzienrat Thyß in Klagenfurt zur Erweiterung feiner 
Tuchfabrik 1775 einen Borfhuß von 100000 fl. u. a. m. (vgl. Beer, 
Zur Geſchichte der öſterreichiſchen Induſtriepolitik S. 102 fg.; die Alten 
zum Teil im Fasc. 3 Komm. N. Ö.; dann beim Staatsrat passim), 
Ebenſowenig ließ e3 die Staatsverwaltung an ber Unterftügung einzelner 
Meifter fehlen (vgl. Kopetz, Gewerbsgeſetzkunde 2. Bd. S. 166. Eine Reihe 
von Alten, die derartige Unterftügungen zum Gegenftande haben, im 
Fasc. 72 Komm. N. ©.) Zur Grmunterung der Fabrikation wurden 
Prämien ausgefegt (vgl. Kopet, ebenda S.64 und 169; Beer, a. a. O, 
S. 62: Grunzel, Die Reichendberger Tudinduftrie S. 102, d'Elvert, 
Zur Kulturgefhihte Mährens und Schlefiend 3. Bd. ©. 58). Die Ent- 
ſcheidung über größere Ausgaben für Induſtriezwecke war natürlich der 
Kaiferin vorbehalten; doch durfte ſchon feit 1762 der Kommerzhofrat Kleinere 
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fonderte Kommerzkaffen!. Someit die bejonderen Einkünfte ber- 
felben nicht ausreihten, leiftete ihnen die Kommerzhaupttaſſe 
jährliche, Zufchüffe. 





Drittes Kapitel. 


Die Änderungen in der Gewerbeverfafung 
1762 bis 1770. 


Das Verzeihnis der Kommerzialgewerbe S. 133. — Schupbelrete und 

Soffreiheiten S. 136. — Änderung in ber Auffafjung der Zunftartifel 

©. 197. — Reform der KRommerzialzünfte S. 139. — Begünftigung aus- 

landiſcher Manufalturiften S. 144. — Einſchränkung der ausfhließenden 
Privilegien &. 150.) 


Die Auffaffung der Erbländer als eines einheitlichen Ganzen 
hatte begreiflierweife das Streben zur Folge, die Leitung der 
Kommerzialangelegenheiten von einem Zentralpunfte aus auch 
durch eine in allen Ländern übereinftimmende Gejeggebung zu 


Beträge bis zu 350 fl. zur Unterftügung der Manufakturen ohne meitere 
Anfrage bewilligen und ähnlich auch die Sänderkonfeffe (Entfehliehung auf 
den Vortrag vom 7. Juli 1762 N. ©. Komm. Fase. 1). 

* Nach dem eben zitierten Vortrag. 

2 Eine Überfiht über die Höhe der Nommerzialfonds und über die 
Huflüffe, aus denen fie gefpeift wurben, gibt ein im Jahre 1772 anläßlich 
ber Intamerierung dieſer Kaſſen der Kaiſerin vorgelegter Ausweis (Böhmen 
Komm. Fase. 1 ad No. 30 ex Majo 1772). Darnach belief ſich der Ges 
famtertrag aller Gefälle, welche diefen Kaſſen zugewieſen waren, auf jähr - 
lic) 206013 fl. 35 kr. Davon entfielen auf die Kommerzienhauptlafle zu 
Bien 148745 fl. Der niederöfterreihifhe Fonds Hatte feine eigenen Zur 
flüffe, ebenfonenig der tiroler. Sie erhielten aus der Haupttaffe jährlich 
7200 fl. bezw. 9000 fl. Die Einkünfte des böhmifchen Kommerzialfonds 
betrugen jährlich 26697 fl.; die des mahriſchen 4181 fl. 35 fr. Bon 
einigem Belange waren daneben nur die eigenen Einnahmen der Freiburger 
Kommerztaffe (4000 fl.) und jene der obderennſiſchen (11500 fl.). Bei allen 
übrigen Fonds überftiegen diefe Einfünfte nicht die Summe von 300 fl. 
Diefe Kaffen wurden daher jämtlih von der Wiener Haupttaſſe aus 
unterftüßt; es erhielten die Fonds von Öfterreih ob ber Enns und 
Schlefien je 1800 fl., jener von Steiermart 7200 fl., jene von Kärnten, 
Rrain und Görz je 3600 fl. 
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unterftügen. Freilih, eine grundlegende Umgeftaltung der Ge- 
werbeverfafjung wurde auch jegt nicht verſucht, und die Mittel 
ber ftaatliden Gemwerbepolitit blieben im mejentlichen die gleichen 
wie früher. Aber jo ſehr auch im einzelnen noch den Befonder- 
beiten eines jeden der verfchiedenen Erblande Rechnung getragen 
werden mußte, jo wenig es zunächſt anging, diefen ganzen, durch 
jo mannigfahe Momente differenzierten Länderkomplex mitteld 
einheitliher Gefege zu leiten, die ftraffere Organifation der 
Kommerzbehörden gewährte doch die Möglichkeit, eine Reihe von 
gejeglihen Anordnungen, die bereits für Niederöfterreich oder 
Böhmen — die Verfuchsländer der Monarchie — erlaffen worden 
waren, allmählich auch in den übrigen Provinzen zur Anwendung 
zu bringen. Es war dies ein auch in anderen Zweigen der 
inneren Verwaltung gebräuchliches Verfahren. 

Diefe Bemerkungen gelten vor allem von der fchon in der 
früheren Periode angebahnten Scheidung der Gewerbe in Polizei- 
und Kommerzialgewerbe. Für die Abgrenzung dieſer beiden 
Gruppen blieb der 1754 hierfür aufgeftellte Geſichtspunkt 
maßgebend: die Fähigkeit eines Gewerbezweiges, zur Produktion 
über den lofalen Abſatz hinaus erweitert zu werben. Als allge» 
meine Richtfehnur diente dabei folgendes „Verzeichniß deren zu 
dem Commercio gehörigen Brofeffionijten!: 

Primo: Ale Meifterfchaften, welde in die Leinwand», 
Tuch⸗ und Cotton⸗ oder Baummwollmanufactur einfchlagen, be- 
nanntlid die Weber, Tuchmacher, mollene Zeug:, Huth⸗ und 
Plüſchmacher, wollene Strumpfwürfer, Strumpf-Strider, dann 
auch die Tuchſcherrer, Waldmeifter, Schön- und Echwarsfärber, 
wie ingleichen die Bleih- und Mangmeifter, Leinwand- und 


1 Bitiert in dem Delrete vom 3. September 1768 an das inner 
öfterreichifche Gubernium (Kart. V G 1 No. 8 ex Sept. 1768 3.0.) Das 
Verzeichnis felbft nach einer im Fasc. 63/1 Komm. N. O. No. 183 ex Sept. 
1770 befindlichen Abſchrift. Kropatſcheck, Gejete, welche den Kommerzial⸗ 
gewerben vorgefchrieben find, Bd. III ©. 2, zitiert eine Hofentſchließung 
vom 1. Auguft 1767. Bgl. Cod. Austr. Bb. VI ©. 1023 und Barth» 
Bartenheim, Gewerbögefegfunde 1. Bd. S. 138. 
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Cotton-Druder, Spaliermacher, Spig-Kleppfer, und wer ſonſt 
immer mit den oberwehnten Fabriken einigen Zufammenhang hat. 
Seeundo: Die Seiden-Arbeiter, worunter fi verftehen die 
ganz und halb Seiden-Feugmader, Band, Tüchel- und Crepin⸗ 
mager, Seiden-Strumpf-Würker, Strider und Seiden-Färber. 

Tertio: Die Metall-Fabrifanten, als Goldſchmiede, Gold- 
arbeiter, Drahtzieher, Goldſchlager, Plettner, Spinner, Pojamen- 
tirer, filberne Spig-Kleppler und Galanterie-Arbeiter, dann bie 
gelb- und roth-Gießer, compositions-Arbeiter, Gürtler und 
Birfelfhmiede!, Nadler, Schnallen-, Knöpf-, und mäßingene 
Nägelmacher, wie ingleihen die Lioniſche Fabrifanten?, Büchjen- 
macher, Groß- und Klein-Uhrmacher, Zeug: und Meßerſchmiede, 
Schwertfeger, nebft alleanderen feinen Stahlarbeitern, nicht minder 
alle Kupfer-Arbeiter,und Hammermeifter. 

Quarto: Die Glaß- und Spiegelmaher, Diamanten und 
Kriſtallſchneider, roth- und weiß-Gärber, Fell-Färber, Handſchuh ⸗ 
macher, Kirfchner und Buchdrucker. 

Quinto: Alle Kauf» und Handelsleuthe in Städten und 
Märdten.“ 

Vergleicht man dieſes Verzeichnis mit der „Specification“ 
der Kommerzialgewerbe von 1755*, jo ergibt fih, daß eine 
Neihe von Gewerben, die noch zu Beginn der 60er Jahre zu 
den Polizeiprofeffionen gerechnet worben waren, jegt in der Lifte 
der Kommerzialgewerbe erſcheint“ Und aud in ber Folgezeit 





4 Den Zirkelſchmieden waren gewiffe Artikel, wie Schnallen, Uhrketten, 
Kaffeemühlen, dann Werkzeuge für einzelne Handwerker ausſchließlich, 
andere, wie hirurgifche Inftrumente, Scheren, Barbiermefjer ufm., gemeinfam 
mit den Kurzmefferfchnieden zur Verfertigung zugewiefen. 

2 Diefe verarbeiteten feinen gezogenen Draht. 

® Siehe oben S. 39. 

* Bor allem auf Grund der Inftruftion an den niederöſterreichiſchen 
Kommerztonfeh vom 27. April 1767 (vgl. N. ©. Komm, Fase. 63/2 ddo. 
9. Juli 1767) und einiger weiterer Defrete vom Jahre 1767 (Cod. Austr, 
VI S 1017 und 1022). 
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wurde jchrittweife die legtgenannte Gruppe auf Koften ber erfteren 
immer mehr erweitert !. 


Auf die Kommerzialgewerbe wurden nach wie vor in Nieber- 
öſterreich auch Schutzdekrete erteilt. Denn troß ber weitgehenden 
Erleichterung, welche die Erlangung des Meifterrecht3 bei dieſer 
Gruppe von Gewerben erfahren hatte, beftand die Bedeutung ber 
Schutzdekrete bier noch immer darin, daß fie das Recht zum Ge- 
werbebetriebe auch foldhen fähigen und geſchickten Gefellen zu 
gewähren vermochten, denen die Erlangung des Bürger- und 
Meiſterrechts ſonſt unmöglich war, vor allem alſo dann, wenn 
es fih um Proteftanten handelte, denen die Landesverfaſſung ber 
meilten Erbländer den Zutritt zum Bürgerrechte verwehrte. Eine 
vollfommene Gleichſtellung mit den zünftigen Meiftern erlangte 
der mit einem Schußbefugniffe beteilte Profeffionift allerdings 
nicht; denn noch immer weigerten fich die reichdzünftigen Ge- 
fellen, bei einem folchen Gewerbetreibenden zu arbeiten?. Selbft- 
verftändlih fehlten dem Schugverwandten aud die mit dem 
Bürger- und Meifterrechte verbundenen befonderen Vorzüge. 

Selegentlih ift übrigens auch von der Derleihung von 
Schugbefugnifien außerhalb Niederöfterreihd die Rede?. Eine 
nennenswerte Bedeutung jcheint indes außerhalb Niederöfterreichs 
diefes Inſtitut nicht gehabt zu haben*. 


1 Sp wurden die Klempner 1768 und die Binngießer und Zimmer» 
leute 1770 zu Kommerzialgewerben erflärt (Cod. Austr. VI S. 1068; R. D. 
Romm. Fasc. 135). Ebenfo 1767 die Buchdrucker (Kart. V G 1 No, 60 
ex Sept. 1767 3. ©.), die bisher Univerſitätshandwerker geweſen waren. 
1771 wurde dann den Univerfitäten die Befugnis zur Verleihung der Bud 
drudereien überhaupt entzogen. (Nach einem Bortrage von 1795; N. D. 
Komm. Fasc. 110 in gen.) 

2 So eine Refolution auf den Vortrag vom 3. Juni 1762 (R. ©. 
Komm. Fasc. 63/1). 

s So in dem Neffripte an die fteirifchen Nepräf. und Kammer vom 
7. Dezember 1762 (3. Ä. Komm. Fasc. 1) und in ber den Konſeſſen ber 
böhmifchen Länder 1765 erteilten Inftruftion. 

“ Bgl. dazu Kopek, Gewerbsgeſetzkunde 1. Bd. S. 103 fg. Für 
Mien bediente ſich die Staatöverwaltung der Schugbefugniffe aud zu dem 
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Dagegen wurde die Erteilung von Hoffreiheiten im Jahre 
1768 gänzlid) eingetellt; angeſichts ber großen Erleichterungen, 
welde nun der Zutritt zu den Kommerzialgewerben erfahren 
hatte, erwies fich diefes Hilfsmittel der vormerfantiliftifchen Wirt- 
ſchaftspolitik als gänzlich überflüffig!. 


Was nun die eigentliche Zunftpolitif betrifft, jo ift in ber 
Behandlung der Polizeigewerbe ein Unterfchied gegenüber ber 
früher beobachteten Haltung nicht zu bemerken. Für dieſe 
Gruppe von Gewerben blieb der Grundfag maßgebend, daß hier 
die Zahl der Meifter „nad Erforderniß zu beftimmen“, und 
„über die Bedürfniß nicht zu vermehren“ ſei?. Über einige 





Bwede, um bei einzelnen Erwerbszweigen, die ihrer geringen Bedeutung 
wegen feinem Zunftzwange unterworfen waren, die unbeſchränkte Kon- 
turrenz auszufchließen. Als im Jahre 1765 der Wiener Magiftrat den 
Antrag ftellte, auf einzelne biefer Gewerbe das Bürgerredit zu erteilen, 
fehnten die Hofitellen diefen auf Befchränfung der Konkurrenz gerichteten 
Vorſchlag ab und brachten mit Dekret vom 17, Auguft 1765 diefe „geringen 
Handtierungen und Gewerbe” in zwei Verzeichniffe. Auf die Gewerbe des 
einen Verzeichniſſes jollten fünftighin Schugdefrete „ohne mindefte Köften* 
auögefertigt, die Gewerbe des zweiten aber jedermann freigelaffen werben. 
(Die Alten im Fasc. 36/, Komm. N. Ö. und im Fasc, IV F in gen 
No. 99 ex Aug. 1765 NR. ©.) Das zitierte Defret ift im Cod. Austr. VI 
©. 744 abgedrudtt, nebft dem Verzeichniſſe der erwähnten Gewerbe. Den 
Sinn diefer Verorbnung ſcheint Kulifch (Syſtem des öfterreihifcen Ger 
merberechtes I &. 50) einigermaßen mißiverftanden zu haben. Er bezeichnet 
fie ald „Gewerbe- und Hanthierungs-Regulierung‘ Maria Therefias, „durch 
die der Gewerbeantritt für eine Reihe von Gewerbefategorien weſentlich 
erleichtert wurde*. Die Verordnung hat aber nur die Bedeutung, dab fie 
bie Erteilung des Vürgerrechtes auf eine Reihe von bisher ſchon unzünftig 
betriebenen Bewerben verbot. 

3.9, 5. Entfhl. vom 27. Juli 1768. In einer eigenhändigen Ber 
merfung meinte die Raiferin, daß die Hofämter „nur wegen der sporteln 
und jurisdietion deren ftellen* ein Interefje an dem Fortbeſtande dieſer 
Inftitution hätten (St. R. No. 1678 ex 1768). Den bisher privilegierten 
‚Hofbefreiten wurde die Ausübung ihrer Gewerbe noch für ihre Lebenszeit 
geitattet (Defret vom 26. November 1768 Fasc. IV Fin gen No. 143 ex 
Noy, 1763 N. 80) 

® Vortrag der Hoffanzlei vom 10, Januar 1766 (St. R. ad No, 675 
ex 1766. 
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allgemeine Anordnungen, melde neuerdings die Abjchaffung 
mehrerer, ſchon oft verpönter Mißbräuche einichärften!, und 
über den Verſuch, möglichſt eine Gleihmäßigfeit in den Zunft» 
ftatuten der verfchiedenen Erblande zu erzielen, gelangte bie 
Zätigfeit der Staatsverwaltung hier nit hinaus. 

Aber in einer Frage vollzog fi doch auch in der Behand- 
lung der Polizeizünfte ein beveutfamer Wandel der Anſchauungen: 
in der Auffaſſung der Zunftartifel jelbft. Während bis 1769 
die Entiheidung über jene Streitfragen, in denen es fih um 
eine Auslegung diefer Artikel handelte, in die Kompetenz ber 
Gerichte fiel, wurde anläßlich der Reorganifierung der Hoflanzlei, 
nicht ohne lebhaften Widerfpruch ſeitens der oberften Yuftizftelle, 
die politifche Behörde zur Erledigung dieſer Streitfragen für 
berufen erklärt. Soweit die Kommerzialgewerbe in Frage 
famen, jollte die Entſcheidung „unter Miteinficht de Kommerzien- 


1So ein Birkulare an alle Länderftellen vom 6. Auguft 1763, das 
neuerdingd die Beobachtung der Handwerksgeneralien befahl (Fasc. IV F 
in gen No. 19 ex Aug. 1763 Böhmen, St. R. No. 2328 ex 1768, Cod. 
Austr. VI ©. 433): ein Zirfulare vom 6. Ditober 1764, da8 den oft ge- 
rügten Unfug des „Schleifend der Gefellen“ wiederum verbot (Fase. IV F 
in gen No. 18 ex Oct. 1764 Mähren, Cod. Austr. VI &. 598. Das 
„Säleifen” war eine bei einer großen Zahl der Zünfte ſowohl in den Erb- 
landen wie im Reihe üblihe Begrüßungsform einmandernder Gefellen. 
Da aber nad) Handwerksbrauch ein „geichliffener” Gefell neben einem „un« 
geichliffenen” nicht länger al8 14 Zage arbeiten durfte, jo binderte das 
„Scleifen” die Wanderung jener, die fih dem Braude nidt fügten. — 
Daneben wird neuerdings ber generalienwidrige Mißbraud) gerügt, ber den 
Handwerksmann gleich bei Beginn feiner Ermwerbätätigfeit dur die Früh⸗ 
ſtücks- und Trunkunkoſten ufw. zu bedeutenden Auslagen nötigte, ebenfo 
die übermäßige Befoldung der Zunftinfpeltoren (Dekret des böhmifchen 
Guberniums vom 238. Juli 1769 Fasc. IV F in gen No. 140 ex Jul. 
1769 Böhmen). Endlich ſchärft ein Zirfulare vom 7. Dftober 1769 aber- 
mald das Verbot des fogenannten Gefellenmadens ein, einer befonberen 
Zeremonie, die dem freigefprochenen Lehrling erft die Anerlennung ber Mit- 
gefellen verfchaffte und mit bedeutenden Koften für ihn verbunden war 
(Fasc. IV F in gen No. 22 ex Oct. 1769 Mähren; Cod. Austr. VI 
S. 220). 

3 Vortrag der Hoflanzlei vom 18. Februar 1769 (Kart. IT A 2 
No. 215 ex Martio 1769). Ahnlich ein Zirkulare an alle Länderftellen vom 
25. Februar 1774 (N. Ö. Komm. Fasc. 63/2 No. 92 ex Martio 1774). 
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rathes“ erfolgen. Die Bedeutung biefer Kompetenzfrage reicht 
wohl tiefer, als es in den Verhandlungen über diefelbe zutage 
trat. Die Ausjhaltung der Gerichte in allen Zunft und 
Handwerksſtreitigkeiten bezeichnet eine Änderung in der Auf- 
faſſung ber Zumftartifel überhaupt, eine Überwindung jener 
früher ganz allgemein herrſchenden Anſchauung, welde die Hand» 
werfsprivilegien als Privatrechte anſah und Streitigkeiten über 
ihre Auslegung demgemäß der Kognition der ordentlichen Ge- 
richte unterzog. Jetzt werden alle diefe Fragen der Sphäre des 
Verwaltungsrechtes zugewieſen: nicht mehr die an das formelle 
Verfahren fireng gebundene Juftizbehörbe, ſondern die in freier 
Beweiswürbigung urteilende Verwaltungsinftanz hat fie zu ent- 
ſcheiden, welch letere überdies in ihren Erkenntniffen der Rüd- 
ſicht auf das allgemeine Interefje einen Einfluß geftattet. 

Für die Kommerzialgewerbe hatte man übrigens ſchon 
früher in einer Reihe von Streitfälen den langwierigen Weg 
gerichtlicher Kognition bejeitigt und fie in das arbiträre Ermeſſen 
der Kommerzbehörden geftellt!; in jenen Fällen nämlich, bei 
deren Entjheidung im weſentlichen techniſche Fragen des Arbeits- 
prozefjes in Betracht famen?. Alle anderweitigen Streitigfeiten 
Dagegen — über den Arbeitslohn, rüdftändiges Material u. dgl. 
— blieben den ordentlichen Gerichten zur Beurteilung überlafen. 





Geftügt auf die neuorganiierten Kommerzbehörden, ſetzt 
um die Mitte der 60er Jahre etwa aud das Streben der 


Auch in der Literatur war biefe Forderung mehrfach erhoben worden. 
Bol. Hörnigt, Öfterreich über Alles S. 187, Jufti, Siaatswirtſchaft 
Bb. 1 ©. 316. 

® In ihren Inftruftionen von 1765, 1767 ufw. wurden bie Konſeſſe 
angemiejen, „in Fabricaturs-Strittfällen, nämlich ſolchen zwiſchen dem 
Berleger und Manufacturiften über das Verlags-Materiale, die Qualität 
des Manufacti, bie dabey unterloffene Bevortheilungen, die ftipulirte Zeit 
der Lieferungen und berleien bie Fabricatur allein betreffenden Anliegen- 
heiten die unmittelbare Unterfuhung . . . summarissime mit mündlicem 
Vernehmen der Partheyen zu veranlaffen, folgbar die Entſcheidung darinnen 
zu geben, nnd den Spruch . . . ohne weiterer Appellation zu vollftreden.“ 
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Staatsverwaltung von neuem ein, allen die freiere Entfaltung 
der Rommerzialgewerbe hemmenden Handwerkszwang zu befei- 
tigen. Der oberfte Grundjag für dieſe Neform ift in einer 
Kefolution vom Jahre 1763 deutlih ausgeſprochen: „daß es 
von der Beltimmung einer gewißen Zahl der Gewerbetreibenben 
gänzlih abzukommen habe“ !. Und daneben follten auch nod 
alle die übrigen, mit dem Zunftzwange jo innig verknüpften 
Beſchränkungen der gewerblichen Tätigleit bei diefer Regulierung 
entfernt werden. Aber nit mit einem Schlage follte fie 
erfolgen, fondern nad) und nad, gefondert für die einzelnen Ge 
werbezweige und für die einzelnen Erblande?. 

So wurde 1763 die Nepräfentation und Kammer von 


1 Ich babe diefe Refolution vom 22. Auguft 1763 nicht gefunden. 
Sie ift zitiert in einem Prot.-Ertr. ded Komm.⸗Rats vom 2. Dftober 1764 
(N. ©. Komm. Fasc. 63/1 No. 1371 ex 1764). Ähnlich heißt es in der 
Inftruftion an den Tiroler Konſeß von 1763, daB bei jenen Brofeffionen, 
die mit den Seiden- und MWollmanufalturen einen Zujfammenbang hätten 
oder in die Metallarbeit einfchlügen, und bei denen die Zahl der Meifter, 
Gefellen oder Lebrjungen eingeſchränkt fei, „man fich feinerdingd daran 
febre, fondern vielmehr ... fo viele Meiftere annehme, als fi durch inn- 
und ausmwendige Verkehrung füglich ernähren könnten.” 

° 63 ftellte zmar anläßlich der Verhandlungen betreffend die Regu- 
lierung der Handwerksartikel in Kärnten der Kommerzhofrat den Antrag, 
über die Vorſchläge des dortigen Konſeſſes aud die übrigen Länderftellen 
und Konfefle einzuvernehmen, damit „ein Ganzes für alle Erbländer feft- 
geftellet, einfolglih die Gleichheit eingeführet werden könne.“ Aber die 
Refolution auf den Vortrag vom 6. März 1766 Iehnte es ab, mit der Bes 
bebung der bei den Kommerzialhandwerfern Kärntend vorgefundenen „Ge 
breden“ ... . „infolange zuzumwarten, bis daraus ein Totale aller Länder, 
fo viel Zeit erforderet, gemacht werden könne“ (3. Ö. Komm. Fase. 77 
No. 10 ex Martio 1766). Die erwähnten Berhandlungen über die Anderung 
der Zunftverfafiung in Kärnten find deshalb von größerem Intereſſe, weil 
der dortige Konjeß in einem ausführlichen Berichte (vom 24. Ditober 1763 
der. Fasc.) ein lebhaftes Bild von der „unglüdfeligen Berfaffung ber 
BZunftmäßigfeit“ entwirft. Über das Monopol der Zünfte auf die Ber- 
fertigung der ihnen privilegienmäßig zugeftandenen Arbeiten, über die Be. 
ſchränkung der Meifterzahl und die verjchiedenen Mittel, den Zutritt zum 
Meifterrehte zu erſchweren, wird bier ebenfo geflagt wie über die Be 
ſchränkung der Zahl der Gejellen und Stühle, über Preißverabredungen, 
über einfeitige Yirierung der Warenqualität und Berbot befjerer Arbeit, 
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Steiermark! beauftragt, „nad Vernehmung des Consessus 
Commereialis über jede in das Commerciale einſchlagende 
Profeffion einen abgejönberten Bericht, wie jelbe zu erweitern, 
und mit Abftellung der Mißbräuche einzurichten, auch ob micht 
die Zünftigfeit aufzuheben ſeyn dörffte, anher zu eritatten, und 
bey den Webern hierinfalls den Anfang zu machen”, 

Weit ausführlicher ift die Inftruftion an bie Konfeffe ber 
böhmischen Länder von 1765, die in ganz detaillierter Form den 
Konſeß anmweift, welche Momente er bei der Nevifion der Zunft 
artikel insbefondere zu berüdfichtigen habe, Die Kommerzials 
Zunftlommiffion ſollte mit der Durchficht der ſämtlichen Zunft: 
artikel und Privilegien beauftragt werden, und alle der ungehin- 
derten Entwidlung der Induftrie ſchädlichen Veftimmungen aus 
denſelben entfernen; worüber von Fall zu Fall die alerhöchite 
Genehmigung einzuholen war ?, 


über mangelhafte Ausbildung der Lehrlinge und Geſellenmißbräuche, 
über die ftrenge, „abgef—hmadte” Abgrenzung der Arbeitäleiftungen unter 
den Zünften, bie nicht nur die Arbeit verteuere, ſondern auch unnötige 
Verzögerung verurſache u. a. m. 

* Reffript vom 19. Juli 1763 (Fasc. IV F in gen No. 28 ex Jul. 
1763 3. Ö. und 9. Ö. Komm. Fasc 77 ad No. 168 ex 1769). Ähnlich 
mehrere Dekrete, die auf Grund ber eben erwähnten Verhandlungen an bie 
Landesſtelle Kärntens ergingen: am 14. November 1763, 19. Januar und 
17. Ottober 1765 und 17. Februar 1766 (3. Ö. Komm. Fasc. 77), 

® Außer den fchon in den Handwerkögeneralien verpönten Mißbräuchen 
murben bei diefer Gelegenheit beſonders die folgenden als unzuläſſig bes 
zeichnet: Beſchrantung der Zahl der Lehrjungen, Erhöhung der Aufding- 
und Freifprehgebühren, unnötige Verlängerung der Lehrjahre, Verwendung 
der Sehrjungen zu hauslichen Arbeiten; Müßiggang und blauer Montag 
‚der Gefellen, das Schimpfen und Aufreden derfelden, das Verehelihungs- 
verbot; Vorzug der Meifterföhne und Meifterfchwiegerföhne; die allzu kofte 
‚baren und unverfäuflichen Meifterftücde, darın die fonftigen unnötigen, mit 
der Zulafjung zum Meifterrechte verbundenen Unfoften ; Einverftändniffe der 
Meifter über eine Preiserhöhung u. a. m. Auch eine befondere Aufficht 
über bie Einhebung, Ausgabe und Verrechnung der Zunftladengelder wurde 
dem Konſeſſe zur Pflicht gemacht. Auf dem Lande hatten die Kommerz- 
infpeftoren bie gleiche Unterfuchung vorzunehmen. Die Berichte der Kon- 
feffe follten dabei insbefondere auch die Fragen erörtern, bei welchen Zünften 
die geſchloſſene Zahl der Meifter noch beſtehe und daher aufzuheben fei, wie 
die Ermerbung des Meifterrechtes für „fremde, geſchictte Fabricanten zu er- 
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Diefe Anordnungen zeigen ganz deutlih, wie die ganze 
Reform der Zunftverfaffung bei den Kommerzialhandwerkern 
gedacht war. Sie jollte von der Weberei ihren Ausgang nehmen 
und allmählich eine Befreiung der über den Lokalbedarf Hinaus 
arbeitenden Gemerbe von allen ihre Entwidlung hemmenden 
Schranken durdhführen. Dabei wurden die Kommerzialgewerbe 
jelbjt wieder nad) zwei Gruppen unterſchieden: in die „voll» 
fommen freyen Commercial: Manufacturen” und die „eingehal- 
tenen Commercialhandwerfer”. Tie Zunftverfafjung aber wurde 
im wefentlichen beibehalten, und nur den Innungsartikeln, 
„worauf der Handwerks-Mann felbit wie auf das HI. Evangelium 
glaubet und bauet” !, der Charakter von Privilegien und Frei- 
beiten genommen. Sie jollten feine andere Bedeutung haben 
als die einer „zur Beybehaltung der guten Ordnung geſetz⸗ 
mäßigen Vorſchrift“?. Auf die Heritellung einer Gleichförmigkeit 
der neuen Zunftartifel aber wurbe dabei, obzwar die Reform in 
den einzelnen Erblanden gejondert durchgeführt wurde, doch nicht 
verzichtet. Denn die — zunächſt für Niederöfterreich erlaflenen — 
verbefierten Handwerksartikel wurden in Drud gelegt und den 
Kommerzbehörden der übrigen Erblande zur Adaptierung über- 


leihtern wäre”, melde Brofeffionen für unzünftig erflärt und bei welden 
Manufalturzweigen aud rauen zur Arbeit zugelaffen werden könnten. 
Geſchickte „Künftler”, denen der Eintritt in eine Zunft aus irgendeinem 
Grunde unmöglid war, follten mit Schußdelreten verfehen, im übrigen 
aber den zünftigen Meiftern volllommen gleichgeftellt werden. Die in einem 
Fabriksbetriebe zugebradhte Arbeitözeit hatte bei der Bewerbung um ein 
Meifterrecht für eine gleiche Zahl der Wanderjahre zu gelten. Diele letztere 
Beftimmung wiederholte im mefentlihen eine bereitö in der a. 5. 
Entſchließung auf das Konzertationsprotofoll vom 5. und 12. Januar 1764 
ausgelprochene Anordnung, welche die Befeitigung de Müßiggangs der 
Gefellen auf den Wanderfchaften bezwedte. (Protocollum concertationis 
zwiſchen der Hoflanzlei, der oberften Juftizftelle und dem Kommerzhofrat. 
N. oO. Komm. Fasc. 56.) 

I Bericht der Landeshauptmannſchaft Kärntend vom 23. April 1766 
(Fasc. IV F in gen No. 24 ex Jun. 1766 3. Ö.). 


2 Vortrag der Hoflanzlei vom 20. April 1781 (N. Ö. Komm. Fasc. 
63 No. 97 ex Majo 1781). 
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fendet!, da man von dem Streben geleitet war, „bey ben 
gefammten Zünften und Handwerken jo viel möglich, die Gleich- 
Förmigkeit“ einzuführen ®. 

Der erwähnte Charakter der neuen Handwerksartifel als 
bloßer Ordnungsvorfehriften wurde von bem Kommerzhofrate 
geltend gemacht, als 1768 die nieberöiterreichifhe Regierung 
neben den Polizeizünften auch den Kommerzialprofeflionen den 
Auftrag erteilte, um Beltätigung ihrer Privilegien anzuſuchen. 
€3 wurde denn aud den Behörden Nieberöfterreichs befannt- 





1 Died bemerkt der böhmiſche Gubernialrat v. Smitmer in feinen 
Vorſchlagen von 1776 (N. Ö. Komm. Fase. 63/,, No. 74 ex Martio 1776). 
©. auch Nopet, Gewerbsgeſehtkunde I S. 17. 

So ein Dekret an das kal. Amt in Schlefien vom 8. Sept. 1772 
(Wöhmen Komm. Fase. 62 No. 48 ex Sept. 1772). 

Die von Kropatjchet 1804 herausgegebene Sammlung ber Geſetze, 
melde den Kommerzial-Gewerben . . . vorgejchrieben worden find“, bringt 
folgende, bier chronologiſch geordnete Artifel für die einzelnen Kommerzial- 
gewerbe. Zunächft für Mien die Hutmacherartifel vom 13. Juni 1771, 
die Artikel für Seiden- und Wollenftrumpfmirfer vom 13. April 1772, die 
Artilel für die Webermeifter vom 9. Juli 1772, für bie Weißgerber vom 
3. Auguft 1772. Dann Artifel, die nad dem Mufter Niederöfterreihs in 
den übrigen Erbländern ebenfalls erlaffen wurden und zwar die Artifel 
für die Lederer und Rotgerbermeifter vom 16. Auguft 1772, für die Kürſchner 
vom 11. März 1773, für die Schön. und Schwarzärher vom 16. März 
1773, für die Spengler (nad Vereinigung der Klampfner und Flajchner in 
eine Zunft) vom 14. Januar 1774, für die Pofamentierer vom 4. Oftober 
1774, für die Schwertfeger vom 28. Nov. 1774, für die Zeug- und Zirkel» 
ſchmiede vom 16. Dezember 1774, für die Kupferichmiede vom 16. Dezember 
1774, für bie Gürtiermeifter vom 9. Februar 1775, für die Seidenzeug- 
und Sammetmader vom 28. Dezember 1775, für die Geldgiefier vom 
&. April 1777, für die Nadlermeifter vom 15. April 1777, für die Zinn 
gießer vom 22. Januar 1778, endlich für die Nefler und Fellfärber vom 
9. Februar 1781. Beſondere Orbnungen erhielten am 19. Juni 1775 die 
Tuch⸗ und Kopenmacermeifter, am 14. Dftober 1779 bie Tuchſcherer 
Mährens. 

Eine gewiſſe Ausnahmöftellung nimmt das für Böhmen am 5. Oft. 
1767 erlafjene Glasmaderreglement ein, das fid) durch weitgehende Arbeiter- 
fchugbeftimmungen auszeichnet, um die Abwanderung ber inlandiſchen Ge- 
fellen zu verhüten. U. a. ſchreibt es die Aufftellung „förmliher Kontralte 
ober Spannzettel“ zwiſchen den Glasmeiftern und ihren Gehilfen vor — 
einen Vorläufer der modernen Arbeitsorbnungen. 
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gegeben, „daß die gefammten Gommercialprofeffioniften von 
ber generellen Verordnung wegen Anſuchung neuer Privilegien 
oder Beltättigung der alten Freyheiten” gänzlich ausgenommen 
bleiben follten. Dieſe Verfügung fand fpäter (1770) allgemeine 
Anwendung auch auf die übrigen Erblande, ald man fi mit 
der „Ausarbeitung eines dem Induſtrialſtande angemefjenen 
Siſtemes“ bejchäftigte?. 


Nicht wenig zur Loderung des Zunftzwanges und der mit 
ihm innig verfnüpften ftädtifchen Verfaffung trug auch der 
Umftand bei, daß jet die Staatöverwaltung, durd Feine poli- 
tiſchen Rüdfichten niehr gehemmt, mit weit größerer Energie 
als vorher auswärtige „Manufakturiften und Künftler“ in Die 
Erblande zu ziehen beftrebt war. Die Gewinnung ausländifcher 
Arbeiter und Unternehmer war bei dem allgemein bemerkbaren 
Tiefitande der heimifchen Gewerbegejchidlichkeit und bei dem 
auffallenden Mangel an einem für die Induſtrie verfügbaren 
Kapitale noch immer eines der vorzüglichiten Mittel der Gewerbe- 
politit, wenn das Niveau der gewerblichen Produktion gehoben 
und den differenzierten Bedürfniſſen der vermögenden Konfu- 
menten durch die inländische Induſtrie Rechnung getragen werden 
jollte. So erging denn eine Reihe von Verordnungen, die 
fähigen und geſchickten ausländifhen Arbeitern und kapitals⸗ 
träftigen fremden Unternehmern bejondere Begünftigungen in 
Ausficht ftellten, wofern fie fi in den Erblanden niederlaffen 
würben®. Auch die zwifchen Öfterreih und feinen Nachbarſtaaten 


1 Dekret an die nieberöfterreih. Regierung vom 20. Februar 1768 
Cod. Austr. VI &. 1068); Dekret an den Kommerztonfeß vom 3. März 
und Prot.⸗Extr. der Hoflanzlei vom 12. und 13. Februar (N. Ö. Komm. 
Fasc. 63/1). 

3 Note des Kommerzhofrats an die Hoflanzlei vom 17. Dez. 1770 
(3. Ö. Komm. Fasc. 77 No. 44 ex Dec. 1770. S. unten S. 204). 

3 So erflärt die Verordnung, welde die Abgrenzung der Kompetenz 
zwifchen der Hoffanzlei und dem Kommerzhofrate firierte, ganz allgemein, 
daß „die in fremden Ländern gelehrnten und der Kunft und des Hand⸗ 
werks offt beffer als die inländifche erfahrene Gefellen in biefigen Landen 
zum Burger- und Meifterreht aufgenommen, aud ihnen dießfalls Feine 
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herrſchende Nivalität mochte bei Erlaſſung derartiger Ver— 
fügungen feine unmefentlihe Rolle gefpielt haben !. 

Eine gewiſſe Schwierigkeit beftand indes insbefondere für 
die böhmifchen Länder vor alem darin, daß nad) der Verfaſſung 
derfelben die Afatholifen weder zum Bürger noch Meifterrechte 
zugelaſſen werben durften?, die Abfiht der Staatsverwaltung 
aber insbejondere auf die Gewinnung ſächſiſcher und ſchleſiſcher, 
alfo proteftantifcher Arbeiter gerichtet war. Noch 1762 wird 
baber fremden „Gefellen ober Fabrifanten“, die in Böhmen „bey 
einer Manufaktursarbeit ein Jahr erftredet und während diejer 
Zeit beſondere Gejhidlichkeit erwieſen“ hätten, nichts anderes in 
Ausficht geitelt als 6 Rthl. Douceur und die Befreiung von ber 
Rekrutierung ®. 

Es läßt ſich indes, ſchrittweiſe parallel mit der Entwidlung 
der Induftrie, eine immer weitergehende Toleranz beobachten. 
Im Jahre 1765 wird gelegentlich* die Notwendigkeit betont, 
auswärtige Handelsleute ins Inland zu ziehen; denn die 
„Neigung zu der Handelfchaft” könne, „wenn fie mit dem Unter» 
than erft aufwachſen folle, eine jo geſchwinde Hülfe nicht ver- 
ſchafen, als ſolche die ſchon im Antrieb begriefene Manufacturs- 
Ermeiterung erfordere*. Für dieſen Fall aber müßten, ohne 





unnöthigen Schwierigleiten gemacht werben follen“. (Note der Hoffanzlei 
vom 22. Mai 1762 N. Ö. Komm. Fasc. 1). Ähnlich Punkt 6 der In 
ſtruttion an den Tiroler Kommerztonfeß vom 10. Sept. 1763 (3. Ö. Komm. 
Fase. 5). 

1 So wird in dem Sirkulare vom 26. Februar 1762 den Nepräfen- 
tationen ber böhmifcen Länder befohlen, „mittelft Abfendung vertrauter 
Zeute ober auf andere unumftöhlihe Weiſe“ fremde Arbeiter ins Land zu 
stehen, und ihnen alle nur tunliche Unterftügung zu gewähren; „zumahlen 
‚bey denen in den benachbarten Ländern annod) beftehenden Kriegsunruhen 
derley geihicte Manufacturiften angelodet, und die noch unbelannten ober 
minber betriebenen Fabricaturögattungen erhoben werben fönnen.* (Böhmen 
Romm.. Fasc. 62.) Ühnlih ein neuerliches Dekret an die bbhmiſche Ne- 
präfentation vom 3. Nov. 1762 (Altes Komm. Fase. 1). 

2 &o bie Rejolution auf den Vortrag des Kommerzhofrats vom 
21. Juli 1762 (Böhmen Komm. Fasc. 2). 

® Rejtript vom 21. November 1762 (Böhmen Komm. Fasc. 62). 

4 Vortrag vom 21. Februar 1765 (Böhmen Komm. Fase. 50). 

Bribram, Ofterreichtſche Gewerbepolllit I. 10 
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„ven Grundfägen der wahren Religion zu nahe zu treten“, 
neben der Gewährung befonderer Vorteile auch gewiſſe Erleichte- 
tungen in der Religionsübung zugeftanden werden. So wurden 
denn aud bie Konſeſſe der böhmifchen Länder! ermächtigt, 
vermögenden ausländiſchen Handelsleuten im Falle ihrer Nieder- 
laffung im Inlande diefelben Begünftigungen in Ausſicht zu 
fteden, wie fie die Niederläger in Wien genofien (Befreiung von 
perfönlihen Abgaben und Vermögensfteuern, dann vom Abfahrts- 
gelbe). Und fpeziell für Alatholifen, die fi im Lande nicht 
anfällig machen konnten, fei „der Weeg zu eröffnen, fih in 
erbländifhe Handlungsfocietäten einzulaßen, ſolchenfalls aber, 
ohne den Landesgefäzen zu nahe zu tretten, ihnen der jeweilige 
Aufenthalt ihrer Handelsgefchäften wegen, fo wie der allemalige 
freye Ab» und Zutritt zu den Handlungscomptoiren und Nieder- 
lagen zu geitatten”. 

Ahnlich nimmt 1764 die Zentralftelle Keinen Anftand, für 
Borderöfterreich zu verordnen?, daß den im Manufalturwefen 
außerordentlich gejchidten Leuten oder wohlhabenden Verlegern 
über eine von Fall zu Fall erftattete Anzeige „die Religions» 
freyheit ... ohne der Anfäffigfeit oder einen Praedicanten zu 
halten” geftattet werden möge. Und das Dekret fügt Hinzu, 
daß „überhaupt allen Acatholicis in den k. k. Erblanden, außer 
dem Fürftenthfum Teſchen ein ſolches exercitium religionis 
verwilligt werden fünne”. Weiter ging die Toleranz zunächſt 
nit. Im Staatsrate? vertrat Baron Stupan die Anficht, es 
fcheine „ein von den älteren Zeiten hergenohmener Irrwahn zu 
feyn, daß die Acatholici oder fogenannte Proteftanten .... eine 
mehrere Einfiht in Commercien- ober Fabriquen-Saden befigen 
follten”. Aber ihm wird doch vom Staatsrat Binder erwidert, 
daß „ohnitreitig die Manufacturen, Fabriquen und Künfte mehr 
in den PBroteftantifchen als in den Erblanden blühen”. Und fo 


—. 





ı In ihren Inftruftionen von 1765. 

2 Dekret vom 24. November 1764 (3. Ö. Komm. Fase. 6). 

3 St. R. No.1129 ex 1769. Vgl. Sufti, Abhandlung von den Manufak⸗ 
turen und Fabriken 1. Bd. ©. 34; Wiener Okon. Nachrichten 1768 S. 408. 
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belobt noch 1769 die Monarchin den Eifer des böhmischen 
Guberniums und der Stände des Königreichs „für die Aufrecht- 
haltung der wahren, allein jeelig machenden katholiſchen Religion 
und ber mit ſolcher verbundenen Landesverfaßung“, und orbnet 
in Übereinftimmung mit den beftehenden Vorſchriften und Ger 
wohnheiten an, es ſei den unkatholiſchen Fabrifanten, Künftlern 
und Gefellen der „Transitus“ dergeftalt zu gejtatten, daß bier 
jelben ſowohl bei zünftigen Meiftern als bei Fabrifen und 
Manufakturverlegern in Arbeit und Verlag treten fönnten, und 
darin „jolange fie fich der Religion wegen unanftöffig betragen“, 
nicht gejtört werden jolten!. Auch bei Verehelihung mit 
tatholiſchen Frauen wurde diefen Protejtanten, wofern fie die 
Beobachtung der von der fatholifchen Kirche in diefen Fällen 
‚geforderten Kautelen verſprachen?, feine Hinberniffe in den Weg 
gelegt. Bon der Anjäjligkeit, dem Bürgerrechte, ja aud nur 
von der jelbjtändigen Ausübung eines Handwerks aber blieben 
die Proteftanten ausgejchloffen. 

Erſt 1775 wurde das böhmifche Gubernium über jeinen 
Antrag ermädtigt?, in bejonderen Fällen „den acatholiſchen 
Fabricanten, Künftlern und Gejellen, wenn biefelben geſchickt, 
und mit zulänglihen, zu ihrer Fabricatur nöthigen Mitteln 
verfehen, folglich dem Lande nüglich zu jeyn befunden würben“, 
Schutzdekrete zu erteilen und ihnen bie felbftändige Ausübung 
ihrer Profejfion außerhalb der Fabrifen und bes Verlages zu 
geftatten. 

So wurden allmählich au in den böhmifchen Ländern jene 


* Dekret vom 1. Mai 1769. Böhmen Komm. Fasc. 62 No. 1 ex 
Mai 1769. 

® Derartige Rautelen waren die appromissio antenuptialis de edu. 
candis prolibus utriusque sexus in religione catholica, das Verſprechen, 
Weib und Kinder nicht in der Ausübung ihrer Neligion zu ftören oder 
zum Abfalle von derfelben zu verleiten ufw. (Defrete vom 20. März 1771 
an das böhm. Gubernium, vom 27. April 1771 am die nieberöfterreichifche 
Regierung. N. Ö. Komm. Fase. 63/2 No. 95 Majo 1771.) 

" Delret vom 26. Juni 1775 (Böhmen Komm. Fasc. 62 No. 46 ex 
Jun. 1775). 

10* 
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Verhältniffe gefchaffen, die für Wien ſchon das Patent Karls VI. 
betreffend die Einführung der Schußdefrete angebahnt hatte. 

Sofern es fi nit um Alatholiten handelte, gingen bie 
ftaatlichen Begünftigungen, die zunächft den einwandernden Aus- 
ländern, in der Folge aber vielfach auch unternehmenden In⸗ 
ländern in Ausſicht geftelt wurden, natürlich viel weiter!. 
1762 wird für Mähren allen „Fabricanten, fo fi in denen 
Zandes-Stäbten feßhaft machen würden, die Befreiung vom 
Gewerbebeitrage auf 5 Jahre” verfprodden?, und zwar, wie 
alsbald ausdrücklich hinzugefügt wurde, „indistincetim* allen 
fremden oder inländischen Fabrikanten?. Die viel weiterreichenden 
Anträge des mähriſchen Landesausſchuſſes von 1766 wurden von 
dem Kommerzhofrat dahin reduziert, daß jenen fremden Manu- 
fafturiften, die einen in Mähren nicht hinlänglich oder gar nicht 
betriebenen Induſtriezweig ausübten, eine fechsjährige Befreiung 
vom Gewerbebeitrag, „denen befannten Manufacturen zugetbanen 
Fabricanten“ aber nur eine dreijährige Befreiung in Ausſicht 
geitellt wurde *. 

Beſonders weitreihend waren die Zugeftändniffe, die man 
1764 in Borberöfterreih „allen jenen Inn⸗ und Ausländern, 
welde in den Vorlanden nügliche Manufacturen einführen oder 
deren Verlag übernehmen” wollten, verhieß; und ähnliche Be- 
günftigungen wurden auch den „in das Commerciale einfchla- 
genden Manufacturiften zugefichert“ ©. 


1 Diefe Verfügungen berühren fich vielfach mit jenen, bie eine Hebung 
der Landſtädte durch Vermehrung ihrer inbuftriellen Bevölkerung bezweckten 
(vgl. unten S. 173). 

2 Dekret vom 21. September 1762. Über den mähriſchen Gewerbe 
beitrag vgl. oben ©. 66. | 

8 Reſkr. vom 23, Nov. 1763. (Böhmen Komm. Fase. 76.) 

* Vortrag der Hoflanzlei vom 2. März 1766 (Kart. V A 1 No, 68 
ex Jul. 1766 Mähren). 

5 Das oben ſchon zit. Dekret vom 24. Nov. 1764 (3. Ö. Komm. 
Fasc. 6). 

e Für Böhmen follten in der NRefolution auf den Vortrag vom 
10. Sanuar 1766 ben Kommerzialprofeffioniften ebenfall3 zahlreiche Be⸗ 
günftigungen zugefagt werden; doch blieb der Akt beim Staatörat liegen, 
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Ein Bild von der pofitiven Tätigkeit der Staatsverwaltung 
in ber Gewinnung ausländif—her Unternehmer und Arbeiter ge- 
währt ein Vortrag des Kommerzhofrats aus dem Jahre 1766 ?, 
Schon feit mehreren Jahren, jo berichtet die Behörde, fei fie 
beitrebt, alle dienlihen Mittel zur Verbefjerung der inländiſchen 
DManufakturen anzuwenden, und lafje es nit an Erteilung von 
Prämien und anderen Unterftügungen an tüchtige Arbeiter fehlen. 
Zahlreiche Induſtriezweige aber könne man „nicht anberft als 
durch Verfchreibung fremder Künftler in die Höhe bringen“. 
&o wäre die Samtfabrifation niemals „zur Perfection gediehen, 
wenn man nicht derley geſchickte Meifter (benanntlich Fleuriet, 
Gautier und Tetier?) aus Frankreich mittels einer lebenslangen 
Penfion anher behandlet hätte”. Zur Verbefjerung der Stahl- 
induftrie beziehe man Arbeiter aus England; Graf Joſeph Kinsky 
verdanfe die Güte der von ihm erzeugten gezogenen Leinwand 
und feinen Barchente dem Umftande, daß er anläßlich des legten 
Krieges einige tüchtige Meifter aus Sachſen zu überfommen das 
Glüd gehabt habe. Derjelbe Grundfag werde auch von 
anderen Staaten zur Richtſchnur genommen, und es fei „mehr 
als bekannt, was große Summen der König in Spanien, und 
der König in Preußen aufgewendet hätten, um bie gejchidteite 
franzöfifche Werfmeiftere an fich zu ziehen, und durch Hilf derer- 
jelben die eigene Manufacturen in allen ihren Theilen zur lezten 
Perfection zu bringen“. Allerdings — nicht immer fcheinen bie 
mit den auswärtigen „Fabrifanten“ gemachten Erfahrungen 
‚gleich günftig geweſen zu jein. „Leider“, fo fährt der Bericht 
fort, „gerathet es den wenigften, den angerühmten bejonderen 
Vortheil in dem Werke felbften darzuftellen, wie denn ſchon vieles 





und bie Unterſchrift ber Raiferin unter der Refolution ift wegradiert. (St. 
N. No. 675 ex 1766.) 

2 Bortr. vom 9, Juli 1766 die Mittel, um einige Manufalturen zu 
mehrerer Vollfommenheit zu bringen, betreffend. (N. Ö. Komm. Fase. 63/1.) 

2 Del. oben ©. 74. 

® Die Kaiferin drüdte bem Kommerzienrat bei biefer Gelegenheit 
ihre befondere Zufriedenheit darüber aus, daß von feiner Seite „in Ger 
mäßheit ihrer Intention operirt werde*. 





150 Sweites Bud. Die Periode von 1762 bis 1776. 


Geld auf derley ſcheinbare Vorſchläge und glänzende Projecten 
unnuß verwendet worden ... ." 1 

Tas Wibderfpiel diefer auf Gewinnung tüdhtiger auslän- 
difcher Arbeiter gerichteten Verfügungen bildeten jene Auswans 
derungsverbote, die für einzelne Gewerbezweige — namentlich für 
die Glasarbeiter Böhmens?, aber auch für die Kunftweber® 
u.a.m. — erlaffen und ftet3 von neuem eingefchärft wurden. 
Sogar die Wanderung diefer Gefellen im Inlande wurde ftarf 
beſchränkt, und dem Streben, die Glasarbeiter dauernd an ihre 
Meifter zu fefleln, verdanten die ſchon erwähnten weitgehenden 
Arbeiterfhugbeftimmungen ihre Entitehung, welche das Glas- 
macherreglement von 1767 auszeichnen *. 


Kehren wir nach diefer Abfchweifung zur Darftellung jener 
Önderungen zurüd, welche die Gemwerbeverfafjung in diefer Periode 
erfuhr. Es war nicht der Zunftzwang allein, der eine Erweite- 
rung der Konkurrenz hemmte. In einer Reihe von wichtigen 
Sinduftriezweigen, die ihre Einführung in den Erblanden ber 


1 Ahnlid meint 1766 der mährifhe Konfeß, man habe zwar bisher 
die Befreiung von allen Abgaben für ein unfehlbare8 Mittel gehalten, 
Fremde zur Niederlaflung im Inlande zu bewegen. „Allein e8 wären ſehr 
wenige Beyipiele aufzumeifen, und von benen wenigen offt aus anderen 
dringenden Urfaden eingemanderten ließe fi) um fo weniger ein geltenber 
Schluß maden, ald denjenigen ein derley Vortheil nicht blenden würde, 
der feiner Regierung und Batterland zugethan.“ (Bitiert in dem Vortrage 
der Hoflanzlei vom 31. März 1766 Kart. IV A 1 No. 63 ex Jul. 1766 
Mähren) Es wurde denn aud 1770 ein Antrag des Kommerzhofrats ab- 
gelehnt, nad) welchem alle in den Erblanden ſich niederlaflenden oder bei 
Fabriken in Arbeit und Lohn ftehenden „Künftler und Fabrilanten, fremde 
Handelsleute und Manufacturen-Verleger” auf zehn Jahre von der Klaflen- 
fteuer befreit werben follen. (St. R. No. 1449 ex 1770.) 

2 Patent vom 17. Auguft 1752; Hofdelret vom 5. Dezember 1769. 
Diefe Ausmwanderungsverbote wurden ſpäter mwieberholt erneuert: 1779, 
1780, 1793, 1800. Bgl. Kropatſchek, Gefege, welche den Kommerzial⸗ 
gewerben . . . vorgefchrieben worden find. 1. Bd. ©. 316 fg. S. aud 
Schebek, Böhmens Glasinduftrie und Glashandel, Prag 1878. S. 371 
bis 382. 

s Dol. Kopetz, Gewerbsgeſetzkunde 2. Bd. S. 26. 

S. oben ©. 143 Anm. 2. 


Deittes Kapitel. Die Änderungen in der Gewerbeverfafung ufw. 151 





Unterftügung der Staatverwaltung zu danten hatten, war die 
Erteilung von ausſchließenden Privilegien das weſentlichſte Hilfs- 
mittel bei ihrer Begründung geweſen. Auch diefe Monopole 
mußten jet befeitigt werden, ſollte die weitere Entwidlung jener 
Induftriegweige nicht einer beftändigen Hemmung unterliegen. 
Unter dem Drude der gegen die privilegia exelusiva ftändig 
vorgebrachten Klagen des Publitums und der Kaufleute! und 
wohl auch nicht unbeeinflußt von den in der Literatur vertre- 
tenen Anfichten? war bei ben leitenden Staatämännern die 
Meinung zum Durchbruche gelangt, daß, wie gelegentlich im 
Staatsrate betont wurbe?, „ohne höchftwichtiger Urſachen Fein 
privilegium privativum ertheilet werben ſolle“. 

Weniger entſchieden wurde freilich dieſe Anfiht vom 
Kommerzhofrate geteilt. Auch er verfannte zwar nicht, „daß 
derley ausſchließende Freyheitten eine Art des Monopolii mit 
fih führen, und den aemulirenden Fleiß erſticken“. Allein er 
hielt fie noch immer für unentbehrlich, um neuen, großen Unter 
nehmungen für eine zeitlang eine gewiſſe Nentabilität zu garan- 
tieren. Denn nichts könne „betrieblicher jeyn, als wenn zum 
Erempel der Petrus mit vieler Mühe und Unkoſten eine neue 
Spinnerey anleget, der Paulus aber ſich eben diefer Gelegenheit 
bedienet, die abgerichteten Spinnersleuthe an fich ziehet, und 
folder Geftalten auf frembe Unfoften feine Manufactur in die 
‚Höhe bringet“. So habe man denn die Entftehung der Wollen- 


1 Bol. oben ©. 88. 

Bgl. Jufti, Staatswirtſchaft 1758 Bo. I ©. 148 fg.; Meirner 
in feinen „Anmerkungen über die natürlihe Beſchaffenheit uſw.“ 1763 
S. 111. Das letztgenannte Werk wurde übrigens von den Behörben fehr 
abfällig beurteilt. (MR. Ö. Komm. Fase. 55 No, 41 ex 1763; St. R. 
No. 311 ex 1763.) Verfehlt ift daher die Meinung Veers, welche biefer 
Schrift auf die Maßnahmen der Behörden einen Einfluß zuſchreibt. (Beer, 
‚Studien zur Geſch. der öfterr. Vollswirtſchaft S. 70.) 

St. R. No, 3235 ex 1763. 

+ In dem Gutadten vom 11. Oftober 1763 über eine ihm vorgelegte 
Schrift „die Erhebung des erbländiſchen Commercii betreffend". (N. D. 
Komm. Fase, 55.) Der Verfaffer diefer Schrift hatte ſich gegen die Er- 
teilung berartiger Privilegien ausgeſprochen. 
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zeug⸗ ebenfo wie der Kottonfabrilation bloß dem der orientali- 
Shen Kompagnie erteilten Privilegium privativum zu verbanfen. 
Der Kommerzienrat war aber doch weit entfernt, auf die Er: 
teilung von neuen derartigen ausfchließenden Rechten anzutragen, 
wenn fih der angeitrebte Zwed durch andere ‚Mittel, vor allem 
dur Gewährung von Unterftügungen aus dem Kommerzialfonds 
oder durch die Zollpolitif erreichen ließ; und gerade das Beiſpiel 
ber orientalifden Kompagnie ſchien auf der anderen Seite zu 
zeigen, „wie forgloß beede Fabriquen dazumahlen verwaltet 
worden, und was grofien Zwang das Publikum erlitten, da es 
ſchlechte Waaren vor theures Gelb bat erfauffen müfjen” !. 

Mit den eben genannten beiden Fabrifen waren die Linzer 
Mollenzeugfabrit und die Kottonmanufaftur von Schwechat ge- 
meint, die freilich beide längft nicht mehr von der orientalifchen 
Kompagnie betrieben wurden, fondern in andere Hände über- 
gegangen waren?. Und gerade die Kottonfabrit von Schwechat 
gab zu Beginn diejer Periode Veranlaffung, zu dem Probleme 
der augfchließenden Privilegien in einem praktiſch außerordentlich 
wichtigen Falle Stellung zu nehmen. Denn das im Jahre 1753 ® 
auf weitere 10 Jahre verlängerte Privilegium diejer Fabrik ging 
feinem Ende entgegen, und fo war die Frage zu entjcheiden, ob 
e3 erneuert werden folle. Die oberfte Kommerzftelle ſprach fi) 
für die Verlängerung des Privilegiums aus*, da die Errichtung 


I Vortrag vom 11. Dftober 1763 betr. den „Entwurf eines Gommer- 
cial⸗Syſtems“, den ein gemwiffer von Eggen überreicht hatte (N. Ö. Komm. 
Fasc. 55. 2gl. oben ©. 71). 

2 Die Linzer Fabrik gehörte dem rar (vgl. oben S. 75). Die 
Schwedater Fabri! war im Jahre 1740 an eine Sozietät Wiener Kaufleute 
übergegangen und 1754 von dem Freiherrn von Babenthal übernommen 
worden (vgl. Keeß, Darftellung des Fabriks⸗ und Gewerbeweſens im öfterr. 
Kaiferftaate 2. TI. Bd. I S. 205) Sie beſchäftigte 1761 in Schwechat 
felbft ca. 500 Arbeiter; außerdem in den umliegenden Ortichaften ca, 
400 Weber und etwa 9—10000 Spinner. (Yufti, Abhandlung von den 
Manuf. u. Fabriken II S. 130.) 

3 N. Ää. Komm. Fasc. 72 ddo. 28. Febr. 1753. 

* Situng vom 27. März 1761 (R. Ä. Komm. Fasc. 63/1 ad ddo. 
6. April 1761). 
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einer neuen Kottonfabrit ein anjehnliches Kapital von mehreren 
100.000 fl. erfordere, ſowohl zur Beſchaffung des Rohmaterials 
als für bie Bleihe und endlich den an die Kaufleute zu ge- 
währenden Kredit; ein Privater fünne etwas derartiges nicht 
unternehmen, und bie orientalifche Kompanie habe „mit Verluſt 
150000 fl. erfahren, was für Schwürigkeiten ſich anfänglich bey 
einem ſolchen Unternehmen hervorthun“. Der Stand der 
Schwechater Fabrik jei dermalen ein guter, fie ſei „ſelbſt nad 
Beugniß der Fremden vielleicht die vollfommenfte in ihrer Art“. 
Zudem könne man fie wohl zur Errichtung neuer Faktoreien ver- 
anlafjen, nur dürfe man ihr feinen Zweifel „ob der Confirmation 
bes Privilegii übrig laſſen“. Sonjt wäre zu befürchten, daß fie 
bei Ablauf des Privilegs ihren Verlag einſchränke, und „Folglich, 
den Eontributions-Stand eines guten Strich Landes in Gefahr 
jegen börffte“. 

Die Kaiferin war allerdings geneigt, der Schwechater Fabrik 
ihren Schuß fortan angebeihen zu lafjen, zumal wenn fie „ihre 
Spinnerey weiter erftredfen follte”; von einer Erneuerung des 
Privilegiums aber wollte die Monarchin, vermutlich beftimmt 
durch das vom Staatsrate abgegebene Votum!, nichts willen, 
„ba die Exelusiva höchſt ſchädlich find, und in Anjehung deren 
Fabricaturen auf die möglichite Vermehrung deren Fabriquen 
im ganzen Staat das Augenmerk gerichtet werden muß“. In 
Durchführung dieſes Faiferlihen Entſchluſſes wurde denn auch 
allgemein bekannt gegeben, daß das Exclusivum auf die Kotton- 
fabrifatur nicht mehr erneuert werden folle®. 

Diefe Politik blieb fortab die maßgebende. Someit noch 
ausſchließende Privilegien auf die Erzeugung von Induſtrie⸗ 
probuften beftanden, wurden fie bei ihrem Ablauf regelmäßig 


4 Die Verhandlungen bed Staatsrats über diefe Frage habe ih nicht 
gefunden. 

2 Refol. auf ben Vortrag des Kommerzbireltoriums vom 4. Juni 
1761; Nefteipt vom 15. Degember 1761. (R. O. Komm, Fase, 1.) 
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nicht mehr erneuert!; neue derartige Privilegien aber wurden 
dann erteilt, wenn es ſich um bie induftrielle Verwertung von 
Erfindungen ober Entbedungen handelte, von denen fi) eine Pro- 
duktion im Großen nicht erwarten ließ ?. 


Viertes Kapitel. 
Die Spinner- und Weberpolitik im Befonderen. 


(Berteilung der Spinnpiftrilte S. 154. — Das Spinnpatent vom 27. Ro» 

vember 1765 S. 156. — Heranziehung des Militärs zur Spinnerei, ber 

Arbeitszwang S. 158. — Der Charalter der Tertilinduftrie in den einzelnen 

Grblanden S. 159. — Die Befreiung der L2einweberei vom Zunftzwange 

S. 162. — Loderung des Handwerkszwanges bei der ftäbtifhen Tuch⸗ 
maderei ©. 166.) 


Durh das Erlöfchen des Privilegiums der Schwechater 
KRottonfabrit war auch die Baummollenmanufaltur in den Kreis 
jener Sinduftriezweige einbezogen worden, die zur Beichäftigung 
ber weitelten Kreife der Landbevölferung geeignet ſchienen. Zu- 
nächſt hatte die Errichtung einiger Kottonfabriten in Böhmen ?, 
welche durch dieſe Freifegung ber Konkurrenz veranlaßt worben 
war, einen Kampf der Unternehmer um die bisher ausschließlich 
von der privilegierten Fabrik mit Arbeit verlegten Spinner zur 
Folge. Aus Böhmen wie aus Niederöfterreich liefen Klagen ein 
über Eingriffe der neuen Fabriken in die alten Spinndiftrifte. 
Und fo fah ſich denn die Staatsverwaltung veranlaßt, bier ſo⸗ 
gleich ordnend einzugreifen, und alsbald auch eine Reihe von 


ı So das Privilegium der Linzer Wollenzeugfabrit, das 1764 zu 
Ende ging KKopetz, Gewerbsgeſetzkunde 2. Bo. S. 17); jenes der Zuder- 
fabrik zu Fiume, dad 1775 erlofch (vgl. Schreyer, Warentabinet ©. 528) 

2 So erhielt 1769 der Arzt Dr. Kornböd ein Privil. privat. auf die 
Erzeugung des Zinnobers, ſpaniſchen Siegellad3 und anderer Ladarten 
(N. Ö. Komm. Fasc. 72) u. a. m. 

° In Böhmen erridtete damald Graf Bolza feine Kottonfabrit zu 
Sofeföthal-Kodmanos, andere derartige Manufakturen wurden vom Fürften 
Lobkowitz und vom Baron Krechtler gegründet (St. R. ad No. 1649 ex 1762). 
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pofitiven Beitimmungen zur Verbreitung der Spinnerei in allen 
Erblanden zu treffen. In Böhmen und Mähren wurden alle 
Eingriffe neuer Verleger in jene Diftrikte verboten, in denen fich 
bereits verlegte Baumwollſpinner befanden, weil derlei Eingriffe 
den Spinnlohn fteigerten, hingegen dadurch „die im Abfehen 
habende Erweiterung der Spinnereyen nicht bewürket“ werde. 
Denjenigen, die Kottonfabrifen zu errichten oder dieſe Manu« 
faftur zu verlegen gebächten, follten vielmehr neue Spinndiftrifte 
angewiefen, ihnen alle mögliche Unterftügung geleiftet und vor 
allem darauf gejehen werden, daß fie den Spinnern einen be 
ftändigen Verlag und „billigen Lohn“ verfhafften!. 

Daneben erfchien es nicht minder erforderlich, auch für die 
richtige Verteilung der Spinnerei nad) ihren drei Hauptgattungen 
— Flachs-⸗, Schafwoll- und Baummwollfpinnerei — Sorge zu 
tragen. Die Schafwoll- und Baumwollſpinnerei jollte, „als die 
leichtere und erträglichere Gattung” nicht mit der Flachsſpinnerei 
„als ber bejchwerlicheren* vermifcht werden. Es mar daher 
nötig, auch hier die Diftrifte zu beftimmen, „wo erftere nicht 
leicht, wenigftens mit feiner Unterftügung zugelaffen, noch weniger 
auf deren Einführung zu arbeiten ſeyn werde“ ?, Die Erfahrung 
habe, fo wird gelegentlich bemerkt, in Öfterreich ob der Enns 
beftätigt, dab in dem Maße als ſich die Wolljpinnerei daſelbſt 
verbreite, die Leinwanderzeugung abnehme. So wies denn auch 
die Inftruftion von 1765 die Konſeſſe der böhmifchen Länder 
an, bie Wollfpinnerei vornehmlich in’ das Flachland zu ver- 
legen, im Gegenjag zu den Gebirgägegenden, wo bereit? die 
Flahs- und Hanffpinnerei eingeführt war®. Begreiflicherweiſe 
hatte die Baumwollmanufattur, obwohl auch ihre Pflege empfohlen 


4 Reffr, vom 29. Februar 1764. Böhmen Komm, Fasc. 9. gl. 
Hallwid, Firma Franz Leitenberger S. 30; Kopet, Gewerbögefeglunde 
2. 8b. ©. 173. 

* Vortrag des Kommerzhofrat® vom 21. Februar 1765 (Böhmen 
Komm. Fasc. 50). 

= Ähnlich die Anträge des mähriſchen Landesausſchuſſes, die ein 
Bortrag der Hoffanzlei vom 21. März 1766 zitiert (Kart. IV A 1No. 63 
ex Jul. 1766 Nästen). 
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wurde, den übrigen Zweigen ber Tertilinduftrie nachzuftehen; 
denn fie verarbeitete ausländifches Material und fchien nur „von 
darum rüdfihtswürdig, weil der Arbeitslohn dem innländifchen 
Nabrungzftande zu guten fommet” !. 


Und wie für die Flachsſpinnerei ſchon früher und jeßt neuer- 
dings — vor allem durch die Errihtung von Spinnfhulen und 
durch die Firierung ſtaatlicher Prämien — eine Politik pofitiver 
Förderung eingeleitet war?, fo fand biefelbe jetzt ihre Aus» 
Dehnung auf das ganze Gebiet der verlagsmäßig betriebenen 
Tertilmanufaltur in dem oft zitierten Spinnpatente vom 
27. November 1765®. Es gebt von dem Gebanten aus, allen 
Unterthanen, „befonders aber dem Landvolk, einen ſolchen Neben- 
verdienft zu verfchaffen, wodurch basfelbe einen ergebigen Zu» 
wachs in der Nahrung erhalten möge“. Dieſes Abſehen könne 
„durch allgemeine Einleitung ber Woll-, Flachs⸗, Hanf und 
Baummollfpinnerey, nach Beichaffenheit der Lage und übrigen 
Umftänbe jedes Landes und Bezirks am füglichiten erreicht werden“ ; 
und zu dieſem Ywede wird eine Reihe von „Behelfen” angeorbnet. 
Unter diefen nimmt der Auftrag zur Erridtung von Spinn- 
fhulen auf Koften der Städte, Zünfte und Kommerzkaſſen in 
jenen Städten und Märkten, wo die Spinnerei noch nicht ein- 


1 Freilich bemerft Graf Joſef Kinsky gelegentli, daß auch bie in 
Böhmen erzeugte einfhürige Wolle zur Dedung des Bebarfd nicht aus⸗ 
reiche; es müfle auch fähfifhe und mazedoniſche Wolle importiert werben, 
die ebenfo ein frembed Material feien wie die Baumwolle. (Anmerkungen 
zu der Generallandedaufnahme von Böhmen ex 1766. Böhmen Komm. 
Fasc. 53). 

2 So hatte ein Reſkript vom 5. Juni 1764 an die Länderftellen von 
Böhmen und Mähren die Erridtung von Spinnfhulen und „ehrlichen“ 
Spinnmanufalturbäufern angeordnet (Alte Komm. Fasc. 1 No. 3 ex 1764). 
Alsbald wurde auch die Gründung von Weberfhulen für Kommerzialleinen 
befohlen (Bortr. v. 21. Febr. 1765 Böhmen Komm. Fasc. 50), Ahnlich 
firierte ein Delret vom 20. Nov. 1764 für Krain neben anderen Prämien 
auch folde für die Abrichtung von Kindern in der Spinnerei. (J. O. 
Komm. Fasc. 77.) 

® Kart. V G 5 No. 168 ex Dec. 1765. NR. Ö. Cod. Austr. 8b. VI 
©. 768. 
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geführt war, die erfte Stelle ein. Die müßige Jugend vom 7. 
Bis 15. Lebensjahre, aber auch erwachſenere Perfonen jollten in 
dieſen Spinnſchulen unterwiefen werden. Der Spinnlohn in 
denſelben wird mit 2 fr. täglich durch vier Wochen firiert; nach 
vier Wochen follte der fleibige Spinner Kleinere Prämien er— 
halten. 

Die gleichen Begünftigungen wie den ſtädtiſchen Spinnſchulen 
wurden auch den auf dem Lande von den Herrſchaften errichteten 
zuerfannt; für bie herrſchaftlichen Beamten, welde die Spinnerei 
förberten, wurden eigene Prämien (von 50 fl. bis 150 fl.) feit- 
geſetzt. Um die auch jonft begünftigte Verehelihung jener Per- 
onen zu erleichtern, welche ver Spinnerei oder anderer Manufaktur- 
arbeit fundig wären, wurde den Gejellen der Kommerzialzünfte 
geftattet, diefe Perfonen zu heiraten; alle entgegenftehenden Privi- 
legien, Zunftartifel, Handwerksbräuche wurden außer Kraft gefept. 

Zum Teil in Wiederholung früherer Anordnungen wurde 
ferner jedermann ausdrücklich geitattet, die Spinnerei auf eigene 
Hand und im eigenen Verlag, nur unter Beobachtung der in den 
verſchiedenen Erblanden erlafjenen Dualitätenordnungen zu be- 
treiben; die] erzeugten Gefpinfte „zur eigenen Verarbeitung zu 
gebrauchen, oder an andere willfürlich zu verkaufen, auch auf den 
Garnmärkten feil zu haben oder zu verjenden“. Denjenigen aber, 
die beftimmte Diftrifte bereits verlegten, ober ſich dazu anheijchig 
machten, follten diefe Bezirke unter Regulierung des Spinnlohnes 
durch die Faktoren, folglich auch die Garnfammlung in dieſen 
Bezirken ausjchließlih vorbehalten ſein!; jeder Eingriff eines 
anderen Verlegers in biefelben wurde bei ftrenger Strafe unter- 
fagt. Eine Reihe von Aufträgen an die Konſeſſe zur Durd- 
führung der Beſtimmungen des Patents beſchließt basjelbe®. 


* Für Böhmen erfolgte die Regulierung dieſes fogen. „Spinnfußes“ 
auf Grund einer Nefolution vom 16. Dft. 1766 (St. R. No. 2272 ex 1766). 
Eine Tabelle, in welder der Spinnlohn, nad; den verſchiedenen Gattungen 
ber Gefpinfte abgeftuft, erfichtlich ift, bei Sch reyer, Kommerz, Fabriken uſw. 
1. 8b. S. 207. 

% Daf das Spinnpatent bie volle Wirkung nicht hervorbradite, zeigt 
Thon das Dekret vom 28. Aug. 1766, das ben Lünderftellen von Böhmen, 





— 
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Neben dem Landvolfe follte auch das Militär — fomwohl 
die Soldaten, als ihre Weiber und Kinder — zur Spinnerei 
herangezogen werden. Eine Zirkularverordnung von 1768! 
befahl, die Regimenter zur Flachs-, Schafmoll- und Baummoll- 
fpinnerei anzubalten. Daneben wurde übrigens auch die ander- 
weitige Verwendung von Soldaten bei Fabriken, Handwerkern 
und Manufalturiften angeorbnet?. Derartige beim Militär be- 
findlide Profeffioniften und Manufakturarbeiter folten, auch 
wenn fie ihr Gewerbe nicht zünftig erlernt hatten, doch nad Ab⸗ 
legung einer Probearbeit bei zünftigen Meiftern neben zünftigen 
Geſellen in Arbeit treten können und den legteren gleichgehalten 
werden. 

Mit diefer Statuierung einer allgemeinen Arbeitspflicht für 
alle Untertanen verband die Staatögewalt, indem fie bier Die 
legten Sonfequenzen 309g, auch den Zwang zur Arbeit. Jeder 
Untertan follte arbeiten, und mer fih nicht willig der Aufforde- 
rung der Staatögewalt zur Tätigkeit fügte, der wurde dazu ge 
zwungen®. Gerade bie einfachfte aller gewerblichen Beichäfti- 
gungen, die Spinnerei, war bejonder® geeignet, dieſem Zwecke 
zu dienen. So wurden denn allentbalben Arbeitsfcheue, Lande 


Mähren, nneröfterreih, Kärnten, Krain und Nieberöfterreich die beffere 
Befolgung des Patents einfchärfte. (Alte® Komm. Fasc. 1. No. 1 ex 
Aug. 1766; Cod. Austr. Bd. V ©. 831.) Auch fpäter fehlte es nicht an 
ähnlihen Verfügungen (jo ein Dekret vom 12. Jan. 1769 an die Landed- 
bauptmannfchaft Krains Kart. V G 5 No. 16 ex Jan. 1769 3. 8). Die 
Spinnfhulen gingen übrigens vielfach bald wieder ein. So jene Nieder- 
öfterreih8 ſchon 1771 (St. R. No. 1776 ex 1771). 

ı An fämtl, Länderftellen mit Ausnahme von Niederöſterreich ddo. 
28. März 1768 (Kart. IIL A 2 No. 81 ex Mart. 1768 J. O.). Ein anologeß 
Dekret für Niederöfterr. vom 7. Mai 1768 (Cod. Austr. VI ©. 1084). 

» 8 7 der eben zit. Zirfularverorbnung. 

® So bemerkt eine Refolution auf den Vortrag des Kommerzienrats 
vom 26. DE. 1763 (St. R. No. 3235 ex 1763): „Die Erhebung deren 
Fabriquen in einem Staate hat, nebft anderen nüglichen Abfehen auch dieſes 
zum Gegenftand, damit dem müffigen Volk die Gelegenheit zur Arbeit und 
eigener Nahrungs-Erwerb verfhaffet, auch jene, die ſich deffen nit bes 
dienen wollen, darzu wider Willen angehalten, fomit dergleichen Müffig- 
gänger in die Arbeitshäufer eingefperret werden.“ 





Freier und ähnliche Leute, die dem alles überwachenden Polizei- 
ſNaate ohnehin die ſchöne Ordnung im Staatsleben empfindlich, 
Ttörten, in die Arbeitshäufer gefperrt; diefe Häufer wurden nun 
zu einer Stätte induftrieler Tätigkeit, und der noch heute für 
die Strafanitalten in manden Gegenden gebräuchliche Ausdrud 
„Spinnhaus“ weit darauf bin, worin dieſe Tätigkeit ihrer 
Infaffen vornehmlid beitand. Den Kommerzkonſeſſen wurde 
denn aud ausdrücklich die „Miteinſicht“ bei der Verwaltung 
jener Anftalten anbejohlen!. Und ähnlid wurden auch die in 
den Waifenhäufern verpflegten Kinder zur gewerblichen Bejhäf- 
tigung angehalten ?. 

In die gleihe Kategorie ftaatlicher Maßnahmen zur För- 
derung der Spinnerei gehört auch das Verbot einer Reluierung 
der Robotgejpunft. In dem Robotpatente für Böhmen und 
Mähren vom 27. Januar 1738 war ausdrücklich die Verbind- 
lichfeit der Untertanen anerkannt worden, für die Obrigkeit zu 
ſpinnen, oder ihr hierfür einen Geldzins zu entrichten®. Für 
Böhmen erging nun 1763 ein Verbot, diefe Robotpflicht in Geld 
abzulöfen*. Doc jcheint es an einer Durchführung biejer 
Vorſchrift gemangelt zu haben, wie jpätere Bemerkungen in den 
Akten vermuten lafjen®. 





Die Streitfrage, ob auch in ben öſterreichiſchen Subeten- 


* Refolution auf das Protokoll des Kommerzhofrats vom 12, Januar 
1764 (St. R, No. 134 ex 1764). Solde Arbeitshäufer gab es zu Ebers- 
dorf, Göding, Graz, Linz, Pilfen, Prag, Trieft, Jdria ufw. 

2 Bol. dazu den gründlichen Auffag von v. Mifes, Zur Gejdichte 
der Öfterr. Fabrikögefeggebung in der Zeitſchrift f. Vollswirtſchaft uſw. 
8b. XIV ©. 218, 

® Bol. Grünberg, Vauerndefreiung Bb. IS. 138. 

* Grwähnt wirb dies in einer a. h. NRefolution vom 1. Mai 1765 
(St. R. No. 373 ex 1765). 

5 Yöhmen Romm. Fasc, 63 ad No. 72 ex Dec, 1768. Auch für 
Tirol und die Vorlande wurde über ein ähnliches Verbot verhandelt, doch 
nahm man von feiner Kundmachung Abftand, weil es ſich als unnötig er- 
mies (Bortr. v. 24. Sept. 1763; 3. Ö. Komm, Fase. 77 und St. R. 
No, 2894 ex 1763). Auch in Mähren wurde 1763 die gleiche Frage erörtert 
(ugl. Beer, Studien zur Geſch. ber öfter. Vollswirtſchaft S. 65). 


— 
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ändern, ähnlich wie dies Brentano für Echlefien behauptet, bie 
gutsherrliche Verfaſſung die Baſis der Leineninduftrie geweſen 
jei?, vermag ich auf Grund des mir vorliegenden Materials nicht 
mit Sicherheit zu entfcheiden. Für Böhmen fcheint dieſe Hypo⸗ 
theſe die Wahrfcheinlichkeit für fih zu haben, denn gelegentlidh 
wird in ben Alten bemerft?, daß man in Böhmen faft nirgends 
die Spinnerei „im Schwung fehe”, wo die Obrigkeit nicht das 
Recht auf die unentgeltliche Gefpunft habe. Ein Antrag ber 
böhmifchen Urbariallommiffion, die ganze Spinnſchuldigkeit in 
dem Urbare zur Aufrechnung zu bringen, wirb mit diefer Moti- 
vierung abgelehnt. 

Auch der Umftand, daß gerade in den Subetenländern, in 
benen bie Untertandverfaffung auf der gutsherrlichen Grundlage 
beruhte, die wicdhtigften Unternehmungen der Leineninduftrie von 
Feudalherren begründet wurben?, gibt zu denten. Dieſe Guts- 
herren hatten eben in ihren Untertanen eine reihe Menge von 
billigen Arbeitskräften zur Verfügung, und ihr natürliches Über: 
gewicht über biefelben veranlaßte fie zur Ausnutzung dieſes durch 
die Landesverfaffung ihnen gewährten Borteils. 

Sn den übrigen Provinzen, in denen dieſes gutsberrliche 
Verhältnis fehlte, waren die Leinweber regelmäßig Kaufweber, 
b. h. fie befchafften fih das Material für ihre Gefpinfte auf 
eigene Rechnung und feßten ihre Erzeugniſſe entweder an Kaufe 


1 Bol. Brentano, Über den grundherrlien Charakter des haus- 
induftriellen Leinengewerbes in Schleſien (Zeitfchr. f. Sozial- und Wirt- 
ſchaftsgeſchichte Bd. IS. 318 fg.). Derfelbe, Über ven Einfluß der Grund⸗ 
herrlichkeit und Friedrich des Großen auf das ſchleſiſche Leinengewerbe 
(in derf. Zeitfhr. Bd. II S. 295 fg.); dann die Gegenſchriften Grün- 
hagens (in berf. Zeitfchr. Bo. II ©. 241 fg.) und Sombart3 (in ben 
Jahrb. f. Nationalöfon. 3. Folge Bd. III S. 561 fg.). Stellung zu dieſer 
Frage nahmen auh Schwiedland (Kleingewerbe und Hausinduftrie 1. Bd. 
S. 14) und Hadmiger (in der Beitfchr. f. d. gef. Staatswiſſenſch. VBd. LX 
S. 417). 

2 Anläßli der Urbarialregulierung von 1775 (St. R. No. 1304 ex 
1775). gl. unten S. 221Anm. 1. 

2 Sp in Böhmen von den Grafen Kinsky, Waldftein, Bolza u. a. m.; 
in Mähren von den Grafen Harrach, Mittrowsky, Blümegen ufm. 
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Teute ober im Kleinhandel direkt an die Konfumenten ab. Der 
Umftand, daß gerade in diefen Provinzen (vor allem in Öfter- 
reich unter der Enns) den zünftigen Webermeiftern ſchon um bie 
Mitte des 18. Jahrhunderts der Vetailverfauf ihrer Waren 
geftattet wird!, weift auf den Mangel eines Verlages feitens der 
Grundobrigfeiten hin. 

In diefen Provinzen wird daher die Aufgabe einer Ent- 
widlung der Tertilinduftrie auf der breiten Baſis haus- 
inbufteieller Betriebsform durch Unternehmungen nicht feubalen, 
fondern rein kapitaliſtiſchen Charakters gelöft. In Öfterreich ob 
und unter der Enns, zum Teil aud in Steiermark dur die 
Linzer Wollenzeugmanufaktur, in Kärnten und Krain durch die 
Herbertſche Leinenfompagnie und die Thyßſche Tuhmanufaktur. 

Über die Organifation, die fpeziel die ärariſche Linzer 
Wollenzeugfabrit in der Schafwollweberei einführte, gibt ein 
Bericht vom Jahre 1774 interefjante Aufichlüffe?. Ein Teil der 
Weber arbeitete jeit der Aufhebung des ausſchließlichen Privilegs 
der Fabrit (1764) auf eigene Rechnung (als Kaufweber); fie 
befchafften fi das Rohmaterial jelbit und fegten ihre Ware 
dann zumeift an Kaufleute ab. Sie waren vermutlich meift aus 
dem Stande der zünftigen Leinweber hervorgegangen und hatten 
den Weg zu der einträglicheren Schafwollverarbeitung glücklich 
gefunden, begünftigt von der neuen Gefeggebung, melde die 
frühere jcharfe Abgrenzung der einzelnen Webereibefugnifie jo 
weitgehend milderte®. Die „Fabritsmeber“, die unmittelbar von 


3 Bol. oben S. 86. Ühnlich waren die Verhältniffe in Inneröfter- 
rei. Als 1763 der Kommerzlonfeh in Kärnten den Auftrag erhielt, das 
Quantum ber erzeugten und abgefegten Zeinenwaren feines Verwaltungs» 
gebietes anzugeben, erklärte er dies für unmöglich, weil „feine fürmliche 

abriquen vorhanden, fondern alles von benen auf den Kauf arbeitenden 
und bes Schreibens und Leſens unfündigen Webermeiftern verfertiget 
werde*. (Prot.-Extr. des Kommerzkonf. vom 14. Juni 1763 J. Ö. Komm. 
Fase. 73.) 

© Prot-Auszug bes Kommerzhofrats vom 9. Mat 1774 (St. R. 
No. 1264 ex 1774) 

® Bol. unten ©. 164. 

Pribram, Öfterreigifde Gewerbepolitit I. 11 
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der Fabrik beichäftigt wurden, waren entweder Werf- und 
Beichaumeifter! — die beiten Arbeiter —, denen die Auflicht 
über die übrigen Weber, dann die Prüfung der von diefen ab» 
gelieferten Erzeugniffe oblag. Ihnen wurden auch einige Werl: 
ftühle direft zur Bearbeitung überlaffen, teils um ihre Weiber 
und Kinder zu befchäftigen, teil3 um ihnen ein befjere8 Aus» 
fommen zu verichaffen. Die große Menge ber Fabriksweber aber 
beitand aus gelernten Zeinmwebermeiftern, denen die VBerfertigung 
einfacher Wollenzeuge anvertraut, bei ausreichenden Beltellungen 
auch mehr als ein Webftuhl auf fogenannte gezwirnte Arbeit 
zugemwiefen wurde. Endlich unterjcheidet der Beriht noch eine 
vierte Gattung von Webern, die für gewöhnlich bloß die Lein- 
weberei betrieben, denen aber, um fie bei Mangel an dieſer 
Arbeit vor Befchäftigungslofigfeit zu ſchützen, von der ftaatlichen 
Fabriksdirektion au ein Stuhl zur Wollmeberei überlaflen 
wurde. 


Mit dieſer Schilderung haben wir bereits das zweite große 
Arbeitsgebiet der Textilinduſtrie betreten, das neben der Spinnerei 
die Aufmerkſamkeit der Staatsverwaltung in hohem Grade be- 
Tchäftigte: das Feld der Gefpinftverarbeitung, der Weberei. War 
durch die Maßregeln des Spinnpatent?® und ähnliche Anorb- 
nungen für eine Verbreitung der Spinnerei in allen Kreifen ber 
Zandbevölferung gejorgt, fo mußte eine ähnliche Erweiterung des 
Arbeitögebietes der Weberei parallel damit erfolgen. Sie war 
deshalb, wie oben erwähnt, dasjenige Gewerbe, bei dem mit ber 
Befeitigung der zunftmäßigen Beſchränkungen der Anfang gemacht 
werden jollte, und gerade hier läßt fich die Befreiung von den 
Feſſeln des Zunftzwanges fchrittweife beobachten. 

Es war ſchon wiederholt Gelegenheit, darauf hinzuweifen, 
daß auf dem flachen Lande, vor allem in Mähren und Schlefien, 
die Leinmweberei vielfach unzünftig betrieben wurde. Hatte man 
noch in der vorigen Periode die Frage einer Einzünftung der 


1 Sie hatten einen Wochenlohn von 1 fl. 30 kr. bis 4 fl. 
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Sandweber erörtert, jo ift nun von ſolchen Verſuchen feine Rede 
mehr. In anderen Ländern, in denen, wie z. B. in Nieder 
Sfterreich, auch die Weber des flahen Landes in Innungen ein 
Seſchloſſen waren, gab man vielmehr nun, um wenigiteng alle 
Beihränfung in der Zahl der Meifter zu bejeitigen, allen Herr- 
Ichaften und Obrigkeiten das Recht, „Weber an⸗ und aufzunehmen, 
auch deren Anzahl zu vermehren“ ; die Nebenladen waren ver— 
pflichtet, derartige Meifter ohne weiteres einzuverleiben!. Ind 
ebenjo wurde gelegentlich der Verhandlungen über die Zunft— 
verfafjung Kärntens? 1763 vom Kommerzhofrate ber — durch 
a. 5. Reſolution gebilligte — Antrag geftellt, daß jeder- 
mann bie Erlaubnis erteilt werde, „die Weberprofejlion frey zu 
exrereiren“, weil nur auf dieſe Weiſe eine Verarbeitung bes 
ganzen im Lande produzierten Flachſes durch inländifche Arbeiter 
ermöglicht werden fönne. Bei biefer Gelegenheit wurde auch 
dem Kommerzhofrat bebeutet, in allen Erblanden auf eine Ver— 
mehrung der Zahl der Gejellen und Lehrjungen zu „reflectiren“, 
da es „ben guten Polizey⸗ und Commercialprineipiis entgegen“ 
ſei, wenn die Zahl der Meifter jene ihrer Gehilfen weit über 
fteige; eine jede Ware falle „in dem Preiß meit höher aus“, 
wenn ein Meifter mit Weib und Kindern fi) davon ernähren 
müffe, als weni er mehrere Gefellen halte®. 
Die von den Länderftellen zu Beginn der 60er Jahre ein- 
gelieferten Berichte über den Zuftand der Weberei ergaben 


2 Dekret vom 11. Januar 1762 Cod. Austr. VI ©. 255. 

® Bl. oben ©. 140. 

3 &o ziemlich die entgegengefegte Anficht vertritt allerdings Schröber, 
Fürfet. Schap- und Rentlammer, Ausg. von 1752 S. 364. Übrigens war 
in Närnten damals tatjählid — vor allem hervorgerufen durch die Re- 
frutierungen bes legten Ariegd — die Zahl der Gefellen fehr gering; es famen 
ihrer bloß 605 auf 809 Meifter; noch ſchlimmer war 5. ®. das Mih- 
verhältnis in rain, wo im Jahre 1765 nad) den amtlichen Angaben 456 
Seinmebermeifter bloß 26 Gefellen und 4 Lehrfungen beſchäftigten. Im 
anderen Gewerben ftanden die Dinge ähnlich: 151 Meſulanmacher hatten 
überhaupt keinen Lehrjungen; 970 Strumpfftridermeifter deren bloß 4, 
(&t. R. No. 882 ex 1766.) Sogar für Nieberöfterreich findet ſich gelegent- 
lid eine analoge Bemerkung (St. R. No. 114 ex 1767). 

1" 
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eine weitgehende Verfchiedenheit in der Gewerbeverfafiung ber 
einzelnen Erblande; in einigen wurde die Weberei „ganz frey 
und ohne Unterfhied der Wolle oder leinenen Gattungen be 
trieben” ; ;in anderen war fie an eine „zunftmäffige Berfaffung 
und gemwifje Arten der Yabricatur gebunden” !. Um bierin eine 
Einheitlichkeit zu erzielen und zugleich die firenge Abgrenzung 
zwifchen den einzelnen Zweigen der Weberei zu befeitigen, ftellte 
das Reſkript vom 5. September 1764 für die Verfafiung ber- 
felben folgende Grundfäge allgemein feit?: 

„1° daß in jenen Drtfchaften, wo die Weberey unzünftig 
ift, jelbe noch ferners dergeftalt belafien, folglich denen Webern 
geltattet werden ſolle, allerley Gattung Wolle oder leinenen 
Fabricatorum bi3 auf jene Waaren zu verfertigen, welche in 
eine andere Profeffion, ald zum Exemplo die Tuchmacherey 
einfchlagen, wo hingegen 2do die Weberey in verſchiedenen 
Zunften, als Zeugmader und Leinweber eingeleitet iſt, hat es, 
jevoh mit Befeitigung des unnöthigen Zunfts⸗Zwangs, und der 
bey ſolchen eingefchlidenen Mißbräuche zu bewenden, bergeftalt 
daß 3tio denen Leinwebern die ganzleinen und balbleinen, die 
balbmwolle-Waaren, denen Zeugmadhern aber fomohl die halb- als 
ganzwolle Zeuge bis auf die Tuchwaaren zu verfertigen erlaubt, 
auch 4to den Leinwebern unbenommen jeyn folle, fi nach abs 
gelegter Probe auch ganzwolle Zeug-Waaren einem Zeugmadher- 
mittel einverleiben zu laffen; welche Einverleibung unentgeltlich, 
und mit Vorbehalt des freyen ZurudtrittS zur Leinweberey zu 
beijchehen hat: wenn jedoch 5to ein Woll- oder Leinweber in 
einer bejonderen oder neuen Gattung vorzüglide Kunft ober 
Wiſſenſchaft befizen follte, ift foldem auf diejelbe von dem 
Consessu commereiali eine eigene Goncejfion nad gleihmäßig 





— 


1 Bitiert aus dem im folgenden behandelten Reftripte. 

2 Alte® Komm. Fasc. 1 No. 1 ex 1764. Bas Neffript erging an 
die LZänderftellen der böhmischen und inneröfterr. Erblande, mit geringen 
Änderungen au an die Behörden der Erjherjogtümer von Öfterreih ob 
und unter der Enns. Vgl. übrigens Hadmiger in ber Zeitſchr. f. d. gef. 
Staatswiſſenſchaft 1904 S. 433. 
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xbgelegter Probe dergeſtalt zu ertheilen, dab er biejes Fabri- 
<atum neben feinem obigen Gewerbe auch auf einem befonberen 
Stuhl zu betreiben vermöge. Wo übrigens 6 to alle Junge und 
Seſellen, welde bey den erblänbifchen Zeugfabriken gefördert 
werden, nad) erſtreckter Lehr- und einer zweyjährigen Arbeitszeit 
in folgen, mittelft deſſen gehöriger Befdheinigung für zunft« 
mäßig, ohne bey Zunften aufgedungen oder freygefprochen zu 
ſeyn, gehalten, folglich nad abgelegter Probe zu dem zunft- 
mäffigen Meifterrecht, auch beſchaffenen Umftänden nad), vorzüg ⸗ 
lich gelafjen werden jollen.“ 

Der Auftrag, bie Zünftigkeit der Leinenweber zu befeitigen, 
wurde übrigens, wie erwähnt, in den an die Kommerzkonſeſſe 
erlaffenen Inſtruktionen wieberholt!. Noch einen Schritt weiter 
als das zitierte Nejkript geht ein Normale von 1767°, das für 
Inmeröfterreich zwar die MWeberzünfte aufrechterhält, aber jedem, 
„so männlichen als weiblichen Geſchlechts“ geftattet, alle Arten 
der Spinnerei und Weberei auf eigene Hand zu betreiben, ſich 
auch barauf zu verehelichen und um das Meifterrecht zu be 
werben. Einen gewiſſen vorläufigen Abſchluß findet endlich diefe 
ganze auf Befreiung der Weberei gerichtete Politik in einer für 
Niederöfterreih 1768 erlafjenen Verordnung?. Sie erteilt „zur 
Einführung einer mehreren Freyheit und folglich zur Erweite- 
zung der Weberey” einem jeden Webergefellen auf dem Lande die 
Erlaubnis, auf eigene Hand für Fabriken und Verleger allein 
oder mit Gehilfen zu arbeiten und Jungen in die Lehre zu 
nehmen; damit diefes Gewerbe „in eine Hausnahrung eingeleitet 
werde“, geftattet fie ferner jedem derartigen ausgelernten Jungen 
„ohne Ertheilung eines ordentlichen Lehrbriefs“ auf bem Web- 
fuhle auch mit Gehilfen zu arbeiten. 

? Üpnlich ein Dekret vom 96. April 1766 an das Tiroler Gubernium 
(Fasc. IV F in gen No. 89 ex Apr. 1766 Tir.). 

® Normale vom 30. Juli 1767 (it. in einem Berichte von 1771 3. Ö, 
‚Komm. Fase, 77 No, 55 ex Apr. 1771). 

® Berorbnung vom 15. September auf Grund einer Nefolution vom 


9. Juni 1768 (St. R. No. 1297 ex 1768). Bgl. Kropatſchel, Gefege, 
welche den Kommeryialgewerben vorgeſchrieben worden find. Vd. II S. 509. 
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Bon diefer ganzen Bewegung zur Erweiterung der Weberei 
auf dem flachen Lande wurden die ſtädtiſchen Weberzünfte nicht 
mitbetroffen. Bor allem galt dies von dem Tuchmacherhandwerk, 
das, ſchon der größeren Anforderungen wegen, welche feine Aus- 
übung an den Gewerbetreibenden ftellte, in den Sudetenlänbern 
von jeher faſt ausfchließlih ein ftädtifches Gewerbe geweſen 
war. Hier ſuchte man, unter Verfchärfung des Auffichtärechtes 
der jtaatlihen Behörden, die ſchon durch die YZunftverfaffung 
gegebene Affoziation der Meifter dahin auszubauen, daß bie 
Meifterfchaften auf gemeinfame Rechnung jene Gefchäfte beforgtent, 
die eine mehr kaufmänniſche Tätigkeit erforderten oder ein 
größered Kapital erheifchten: jo vor allem den gemeinfamen 
Einkauf der Wolle’, das Färben der Tücher u. dgl. Aber die 
jozialen Folgen, welche die Steigerung der Produktion mit fich 
führte, bewirkten die Überlegenheit des Tapitaläfräftigeren 
Meifterd über feinen ärmeren Mitgenoffen, und Ioderten fo 
ebenfall3 das im übrigen noch feitgefchloffene Gefüge der ftäbti- 
Then Tuchmacherzünfte. Die Verhandlungen, die 1765 über 
einige Vorſchläge des Kommerzienrat3 v. Thyß zur Verbeflerung 
der Tuchmanufaltur in Mähren geführt wurden?, laffen dies 
deutlich erfennen. 

Der mähriſche Konſeß hatte in feinem Votum die Geftattung 
mehrerer Stühle für einen Meifter zwar bei der „feineren 
Fabricatur” als zuläffig, bei der gröberen aber als ſchädlich 
erklärt, und dieſes Votum vor allem damit begründet, daß fich 
daraus eine Ungleichheit in der Nahrung ergeben, und „bie ver- 
möglide Meifter die ärmeren gar bald verfchlingen wurden”. 
Der Kommerzienrat findet indes diefen Einwand in „gar feine 
Erwägung zu ziehen“. Habe der ärmere Meifter nicht Kraft 
genug, ſich den eigenen Verlag zu verſchaffen und nah Möglich- 
feit mehrere Stühle einzuftellen, fo müfje er fi eben „an Ber: 


1 St. R. No. 3060 ex 1763, No. 1744, 2970 ex 1772. 

2 Brot.-Ertr. ded Kommerzhofrats vom 21. Mai 1765 (Kart. VG 5 
No. 26 ex 1765 Mähren). Zur Geſchichte fpeziell der Tuchmacher Iglaus 
vgl. Werner, Urkundlide Gefhidhte der Iglauer Tuchmaderzunft 1861. 
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Tegere halten oder um Gefellen -Lohn dienen“. Gerate der 
arme Meifter dadurch in größere Abhängigkeit von dem vermög— 
licheren als feinem Verleger, ſo ſei dies auch als feine ſchäd— 
liche Folge anzujehen. Insbeſondere werde ſich die Zahl der 
‚armen Meifter verringern, wenn man ben Gejellen das Heiraten 
geftatte. Die bisher allgemein firierte Beſchränkung der Tuch— 
macher Böhmens und Mährens auf einen einzigen Stuhl habe 
die böfe Folge, daß gemeiniglih nad feines Vaters Tode ber 
Sohn das Handwerk von diefem erbe, „Beſitzer von diefem Stuhl, 
und zugleich der väterlichen Fehler“ werde. Geftatte man aber 
den Meiftern, Stühle in unbeſchränkter Zahl zu halten, fo werde 
der Fleiß angefpornt, und auch der ärmere Meifter finde jeinen 
Vorteil dabei, weil ihm der vermöglicere, der doch nicht. bei 
jeder größeren Beitellung die Zahl der Stühle vermehren könne, 
mit Arbeit verlegen werde. Gerade die Konkurrenz ber ärmeren 
Meifter aber müfje die, anderen hindern, die Preife nad Willkür 
zu ſteigern. 

Die Erzeugung feinerer Tuchforten, zu welder man. ber 
ſpaniſchen Wolle bedürfe, fcheine weniger für die böhmifchen, 
als für die inneröfterreichifchen Länder, mehr für Fabriken als 
für Meifterihaften geeignet. Daher Iehnt denn aud bie 
Kommerzhofftelle den Antrag des mähriſchen Konſeſſes ab, die 
feine Fabrifatur durch die Iglauer Tuchmacherſchaftskaſſe treiben 
zu laffen?. Die Erzeugung und der Abjag feiner Tücher ſei 
vielmehr — mit Unterftügung der Verleger — jedem Meifter 
ganz frei zu üüberlafjen. Für die Erzeugung der mittelfeinen 


: „Der foftbare Verlag“, jo meint der Kommerzhofrat, „ver Schade, 
fo bey ber obmwaltenben Unerfahrenheit in dem theueren Materiali leichtlich 
erfolget, die Notwendigkeit eines vollftändigen Affortiments; der Einkauf 
der Wolle aus ber erften Hand und zu rechter Zeit... ... bie Einleitung 
der erforderlichen Spinnerey, Färberey und Apretur, und endlich das 
koftbare Lager, find lauter ſoiche Umftände, welche einen ſchwachen Unter 
mehmer leicht darnieber legen können, und alle Kräfte einer vorfidtigen und 
nermöglichen Direction erforberen.“ 

® Diefe Handwerkätaffe befaßte ſich ſchon feit 1724 mit dem Tudj- 
handel. Bol. Werner a. a. D. ©. 1083. 
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(der fogenannten „Rnieftreidher” !) aber müfje durch Verteilung 
von Prämien ſowohl an die inländifhen Meifter, als an ein- 
wandernde geſchickte Gefellen, dann durch den Unterricht in ben 
Weberſchulen gejorgt werden. 

Die Verehelichung fei den Tuchmachergefellen nad Boll: 
ftredung ber Wanderjahre zu geftatten, doch nur mit ſolchen 
Perſonen, die der Spinnerei oder einer anderen „in die Tuch⸗ 
macherey einjchlagenden Manufacturs» Arbeit" kundig wären. 
Die Wanderung felbft fei freilih bei den Tuchmachern deshalb 
von geringem Nutzen, weil ihr Handwerk in jenen Ländern, wo 
es am meilten blühe, in den Niederlanden und in Frankreich, 
unzünftig betrieben werde; die dort zugebrachte Arbeitszeit werde 
daber den erbländifchen Gefellen bei der Bewerbung um da 
Meifterreicht nicht als gültig angerechnet. Das Wandern der 
Tuchknappen beftehe alfo „in etlichen Jahren herumzulaufen bey 
denen gleichmäßigen erbländifchen oder .einigen zünftigen im 
Reich, Sachſen und Schlefien” ; etwas fonderliches werde dabei 
nit gelernt. Aus bemfelben Grunde werde auch der zweite 
Endzwed der Wanderung, „das Anloden gejchidter, fremder 
Gejellen”, verfehlt. Ein vollftändiger Verzicht auf die Gefellen- 
wanderung fei jeboch angefiht® der ungenügenden Entwidlung 
der Zuchmanufaltur in den Erblanden nicht angemeifen. Das 
Übel könne nur dadurch eine Beflerung erfahren, daß allen in 
die Fremde wandernden QTuchmachergejellen, melde die Hälfte 
ber ſonſt erforderlichen Wanderjahre bei einer Fabrit „in würk⸗ 
liher Manufacturs-Arbeit“ erſtreckt hätten, dieſe Zeit für bie 
ganzen Wanderjahre gerechnet, und- ihnen überdies ein befon- 
derer Anſpruch auf Beförderung zur Meifterfehaft eingeräumt 
werde. So werde ſich auch die „aus der Zunft3-Verfaßung ber: 
rührende Hemmung” nad und nad) beheben laſſen. 

Dieje Anträge fanden die Zuftimmung der Hoflfanzlei und 
wurden alsbald als „Behelfe zur Erweiterung der Tuchmanu= 


— — — — — 


' Bal. Schreyer, Warenkabinet ©. 121. 
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faltur in den böhmifchen Ländern“ durch ein kaiſerliches Reſtript 
publiziert '. 





Vünftes Kapitel. 


Die Verteilung der Nahrungszweige zwiſchen 
Stadt und Fand. 
(Die Berfude, die Landftäbte Niederöſterreichs durch Vermehrung ihrer 
gemerbetreibenden Bevölferung zu heben: a) Auf Koften der Manufakturen 
Wiens S. 169. b) Durd; Wiedereinführung des Meilenrehts für die 
Ianbesfürftlien Ortſchaften S. 173. c) Durd; Gewährung befonberer Bes 
günftigungen an jene Manufakturiften, die fi in den Landſtädten nieber- 
laſſen würden; Ausdehnung diefer Anordnungen auf die übrigen Erblande 
©. 179. — Neuerlihe Verſuche einer ftrengen Scheidung der Erwerbszweige 
zwiſchen Stadt und Land S. 180. — Konfenstaren und Ummandlung ber 
Frondienſte in Leiftungen für gewerbliche Zwecke S. 183.) 

Es entſprach durchaus den auf Beherrf hung des ganzen 
Ermwerbglebens gerichteten Ideen der Staatverwaltung, wenn 
jetzt von den Behörben das Problem einer richtigen Verteilung der 
Nahrungszweige auf die Bevölkerung — in einer etwas modifi— 
zierten Geftalt — weit eingehender als bisher erörtert wurde, 
Und wieder tritt die Abhängigkeit der ganzen merfantiliftifchen 

 Wirtjaftspolitit von den Ideen der alten ſtädtiſchen Verfafjung 
in biefen Verhandlungen mit merfwürdiger Schärfe zutage, 

Für Niederöfterreih wird die Frage zunächſt aufgeworfen. 
Die traurige Lage, in ber fi, vor allem infolge der unglüd- 
lichen Kriege, die Bewohner ‚der fleineren, namentlich der landes⸗ 
fürftlihen Stäbte®, befanden, werlangte bie Hilfe des alles 
lentenden Polizeiftantes. Da ſchien denn ein naheliegendes 





NReſtript vom 20. Juli 1765 (Altes Komm. Fase. 1) Aud für 
Öfterreich ob d. Enns wurde 1768 allen Wollwebermeiftern geftattet, ſich 
mit jo vielen Webftühlen zu verſehen, als fie bearbeiten könnten. 

2 Die Iandesfürftlihen Ortſchaften waren jene, die dem Monarchen 
nicht durch Vermittlung einer Grundobrigeit, fondern unmittelbar unter- 
fanden. „Mitleidend* hießen diefe (18) Ortſchaften deshalb, weil fie bie 
eine Hälfte der in Nieberöfterreih auf ben vierten Stand entfallenden 
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Auskunftömittel der Verſuch, die vielfah auf dem Lande zer: 
ftreut lebenden Gemerbetreibenden in die Fleineren Städte zu 
ziehen, und diefer Plan berührte fi eng mit der überlommenen 
Anſchauung, daß das flache Land ausschließlich der Landwirtſchaft, 
die Städte für den Gewerbebetrieb beftimmt feien. Und unter 
dem Einfluffe der Mohlfeilheitsidee erfuhr dieſer Plan noch eine 
weitere Modifikation. Für eine Stadt ſchien nämlich der Geſichts⸗ 
punft, daß ihr Gedeihen eine Vermehrung der gewerblichen 
Tätigkeit ihrer Bewohner erfordere, nicht in gleihem Maße zu: 
treffend: für die Hauptitadt des Neiches. Die theoretifchen Er- 
mwägungen der Wohlfeilheitspolitif leiteten darauf hin, gerade hier 
die Entjtehung großer Fabriken und Manufalturen nicht zu be⸗ 
günftigen, weil die höheren Lebensmittelpreife, die höheren 
fonftigen. Geſtehungskoſten der Produkte auch eine Preisiteigerung 
der bier erzeugten Waren zur Folge haben müßten. 

Schon 1761 wird daher über Auftrag der Monardin die 
Frage erörtert, ob nicht fogar die in Wien ſchon beitehenben 
Fabrifen „in thunlicher Art nah und nah in die Landftäbte 
verjeget werden mögen”. Zeigt fich in diefer Idee ganz unverbüllt 
der autoritative Charakter der Staat3omnipotenz, die vor feinem 
Eingriffe in die Entwidlung der Wirtfchaftsverhältniffe zurüd- 
Iheute, wenn fie fih davon einen Vorteil für dad Ganze ver- 
ſprach, fo war fi doch wenigſtens die oberite Kommerzbehörbe 


Quote der jährlihen Steuerkontribution aufzubringen hatten. Die andere 
Hälfte Teiftete die Stadt Wien (vgl. Menfi, Die Finanzen Öfterreihs 
1701 bis 1740, ©. 17). 

Wenn die landesfürftliden Ortſchaften zunädft die Aufmerkſamkeit 
der Staatövermaltung erregten, fo ift dies dadurch erflärlih, daß fie mit 
Steuern ftärfer belaftet waren, als die untertänigen. Bei den leteren 
haftete überdies die Grundobrigkeit für die Aufbringung der Kontribution, 
und dies machte einen eventuellen Notftand diefer Ortfchaften dem Fiskus 
weniger empfindlid. 

I Bol. Zufti, Abhandlung von den Manufakturen 1. Bd. ©. 81 fo. 
Mit großer Schärfe vertrat diefen Gedanten Sonnenfels in feiner 1769 
veröffentlichten — von den Behörden übrigens lebhaft getadelten — Schrift 
„Von der Teuerung in großen Städten“ (Gefammelte Schriften Vd. X. — 
St. R. No. 1778 ex 1767, No. 3308 ex 1769). gl. auch die Wiener 
Ölonom. Nachrichten 1768 S. 399, 590. 
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der Grenzen nit unbewußt, die derartigen Verſuchen von der 
Macht der realen Verhältniſſe geſteckt find. 

Sie betont daher in ihrem Votum! jehr ſcharf „bie 
Schranken, welche die Natur ſowohl des Commercii, als ber 
Fabriquen und Manufacturen . . + +. . der Befugniß einer 
Eommercialftelle jeget“. Eine ſolche Behörde könne „nicht wohl 
etwas weiteres thun, ala den Weeg dem Commercio und Manu— 
facturen zu bahnen, die Hinderniffe derſelben mitteljt guter Ord— 
nung zu befeitigen, ihnen durch alle mögliche Begünftigung ben 
gehörigen Vorſchub zu geben“ ; im übrigen aber müffe fie „deren 
freywilligen und willkührlichen Zug alfo gewißer folgen, als im 
wibrigen fie jolchen den großen Weeg gar leicht abjehneiden, und 
jelbe auf ungewiffe Seiten-Straffen leiten“ könne. Wenn man 
daher beobachte, daß die großen Fabriken in der Hauptitabt er- 
richtet würden, jo getraue ſich das Kommerzdireftorium nicht, 
fie in die Landftädte zu verweifen. Zu diefen Erwägungen all- 
gemeiner Natur fomme noch die Erfahrung, daß ſich gewiſſe In— 
duftriezweige mehr für die große Stadt, andere mehr für Land» 
fläbte eigneten. Zu den erjteren feien jene zu rechnen, bie eine 
beſondere Auffiht (Beihau), die Mithilfe anderer Profeffioniften, 
beftändiges inniges Einvernehmen der Arbeiter mit ihrem Ver— 
leger erforberten, oder in ihren Produkten ftarf durch ben wech- 
jelnden Gejhmad der Hauptitabt beftimmt wären. An dem 
Beifpiele des Seidenfabrifanten wird die Nichtigkeit diefer Be— 
trachtung im einzelnen gezeigt. Die Vorteile, welche ihm die 
große Stadt biete, feien geeignet, reichlich den Nachteil aufs 
zumiegen, ben vielleicht die Zahlung eines höheren Arbeitslohns 
mit ſich bringe. So habe auch Frankreih, das Mufterland der 
Seideninduftrie, von Anfang an zum Sige berfelben feine zweit 
größte Stadt „obwohl zufäliger Weife“ ausgewählt, und ge 
ftatte jegt ganz gerne die Niederlaffung mehrerer Seidenfabrifanten 
in ber Hauptitadt. Ahnlihe Momente feien aud für eine Reihe 
anderer Kommerzialgewerbe, die Galanterie-, Banb-, Borten- 


1 Brot,-Eytr. des Kommerzbirektor. vom 25. Auguft 1761 (R. ©. 
Komm. Fasc. 63/2). 
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Stidereiarbeit, die Hutmacherei und Strumpfwirkerei, maßgebend, 
die alle troß der höheren Lebensmittelpreife in der Hauptſtadt 
fih durch Wohlfeilheit der Erzeugniffe auszeichneten, und zu 
großer Vollfommenheit gelangt feien. Zu all diefem müfle man 
noch die Rüdfiht auf die Konfumtionsgefälle der Vorftädte, ben 
Mangel an Fabrilsgebäuben auf dem Lande rechnen, während 
die in den Vorſtädten bereit3 errichteten derartigen Gebäude bei 
Verlegung ber Inbuftrie in bie Landftädte unverwendbar würden, 
Wohl aber könne man dafür forgen, daß die für das flache Land 
geeigneten Fabrikationszweige dafelbft feitgehalten und zu noch 
größerem Gebeihen gebracht würden; dazu gehörten vor allem 
die hausinduftriell betriebenen Zweige ber Tertilmanufaltur und 
jene Zmeige der Metallinduftrie, die große Waſſerkräfte und 
großen Holzvorrat erforberten (Spinnereien, Webereien, Tuch⸗, 
Wol-, Leinen, Stahl-, Eifen- und Meflingerzeugung). Daß 
man ſchon bisher nad diefem Grundfage vorgegangen fei, bes 
weife der Augenfchein. In der Refidenzftabt und in der böhmi- 
ſchen Hauptitadt hätten die früher genannten Kommerzial- 
manufafturen, bie ſich für größere Städte eigneten, ihren Sitz. 
In den Landftäbten aber habe man die Fabriken der Xertil- 
und Metallinduftrie errichtet: fo in Linz die Wollenzeugfabrik, 
in Haimburg und in mehreren kleinen Drten Böhmens und 
Mährens Tucdfabrifen, in Neuftabt, Klagenfurt, Steyer, Hain 
feld Gemwehrfabrifen, in Nadelburg eine Mefling:, in Solenau 
eine Klingenfabrif, in mehreren Landitädten Niederöfterreihs 
Spiegelfabrifen, in Schwechat und Saffin Kottonmanufalturen uſw. 

Die kaiſerliche Entfchließung verfannte denn auch nicht die 
„guten Urſachen“, die eine Begünftigung der Gewerbe in der 
Nefidenzftadt veranlagt hatten. Aber fie beharrte doch bei ber 
Anordnung, daß jene „Sabricanten, welche in Fleinen Städten 
auffommen mögen”, dahin geleitet würden, damit „nebft der 
Wohlfeilung der Waaren auch denen Landftädten aufgeholfen 
werde". „Denn in Regula” fei e8 immer beffer, wenn neue 
Fabriken zwar nicht gezwungen, aber angeleitet würden, fi auf 
dem Lande zu etablieren. 
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Zur Beförderung diefer Abficht wurden daher jenen Fabri- 
fanten, die fi in den Landſtädten niederlaffen würden, zunächſt 
gewifje Zollerleichterungen gewährt‘, und bald darauf in allen 
Erblanden „aus der für die Emporbringung des Commereii 
und ber Manufacturen jederzeit hegenden Nüdjiht denen in bie 
Landſtädte fih neu anſezenden Fabricanten die Befreiung von 
der Gewerbeſteuer“ zugeftanden®. Das wejentlidite Hindernis 
einer Aufnahme von Gewerbetreibenden in den Landſtädten 
war der Umftand, daß die ſtädtiſchen Verfafjungen jede Nieder- 
laſſung an die Erwerbung des Bürgerrehts knüpften. Dieje 
jegte aber den Beſitz eines Haufes in der betreffenden Stadt 
voraus, und dazu reichten gewöhnlich die Mittel der Manu— 
fafturiften nicht Hin®. 





Schon wiederholt war der Kommerzhofrat in kaiſerlichen 
Befehlen aufgefordert worden, einen bejonderen Bericht über bie 
Frage zu erftatten, wie das „Unterfommen“ der Manufakturen 
und Fabriten in ben Landſtädten Niederöfterreihs mit Erfolg 
veranlaßt werben könnet; doch ließ dieſer Bericht länger als 


3 Refolution auf den Vortrag vom 3. Dezember 1762 (N. Ö. Komm, 
Fase. 62). Im einzelnen wurden diefe Begünftigungen von dem Kommerze 
Hofrat im Einvernehmen mit der Minifterialpankodeputation feftgefegt. 
(Rote der erfteren vom 10. September 1764 im Fase. 50 Komm. N. Ö.) 

® Sirfulare vom 13. Nuguft 1763 (Kart. V G 5 No. 18 ex Aug. 
1763 9. Ö.; St. R. No. 2215 ex 1763). 

® Diefen Übelftand beklagt ſchon Hörnigk (Öfterreich über Alles 
©. 179). Dal. aud das Reftript vom 30. September 1753 für Mähren 
‚oben S. 50 Anm, 

So ſchon in der Refolution vom 24. Auguft 1761 (N. Ö. Komm. 
Fase. 63/9). Es ergingen bann zwei Detrete an die n. d. deleg. Kommerz 
Tommiffion (vom 16. Oftober 1761 N. Ö. Komm. Fase. 50, und von 
9. ber 1761 N. Ö. Komm. Fase. 92 in gen; vgl. auch Cod. Austr. 
VIE. 42). Urgiert wurde der Bericht des Kommerzhofratd in den Ne- 
folutionen auf einem Ratsprotofoll vom 20. Dftober 1762, auf dem oben 
sitierten Vortrag vom 3. Dezember 1762, auf einem Vortrage vom 12. Januar 
1763, endlich auf einem Prot.-Ertr. vom 10. Mai 1763 (die Nifordeln im 
Fasc, 63/2 Komm. N. .). 
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zwei Jahre auf fih warten!. Eine gewiſſe Komplikation erhielt 
die ganze Frage auch noch dadurch, daß die Monardin überdies 
ber Hoflfanzlei aufgetragen hatte, „zu Aufbelffung und beflerer 
Emporbringung deren mitleidenden landesfürftlichen Städten und 
Märkten die Einziehung deren PBrofefjioniften in diefelbe mittelft 
Ertheilung des Meilenrechts“ gründlich zu erwägen? So er: 
fcheint denn auch das halbvergeſſene Meilenreht der mittelalter: 
lihen Stadtverfafjungen unter den Maßregeln der merkantilifti- 
ſchen Gewerbepolitif, jenes auf der Vorherrſchaft der Städte be= 
ruhende Privileg ihrer Gemerbetreibenden, in dem Umkreiſe von 
einer Meile um die Stabt feine Handwerker zu dulden, dieſes 
Gebiet des flachen Landes alfo ausichließlih mit ihren Erzeug- 
niffen zu verforgen®. Daß freilich diefe Frageftellung zunächſt 


1 An diefer Verzögerung trugen vor allem die Mißhelligfeiten zwifchen 
dem Kommerzhofrate und dem Kommerzlonfefle Schuld, da gerade in diefer 
Frage eine tiefgehende Meinungsverfchiedenheit zmifchen dem Grafen Philipp 
Sinzendorf und dem Nate der Hofftelle v. Doblhoff beftand (vgl. 
oben S. 100 Anm. 4). Die Behörden befchuldigten fi denn auch gegen- 
feitig, die Berichterftattung verfchleppt zu haben (Bortrag des Kommerz- 
hofrats vom 7. November 1762 N. Ö. Komm. Fasc. 5). 

3 Kabinettichreiben vom 14. Oktober 1762. Es war veranlaßt durch 
die „von einem anonymo in Anfehung des Erzherzogthums Öfterreih unter 
der Enns und der Stadt Wien eingereichten reflexiones”, in denen u. a 
der Antrag auf Erneuerung des Meilenrechts geitellt worden war. Der 
Referent der niederöfterreichifhen Landesftelle, Mitteldrat von Eger, hatte, 
zur großen Entrüftung feiner vorgefegten Behörde, die Anträge diefer Denk⸗ 
ſchrift Tebhaft unterftügt (Kart. IV E 11 ad No. 81 ex Sept. 1762; St. R. 
No. 3004 ex 1762). 

° Bol. Mittermaier, Grundfäße des gemeinen deutſchen Privat« 
rechts 7. Aufl. 1. 8b. 8 140. Nur in geringen Reften batte fi vieles 
Meilenreht noch erhalten, namentlih in dem ausſchließlichen Rechte der 
Städte in den Sudetenländern, das flache Land mit Bier zu verforgen. — 
Es bemerkt übrigens gelegentlich die Hoffanzlei, es müſſe der Verfafler ber 
Reflerionen jamt dem Referenten von Eger in diefem Punkte „von der alls 
biefigen Landesverfaſſung“ wenig Kenntnis befigen. Denn es fei bereits 
vor mehreren Jahren „wegen denen auf dem Lande befindlichen Hand” 
werkern eine vollfommene Unterfudung gehalten, und die meifte in bie 
Städte und Märkte Hineingezohen ihnen auch gewiſſe Gezürke, Brief- und 
DViertelsLaden, welche von denen in denen Städten befindlichen Hauptlaben 
abbangen , ertheilet worden. Einige ohnentbehrlide Handwerker aber, als 
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bloß auf die landesfürjtlichen Ortſchaften beſchränkt war, bie 
fi von den übrigen wohl duch ihre politifche Verfaffung, nicht 
aber auch durch die ökonomiſchen Verhältniffe unterfchieden, fonnte 
nit ohne Einfluß auf die Beurteilung des ganzen Planes 
bleiben. 

Die Grundlage für den im Jahre 1764 von der Hofkanzlei 
darüber erftatteten Vortrag! bildeten vor allem die Berichte 
der vier Kreisämter Niederöfterreihs. Sie befaßten fih, auf 
Grund eines jhon 1761 ergangenen Auftrags?, bloß mit dem 
Probleme, welhe Erleichterung man den Manufakturiften zu— 
geftehen könne, um fie zur Beſiedelnng der Landftäbte zu ver- 
anlaſſen. Graf Karl Zinzendorf, als Mitglied des niederöfter 
reichiſchen Kommerzkonjefjes, hatte dieſe Berichte in einem zuſammen⸗ 
faſſenden, jehrausführlichen Referate bearbeitet?. Esergabfihdaraus, 
daß die Zahl jener Ortjchaften, welche die Aufnahme von neuen 
Profeſſioniſten wünjchten, ſehr gering war. „Die allermeiften 
Ortſchaften“, jo heißt es in dem Referate, „führen die allgemeine 
Klage, fie haben ſchon Profeffioniften von verſchiedenen Hand: 
werfen, die fi ſämmtlich fümmerlich hinbringen; noch mehrere 
bey ihnen aufgenommen, jo fommen fie gar an den Bettelftab“ *. 
Die Gründe diefer Klagen feien in den verſchiedenſten Momenten 





Bäder, Schneider, Schufter, Schmiede, Wagner, haben ohnmöglich denen 
Dörfern können genommen werden." (Vortrag dom 18. November 1762; 
Kart. IV E 11 No. 81 ex Sept. 1762.) Nähere Daten über die hier er- 
mwähnte Mafregel find den Akten nicht zu entnehmen. 

4 Vortrag vom 18. Februar 1764 „das bey denen Iandesfürftlichen 
Stäbten und Märkten in Unter-Öfterreich einzuführende Meilen-Recht mittelft 
Einziehung deren Profeffioniften in diefelden betreffend“ (Fase. IV F in 
gen No. 44 ex Martio 1764 N. 6) 

® Refolution vom 24. Auguft 1761 (R. Ö. Komm. Fasc. 639). 

3 €8 war dies die erſte größere Arbeit des Grafen; fie wurde „mit 
vieler Nachſicht beurteilt“ (vgl. Bettenegg, Ludwig und Karl Grafen 
von Zinzendorf ©. 172). 

+ „Benn biefe Klage von denen Profeifioniften ſelbſt geführet würde,“ 
jo bemerft daS Referat weiter, „jo könnte man mit Recht die Gültigkeit 
berfelben in Zweifel ziehen, denn das einmüthige Lied der Fabricanten, 
welches fie zum Behuf ihrer Zunftsverfaßungen und geſchloßenen Gulden 
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zu ſuchen: in der Armut der Landbevöllerung, in ihrer über 
mäßigen Belaftung mit Abgaben, die fie außerftand ſetze, ge- 
werblihe Erzeugnifje über den unbedingt notwendigen Bedarf 
binaus zu konſumieren, in ber vielleicht wirklich unverhältnis- 
mäßig großen Zahl von Gewerbetreibenden, in ben Fehlern ber 
ſtädtiſchen Steuerverfaffung, in dem Mangel an dem erforber: 
lichen Rohmateriale. 

Jene Erwägungen, die man allgemein dafür geltend mache, 
daß dem flachen Lande nur die unentbehrlichften Handwerker ge⸗ 
laffen, alle übrigen Profeffioniften aber in den Städten ange 
fiedelt würden, faßt Zinzendorf in feinem Referate folgenber- 
maßen zufammen: „a) Werbe daburh die Eirculation im 
Lande beßer erhalten, wann der Landmann das Feld befäet, und 
deßen Erträgnüße in die Städte zum Verlauf bringet, und ba- 
gegen jeine Bebürfnüße ihnen annimmet. 8) Die Städte fommen 
dadurh um ihren Flor, daß fih fo viele Profeffioniften auf 
denen Dörfern niederlaßen,, diefes ift zufolge des Lipius! bie 
gemeine Klage verjchiedener ehemals blühender fchlefifcher Städte. 
Diefem Übel haben die Verordnungen unferer Vorfahren fehr 
weißlich vorzubauen gewußt, wenn fie alle opifices aus denen 
Dörfern ausfchloßen. y) Der wichtigſte Grund aber, weßwegen 
es ſchädlich zu feyn fcheinet, die Dörfer mit Commercial⸗Profef⸗ 
fioniften zu befegen, ift der: der Aderbau leidet dadurch Gefahr, 
indeme der Landmann durch die Reizung eine bequemeren Ber- 
dienftes von felben abgezogen wird... . . Die Bauernlinder, 
welche den Unterfchied zwifchen dem Schidfal ihrer Eltern und 
ſolchen Profeffioniften täglich vor Augen fehen, werben den Ader- 
bau verlaßen, nnd größtenteils einer erträglicheren und bes 
quemeren Nahrung nachgehen; auf diefe Art könte dieſer nuz⸗ 


fingen, ift, daß fie um ihr Brodt fämen, wenn man ihre Anzahl vermebre.* 
Allein in diefem Falle handle es fih um Außerungen von berrfchaftlichen 
Verwaltern und Beamten. 

ı Gemeint ift zweifellos Andr. Mart. Lipius, Einleitung in die 
Sinanzwiflenihaft überhaupt und der jchlefifchen insbeſondere. Breslau 
1761 ©. 36 fe. 
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lichſte Zweig der menſchlichen Beſchäftigungen .. - + . in Ver⸗ 
achtung gerathen und noch mehr als jegt verabfäumet werben. 
Wenn im Genuefifhen die Bauern Sammetmacher find, jo it 
dieſes ein Kennzeichen, daß fie entwebers nicht viel Feld haben, 
ober daß der Feldbau von ihnen gegen eine einträglicere Nah— 
rung verlaßen worden. Die Hände, melde den Pflug ge 
hoben, werben ſich ſchwerlich zu einer fo feinen Fabricatur, wie 
der Sammet ift, jchiden“. 

In diefen und ähnlichen Bemerkungen Zinzenborfs zeigt ſich 
ganz deutlich feine Abhängigkeit von phyſiokratiſchen Anſchauungen. 
Nur im Interefje der Hebung des Vauernftandes will er die 
Einführung gewifjer gewerblicher Beſchäftigungen auf dem Lande 
gefördert wien, um ben Bauern einen Nebenverbienft zu ver 
ſchaffen, ohne fie dem Aderbau zu entfremden; bazu rechnet er 
insbefondere die Spinnerei und das Wollfimmen, die Erzeugung 
grober Leinen und wollener Zeuge, die Zucht der Seidenwürmer. 

Um aber Profeffioniften in die Städte zu befommen, müfje 
man ihnen vor allem die Anfieblung daſelbſt erleichtern. Eine 
Neihe weiterer Anträge Zinzendorfs betraf die Gewährung von 
DMauterleihterungen, eine befjere DOrganifation der Kommerz 
behörden und Vorſchläge zur Hebung der Tertilmanufattur!. 

Bon der Wiedereinführung des Meilenrechtes jpeziell in den 
landesfürſtlichen Ortſchaften war dagegen in biefem Referate 
deshalb nicht die Rebe, weil 1761, als der erwähnte Auftrag an 
die Kreisämter erging, dieſe Frage noch gar nicht aufgeworfen 
war. Defto mehr bejhäftigten fi die Gutachten der übrigen 
Behörden mit biefem Probleme?. Freilih nur, um jeine Uns 
durchführbarfeit zu beweiſen. 

Durch die Landesrektifitation, jo faßt die Hoffanzlei alle 
übrigen Berichte zufammen, ſei „die Gemwerbfteuer als ein 
Contributionale im ganzen Lande eingeführet“, und ſowohl bie 





U In biefen Anträgen ift er ſichtlich beeinflußt durch Schröders 
Frl. Schag- und Nentlammer S. 223 fg- 
2 68 erflatteten bazu Berichte: bie Landesregierung, die nieder» 
öfterreichiichen oberen Stände, der Kommerzhofrat und die Hofanzlei. 
Pribram, Öfterreigtige Gemerdepolitit I. 12 
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auf dein Lande, als bie in den Städten und Märkten wohnen 
den Brofeffioniften damit belaftet. Die ſchlimmſte Zerrüttung 
diefes ganzen, jo mühſam eingerichteten Steuerſyſtems müfje die 
unausbleiblihe Folge einer Einführung des Meilenrecht3 für 
die landesfürftlicden Ortfchaften fein; denn mwoher* follten bie 
Grundherrſchaften einen Erfag für die ihnen auf folde Weile 
entzogenen Untertanen nehmen? Aud ber Verſuch, jene Drt- 
Ihaften zur Aufnahme neuer Profeflioniften zu zwingen, würde 
unabjehbare „Zwietraht, Procef und Verwirrung” berauf: 
befhwören. 

Endlich beweife auch das Beifpiel Böhmens, wo das 
Meilenreht bei einigen großen Städten beitanden habe, aber 
infolge der daraus erwachſenen fortwährenden Streitigkeiten, 
dann infolge der Nachteile, die e8 dem Landmanne zufügte, 
„wieberum in desuetudinem gekommen“, daß dieſes Jus milians 
dem Lande nicht allein nicht nüßlich, fondern vielmehr ſchadlich 
fey“. Den lanbesfürftliden Städten könne nur geholfen werben- 
indem man ihnen einige Erleichterungen, vor allem in den Ein, 
quartierungslaften, gewähre; man müſſe fie überdies veranlaffen, 
jene Profeflioniften, die ſich „freywillig und ohne Zwang“ an⸗ 
fiedeln wollten, nicht zur Erwerbung des Bürgerrechts und zum 
Anlauf von Häufern zu verhalten, ihnen vielmehr einige Sabre 
vollitändiger Freiheit von allen Abgaben zuzugeltehen, „inbeme 
nicht der Nothzwang, als ein dem Staat meiltens ſchädliches 
Weeſen, fondern dergleichen Beneficia zum öffteren gute Würkung 
gethban, und das Land bevölferet haben, auch nur die Wohl- 
thaten die bequemlichfte Mittel zu ſeyn jcheinen, einen freyen, 
in feiner Kunft und Profeffion erfahrenen Menſchen berbey zu 
loden, um in denen landesfüritliden Städten und Märdten 
fein Glüd und Nahrung zu ſuchen“. 

Die übrigen Bedenken und Anträge der Behörden ergeben 
fih aus der allerhöchſten Entſchließung auf diefen Vortrag, die 
zunächſt auf den Gedanken einer Wiedereinführung des Meilen- 
recht3 vollfommen verzichtet. Es fei niemals Abfiht der Mon: 
archin gemejen, jo erklärt fie, den untertänigen Städten und 
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Märkten „ihre mit denen landesfürftlihen glei habende bur- 
gerliche Gerechtſame zu entziehen, und fie von denen Profeffio- 
niften und Handwerkern zn entblöffen”. Jene Gewerbetreibenden, 
die ſchon auf dem flachen Lande anfällig wären, follten dafelbft 
belaffen, jedem aber freigeftellt werben, ſich gegen Erwerbung 
des Bürgerreht3 in einer landesfürftlihen oder untertänigen 
Stadt anzufiedeln. Im übrigen aber wurde ben Behörden 
wiederum aufgetragen, geeignete Vorfchläge zu erftatten, wie zur 
Hebung der Städte und Märkte in allen Erblanden das Kontri- 
butionale erleichtert, und „allenfalls durch einführende Accifen 
in eine befjere Gleichheit gefeget werden möge“. 





So nahm man denn von allen Zwangsmaßregeln Abftand 
und ſuchte den Zwed einer Bevölkerung der Landitädte auf in- 
direktem Wege zu erreichen. Auf Grund weiterer Verhandlungen 
wurden in allen Erblanden für die „in denen Landſtädten fich 
anfäjfig machen mwollenden Commercial-Manufacturiften“ einige 
befondere Begünftigungen in Ausſicht geftellt. Sie follten „mit 
der Erfauffung eines bürgerlihen Hauſes und bis dahin mit 
der Erlegung einer Caution nicht beſchweret .. .. werben“. 
Auch die Herabjegung der Taren für die Erwerbung des Bürger- 
und Meiſterrechts wurde angeordnet ?. 

Ganz fpezielle Vorteile wurden übrigens jenen Manufaktu- 
riften zugejagt, die fih in den Iandesfürftliden Ortſchaften 


! Diefer Auftrag erging an die Länderftellen mit Defret vom 4. März 
1764 (Fase. IV F in gen No. 44 ex Martio 1764 N. Ö.). 

Die Idee einer Erfegung der Gemerbefteuer durch eine Atzife fpielte 
damals in der finanzwiſſenſchaftlichen Literatur eine große Nolle. Yufti 
belämpfte fie in feinen Schriften aufs lebhaftefte und vertrat die Vorzüge 
der Gewerbefteuer insbefondere in feiner Abhandlung von den Steuern unb 
Abgaben (1762). Über die Bedeutung ber Akzife für die Finanzerfaffung 
des 17. und 18. Jahrhunderts vgl. Schmoller, Umriffe und Unter 
ſuchungen 8.152 fg. — Für Öfterreich fheint übrigens der oben erwähnte 
Auftrag eine nennenswerte Bedeutung nicht erlangt zu haben. 

* Dekret an alle Zänderftellen vom 9. Auguft 1766 (Kart. IV A 1 
No. 33 ex Aug. 1766 Böhm, St. R. No. 1399 ex 1766. Bat. auch Cod. 
Austr. VI &. 823). 

12° 
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Niederöfterreihg anfiedeln würden!. Über ausdrüdlichen Befehl 
der Kaiferin wurden derjelben durch einige Jahre (bis 1770) 
eigene Berichte über den Stand der Kommerzialgewerbe in dieſen 
Ortfchaften erftattet. Doch waren die Ergebniſſe diefer Berichte 
keineswegs fehr befriedigende ®. 


Die alte Frage aber, ob nicht doch alle gewerbliche Tätig: 
feit vom flachen Lande abgezogen und in die Städte vermwiefen 
werben folle, war durch diefe Verfügungen freilich nicht endgültig 
erledigt. Immer wieder taucht das Problem für die verfchie- 
denen Erbländer von neuem auf. Zunächſt für Schlefien, ver- 
anlaßt durch eine Bejchwerde der Städte Troppau und Jägerndorf 
vom Sabre 1765, in welcher diefelben proprio et communi- 
tatum nomine neben anderen Klagen über bie allzubohen 
Steuerlaften und die Ausfuhrverbote auch Beſchwerde über die 
Beeinträchtigung der ftäbtifhen Gewerbe durch die auf dem 
flachen Lande anſäſſigen Profeffioniften führten ®. 


1 Detret vom 28. Juni 1766 (Fasc. IV F in gen No. 147 ex Jun. 
1766; Cod. Austr. VI ©. 818). Eine Aufzählung diefer Begünftigungen 
bringt ein Vortrag des Kommerzhofrats vom 13. Ditober 1768 (N. OÖ. Komm- 
Fasc. 63/2). 

2 St. R. No. 2008 ex 1768; No. 2033 ex 1770. 

2 Fasc. IV F in gen No. 1 ex 1765 Mähren- Schlefien. Die bes 
treffende Stelle der Bejchwerdeichrift mag hier im Wortlaute angeführt fein, 
da fie ein charalteriftifched® Bild der Gemwerbeverfaffung Schlefiend gibt: 
„Und wie zumahlen die in anno 1753 allergeredhteft emanirte Incorpo⸗ 
rationd » Ordnung, krafft welcher die Heegung deren Pfuſchereyen denen 
Dominiis auf dem Lande unter einem Poenali von 100 Duggaten ver» 
bothen ift, und welde fehr heilfambe Berfaffung in dem angrängenden 
Marggrafitbum Mähren zum größten Bortheil deren Städten genauefte be 
obachtet wird, bier Landes in feinem gänzliden Innhalt dato nidt zur 
Publication gediehen, als geſchiehet es, daß viele Dominia derley Dorff- 
Handler und Profeffions-Pfujchere geflieflentlich ob ihrem Intereſſe in alle 
Meege zu mehren fuchen, von folhen in Betracht ded treibenden Handels 
und Gewerbs befonders nahmbaffte herrichafftliche Zinfen einhöben, und durch 
dergleichen Leuthe ein ordentlich neues regale Dominii introduciren wollen, 
wo doch weder, die Dominia von derley einhöbenden Zünßen, nod bie 
Dorffhändler und Profeffioniften von ihrem treibenden Handel, oder Ges 
wörb, außer einigen Kreußern Clafjen-Geld Euer römifch kayßer⸗-königlich 
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Auch) hier ſuchte man!, ohne entſchiedenen Eingriff in die 
wirtſchaftlichen Verhältniffe, nad Möglichkeit den Veſchwerden 
Nehnung zu tragen. Während die Zunftgeneralien fämtlichen 
Handwerkern des flachen Landes geftattet hatten, ihr Gewerbe 
zu treiben, wofern fie fih nur bei den Innungen der nächſt- 
gelegenen Städte inforporieren ließen, follten die Polizeigewerbe 
in Hinkunft, fomeit fie nicht „zur Landescultur und Wirtſchaft“ 
nötig waren, in die Städte gezogen, die Zahl biefer Gewerbe 
auf bem flahen Sande nah Möglichteit vermindert werben. 
Die Kommerzialprofeffioniften dagegen fonnten nach wie vor 
unter Beobachtung der beftehenden Vorſchriften ihr Gewerbe auf 
dem flahen Lande ausüben; waren fie (wie die Weber und 
‚Strider) vom Zunftzwange ausbrüdlicd ausgenommen, jo waren 
fie aud) „auf dem Lande indistinetim zu gedulten“. Die übrigen 
mußten ſich entweder bei der nächſten ſtädtiſchen Zunft inkorpo— 
tieren oder mit einer gratis zu erteilenden Lizenz verſehen Lafjen. 
‚Der Handel auf den Jahrmärkten blieb nach wie vor frei; ber 
Krämerhanbel auf dem Lande jollte aber nur infoweit geftattet 
werben, als das Landvolk außerftande war, fi in den Städten 
mit den erforderlichen Waren zu verfehen. 

Ähnliche Klagen über die Beeinträchtigung der ſtädtiſchen 
Gewerbe durch Handwerker und Pfufcher, die fi auf den „näher 
an denen Städten liegenden Herrſchafften und Güttern“ an- 





apoſtoliſchen Majeftät das geringfte verfteuern, wohl aber das allerhöchfte 
Aerarium in denen Zoll- und anderen Gefällen . . . alljährlih nahmhafft 
bendchtheiligen, ja mit denen ſchlecht verfertigenden Manufactis ſowohl in- 
als außer Marktzeiten durch dad gantze Land und fo gar bis in die be- 
zunffte Städte haußiren Lauffen, durch melde gefag- und generalienwidrige 
Unordnung und Beeinträhtigungen nothfolglihen die Städte mit denen 
fo hoch zu verfteuren habenden Realitäten gäntzlichen untergehen müßten, 
falls der Sand- und Bauers-Mann nicht zu feinem Pflug und Ader ane 
gewieſen, der Burger -Stanbt aber bey feinen wohl hergebradhten, loſtbahr 
verfteuernden Privilegien, Gerechtfamben und Gewerben aus allerhöchſter 
Macht nicht gefhüget und aufrecht erhalten würde‘ . . . Bl. auch 
Habmiger in ber Zeitfhrift für die gef. Staatswiſſenſch. 1904 ©. 433. 

2 Dekret vom 26. Juli 1766 (Fasc. IV F in gen No, 8 ex Jul. 
1766 Mähren-Sclefien). 
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fiedelten, liefen auch aus Böhmen ein!, wo die Lage ber Städte 
noch immer eine fehr traurige gemwefen zu fein fcheint. So 
wurde auh in Böhmen die Forderung laut, das Meilenredt 
wieder einzuführen, „und andurd die ftädtifhe Magiftraten zu 
befugen, .... derley Störerey und Beeinträchtigungen in denen 
Dörfern abzuftelen, und derley Winkel-Profeffioniften in Die 
Städte zu nöthigen, um ben Stand der Burgerfhafft zu ver- 
mehren, folglichen die öd-ftehende Behaufungen wiederum zu 
befegen“. Und damit im Zufammenhange wurde verlangt, daB 
ben Klöftern, Stiftern und Regimentern unterjagt werde, ihren 
Bedarf an gemwerblihen Produkten durch eigene Profeffioniften 
beritellen zu laffen, oder durch Import aus dem Auslande zu 
beden”. Eine direkte Erledigung fanden indes dieſe Anträge 
nicht ®. 

Wohl aber wurde 1767 in Böhmen, wie ſchon mehrere 
Jahre vorher*, wiederum die Einfegung einer befonderen Kom⸗ 
milfion aus Mitgliedern des Guberniums und des Kommerz 
konſeſſes angeordnet, die fi befonder® mit der Hebung ber 
Städte bejchäftigen follted. Aus den Fragen, deren Beantwor- 
tung ihr aufgetragen wurde, find die Maßregeln zu entnehmen, 
die man plante: Db den Dominien das Recht zur Verleihung 


1 Bericht des Kommerzial- Infpeltord v. Lieblein, vorgelegt mit 
Beriht des böhmifchen Kommerzkonſeſſes vom 7. Dftober 1766 (Böhmen, 
Komm. Fasc. 53). 

2 Begründet wurde diefer Antrag damit, daß „beede dieſe Stände 
nemlich der geiftlihe und Militärftand, von denen Einfünfften der Re 
publiquen ernähret und erhalten werden”; fie feien daher „nah Maas 
deren gemeinfhafftlichen Pflihten verbunden, ein Theil dieſes Genuſſes 
denen hierzu beftimmten Mitgliedern des Staatd, welche megen derley Ge⸗ 
werbe in ftarfen Anlagen ftehen, zufließen zu machen.“ 

Es liefen übrigens auch fpäter wiederholt Klagen der ftäbtifchen Hand» 
werker gegen bie 1767 errichteten Militäröfonomielommiffionen ein, die den 
Bebarf des Heered an Monturen ufw. in eigener Regie berzuftellen be 
ftimmt waren. 

® Der betreffende Alt kam unerledigt in die Regiftratur. 

Vgl. oben S. 49 Anm. 

5 4. 5. refolvierter Prot.:Extr. des Kommerzhofrat3 vom 23. Juli 
1767 (Böhm. Komm. Fasc. 50 No. 19), 


Fünftes Kapitel. Die Derteilung der Nahrungszweige ufw. 183 





„bes Handels oder eines andern Induſtrial-Triebs“ zuftehe, und 
inwieweit ben ländlichen Handwerkern der freie Verkauf außer 
halb des Gutsbezirks, beſonders auf Jahrmärften, zu geitatten 
wäre; welche Handwerker „zu Behuf der Agricultur- und 
Wirthiafftspflege” auf dem Lande geduldet werden follten; 
in welcher Entfernung von den Städten der Krambandel zu er- 
lauben ſei; endlich welche „Fabricaturs-Gattungen, befonders 
in denen zum auswärtigen Verjchleiß geeigneten generibus“ 
auf dem Lande eigentlich „zu radiciren ſeyn dörfften“. 

Von Belang jheint indes, wie die jpäteren Verhandlungen 
über ähnliche Fragen vermuten lafjen, die Tätigkeit dieſer Kom: 
miffion ebenfalls nicht gewejen zu fein. 

Und ähnlich wie der böhmifche, jo wird auch der vorber- 
öfterreichijche Konſeß angemwiejen!, „die eigentlichen Umftände der 
fir die Städte fonderheitlich geeigneten Commercial-Profeffio- 
niften verläßlich zu erheben, und ferners anzuzeigen, welche ber 
Commercial-Profefioniften ſich Grundftüde erfauffet, und ihre 
Profeffionen vernachläffiget”. 

Eine wirkliche Erledigung fand das ganze, jo viel- 
erörterte Problem einer richtigen Verteilung der Erwerbszweige 
zwifchen Stadt und Land nicht. Aber daß es mit ſolchem 
Nahdrud, und immer von neuem aufgeworfen wurde, beweiſt 
zur Genüge, wie tief es im Ideenkreiſe der merkantiliſtiſchen 
Wirtſchaftspolitik wurzelte. Indes die gewerbliche Entwidlung 
des flachen Landes war ſchon zu weit vorgefchritten, ala daß fie 
kurzerhand durch ftantlihe Verfügungen zugunften bes ftäbtifchen 
Handwerks hätte unterbunden werben können. Und vielleicht 
war auch die Scheu der unteren Behörden, namentlich der 
Kreisämter, vor gewaltfamen Eingriffen in die wirtjchaftliche 
Entwidlung zu groß. So mußte denn die Mehrzahl dieſer 
Verhandlungen unerledigt im Staube der Regiftratur enden. 


Analoge Erwägungen einer richtigen Verteilung der Er» 


3 Reffript vom 17. April 1769 (I. Ö. Komm. Fase. 77 No, 70 ex 
Aug. 1769; St. R. No. 1193 ex 1769). 
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werbsjweige, nur im Sinne eines Schußes des Aderbaus gegen 
das Üibergreifen der induftriellen Tätigkeit auf das flache Land 
hinberten übrigen 1766 die Aufhebung der in den Subeten- 
ländern noch vielfah übliden Zaren, welche die Grundberr- 
fchaften von ihren Untertanen für die Erteilung des Konſenſes 
zur Erlernung eined® Handwerks oder Erlangung des Meiſter⸗ 
recht® bezogen. Es erging zwar über Antrag des Kommerzhof⸗ 
rats der Befehl, ein Gutachten der Gubernien von Böhmen und 
Mähren einzuholen, wie diefe Konſenstaxen „generaliter auf- 
gehoben werden könnten”. Der Bericht des böhmifchen Guber- 
niums ergab, daß diefe Taren als herrſchaftlich inkataftrierte 
Gefälle angejehen wurden, deren Höhe 1 fl. nicht überftieg. 
Dagegen beliefen fie fi in Mähren meilt höher (bis 6 fl.) und 
hatten teils ebenfalls die Form infataftrierter Gefälle, teils den 
Charakter von Kanzleitaren. Der Hoflanzlei ſchien es nicht 
rätlih, den Dominien die Befugnis zur Erteilung dieſer Kon- 
fenje zu nehmen, „wasmaßen jedes Dominium dafür zu forgen 
bat, daß durch vorzügliche Ergreiffung der Manufacturen dem 
Aderbau nicht zu viele Hände entzogen werden”. Deshalb er- 
hielt das böhmifche Gubernium bloß den Auftrag, dafür zu 
forgen, daß feine Erhöhung der Konfenstare über die „pro nor- 
mali berzeit beftehende Gewohnheit“ ftattfinde; und ähnlich 
wurde das mähriſche Gubernium angemwiefen, daß der von einigen 
Dominien „über die Maßen erhöhete Bezug” von derlei Konſens⸗ 
taren nach der hergebradhten geringeren Tare herabgeſetzt werde. 

An dieſer Stelle mag auch noch einer Erjcheinung gedacht 
werden, die fih für die bisher landmwirtfchaftlich tätige Bevölfe- 
rung aus der Verbreitung der Induſtrie auf dem flachen Lande 
ergab. Die Gründung induftrieller Unternehmungen auf den 
berrichaftlihen Gütern hatte nämlich gelegentlich eine Umwand- 
lung der Frondienſte in Leiftungen zu gewerblichen Zweden zur 


— — — — 


1 Diefe Verhandlungen nah dem Prot.Extr. des Kommerzhofrats 
vom 4. Dezember 1766 und jenem der Hoflanzlei vom 19. und 20. Dezember 
1766 (Böhmen Komm. Fasc. 62). Die näheren Detaild bei Grünberg, 
Bauernbefreiung II S. 360-868. j 
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Folge!. Auf der Herrſchaft Dobrziſch in Böhmen z. B. waren 
mehrere Dorfihaften mit ihrer Arbeitsfchuldigfeit an die Verg- 
mwerfe und Eifenhämmer ber Herrſchaft gewiejen. In den Berg- 
werten arbeiteten übrigens auch untertänige Bergleute gegen 
Lohn, die ihre Fronfhuldigfeit mit einem Teile desſelben ab- 
Löften. Ähnlich wird von der Walbfteinfchen Tuchfabrif in 
Oberleutensdorf erwähnt, daß die Untertanen „die Arbeit in 
der Fabrik als robotmäßige Pflicht verrichten mußten“ ?, 





Sechſtes Kapitel. 


Die Stellung des ISnnenhandels in der 
Gewerbepofitik. 


(Gründe einer mangelnden Unterftügung der inländifchen Induftrie ſeitens 
der Kaufmannjhaft S. 185. — Verhandlungen über die Scheidung zwiſchen 
gewerblicher Produktion und Handel; Verſuche, die Manufakturiften vom 
Detailfandel mit ihren Waren auszufchliefen S. 188. — Projelte zur 
Förderung des Abſahes ber inländif—hen Erzeugniffe S. 192. — Hofrat v. 
Degelmann über das Syftem der Handelspolitif S. 195. — Abſatzſchwierig · 
Teiten der Großbetriebe; günftigere Lage der Heineren Manufakturiften S. 199.) 


Faft noch mehr als die Verteilung ber Erwerbszweige 
zwiſchen Stabt und Land bejchäftigte die Frage einer Abgrenzung 
zwifchen der gewerblichen Produktion und dem Handel in dieſer 
Periode die Behörden. Die Grundidee war in ben beiden Pro- 
blemen biejelbe: das Streben nach einer „gleihförmigen Ber: 


* Bgl. dazu Grünberg, Bauernbefreiung 1. Bd. S. 86 fg. 

® Scälefinger, Zur Gefhichte der Induftrie in Oberleutensborf 
©. 139. Die Behauptung Schlejingers, daß dieſe untertänigen Arbeiter 
überhaupt feinen Lohn erhielten, ift wohl unrichtig. Wenn in den Betriebs - 
tehmungen der Fabrik feine Arbeitölöhne auögemiefen erſcheinen, fo bürfte 
ſich dies vielleicht durch den Umftand erklären, daß den bei der Fabrik an- 
‚geftellten Spinnmeiftern und „Sabrifanten“ die Verpflichtung oblag, ihre 
Gehilfen ſelbſt zu bezahlen; ähnlid wie dies Demuth von dem Manu- 
fatturenhaus zu Weißwaſſer berichtet. (Demuth, Das Manufakturenhaus 
zu Weißwaſſer ©. 321.) 
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tbeilung der Nahrungs-Gefhäften in dem Staat, um bie 
Schwierigkeiten abzuwenden, welche fowohl Monopolium als 
Polypolium verurfadgten” . Die einer Vermehrung ber Be 
völferung ſchädliche Vereinigung verfchiedener Erwerbszweige in 
einer Hand follte verhindert werden, damit nicht der eine zus 
gunften des andern eine Beeinträchtigung erleide. Dieſe Gefahr 
ſchien, der herrſchenden Auffaſſung nad, insbefondere für Die ge⸗ 
werbliche Produktion fehr groß, wenn man den Manufalturiften 
ohne weiteres den weit bequemeren Handel geftattete. Aber einfach 
war das Problem deshalb doch nit: denn es ftand zu be- 
fürdten, daß man den über den lokalen Bedarf hinaus ar: 
beitenden Gewerben jede Ausfiht auf Abſatz abfchneide, wenn 
man fie mit dem Verlaufe ihrer Waren ausfchließlid an bie 
Handel3leute und Verleger anwies. Und die wenig erfreulichen 
Erfahrungen, welche die Behörden bei den verfchiedenften Ge⸗ 
[egenheiten mit dem Handelsſtande der Monarchie gemacht hatten, 
waren nur geeignet, die Bedenken gegen eine ſcharfe Scheidung 
der beiden Berufszweige zn verftärken. 

E83 wurde ſchon früher dargeftellt ?, wie die Abneigung der 
Kaufmannſchaft gegen eine Förderung der inländifchen Induſtrie, 
ihre Vorliebe für fremde Waren allen Beitrebungen der Behörden 
zur Hebung der Inlandsproduktion hemmend entgegentraten®. 

Diefes Verhalten der Kaufleute fand zum Teile feine Er- 
klärung in der unzweifelhaft ſchlechteren Qualität der inländi- 
chen Erzeugniffe‘. Über eine Reihe anderer Gründe aber gibt 


I Brot.-Ertr. des Kommerzhofrats vom 31. Juli 1769 (Böhmen Komm. 
Fasc. 51 No. 5l ex Aug. 1769). 

2 Bol. oben ©. 79. 

8 „Die alltägliche Erfahrung beftättiget,” fo bemerkt 1768 der Kommerz. 
bofrat, „wie die Landed-Manufacturen von niemanden mehrers ald von 
denen Kauff- und Handelsleuthen verhaffet werden, indem fie bey denen 
fremden Waaren viel beflere Rechnung finden, und ſich eben derohalben auf 
die Einfhleppung derer verbottenen Waaren fo emfig verlegen, und alles 
anwenden, um neu angehende Fabriquen in der erften Geburth zu zer 
nichten.“ (Vortrag vom 11. Dftober 1768; N. ©. Komm. Fasc. 55.) 

So ein Votum des Staatsrats Stupan (St. R. No. 3060 ex 
1763). 
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ein Vortrag des Kommerzhofrates von 17651 Aufſchluß, der 
pegiell den Seidenhandel Wiens zum Gegenftande hatte, eine 
Verallgemeinerung indes zweifellos gejtattet. Der Seivenweberei, 
jo heißt es bier, mangle es num nicht mehr jo jehr an tüch- 
tigen Meiftern, als vielmehr an dem kaufmänniſchen Exnite, 
diefen Gemwerbezweig zu unterjtügen. Die Kaufleute hätten jelbit 
ſchon zugegeben, daß die Wiener Seidenware in vielen und 
gerade ben kurrenteſten Artikeln die fremde übertreffe, mithin 
beſſer und mohlfeiler jei. Und doch ziehe der Kaufmann die 
fremde Ware vor; benn er fünne fie auf Kredit befommen und 
die ausgejtellten Wechjelbriefe dann mit dem Erlöfe der ver- 
fauften Ware tilgen. Die meiften inländiſchen Meifter aber feien 
mittelos und daher außerftande, dem Kaufmanne Kredit zu 
gewähren. So zeige ſich die bedauerliche Erſcheinung, daß, ftatt 
wie in Frankreih und England den Fabrifanten zu verlegen, 
für ihm die Rohſtoffe anzufchaffen, die Arbeitslöhne zu bezahlen, 
der Kaufmann in Öfterreich gerade umgekehrt von dem Fabri- 
fanten verlange, daß diejer dem Raufmanne jo lange Kredit ge- 
währe, bis die Ware verfauft jei. „Man hat fich aber darob 
nicht zu befremden“, jo fügt der Bericht erflärend hinzu, „wenn 
man in Betrahtung ziehet, daß die mehrefte Seidenzeughändler 
allhier bey geringen Vermögen ftehen, und ſich vornehmlich mit 
jrembem Credit behelffen müffen; ihr Waarenlager erforderet ein 
ftarfes Sortiment, welches ihre Kräfften weit überfteiget, und da 
fie zugleich bey denen Herrſchafften mit ftarfen Activis verflochten 
jeynd, ja auch denen Kaufleuten in Hungarn und Siebenbürgen 
einen mißlichen Fido geben müßen, fo ergiebet ſich von jelbiten, 
daß fie zu großen Unternehmungen und contanter Einlößung 
derer erbländifchen Manftfacturs-Waaren untüchtig jeynd, folgbar 
nur jenes machen laßen, was fie zur täglichen Verkehrung nöthig 
haben“. Daraus folge aber ein allgemeiner Mangel an Unter- 
nehmungsluft und Spefulationsgeift bei den inländifhen Kauf- 
leuten. So jeien denn oft genug Fabrifanten, die keinen Ver- 





 Bortrag vom 17. Juni 1765 (N. Ö. Komm. Fase. 58). 
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leger fänden, genötigt, ihre Waren unter dem Koftenpreife ber- 
zugeben; das ftürze nicht nur fie felbit ins Verderben, fonbern 
fhädige au den Kaufmann und die übrigen Meifter, „beren 
Waaren andurch verſchlagen“ würden. Und gelegentliche andere 
Bemerkungen in den Alten laſſen erkennen, daß die gefchilberten 
Übelftände für alle Zweige des Großhandels in ähnlicher Weiſe 
zutrafen !. 


Die Verhandlungen, melde in biefer Periode über das 
Problem der Scheidung zwifchen gewerblicher Produktion unb 
Handel geführt werben, laſſen denn auch deutlich erkennen, wie 
ſchwierig es war, in biefer Frage eine befriedigende Löfung zu 
finden. Anläßlih der Beratung der Snftruftion für die Manu- 
faftureninspeftoren Böhmens? entwidelte fi unter den Mit- 
gliedern des Rommerzhofrates ein lebhafter Meinungsaustauſch 
darüber, „wie... ... nach ben Handwerksgeneralien bie Bermifchung 
beyder Gewerbe, welche in den böhmifchen Ländern mehr ala 
gemein worden, vermieden werden könnte”. Mehrere Hofräte® 
vertraten mit großem Nachdrucke die Anfiht, daB Hanbel und 
Produktion vollftändig getrennt werden müßten. Die wenigften 
Fabrilanten feien imſtande, „eine Speculation zu machen, ober 
die Correfpondenz auswärts zu führen, noch weniger aber ein 
anjehnlihes Sortiment für fremde Abnehmer berzuftellen”. Eine 
Erweiterung der Manufalturen, namentlich ein Außenhandel mit 
den Erzeugniffen derjelben fei daher ohne Vermittlung der Ber: 


— 





1So meint 1766 Graf Sof. Kinsky, ſpeziell im Hinblick auf 
Böhmen, es fehle nur an einer oder mehreren großen Kompagnien, um 
einen Teil des Leinwandhandels von Sachſen und Sclefien ind Inland zu 
ziehen. Die abgehaltenen Konzertationen (fie fanden im Auguft 1766 ftatt, 
St. R. No. 2272 ex 1766), an denen auch Kaufleute teilnahmen, bätten 
bewiefen, daß die böhmiſchen Waren weder fchlecht noch teuer feien; allein 
die Niederläger bevorzugten — mit wenigen Ausnahmen — die aud« 
ländifchen, da diefe ihnen Provifion und Wechfelagio brädten (Anmerfungen 
zu der Generallandedaufnahme von Böhmen 1766; Böhm. Komm. Fasc. 53). 

2 Vortrag vom 21. Juli 1762 (Böhmen Komm. Fasc. 8). 

® Die Hofräte v. Degelmann, v. Neffzer und Stegner. 
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leger nicht möglich. Der Fabrifant, der ſich gleichzeitig mit dem 
Handel befafie, entziehe dem Kaufmanne feinen Erwerb, verhindere 
deſſen Auflommen und bejeitige durch ben unmittelbaren Verkehr 
mit dem „legten Abnehmer“ zum Nachteile de3 Staates „ein 
zwiſchen beyden hafftendes Nahrungsgewerbe“. Er ſchädige aber 
auch ſich ſelbſt; der Handel nehme ihm mehr Zeit, als es „die 
Ob⸗ und Einſicht in fein Fabricaturs Werk“ ihm geſtatte, und 
verleite ihn, ſich auf ein „geringeres Pabricatum“ zu verlegen“ !. 
Nah dem Mufter von Preußiſch-Schleſien, wo die Sonderung 
von Handel und Produktion ftreng durchgeführt jei*, müſſe auch 
in ben Erblanden getrachtet werben, tüchtige Verleger zu ge— 
winnen und bie Meifterfchaften zum Abjchluffe von Kontrakten 
zu veranlaffen; für die Dauer des Kontrakts hätten Konventional- 
ftrafen den Kaufmann vor einem Eigenhandel der Manufafturiften 
zu ſchützen. Eventuell jei den Iegteren auch der Ausſchnitt ihrer 
Waren geſetzlich zu unterfagen. 

Bei den übrigen Räten begegneten dieje Anfichten einem leb⸗ 
haften Widerfprude: dem Fabrikanten müffe, jo meinten fie, der 
Handel mit feinen eigenen Produkten ungeftört beigelaffen werden, 
weil er jonft völlig der Willtür und dem Eigennuge des Ver- 
legers und Handelsmannes ausgeliefert werde; eine jolde Be- 
ſchränkung könne leicht eine Verminderung der Produktion und 
damit auch der Population zur Folge haben. Die Fabrifanten 
verbienten weit mehr Nüdficht als die Kaufleute, weil fie „einen 
weit größeren Teil der Contribuenten“ ausmachten. Übrigens 





3 Ähnliche Argumente finden ſich auch in ber zeitgenöffiichen Literatur, 
fo bei Meirner, Anmerkungen über die natürliche Beſchaffenheit uſw. 
1768 ©. 118 fg., bei Jufti, Abhandfung von ben Manufakturen 1. Bo. 
©. 50 fg. 

2 Gegen biefes Mufter hatte ſich allerdings kurz vorher der nieder- 
öfterreihifche Kommerzkonſeß mit großer Entſchiedenheit ausgeſprochen, als 
ihm einige in Preußiſch-Schleſien befannt gemachte Rommerzialverord- 
nungen zur Äußerung vorgelegt worden waren. Er bezeichnete die in 
biefen Verordnungen verfügte Trennung von Handel und Produktion in 
Nieberöfterreich ala unanmwendbar, weil fie bei dem Mangel an „Beftellern“ 
den Ruin ber erbländiihen Fabrifanten zur Folge haben müßte. (Bericht 
vom 8, Juni 1762; N. Ö. Komm. Fase. 55. Val. oben ©. 77 Anm.) 
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gebühre der Handel mit den eigenen Erzeugnifien den Manu- 
fafturiften vermöge ihrer Privilegien und auf Grund ber Ge 
mwohnbeit, jo baß die ganze Frage „als eine allerhöchſten Drts 
ſchon refolvirte Sache anzufehen ſeyen. Auch das Publikum 
müfle eine Berteuerung der Waren erleiden, wenn man bem 
Handelsſtande, der „für den innländifchen Consumo weder vor- 
theilhafft noch nüzlich“ fei, dag alleinige Recht des Einzelverlaufs 
einräume; eine Erweiterung der Manufalturen werde ſchon von 
ſelbſt, auch ohne die beantragten Einfchräntungen, den „Handel 
ad extra” zur Folge haben. 

So ftanden fih die Meinungen in diefer Frage ziemlich 
fchroff gegenüber, jede auf einer anderen Auffaffung des Handels» 
ftandes und feiner Zeiftungsfähigfeit gegründet. Die Faiferliche 
Entfhließung nahm, auf Grund des durh den Grafen 
Blümegen formulierten Staatsratspotums!, eine Mittelftelung 
ein. Sie fand zwar „in thesi* die Anficht ber „erfleren brey 
Räthen volllommen gegründet”. Es babe aber bie Erfahrung 
bisher gelehrt, daß dergleihen Verleger nicht „aufzubringen“ 
feien. So wurde denn den Fabrikanten das Recht zum Detail: 
handel mit ihren Erzeugniffen zunächſt noch belafien, nad) Mög- 
lichkeit aber follten die Behörden tüchtige und kapitalskräftige 
Verleger zu gewinnen trachten. 

Denfelben Standpunkt beobachtete auch das Kommerzial- 
patent vom 24. März 1764, das dur die Feitfegung neuer 
Einfuhrbeſchränkungen eine Periode ftrengen Probibitiofgftems 
einleitete?. Das Patent verlangt von den Fabrilanten, baß fie 
fih des Handels enthalten und vielmehr ihre Verleger „mit 
tüchtiger Waare verfehen ... . . möchten“. Es geitattet daher 


1 St. R. No. 2315 ex 1762. Im Staatdrate vertrat, geſtützt auf bie 
Anſichten der Haffifhen Merkantiliften, namentlich Schröders, jegt und 
and) fpäter befonderd Baron Borie mit Entfchiedenheit die Meinung, daß 
man die Fabrikanten von dem Detailhandel mit ihren Waren nad Möglich 
feit abhalten müfle. (St. R. No. 1108 ex 1761.) 

2 N.8. Komm. Fase. 56. Auf die Bedeutung diefes Patents für 
die Handelspolitik Tann hier nicht eingegangen werden. Vgl. Landau in 
der Beitfchrift für Volkswirtſchaft, Sozialpolitit ufw. Bd. XV S. 11 fg. 


Sechſtes Kapitel. Die Stellung des Innenhandels uf. 191 


den Manufakturiften bloß, ihre Ware zu Haufe „ſtückweiſe“ zu 
verkaufen, die Jahrmärkte zu befuchen und dajelbft „auszufchneiben“. 
Dffene Gewölbe und Kramläden zum Kandel alla minuta aber 
follten ihnen nur mit bejonderer Bewilligung des zuftändigen 
Kommerzkonzeſſes geftattet fein, der jeinerfeit3 unter Angabe der 
Gründe die Anzeige davon an den Kommerzhofrat zu machen 
hatte. Sobald aber ein Kontrakt zwifchen einer ganzen Meifter- 
{haft oder auch einem einzelnen Unternehmer und einem Ver- 
leger über die Abnahme der gewerblichen Erzeugnifje beftand, 
war bem betreffenden Fabrifanten aller anderweitige Verkauf und 
Ausſchnitt, daher auch der Beſuch der Jahrmärkte bei Strafe 
von 12 Neichstalern verboten, und dem Verleger überdies wegen 
des ihm aus einem derartigen Kontraktbruche entitandenen 
Schadens der Regreß gegen Fabrifanten vorbehalten !. 

Diefe Ideen beherrjchen die innere Hanbelspolitif der 
Monarchie während des ganzen nun folgenden Dezenniums?, 





* Eine ähnliche Vorſchrift war ſchon auf den Vortrag des Kommerz ⸗ 
hoftats vom 26. Oftober 1763 erflofien (N. Ö. Komm. Fase. 71; St. R. 
No, 3235 ex 1763). 

2 &o wird in zwei Defreten von 1764 den Kommerzfonjefien von 
Oſterreich ob und unter der Enns aufgetragen, nach, Thunlichkeit“ die offenen 
Gewölbe ber Fabrifanten abzuftellen (Defrete vom 14. Auguft und 11. Sep- 
tember 1764 N. Ö. Komm. Fasc. 56). Und tatfähli wurden fortab die 
Geſuche von Fabriläunternehmern um Bewilligung offener Gewölbe zum 
Berfchleihe ihrer Waren in ber Nefidenzftabt regelmäßig abgelehnt. Auch 
die Konfefie der böhmiſchen Länder werden in ihren Inftruftionen von 
1765 angewieſen, „die Fabricatur von dem alla minuta-Handel abzu- 
ziehen, folglich zu Feiner Zeit einen Privativ-Handel der Zünfte und 
Meifterfchaften mit ihren eigenen Fabricatis zu geftatten,“ Die Manu- 
falturiften follten vielmehr „näher an den Verleger. und Kaufmann gezogen“, 
dabei aber ihre Bebrüdung durch bie lefteren verhindert werben. Im 
übrigen hatten bie Beftimmungen des Patents vom 24. März 1764 zu 
‚gelten. Wie wenig indes alle. diefe Swangsmaßregeln den Bebürfniffen des 
Berlehrs entſprachen, beweift der Umftand, daß ſchon 1769 der mähriſche 
Kommerzlonfeb neuerlich den Antrag ftellte, den Fabrilanten ben Klein» 
verfchleih zu geftatten. Zwei Hofräte (v. Raab und Graf Cobenzl) unter- 
ftüpten diefen Antrag aufs lebhafteſte, namentlich unter Hinweis auf das 
Beifpiel ber Niederlande. Aber die Majorität der Hofftelle, die im weſent · 
lien alle jene ſchon 1762 gegen dieſe Geftattung des Detailhandels vor- 
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und dies allein beweiſt, wie jehr ‚noch die gewerbliche Produktion 

in den Kinderſchuhen der rein handwerksmäßigen Betriebsweife 
ftal, wie wenig man den Gewerbetreibenden für fähig hielt, neben 
der technifchen Seite feines Unternehmens auch die faufmännifche 
mit Erfolg zu bejorgen. 


Mit dem bloßen Verbote eines Detailverfchleißes der Manu⸗ 
fakturiften aber war die Frage offenbar nicht erledigt. Das 
fhwierigere Problem war, wie ihnen, troß des Widerftandes ber 
Kaufmannſchaft gegen die Erzeugniffe des Inlandes, doch ein 
ausreichender Abjaß ihrer Waren gefichert werden fünnte. So 
wurde denn anfangs wieder der alte Gedanke erörtert, auf Koften 
ber Kommerzkaſſe ein öffentliches Gewölbe in Wien zu errichten, 
und bier die Erzeugniffe der Induſtrie, zunächſt Seidenwaren, 
unter bejtimmten Bedingungen zum Verlaufe zu bringen !. 

Allein die trüben Erfahrungen, die man ſchon mit ber- 
artigen Magazinen gemacht hatte?, ließen das Projekt allzu- 
risfant erfcheinen, und fo wurde e8 alsbald fallen gelaffen®. 
Das gleihe Schidfal widerfuhr einem anderen ähnlichen Pro- 
jekte, das die Errihtung eines „Generalmagazins zum Berfchleiß 
der erbländifhen Manufacturen” plante*. 

So erübrigte denn nichts anderes, als die Sorge für ben 
Abfag der heimifchen Produkte doch der Privatipefulation zu 
überlaffen und leßtere nur nad jeder Richtung hin anzuregen 








gebraten Argumente wiederholte, fiegte auch diesmal, und der Antrag 
wurde neuerdings von der Kaiferin abgelehnt. (Prot.Extr. des Kommerz“ 
hofrats vom 31. Juli 1769, Dekret vom 28. Auguft 1769. Böhmen Komm. 
Fasc. 51 No. 51 ex Aug. 1769.) Bgl. aud die Wiener Ökonom. Rad 
richten 1768 S. 496, 758. 

1 Über Antrag des Staatsrat? Baron Boris, ber fi) dabei auf dad 
Beifpiel Würzburgs berief (St. R. No. 1108 ex 1761). Vgl. auch Sonnen» 
fels, Orundfäge der Polizei uſw. S. 265 fg. 

2 Bol. oben ©. 82. 

® Prot.-Ertr. des Kommerzhofrats vom 12. Februar 1767 (R. OÄ. 
Komm. Fasc. ]). 

Es rührte von dem Kommerzienrat v. Lauben ber. Bericht des 
niederöfterreihifhen Kommerzlonjefled vom 27. Zuli 1768. (Die Akten 
darüber im Fasc. 71 Komm. N. ©.) 
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und zu begünftigen. Daher die zahlreihen, den Kommerz- 
tonſeſſen erteilten Aufträge, kapitalskräftige Kaufleute aus dem 
Auglande zu gewinnen! und auf die „Errichtung einiger Hand» 
Iungscompagnien .... den forgjamen Bedacht zu nehmen“ ?, 
So warf fi denn die Phantafie der damals in ganz 
Europa allenthalben auftauchenden Projektenmacher auf die Idee 
einer Gründung von Handlungsfompagnien größten Stils?. 
Wie die Pilze aus feuchtem Erdreich, fo ſchoſſen diefe Projekte 
aus den Köpfen abenteuerifcher Spekulanten. 1763 wird ein 
von einen gewiſſen Praefilia von Eggen überreichter Vorfchlag 
eines „Commercialfyitems“ übereinftimmend abgelehnt, nad) 
welchem alle erbländifhen Handelsleute in eine einzige große 
Sozietät mit einem Einlagsfapital von 35 Millionen Gulden 
vereinigt werben follten*. Allein ſchon Ende 1766 beſchäftigt 
eim neues ähnliches, von dem Oberftleutnant v. Carato aus- 
gearbeitetes Projeft eine befondere, aus ben Miniftern und 
Staatsräten zur Beratung desfelben eigens zujammengejegte 
Kommiffion’. Diesmal follte der Fonds der Handelsgefellichaft 
60 Millionen betragen. Und kaum ift dieſer Vorſchlag ebenfalls 
als unausführbar abgelehnt, fo beginnen neue Verhandlugenn 
über ein Projekt des Kommerzienrats v. Thyß, das ebenfalls 





Bgl. oben ©. 145 fg. 

2 &o eine Entfließung auf den Vortrag bed Rommerzhofrates vom 
U. Dftober 1763 (N. 6. Komm. Fase. 55). Ähnlich dann bie ben Kon- 
feffen erteilten Jnftruftionen. 

® fiber diefe Projeftenmacherei, die damals in ganz Europa ihre Opfer 
fuchte, vgl. Jufti, Gedanken von Projekten und Projektenmachern in feinen 
Gejammleten politifhen und Finanzfcriften 1761 Bd. I S. 265 fg. 

4 Das Hauptargument gegen die Errichtung einer derartigen großen 
Sozietät war die Befürchtung, daß es „alle Aemulation erfliden“ müßte, 
wenn berjelben ber Abjak aller Landesmanufakturen anvertraut würde 
(R. Ö. Komm. Fase. 55 ddo. 11. Oftober 1763; St. R. No. 3066 ex 1768). 

5 Kommiffionsprotofoll vom 12., 17. und 21. November 1766 und 
9. März 1767 (St. R. No. 644 ex 1767). Bgl. Hod-Bidermann, Der 
öfterreihifhe Staatsrat S. 31 fg- 


Bridram, Öfterreigifce Gewerbepolitit I. 13 
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wieder die Errihtung einer großen Handelsgeſellſchaft zum 
Gegenitande hatte!. 

Daß al diefe, kaum auf greifbaren wirtfchaftliden Unter- 
lagen beruhenden Projekte ernfthaft diskutiert wurden, bemeift 
zur Genüge, wie fehr die dee einer Leitung des ganzen 
Kommerzes von einem Zentralpuntte aus, die Frage einer Zu- 
fammenfaffung aller Kapitalsfräfte der Monardie in einem 
großen Handelaunternehmen damals die Behörden befchäftigte. 
Und wenigſtens die Gründung einiger kleinerer SHandelsgefell- 
fhaften fam auch wirklich zuftande; jo 1768 über Anregung bes 
Grafen Kinsky die Erridtung einer neuen Kompagnie zur Für. 
derung des böhmischen Leinwandhandel®?. Auch wurden in 
Wien und Prag Niederlagen für den Verfchleiß von Erzeugniflen 
der böhmischen Tertilinduftrie (Barchend, gezogener Leinenwäſche 
und Tiſchzeug, wollener geitridter und gewirkter Strümpfe) 
eröffnet, und zwar mit Unterftügung der Kommerzkaſſe von ber 
Firma Zebendner und Comp. ® 

Während fo der Großhandel nah Tunlichkeit unterftüßt, 
die Vereinigung mehrerer Kaufleute in Handelsgeſellſchaften be» 
fördert, die Einlagen fapitalskräftiger, aber des Handels nicht 
kundiger Perſonen in derartige Gejellihaften ermöglicht werden 
follten, jchien der Detailhandel nur infofern beſonders rückſichts⸗ 
würdig, als er fih zum Verlage von Manufalturen eignete, 
oder die Dedung des inländijchen Bedarfs feine Tätigleit er- 
forderte. Es wurde denn auch den Konſeſſen bei Errichtung 





1 St. R. No. 1845 ex 1767. 

2 St. R. No. 2723 ex 1767, No. 700 und 927 ex 1768. Die Staats: 
verwaltung lehnte eine direkte Beteiligung an diefer Handelsgeſellſchaft ab, 
die ihren Sig zu Neufchloß bei Arnau in Böhmen hatte. Über die wenig 
erfreulihen Schidfale der Kompagnie vgl. Schreyer, Kommerz, Fabriken 
uſw. 1. Bd. ©. 86. 

s Der Kommerzbofrat Hatte urfprünglid — allerding8 ohne Erfolg -- 
den Antrag geftellt, diefe Niederlagen auf Rechnung der Kommerzlafle zu 
errichten. (Prot.Extr. vom 12. November 1767 und Zirkulare an fämt- 
liche Länderftelen vom 24. Dezember 1767; N. Ö. Komm. Fasc. 71; 
St. R. No. 2130 und 2663 ex 1767). 
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neuer Detailhandlungen bejondere Vorſicht aufgetragen, ohne 
daß jedod eine Beſchränkung der Detailfandlungen auf eine 
beitimmte Zahl plagreifen jollte?. 


An Beſchwerden der Kaufleute und am Klagen des 
Publikums? über diejes von den Kommerzbehörden befolgte 
Syftem der Handelspolitif fehlte es freilich auch jegt nicht. 
Wie die leitenden Beamten e3 zu rechtfertigen juchten, das er- 
giebt fi aus einem im Jahre 1770 vom Hofrate von Degelmann 
erftatteten Referate, deſſen Veranlafjung eine 1767 überreichte 
Bejchwerde des Wiener Handelsſtandes bildete?. 

Der bürgerliche Handelsftand klagte ganz allgemein darüber, 


3 Für Wien wurde 1766 anläßlich der Negufierung des Detailmaren- 
handels ausdrüdlich betont, es erfordere nur „bie gute Orbnung, daß ber 
Minuta-Verfauf oder Ausſchnitt nad) den Handlungsklaßen regulirt, mite 
bin in einer jeglichen Klaße die Waaren, jo dem Kaufmann zu minutiren 
erlaubt find, deutlich beftimmt . . . werden.“ Der Handel im Großen aber 
blieb allen Kaufleuten unbeſchränkt geftattet. (A. h. Entſchliehzung vom 
27. Februar, zitiert in einem Verichte der nieberöfterreihifhen Regierung 
von 1826. Komm.-sr. Fasc. 9 No. 175 ex Oct. 1826.) 

Daß aud das Publitum damals für die Kaufleute Partei ergriff, 
bezeugt Weinbrenner in jeinen „Batriotifchen Gedanken und Vorſchlägen“ 
(S. 43): „Dem Volt, welches mit den Kaufleuten und ihren Waaren von 
vielen Jahren her immer zufrieden gewejen war, ſchien dieſes Verfahren 
um fo härter, und es trat mit feiner Stimme um fo lauter auf die Seite 
der Haufmannfchaft, weil es ſelbſt unter dem Drude, den dieſe empfanden, 
mitleiben, und den einheimiihen Fabrifanten ihre offenbar ſchlechteren 
Woaren merklich; tHeurer bezahlen mußte, als es bie befferen ausländifden 
bis dahin von den Handeläleuten erfaufet hatte. Allein es blieb dem uns 
geachtet bey dem einmal für allemal angenommenen Syftem; und die 
nachſte Folge davon war, daß nad und nach ein guter Theil von den Kauf- 
Teuten banferott ward und der Kredit am Ende gänzlid vom Kaufmanns - 
Stand wid." 

Beſchwerde de3 bürgerlichen Handeläftandes de praes. 8. Oftober, 
jene der befreiten Nieberläger de praes. 13. Oktober 1767 (N. Ö. Komm. 
Fasc. 65/2). Eine eigentlie Erledigung fanden biefe Beſchwerden zu⸗ 
nachſt nicht, denn bie betreffenden Alten tragen ben Vermerk: „Diefes 
‚ganze Convolutum actorum ift vom H. Hofrathe v. Degelmann untern 
12. Martii 1773 ohnerledigter ad Registraturam gelangt." Unbegründet 
waren übrigens bie Veſchwerden gewiß nicht. Eine Reihe von ungünftigen 

13* 
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daß er bei den Kommerzftellen im Vergleiche zum Fabrilanten 
zurüdgefegt und daß ihm „empfindlich begegnet” werde. Das be- 
ftehende Syftem der Handelspolitif, das die Einfuhr ausländi- 
fcher, oft unentbehrlider Waren verbiete, führe den Ruin ber 
Kaufmannſchaft herbei. Die Preife der erbländifhen Erzeugniife 
feien oft um 80 bis 100 Prozent höher als jene der auslän- 
diſchen; diefem Übelftande und den anerfannten Mängeln der 
inländischen Produkte werde nicht abgebolfen, wenn man bei 
dem Ausfpruche bebarre, daß das Publitum und nicht der Kauf⸗ 
mann den Schaden der fchlechten Waren tragen müſſe; denn der 
Adel und die Fremden begnügten fich nicht mit diefer Antwort, 
fondern fuchten fi dennod ausländifhe Waren zu verjchaffen. 
Die niederöfterreihifche Regierung hielt diefe Beſchwerden nicht 
für unbegründet und bezeichnete insbefondere die allgemeine 
Preisfteigerung, auch der unentbehrlichen Lebensmittel, welche 
die Handarbeit verteuere und der Kaufmannſchaft alle Auswege 
verjperre, für eine der ſchädlichſten Folgen übel gefaßter Grundſätze. 

Gegen diefe Vorwürfe wendet fich der Referent in feinem 
Gutachten mit einer längeren theoretifchen Auseinanderfegung: 
Gerade an diefem Punkte zeige fih der Gegenfag zwiſchen den 
politifden und den privaten Handlungsmaßregeln. Die erfteren 
dürften niemal3 Erwägungen allgemein » wirtfchaftliher Natur 
aus den Augen verlieren, die legteren verfolgten feinen anderen 
Zweck, als den befonderen Nußen des einzelnen Handelsmannes, 
dem es gleichgültig fei, ob fein Vorteil mit jenem bes all- 
gemeinen Belten übereinftimme oder nicht. Diejenige Zeit, die 
in einem Lande von der Einführung der Manufalturen bis zu 
ihrer Vervolllommnung verlaufe, fei in der Tat die beichwerlichite 
Beit für den Kaufmann. „So wenig aber die zmween äußerfte 
Punkte einer geraden Linie fich vereinigen laßen, fo wenig ift 
ber Zwifchenraum von dem Wachßthum der Manufalturen zu 


äußeren Umftänden, im Berein mit der Berfchärfung des Prohibitinfgftems, 
hatte gerade damals die Lage der Kaufinannfchaft wejentlich beeinträchtigt; 
fo die auf den Tod des Kaiferd Franz (1765) gefolgte Hoftrauer und bie 
von der Kaiferin angeordnete Abfchaffung aller Hofgalatage. 
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befeitigen.“ Man habe allerdings die „zum Pracht geeigneten 
ober durch Verwöhnung zur Nothwendigkeit geworbenen” fremden 
Waren — nit aud die inländifchen Erzeugniffe und am aller- 
wenigiten die Lebensmittel — mit erftaunlichen Abgaben von 
30 bis 100 und mehr Prozenten belegt. Gehe man den Gründen 
der Teuerung nad, fo feien diefelben teils in dem Mangel an 
Polizeianftalten — d. 5. Mafregeln der Marktpolitit —, teils 
in der Vermehrung der Steuern zu ſuchen. Denn ber Wert 
aller Sachen in einem Staate beftehe nur „verhältnigweife” ; 
fogar die ebelfte Ware, Gold und Silber, jei davon nicht aus- 
genommen. Sobald diejes Verhältnis in einem Teile gehoben 
werde, müßten alle übrigen ein neues annehmen. Nun ſei 
zweifellos gegenwärtig das Verhältnis der Abgaben gegen den 
Vermögensftand des Staates um ben vierten Teil geftiegen. 
Kein Wunder, wenn ſich daher der Wert aller Feilfchaften „in 
das nämliche Verhältniß“ gejegt habe. 

Man müſſe aljo ftreben, die Erforderniffe des Staates zu 
vermindern; im übrigen den Wert ber Feilfchaften in feiner 
‚Höhe bejtehen zu lafjen, die Polizeianftalten „durch die Beför— 
derung des Zufammenflußes wirkfamer zu machen“, den Fleiß 
duch öffentliche Darleihen zu unterftügen; die Erforderniſſe 
foviel nur möglich aus dem Innern des Staates herzuholen; 
ſich der Binfenzahlungen an das Ausland nad Möglichkeit zu 
entledigen und den Handel gegen die Fremden aktiv zu machen; 
den Kreislauf im Innern des Staates „durch Aneiferung eines 
ſolchen Prachts“ zu vervielfältigen, ber den Gebrauch der eigenen 
Produkte vermehre, und endlich „ben öffentlichen Glauben (d. h- 
den Kredit) dergeftalt außer Gefahr zu jegen, daß folder das 
Gleihgewicht mit den wirklichen Beſitzungen halte“. 

Wir haben diefe Erörterung, jo wenig Anjprud fie auch 
auf theoretifche Alarheit erheben kann, doch ziemlich ausführlich 
wiedergegeben, um ben Zufammenhang zu zeigen, ben die leiten- 
den Köpfe zwifchen den allgemeinen Grundfägen der Wirtſchafts— 
politit und den Maßnahmen der Gewerbepolitik berzuftellen 
ſuchten. Wie denn aud der Referent feine theoretiicen Aus— 
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einanderfegungen mit der Bemerkung jchließt, er babe ſich des⸗ 
balb weitläufiger über diefe Fragen „berausgelaflen, eben weil 
alle übrige nad einem für das allgemeine Beite feftzufeßenden 
Syſtem beurtbeilet werden müßen, womit fich der befondere, oft 
in ungleihem Maaße abgezielte Nuzen einzelner Stände oder 
Perſonen nicht allgemein vereinbaren“ lafje!. Aus dieſen Ge- 
fichtspunften wird auch die Beschwerde der Kaufleute über ben 
Handel der Fabrifanten mit ihren Erzeugniffen beurteilt. Der 
bürgerlide Handelsſtand verlangte, daß die Fabrikanten ver- 
balten würden, nur auf Beitelungen und nicht auf Spekulation 
zu arbeiten, da im letteren Falle die Ware immer fchlecht fei; daß 
ferner alle Fabriken auf das fladhe Land verjegt würden. Auch 
diefen Anträgen flimmte die niederöfterreihifche Regierung zu. 
Der Referent verweilt dagegen auf das Patent von 1764, das 
gerade diefen Forderungen der Kaufleute Rechnung getragen 
babe; jeine Durchführung aber fei vom Handelsſtande felbft 
bisher verhindert worden. Wenn man auf die Beitellungen der 
Handelsleute warten wollte, „wurden die Fabriken ſchon in ber 
eriten Geburt erftiden“. Unter vielen hundert anderen Fällen 
ſei das Beispiel der Ponegger Strumpffabrif befonders lehrreich; 
bei einem eingeftandenen Bedarfe der Erblande an 20000 Dutzend 
Strümpfen pro Jahr habe ſich der Handelsftand nur zu einer 
Beitellung von 6000 Dutzend bereit gefunden, und man babe 
der Fabrik deshalb fogar das Monopol in dem Verkaufe fremder 
Strünpfe einräumen müſſen?. Ebenfo jei Die Staatsverwaltung 
durh den Mangel an ausreichenden Beitellungen veranlaßt 
worden, den PBofamentierern, Strumpfftridern und »Wirkern, 
den Seidenzeug- und Hutmadern, den Leinwanddrudern und 
mehreren anderen Kommerzialprofeffioniften das Recht zum 
Selbſtverkaufe ihrer Erzeugniffe einzuräumen. Trotzdem werbe 
e8 eine der wichtigſten Aufgaben der Kommerzbehörden fein, 


I Man merkt in derartigen Auseinanderfegungen ganz deutlih den 
Einfluß der gleichzeitigen fameraliftifchen Literatur; vor allem ben von 
Juſti und Sonnenfels. 

2 %. 5. Refol. vom 21. März 1768 St. R. No. 580 ex 1768. 
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den Einzelverfauf jeitens der Fabrifanten abzuftelen. Dies 
könne allerdings nur allmählich gejchehen. Unmöglich aber jei 
es, den Fabrifanten bloß an Beitellungen zu binden und ihm 
alle anderweitige Arbeit zu unterjagen; dies müßte in ben meilten 
Fällen feinen Ruin zur Folge haben. Auch die Verpflanzung 
der Fabrifanten auf das flache Land habe ſich bei dem beftehen- 
den Syfteme des inländifchen Konſumzolles nur ſchwer bewirken 
laffen, und überdies habe es vielen der wirklich auf das Land 
verjegten an bem erforderlichen Verlage gefehlt!. 


Dieſe Erörterungen zeigen klar genug, mit welden Schwie- 
rigfeiten die Anfänge einer Großinduftrie in Ofterreich zu kämpfen 
hatten. Es mangelte fait all den neuen Unternehmungen, mit 
deren Gelingen die Blüte der Monarchie fo innig verknüpft 
ſchien, an einem ausreichenden Abjage. „Die neu eingerichteten 
und jo jehr begünftigten Fabrifen und Manufakturen“, jo 
ſchildert Weinbrenner? die Nefultate diefer Gewerbepolitif, 
„geriethen, nachdem fie eine Zeitlang ſehr emfig gearbeitet 
hatten, wider alle Erwartung ihrer Kreditoren und der Regie— 
tung ins Stoden. Die Waarenvorräthe, die nur mäßigen Abjag 
finden konnten, weil fie theils zu theuer, theils zu ſchlecht, mit- 
hin auch des darauf gejegten Preijes nicht werth waren, hatten 
zwar dermafjen zugenommen, daß fie zu vielen Ballen die Ge- 
wölber und Niederlagen drückten: aber da lagen fie auch ungenugt 
und ungefuht; und ber Überfluß daran war jo groß geworden, 
daß er anfieng, feinen Befigern zur Laft zu werden. Nunmehr 
empfand man ftärker als jemals die Nothwendigfeit, für aus— 
landiſchen Abſatz zu forgen; und man griff die Sache jo hitzig 
an, als ob man ji für völlig überzeugt gehalten hätte, dieſer 


Erſchwert wurde den Fabriken auf dem Lande ihre Eriftenz auch 
durch die Abneigung der Bevölferung, vor allem der Geiftlichfeit, (Bericht 
des Regierungsfefr. Tepfer von 1770 St. R. No. 2140 ex 1770.) 

® Patriot. Gedanken und Vorfhläge S. 44 fg. Ähnlich ſpricht er ſich 
in einer der Kaiferin 1773 überreihten Dentſchrift aus (St. R. No, 1939 
ex 1773). Dgl. unten S. 272 Anm. 2, 
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Abſatz ließe fich erzwingen, wenn man nur nit Mühe und 
Koſten ſcheute. Zu dem Ende wurden wirklich unterfchiebliche 
Handlungsgejellihaften errichtet, und es wurden, damit befto 
mehr Leute daran Theil nehmen könnten, anfehnlide Summen 
durch Altien zufammengebradt. Allein alle dieſe bigigen Unter: 
nehmungen hatten einen ſchlechten Erfolg . . . . fie ſchei⸗ 
terten; die Schäße, zu deren Eroberung man ſich bey benfelben 
Hoffnung gemacht hatte, ſchwanden im Nebel dahin; und felbft 
diejenigen Schäte, die man daran gewandt hatte, jammt ben 
Summen, welde die Regierung ſelbſt hergegeben hatte, waren 
mehr als zur Hälfte gleihjam vom Meere verſchlungen.“ 
Dieſes harte Urteil eines einfichtigen Kaufmanns wird durch 
die Geſchichte Faft aller größeren induftriellen und kaufmänni⸗ 
[hen Unternehmungen jener Zeit betätigt: durch das Schidfal 
der Kosmanojer Kottonfabrit des Grafen Bolza?, der Brünner 
Tuchfabrik, der Ponegger Strumpffabrif, der Penzinger Band- 
fabrif, der Thyßſchen Wollenmanufattur ?, der böhmischen Lein- 
wanblompagnie®, des Zehendnerfchen Unternehmens u. a. m. 
Ahnliche Erfahrungen machte die Staatöverwaltung auch mit 
den zahlreihen Fabriken, deren Betrieb fie in eigene Regie 
übernommen hatte: der Nabelburger Meffingwarenfabrif* und dem 
Filatorium zu Sara, der großen Linzer Wollenzeugmanufaltur > 
und der Fleineren Meidlinger Wollmarenfabrif®, der Zuderfabrif 
zu Trieft” und der Wiener Porzellanfabrif®. Es fehlte allen 
diefen Unternehmungen — neben dem Mangel an Abſatz, an 
welchem damals alle Großbetriebe litten — überdies noch regel- 


1 Bol. Hallwich, Firma Franz Leitenberger S. 36 fg., 64 fg. 

2 Dal. Beer, Studien zur Gefhichte der öfterreih. Volkswirtſchaft 
©. 104 fg, 118 fg. 

° Dal. oben ©. 194 Anm. 2. 

Beer a. a. O. S. 1078. 

5 Beer a. a. O. S. 114; Meirner, Anmerkungen über die natür- 
liche Beſchaffenheit ufm. S. 116. 

‘St. NR. No. 4376 ex 1770. 

T Meirnera.a.d. S. 117. 

s Falle, Die k. k. Wiener Porzellanfabrit S. 15 fg. 
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mäßig an einer geeigneten Leitung. Der Gedanke, daß eine 
Ararialfabrik bei ihrem Vorgehen nicht bloß privatwirtſchaftliche 
Zwecke verfolgen, ſondern aud; das Intereſſe der von ihr be- 
ſchäftigten Arbeiter niemals aus den Augen verlieren dürfe!, 
war ebenfalls ihrem Gebeihen nicht jehr förderlich. Alle Zwangs - 
maßregeln, mit denen die Staatsverwaltung den in ihren 
Fabrifen Hergeftellten Erzeugniffen doch Abſatz zu fichern fuchte, 
erwiefen ſich als unzulänglid. 

So gewann denn, namentlich gegen das Ende diejer Periode, 
die Anficht immer mehr an Geltung, daß der Betrieb von 
Induſtrieunternehmungen nicht Aufgabe des Staates ſei?; und 
tatſächlich erging 1769 der Befehl, öffentlich fundzumadhen, daß 
der Staat die Abficht habe, feine Ararialfabriken an Fapitals- 
träftige Privatunternehmer zu veräußern?. In der Folge wurden 
denn auch einige diefer Fabriken wirklih an Private verfauft*, 
bei einigen anderen wurde der Betrieb gänzlich eingeftellt ®. 

So waren denn die Großunternehmungen zumeift gefcheitert, 





% Diefe Auffaffung vertritt 3. 8. der Rommerzhofrat 1774 gelegentlich 
einiger Beſchwerden der Webermeifter gegen die Linzer Wollenzeugfabrif 
(St. R. No, 1264 ex 1774). 

2 &o follte fi fon 1762 der Kommerzhofrat äußern, ob ed „nicht 
vorträglier wäre, dieſe Fabriquen an privatos zu überlafjen.“ (St. R. 
No. 996 ex 1762; ahnlich St. R. No. 3181 ex 1766.) 1773 wurde gegen bie Über ⸗ 
nahme der Penzenſteiniſchen Feuergemehrfabrit in den Staatsbetrieb geradezu 
das Argument geltend gemacht, daß die Güte der Erzeugniffe nebft der 
Boßtfeilheit des Preifes durch die Privatinduftrie und freye Konkurrenz 
der Fabrifanten viel ſicherer, dann durch die eigene Verwaltung einer ein 
zigen Fabrique zu erhalten Hoffnung“ fei. (Bortr. des Kommerzhofrats 
vom 1. Febr. 1773. N. Ö. Komm. Fasc. 72 No, 56 ex Mart. 1773.) 

 Refol. vom 19. Januar 1769 (St. R. No. 189 ex 1769), 

* So wurde 1769 die Nabelburger Meffingfabrit am den Grafen 
Batthyany veräußert (St. R. No. 1682 ex 1769; vgl. Beer a a. D, 
©. 108); die St. Annaberger Meffingfabrit 1774 an eine private Kompagnie 
verpachtet (St. R. No. 375 ex 1774). Über die Veräußerung der Linzer 
Fabrik an eine Dandelsgeſellſchaft wurde 1770 erfolglos verhandelt (St. R. 
No. 2038 und 3565 ex 1770). 

5 Die Meidlinger Wollenzeugfabrit wurde 1772 überhaupt aufgelafjen 
(St, R. No. 751 ex 1772); ebenfo die Möllbrucker Meffingfabrit in Kärnten 
St. R. No. 844 ex 1772). 


u 
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und .mit ihnen die Erwartungen, die man allenthalben an die 
Politik einer induftriellen Entwidlung unter ftaatlidher Leitung 
gefnüpft Hatte. Allein e3 hatte doch „dieſe Revolution bey 
vielfachen Übeln auch eine Menge Gutes bewirket“. Die klei⸗ 
neren Manufafturiften und Handwerksmeiſter, denen. früher der 
Zunftzwang alle Ausfiht auf Vergrößerung ihrer Betriebe ver- 
jperrt hatte, waren jet, begünftigt von der größeren Freiheit 
des gewerblichen Lebens, unter dem Schute der Zollpolitik 
„allenthalben in der ganzen öfterreihifhen Monardhie zu Tau: 
jenden in Nahrung gejegt worden, und hatten nunmehr ihr 
gutes Auskommen“ !. Denn dieje Eleineren Unternehmungen 
litten nicht unter den großen Regiekoſten; fie fanden leichter 
Abſatz für ihre Waren, und wurden vor allem von fachverftän« 
digen Meiftern geleitet. 

Und fo zeigen ſich denn jegt die erſten Anſätze zu einer 
großen jozialen Umgeftaltung: langjam entwideln fi unter der 
jtädtifchen gemwerbetreibenden Bevölkerung der Induſtrieländer 
der Erwerbstrieb, die Sparjamtleit, ein größeres Verftändnis für 
die faufmännifhe Seite des Gewerbes?; kurz, Die geiftigen 
Borausfegungen des Kapitalismus. Und mit diefer Umwandlung 
vollzieht fi allmählih dag Aufiteigen des Bürgeritandes in 
eine höhere joziale Schicht, eine Minderung jener tiefen Kluft, 
die ihn bisher von den privilegierten Ständen getrennt hatte — 
e3 vollzieht ſich die unausbleibliche Folgeerjcheinung jeder In⸗ 
duftrialifierung. 

Die Gewerbepolitit der kommenden zwei Jahrzehnte war 
auch ganz darnach angetan, diefen Entwidlungsprogeß zu be- 
günftigen. 

1 MWeindbrenner a. a. D. ©. 46. Einen geradezu Haffifchen Beleg 
für die Richtigkeit diefer Wahrnehmungen liefert Hallwich in feiner Schrift 
Firma Franz Leitenberger. Während die Kottonfabrif des Grafen Bolza 
trog aller ihr feitend der Regierung gewährten Unterftügungen nicht ge 
deihen will, entwideln fi die ähnlichen, ohne fremde Hilfe begonnenen 
Heinen Unternehmungen des Yärberd Johann Joſef Leitenberger, zunädft 


zu Wernftabt, dann zu Prag ganz vortrefflid (a. a. D. ©. 51 fg). 
2 Vgl. Beidtel, Gefhichte der öfterr. Staatsverwaltung 1. Bd. S. 94. 
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Siebentes Kapitel. 


Das Zirkulare vom 16. Juli 1770; die Behandlung 
der Kommerzialgewerbe von 1770 bis 1776. 
(Der letzte Verſuch einer Neglementierung der Induftrie: Das Zirkulare vom 
16. Juli 1770 ©. 203. — Ablehnung des Entwurfs feitens der Länder- 
ftellen S. 213, — Die Behandlung der Kommerzialgewerbe: .A) Die 
Manufakturen. a) Freigabe einzelner Gewerbe S. 217. — b) Befreiung 
der Manufafturiften von herrfhaftlichen und ſtaatlichen Abgaben &. 219. — 
B) Die zünftigen Kommerzialgewerbe: a) Weifungen, die Meifter- 
zahl bei denſelben einzufchränten S. 222. — b) Forderung eines Ber 
mögensausmweifes ©. 227. — C) Die Fabriken: a) Erſchwerung neuer 
dabritsgrundungen S. 228. — b) Einſchränkung der ftaatlihen Vorſchüſſe 
und Unterftügungen &. 228. — e) Verhandlungen über eine gejegliche 
Negelung des Kontraftverhältniffes zwifchen den Fabrilsunternehmern und 
ihten Arbeitern S. 233. — D) Der Innenhandel: a) Das Verhältnis 
zwifhen gewerblicher Produftion und Handel ©. 234. — b) Gewiſſe Er- 
leihterungen des Innenverkehrs S. 238. — e) Die Errihtung von Groß ⸗ 
Hanblungsgremien S. 239. — E) Die Verteilung der Erwerbs— 
smeige zwiſchen Stadt und Land: Die legten Verhandlungen über 
biefe Frage S. 242.) 

Die Erfahrungen, die man bisher mit den Verfuchen zur 
Schaffung einer Großinduftrie in Oſterreich gemacht hatte, 
feiteten vor allem auf eine Erkenntnis hin: daß dur die 
Gründung der zahlreichen Fabriksbetriebe die Konkurrenz über- 
jpannt worden war, und daß fich derartige Unternehmungen 
vor allem in jenen Induftriezweigen nit zu halten vermochten, 
in denen aud durch Kleinere, jelbftändige Meifter die 
gleihen Waren verfertigt wurden. Denn dort, wo bie gewerb- 
lien Produfte fait ausſchließlich durch Menſchenhände unter 
Vermittlung ganz einfacher Werkzeuge hergeftellt werden mußten, 
war nicht jene Betriebsweife die überlegene, die von einem ger 
meinfamen Mittelpuntte aus eine Produktion im Großen orga- 
nifierte. Ahnlich wie in der Landwirtſchaft konnte der Klein- 
betrieb — namentlich dann, wenn ihm die faufmännifche Seite 
feines Unternehmens durch den genofjenjchaftlihen Verband der 

- Meifterjchaft oder durch geſchickte Verleger abgenommen war — 
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eine weit intenfivere Tätigfeit entwideln, und fo weit befiere 
Produkte berftelen als der Großbetrieb, der überdies bei Abfap- 
fchwierigfeiten weniger leicht feine Produktion einzufchränten 
vermodhte!. 

Diefe Erfahrungen waren es, welde im Verein mit dem 
noch immer lebendigen Gedanken der Schaffung eines einbeit- 
liden Produftionsgebiete® aus den gefamten Erblanden im 
Sahre 1770 förmlich ihre Kriftallifierung erfuhren: in dem groß- 
angelegten Plan einer Verteilung der Induſtrie auf die ein- 
zelnen Erblande unter ftrenger Scheidung der für den Fabrif- 
betrieb geeigneten SInduftriezweige von den Manufalturgewerben. 
Es beweilt aber das Scheitern dieſes Planes die Unmöglichkeit 
einer derartigen jcharfen Reglementierung der Induſtrie. 

Diejer legte Verſuch des Merkantilismus, der Entwidlung 
bes Gewerbeweſens von einem Zentralpunfte aus ihre Bahnen 
zu weifen, fam in dem an alle Länderftellen gerichteten Zirkulare 
vom 16. Juli 1770 zum Ausdrude?. Es verlangte von den ge- 


1 So erflärt fih auch die Erfheinung, daß es eigentlich bis gegen 
das Ende des 18. Jahrhunderts, alfo bis zum Aufkommen des maſchinellen 
Betriebs und der eigentlichen Arbeitszerlegung an Klagen des Handwerks 
über die Konkurrenz der Großbetriebe faft vollftändig fehlt, obmohl die 
gleihen gewerbliden Erzeugnifle vielfah in den beiden Formen des Be- 
trieb8 nebeneinander Hergeftellt wurden. Die Anfiht, daß bei den ohne 
Verwendung von euer und Hammer arbeitenden Gewerben der Betriep 
durch zahlreiche felbftändige Meiiter der vorteilbaftefte jei, findet ſich 
übrigens auch bei Jufti, Abhandlung von den Manufalturen und Fabriken 
IS. 95 fg., 150. 

2 N. OD. Komm. Fasc. 63/1 No. 133 ex Sept. 1770. Die unmittelbare 
Beranlafjung zur Ausarbeitung des im folgenden dargeftellten „Syſtems“ 
gab eine von dem Niederläger Joſeph v. Weinbrenner überreichte 
Denkſchrift „Zur verhältnigmäßigen Einleitung des NManufactur-Standes in 
den Erblanden“. Unter den Vorfchlägen diefes Kaufmanns finden ſich ſchon 
die Orundideen des „Syſtems“: Teilung der gewerblihen Produktion in 
die fabrifmäßige und die „häusliche“, verbunden mit dem Antrage, die 
erftere zuguniten der letteren einzufchränfen und die Gründung neuer 
Fabriken zu erfchweren. Dann die Idee einer Verteilung der widtigften 
Induſtriezweige auf die verfchiedenen Erbländer, wobei der Proponent ſo⸗ 
weit gebt, unter Hinweis auf das Beifpiel Englands und Frankreichs ſogar 
die bedeutendften Gewerbe in beftimmte Städte zu lofalifieren. Endlich 
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nannten Behörden reiflich erwogene Gutachten über den „Ent: 
wurf eines Patents zur Feitfegung eines Syſtems in Fabrifs- 
und Manufacturs:Sadjen". Die erforderlichen Erläuterungen dazu 
gab eine Art von Motivenbericht: „Gedanken über den Danufacturse 
Stand in den Kayj. Kön. Erblanden und deſſen Erweiterung“ *. 

Wie diefe „Gedanken“ einleitend bemerken, Tagen dem 
ganzen Syftem folgende drei Hauptfragen zugrunde: 

„imo ob es bey dermal jchon vermehrten Fabriken rathfam 
jey, die Errichtung mehrerer in dergleichen Gattung ohne Ans 
frage zu geftatten? 

2do welche Artikel für Fabriken und welde für Manufac- 
turen geeignet, oder zu beftimmen? Dann 

3tio ob es rathjam ſey, gewiße Gattungen der Kunft- 
Erzeugnüßen in einzelne Landen, Ortſchaften oder Gegenden 
näher zu vereinigen?” 

Der Entwurf de3 Patents verkündet in den Einleitungs- 
worten die Abficht der Monarchin, jenen Perſonen, die bisher neue 
Manufakturen in den Erblanden eingeführt hätten, oder ſolches 
Zünftig unternehmen würden, den „ficheren Verſchleiß für be- 
fländig zu verſchaffen“. Zu dieſem Zwede werden alle in das 
Kommerziale einjchlagenden Arbeiten in brei Gruppen unter 
ſchieden, in ſolche, die für Fabriken, ſolche, die für Manufat- 
turen geeignet feien, und endlich in jene, die fernerhin den 
Fhlug Weindrenner vor, alle Fabriken den Kaufleuten zu übergeben und 
die Mleineren zufammenzuziehen, damit die „geſchickten Entrepreneurs* 
durch ihren eigenen Vorteil zur Unterftügung der inländiſchen Induftrie 
veranlaßt würden, und verlangte Maßregeln gegen die Ausbreitung ber 
Imbuftrie in Ungarn. (Prot.-Extr. des Kommerzhofrats vom 6, Auguft 
1770. R. Ö. Komm. Fase. 63/1 No. 44 ex Aug. 1770 St. R. No. 1418, 
2688 und 2736 ex 1770.) Weinbrenner mar übrigens fein bloßer Pro- 
jeftenmader. Er war einer der tätigften Großhändler der Monardie und 
verfuchte 4. B. als der erfte (1783) die Verfendung öſterreichiſcher Waren 
nad Amerika. (Vgl. d’Elvert, Zur Kulturgeſchichte Mährens 3. Br. 
&. 76.) In den er Jahren ſcheint er in Wien großen Einfluß beſeſſen 
zu haben (St. R. No. 1520 ex 1790). 

A Verfaffer diefer Arbeiten war Hofrat v. Degelmann (St. R. 
No. 2786 ex 1770). Einen Auszug aus denfelben bringt Beer, Studien 
due Geſchichte der öfterreihifchen Voltswirtfchaft S. 16. 
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Kommerzialzünften überlaffen bleiben follten. So wird zum 
erften Male die Scheidung der Produktion nach Betriebsformen 
zur Grundlage einer gefeglihen Regelung genommen, obwohl e3 
freilich zunähft noch an einer vollftändigen begrifflichen Klarheit 
darüber mangelte, was eigentlih unter „Fabriken“ und was 
unter „Manufafturen” zu veritehen fei. Allein die unverfenn- 
bare, wenn auch vielleiht nicht ganz bewußt getroffene Grund- 
lage diefer Scheidung war doch die Erwägung, daß es fich beim 
fabrifsmäßigen Betriebe um die Heritellung gewerblicher End- 
produkte im Großen dur gejchulte Arbeitskräfte unter Auf: 
wendung größerer Inveftitionen für Mafchinen, Gebäude und 
fonftige Betriebsmittel handle, ohne daß jedoch die Vereinigung 
aller Arbeiter in gemeinfamen Betriebsftätten ein weſentliches 
Merkinal bildete. Für die Manufalturen dagegen war es be 
zeichnend, daß hier die gewerbliche Produktion ausfchlieglih in 
der Form des Verlags zahlreicher Heimarbeiter, alfo meiſt 
wenig qualifizierter Arbeitskräfte, erfolgte. Den Kommerzial⸗ 
zünften endlicd wurden jene Arbeiten zugewiejen, deren Ausfüh- 
rung wohl gejchulte Meifter, jevoh die Anwendung nur ein- 
faher Werkzeuge und billiger Betriebsmittel vorausfegte. 

Bu Fabrifsarbeiten beftimmt nämlich das Patent „alle jene 
Waaren, die eine befondere Zubereitung und mehr foftbare Ge- 
räthſchaften, dann eine beträchtlichere Auslage erfordern”; als 
Beilpiele werden angeführt die Kotton:, Zitz⸗, Baummollzeuge, 
feine Tücher, Eeidenftoffe, Meſſing- und Drabtwaren, Wachs⸗ 
leinwand, Porzellan, Spiegel ujw. Den Unternehmern der: 
artiger Fabriken werden befondere Begünftigungen zugefichert?. 


I Diefe Begünftigungen, von denen die Mehrzahl ſchon bisher regel» 
mäßig in den Spezialprivilegien den Yabrilinhabern erteilt worden war, 
find die folgenden: 1. Freiheit der zu Fabrikzwecken gewidmeten Gebäude 
von allen Reallaften und von der Einquartierung; 2. Befreiung des Fabrik⸗ 
inhabers, feiner Familie und feiner Arbeiter von der Rekrutierung und 
anderen perjönlien Dienſten (Roboten ufm.), dann von der Gewerbefteuer 
3. befonderer Schuß für fremde „Künftler und Fabrikanten“, d. 5. für bie 
in Dienften des tyabrifunternehmeng jtehenden Werkmeiſter, Appreteure ufm. 
und freier Abzug für diejelben im Falle ihrer Rüdtehr in die Heimat; 
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Um den Fabriken einen ausreichenden Abſatz ihrer Waren zu 
gewäbrleiften, verſprach der Patentenwurf, daf Durch geeignete Ver⸗ 
botsmaßregeln die in- und ausländiſche Konkurrenz ferngehalten 
werben follte, und fegte demgemäß die Bedingungen feit, ar 
welche künftig die Konzeffion zur Errichtung einer Fabrik zu 
binden wäre. Denn es jcheine zwar, fo bemerfen bie „Gedanken“ 
zu dem Entwurfe, ala ob „die bisher jedermann eingeftandene 
Freyheit, Fabriken zu errichten", die im Anfange nötige Kon- 
turrenz gefördert habe. Allein von einer Übertreibung derſelben 
jeien Nachteile für die Unternehmer, die Verſchleißer und das 
Publikum zu fürdten. Darum jollte fortan jede beabſichtigte 
Errichtung einer neuen Fabrif dem Kommerzkonſeſſe des betreffen- 
den Landes angezeigt werden; dieſer hatte den ganzen Plan der 
Fabriksanlage unter Berückſichtigung des erforderlichen Betriebs- 
lapitals, der Perjönlichkeit der Unternehmer, der örtlichen Lage 
der neuen Fabrik und der lofalen Bedingungen ihres Betriebes, 
endlich der Ausfihten auf den Abjag ihrer Erzeugnifie einer 
eingehenden Prüfung zu unterziehen und darüber das Gutachten 
on den Kommerzhofrat zu erftatten. Wie jeder Konfeß in jeinem 
Gutachten die befonderen Verhältnifje feines Vermoltungsgebietes 
zu’berüdfichtigen habe, jo jei e8, wie der Motivenbericht be 


4. das Net der Einfuhr von Materialien und Gerätfgaften, die in den 
Erblanden nicht erzeugt würden, gegen einen befonderd mäßigen Zoll; 
5. Schuß vor Konkurrenz in jenem Bezirke, in welchem die Fabrik errichtet 
wird; 6. Schuß gegen die Abredung der Arbeiter, indem die letzteren ohne 
Ähriftlihen Entlafjungsfchein ihres früheren Arbeitgeber von feinen 
anderen Fabrifinhaber follten aufgenommen werden dürfen; endlich wirb 
7. den Fabrikunternehmern das Recht zugedacht, auch zünftigen Leuten 
Arbeit zu geben, ihnen Kundſchaften und Lehrbriefe zu erteilen, und bei 
ſtrenger Ahndung follten die Zünfte zur Anerkennung dieſes Rechtes ver- 
Halten fein. Auch das Recht der Fabrifinhaber 8. aller Orten Magazine 
und Niederlagen zu errichten, und die eigenen Erzeugniffe ftüdmweife zu ver ⸗ 
Taufen, blieb aufrecht; die Kaiſerin behielt ſich überdies vor, eventuell bes 
fonbere Begünftigungen zu gewähren. So war ſchon in diefem Entwurfe 
jener Weg angezeigt, den jede Umgeftaltung beftehender Wirtichaftsverhält- 
niffe durch die Erteilung von Sonderrechten früher oder fpäter gehen muß; 
Die Erfegung der den Fabrifinhabern verliehenen Spezialprivilegien durch 
eine allgemeine, für die Erteilung von Fabrikfonzeffionen gültige Norm. 


n 
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merkt, Aufgabe des Kommerzienrats, auf die Bebürfniffe ber 
gefamten Erblande fein Augenmerk zu richten, und vor allem 
darauf zu fehen, daß der erbländiiche Bedarf an allen Produkten 
zwar „fiher und förderfamft” gebedt, aber nicht überſchritten 
werde. 

Der Begriff der Manufalturarbeiten wird ebenfowenig 
genau firiert wie früher jener der Fabriksarbeiten, unb zwar 
deshalb, weil es fich eher aus den Folgen begreifen laffe, „baß 
einige zu Manufacturen geeignete Artifel gegen die Natur ber 
Sache in Fabriken gezogen worden, al3 daß man ben einen unb 
andern die eigentlihen Schranken mit aller Genauigkeit vor- 
jchreiben könnte”. In der fabritsmäßigen Herftellung, d. b. in 
der Aufmwendung bedeutender Inveſtitionen auf ſolche Waren, 
die bloß zu Manufakturen geeignet feien, liege eine Gefahr für 
die Unternehmer jelbit; das Beifpiel der Ponegger Strumpf- 
fabrit, der Nadelburger Fabrik und ähnlicher Unternehmungen 
beweife dies. Bis auf weiteres fei übrigend noch ein Unter- 
ſchied zmwijchen den eigentlichen Manufakturarbeiten zu machen 
und jenen, die derzeit noch durch Zünfte betrieben mwürben. 
Den letteren wäre die Tuch und Qutmadherei, die Strumpf- 
wirferei, die Erzeugung von reihen und Geidenftoffen, von 
Dünntüdern, Gallonen und Treffen, von Pofamentierwaren 
u. dgl. zu überlaffen. Als eigentlihe Manufakturarbeiten aber 
erklärt der Entwurf die Herftellung der geringeren Erzeugnifie 
der Tertil-e und Eeideninduftrie, alfo 3. 3. die Leinen- unb 
Wollweberei, die Striderei, Spinnerei, Nähterei, die Fabrikation 
von leichten, glatten, jeidenen und halbſeidenen Zeugen, von 
Bändern, Knöpfen, Schnüren u. dgl.; dann alle Sorten von 
feinen und gemeinen Stahl- und Kompofitionsarbeiten, fowie 
die Herftellung von Nadlermwaren. Der Unterſchied diefer Manu- 
fafturarbeiten von den zünftigen ſowohl als den Fabriksarbeiten 
wird dahin beitimmt, daß erftere „ohne befondere Erlaubniß, 
mit und obne dem Bürgerrecht, mit und ohne zünfftigen Leuten, 
als eine eigentliche Nahrung, oder als eine Nebenarbeit unter- 
nommen werden“ könnten. Nur foweit eine Qualitätenordnung 
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und Warenbefhau ftatuiert ei, müßte bie Herftellung dieſer 
Waren den betreffenden Vorſchriften ebenfo wie der Stempelung * 
unterworfen bleiben, um Verleger und Publitum gegen Betrug 
fierzuftellen. 

Grundlage der Manufakturarbeiten bildete demgemäß ber 
Verlag. Ganz ähnlich wie den Fabriksinhabern wird auch den 
Verlegern eine Reihe von bejonderen Begünftigungen in Ausficht 
geitellt, ebenſo Schuß der Erzeugnifje gegen in- und ausländiſche 
Konkurrenz verheißen. Um die Appretur der Waren im Inlande 
zu befördern, jollte vom 1, Januar 1771 der Import von 
Waren, die zum Zwede ber Vereblung ins Ausland gebracht 
worden waren, den allgemeinen Tarifvorjchriften unterliegen; 
von diefem Tage an follte feinem Manufakturiften mehr ge— 
ftattet fein, Jahrmärkte außer Landes zu beſuchen, auch der im 
Patente vom 24. März 1764 noch geftattete Beſuch der Haupt- 
jahrmarktorte follte den Manufakturiften verboten werben. Die 
ſtrengen Vorſchriften dieſes Patents gegen ben Kontraktbruch 
gedachte der Entwurf zu erneuern und dahin zu erweitern, „daß 
=... auch wenn zwey Drittel von denen in einem Orte oder 
Bezirke vorfindigen Manufacturiften einen Verlags - Contract 
freywillig eingegangen hätten, der übrige Theil ſolchem auf 
Verlangen des Verlägerd beyzutretten gehalten, und hierzu 
dieſem die Affiftenz von ber betrefenden Obrigkeit geleiftet werben 
jolle“. Den Verlegern geftattete ber Entwurf die volle Ver— 
Zaufsfreiheit und die Einrichtung ber dazu erforderlichen An— 
falten, unterfagte ihnen jedoch den eigenen Betrieb von Manu- 
fakturarbeiten. Im übrigen waren fie von den Kommerzkonſeſſen 
wie Kaufleute mit Legitimations- oder Konzeſſionsſcheinen zu 
verfehen, deren Erteilung von dem Ergebniffe einer Prüfung 
ihrer Vermögensträfte abhängen jollte. 

* Speziell gegen dieſe Beftimmung des Entwurfs macht allerdings 
ber nieberöfterreihifche Kommerzkonſeß in feinem Gutachten geltend, das 
Stempelamt habe nur zu beurteilen, ob eine Ware in« oder auslandiſchen 
Urfprungs fei. Der Schutz des Publikums vor fehlerhafter ober betrüglicher 
Bare fei dagegen Aufgabe der gefworenen Beihaumeifter. Vgl. unten 


©. 278 Anm. 2. 
Pridram, Öfterreihtie Bewerbepolitit I. 14 
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Alle diefe legtgenannten Vorſchriften bezwedten ganz offen- 
fihtlih, den Stand der Verleger volllommen von jenem ber 
Manufakturarbeiter zu trennen, den erfteren ausschließlich den 
Handel mit den Berlagsproduften, den letteren ihre Erzeugung 
zuzumweifen, weil „die Vermifchung beyder den Berfall bes 
einen und jenen des andern nothwendig zur Folge haben“ müfle. 

Dasſelbe Ziel verfolgte auch die Regelung jener Arbeits- 
zweige, die weiterhin den zünftigen Rommerzialprofeffioniften 
überlafjen bleiben jollten. Das bereits früher (1768) aufgeftellte 
„Verzeichniß deren zu dem Commercio gehörigen Profeßioniften“ 
war dem Entwurfe angefchloffen!. Auch diefe zünftigen Meifter 
waren gemäß den Bejtimmungen de? Patents von 1764 von 
jedem Kleinhandel mit ihren Erzeugniffen auszuſchließen. Ahn⸗ 
lich wie bei der Behandlung der Fabriken, beherrſcht auch bier 
den Entwurf die Furcht vor einer Überproduftion. Um eine 
ſolche zu verhindern, jolten die Kommerzkonſeſſe den einzelnen 
Meiltern die Zahl der Stühle nah Maßgabe des Verlags und 
der Vermögensfräfte beftimmen, und eine Vermehrung der 
Stühle nur dann geftatten oder veranlaffen, wenn ber Bedarf 
der Erblande ſolches erforder. Gerade die Regelung biefer 
Stage bereitete indes einige Schwierigfeiten. Denn, wie ber 
Motivenberiht bemerkt, fei es „den Commercial-Principiis 
gemäß, den Manufacturarbeiten jo viel Erweiterung zu vers 
ſchafen, als fie nur immer leiden, und daher alle Einſchränkung 
der Meifter-Zahl, Stühle, Zungen und Gehülfen zu befeitigen” ; 
anbderjeit3 aber liege in der übermäßigen Erweiterung ber- 
artiger Betriebe eine gewille Gefahr für den Beſtand berjelben. 
Vor die Frage geitellt, ob es vorteilhafter ſei, die Zahl ber 
Meiſter zu vermehren, aber gewiſſe Beſchränkungen in Hinficht 
auf den Umfang des Betriebs beftehen zu laffen, oder dieje Be- 
Ihränfungen zwar aufzuheben, die Zahl der Meifter aber zu 
firieren, entj&eidet fih der Entwurf gegen eine Beftimmung ber 
Meifterzahl, weil „in dem legteren Falle von der Aufliegenheit 


I Bgl. oben ©. 134. 
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eines einigen die Hemmung des Nahrungs-Standes vieler ab- 
banget, in dem eriteren hingegen ein mehr bejchränftes Merk 
leichter zu unterftügen und im Gang zu erhalten“ jei. 

Befonderes Intereſſe verdienen endlich die Schlußbeftim- 
mungen, die einen förmlichen Plan zur Verteilung aller größeren 
Induftriezweige auf bie gefamten Erblande entwerfen. Zunächſt 
wird ein Verzeichnis jener Warengattungen gegeben, deren Ber 
darf in den Erblanden durch die Produktion nod nicht voll- 
ftändig gededt jei, auf deren Abſatz aljo Fabrifsunternehmer 
ober Verleger mit Sicherheit rechnen könnten (z. B. feine 
Tücher und Wollenzeuge, Baumwollplüſch, feine Leinwand, 
brojchierte Seidenftoffe, Atlas, Taffet, geblumte Samte, feines 
Leder ufw.); ein zweites Verzeichnis zählt jene Warengattungen 
auf, deren Produktion zwar bereits begonnen habe, den Bedarf 
der Erblande jedoch noch bei weitem nicht decke (4. B. Muffelin, 
leichte Seidenzeuge, leichter Atlas, Seidenkrepp, Battift, Schleier, 
weiße und Glac&-Handiduhe, Juchten). 

Es fei indes, fo bemerkt der Entwurf, „nicht rathſam, alle 
Manufacturen in einem jeden Unferer Erblande zu gründen“ ; 
jo werden denn die einzelnen Induftriezweige in der Abficht auf 
die verjchiedenen Provinzen verteilt, daß jedem derjelben das 
fihere Fortlommen verbürgt, zugleich aber eine innige Verbin- 
dung der Erblande hergeftellt werbe!. 

Der Artitel Leinwand ſcheine ſich für alle Erbländer als 
Manufakturarbeit zu eignen, vor allem als Haus- und Neben- 
arbeit des Landmannes; doch follte die Erzeugung der feinen 
Seinwandwaren den Gebirgsgegenden der Subetenländer vor- 
behalten bleiben. Den böhmifchen Erblanden wollte man im 
übrigen die Fabrikation von Tuch: und Wollenzeugwaren, von 
Hüten, Glaswaren, gemeinen Lederforten, die Strumpfwirkerei 
und Zwirnſpitzenklöppelei zuweifen. 


* Den Plan einer Verteilung der Induſtriezweige auf die Erblande 
hatte ſchon Hörnigt (Öfterreich über Alles S. 164 fg.) entwidelt. Vgl. 
aud Adler, Anfänge der merfantiliftifchen Gewerbepofitit ©. 34. 
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Oſterreich ob der Enns follte die dafelbft ſchon eingeführte 
Leinenweberei und Wollenzeugmanufaltur, vor allem aber bie 
erftere, nad Möglichkeit erweitern. Die Gebirgsgegenden biefes 
Landes ſowie der Alpenländer hatten ſich mit ber Striderei und 
Spinnerei von Zwirn, Schaf: und Baummolle zu befaffen; daher 
war nad dem Motivenberichte nicht leicht in einem anderen 
Lande die Erlaubnis zur Erridtung einer Kottonfabrit zu 
erteilen. Ä 

Als die weſentlichſten Kommerzialartifel Niederöfterreichs 
wurden beftimmt: Baummoll- und Seidenwaren, die reichen 
und halbreichen Zeuge, Gallonen, Spigen, Gold- und Silber- 
treffen, Meſſing- und leonifche Waren, Hüte. Die Graffchaften 
Görz und Gradisfa ſowie ein Teil von Krain follten die Ber: 
fertigung von glatten und leichten Seidenzeugen pflegen, der 
übrige Teil Krains die Herftelung von Muffelin. Den Herzog- 
tümern Steiermark und Kärnten blieb felbftverftändlih die feit 
jeher dort blühende Eifen- und Stahlinduftrie zugemiefen. 
Daneben jollte die Bevölkerung Steiermarks mit der Erzeugung 
des Baummollflors, jene Kärnten® mit der SHeritellung von 
feinem Tuch und von Ratine! fi befaflen. Die Leberfabri- 
fation endlih war überall zu betreiben, wo das erforderliche 
Material bejchafft werden könnte. Der Schlußparagraph trug 
dann den Kommerzkonſeſſen die genaue Beobachtung dieſes Ver- 
teilungsplanes, innerhalb desſelben aber die tatkräftigite Förde⸗ 
rung und Unterjtügung der einem jeden Lande zugemiefenen 
Manufakturgattungen auf. 

E83 mag übrigens hier nicht unerwähnt bleiben, daß nad 
dem Plane einiger Staat3männer Ungarn von der Sinduftriali- 
fierung nicht erfaßt werden, fondern, ebenfall® aus Gründen ber 
Bentralifationspolitif, vorwiegend ein agrariſches Land bleiben 
und die diesfeitigen Erblande mit den Produften der Lanbwirt- 


ı Ein kreuzgewebtes Tuch, das entweder gewalkt oder auf der rechten 
Seite geknöpft wurde (Nützliche Nachrichten, dad Öfonomiewefen betr. 1767 
4. Stüd S. 149; Schreyer, Warenlabinet S. 126). 
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ſchaft und gewerblichen Rohſtoffen verforgen follte!. In dem 
Patententwurfe, ber ſich bloß auf Zisleithanien bezog, geſchieht 
natürli Ungarns Feine Erwähnung. 


Die von den Länderftellen und Kommerzkonſeſſen abver- 
langten Gutachten waren im Mai des Jahres 1771 fämtlich 
eingelaufen®. Allein, wie fih aus diefen Berichten ergab, wurde 
die „Hauptabficht“ des Syftems: „zu vermeiden, daß nicht alle 
Länder alle Gattungen der Manufacturen herzuftellen ſich be— 
eifern, jondern durd; Vereinigung und Zeitung der Induſtrie 
auf einen beſonderen Gegenftand biejer deſto eher zur Vollkom⸗ 
menheit gebracht werben möchte“, feitens der wenigften Länder- 
fiellen „von gutem Gejhmad gefunden“. Ihr Streben nad) 
Selbftändigfeit und Unabhängigkeit von der Zentralftelle war 


1&o Stupan und Blümegen 1766 in den Staatäratäverhand« 
lungen. 2gl. aud die von Beer, in feinen Studien zur Geſchichte der 
oſterreichiſchen Vollswirtſchaft S. 18 fg. mitgeteilten Altenauszüge. 

2 Auskunft vom 6. Mai 1771(R. Ö. Komm. Fase. 6%1 No, 142 ex 
Majo 1771). Die Gutachten der einzelnen Länderftellen ftimmen faſt durch- 
weg mit den Berichten ihrer Konfefje überein. Im folgenden werden jene 
Alten genannt, aus denen die im Texte zitierten Angaben entnommen find: 
Bericht des nieberöfterreihiichen Nommerztonjefjes vom 1. September 1770 
N. Ö. Komm. Fasc. 63/1 No. 33 ex Sept. 1770); Bericht ber Landes. 
hauptmannfdaft von Öfterreich ob der Enns vom 11. Dezember 1770 (derf. 
Fase. No. 33 ex Jan. 1771); Bericht des böhmifhen Guberniums vom 
9. Januar 1771 (Böhmen Komm. Fasc. 62 No. 60 ex Jan. 1771); Bericht 
des mährifgen Guberniumsd vom 6. September 1770 (derſ. Fasc. No. 83 
ex Oet. 1770); Bericht des Föniglichen Amts in Schlefien vom 5. März 
1771 (ver. Fasc. No. 79 ex Apr. 1771); Bericht des inneröfterreihifcen 
Guberniums vom 5. Februar 1771 (2. ©. Komm. Fase. 77 No. 58 ex 
März 1771); Bericht der Landeshauptmannſchaft von Kärnten vom 14. März 
1771 (verf. Fasc. No. 55 ex Apr. 1771); Bericht der Landeshauptmann- 
haft von Krain vom 4. Januar 1771 (derf. Pase. No. 55 ex Jan. 1771); 
Bericht der Regierung von Vorberöfterreich vom 4. November 1770 (erf. 
Fase. No. 43 ex Dec. 1770); Bericht des tiroler Guberniums vom 
23. Februar 1771 (derf. Fasc. No. 54 ex Apr. 1771); endlich der auf das 
Gutachten feiner Manufakturenfommiffton geftüßte Bericht des Guberniums 
von Trieſt vom 7. September 1770 (Lit. Komm. Fasc. 95 No. 55 ex Sept. 
1770). 
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denn doch viel zu fehr entwidelt, ala daß fie einen derartigen 
auf vollitändiger Unterordnung der provinziellen Intereſſen unter 
die Bedürfniffe des Geſamtſtaates beruhenden Plan hätten 
billigen können. Bloß Mähren und die Erzherzogtümer Oſter⸗ 
reich ob und unter der Enns hatten gegen die beabfichtigte Ver- 
teilung der Induſtriezweige auf die Erbländer prinzipiell nichts 
einzumenden. 

Eine ganze Reihe der Berichte bezeichnet die in dem Syſteme 
geplante Negulierung ganz unverhohlen als den Verſuch einer 
der Induftrie feindlichen Beſchränkung und hält fie daher für 
unnötig, ja für ſchädlich!. Sm bejonderen nehmen dann die 
einzelnen Gutachten Stellung gegen die Vorjchriften, nach denen 
die Erzeugung gewiſſer Waren ausſchließlich dem fabrilsmäßigen 
Betriebe vorzubehalten, die Erzeugung anderer auf manufaltur- 
mäßige Arbeit zu beſchränken fei?; dann gegen die angeordnete 


1 So das böhmifche, das niederäfterreichifche und das Triefter Guber⸗ 
nium; das legtere vor allen mit Rüdficht auf die im ganzen Litorale be- 
ftehende Induſtriefreiheit. Der trainer Konfeß fordert ganz allgemein, daß 
„überhaupt jedem in feiner Handlung und Speculation freye Hand ge 
laßen“, und „in billigen Umftänden alle erdenkliche Erleichterung und 
Schug” verjhafft werde. Der Konſeß von Tirol ift überzeugt, daß „alle 
Beihränktungen und Künfteleyen“ eher fähig wären, ein im beften Flor 
ftehendes Fabrikweſen zu verderben, als die Inbuftrie zu heben. Das Gut⸗ 
achten diefes Konſeſſes ift unverkennbar beeinflußt durch ein demfelben bei» 
gefchloffenes Votum des Bozener Merlantil- Magiftratstonfulenten Franz 
v. Gumer, der fi „wegen feiner befannt in Handlungsſachen befigenden 
guten Einficht” eine großen Anfehens erfreute. Dieſes Votum macht dem 
vorgeſchlagenen Syfteme nit ohne Grund den Vorwurf, daß es „das 
Manufactur- und Fabriksweeſen in eine faft militärifhe Ordnung zu ftellen 
gedenke“. Das Nuglofe, ja Gefährliche eines ſolchen Verfahrens wird dann 
an dem Beifpiele der blühendſten Induftrieftanten gezeigt. 

2 So die Berichte für Niederöfterreih, Kärnten und Srain. Dem 
inneröfterreichifchen Gubernium fcheint die Beftimmung eined Unterſchieds 
zwifhen Fabriken und Manufalturen „ganz in einem zur Hauptſache gar 
nicht8 beytragenden Worthftreit zu beſtehen“. Andere, wie die Konſeſſe von 
Vorderöfterreih und Tirol, lehnen die verfuchte Unterfcheidung mit dem 
Hinweife auf die geringe gewerblide Entwidlung ihrer Vermaltungsgebiete 


ab. Das böhmiſche Gubernium führt aug, e8 Laffe ſich zwifchen den beiden ' 


Betriebarten eine Grenze überhaupt nicht ziehen und man laufe Gefahr, 
durch eine fcharfe Trennung viele Unternehmen zu grunde zu richten. So 
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firenge Prüfung aller Vorausjegungen vor Erteilung einer 
Fabrikskonzeffion?, gegen die geplante Unterordnung der Manu- 
fakturarbeiter unter die Verleger? und den für die erfteren vor 
geichlagenen Kontrahierungszwang; endlich gegen die Beſchrän ⸗ 
fung der Kommerzialprofeffioniften auf eine beftimmte Anzahl 
von Stühlen und Gefellen®. Die meiften Berichte verwahren 
fi, wie erwähnt, überdies gegen die verfuchte Einſchränkung 
ihrer Kompetenz und verlangen, daß die Entideidung über die 
Einführung neuer Induftriezweige in einem Erblande dem Er: 
mefjen des betreffenden Konſeſſes überlaffen werde*. Insbejon- 
dere aus jenen‘ Argumenten, welche das inneröfterreihiiche 
Gubernium der geplanten Verteilung der Induſtrie auf die ein- 
zelnen Erblande entgegenftellt, ergibt ſich mit vollitändiger 
Klarheit, warum gerade die Behörden der Alpenländer ſich mit 
jo jeltener Einmütigfeit gegen diefen Plan ausgejprochen hatten. 
Denn das Gubernium fürchtet für den Fall der Durchführung 
dieſes Syftems, dab Steiermark „in eine bekränkende Abhängig- 
feit von der Willkuhr deren böhmiſchen Landen ſich verjezet 
jehen würde, als welch legteren der Anonymus eben die Ver- 
fertigung der ohnentböhrlichften und zugleich koſtbahrſten Capi- 
Waaren zugeeignet, welde Zueignung in Ruckſicht eines jeden 
Landes für nichts anderes, dann für ein ausjchließendes Privi- 
legium, jo die Weejenheit eines verberblichen Monopolii an ſich 





erzeuge 3. B. die gräflich Waldfteinfde Fabrik Tücher, die in eben ber- 
jelben ober noch befferer Qualität aud von einzelnen Tuchmachern in 
Reihenberg und Friedland hergeftellt würben; ebenfo werde Barchent im 
ganzen Lande durch einzelne Weber verfertigt, und gleichzeitig betreibe der 
Fürft Auerfperg in Tuppad! mit guten Erfolge eine Bardentfabrif. 

So bie Berichte für Niederöfterreih, Böhmen und Inneröſterreich. 

So die Berichte für Öfterreih ob und unter der Enns. 

So der nieberöfterreihiihe Konfeb und das königliche Amt in 
Schleſien, dann das inneröfterreichifche Gubernium. 

So bie Gubernien von Böhmen, Inneröfterreih, Tirol und Trieft, 
das Fönigliche Amt in Schlefien, die Sandeshauptmannfgaften von Kärnten 
und Krain. Der Konjeß von Vorberöfterreih hält den Vorfchlag für fein 
Berwaltungägebiet wegen der Entfernung ber Worlande von den übrigen 
Erbländern für unanwendbar. 


x 
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bat, angejehen werben mag ...." Zur Bolllommenbheit ber 
Induſtrie trage nichts beffer bei, als „eine allgemein proportio- 
nierte Concurrenz”, die fi unter den in verſchiedenen Pro- 
vinzen besjelben Staates befindlihen Fabriken entwidie. Und 
die Abficht der Monardin fei doch nur im allgemeinen darauf 
gerichtet, den „Commercialftand” in dem ganzen Umkreiſe der 
Erbftaaten in möglichiten Flor zu bringen, den Arbeitseifer in 
allen Provinzen gleichmäßig zu vermehren. 

Mit Rüdfiht auf diefes Nefultat der Gutachten blieb ber 
Hofkanzlei nichts übrig, ala den ganzen Plan einer jyftematifchen 
Regulierung der Induſtrie vollftändig fallen zu lafien. In ihrer 
an die Kaiferin im April 1772 erftatteten Ausktunft! begründete 
die Behörde Dies damit, daß „ohnehin gegen die Commercial»Berord- 
nungen und Anftalten bin und wieder, fonderlich von dem Politico 
Klage geführet, und die vollkommene Freyheit einer abfihtsmäßigen 
Leitung vorgezogen werden will". Der ganze Plan jei ein durch 
den Beitand der erbländifchen Zölle erzwungenes Syitem geweſen; 
da man jeßt neuerdings die Frage eingehend erörtere, ob nicht 
die Zölle aufgehoben werben follten, fo wäre die Feſtſetzung eines 
folden Syſtems derzeit wohl verfrüht, weil es ficher fei, „daß, 
fobald die inn- und erbländifhe Mäute aus dem Weege geichaffet 
worden, ſich die Manufacturen felbft die bequemjte und vortheil- 
baftefte Lage fuchen” würden. Einzelne der Vorſchläge des 
Syſtems habe man fchon in befonderen Verordnungen verwirk⸗ 
licht, jo die Beftimmung über die Ausfuhr erbländifcher Waren 
zur Appretur?, und jene über die VBorausfegungen für die Er- 
langung einer Konzeffion zur Gründung einer neuen Fabrik?. 

Die Raiferin nahm diefe Auskunft zu Kenntnis. 


So war zwar der Plan einer ſyſtematiſchen Beherrichung 


ı NO. Komm. Fasc. 63/1 No. 73 ex Apr. 1772 &t. R. No. 898 
ex 1772, 


2 Birfulare an ſämtliche Länderftelen vom 27. Auguft 1770 (R. D. 
Komm. Fasc. 63/1 No. 106 ex Aug. 1770. 


® Bol. unten S. 28. 
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der ganzen erbländijchen Induftrie geſcheitert; allein das Streben 
nad einer jchärferen Neglementierung derſelben fam dod in 
einigen Verordnungen zum Ausbrude, die in den folgenden 
Jahren erlaffen wurden. Und bei einiger Aufmerkſamkeit laſſen 
fi in diefen Vorſchriften ganz deutlich die Spuren jener Drei- 
teilung der gewerblichen Tätigkeit erkennen, welche die Grund- 
lage des Patententwurfs gebildet hatte. Für die im weſentlichen 
verlagsmäßig betriebenen Manufakturarbeiten, deren Ausibung 
nur geringe Vorbildung erforderte, bleibt der Grundjag maß- 
gebend, daß hier im Intereſſe einer möglichft weitgehenden 
Steigerung der Produktion jeder Zwang, jede Beſchränkung nad) 
Möglichkeit befeitigt werde. Wohl aber werben für die zunft- 
mäßig betriebenen Rommerzialgewerbe im Sinne der Vorſchläge 
des Patententwurfes gewiſſe einfchränfende Beſtimmungen ftatuiert, 
und insbejondere wird an dem Prinzipe einer Scheidung von 
Produktion und Handel ftrenge feitgehalten. Ebenjo gelangen 
auch bei der Behandlung der Fabriken jene erjchwerenden Bor- 
ſchriften im wejentlihen zur Durchführung, die der Patent 
entwurf aufgeftellt hatte. Dies ift num im folgenden näher dar= 


zulegen. 
A) Die Manufakturen. 


Das Streben nad Befreiung der Manufakturarbeiten von 
den Hindernifjen einer freien Entwidlung ergibt ſich zunächſt aus 
einigen Verordnungen, die einzelne diejer Gewerbezweige gänzlich 
freigaben. 1770 wurde, zunächſt für Niederöfterreih, fiir „ge 
wife geringe, den Geſellenlohn nicht ertragende Seidenzeug- 
gattungen“ die Frauenarbeit geftattet. Unter den Seidenzeug ⸗ 
machergejellen Wiens rief diefe Anordnung geradezu einen Auf- 
ruhr und einen Arbeitsausftand hervor. "Dies veranlafte die 
Staatsverwaltung, um „die Landesmanufacturen dem Eigenfinn 
einiger Aufwidler ferner nicht ausgeſetzt zu lafjen“, von nun an 
die Verfertigung aller glatten und fafjonierten Seidenzeugwaren, 
mit einziger Ausnahme der reihen und brofchierten Zeuge, dann 
aller Gattung von Samt der Frauenarbeit in den Erblanden 
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gänzlich freizugeben!. Das gleiche wurbe bald darauf hinficht- 
lich der Heritellung von Floret- und Zwildhbändern verfügt *. 

Ahnlich wurde — zur Förderung der Fabrikation ladierter 
Waren — auch das Ladieren in Niederöſterreich als freie Be 
ihäftigung erflärt?; desgleichen 1774 die Knopf» und Krepin- 
arbeit‘. In Böhmen wurde ungefähr gleichzeitig die Leinwand- 
und Kottondruderei „zur Vermeidung des Monopoliums und 
Bedrüdung des Publitums freigegeben“ 5. 

Weit bedeutungsvoller war das Dekret vom 1. Juni 1773, 
das in den gejamten Erblanden die Strumpfitriderei und Lein- 
weberei „für das Landvolk beiderlei Geſchlechts“ als freies Ge- 
werbe erklärte. Den Stridern und Webern in den Städten 
ſollte es allerding3 unbenommen bleiben, „ihre Zünftigfeit in 
Abfiht auf eine Polizeyordnung beyzubehalten”. Derartige 
Anordnungen entſprachen der wiederholt fundgegebenen Abficht 
der Staatsverwaltung, „den Spinner und Weber alle nur mög- 
lie Erleichterung und billige Freyheit einzugeitehen“ 7. 


1 Neftr. vom 10. Juli 1770. Die Seidenzeugmachergefellen, die einen 
Miderftand gegen die Durchführung diefer Verordnung verfuchten, wurden 
mit ſchweren Strafen bedroht (Cod. Austr. VI ©. 1350). 

2 Entſchl. auf den Prot.-Ertr. des Kommerzhofratd vom 7. Januar 
1771 (NR. Ö. Komm. Fasc. 78 No. 30 ex Febr. 1771). 

° Nrot.-Ertr. des KommerzhofratS vom 27. Auguft 1770; Dekret vom 
10. Sept. 1770. (N. OÖ. Komm. Fasc. 72 No. 59 ex Sept. 1770.) 

« Dekret vom 9. Mai 1774 (Kropatſchek, Geſetze, welde den 
Kommerzialgemwerben vorgefchrieben worden find 1. Bd. S. 13). 

5 Entſchl. vom 13. Dez. 1773. Jede Beſchränkung auf gewifle Ins 
dividuen und eine beftimmte Anzahl von Drudern wurde damit aufgehoben, 
und nur ein Befähigungsnachweis für den Antritt des Gewerbes bei: 
behalten. Später wurde dann auch diefe „vorläufige Prüfung“ mit Defret 
vom 24. Juni 1779 abgeſchafft. Ähnlich ein Dekret für Mähren vom 
10. Juli 1779. (Schreyer, Kommerz, Fabriken ufw. 1. Bd. S. 230 fg.) 

6° Kropatſchek a. a. D 1. Bd. ©. 12. Diefe Verordnung batte 
allerdings nicht überall wirklichen Erfolg. So beitand in Üfterreih ob 
der Enns, defjen Landesftelle verhältnismäßig lange zünftlerifch gefinnt blieb, 
die ftrenge Zunftverfaflung bei der Leinenmeberei bis tief ind 19. Jahr⸗ 
hundert. (Ber. des Kreisamts im Traunviertel vom 2. Mai 1815 Komm.- 
Komm. Fasc. 29 ad No. 145 ex Jan. 1817.) 

T Beot.-Ertr. des Kommerzhofr. vom 21. Nov. 1774 (N. OÄ. Komm. 
Fasc. 63/1 No. 61 ex Dec. 1774). 
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Wo die Intereſſen diejer beiden Gruppen von Manufaktur 
arbeitern in Widerſpruch gerieten, da trug man auch fein Ber 
denken, die in früheren Zeiten erlafjenen Zwangsvorjchriften zu be= 
jeitigen. So wurden im Jahre 1772 jene Vorfchriften des böhmischen 
Leinwandpatents von 1750 aufgehoben, nad) denen der Garn: 
handel zahlreichen Beſchränkungen unterlag (die Vorſchriften über 
die Zuweiſung beitimmter Diftrifte an die Garnfammler, die 
Beftimmungen über die Garnmärkte ujw.)!. 1774 wurde dann 
das Garnjammeln in Böhmen vollitändig freigegeben, und eben- 
jo erfolgte auch in den übrigen Erblanden eine Aufhebung jener 
Diftriktzeinteilung, welche bisher die Spinner eines jeden Ge- 
bietes an beftimmte Verleger gebunden hatte; ein beutlicyer 
Anſatz zu einer Anderung ber bisher befolgten Gewerbepolitit®. 


Die gleihe Tendenz einer Erweiterung der Manufakturs 
arbeiten kommt auch darin zum Ausdrud, daß die Staatsverwal- 


U Diefes Dekret vom 1. Juli 1772 wurde ausdrücklich damit motiviert, 
„daß, weil die Zahl der Spinner im Königreich Böhmen größer als bie 
Zahl der Weber fey, auf jene auch zuerft Nüdficht genommen werben mühe.“ 
(2gl, Schreyer, Kommerz, Fabrifen ufm. 1. Bd. ©. 27.) Schreyer 
will die Aufhebung der erwähnten Vorſchriften mit der Gehäffigfeit eines 
Wirtſchaftsbeamten gegen den böhmiſchen Kommerzeonfeh in Zufammenhang 
bringen. Es Liegt indes dieſe Verfügung ganz im Geifte der Wirtſchafts - 
politik jener Tage. Es hatte übrigens ſchon 1766 das Böhm. Gubernium 
felbft einen Antrag geftellt auf „Bejeitigung alles Zwangs, ob fie (die 
Spinner) ihr Garn auf die Sammelpläge abliefern oder unmittelbar an 
bie Zeinweber verkaufen wollen“. (Vortrag der Hoflanzlei vom 10. Febr. 
1766 St. R. No. 675 ex 1766.) 

* Für Böhmen wurde dies in den Delreten vom 15. Mai 1775 und 
17. Juli 1779 noch ausdrücklich ftatuiert (vgl. Kopetz, Gewerbsgeſetz ⸗ 
kunde II ©. 174). 

* Intereffant für diefen fpäter näher zu ſchildernden Umſchwung der 
Anſichten ift eine Außerung des Kommerzhofrats von 1775. Die Faktoren 
der Schwechater Kottonmanufaktur hatten ſich über eine Herabſehung des 
Spinnlohnes beflagt; die Kommerzftelle findet es bedenflich, „den Fabriken 
ben abzureichenden Arbeitslohn per Imperium zu beftimmen“, da es nad) 
Aufpebung der Spinndiftritte jedem Spinner freiftehe, feine Erzeugniffe 
dahin abzuliefern, wo er am beten bezahlt werde. Die Beſchwerde wurde 
denn auch abgemiefen (St. R. No. 2965 ex 1775). 
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tung jet beftrebt ift, die Manufalturiften von den drüdenden, 
teils grundberrichaftlichen, teils ſtaatlichen Abgaben zu befreien. 
Gelegenheit zu einer Minderung der erfteren bot die gerade um 
jene Zeit verhandelte Regulierung der Untertansverfaflung. 

So beitimmte das fchlefifhe Hauptrobotpatent?!, „daß bie 
Grundobrigkeiten von den Weeberftühlen feinen Weeberzins be 
nebren, fondern diefe Nahrung einen jeden Unterthan unentgelt- 
lich treiben lafien follen, es jey dann, daß fothaner Zinns im 
Urbario gegründet wäre”. Auch das Abfordern des Bleicher- 
sinfes wurde den Herrſchaften unterfagt. Dagegen faßte das 
Matent“ die übrigen Gewerbe» und Handwerkäzinfe, die häufig 
nem vorkamen, als vertragsmäßig gegründete Urbarialabgaben 
auf, und geftattete fogar den Grundherrn, fich derartige Zinfungen 
von neu angefegten Profeſſioniſten auszubedingen; nur blieb ber 
kundesftelle das Recht vorbehalten, diefe Abgaben zu mäßigen®. 

Ahnliche Maßregeln erfloffen anläßlich ver Urbarialregulierung 
In den Abrigen Subetenländern. Im Sabre 1774 wandte fi) 
bie Hoſkanzlei gegen das in Böhmen von den Grundherrſchaften 
vlelfach ang willfürlich in Anjpruch genommene Recht der Ein- 
hehung von Weberzinfen, und erließ auf Grund einer Reihe von 
Alagen Aber dieſe Mißſtände den Befehl, „durch die Kreisämter 
hen Artäobrigfeiten aufzutragen, daß Diejenigen, welche einen 
ılns, Wefchnu- oder Stuhlgeld von den Webern abheifchen, 
Ibis Nlepummifi und Recht biezu beybringen ſollten““. Auch die 
plumfchuldigkeit der Untertanen erfuhr in den Robotpatenten 


lan 8. Juli 1771 (die erwähnte Beftimmung findet fi im $ 12 
hea IT Haupiſtücko); das Hitat nad) dem Referatöbogen zum Delrete vom 
u Wyarg Iron (lane, IV F in gen No. 76 ex Martio 1798 Mähren-⸗Schleſ.) 
Hl mb eunberg, Vauernbefreiung Bd. IS. 184; Hadwiger in 
her eltjht ſJ. d. gef. Staatswiflenihaft 1904 ©. 480. 

“u h 8 Desfelben Sauptftüds- 

° Jelo Voſtimmungen wurden über Borftelung des fchlefiihen Amts- 
inte 4 hllanut (Mlane) nachträglich in das Urbarialpatent aufgenommen 
ar 8 Nu. tl on 1771). 

EMahe des Rommerzhofrats an die Hoffanzlei vom 283. Dez. 1774 
hut: Y ld da Nu. il 0x Jan. 1775 Böhm.). Es hatte fi nämlich ergeben, 
Aub hir ayilten vLeinweber von jedem Stuhl 1 fl 30 Tr. bis 2 fl und nod 
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von 1775 in Böhmen und Mähren eine beſchränkende Regu— 
lierung!. Und ähnlich wurde dann in der Folge eine Reihe 
anderer Gewerbezinje und Schußgelver teils auf das Maß ber 
patentmäßigen Robot reduziert?, teils gänzlich aufgehoben ®, 
Die Bedeutung diefer Maßnahmen ift für die Geſchichte der 
Untertansverfaffung größer al3 für jene der Gewerbepolitif. 

Es erging übrigens auch für Nieberöfterreih, wo einige 
Herrſchaften ohne einen anderen Titel, al3 ben einer Schuß: 
berrlichkeit über Zünfte und Handwerker den Bezug von be- 
ſonderen Schuggeldern in Anfprud nahmen, der generelle Be- 
fehl, „alle die Gewerbsleute bedrudende Schutzgelder und Schug- 
gerechtigkeiten abzuftellen“ +. 

Einfaher war die Befeitigung einiger fpezieller ftaatlicher 
Gewerbefteuern. 1772 erfolgte die Aufhebung des Weber- 
groſchens in Böhmen; bald darauf wurde auch der mähriſche 





mehr „nomine eines Stuhlgeldes* jährlih an bie Grundherrſchaften bes 
zahlen mußten. Auf einigen Gütern (in den Kreifen Georgental, Rumburg, 
Hohenelbe, Grulih) waren diefe Übelftände beſonders groß. 

* Patente vom 13. Auguft und: 7. Sept. 1775. Vgl. Grünberg, 
Bauernbefreiung 1. Bd. &. 222 fg. Beer, Stubien zur Geſch. d. öfterr. 
Vollswirtihaft S. 66; Schwiedland, Kleingewerbe und Hausinduftrie 
in Öfterreih 1. Te. S. 104. Ein Antrag der böhmiſchen Urbarial- 
tommiffion, die ganze Spinnfhuldigkeit in dem Urbare zur Aufrechnung 
au bringen, wurde abgelehnt, (St. N. No. 1304 ex 1775.) Dal. oben 
S. 160. 

2 &o bie Perfonalzinfen der Tuchmacher und Strumpfwirler Böhmens 
im Jahre 1777 (vgl. Ropet, Gewerbögefekfunde 2. Bd. S. 19), 

® So im Jahre 1777 das Meberftuhlgeld, der Wollegrojchen, der 
Bleichzins, der Garnverfaufs- und Garnfammlungszins u. a. m. (Vgl 
Ropet a. a. D.) Über die Abftelung fpeziell jener obrigkeitlichen Ab- 
gaben, welche die Herrſchaft Reihenberg von ihren Untertanen ſeit Jahr« 
zehnten wiberrechtlich einhob, vgl. Hallwich, Reichenberg und Umgebung 
S. 418 fg. 

+ Hofbelret vom 28. November 1772 (Bortr. der Hoflanzlei vom 
5. Märy 1773; Fasc, IV F in gen No. 266 ex Martio 1773. N. Ö). Er- 
meuert wurbe dieſes Verbot im Jahre 1779 (vgl. Kopep, Gemwerbögefeh- 
kunde Vd. II ©. 194). 

5 Auf Grund des Kommilfions-Brot. vom 13. Febr. 1772 (Böhm. 
Romm. Fase. 1 No. 30 ex Majo 1772). Über den Webergrof—en vgl. 
oben ©. 67. 


ke 
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Gewerbebeitrag abgeſchafft. Gleichzeitig wurde auch von dem 
oberjten Kanzler der fchon früher mwieberholt von den Ständen 
und der Landesſtelle Böhmens geftellte Antrag? auf Abſchaffung 
der Zunftladengelder erneuert, und die allerhöchſte Rejolution 
eınpfahl denn auch die Aufhebung diefer Steuer dem Einver⸗ 
nehmen der beteiligten Hofitellen ®. 


B. Die zünftigen Kommerzialgewerbe. 
Ebenfowenig wie in der Behandlung der eigentlichen Manu: 
fafturarbeiter läßt fih auch in der den Stommerzialzünften gegen: 
über beobadjteten Politik eine gewiſſe Nachwirkung des Patent: 
entwurf3 von 1770 verfennen, die in einer Reihe von Ber: 
fügungen gegen die allzu ſtarke Ausdehnung der Konkurrenz 





1 Refolution auf den Vortrag des Kommerzbofratd vom 24. Auguft 
1772; Note des oberften Kanzlerd vom 9. Sept. 1772 (Fasc. IV Fin gen 
No. 66 ex Sept. 1772 Mähren; St. R. No. 2254 ex 1772; Böhmen Komm. 
Fasc. 76 No. 32 ex Sept. 1772). Diefe Berfügung wurde ausdrücklich 
damit motiviert, daß „dem Commercio durch Enervirung der Contri⸗ 
buenten, wie es die leidige Erfahrenheit gezeiget, ſchwerlich aufgeholffen 
werden börffte, und das Commercium nad feinem wahren Endzweck zur 
Aufbelffung der Gontribuenten, und nit zu ihrer Beichwerung mit 
mehreren Auflagen gereichen ſolle.“ Über die Einführung diefer Steuer 
vgl. oben S. 66. Der Gewerbebeitrag war bis 1763 von dem WManufalturen- 
amte eingehoben worden. Nach Auflaffung diefer Behörde verpadhtete man 
die Steuer an die Zünfte und Meifterfchaften Mährens in der Weife, daß 
ftet8 für drei Jahre der von jeder Zunft unter Solidarhaftung aller Mit⸗ 
glieder zu leiftende Beitrag firiert, ein etwa ſich ergebender Überfhuß aber 
von den Zünften felbft zur Unterftügung ärmerer Yunftmitglieber oder 
zum gemeinfamen Einlaufe von NRohmaterialien verwendet werden follte, 
Die meiften Zünfte waren indes mit der Leiftung der ihnen vorgefchriebenen 
Beiträge „wegen der brudlofen Zeitumftände” ftarf im Rüditande, fo daB 
diefe Steuer 1769 ftatt der ausgefchriebenen 23781 fl. bloß 17433 fl. ergab. 

3 Ein folder Antrag war 1769 auf Grund des ablehnenden Votums 
der Hoflanzlei abgemwiefen worden (St. R. No. 2478 ex 1769). 

8 Noch weniger war die Staatdverwaltung unter diefen Umſtänden 
geneigt, etwa neue Steuern auf den Betrieb von Manufalturen zu legen. 
Als 1774 die Landeshauptmannfhaft Kärnten? den Antrag ftellte, die un⸗ 
zünftigen und unbürgerliden Weber mit verhältnismäßigen Abgaben zu 
belegen, fand diejer Antrag feinen Beifall, ſondern wurde in dem Rats 
Ionflufum des KommerzhofratS vom 28. Dezember 1774 abgelehnt (Böhm. 
Komm. Fasc. 76 No. 21 ex Dec. 1774). 
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bemerkbar ift. Vielleicht dürfte es nicht verfehlt fein, dieſe Tat- 
ſache aud damit in Zufammenhang zu bringen, daß in den 
Jahren 1769 und 1770 in ganz Mitteleuropa, vor allem infolge 
von Mißernten, eine furchtbare Wirtjchaftskrifis ausgebrochen 
war, die namentlich in Böhmen 1771 und 1772 zu einer förm— 
lien Hungersnot führte". 

Schon ein Zirfulare von 1770 befahl den fämtlichen 
Kommerzkonſeſſen, die Zahl der Meifter nad und nad ein= 
zufchränfen, dagegen jene der Gefellen und Jungen, ſoweit es 
tunlich jei, zu vermehren, „zumablen es jo wohl pro Publico 
als auch für die Profeffioniften nüplicer jeyn würde, wenn die 
überhäufte und gar zu ſtark angewachjene Zahl der Meifter ver- 
mindert, dagegen um jo viel mehrere Gefellen und Lehrjungen 
gehalten würden“ ?, 


Bal. dazu Hallwich, Neihenderg und Umgebung ©. 411 fg.; 
Grünberg, Bauernbefreiung 1. Bb. S. 200. Damals feinen auch die 
erften Klagen ber zünftigen Meifter über bie ihnen feitens ber Fabriken 
bereitete Konkurrenz vorgefommen zu fein. So befäwerten ſich anläßlich 
der Seelen- und Zugviehfonftription in Böhmen von 1770 die Rommerzial- 
merfmeifter bes Königgräger Kreiſes „Über den Mangel des erforderlichen 
Geldverlags“, und bezeichneten als die Urſache ihrer elenden Lage die Er- 
richtung zahlreicher Fabrifen in Böhmen. Der Kommerzhofrat ftellte zwar 
den Mangel des Verlags nicht in Abrede, hielt aber die angeblihe Kon- 
Turrenz der Fabrifen für bedeutungslos; denn in Böhmen befinde fi eine 
einzige Tuchfabrit (zu Oberleutensdorf), die den Braunauer Tuchmachern 
„ben vorgeblihen Abbruch“ nicht bereiten fönne. Obwohl der Rommerz« 
hofrat auch bei diefer Gelegenheit die Anficht vertrat, daß ſich, im Gegen- 
fage zu den Polizeigewerben, bei den Kommerzialzünften die Anzahl der 
Meifter nit fixieren laffe, fo meinte er dod, der Kommerztonfeß habe 
darauf zu ſehen, „damit auch diefe Meiftere nicht allzu fehr überfezt, und 
andurch einer durch den anderen zu Grund gerichtet werde." (Komm.-Prot. 
vom 17. Sept. 1771, Kart. IV A 8 No. 219 ex Okt. 1771 Böhm.). Vgl. 
auch FM. Mayer in den Mitteilungen des Vereins j. Geſch. d. Deutſchen 
in Böhmen B®b. XIV ©. 199. 

® Birfulare vom 22. Oft. 1770 (3. Ö. Komm. Fasc, 77 Nr. 37 ex 
Oet. 1770). Diefe Reaktion in der Gemerbepolitif entging auch ber Auf- 
merkfamteit des Verfafferd der „Gewerbögefehtunde*, Kope nicht. „In 
ber Epodye*, fo bemerkt er (Bd. IS. 345), „in welcher die Gefehgebung 
die regften Bemühungen zur Emporbringung der Gewerbfamfeit zu ent 
wideln begann, müflen ohne Zweifel die Anordnungen befremden, nad 
melden, zum Nuten des Publikums und der Profeffioniften, die Anzahl 
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Derjelbe Geift einer Fürforge für den Nahrungsftand ber 
zünftigen Gewerbetreibenden kam — abgefehen von anderen, 
weniger wichtigen Weifungen! — aud in einem Hanbbillette 
von 1772 zum Ausbrude, das gelegentlich der Erlaſſung eines 
allgemeinen Refrutierungspatentes erging?. Es Ibefiehlt den Hof- 
ftelen, „dag in Anſehung der Aufnehmung der ‚Burger, be» 
fonder8 in den landesfürftlichen Städten, ein ficheres Syftem 
gefaßt werde, da eines Theild die Burger in den landesfürft- 
lichen Städten und Märkten für ihre Perfon und Kinder von 
der Militärgejtellung frey find, anderen Theils aber eine über- 
mäßige und ber bloßen Willtuhr überlaßene Anzahl ihrem eigenen 
Nahrungsftande Nachtheil bringet” ; „die Kanzley“, jo beißt es 
weiter, „hat alfo nach den Ländern ... . . über die allentbalben 
feftzufegende Zahl den Burger, Profeffioniften und Handthierungen. 
in den Städten ein bergeltaltiges Syftem auszuarbeiten und 
Mir vorzulegen, damit weder durch eine übermäßige Anzahl dem 
Wöhrftande zu viel Individua entzohen, noch durd eine gar zu 
enge Beichränfung zu Monopolien und fonftigen Bedrudungen 
Anlaß gegeben werde”. Der Auftrag zur Abfafjung eines der» 
artigen Syftem3 erging hierauf an alle Zänderftellen; es fcheinen 
indes bloß die Berichte von Böhmen und Schlefien eine formelle 
Erledigung gefunden zu baben®. 





der Meifter vermindert, dagegen aber um fo viel mehrere Gejellen und 
Lehrlinge gehalten werden follten, und felbft in Anfehung der Errichtung. 
von Fabrilen wurde damals die Borfiht empfohlen, nit zu viele von 
einerlei Gattung entftehen zu laflen . . . ." Die näheren Umftände, welde. 
diefe Maßregeln veranlaßten, find ihm freilich nicht befannt. 

1 So wird der nieberöfterr. Regierung eine vorfichtige Politik bei der 
Erteilung von Schutzdekreten eingefchärft. (Der. vom 28. DE. 1772 N. D.. 
Komm. Fasc. 63/1 No. 87 ex Oct. 1772.) Als 1774 bei den bürgerlichen 
Drabtziehern Wiens die bisher faftifch noch immer feftgehaltene Beſchränkung 
auf eine gewiffe Meifterzahl aufgehoben wurde, erfolgte doch unter Rüdficht 
auf den Realmwert der vorhandenen Gewerbeberehtigungen nur eine ſchonende 
Vermehrung der Betriebe. (St. R. No. 417 und 1301 ex 1774.) 

2 St. R. No. 2396 ex 1772. 

3 Der Schlefien betreffende Vortrag ift vom 11. Februar 1774 (Fasc. 
IV F in gen No. 38 ex Febr. 1774 Mähr.⸗Schl. St. R. No. 409 ex 
1774). Der Vortrag für Böhmen ift vom 15. Juli 1774 (Fasc. IV F in. 
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Die Berichte diefer Länderftellen erklären übereinftimmend, 
daß die Aufftellung des geforderten Syftems unmöglich jei; das 
föniglicde Amt in Schlefien meint, die Zahl der Profeffioniften 
ſcheine derzeit nicht überjegt zu fein; bei den „bermalen be— 
ſchwerten und nahrungslojen Zeiten“ könne ohnehin nicht an 
ihre Vermehrung gedacht werben. Cine Verminderung ber 
Zahl der Meifterftellen jei aber um fo weniger ratfam, als 
fie unfehlbar eine Auswanderung ber an der Fortfegung ihres 
Gewerbes gehinderten Gemwerbetreibenden zur Folge haben müſſe. 
Höchitens feien, um ein übermäßiges Anwachjen dev Meifterfchaft 
zu verhindern, die Statuierung eines entjprechenden Vermögens- 
ausweijes und ber Ankauf einer „Poſſeſſion“ neben dem Be— 
fähigungsnachweiſe als Vorausfegungen für die Zulafjung zur 
Meifterfchaft in Erwägung zu ziehen. Ganz ähnlich äußert ſich 
das böhmifche Gubernium. Die Zahl der Profeffioniften laſſe 
fi weder in den Städten noch auf dem Lande wegen der von 
Zeit zu Zeit in dem Nahrungs- und Gewerbeftande vorgehenden 
Veränderungen „für beftändig“ beftimmen; es ſorge übrigens 
ſchon jede Stadtgemeinde und Ortsobrigfeit dafür, „daß der 
Nahrungsverdienft der Bürger nicht allzuſehr vertheilt werde”. 

Der gleihen Anfiht waren denn auch die Hoffanzlei und 
der Kommerzhofrat. Das Erfordernis an Polizeiprofeffioniften 
beftimme fich ſchon nad dem „Verhältnifje des Populations- 
ftandes* von jelbit; übrigens hätten die Polizeigewerbe durch 
den beftehenden Zunftzwang eine Fixierung der Zahl der Meifter 
erhalten, die genau beobachtet werde. Eine Beſchränkung ber 
Zahl der Kommerzialmeifter aber begegnet in dem Gutachten des 
Kommerzhofrats einem entjchiedenen Widerſpruche, der ſchon auf 





gen No. 1 ex Aug. 1775 Böhm.; St. R. No. 1810 und 1968 ex 1774.) 
Bon ben übrigen Berichten fand ich bloß jenen der Sandeshauptmannidaft 
Krain, Er langte erft am 23. Dezember 1774 ein, nachdem ber Beſchluß 
„in der Sache jelbften alles in statu quo" zu belafien, ſchon gefaßt war. 
Die Krainer Landeshauptmannfchaft meinte übrigens, dab ein derartiges 
Syſtem ſchwer zu verfaffen, mit Nüdfiht auf die bereits erfolgte Meifung, 
die Zahl der Meiſterſchaflen nicht zu vermehren, auch entbehrlich ſei. (J. D. 
Komm. Fase. 77 No. 30 ex Jan, 1775.) 
Pribram, Öfterreiötige Gemerbepolitit I. 15 
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einen neuerlichen bedeutfamen Wandel in den Anſchauungen über 
die legislatorifche Behandlung der Kommerzialgewerbe bindeutet. 
Sobald ein Staat die Anzahl der arbeitfamen Hände, die ihm 
einen wahren Nuten brächten, bejchränten wolle, fo laufe er Ge⸗ 
fahr, fih felbft die „Quellen des verbreittenden Nahrungs- 
verdienfte® und daher rührenden Geldzufluffes abzujchneiden”. 
Denn für die Kommerzialgewerbe fei nicht der Lokalbedarf, 
fondern daneben auch der auswärtige Abſatz beftimmend; des⸗ 
halb habe man auch mehrere diefer Erwerbszweige für frei er- 
Härt, bei den übrigen aber, auch fomweit noch ihre Zunftmäßig- 
feit beitehe, doch jede Beſchränkung auf eine beftimmte Meifter- 
zahl aufgehoben. 

So wird denn auch der Antrag des böhmischen Guberniums 
abgelehnt, bei jeder Bewerbung um ein Meifter- und Bürgerrecht 
eigene Berichte von den Kreisämtern und eingehende Auskunft 
über das Verhältnis der Profeffioniften zum Bedarfe des Publi- 
kums abzuverlangen. Derartige „mweitwendige Unterfuchungen” 
feien nur geeignet, unnüge Schreibereien zu veranlaffen, die Wege 
zu einem Nahrungsverdienfte zu erjchweren, Begünftigungen und 
Parteilichleiten zu befördern. 

Sowohl hinfihtlih Schlefiens als Böhmens geht daher das 
Gutachten der Hoffanzlei dahin, die „dermalige Meifterfchaft un- 
befräntt beyzubehalten”. In Hinkunft aber fei do, von be- 
ſonders erheblichen Urſachen abgefehen, niemand zum Weifter- 
rechte zuzulaffen, der nicht ein Grundeigentum an ſich bringen 
oder doch wenigitens jo viel eigenes Vermögen ausweifen könne, 
„daB er die nöthigen Handwerksgeräthſchaften und ben erften 
Material:Berlag ex propriis fich beyzufchaffen im Stande feyn 
möge”. Dieſe Maßregel fei auch für die Vermehrung des Wehr- 
ftandes die günftigite. 

Diefe Anträge der Hoflanzlei erlangten auch tatfählich für 
Böhmen und Sclefien Geſetzeskraft!. 

I Telret vom 26. Februar 1774 für Schlefien, vom 5. Auguft 1774 


für Böhmen. Ähnlich ein für Böhmen erlaffenes Dekret vom 20. März 
1775 (Böhm. Komm. Fasc. 62 No. 45 ex Mart. 1775). Bgl. au Haufe, 
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Eine ganz neue Anordnung bedeuteten diefe Vorjchriften 
übrigens nicht. Sie waren vielmehr im weſentlichen die Wieder- 
bolung einer Verfügung, die ſchon 1773 an ſämtliche Länder- 
ftellen ergangen war!, und die den erwähnten Vermögens: 
nachweis als Vorausfegung für die Erteilung eines Meifterrechts 
ftatuiert hatte. Für Mähren erging bei diefer Gelegenheit eine 
befondere Anordnung, die vorbildlich für die fpätere Gewerbes 
politif werden follte. Es wurde nämlich die Erteilung des 
Meifterrehts bei den Kommerzialgewerben und die Verleihung 
von Handlungsbefugniffen in den Städten den Magiftraten, auf 
dem Lande den Dominien zugemwiefen?. Um „das ächte Ver- 
Hältniß zwifchen Arbeitern und Confumenten nach Zeit und Um- 
ftänden herzuſtellen“, follte fowohl den Zünften, bezw. dem 
Handelsftande, als auch den Bewerbern um Gemwerbebefugnifie 
gegen bie Entfcheidung diefer Unterbehörden der Rekurs an das 
zuftändige Kreisamt vorbehalten fein, das dieſe Entſcheidung 
zwar beftätigen durfte, eine Abänderung derjelben jedoch der 
Landesſtelle überlaffen mußte. Daß von ſtädtiſchen Magiftraten 
und von Ortsobrigfeiten kaum eine allzuftarfe Vermehrung der 


Die Bielig-Bialaer Schafwollmareninduftrie S. 81, dem der reaktionäre 
Charakter biefer Anordnung nicht entgeht. 

1 Sirfulare vom 1. Juni 1773 (Böhm. Komm. Fase. 62 No. 22 ex 
Jun. 1773). Die unmittelbare Veranlafjung zu demfelben hatte eine Unter» 
fuchung über die Zuftände der Iglauer Tuchmacherſchaft gegeben, bie zur 
Abftellung einer ganzen Reihe von Mifftänden in der Verwaltung und 
BVermögensgebarung diefer Zunft führte, und das Auffihtörecht der Landed- 
ftelle, des Kreisamts und des Zunftinfpektors bis zu einer förmlichen Bor« 
mundſchaft verfhärfte. (Die Alten in demſelben Fasc. und im Staatsrate 
aub No. 812 ex 1771, No. 1560, 2797, 2959 ufw. ex 1772.) Bei diefer 
Gelegenheit wurde übrigens auch bie Verordnung vom 22. Oktober 1770 
ausdrüdlich aufrechterhalten, nad) welder die Kommerzialmeiſterſchaften 
nicht überfegt werben follten. 

® Das mährifche Gubernium machte gegen biefe Beftimmung des 
Dekrets allerdings geltend, daß die Aufnahme der Meifter bei ben 
Kommerzialgewerben durch die Magiftrate bezw. Ortöobrigfeiten „ohnedem 
ſchon in der [Ausübung beftehe*. Die Publizierung dieſer Verordnung 
wurbe aber tropdem mit Defret vom 16. Auguft 1773 angeordnet (Böhm, 
Komm. Fasc, 62 No, 26 ex Aug. 1773). 

15* 
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Meiſterzahl zu befürchten war, braucht wohl faum hervorgehoben 
zu werben. 


C. Die Fabriken. 


Der gleiche Geift einer Beſchränkung der Konkurrenz be= 
berricht nach 1770 auch die Politik der Staatsvermwaltung gegen- 
über den fabrifsmäßigen Betrieben. Jene Borjchriften des 
Patententwurfs, welche eine Berfchärfung der Vorausfegungen 
für die Erteilung von Fabrikskonzeſſionen beabfichtigt hatten, 
fanden nun im mwejentlichen ihre Verwirklihdung Ein aller- 
höchftes Hanbbillett ! machte im Sahre 1771 eine jede Neugrün- 
dung einer Fabrik von der kaiſerlichen „durch die Behörde zu 
erhaltenden Vermwilligung“ abhängig, da man wahrgenommen 
babe, „daß öffters von einer Gattung zu viel entitehen, folglich 
eine die andere in ihrem Fortlommen bindere” .... Den 
Kommerzkonſeſſen wurde daher aufgetragen, im alle eines 
PBarteianfuheng um die Errichtung einer neuen Fabrik mit aller 
Beichleunigung ein Gutachten über dieſes Gefuh an den 
Kommerzhofrat zu erftatten und darin auch die Zahl und den 
Beitand der bereit3 errichteten Fabrifen anzugeben ?. 


Auch die weitgehende Unterftügung, welche die Gründung 
neuer Fabrilsunternehmungen bisher ſeitens der Staatöverwal« 
tung gefunden hatte, erfuhr unter dieſen Umſtänden eine 
ftarfe Einſchränkung. Die bisher von dem Kommerzhofrat be- 
folgte Politik fand im Staatsrat die entfchiedenfte Verurteilung ®, 





! VrotsErtr. der Staatswirtſchaftsdeputation vom 21. Januar 1771 
(N. OÖ. Komm. Fasc. 68/1 No. 133 ex Febr. 1771). Das Original des 
Handſchreibens im Kart. V G 5 No. 168 ex Febr. 1771 Böhm. Un- 
mittelbar veranlaßt war dieſe Verfügung allerdings durch das Streben, die 
Induftrie in den ungarifhen Ländern nicht erftarten zu laflen. (Bl. 
Beer, Studien zur Geſchichte der öfterreihifhen Volkswirtſchaft S. 34.) 

? Birfulare von 4. Februar 1771 (zit. Aktenzeichen). 

°® „Aus dem richtigen Sat,“ fo bemerkt Staatsrat Binder unter 
Zuftimmung der übrigen Mitglieder feines Kollegiums, „daß die Induftrie 
möglichft zu befördern und das Geld im Lande zu behalten fey, haben wir 
die unrichtige Folge gezogen, daß unferen eigenen Erzeugniffen nicht befier 
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und über Veranlaffung desfelben formulierte eine anfangs 1771 
ergangene allerhöchfte Entſchließung die neuen Grundſätze fir 
die Behandlung der Fabrifsbetriebe folgendermaßen!: 

„Überhaupt fann ein jeder zur Unterftügung der Fabriken 
angewendet werdende Zwang nicht anderft als ſchädlich angejehen 
werben; es wird aljo fünftighin nicht mehr fo leicht auf einige 
den Fabriquen zu leiftende Geld⸗Vorſchüße einzurathen, fondern 
vielmehr darauf zu jehen ſeyn, daß anftatt der vereinigten 
Fabriquen, bejonders von bergleihen ordinari Waaren einem 
in particulari zu arbeiten geftattet werben möge, indeme hier 
durch allein die Mohlfeilfeit und Concurrenz mit fremden ber- 
gleichen Waaren gehoffet und erhalten werben kann.“ Die allzu- 
große Begünftigung der Fabriken ziehe ein wahres Monopol 
derfelben nad fi, unter dem nicht nur das Publikum leide, 
jondern auch der Handelsftand, welch letzterem allein Kauf und 
Verkauf der Waren im Eleinen gebühre. Und ähnlich lauteten 
andere dem Kommerzhofrate erteilte Weifungen ?, 


als dur Verbot3-Gefäze, Monopolien und Zwang aufgeholffen werben 
Fönne ... . Durch dergleichen Mittel aber kann weder die Güte ber Maaren, 
nod die Wohlfeilheit, noch auch die Goncurrenz erhalten werden, und 
wäre baher jehr zu wünſchen, daß ber Commercienrath feine Vorliebe zu 
Fabrifen und feine Willfährigkeit zu Geldvorſchüßen mäffigen, und ftatt des 
Zwangs nad und nad; mehrere Freyheit einführen möchte." (St. R. 
No. 204 ex 1771; Botum zu dem in der folgenden Anmerkung zit. Prot.-Ertr.) 

* Entfhl. auf den Prot.-Ertr. des Kommerzhofrats vom 7. Januar 
1771 (R. Ö. Komm. Fase. 78 No. 30 ex Febr. 1771). Unmittelbare Ber- 
anlaffung zu diefer Rejolution bot ein Gefud der Penzinger Fabriks- 
intereffenten um Erteilung eines ausſchließlichen Privilegiums auf die Er- 
zeugung von Geidenbändern für 10 Jahre. 

® &o eine Refolution vom April 1772: „Es ſcheinet fehr bedenklich zu 
jeyn, daß die inlandiſche Fabriten durch den doppelten Zwang, nemlid) 
durch das Verbott der ausländifhen Einfuhr und burd die Verhaltung der 
Hanbelö- Leuten zur Abnahme inländifcher Waaren für beftändig unter 
ftüget werben follen . . . Diefer wichtige Gegenftand wirb in reife Über- 
legung zu nehmen und feiner Zeit ein Borfchlag zu machen ſeyn, wie das 
Fabrifweefen wenigſt nad) und nad) ohne fo vielen Zwang verbeferet 
werden möge?“ Entſchl. auf das Protokoll des Kommerzhofrats vom 
23. März 1772 N. Ö. Komm. Fase. 68/1 No. 10 ex Apr. 1772; St. R. 
No. 814 ex 1772) 
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So mußte fi denn diefe Behörde dem neuen Kurfe fügen. 
Die Erteilung ausfchließender Privilegien wurde immer mehr 
eingeihränkt; der Kommerzhofrat vertrat jett wiederholt die 
Anfiht, „daß ohne ganz bejondere Umftände ausfchließende Frey⸗ 
beiten, welche den gedeylichen Zufammenfluß doch immer hindern, 
nicht zu verwilligen wären” !. An Stelle der mehr kapitaliſtiſch 
organifierten Fabriksunternehmungen ſuchte man die Entwidlung 
eines jelbitändig produzierenden Standes von kleineren Meiftern 
zu fördern. 

Auch gegen die induftrielle Tätigleit des Adels begann jegt 
allmählich eine gewiſſe Oppofition fih geltend zu machen. Noch 
1771 hatte Maria Therefia vor verfammelten Ständen ben böh- 
mifchen Adel wegen feiner eifrigen Förderung der Manufalturen 
belobt?. Allein man ſah nun auch die Nachteile ein, die mit 
den feudalen Fabrifgunternehmungen verfnüpft waren. Es 
fehlte ihren Inhabern regelmäßig das nötige Verſtändnis 
für eine erfolgreihe Leitung der induftriellen Betriebe; biefe 
Ariſtokraten ſaßen überdies meift felbft in hohen Staatsämtern 
oder hatten einflußreiche Verwandte bei Hofe. So war es ihnen 
leicht, große Ararialvorſchüſſe zur Unterftügung ihrer Unterneh- 
mungen zu erlangen®, und fogar die ganze Wirtfchaftspolitif 
gelegentlid — wenn auch nicht immer in eigennüßiger Abficht 
— im Sinne ihres privaten Intereſſes zu beeinfluffen*. 

Es war zum Teil eine Folge derartiger Erwägungen, wenn 


1 Brot. »Extr. vom 30. April 1770 (N. OÖ. Komm. Fasc. 72 No. 128 
ex Apr. 1770. Das gleide Botum im BProt.-Ertr. vom 4. Mat 1772 
(dasſ. Fasc. No. 19 ex Majo 1772). 

2 Kart. V G 5 No. 47 ex Apr. 1771 Böhmen. 

3 Beifpiele dafür |. oben ©. 132. 

« So wird 1776 in einem Staatäratsvotum bed Grafen Haßfeld 
direft der Vorwurf gegen Graf Joſeph Kinsky erhoben, daß feine 
Fabriken „vielleiht eine nicht geringe Urſache des Berfalld des böhmischen 
Nahrungeftandes” feien. Denn fein Einfluß babe die Staatöverwaltung, 
an deren Spite damals Kinskys Schwager, Graf Chotet, ftand, veran⸗ 
laßt, „dem böhmiſchen Handel einen außerordentliden Zwang anzulegen“. 
Hasfeld ſei weit entfernt, diefen Männern einen Eigennuß zuzumuten, 
der fie bemogen hätte, „Dinge einzuratben, welde fie für fi nüglid und 
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1776 ein kaiſerlicher Befehl erging, der allen in öffentlichen 
Dienften ftehenden Beamten die Beteiligung an Hanbelsgejell- 
ſchaften und Fabrifsunternehmungen verbot?. 

Begreiflicherweiſe wurde jegt auch die bisher übliche Ge- 
mährung von größeren Darlehen an die Gründer und Inhaber 
induftrieller Betriebe ſtark beſchränkt, und bie Staatsratsgut- 
achten lehnen jegt jeden Antrag auf Erteilung derartiger Vor— 
ſchüſſe aus prinzipiellen Gründen ab?. Dagegen wurden bie 
Beftände der Kommerzkaſſe jegt zur Unterftügung der Kleinmeifter 
verwendet, und biefen in größerer Zahl Beiträge zur Anſchaffung 


dem Gemeinwejen ſchädlich zu ſeyn erfennet hätten; allein das eigene Interz 
efje würfe auf die würdigſten Männer, und verurſache, daß ihnen dasjenige 
aut feine, was nicht gut ift* (St. R. No. 659 ex 1776). 

! Sirfulare vom 28. März 1776 (N. ©. Komm. Fase, 1 No. 57 ex 
Martio 1776; St. R. No. 240 und No. 659 ex 1776). Gegen bie 
Erlaffung diejes Verbots erhob die Hofkanzlei eine Reihe von wichtigen 
Bebenten, da fie von ihm eine Gefährdung der Induſtrie befürchtete; ähn- 
li der Kammerpräfident Graf Kollowrat und im Staatörate Baron 
Stupan und Gebler. Für das Verbot traten ein die oberfte Juſtiz- 
ftelle, dann bie Staatöräte Baron Löhr, Kreßel und, wie bereits er- 
wähnt, Graf Hatz feld. Die Frage war übrigens ſchon 1766 im Staatö- 
rate verhandelt worden (vgl. oben S. 108). 

* „Diefe Vorſchuſſe,“ jo meint gelegentlid Staatsrat Binder, „vers 
urſachen häufig den Verfall der Fabriken. Anftatt auf alle mögliche Wirt 
ſchaft und Verbefferungen zu gebenten, verläft man ſich auf die Geldunter- 
ftügungen des Aerariums.“ Dadurch werde dann der Staat materiell 
an bem Beftande eines folden Unternehmens intereffiert und ſehe ſich 
nicht felten zu Bwangsmaßregein aller Art veranlaßt, zu Verbots- 
gefegen, zur zwangsweiſen Verpflichtung ber Kaufleute, der Fabrik ihre 
ſchlechten Waren abzunehmen. Diefe Anfihten fanden im Staatsrate all- 
gemeinen Beifall. (St. R. No. 1239 ex 1771: Votum zu den Vorſchlägen, 
wie der bevorftehende Verfall der Brünner Tucfabrit abzuwenden jei.) 
&o erteilte denn das Zirkulare vom 3. Juni 1771 den Kommerzionfefien 
die Weifung, „daß fünftig außer in ganz befonderen Fällen keine Commercial- 
vorfhüffe, welche gemeiniglic ſchwer oder gar nicht wieder hereingebradt 
werden können, den Fabriquen bewilliget werben follen.” Eine Reihe von 
Entfhließungen aus ben folgenden Jahren ermeuerte dieſes Verbot. So 
eine Refolution von 1773: „Ich mache aus Meiner Cafja feine Vorſchüſſe“ 
(Note vom 20, Februar 1773 N. Ö. Komm. Fasc. 72 No. 15 ex Mart, 
1778). Ähnlich eine von 1774 (N. Ö. Komm. Fase, 63/1 No. 121 ex Aug. 
1774; St. R. No. 2051 ex 1774). Zwei Noten des Kommerzhofrats von 
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von Werkzeugen und Materialien bewilligt!; wo die Mittel 
des Kommerzialfonds nicht binreichten, juchte man die Zunft» 
laden zu Ddiefem Zwecke beranzuziehen?. 1774 wurde dem 
Kommerzhofrat allgemein die Befugnis erteilt, jenen „Fabri⸗ 
fanten”, die einer bejonderen Begünftigung würdig feien, Unter: 
ftügungen zur Anſchaffung von Werkſtühlen oder Inſtrumenten 
bis zum Betrage von 200 fl. ohne weitere Anfrage zu gewähren ®. 


1775 an die geheime Hof- und Staatslanzlei befagen das gleihe (N. D. 
Komm. Fasc. 72 No. 60 ex Majo und 39 ex Oct. 1775); endlich ebenfo 
eine Entſchließung von 1777 (N. Ö. Komm. Fasc. 68/1 No. 38 ex Sept. 
1777, St. R. No. 1694 ex 1777). 

I Der Anlauf von groben Leinwanden in den gebirgigen Teilen 
Böhmens um den Betrag von 100000 fl., ver 1772 auf Koften des Arars 
erfolgte, hatte bloß die Bedeutung einer einmaligen Staatsaushilfe anläß- 
lih des Notjtandes in Böhmen (vgl. Schreyer, Kommerz, Fabriken ufw. 
1. 8b. S. 19. Die Angaben bei Fechner, Die handelspolitiihen Be⸗ 
ziehungen ufw. ©. 479 find ungenau). Die Erfahrungen, die man damals 
mit den ärarifhen Leinwandkäufen madte, waren übrigen? fo ungünftig, 
daß im Jahre 1779 anläßlich ähnlicher Notftände im Bidſchower und König» 
gräger Kreife die Hoflanzlei eine Wiederholung diefe8 Vorganges dringend 
widerriet (Vortrag vom 27. November 1779 St. R. No. 1740 ex 1779). 
Es wurde daher der vom Kaifer bewilligte Ararialvorfhuß von 160000 fi. 
zur Förderung des böhmischen Leinwandhandels verwendet (vgl. Shreyer 
0. a. D.) 

2 So die Zunftladengelder der „in Wolle arbeitenden” Zünfte Böhmens; 
Dekret vom 7. Januar 1774 (Kart. V G 5 in spec Tudjfabr. No. 1 ex 
Jan. 1774 Böhm.). 

8 Refolution auf den Prot.⸗Extr. vom 19. September 1774 (N. D. 
Komm. Fasc. 63/1 No. 14 ex Oct. 1774; St. 8. No. 2507 ex 1774). 
Über diefe Beiträge hatte die Behörde anfangs vierteljährli, feit Ende 
1780 alljährlich einen Bericht zu erftatten. (Diefe Berichte finden ſich in 
dem zitierten Faszikel.) Nah Aufhebung des Kommerzhofrats überging bie 
erwähnte Befugnis an die Hoflammer. Der Geift des Fiskalismus, der 
diefe Behörde beherrſchte (St. R. No. 1694 ex 1777), veranlaßte fie indes 
wiederholt zu der Äußerung, „daß die zur Gewohnheit werdenden Gefuche 
verjchiedener Fabrikanten, ihnen Werkftühle oder Werkzeuge ab aerario an« 
zuihaffen, nah und nad in das Große erwadfen, und endlichen dem 
Camerali zur neuen Laft werden müßten.” Sie merde daher, von ganz 
bejonderen Fällen abgefehen, ſich zu dergleihen Auslagen nicht mehr bereit 
finden (N. Ä. Komm. Fasc. 68/1 No. 7 ex Febr. 1780, No. 12 ex Febr. 
1780). 
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Zu Beginn der 70er Jahre bejchäftigte auch — foviel wir 
jehen, zum erftenmale — die Frage einer allgemeinen gefeglichen 
Regelung des zwifchen den Fabrifsinhabern und ihren Gehilfen 
beftehenden Kontraftverhältnifjes die Aufmerkfamteit der Ber 
hörden. An allgemein lautenden Anordnungen, welde eine 
„Abredung“ der bei Fabriken bejchäftigten Gejellen und Lehr- 
jungen bei ftrenger Strafe verboten!, und die jehr häufig 
vorkommenden Entwendungen des den Arbeitern anvertrauten 
Materials mit ſcharfer Ahndung bebrohten®, hatte es auch 
früher nicht gefehlt. Im Jahre 1773 wurde nun die Frage, 
wie die Fabrifsinhaber gegen diefe beiden Gefahren geſetzlich 
gejchügt werben könnten, im Berein mit einer dritten — wie 
nämlich der Verrat von Fabrifsgeheimniffen zu verhindern ſei — 
in einer beſonderen fommiffionellen Verhandlung erörtert, an 
welcher neben den Vertretern der Hofkanzlei und des Kommerz: 
hofrats aud Mitglieder der oberften Juſtizſtelle teilnahmen ®. 
Zur Erlafjung allgemeiner Normen kam es indefjen nicht. Die 
Majorität der Kommiffion hielt, was die Fabrifsbiebitähle betraf, 


So ein Defret vom 23. April 1767 Cod. Austr. VI S. 985. 

® Sole Verfügungen waren fpeziell gegen Eifendiebftähle ſchon 1721, 
1743, 1748 ergangen, und biefe Delikte hatten allgemein auch im Cod. 
Theresianus Art. 94 $ 11 al® Crimen stellionatus et furti Berüd- 
ſichtigung gefunden. (Diefe Daten nach den gleich zu zitierenden Berhand- 
hungen.) Später wandten fi dann mehrere Dekrete namentlich gegen Ber- 
untreuungen und Bevorteilungen feitens der verlegten Spinner und Weber. 
So die verfchiedenen Leinwandpatente, dann z. B. ein Dekret vom 12. Dt- 
tober 1772 in Öfterreih ob der Enns (R. Ö. Komm. Fasc. 63/1 No. 54 
ex Oct. 1772); eines vom 5. Februar 1773 in Böhmen (Kart. VG 5 
No. 10 ex Febr. 1773 Böhm.). 

® Beranlaffung bazu gaben einige Vorſchläge der Friedauer Kotton- 
fabrif, der fi andere, wie die Fabrifen von Schwechat und Kettenhof 
anfchloffen, — ein Beweis, wie ſcharf damals ſchon die Konkurrenz unter 
dieſen Unternehmungen war. (Die Verhandlungsatten find: Prot.-Ertr. 
des Kommerzhofrats vom 12. Juli 1773 Kart. V G 5 No, 185 ex Aug. 
1773.N. Ö. Vortrag) des Kammerpräfidenten Grafen Leop. Kollomrat 
von 26. Juli 1773 N. OÖ. Komm. Fase. 63/2 No. 98 ex Nov. 1778; &t. 
N. No. 1668 ex 1773; Vorträge der oberften Juſtizſtelle vom 7. Oktober 
1773 und vom 21. Juli 1774; St. R. No. 2231 ex 1773 und zit. Fase. 
No. 188 ex Aug. 1774). 
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die Schon im Codex Theresianus vorhandenen, gegen den Haus⸗ 
biebftahl und die Veruntreuung von anvertrauten Gegenftänden 
gerichteten Strafbeftimmungen für ausreichend. Auch Anträge 
auf die Erlafjung neuer, allgemein bindender Vorfchriften gegen 
den Kontraftbruh und die Ausforfchung bezw. den Verrat von 
Fabriksgeheimniſſen wurden nicht geitellt. 

Jedem Fabrilsinhaber fei es auch fernerhin freizuitellen, 
Kontrafte auf beliebige Zeit mit feinen Arbeitern abzufchließen, 
oder fie auf unbeftimmte Zeit in feine Dienfte zu nehmen. 
Gegen einen Austritt des Arbeiter vor Ablauf der bedungenen 
Zeit werde der Fabriksinhaber ebenſo geſchützt, wie der Arbeiter 
gegen einen fontraftwibrigen Zwang, der ihn wider Willen zum 
Verbleiben bei einem Fabrilgunternehmen nötige. Dagegen er- 
hielten die von den Kottonfabrifen Speziell geſchloſſenen Verein- 
barungen, in denen die Aufnahme von Arbeitern fremder 
Fabriken ohne Vorweifung des Abſchieds und die Ausforfhung _ 
fremder Fabrifsgeheimniffe unter beſonders ftrenge Konventional- 
ftrafen geftellt wurden, die Taiferlide Genehmigung; mit dem 
ausdrücklichen Zufage, daß die überdies nach gemeinem Rechte 
jedem zuftehenden Schadenerfaßforderungen durch dieſe private 
Vereinbarung nicht beſchränkt werden follten!. 


D. Der Innenhandel. 


Auch in der Frage des Verhältniffes von Handel und ge- 
werblicher Produktion blieb zunächſt die in dem Patententwurfe 


I Defrete an die n. ö. Regierung vom 16. November 1773 und 
12. September 1774 (N. Ö. Komm. Fasc. 63/2 No. 93 ex Nov. 1778 und 
No. 28 ex Sept. 1774). An einer Divergenz der Meinungen fehlt ed frei- 
li in diefen Berhandlungen nicht, an denen wie erwähnt, Mitglieder der 
verjchiedenften Behörden teilnahmen. Bei der niederöfterreichifchen Regie 
rung wurde 3. B. von einzelnen Räten, darunter von Sonnenfels, die 
feltfame Anſicht vertreten, der Berrat von Fabriksgeheimniſſen fei nicht bes 
fonder8 zu ahnden, er wäre „zur Berbreitung und Gemeinmadhung der 
Yabrilsvorteile viel mehr zu befördern ald zu verbieten". Im Gegenjage dazu 
unterftügten die Konımerzbehörden das Gefuch der Friedauer Fabril. Gegen 
einen Zwang, der den Arbeiter wider Willen zum Berbleiben in einer Fabrik 
nötige und ihm fo „eine Art der Sklaverey“ auferlege, ſprach fi ins—⸗ 
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beantragte Politif einer ſcharfen Sonderung biefer beiden Er- 
werbszweige maßgebend, wenn auch nad; wie vor der Mangel 
an tüchtigen Kaufleuten hemmend auf die Durchführung biejes 
Planes wirkte!. Um diefem Übelftande abzubelfen, ließ es der 
Kommerzhofrat nicht an Aufträgen an die Konſeſſe fehlen, und 
man jcheute gelegentlich auch vor wangsmafiregeln nicht zurüd®. 

Was insbejondere die feit 1767 in suspenso belaffenen Be- 


befonbere Graf Kollomrat aus. Es mag übrigens nicht unerwähnt 
bleiben, daß jegt aud; die erften Klagen über jchlechte Behandlung der in 
den Fabrifen verwendeten Kinder laut wurden (St. R. No. 1142 ex 1776), 

So betont das ſchon zitierte Kommiffionsprotofoll betreffend bie 
ESeelentonjtription in Böhmen von 1770 bei Beiprehung des Leinwand- 
handels im Königgräger Kreife, dab „tüchtige Kaufleute . . . jehr ſchwer 
und dermalen nicht aufzubringen“ feien (Kart. IV A 8 No. 219 ex Oct. 
1771 Böhmen), 

2 So wird mit Nücfiht auf die wieberholt „beftättigte Erfahrung, 
dab es der Kauffmannſchaft fo gar an ber Erfenntniß ber innländiſchen 
Fabricatur ermangle*, dem nieberöfterreichifchen Konſeß mit Dekret vom 
31. Dezember 1770 neuerdings aufgetragen, „derer mehrere Befanntmachung* 
durch eitungsnotizen und anderweitige Veröffentlichung ſich angelegen jein 
zu laffen (N. Ö. Komm. Fasc. 63/1 No. 130 ex Dec, 1770). Am 28. Mai 
1770 ergeht an den fehlefifchen Konfeh der Befehl, zu unterfuchen, „wie dem 
zu Boden liegenden Handel wieder aufgeholfen werben Fönne*, und ind 
befonbere anzugeben, ob die Urfaden dieſes Verfalls in der Fabrikation 
oder in anderen Momenten zu ſuchen feien (Böhmen Komm. Fase. 55 
No. 64 ex Mai 1770). Ein ähnlicher Auftrag wird anfangs 1772 an das 
böhmifche Gubernium erlaffen, dem jpeziell die Erftattung eines Berichts 
über die Hemmung bes „Gefpunft- und Leinwandhandels“ anbefohlen 
wird. Die befondere Kommiffion, die zur Unterfudung diefer und ähnlicher 
„Commercialgebrehen“ Böhmens eingejegt wurde, leiftete indeſſen nichts. 
Sie erftattete erſt unter dem 2. Auguft 1774 einen Bericht, der mit Nüd- 
fiht auf die inzwiſchen eingetretenen Änderungen in ben Verhältniffen bes 
Handels unbrauchbar war. (Prot.-Extr. des Nommerzhofrats vom 7. No- 
vember 1774 Kart. V G 15 No. 134 ex Nov. 1774 Böhmen; St. R. 
No, 3173 ex 1774.) 

® Ein beliebtes Mittel blieb es, den Kaufleuten, die fih um Kommerzial- 
päfle zur Einfuhr frember Maren bewarben, diefe Päfle nur unter der Be- 
Dingung zu erteilen, daß fie fih zur Abnahme eines entiprehenden Duan- 
tums inlänbifder Erzeugniffe verpflichteten (St. R. Nr. 2050 ex 1772), 
Die Einhaltung diefer Bedingung wurde freilich vielfah umgangen. Bat. 
dazu Sonnenfels, Grunbfäge der Poligey ufm, 2. Teil S. 260. 
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Ichwerden des Wiener Handelsſtandes betrifft!, jo wurden die⸗ 
felben 1770 von den Leinwanbhändlern und einigen anderen 
Kaufleuten erneuert. Sie hatten zunächſt nur die Folge, daß 
ein neues verfchärftes Patent zur Abftelung des Haufterens in 
Wien erlaffen wurde?. Auf dem fladhen Lande ſollte e8 keine 
Anwendung finden, weil bie Haufierer hier vielfach unentbehrlich 
waren®. Aber auh das Wiener Haufierpatent mit all feinen 
ſcharfen Strafandrohungen blieb im wmefentlichen wirkungslos, 
weil es nicht gehandhabt werden konnte. Die Kaufleute bedienten 
fih häufig felbft der Haufierer, um „unächt ausgefallene, aus 
der Mode gekommene“ oder fonft ſchwer anbringlide Waren 
abzufegen. Für den Heinen Manufakturiften der Vorftädte aber, 
der nicht imftande war, dem Kaufmanne die üblichen Zahlung8- 
friften zuzugeftehen, bedeutete der Haufierer vielfach die Rettung 
vor dem Preisdrude des befugten Händlers‘. So rechtfertigte 
denn auch der Kommerzhofrat die mangelnde Durhführung des 
Haufierpatent3 mit der Neigung der meiſten Handelsleute, „ben 
Arbeiter bis aufs äußerfte zu drüden”. Dies laſſe „bie äußerfte 
Strenge” unbillig erfcheinen®. 

Die Befchwerden der Kaufleute veranlaßten übrigens neuer- 


— 





1 ©. oben ©. 195 fg. 

2 Entfchl. auf den Vortrag des Kommerzhofrats vom 18. März 1771 
(N. Ö. Komm. Fasc. 65/2 No. 32 ex Apr. 1771; Dekret vom 8. April 
1771. Schon vorher hatte ein Dekret vom 12. November 1770 einige 
fhärfere Borfchriften gegen den unbefugten Hauſierhandel erlaffen (derf. 
Fasc. No. 27 ex Nov. 1770). 

° Analog geftatteten die für Böhmen und Mähren am 21. Auguft 
1772 erlaffenen Reſkripte das Haufieren ſowohl Chriften ald Juden unter 
gewiflen Kautelen auf dem flachen Lande, während fie e8 für die Städte 
mit bürgerlihden Kaufleuten oder Krämern durchaus bei Konftäfation ber 
Ware verboten (Kart. 1V T 2 No. 120 ex Aug. 1772 Böhm.). 

* Bit. Vortrag vom 18. März 1771. 

5 Brot.-Extr. vom 21. Oktober 1771 (N. O. Komm. Fasc. 65/2 No. 177 
ex Martio 1772). Ähnlichen Rüdfichten auf die Bedürfniſſe der Probu- 
zenten entfprangen zwei Verfügungen des Jahres 1773, die den fogenannten 
Bandelfrämern Nieberöfterreih3 und Kärntend das Haufieren mit den felbft 
erzeugten Waaren unter gewiflen Bedingungen geftatteten (Böhm. Komm. 
Fasc. 67 No. 25 ex Sept. und 32 ex Nov. 1773). 
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dings befondere fommiffionelle Verhandlungen, deren Kernpunkt 
die vielumftrittene Frage nach ber Berechtigung und Notwendig- 
feit des Prohibitiv- und Schutzzollſyſtems bildete!. Für die 
eigentliche Gemerbepolitit hatten dieſe Verhandlungen nur bie 
neuerliche ftrenge Weifung zur Folge, den Fabrifanten die Er- 
laubnis zur Eröffnung eigener Gewölbe für den Kleinverſchleiß 
ihrer Waren nicht mehr zu erteilen. Soweit einzelne Unter 
nehmer, bejonder® der Seideninduftrie, eine ſolche Befugnis 
bereits bejaßen, ſollte fie nad) dem Tode der gegenwärtigen In— 
haber nicht mehr erneuert werben *. 

Wohl aber wurde das Recht der Gemerbetreibenden, Fabri- 
fanten und Profeffioniften alsbald ausdrücklich anerfannt, ihre 





! Protofoll der Kommiſſion (unter dem Vorige des Freiherrn 
». Reifhad) vom 1. Juni 1772; Brot.» Ertr, des Kommerzhofrats vom 
9. Juni und Vortrag bes oberften Kanzlers Grafen Kollowrat vom 
22. Juni 1772 (N. Ö. Komm. Fasc, 65/2 No. 159 ex Jul. 1772). Unter 
den Kommiffionsmitgliedern gab es mehrere, die ſich entſchieden gegen das 
herrſchende Verbotsſyſtem ausfprahen, fo vor allem Graf Karl Binzen- 
dorf, dem fid ber Vertreter der Minifterialbanfodeputation, Baron 
Spiegelfeld, anſchloß, Auc der oberfte Kanzler fcheint nicht von der 
Richtigleit der in der Handelöpolitit befolgten Grundfäge überzeugt ge- 
weſen zu fein, noch weniger die Staatsräte Stupan, Krehl und Löhr 
(St. R. No. 1576 ex 1772). 

® Delret vom 13. Juli 1772 (N. Ö. Komm, Fase. 65/2 No. 159 ex 
Juli 1772). Ähnlich eine Nefolution vom 27. April 1773 (St. R. No. 1939 
ex 1773). Die Schärfe diefer Beftimmungen wurbe freilich ſchon jehr 
bald durch das Kommerzialpatent vom 14. Dftober 1774 gemildert. 
Das Verlangen der Handelöleute, dab auf Koften der Produzenten 
eigene Magazine errichtet würden, im melde dieſelben ihre auf Bor« 
rat oder Spekulation angefertigten Waren abzuliefern hätten, wurde ab» 
gelehnt. Ebenfowenig kam es zu der von den Kaufleuten geforderten Ein» 
fegung einer aus ihren Mitgliedern beftehenden beratenden Rommerz- 
deputation. Wohl aber wurde dem Handelsſtande Wiens die Berfiherung 
gegeben, daß die Zahl der bürgerlichen Handlungen in ber Reſidenzſtadt 
ohne befondere, allerhöchfte Bewilligung nit vermehrt werben würde. 
Tatjählih wurde in der Folge eine Neihe von Gefuhen um Erteilung 
neuer Handlungäbefugniffe fogar gegen den Antrag des Kommerzhofrats 
zurüdgemiefen. EEntſchl. auf den Vortrag des oberften Kanzlers vom 
25. Februar 1773, dann auf den Prot.-Ertt. des Kommerzhofrats vom 
16. Auguft 1773 N. ©, Komm. Fase. 65/2 No. 16 ex Mart. und No. 165 
ex Aug. 1778) 
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felbfterzeugten Waren auf den Sahrmärkften auch im kleinen zu 
verfaufen!, und es erfuhr fogar der Begriff ber „jelbfterzeugten“ 
Mare eine angemefjene Ausdehnung. Denn anläßlich der Unter- 
ſuchung über die Befchwerden der Jglauer Tuchmacherſchaft wurde 
zwar den „Fabrikanten“ der Kleinverfauf außerhalb der Sahr- 
marktszeit wiederum ftreng unterjagt?; e3 bemerkt indes ber 
Kommerzhofrat, daß dem Geiſte des Kommerzialpatents von 1764 
beſſer entiprochen würde, wenn man jedem Manufafturiften ge- 
ftatte, „die von einem oder mehreren feiner ſonſt nicht verlegten 
Mitmeifter verfertigte Waaren . . . fäuflih zum Wiederverfaufe 
zu übernehmen, al3 wenn fo viele einzelne Fabrifanten, jeder 
mit feinen verfertigten Stüden die Märkte ablaufen . . . .” 
Sin demfelben Sinne babe dag Patent auch die Verlegung der 
ärmeren Meifter durch ihre vermöglicheren Genofjen geftattet®. 


Hielt man fo in der inneren HSandelspolitif noch immer an 
der ftrengen Scheidung zwiſchen gewerblicher Produktion und 
Handel feit, jo find doch einzelne VBerfuche bemerkbar, den Sinnen 
verkehr von überflüffigen Beſchränkungen zu befreien. So wurde 
im Sabre 1772 den Juden in Böhmen und Mähren der Handel 
mit ausländifhen Waren wieder geftattet*. Ähnlich wurden 


1 Dekret für Öfterreich ob der Enns vom 9. November 1772 (R. O. 
Komm. Fasc. 71 No. 34 ex Nov. 1772). Generalrefolution vom 28. No- 
vember 1772. Unter Berufung auf diefe Generalrcfolution wurden 1776 
jene Bejhränfungen aufgehoben, melde die Arzberger und Lofenfteiner 
Nagel-e und Sichelfhmiedemeifter in dem freien Verlaufe ihrer Waren be- 
einträchtigten (St. R. No. 344 ex 1776). 

2 Dekret vom 1. Zuni 1773 vgl. oben S. 227 Anm. 1. 

s Dekret vom 9. Juni 1772 (Böhm. Komm. Fasc. 75 No. 21 ex 
Jun. 1772). Diefem Gedanken trugen u. a. auch die Zunftartitel für die 
bürgerliden Webermeifter Mähren? (vom 19. April 1773) Rechnung, bie 
ausdrüdlich gejtatteten, daß fich die Meifter gegenfeitig mit Arbeit ver- 
legten (vgl. Weke brod, Sammlung der Zunftgeneralien 2. Bd. ©. 217 fg.). 

* Reftript vom 21. Auguft 1772 (Kart. IV T 2 No. 120 ex Aug. 
1772 Böhm.). Den Juden war der Handel mit ausländifchen Waren durch 
das Kommerzialpatent von 1764 unterfagt worden. Begründet wurde die 
Aufhebung dieſes Verbot3 damit, daB ed den dhriftlihen Handeldleuten 
wenig geholfen, dagegen die Juden zugrunde gerichtet habe. Die in- 
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1774 aud) die ausländiſchen Kaufleute unbejchränft zum Kandel 
im Inlande zugelajjen!. 





Eine befondere Erleichterung des Großhandels hing mit der 
Errichtung eines Gremiums der Großhändler in Wien zufammen. 
Zweck dieſer Inftitution war zwar vor allem die Beförderung 
des Erportes, allein fie ift auch für die Entwidlung der inlän- 
diſchen Induftrie bedeutungsvoll genug, um an dieſer Stelle Bes 
rüdfichtigung zu finden ®, 


ländifhen Fabrifen und Manufakturen feien mod nicht in einem folden 
Stande, um neben den vielen Hriftlihen Kaufleuten noch in Böhmen allein 
30.000 Juden zu ernähren und ihnen überdies die Mittel zur Aufbringung 
des Kontributionsquantums von 215000 fl. jährlich zu verfchaffen. (Prot. 
Comm. extraordinariae vom 4. Auguft 1772 zit. Aftenzeihen.) Die er⸗ 
mwähnten Nejtripte gewährten aud dem Haufierhandel in Böhmen und 
Mähren gewiſſe Erleichterungen. Vgl. oben S. 236 Anm. 3. 

* Das Kommerzialpatent vom Jahre 1764 Hatte den ausländifchen 
Kaufleuten bloß geftattet, auf gewiſſen, ausbrüdfich genannten Hauptjahre 
märkten mit erbländifhen Waren im Großen Handel zu treiben. Im 
Jahre 1771 war dann den fremden Handelsleuten, teils zum Schutze der 
inländifgen Kaufleute, teil® aus Gründen der Zollpolitit der Handel mit 
erblandiſchen Produkten gänzlich verboten worden (Birkulare vom 29. Juli 
1771. N. Ö. Komm. Fase, 65/2 No. 102 ex Aug, 1771). Im Jahre 1774 
vereinigten ſich die anfänglich fehr geteilten Meinungen bei einer gemein 
schaftlichen Beratung der Hofftellen dahin, man fehe „weder in linea poli- 
tica, nod aud) in linea bancali* eine ausceichende Urfache zur Aufrecht- 
haltung dieſes Verbots. Dem heimiſchen Fabrifanten werde durch feine 
Aufhebung ein größerer Abfag verſchafft, dem inländifchen Kaufmanne könne 
dies ebenfalls nicht ſchaden, weil der Ausländer beim Kaufe der einheimi» 
ſchen Waren feinen Vorteil vor ihm voraus habe, Die Kaiferin genehmigte 
auch dieſen Antrag (Kommiffionsprotofol vom 5. Auguft 1774 N. Ö. Komm. 
Fase. 65/2 No. 19 ex Aug. 1774). 

* Schon 1768 hatte im Staatsrate Baron Stupan den Antrag ge 
ſtellt, Teine neuen Nieberläger mehr aufgunehmen, da fie durch die Anderung 
in der Handelspolitit entbehrlich geworben feien. Doc; hatte man damals 
„biefe Heilige Frage“ auf ſich beruhen laſſen (St. R. No. 1678 ex 1768). 
Gelegentlich) der Verhandlungen über die Beſchwerden deö Wiener Handels» 
ſtandes (vgl. oben S. 195) hatte dann Hofrat Degelmann im Jahre 
1770 jenen Antrag erneuert und die Errichtung eines förmlidhen „Corpus“ 
(Gremiums) der Großhändler damit in Verbindung gebradit. Nach der in 
feinem Referate gegebenen Darftellung hatte die „befreite Niederlage* ihre 
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Nachdem ſchon früher Verhandlungen über die Verwandlung 
ber Wiener Niederläger in ein inländiſches Gremium ftattgefunden 
hatten, wurde im Jahre 1773 dieje Frage in einer eigenen fom- 
miffionellen Beratung erörtert!. Hoffanzlei und Kommerzhofrat 
einigten ſich dabei auf den Vorſchlag, die 36 befreiten Nieder- 
läger, jo lange noch einige berjelben lebten, ungeftört im Genuffe 


Privilegien 1515 von Kaifer Marimilian erhalten; fie beftand urfprünglich 
aus „fremden Handelsleuten, die ein commerce d’Economie (Swifchen- 
handel) mit fremden und benadbarten Erblanden auch außer Marktzeiten 
in Nieder-Öfterreich getrieben.” Da fie demgemäß entweder al3 „Extranei“ 
oder ald „Subditi temporanei“ anzujehen waren und als folche weder eine 
eigene Haushaltung führen, noch aud inländifche Waren in den Erblanden 
verlaufen durften, fo genofjen fie auch die Befreiung von allen inländifchen 
Abgaben und von dem Abfahrtögelde. Die Änderung in der Zollpolitik 
feit 1728 brachte allerdings eine ftarfe Ummälzung diefer Verhältniffe mit 
fihd. Der „Delonomie-Handel” hörte mit der Erhöhung der Zollfäte voll 
fommen auf, und damit aud) die Bedeutung der öfterreihifchen Märkte von 
Linz, Krems und Wien. Die ausländifhen Kaufleute traten jegt in 
direften Verkehr miteinander, und fo murde die Intervention von Groß, 
händlern, die ihren Sig in den Erblanden hatten, überflüffig. Viele 
Niederläger verließen daher Wien, und man mußte den zurüdbleibenden 
neue Begünftigungen erteilen, um fie feftzubalten. Auch einige bürgerliche 
Handeldleute ließen fich, gelodt von den Vorzügen, welche bie befreite 
Niederlage genoß, in diefelbe einverleiben, und fo fand allmählich ihre Um⸗ 
mwandlung in ein „inländifched® Handlungs -Corpus“ ftatt. Da die Bes 
deutung diefer Kaufleute für den Außenhandel gefhmunden war, fo ſuchte 
man fie direft zur Förderung der inländifhen Induſtrie zu veranlaflen. 
Eine Niederlagsfreiheit wurde nicht mehr erteilt, wenn ſich der Bewerber 
nit „zur Anlegung einer neuen Fabrik, zum Verlag einzelner Fabrikanten 
oder zu einem angemeffenen Beytrag zur Unterftügung von Manufacturiften” 
bereit erklärte. Schließlich unterfchieden fi die Niederläger von den in- 
jändifhen Großhändlern, deren e8 allerdings nur menige gab, im weſent⸗ 
lien bloß dadurch, daß fie die Befreiung vom Abfahrtsgelde genofien. 
So hatte denn die gejhicätliche Entwidlung eigentlich die Niederläger ent- 
bebrlich gemadt, ihre Privilegien mit dem Wohle des Staates und ihrem 
eigenen in Widerjpruch gefegt. Eine ernftlihe Unterftügung der inländi- 
fhen Induftrie aber ließ ſich von derartigen „Fremden oder für Frembe 
fih ausgebenden Kaufleuten” Feineswegs erwarten. (Das zitierte Referat 
Degelmannsd von 6. Juli 1770 im Fasc, 65/2 Komm. N. ©. Ähnlich 
ein Vortrag vom 5. Auguft 1781 derf. Fasc. No. 74 ex Aug. 1781.) 

1 Kommiſſ.⸗Prot. vom 28. Auguft 1773 (N. OÖ. Komm. Fasc. 65/2 
No. 85 ex Oct. 1773). 
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ihrer Privilegien zu belaffen, aber weder „ihre Zahl zu ver- 
mehren, noch auch eine Übertragung ber beftehenden Niederlags- 
rechte zu geftatten. Diefer Antrag erhielt die Genehmigung der 
Kaiferin ebenfo wie im weſentlichen jene Vorſchläge der Kom— 
miffion, die fih auf die Errichtung des neuen Gremiums ber 
Wiener Großhändler bezogen. Dasjelbe ſollte dann ins Leben 
treten, wenn die Zahl der Großhändler Wiens 12 betragen 
würde, Das Patent vom 23. Mai 1774!, das aus dieſen Ber 
ratungen hervorging, knüpfte die Erlangung eines Großhandlungs- 
rechtes neben der Erfüllung aller jonftigen zur Erwerbung eines 
Handlungsbefugniffes erforderlichen Vorausfegungen (d. h. vor 
allem der ordentlichen Erlernung der Handlung) an den Nach- 
weis eines Fonds von 30000 fl. und geftattete den Großhändlern, 
alle Kommiffions- und Wechſelgeſchäfte zu treiben, und Waren 
im Großen zu verkaufen. Überdies wurde ihnen eine Reihe be- 
fonderer Vorrechte gewährt ?. 





! Derf. Fase, No. 117 ex Majo 1774; St. R. No. 1093 ex 1774. 

2 Diefe Vorzüge waren: das forum personarum honoratiorum in 
eontentiosis personalibus, die Befreiung von der Zahlung der Poffeffions- 
fähigfeitötare bei Erwerbung bürgerlicher Jmmobilien; bie Fähigfeit zur 
Erwerbung des Inkolats und ftändifcher Immobilien, „ohne daß dieſer er- 
haltene höhere Stand in der Ausübung der Handlungsbefugniß hinder- 
lich ſeyn follte‘; Vererbung der Großhandlungen auf die Witwen und 
Kinder, während anderweitige Übertragungen ofne allerhöchſte Erlaubnis 
nicht zuläffig waren; Befreiung von allen Gewerbefteuern gegen Leiftung 
eines angemeffenen geringen Beitrags zum ftädtifhen Adminicular- Fonds. 
Alatholiſche Großhändler mußten vor Ermerbung eines Immobile ftets 
die beſondere Faiferlihe Genehmigung anfuchen. Der Kommerzhofrat 
verlangte zwar bei der fommifjionellen Beratung des Patents, daß auch 
den Matholifen, „da fie ungemein induftriös find umd zur Vers 
breitung ber Gewerbe und bed Geldumlaufs in dem Staate vieles bey- 
tragen, das Befigungsrecht unbeweglicher Güter, allenfalls durch Partieular- 
Concessiones oder menigftend unter einem fremben Namen“ geftattet 
werde, weil fonft faum Ausfiht vorhanden fei, „dem Staate jehr vorträg- 
liche, gefdidte und reiche Fremde zu Überfommen und im Lande zu 
erhalten". Auch die Hoffanzlei verfannte nicht „die Grundlichteit, 
diefer von dem Commereiali in Anjehung deren Acatholicorum ange» 
führten Bewegurſachen“. Allein fie erhob dod; Bedenken gegen den Vor - 
ſchlag der Kommerzbehörde, weil er eine Verlegung der —— 

‚Bridram, Öferreichiiche Gewerbepolitit 1. 
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Ähnlich erfolgte dann nach dem Muſter Wiens auch in den 
meiſten Hauptſtädten der übrigen Erblande die Errichtung von 
Großhandlungsgremien!. Die Mitglieder derſelben unterſchieden 
fih von den Großhändlern Wiens bloß dadurch, daß fie einen 
geringeren Vermögensfonds (bloß 20000 fl.) auszuweiſen hatten. 


E) Die Verteilung der Erwerbszweige zwiſchen 
Stadt und Land. 


Ein deutlich merkbarer Übergang zu einer von der autori- 
tativen NReglementierung des Wirtfchaftslebens freieren Auffafjung 
zeigt fich in der Behandlung des alten, oft erörterten Problems 
einer Verteilung der Ermwerbszmeige zwifchen Stadt und Land, 
das gerade zu Beginn der 70er Sahre — in diefer Form zum 
legtenmale, — zur Diskuflion gelangte. Die unmittelbare Ber: 
anlafiung zur Behandlung diejfer Frage gaben übrigens nicht Die 
Buftände des Gewerbeweſens, fondern die Verhältniffe der Land⸗ 
wirtfchaft, jpeziell in Böhmen. Die elende Lage, in welcher fich 
die Untertanen der meiften Dominien befanden, hatte die Auf- 
merkſamkeit der Negieruug neuerdings auf die Agrarverfaffung 
gelentt, und zur Ilnterfuchung der bäuerlichen Berhältniffe auf 
den einzelnen Dominien Veranlaſſung gegeben?. Bei Gelegenheit 
der gegen die Herrſchaft Dobrzifch geführten Unterfuhung war 
nun vom Staatsrate Binder die Frage aufgemorfen worden, ob 
nicht die Zahl der für den Aderbau verfügbaren Kräfte über- 


zum Inhalte hatte und fie die Befchwerden der Stände fürdtetee So 
einigte fih die Kommilfion auf einen Dittelmeg, nach weldem jenen 
Akatholiken, die fih ald Großhändler in Öfterreich niederlaffen würden, 
der Beſitz von Häufern, aber nur tecto nomine, nit aud der Beſitz 
von liegenden Gütern geftattet werden könne. Die Kaiferin lehnte indes 
auch diefen Kompromißantrag ab. 

I Auf Grund des Zirkulars vom 23. Januar 1775 (Böhm. Komm. 
Fasc. 67 in gen No. 66 ex Jan. 1775 St. R. No. 117 ex 1775). Sn 
Krain und ſterreich ob der Enns wurden übrigens keine Großhandlungs⸗ 
gremien errichtet. (Vgl. Kopetz, Gewerbsgeſetzkunde 1. Bd. S. 140.) 

2 Bgl. Grünberg, Bauernbefreiung 1. Bd. ©. 196 fg. 


Siebentes Kapitel. Das Sirfulare vom 16. Juli 1720 uſw. 243 





haupt unzureichend ſei, und eine Steigerung auf Kojten der Zahl 
der Ländlichen Gewerbetreibenden erheifche!. 

So hatte fih denn 1771 das Gubernium über bie Frage 
zu äußern, „in welcher Maaß der böhmifche Landmann von denen 
Handwerken abzuhalten ſeye“. Der Bericht fiel freilich negativ 
aus. Die Behörden beftritten entſchieden?, daß es an Leuten 
ober Händen mangle, „um ben Aderbau mit der möglichiten In- 
duftrie zu bewirken“, Ganz im Gegenteil; die Erlaubnis zum 
Betriebe eines Handwerks werde den Untertanen feitens der 
Obrigfeiten jehr felten erteilt; nur dann, wenn dies „ohne Ab- 
bruch deren zur Beurbarung der Felder benöthigten Leuthen be— 
ſchehen“ könne. Vielmehr werde feitens der meiften Profeffioniften 
über Mangel an Gefellen und Hilfsarbeitern geklagt; würde die 
Landbevölferung noch mehr von dem Betriebe der Gewerbe ab- 
gehalten, jo könnte jogar ein „dem ganzen Commercio ſelbſten 
ſchädlicher Nothftand entitehen“. Die allerhöchite Entſchließung 
zog denn aud die Konfequenzen dieſes Gutachtens: Nicht der 
Landmann fei fortan von dem Betriebe der Gewerbe abzuhalten, 
fondern die Lage der Städte in ihrem Verhältniffe zum fladhen 
Lande einer eingehenden Unterſuchung zu unterziehen ®, 


1.&t. R. No. 4388 ex 1770. Mit dieſem Votum ſtimmt dann die 
allerhöchſte Reſolution vom 4. Januar 1771 überein. Diefe Nejolution 
lehnt auch eine Herabfetung der für die Erteilung des Handwerkskonſenſes 
zu zahlenden Taren mit der Begründung ab, dafı durch eine Erleichterung 
des Gemwerbebetriebes auf dem Lande dem Aderbau allzu viele Hände ent- 
zogen werben Tönnten. Es blieb daher ſowohl in der für Böhmen erlaffenen 
Atzidentienverordnung vom 24. Mai 1771, als in dem übereinftimmend 
für Böhmen und Mähren ergangenen Afzidenzpatente vom 5. Mai 1779 
bei der ſchon 1766 mit 1 fl. firierten Nonfenstare. (Bol. Grünberg 
a. 0. D. Vd. II S. 369; Brentano in der Seitichrift für Sozial- und 
Wirtſchaftsgeſchichte 2, Bd. S. 305.) Übermäßige Ronfenstaren wurden 
anläßlich der Urbarialregulierung auf dieſes Maß reduziert, fo bei ber 
Klofterherrfait Braunau in Böhmen (St. R. No, 1254 ex 1777). 

® Bericht des Guberniums vom’ 4. März 1771 (Fase. IV F in gen 
No, 6 ex Mart. 1771 Böhm.). Vortrag ber Hoflanzlei vom 22. März 1771 
(berf. Fasc. No. 117 ex Majo 1771). 

® Diefe von Staatsrat Gebler verfaßte Nefolution lautete wörtlich: 
„Da ber Verfall der böhmifhen Städte größtenteils mit daher rühret, daß 

16* 
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So wurde denn dem böhmiſchen Gubernium neuerdings Die 
Erftattung eines Gutachtens darüber aufgetragen, „was für Gat- 
tungen Profeflioniften ihrer Eigenfchafft nah auf dem Lande 
nötbig jeyen, und welche in die Städte gehören? umb für das 
fünfftige zur genauen Beobachtung eine fefte NRichtichnur be- 
flimmen zu fönnen “'. 

Eine ganze Reihe weiterer Fragen betraf, den Anträgen bes 
Kommerzhofrates gemäß, die Zuftände des Kleinhandels auf dem 
lachen Lande, der im Intereſſe der ftädtifchen Kaufleute eine 
Einſchränkung erfahren ſollte. Gleichzeitig wurde auch das Gut- 
achten der zur „Emporbringung der böhmifchen Städte“ ein- 
gejegten Kommiſſion urgiert ?. | 

In den langwierigen Verhandlungen, die fich big zum Jahre 
1775 binzogen?, eritattete die böhmische Kommerzkommiſſion eine 
Reihe von Borfchlägen zur Einjchränfung des Handels auf dem 


alle Batungen Profeffioniften, die ihrer Natur nach in die Städte gehören, 
ja fo gar Krämer und Kaufleute zum größten Nachtheil Meines Zollregals 
und der innländifhen Fabricatur haufig auf dem Lande angefehet werden; 
fo ift bey der Staatswirthſchaftsdeputation in reife Erwegung zu ziehen, 
wie diefem Übel pro futuro gefteuert werden möge..." (St. R. No. 1158 
ex 1771.) 

1 Der Kommerzhofrat wies allerdings darauf hin, daß im Jahre 1764 
für Niederöfte rreich eine derartige Richtfchnur bereits feftgefegt worden fei (vgl. 
oben S. 179); allein er betonte felbft, daß die Berhältniffe Böhmens mit Rüd- 
fiht auf die Verfaflung dieſes Landes viele Befonderheiten zeigten und die Er⸗ 
faflung fpezieller Beftimmungen erfordern dürften (Note vom 22. April 1771. 
Böhmen Fasc. IV F in gen No. 6 ex Martio 1771). In einem fpäteren 
Alte bemerkt übrigens diefelbe Behörde, es fei ihr nicht befannt, ob die 
erwähnte, für Niederöfterreih erlaffene Richtſchnur wirklich befolgt werde. 

2 Über diefe Kommiffion vgl. oben ©. 182. 

® Der erfte Bericht des böhmischen Guberniums war fo unvollftändig 
und verfehlt, daß ein neuerlicher abgefordert werden mußte. Doch bemerkte 
fhon bei dieſer Gelegenheit der Kommerzhofrat, diefe nochmalige Ver⸗ 
nehmung fei nur infofern erforderlih, ald das „Politicum“, nämlich die 
Hebung der Städte, dies erheifche. In „linea commerciali“ wäre es bei 
zahlreihen Warenartifeln viel günftiger, wenn fie wegen ber mohlfeileren 
Zebensmittel und des geringeren Arbeitslohne® auf dem Lande bergeftellt 
würden (Note vom 5. September 1774; Fasc. IV F in gen No. 95 ex 


Sept. 1774 Böhm.) 
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flahen Lande und zur Verweifung gewiffer Gattungen von 
KRommerzialprofeffioniften in die Städte, ohne ſich indes jelbft 
von der geplanten Regulierung für die Hebung der ſtädtiſchen 
Bevölkerung etwas zu verfprechen!. Genehmigt wurden dieje 
Anträge nicht. Denn in der Erledigung, die dieſes Gutachten 
jeitens des Kommerzhofrates fand?, fommt bie oben erwähnte 
freiere Auffaffung deutlich zum Ausdrucke. Die Hofitelle bean- 
tragt, „von der quaeftionierten Beftimmung deren Profejfioniften 
ganz abzujehen“, und fpricht ſich allgemein gegen jeden Eingriff 
in die Niederlaffungsfreiheit aus. Für die meiſten Kommerzial- 
gewerbe jei ber Betrieb auf dem flachen Lande wegen der 
günftigeren Produktionsbedingungen weit vorteilhafter als in der 
Stadt. Am beften jei es daher, den Profeffioniften „ohne Be- 
ſchränkung freyzulaffen, wo fie den guten Verſchleiß ihrer Er- 
zeugungen, und überhaupt ihre Convenienz zu ſuchen und zu 
finden gebenfen“. Dies ſei die einzig richtige Regelung. 

Einen formellen Abſchluß ſcheinen diefe Verhandlungen nicht 
gefunden zu haben, aber die neue Richtung in der Gewerbepolitik, 
die alsbald einfegte, und auf jeden Zwang in der Behandlung 
der Kommerzialgewerbe verzichtete, hatte zur Folge, dab fortab 
von dem Verſuche einer richtigen Verteilung der Erwerbszweige 
zwifchen Stadt und Land nicht mehr die Rede war. 


Achtes Kapitel. 
Die Zunftgefebgebung von 1770 bis 1776. 


(Das Patent von 1770 betreffend die Abſchaffung der blauen Montage 
©. 245. — Verhandlungen über Gefellenwanderungen und Gefellenehen 
©. 247. — Die Reichspolizeiordnung von 1772 ©. 254. — Die erften 
Eingriffe in die wirtf—aftlihen Grundlagen der Boligeigewerbe S. 255. — 
Das Verhältnis der Stadt- und Vorftabtmeifter S. 256. — Die Aufhebung 
der Hanbwertätommiffion bei der nieberöfterreihifen Regierung S. 263.) 


* Das Gutachten der Kommerzfommiffion wurbe vorgelegt mit Bericht 
des Guberniums vom 22, Dezember 1774 (derſ. Fasc. No. 164 ex Jan. 
1775). 

® Prot.-Ertr. vom 6. Februar 1775 (das eben zit. Aktenzeichen). 
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Die neuen Impulfe, welche die Gefjeßgebung Oſterreichs zu 
Beginn der 70er Jahre nahezu auf allen Gebieten der Verwal- 
tung erfuhr, blieben auch auf die Zunftgefebgebung im engeren 
Sinne nicht ohne Einfluß. Hatte man bisher Bedenken getragen, 
gegen eine Reihe von überall als ſchädlich empfundenen Hand- 
werksmißbräuchen durch Erlaffung allgemeiner Anordnungen vor- 
zugeben, hatte man bei Behandlung diefer Frage den Weg einer 
individuellen Regulierung der einzelnen Zunftprivilegien vor- 
gezogen !, fo fühlte fich jet die erftarkte Zentralgewalt kräftig 
genug, um durch einheitliche, für alle Erblande beftimmte Gefeße 
gegen jene Mißbräuche anzulämpfen. 

Bon befonderem Intereſſe ift in diefer Beziehung das Patent 
vom 21. April 1770, betreffend die Abftelung der blauen 
Montage?. Nicht jo jehr wegen des Gegenftandes, ben es 
normierte — denn jchon das Handwerkspatent Karla VI. hatte 
im $ 9 die eigenmächtige Beobadhtung des blauen Montags bei 
ftrenger Strafe verboten —, als vielmehr wegen der legislativ- 
politiijhen Erwägungen, welche dieſem Gefege zugrunde gelegt 
wurden. Sie werden in dem vom Referenten Freiherrn von 
Kreßl eritatteten Motivenbericht jehr eingehend auseinandergeſetzt. 

Daß alle bisherigen Verſuche, durch einfache Verbote jenen 
tiefeingemwurzelten Mißbrauch auszurotten, vergeblich blieben®, 
das glaubt der Verfaſſer des Motivenberiht3 damit erklären zu 
müffen, daß bier ein allgemeiner Braudy in Frage fomme; nur 
dasjenige, was durch ein Geſetz eingeführt worden jei, laſſe ſich 
au wieder durch Gefege aufheben, was aber Gebräude in 





1 Bel. oben ©. 143. 

2 Fasc. IV in gen No. 189 ex Majo 1770 N. ©. Bgl. Cod. 
Austr. VI S. 1938. 

® „Eine in der That übertriebene Weitläufigfeit wäre es“, fo meint 
der Referent, „alle in diefer Angelegenheit ergangene Generalien, Patenten 
und Verordnungen, die deswegen befannte Aufftände ber Gefellen, Ber» 
lafjung der Werkftätten und Meifter, dann bie notbwendig darauf erfolgte 
Strafe von Refrutenftellung, Arreften, Zuchthäuſern und Landesvermeifungen 
anzufübren .... . ‚ und alles dieſes bat dennoch nicht3 gefrudhtet: die 
blauen Montage find fo wie vormals gebräuchlich.“ 
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Schwang gebracht hätten, laſſe fih nur durch andere Gebräude 
beffern. Wolle man mit Ausfiht auf Erfolg die Änderung 
eines jolden Brauches veranlaffen, jo müſſe „der Beweggrund 
und Triebfeder aller menfchlichen Handlungen, und infonderheit 
bey dem gemeinen Volk, das ift ber Eigennug gereizet werden, 
damit ein jeder ungezweifelt glaube, er müße feines eigenen 
Nugens wegen fie unverbrüdlic halten“. Ebenſo müſſe man 
aud die Strafen aus der Natur und der bejonderen Eigenjhaft 
des DVergehens herleiten. In Anwendung dieſer Grundfäge auf 
die ſpezielle Frage der blauen Montage wird der in dem zitierten 
Patente dann wirklich zur Ausführung gelangte Vorſchlag ge- 
madt, den bisher faſt allgemein bejtehenden Gebrauch des 
Wochenlohnes der Gejellen aufzuheben und dafür die in anderen 
Ländern ſchon beftehende Einrihtung des Taglohns in der 
Weife einzuführen, daß der Gefell an jenen Tagen, da er nicht 
arbeitete — die Sonn- und gebotenen Feiertage ausgenommen —, 
- weder Lohn noch Koft empfangen jollte. Die Ermittlung des 
Taglohns hatte durch Verteilung des bisher vereinbarten Woden- 
lohns auf die einzelnen Tage der Woche zu erfolgen. So hoffte 
der Verfafler des Patents das Intereffe des Gejellen zu treffen, 
der nur für jene Tage gezahlt wurde, an denen er wirklich 
arbeitete, und gleichzeitig duch die Vermehrung der Arbeits- 
leiftungen der Allgemeinheit zu nügen. Als Sanftion dieſer 
Vorſchriften wurde die Rlaglofigkeit jener Arbeitsverträge ftatuiert, 
in denen ein Wochenlohn vereinbart war; der Gefell, der mit 
feiner Kundſchaft nit den Nachweis erbringen fonnte, daß er 
gegen Tag- oder Stüdlohn gearbeitet habe, ſollte nirgends zur 
Meifterfchaft gelangen können’. 


Was alle derartigen Eingriffe in die beftehenden Zunft 
bräuche fo jchwierig und gleichzeitig ihren Erfolg jo proble- 


Freilich wurde auch hier der Einfluß behörblicher Verfügungen au 
tief eingewurzelte Gewohnheiten überfhäßt. Anfangs ſcheint das Patent 
einigen Erfolg gehabt zu haben; mit der Zeit aber fam der alte Mißbrauch 
doch wieder in Übung. So Hagt etwa 30 Jahre fpäter eine Note bes 
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matiſch machte, das war der enge Zufammenhang, in welchem 
die Handwerkskorporationen der Erbländer noch immer mit jenen 
bes übrigen römischen Reiches ftanden. Denn wenn auch ſchon 
feit dem Hanbwerfspatente von 1731 alle direkte Korrefpondenz 
zwifchen den Zünften verfchiedener Staaten ſtrengſtens unterfagt 
war, fo jchlang doch das für die Entwidlung ber Handwerke To 
wichtige Snftitut der Gefellenmanderung ein ziemlich feites Band 
um alle die Sinnungen des gleichen Gewerbes im ganzen heil. 
römifchen Reihe. Die Aufhebung eined Zunftbraudg, der ſonſt 
allgemein bei den Reichdzünften in Übung ftand, mußte daher 
Die notwendige Konfequenz haben, daß die Zünfte der Erblande 
fortab aus ben großen Verbande ausſchieden, daß ihre Gefellen 
bei den Wanderungen im Reiche von der Aufnahme durch zünf- 
tige Meifter ausgefchloffen wurden. Die Befeitigung eines all- 
gemein anerfannten Zunftbrauches bedeutete daher den Verzicht 
auf jene Berbefjerungen des inländiſchen Handwerksbetriebs, Die 
immerhin von ber Aneignung neuer Kunftgriffe und Arbeits 
methoden ſeitens ber mwandernden Gejellen zu erwarten waren. 
Und überdies fperrte eine derartige Löfung des Zufammenhanges 
mit den NReichszünften die Innungen ber Erblande gegen den 
Buzug wandernder auslänbifcher Gefellen ab, auf den man doch, 
ſchon aus Gründen einer Bevölferungsvermehrung, großes Ge- 
wicht legte!. 





niederöfterr. Regierungspräfidenten vom 21. Juli 1805 bitter über den oft 
unterfagten, nun doch wieder eingeriffenen Unfug der blauen Montage. 
Als Grund werden die unruhigen Zeitverhältniffe angeführt, „indem Die 
Meifter, um nur die Gefellen zu erhalten, nadfichtiger werben mußten.“ 
Obwohl diefe Urſache zu wirken aufgehört habe, fo habe doc die alte Ge- 
mwohnheit wieder Wurzel gefaßt, und fei vielleicht eines der wefentlichften 
Momente geweſen, weldhe die Unruhen in den Borftädten Wiend vom 7. 
und 8. Juli 1805 veranlaßt hätten. (Diefe Note wurde der Hoflanzlei mit 
Kabinettfchreiben vom 19. April 1807 übermittelt. Fasc. IV F in gen 
No. 267 ex Apr. 1807 R. O)) 

1 Sehr charakteriſtiſch für dieſes letzterwähnte Moment ift ein über 
Antrag des Staatdratd an den Grafen Rudolph Chotek gerichteted Kabinett- 
fchreiben Joſephs II. vom 9. Februar 1769, das dur die Abſchaffung 
einiger beim Betteln betretener ausländiſcher Handwerksburſchen aus den 


Achtes Kapitel. Die Zunftgeſetzgebung von 1770 bis 1776. 249 


Es mußten alfo gewichtige Erwägungen, ebenfalls popula- 
tioniftifhen Charakters, vorliegen, wenn man trogdem 1769 ein 
Verbot der Gejellenwanderungen — menigftens bei den Kommer- 
zialgewerben — in Betracht zog. Die unmittelbare Veran- 
lafjung zur Erörterung biefer Frage gab ein Antrag des mähri> 
ſchen Kommerzkonſeſſes von 1769, allen Tuchmacher- und 
Tuchſcherergeſellen das Heiraten vor Vollendung der Wander⸗ 
jahre zu verbieten, weil bie verheirateten Gejellen auf ihrer 
Wanderung feine Arbeit finden könnten. Denn es war ein 
uralter, in der ganzen Zunftverfafjung begründeter Handwerf3s- 
brauch, der den Gejellen der jogenannten „geſchenkten“ Gewerbe 
— und dazu gehörten alle anfehnlihen Innungen — das 
Heiraten unterfagte!. Bei den geſchenkten Handwerken Tegten 
nämlid „die Gefellen zu gewiſſen Zeiten ein Beftimmtes zu— 








Erblanden veranlaft worden war: „Übrigens ſcheinet“, fo heißt es in dem 
Schreiben, „den Regeln einer guten Policey nicht angemefien zu feyn, dab 
vacirende, aus fremden Landen anher kommende Handwerksburſche fogar 
den erften Tag ihrer Ankunft in das Gefängnis gebraht, und ſodann 
außer Landes gejhafet werden wollen: maſſen ein foldes Benehmen den 
Zugang der fremden Handwerksburſche und folglich den Anwachs ber 
Population hindert, indeme viele diefer fremden Handwerksburſchen in dem 
Land bleiben, aud ein großer Theil der Hiefigen Meifter aus Fremden be» 
ftehet, an deren ftatt anfonften jo viele Hände deren Inländern dem Ader- 
bau entzohen werden müßten.“ Im Anſchluſſe daran befahl dann der 
Kaifer, von dem liberfluffe Nieberöfterreihs an Handmerksgefellen die 
übrigen Erblande, aud Ungarn und die Militärgrenze zu verforgen. Zu 
diefem Zwecke follten von allen Polizeitommifjarien der gejamten Länder 
vierteljährig Berichte eingefendet werden, „ob und mas für Handwerks 
Gefellen in jedem der Erblande erforderet werben." „Überhaupt aber ift“, 
jo fließt das Schreiben, „gegen fremde Handwerkögefellen ald einen dem 
Staate nüglihen Zufluß mit vieler Mäffigung zu verfahren... ..." 
{Fasc. IV F in gen No. 116 ex Febr. 1769 R. O. St. R. No. 359 ex 1769.) 
Über die allgemeine Bedeutung der populationiftifhen Ideen für die Wirt- 
ſchaftspolitit de Merkantilismus vgl. Grünberg, BauernbefreiungI S. 290 fg. 

ı Ein Bericht des nieberöfterr. Konſeſſes vom 4. Januar 1764 zählt 
unter jenen Rommerzialprofeifionen, die den Gefellen das Heiraten nicht 
geftatteten, die folgenden auf: Pofamentierer, Bandmacher, Gelbgießer, 
Gurtler, Huterer, Meſſerſchmiede, Nadler, Rotgerber, Papiermüller, Schwarz- 
färber, Groß- und Kleinuhrmacher, Weißgerber, Wollſtrumpfwirter, Lang- 
meſſerſchmiede, Birkelihmiede, Fellfärber, Lederer, Seidenfärber. (Komm. 
N. Ö. Fasc. 63/1.) 
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fammen, um die jenige Gejellen, welche außer Arbeit fommen 
oder aus der Fremde einmandern, mitteljt eines gewöhnlich Täg- 
lien auf der Herberge auszuhalten, welches das Geſchenk, und 
davon ein Gewerbe, wo e8 eingeführet ift, ein geſchenktes Hand⸗ 
werf heißt“ !. Ein verheirateter Geſell konnte mit feiner Familie 
begreiflicherweife von diefer Unterftügung nicht leben, und darıım 
weigerten ſich allerorten die zünftigen ledigen Gejellen, neben ben 
verheirateten zu arbeiten. Daran hatten weder das Verbot bes 
Gejchenfes in dem Handwerkspatente Karls VL, noch alle 
ipäteren Berfuche, es abzufchaffen, etwas ändern können. Schen 
1763 batte die Kaiferin bei der Hoflanzlei angefragt, „mas es 
damit für eine Befchaffenheit habe, daß verheyrathete Gejellen 
nicht mehr arbeiten können; diejes hindere die Population, und 
jey mithin ein Gutachten zu erjtatten, wie jothaner Abufus ab⸗ 
zuftellen?" Die Hoflanzlei aber hatte Damals von allen Zwangs⸗ 
maßregeln abgeraten !, vor allem mit Rüdficht auf die geſchenkten 
Gewerbe, bei denen der Zuſammenhang mit den Reichszünften 
gefährdet werde, wenn man die erbländifchen Geſellen zum 
Heiraten veranlaffe. Die Kaijerin hatte ſich mit diefer Auskunft 
nicht begnügt, fondern neuerdings gefragt, „ob nicht bey einigen 
Handwerken das Heirathen erlaubet, oder wenigitend in casibus 
specificis dispenjiret werden möge?” Allein man fand doch, 
die Frage ſei „jehr heiglich und anbey bedenklich, ein ficher 
Regul feitzubalten ... dahero die Sach derzeit auf ſich beruhen 
fönte” ?. 

Nur für einzelne Gewerbe hatte man, wie fchon früher 
dargeftellt wurde?, den Gejellen das Heiraten nach Vollendung 
der Wanderjahre geftattet. Wielleicht it der Nachdruck, mit 
weldem die erwähnten Aufträge fih gegen die Berpönung 
ber Gejellenehen wenden, auch damit in Zufammenhang 


1 Vortrag der Hofkanzlei vom 23. Auguft 1768 (N. Ä. Komm. 
Fasc. 63/1 St. R. No. 2699 ex 1768). Vgl. auch DOrtloff, Das Redt 
der Handwerker 1803 S. 12 und Kopetz, Gewerbsgeſetzkunde 1. Bd. ©. 49, 

2 Votum zum Berichte des niederöfterr. Kommerzkonſeſſes vom 
24. San. 1764 (R. OÖ. Komm. Fasc. 63/1). 

8 Val. oben ©. 165, 168. 
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zu bringen, daß gerade um jene Zeit eine Einſchränkung der 
Zahl der jelbftändigen Kommerzialmeifter mehrfad verfügt, 
dagegen die Heranziehung einer größeren Zahl von Gefellen und 
Lehrjungen anbefohlen wurde"; eine Politik, die freilich wohl 
auch wechſelte?. Anderſeits aber weit der Umftand, daß 
jest das Problem der Gefellenehen immer von neuem in Er- 
Örterung gezogen wird, auf eine ſcharfe Erweiterung jenes Ab- 
ftandes Hin, der den gewerblichen Hilfsarbeiter von dem felb- 
ftändigen Meifter trennte. Denn folange jeden Gejellen nad 
Vollendung der vorgejchriebenen Lehr- und Wanderjahre auch 
der Zutritt zum Meifterredhte, und damit die Gründung eines 
eigenen häuslichen Herdes geſichert war, bildete die Frage einer 
Verehelihung der Gefellen noch fein foziales Problem. 

Wollte man nun den Gejellen allgemein die Möglichkeit 
einer Verehelihung ſchaffen, jo mußte man gleichzeitig die damit 
eng verknüpfte Frage der Gejellenwanderung in Verhandlung 
ziehen. So hatten fi denn im Jahre 1769 die fämtlichen 
Kommerzkonfefje darüber zu äußern?, „ob das Wandern der 
reichszünftigen und dem Commereiali untergebenen Handwerfs- 
gejellen in der That zum Beften des Staats und zur Aufnahme 
der Manufacturen gereiche, folglich noch ferner zu dulden jey, 
oder aber, ob nad; dem Beyſpiel von England, Frankreich und 
anderen Ländern, wo die Manufacturen vorzüglich blühen, die 
Wanderung aller Commercialgejellen in den Erblanden durch ein 
Generale aufzuheben und gänzlich zu verbiethen jeye“. 

Mit großer Übereinftimmung fpraden fih die Berichte 
gegen eine Aufhebung der Gejellenwanderungen aus. Noch 
immer ſchien es allgemein notwendig, „bey einigen Commercial 
profeffioniften die Neichszünfftigteit beyzubehalten, damit die 


3 Bat. oben ©. 28. 

2 Bgl. oben &. 210. 

# Birhulare vom 7, November 1769; Böhm. Komm. Fasc. 62 No. 19 
ex Nov. 1769. 

4 Diefe Berichte, ſamtlich aus dem Jahre 1770, finden ſich in den 
Fase. 63/1 N. D., 62 Böhmen und 77 I. Ö Kommerz. 
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fremde Gefellen aus dem römiſchen Reich in die Erblande ein- 
wandern, und zur Arbeit ſich einfinden, die in den Erblanden 
ausgelernte Gefellen hingegen auch in das römifche Reich, um 
fih eine mehrere Känntniß und neue Handgriffe beyzulegen, ſich 
begeben, und dajelbit die Beförderung hoffen fönnten”!. Das 
Beifpiel Englands und Frankreichs, wo die Wanderung außer 
Landes verboten ſei, beweiſe für die Erblande nichts, „weilen 
dajelbft der Handwerfsmann fein Werk bis zur größten Boll- 
fommenbeit zu erlernen Gelegenheit babe, die erbländiſche Ge⸗ 
fellen aber erft die wahre Gejhidlichkeit aus fremden Orten 
einholen müßten” ®. 

Der Kommerzbofrat ſchlug daher der Monarchin vor, zur 
Vermeidung allen Aufjehens, nur almählid, in dem Maße, als 
das eine oder das andere der zünftigen Kommerzialgewerbe mit 
geſchickten Geſellen ausreichend verjehen fei, die Wanderung der- 
felben abzuftellen, und fomit die Reichszünftigkeit dieſer Gewerbe 
aufzuheben. Was aber die Frage der Verehelichung der Gefellen 
betreffe, fo babe man bei mehreren, und gerade bei folchen 
Kommerzialgewerben, die einer Erweiterung fähig jeien, ſchon 
veranlaßt, daß auch verheiratete Gejellen neben den ledigen ge= 
fördert würden. | 

Allein dem Staatsrate war dieſes Vorgehen nicht energijch 
genug. So erging denn unter Berufung auf die ſchon von 
Karl VI. erlaffene Verfügung der Befehl, durch ein allgemeines 
Patent bei allen, ſowohl den Kommerzialzünften als den anderen 
Gewerben, den Unfug abzuftellen, der den zünftigen Gefellen das 
Heiraten unterfagte®. Während alfo hinfichtlih der Gejellen- 
wanderungen alles beim alten blieb, ſah ſich der Kommerzhofrat 
genötigt, in der Frage der Gejellenehen dem Faiferlichen Auf- 


1 PBrot.-Ertr. ded Kommerzhofrats vom 5. März 1770 (N. Ö. Komm. 
Fasc. 63/1 No. 80 ex März 1770). 

2 Ber. des niederöfterr. Kommerzkonſes vom 21 Dez. 1769 (derf. 
Fasc. No. 35 ex Jan. 1770) Dieſes Argument lehrt mit auffallender 
Regelmäßigkeit in faft fämtliden übrigen Berichten wieder. 

8 Entichließung auf den zitierten Prot.-Ertralt vom 5. März 1770. 
St. 3. No. 825 ex 1770. 
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trage nachzukommen, obwohl er die Schwierigkeiten feiner Durch⸗ 
führung vorausſah!. Die Meifterfchaften einiger Polizeiprofeſ⸗ 
fionen, vor allem die Schufter und Schneider Wiens, dienen 
wenig geneigt zu fein, verheirateten Gejellen Arbeit zu geben; 
die Hafner erklärten, e8 würden infolge diefer Werorbnung bie 
meiften Gefellen fich verehelihen, es fei aber nicht abzufehen, 
wie biefelben mit Weib und Kind von dem bisherigen Gefellen- 
lohn leben könnten. Auch bezeichnete es der Kommerzhofrat als 
notwendig, künftig bei verſchiedenen Kommerzialgewerben ge- 
ſchickte Gefellen im Auslande auf Staatskoſten ausbilden zu 
laffen, weil ficherlid die reichszünftigen Geſellen ihre Wandes 
rungen in die Erblande zumteil einftellen würden und den ins 
ländifchen Gejellen die Förderung feitens der Reichszünfte ver- 
jagt werden dürfte, wofern nicht im Reiche eine ähnliche Ver- 
fügung erfolge. 

Der von dem Kommerzhofrat vorgelegte Patententwurf er⸗ 
bielt am 9. Auguft 1770 bie allerhöchſte Genehmigung?. Zum 
Schutze der verheirateten Gefellen wurde benjelben darin die Ge— 
währung von Schußfreiheiten in Ausficht geftellt, falls eine Zunft 
ſich weigern würde, ihnen Arbeit zu geben; die ledigen Gefellen, 
die fi) weigern jollten, neben verheirateten in Arbeit zu ftehen, 
wurden mit ftrengen Strafen bedroht. 

Auch Hinfichtlich des Geſellengeſchenks erging die Anordnung, 
dasjelbe bei den Rommerzialprofefiionen nah und nad) abzu- 
ftellen, um jeinerzeit ein allgemeines Verbot durch ein Patent 
exlaffen zu können. ®, 

* Vortrag vom 30. Juli 1770 (N. ©. Komm. Fase, 63/1 No. 70 ex 
Aug. 1770). 

® Prot.-Ertralt des Rommerzhofrats vom 13. Aug. 1770 (berf. Fase. 
No. 86 ex Sept. 1770; &t. R. No. 2728 ex 1770. Die betreffenden 
Alten der Hoftanzlei im Fasc, IV F in gen sub No. 255 ex Sept. 1770 
N. O. Das Patent im Cod. Austr. VI S. 1370). 

St. R. No. 1682 ex 1772. Detret an den nieberöfterr. Kommerz ⸗ 
tonſeß vom 3. Mai 1771 (R. Ö. Komm. Fase. 63/1 No. 56 ex Mai 1771). 
Noch ſchärfer ein Zirkulare an ſämtliche Länderftellen vom 22. Febr. 1773, 


das die „allfogleiche Abſtellung“ der Gefellengefchenfe anordnete (derſ. Fase. 
No, 120 ex Febr. 1773). 
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Um die Koiten der Erlangung des Meiiterreht3 zu ver- 
mindern, wurde für Niederöfterreich verfügt, daß allgemein bei 
den Kommerzialgewerben ein Probeftüd in Gegenwart der Vor⸗ 
jteher und zweier eigens ernannter Beichaumeifter anzufertigen 
und fünftighin für das Meiſterſtück zu halten fei!. Ähnliches 
wurde auch für Öfterreih ob der Enns angeorbnet?. Denn troß 
aller Verbote war ed noch immer üblich, den MeifterrehtSwerbern 
foftipielige und nachher unverwertbare Meijterftüde aufzugeben. 
Die Koſten des Meiltermerden? waren noch immer fehr be- 
trächtlich, der Uinfug, der mit den Zunftladengeldern getrieben 
wurde, nod immer jehr groß?. Und alle diefe und ähnliche 
Mißbräuche waren fo tief eingewurzelt, daß fie jih troß aller 
Bemühungen der Etaatögewalt erhielten, wenn aud an vielen 
Punkten ihre tatſächliche Beſeitigung gelungen zu fein ſcheint. 


Ofterreih ftand übrigens gerade damals in feinen auf Ab- 
fhaffung der Handwerksmißbräuche gerichteten Beitrebungen nicht 
ifoliert da. 1771 ließ der König von Preußen durch feinen 
Gejandten bei der Neichsverfammlung von Negensburg den 
Antrag auf Erlafjung einer allgemeinen Reichspolizeiordnung 
zum Zwecke der Abjhaffung der blauen Montage im ganzen 
römiſchen Reiche ftellen. Diefer Antrag wurde fomohl von dem 
Öfterreichijchen Gejandten zu Regensburg, Freiherrn von Boris, 
ald auch von der Hoflanzlei auf3 wärmite unterftügt®, „weillen 
die antragende gleihmäflige Einrichtung in dem Reich in feinem 
Gefihtspuntt den kaiſerl. kön. Erblanden ſchädlich, fondern viel» 


1 Dekret an den n. ö. Konfeß vom 4. Mär; 1771 (derf. Fasc. No, 16 
ex Martio 1771). 

2 Defret vom 15. März 1773; (derf. Fasc. No. 79 ex Martio 1773). 

® Befehle zur Abitelung der üblichen Zerfplitterung der Zunftladen- 
gelder ergingen 3. B. an das böhmifche Gubernium am 1. September und 
30. Dezember 1775 (Fasc. IV F in gen No. 5 ex Sept. und 196 ex Dec- 
1775 Böhmen). 

St. N. No. 740 ex 1771. 

6 Vortrag der Hoflanzlei vom 8. Mär; 1771 (Fasc. IV F in gen 
No. 146 ex Martio 1771 N. ©.: St. R. No. 946 ex 1771). 


Achtes Kapitel. Die Zunftgefegebung von 1770 bis ı17zo. 255 





mehr ſehr erfprießlich feyn“ könne. Durd die allgemeine Ab- 
ftellung der blauen Montage im ganzen Reiche werde erſt das 
für die Erblande erlaffene Patent von 1770 eine „deito er- 
giebigere Wirkung” erhalten. Übrigens fei auch für das römifche 
Reich die Befeitigung des blauen Montags „eine in ſich felbften 
gute Sade“ !. N 

Auf Grund zweier Reichsſchlüſſe? erging dann das faifer- 
liche Edift vom 23. April 1772, das die Abftellung des blauen 
Montags und einiger anderer Handwerksmißbräuche für das 
Neich befahl?. Dagegen lehnte es der Kaifer ab, die gleichen 
gefeglichen Anordnungen fpeziell für die Erbländer zu erlafen, 
weil „die in dem Reichshofrathsgutachten angeführten Miß— 
bräuche ſchon lange vorher in den Erblanden fi) durch die ge- 
jeglichen Vorfehungen abgeftellt befanden“ *. 


Für all die geichilderten Maßnahmen der Zunftgefeßgebung 
in den Erblanden ift es bezeichnend, daß fie in der Hauptſache 
von ber Nüdficht auf eine Hebung der gewerblichen Tätigkeit bei 
den Kommerzialzünften beeinflußt waren; das gilt von dem 
Verbote des blauen Montags, des Gefellengejchents und in noch 
höherem Grabe von ber Getattung der Gejellenehen. Die 


! Bon allgemeinem Intereffe für die Reichspolitit ift eine Stelle aus 
dem Berichte des Freiheren v. VBorie; er verfpricht fi darin von der Er- 
laffung einer neuen Neicöpolizeiorbnung auch eine Stärfung des kaifer- 
lichen Anfehens, welches „in denen Reichsſtädten durch die von langen 
Jahren her unterbliebene Ein- und Aufficht auf derjelben Handlungen 
merflihen verfallen? fei. gl. aud Sieber, Abhandlung von denen 
Schwierigleiten, in ben Neihäftäbten das Reichsgeſetz vom 16. Auguft 1731 
.. zu vollziehen. 1771. $ 1fg. 

® Bom 15. Juli 1771 und 3, Februar 1772. 

® In diefem Edikte wurden bie frauen zur gewerblichen Arbeit bei 
verfiebenen Handwerken zugelaffen, die Beſchränkungen in ber Zahl der 
Gefellen und Lehrjungen aufgehoben, die Wafenmeifter und Abdeder nebſt 
ihren Kindern für fähig zur Ausübung von Handwerfen erflärt. (St. R, 
No. 999 ex 1772.) Bgl. auch Ortloff, Das Recht der Handwerler ©. 18, 

Entſchl. auf den Vortrag ber Hoffanglei vom 14. April 1772 (St. R. 
No. 999 ex 1772). 
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Polizeigewerbe dagegen behandelte man noch immer geradezu als 
eine Kategorie von Gewerben zweiten Grabes, denen gegenüber bie 
Staatsvermaltung ihre Pflicht vollauf erfüllte, wenn fie diefelben 
durch Zunftinjpeftoren überwachen ließ und diegröbften Mißbräuche 
verhinderte. Die wirtjchaftlichen Grundlagen der Polizeigewerbe 
aber, die in der Beſchränkung ihrer Produktion auf den Lokalbedarf 
und in der damit eng verknüpften gejchloffenen Zahl der Meifter 
wurzelten, waren bisher im wejentlidhen nicht angetaftet worden. 
Die fortjchreitende Entwidlung des gewerblichen Lebens hatte 
indes bei einer größeren Anzahl auch diefer Gewerbe, namentlich 
in den größeren Städten, eine Erweiterung ihres Abjatgebietes 
über die engen Grenzen des lofalen Bebarfes hinaus zur Folge, 
ohne daß deshalb ſchon die Anmendung der den Kommerzial⸗ 
gewerben gegenüber beobadhteten Grundjäge auch auf diefe Zünfte 
zuläjfig gewejen wäre. Aber man begann doc die vielfachen 
Beichränkungen, denen jede Ermeiterung eines bereit bejtehen- 
den Betriebes ebenjo wie die Vermehrung der vorhandenen bei 
den Polizeigewerben unterlag, als ein Hindernis jeder weiteren 
Entwidlung des gewerblichen Lebens zu empfinden, und nichts 
iſt vielleiht mehr bezeichnend für den zu Beginn der 70er 
Sabre einjegenden Umſchwung in der Gewerbepolitif, als daß 
jegt die Gejeßgebung ernftlih aud an diefen ftarren Reſten ber 
BZunftverfaflung zu rütteln anfing. 


Ein anfcheinend wenig bedeutſames Problem gab gerade 
damals Veranlaflung, einjchneidend in die wirtfchaftlichen Ver⸗ 
bältnifje einer Reihe von Polizeigewerben einzugreifen, ein 
Problem, dag innig zufammenhing mit der ſich langſam voll⸗ 
ziehenden Löſung der überfommenen ſtädtiſchen Verfaflung: es 
war die Frage der Beziehungen zwiſchen Stadt: und Vorftadt- 
meiltern. Wohl hatte jhon das Handwerkspatent von 1731 
die Gleichitellung diefer beiden Kategorien von Meiftern in poli« 
tifcher und rechtlicher Hinfiht ausgeſprochen; allein dieje Vor: 
Ihrift hatte bloß die Unterordnung bejeitigt, in welcher big 
dahin die Zünfte der Vorjtadtmeilter als Nebenladen zu jenen 
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der Stabtmeifter ala Hauptladen gejtanden waren. Eine ganze 
Neihe von wirtfchaftlich bedeutjamen Beſchränkungen, welche das 
Übergewicht der ſtädtiſchen Innungen den Handwerkern der Bor- 
ftädte auferlegt hatte — gewifje Hinderniffe in der Erweiterung 
ihrer Betriebe, bisweilen auch in der Vergrößerung ihres Ab» 
jatgebietes —, kurz, die ganze wirtfchaftliche Stellung der Vor— 
ftabtmeifter hatte das Handwerkspatent im Wefen nit berührt. 
Und obwohl die Entwidlung der größeren Städte ſchon längit 
die engen, in den Stadtrechten verbrieften Grenzen zwifchen dem 
Weihbilde und den Vorjtädten wirtſchaftlich durchbrochen hatte, 
fo war es doch angefichts der fonjervativen Haltung, welche die 
ftaatliche Politit den Polizeigewerben gegenüber beobachtete, bei 
diefer Unterordnung der Vorftabtmeifter in der Hauptſache 
geblieben. 

Der Anftoß zu einer Änderung biefes Verhältniffes ging — 
und dies ift bezeichnend für das Streben der Gewerbetreibenden 
jelbft nach größerer wirtſchaftlicher Betätigung — von den 
Vorftabtmeiftern aus. In einer allerhöchit fignierten Bittſchrift 
ftellten im Jahre 1770 die Wiener Vorſtadtſchuſter neben der 
Vitte nach Abſtellung der Störerei und der von Meiftern betrie— 
benen „unmeifterlihen Arbeit“ auch das Begehren, daß fie 
„gleich wie fie bey der Laade in Sig und Stimme den Stadt- 
meiftern gleich geworden, alſo auch in allem übrigen Nechte in 
und vor der Stadt gleih gemachet „... werben möchten“. 
Magiftrat und nieberöfterreihiihe Negierung jprahen ſich aufs 
entjchiedenfte gegen die Gewährung dieſer Bitte aus, und auch 
die Hoffanzlei fand, daß „dieſes Begehren mehr einer Caprice 
eines oder des anderen unruhigen Kopfes gleich ſehe“ ?. 





* Eine dem Monarchen überreichte Bittſchrift oder Vorftellung fand 
regelmäßig nur dann Berüdfichtigung, wenn er fie mit dem Namen eines 
der Minifter verjah, gewöhnlich desjenigen, in defien Reſſort bie betreffende 
Angelegenheit gehörte, Über diefelbe mußte dann ein Vortrag erftattet 
werben. 

® Vortrag vom 11. Mai 1770 (Fase. IV F in spec. Schuſter 
No. 194 ex Majo 1770. N. ©.) Die Zahl ber Vorſtadtſchuſter wird auf 
589, jene der Stadtmeifter auf 170 angegeben. 

Pridram, Öfterreihtiche Gewerbepolitit L. 17 
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Denn bei allen Zünften und in allen von Borftädten um» 
gebenen Städten, jei „von allen Zeiten ein Unterfchied zwiſchen 
Stadt: und Vorftadtmeiftern eingeführet und beobachtet worden“, 
der fih auf „würlliden und ſoliden Umftänden“ gründe, 
nämlih vor allem auf die Unterjchiede in den Mietzinfen für 
Wohnung und Gewölbe und in der Steuerleiftung. Übrigens 
fei ja den Vorftadtmeiftern erlaubt, in die Stadt hineinzuarbeiten 
und Kunden bafelbft zu ſuchen. Dagegen fjcheine bei den 
Schuſtern die auf einem Bergleihe von 1709 berubende Be— 
ſchränkung der Gefellenzahl nadteilig zu fein; indes habe auch 
diefe Beltimmung ihre gute Berechtigung, weil fie eine Ver⸗ 
teilung der Nahrung auf eine größere Zahl von Familien ge- 
währleiſte. Bei den Polizeizünften fei ja ohnehin „taft bloß 
allein auf die innländifche Nothwendigfeit und die Erhaltung 
diefer Zünfte und mehrerer Familien bey denjelben zu fehen“. 
Ale Nachteile würden daher befeitigt, wenn jenen Schuhmadern, 
die erweislich ihre Erzeugniffe ins Ausland verfendeten, alfo 
ihr Handwerk zu einem Kommerzialgewerbe erweitert hätten, 
auch erlaubt werde, mehr Gefellen zu Halten. Die Kaiferin 
genehmigte diefe Anträge, befahl jedoch die Eritattung eines be= 
fonderen Gutachtens über die Frage, „ob es nidht nah den 
guten Policey- Principien beifer und für das Publicum nüßlicher 
wäre, wenn pro futuro die angezeigte Bejchränfung der Stühlen, 
das ift der haben mögenden Schuhfnedhte und ungen gänzlich 
aufgehoben wurde? wie e8 bey einigen Handwerken ſchon ge= 
ſchehen, und bey anderen niemals üblich geweſen ift“. 

Es ift feltfam, wie in dieſem zweiten Gutachten! dieſelbe 
Hofkanzlei — auch der Referent, Freiherr von Kreßl, ift in 
beiden Fällen derfelbe — entgegen ihrer früheren Anficht ent» 
ſchieden gegen jede Beſchränkung der Gefellenzahl ſich erklärt. 
Mit großer Sorgfalt fucht diefer Vortrag die von einzelnen 
Unterbehörden gegen eine freiere Geltaltung des Gemwerbe- 

1 Bortrag vom 8. Februar 1771 (berf. Fasc. No. 183 ex Febr. 1771). 

» Für die Beibehaltung der erwähnten Beſchränkung waren der 


Wiener Magiftrat, ein Kreishauptmann und mehrere Seyaratvota bei der 
n. d. Regierung eingetreten. 
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wejens geltend gemachten Gründe zu widerlegen, indem er 
geradezu von naturrechtlichen Gedanken ausgeht. Zur Grund» 
lage jeiner Argumentation nimmt er die Idee, „dab ein jeder 
Menſch, der ein Gewerbe antritt, dabey feine Glücdsumftände, 
joweit als immer möglid, durd erlaubte Weege, das ift Ehr- 
lichfeit, Fleiß und Gejchidlicleit zu betreiben gefinnt ſeyn 
müße". Könnte man nun einen Augenblid Bedenken tragen, 
Statuten und Privilegien aufzuheben, welche die Triebfedern der 
beiten menfchlihen Handlungen hemmten? Eine Einteilung der 
Arbeit, die Fleiß, Geſchicklichkeit und Wetteifer niederſchlage, 
fei ungerecht, denn fie helfe dem nachläſſigen und unfähigen 
auf Koſten des fleißigen und geſchickten Meifters. Die Bejorgnis 
einer Steigerung des Gefellenlohnes fei unbegründet?, gegen die 
befürchtete Anjegung zahlreicher ausgelernter Lehrjungen als 
Störer gebe es in dem Handwerkspatente Mittel genug, die nur 
ftrenge gehandhabt werden müßten. Es jei nur notwendig, 
jenen Meiftern, die ſich als felbftändige Handwerker nicht fort- 
bringen könnten, die Arbeit als Gejellen oder als „Studwerfer“ 
zu geitatten. 

Die Kaijerin gab den Anträgen der. Hofanzlei ihre Zuftimmung, 
und fo wurde denn die Beſchränkung in der Gefellenzahl auf- 
gehoben; ebenfo bald darauf? der bis dahin zwiſchen ben Stabt- 
und Vorftadtihuftern bei Ablegung des Meifterjtüds beftehende 
Unterfhied. In der Stadt Läden und Gewölbe zu halten, 
blieb den Vorftadtmeiftern nach wie vor verjagt. 

Es dauerte nicht Lange, jo kam die Frage einer Befeitigung 
der den Vorſtadtmeiſtern auferlegten Beſchränkungen allgemein 


Es ift bezeichnend für die mangelnde Klarheit in der Behandlung 
dieſer Fragen, daß die Anhänger der Gewerbebeſchränkung einerſeits be⸗ 
haupteten, die Zahl der Gejellen werde durch bie Freifprehung zu vieler 
Lehrjungen übermäßig fteigen, und daß amderfeits unmittelbar daneben die 
Vefürdhtung fteht, die große Nachfrage nad) Gefellen werde ben Arbeitslohn 
berfelben erhöhen. 

Durch Nefolution auf das Protofoll vom 13. und 14. Sept. (derf. 
Fase. No. 104 ex Sept, 1771). 

17* 
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zur Erörterung. Ein Bericht der niederöfterreichifchen Regierung ', 
die im Jahre 1773 aufgefordert wurde, fich über die Frage zu 
äußern, ging in der Hauptſache dahin, daß zwar eine Reihe von 
zünftigen Sonderredten der Stadtmeilter? aufgehoben werden 
fönnte, daß aber die Verfchiedenheiten in den Handwerksgebühren, 
“und vor allem der „phylifalifche Unterfchied”, dag heißt die Be—⸗ 
ſchränkung des Wohnfiges der Vorftadtmeifter auf die Vorftabt 
beizubehalten feien. Dagegen ſprach fih der um fein Gutachten 
erſuchte Kommerzhofrat? für die vollftändige Befeitigung jedes 
Unterfchiedes aus und verlangte für die Kommerzialprofeffio» 
niften „die gänzliche Heritellung einer volljtändigen Gleichheit“. 
Gegen den naheliegenden Einwand, daß in diefem Falle „zu 
viele Boritadtmeifter fi in die Stadt ziehen, und die Brofeffio> 
niften nach Erforderniß nicht genugjam in den Borftäbten ver» 
theilt jeyn würden”, gegen diefen Einwand macht der Kommerz» 
bofrat geltend, es würden dieſe Profeffioniften „ohnehin von 
jelbjt den Bedacht nehmen, ji in folche Gegenden zu ziehen, 
wo fie den Abzug ihrer Waare finden, und den Gemwölbes und 
Mohnungs-Zins beftreiten könnten“. Die Berteilung der Bro 
feflioniften werde „viel gleicher nah Maaß der Erforberniß 
fomohl in der Stadt als in den Borftädten von felbit gejchehen, 
wenn die Freyheit hergeitellet, und einem jeden überlaſſen feyn 
werde, fich jelbjt den Aufenthaltsort zu wählen“. 

Der Hofkanzlei ſchien indes die Frage noch nicht jpruchreif ; 
fie befürchtete von einer Durchführung des feitend der Regie- 
rung geitellten Antrages „nicht3 alö neue Klagen und Unruhen“ ; 
und fo beſchloß fie, „diefe ganze Sach bis auf eine günftige Ge- 
legenbeit .... eingmeilen auf ſich beruhen zu laffen“ *. 


I Ber. vom 12. Auguft 1774, zit. in der a. u. Note vom 28. Febr. 
1775 (Fasc. IV F in gen No. 259 ex Apr. 1775 N. Ö.). 

2 Sole Sonderrechte beftanden bei der Berfertigung bed Weifter- 
ftüds, Befegung des Zehamts, Ernennung der Befchaumeifter ufm. S. 
unten ©. 262 Anm. 1. 

3 N. ©. Komm. Fasc. 63/1 No. 9 ex Oct. 1774. 

4 Nach dem Bortrage der Hoflanzlei vom 8. April 1775 (Fasc. IV 
F in gen No. 259 ex Apr. 1775 N. Ö.). 
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So ftand die Frage, als fie unvermutet von der Kaiferin 
entſchieden wurde, die anläßlich eines konkreten Streitfalles über 
die Rechte der Vorftabtmeifter einen Vortrag der Hoffanzlei in 
ihrem bisweilen etwas mangelhaften, aber bündigen Deutſch 
eigenhändig mit folgenden Worten erledigte: „Wäre von nun 
an bie Vorftätt meifter mit denen ftättifchen uniren, wie es jhonn - 
öffters befohlen worden“ !. 

Die Bekanntmachung diefer allerhöchſten Entſchließung? 
hatte begreiflicherweiſe eine Reihe von Beſchwerden der ſtädti- 
ſchen Zünfte gegen das befürchtete Eindringen der Vorſtadt- 
meifter in die Stadt zur Folge, jo namentlich jeitens der Glaſer, 
Perüdenmaher und Schufter ®. 

Auch der Hoffanzlei war diefe „zufälligerweife“, aus „aller- 
bhöchft eigener Bewegnis“ getroffene Entſcheidung einigermaßen 
unerwartet gefommen. Aber im Wiberjpruche mit den im 
Schoße der Hofitelle herrfchenden Anfichten ftand fie nit. So 
trat denn das Gutachten über jene Beſchwerden“ der ſtädtiſchen 
Zünfte entjchieben für die Beſeitigung jedes Unterſchiedes 
zwiſchen Stadt · und Vorftabtmeiftern ein, troß des Widerſpruchs, 
den jowohl der Wiener Magiftrat als die nieveröfterreichiiche 


! Der erwähnte Streitfall war der folgende: Die Hoflanzlei hatte 
dem Nekurje eines Vorſtadtdrechſlers ftattgegeben, der von der Regierung 
mit feiner Bitte, ein Gewölbe in der Stabt eröffnen zu dürfen, abgewieſen 
worden war. Durch eine Hofbeſchwerde der Stabtoredfler gelangte die 
Sade zur Kenntnis der Monarhin, und die Hoflanzlei, zur Außerung 
aufgefordert, rechtfertigte ihre Verfügung in dem konkreten Falle, und be 
merkte zu der allgemeinen Frage des Unterſchieds zwiſchen Stadt- und 
Vorftabtmeiftern, fie hätte „ihon längft gewunſchen, alle diefe Handwerks - 
unterſchiede und Uneinigfeiten zwiſchen den Stadt- und Borftadtmeiftern 
zu befeitigen, man mwerbe aber nur einzelweis und ſehr langjam zu dem 
Zwed gelangen tönnen.” (Bortr. vom 3. Dezember 1774, Fasc, IV F in 
gen No. 84! ex Dec. 1774 N. Ö.). 

® Delret vom 10. Dez. 1774 (dasfelbe Aktenyeichen). 

"%. u. Noten des nieberöfterr. Statthalter® vom 28, Februar umd 
6. April 1775 (derf. Fase. No. 259 ex Apr. 1775 I. Ö.; St. R. No. 579 
und 934 ex 1775). 

* Bortr. vom 8, April 1775 (Fase. IV F in gen No, 259 ex Apr, 
1775 N. Ö.; St. R. No. 989 ex 1775). 
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Regierung neuerdings gegen diefe Maßregel erhoben. Dergleichen 
„Bewegungen und Klagen” feien „bey jeder Abänderung unaus- 
bleiblih, und niemalen würde etwas Gutes zu Stande fommen, 
wenn man fih dadurch abjchröden laffen..... wollte“. Die 
Gefahr, daß zu viele Vorftabtmeifter in die Stadt überfiedeln 
würden, könne nicht lange dauern, und bald werde fi „bie 
Austheilung der Gewerbe in verjchiedenen Bezirfen von jelbft 
wiederum in das Gleichgewicht jegen“. Mit diefen Anfichten 
dedte fi auch, wie oben erwähnt, die Meinung des Kommerz- 
hofrats, und jo ging der Schlußantrag der Hoffanzlei dahin, 
man folle fih nicht irre machen laffen, fondern den Vorſtadt— 
meiftern „die Beziehung der Stadt” vollkommen freiftellen. Zum 
mindeiten aber hätte, wenn die Monardin „die Motiva der 
Regierung gegen dieje Freyheit vorwiegend” fände, eine Be: 
ſchränkung der letteren nur injofern einzutreten, als die Eröffnung 
eines Gemwölbes oder Ladens in der Stadt durch einen Vorftabt- 
meifter von der Bewilligung des Magijtrats3 abhängig zu maden 
mwäre!. 

Es ift ein Beweis für die vorfichtige Politit, welche Die 
legten Regierungsjahre der Raiferin allgemein fennzeichnet, wenn 
diefer Eventualantrag ihre Genehmigung erhielt °. 

Ahnlich wie für Wien wurden für Graz in Übereinftimmung 


1 Im übrigen war diefe Frage des „locus physicus“ der einzige 
triftige Einwand gegen eine völlige Gleichſtellung der Stadt» und Vorftadte 
meifter. Alle übrigen Unterſchiede reduziert das Gutachten auf die folgenden: 
1. Bei einigen Gewerben hatten bloß die Stadtmeifter ein Meifterftüd zu 
verfertigen. 2. E8 beftanden Differenzen in der Höhe der Inkorporations⸗ 
gebühren (jene der Borftabtmeifter betrugen bei einigen Gemwerben bloß bie 
Hälfte der für die Stadtmeifter vorgefchriebenen). 3. Die Vorftadtmeifter 
waren vielfah in der Zahl der Gefellen befhränft (fo bei den Perüden- 
madern). 4. Bei einigen Gemerben durfte bloß ein Stadtmeifter Oberzech⸗ 
meifter fein. 5. Bei den Bädern mußten die Stabtmeifter neben ben Ge- 
fellenjahren auch nod die fogen. „Helferdjahre* gedient haben. 6. Einige 
Profeffioniften hatten ihre „angemwiefenen Plätze“. — Alle diefer Unter- 
fhiede waren übrigens leicht zu befeitigen. 

2 Dekret an die n. d. Regierung vom 22. April 1775, das ausdrücklich 
verfügt, es folle nicht einmal „der Namen eines Borftadtmeifterd fürohin 
mehr befteben”. 
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mit dem Antrage des dortigen Guberniums gewiſſe, die Vor- 
ſtadtmeiſter beſchränkende Beitimmungen befeitigt'. So wurden 
die bis dahin üblichen Reverſe abgeſchafft, in welchen ſich bie 
Vorftabtmeifter verpflichten mußten, nur in gewiffen Bezirken zu 
arbeiten?, und gleichzeitig wurde auch die Beſchränkung dieſer 
Meifter auf eine beftimmte Zahl von Stühlen aufgehoben. 


Von einigem Interefje für die Geſchichte der Zunftpolitik 
find aud die Verhandlungen, die 1775 über die Verleihung 
der Polizeigewerbe in Niederöfterreih geführt wurden. Mit 
eiferfüchtigem Streben hatte fpeziell die Landesitelle Nieder 
öſterreichs eine Neihe untergeorbneter, früher den Magijtraten 
und Ortsobrigfeiten zugewieſener Agenden an ſich gezogen; To 
aud eine große Zahl von Handwerksfahen, welde bie 
Regierung von der aus ihren Mitgliedern beitehenden Hand- 
werfsfommiffion erledigen ließ. Anläßlich der Reformverfuche 
wegen „Verminderung der Schreibereyen“® bejchloß daher die 
Hoffanzlei*, auch den „die meifte, wie wohl entbehrlichite Be- 
ſchäftigung“ ber Negierung „ausmachenden Gegenftand in Hand» 
werfsfahen“ ihrer Kompetenz zu entziehen, und den Stäbten 


In Bezug auf die Bäderzunft erging noch ein eigenes Dekret am 
2%. Auguft 1776 (Fase. IV F in spec Bäder No. 272 ex Aug. 1776 
N. ©); es wiederholte die oben erwähnten Vorſchriften unter Anpaffung 
an die fonkreten Verhältniffe diefer Innung und trug insbejondere ber 
Regierung nachdrücklich⸗· auf, die bei den Stadtbädern üblichen fogen. 
„Delfers- und Knechtjahre“, fowie ähnliche „Ihädliche Handwerfsmißbräuche* 
abzuftellen. 

! Dekret vom 17. Auguſt 1776 (Fase. IV F in gen ad No. 71 ex 
Aug. 1776 3. Ö.). Erneuert wurde biefe Vorfchrift durch Verordnung 
vom 17. Juli 1779 (Fasc. IV D 7 in gen No. 82 ex Juli 1779 3. Ö.). 
KRopet (Gewerbsgeſetztunde 1. Bd. S. 358) beyieht das erftgenannte Defret 
irrtümlich auf Niederöfterreich. 

? Faktifch blieb die Abforderung derartiger Neverfe in Graz bis gegen 
das Ende des 18. Jahrhunderts in Übung (St. R. No. 1630 ex 1799). 

® Bl. oben S. 110 fg. 

+ Für das folgende dient der Vortrag ber Hoffanzlei von 18. März 
1775 zur Grundlage (Fasc. IV F in gen No. 308 ex Apr. 1775 N. Ö.; 
St. R. No, 729 ex 1775). 
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und Ortsobrigkeiten das Recht der Beſetzung der Meiſterſtellen 
und der Aufnahme neuer Profeſſioniſten und Bürger — mit 
Ausnahme der Kommerzialgewerbetreibenden — wieder einzuräumen. 

Gegen die Zuweiſung dieſer Verleihungsbefugnis an die 
lokalen Obrigkeiten! nahm eigentlich bloß das einflußreichſte Mit- 
glied der Handwerkskommiſſion, der Regierungsrat von Sartori, 
Stellung, allein er fand nicht einmal bei feiner eigenen Yandes- 
ftele Unterftügung. Diefelbe meinte vielmehr, es fei den 
Magiftraten und Dominien am beiten befannt, „was für Ge— 
werbe und in welcher Zahl ſolche in dem Drte, wo fie bie 
Polizey bejorgten, nötig jeyen, um daraus das wahre Gleidy- 
gewicht der Nahrungsgeichäften herzuftellen“. Auch liege nie- 
mand mehr ob, „die Unterthanen in aufredhtem Stande zu er- 
halten“, ala gerade diefen Lokalbehörden. Überdies fehle es 
nicht an Generalien und Verordnungen, melde die Art und bie 
Vorausfegungen der Verleihung von Gewerben genau regelten; 
und zur Korreltur etwaiger Fehlgriffe fei den Parteien immer 
der Rekurs an die Landesſtelle vorbehalten. 

So murde denn mit kaiſerlicher Genehmigung die Hand⸗ 
werkskommiſſion aufgelöft®, und in dem Normale vom 22. April 





I Wie der Wiener Magiftrat in feinem Berichte hervorhob, war es 
„fein neues Recht”, das die ftäbtifchen Obrigfeiten und Dominien bier er⸗ 
Balten follten, fondern nur eine Beftätigung „jener Activität, welche ihrer 
Beitimmung ohnehin angemefien und eigen ſeye“. Ein in der Landes 
verfaffung Niederöfterreihg begründetes Recht auf Verleihung der Gewerbe 
feinen die Ortsobrigkeiten allerdings nicht befeffen zu haben. Wenigftend 
wird ein folhes Recht anläßli fpäterer Disfuffionen derjelben Frage 
feitens der Hofftellen entſchieden beftritten (Prot.-Auszug der Kommerzhof. 
kommiſſion vom 24. Nov. 1823 Komm.-Komm. Fasc. 29 No. 199 ex Nov. 1828), 

Es mag übrigens nit unermähnt fein, daß der Magiftrat fi in 
dem zitierten Berichte bitter beflagte über die „in Handwerksſachen“ üb- 
Iihen „elelhaften Rangsftritte, Rechnungszwiſtigkeiten, Zöchmeifter-Vorfteher- 
und dergleihen Amtsmwahlen, dann andere zwifchen Meiftern und Gefellen, 
wie aud unter den Stadt- und Borftadtmeiftern immer entftehende Zänke⸗ 
reyen“, die unendlich viel Schreiberei veranlaßten. 

2 Sein Bericht, in weldhem er die bisherige Tätigkeit der Handwerks⸗ 
kommiſſion zu redtfertigen jucht, umfaßt gegen zehn Bogen. 

8 (Eine von dem niederöfterr. Statthalter gegen die Aufhebung der 
Handwerkskommiſſion nachträglich erhobene Borftellung wurde auf Grund 
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1775? die Entfheidung über Handwerksangelegenheiten, die im 
Rekurswege an die Regierung gelangen würden, als „Polizei- 
ſache“ am das Polizeidepartement derjelben verwieſen. Gleich— 
zeitig wurde „denen Magiftraten und auf dem Lande den 
Dominien ſowohl die Erjegung der alten und Ertheilung neuer 
Meifterftellen, außer bey Commercialprofeffioniften .... der⸗ 
geftalt wiederum volllommen eingeräumt und überlaſſen, daß fie 
durch die vorhandene Gefege oder nad Zeit und Umftänden er- 
folgende Verordnungen immer gebunden, und gehalten bleiben, 
nicht nur die Gewerber nicht zu überſetzen, und ohne Noth nicht 
zu vermehren, fondern auch bloß tüchtige Leute zu Meifterfchaften 
anzunehmen“. Nur für bie innerhalb der Linien Wiens ein- 
geſchloſſenen Freigründe wurde eine Ausnahmebeftimmung ge- 
troffen. Die Profejfioniften, die auf dieſen Gebieten anſäſſig 
waren, konnten nicht als Landmeifter angefehen werden, da fie 
ihren Abjag auch in der Stadt und den Vorftädten juchen 
durften. Um nun zu verhindern, daß eine Beeinträchtigung ber 
ftädtifchen Gewerbetreibenden durch Aufnahme von Profeffio- 
niften feitens der genannten Dominien erfolge, follte über jede 
derartige Aufnahme zuvor der Magiftrat durch die Regierung 
vernommen werben ®, 

Endlich enthielt das Normale vom 22. April 1775 auch 
noch Vorſchriften über die Behandlung der Nealgewerbe. Dieje 
Vorſchriften follen indes erft im nächiten Abfchnitte zur Dar- 
ftellung gelangen, denn ihr Verftändnis jegt eine Erörterung über 
Begriff und Bebeutung der Realgewerbe ebenjo voraus, wie 
eine Schilderung jenes Umſchwunges in ber Wirtſchaftspolitik, 
der fi um die Mitte der 70er Jahre deutlich merkbar bei den 
Bentralbehörben vollzog. 
des Vortrags vom 29. Mai 1775 zurüdgewiefen (Kart. IIT A 4 No. 231 ex 
Majo 1775; St. R. No. 1361 ex 1775). 

1 68 erging über Vortrag vom 8. April 1775 (Fase. IV F in gen 
No. 308 ex Apr. 1775 R. Ö.; St. R. No. 983 ex 1775). 


* Die Berorbnungen, bie den Begriff der Ortöobrigfeit näher ber 
ftimmten, |. bei Kopetz, Gewerbsgeſetzlunde Bo. IT S. 446 fg. 
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Die Periode von 1776 bis 1780. Per AÄbergang zu einem 
Spheme der freieren Konkurrenz. 





Erſtes Kapitel. 
Die Entwiklung neuer Ideen in der Gewerbepofitiß. 


(Überblick über die bis 1770 die Gewerbepolitit beherrfchenden Grundfäge; 

die Bedeutung der Gleichgewichtsidee S. 266. — Entwidlung neuer freiheit- 

liherer Ideen; die Denkſchrift Zinzendorfe von 1773 ©. 271. — Einzelne 
Änderungen in der Gewerbepolitif S. 277.) 


Eine jeltfame Infongruenz zwifhen Mollen und Entjchließen 
zeigt fich in den legten Negierungsjahren Varia Thereſias auf 
allen Gebieten der Gemwerbepolitif. Jene Grundſätze, von denen 
diefe bis etwa 1770 beherrſcht war, werden nun nad) und nad) 
mit vollem Bemwußtjein aufgegeben, und freiheitlichere Ideen 
treten an ihre Stelle. Aber es fehlt doch den Behörden an 
Mut, die entjcheidenden SKonjequenzen aus ihren neuen Ans 
fhauungen zu ziehen, und fo ſchwanken ihre Entjcheidungen ſtets 
zwifchen dem Streben nad Befreiung des Innenverkehres von 
ben Feſſeln jeiner bisherigen Befchränfung und zmwifchen ber 
Furt, durch entjchiedene Eingriffe in das Wirtfchaftsleben eine 
bedenkliche Erjhütterung desfelben herbeizuführen. Für die Ge- 
ſchichte der Gewerbepolitif aber ift diefer Wandel in den An—⸗ 
fihten von höchſtem Interefje, auch wenn zunädjt feine unmittel- 
baren Folgen für die Entwidlung der Gemwerbeverfaffung nicht 
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jo bebeutfam find, als es dem Kontrafte zwiſchen den eben 
verlafjenen und den neu angenommenen Grundjägen der Wirt- 
ſchaftspolitik entjprechen würde. 

Faſſen wir zunächſt, um die erforderliche Klarheit über diefe 
Erſcheinung zu gewinnen, jene Ideen in einem furzen Überblide 
zufammen, weldje der bis etwa 1770 unangefochten herrichenden 
Gewerbepolitif ihr charakteriitiiches Gepräge verleihen! In den 
erſten drei Jahrzehnten der Regierung Maria THerefias fteht im 
Mittelpuntte aller Beftrebungen der großen Monarchin und ihrer 
Natgeber die Idee einer autoritativen, fireng zentraliſtiſchen 
Leitung des ganzen Gewerbewejens. Immer wird in den Ver— 
bandlungen diejer Zeit die Frage des „Univerjallommerzes“ er- 
örtert, jene bejondere Erfcheinungsform, in welder die Gejamt- 
ftaatsidee auf dem Gebiete von Handel und Gewerbe ihren Aus- 
drud findet. Die Schaffung eigener, in ihrem Wirkungskreije 
vollftändig unabhängiger Zentralbehörden für die Verwaltung 
der Kommerzangelegenheiten, die Errichtung bejonderer Kommerz- 
behörden in den einzelnen Provinzen, welche direkt jenen Zentral» 
ftellen untergeordnet und von dem Zuſammenhange mit ben 
Länberftellen nad) Möglichfeit befreit wurden, juchen diefem Ge- 
danken in der Praxis Verwirklihung zu verjhaffen. Und fie 
harakterifieren gleichzeitig das Streben der Staatsverwaltung, 
von einem gemeinjamen Mittelpunfte aus die ganze gewerbliche 
Entwidlung zu leiten, nicht nur zu leiten in dem Sinne einer 
behördlichen Überwachung, fondern in ber Abficht, ihr bis in die 
Heinften Fragen hinein die Richtung zu geben. 

Seine nähere Beſtimmung erhält diefer fundamentale Plan 
durch eine befondere, ſchon mehrfach erwähnte Idee, welche in 
ihren verſchiedenen Modifikationen die ganze Politif diefes ſtreng 
merfantiliftiichen Zeitalters beherrſchte: durch das Streben nad 
‚Herftellung eines Gleichgewichtes unter den im Leben der Völker 
und Staaten wirkenden Kräften. Wie dieje Jdee in der Außen- 
politif ala der Gedanke des europäiſchen Gleichgewichtes, in der 
Handelspolitit als Handelsbilanztheorie, in ber Gelvpolitif als 
die Lehre vom Gleichgewichte zwifchen Geld und Ware in Er- 
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ſcheinung trat, ift bier nicht weiter zu verfolgen. In der Ge 
werbepolitit jand dag Streben nach Herftellung de Gleich⸗ 
gewichtes eine Ausprägung in doppelter Hinficht. 

Zunädjft in der bebeutungsvollen Scheidung der Gewerbe 
in Polizei: und Kommerzialgewerbe, die theoretiih durchaus auf 
der Gleichgewichtsidee bafiert. Wo ein Gewerbe, fo argumentierte 
die herrſchende Doktrin, bloß für den Lokalbedarf produziere, Dort 
laſſe fih das Gleichgewicht zwiſchen Angebot und Nachfrage ohne 
mweitered durch die Erfahrung firieren, demgemäß auch die Zahl 
der zur Dedung diefes Bedarfs erforderlichen Gemwerbetreibenden 
unfchwer beftinmen. E83 blieb daher die Verfaffung diefer Ge- 
werbe in mwejentlichen auf der Kundenarbeit gegründet, die mit 
ihrem von vornherein ziemlich feftitehenden Ausmaße jedem der 
anjäfligen Meifter feinen bürgerliden Geminn fichern, aber auch 
nicht mehr gewähren follte. Bei diefen Gewerben — und zu 
ihnen gehörten die meiften ftäbtifchen, zünftigen Handwerke, — 
fonnte daher die Zahl der Meifter eine gefchloffene fein; fie er- 
forderten feine andere Staatliche Leitung als eine Bolizeiaufficht, 
um die bei ihnen üblichen Mißbräuche bintanzuhalten, vie 
Wahrung guter Ordnung zu überwachen, eventuell, wenn zum 
Schute des Publikums die Preife der Erzeugniffe einer Tare 
unterworfen waren, diefe ‘Breisbeitimmungen vorzunehmen, ihre 
Beobachtung zu fontrollieren. Die Aufficht über diefe Gewerbe 
ftand daher den politifhen Behörden zu, war Sade der 
Drdnungs- und MWoplfeilheitspolizei des Staates: daher der 
für uns etwas feltfam flingende Name Polizeigewerbe. 

Anders jtand es mit jenen Gewerben, deren Erzeugnifje nicht 
bloß der Dedung des Lofalbedarfs dienten, ſondern über dieſen 
hinaus die Bedürfniffe der Provinz, des Reiches verforgen follten, 
oder wohl gar für den Erport beitimmt waren. Eine mechanifche 
Firterung der Zahl der Produzenten wie bei den Polizeigewerben 
war bier begrifflih ausgeſchloſſen. Denn bier handelte es ſich 
nit um eine Produktion auf Beſtellung, fondern um eine Er- 
zeugung gewerblicher Produkte auf Vorrat, für welche der Ab- 
ſatz erit gejucdht, durch deren Vorhandenjein das Bebürfnig erft 
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gewedt werden follte. Wie war es hier möglich, ben ganz uns 
ficheren, problematifchen Faktor einer möglichen Erhöhung des 
Bedarfs durch die Steigerung ber Produktion zur Grundlage 
einer Firierung ber Zahl der Gewerbetreibenden zu nehmen? 
Und da die Wirtjcaftspolitif des Merkantilismus ganz all- 
gemein als höchſtes Ziel die vollftändige Dedung des in- 
ländifchen VBebarfs durch die heimiſche Produktion und bie 
Steigerung der legteren bis zur Erportfähigfeit erftrebte, jo 
ift e8 leicht begreiflich, daß die Gewerbe biefer zweiten Kate - 
gorie, die fogenannten Kommerzialgewerbe es waren, welche die 
Tätigkeit der ftaatlihen Behörden vor allem in Anſpruch nahmen. 
Auf fie konzentrierten fich alle Beitrebungen zur Hebung der In— 
duftrie, ihnen galt die Errichtung der Kommerzialbehörben, die 
in eingehenden Inſtruktionen angewiefen wurden, in welder 
Weiſe fie bei der Förderung der wichtigiten diefer Gewerbezweige, 
— vor allem der Tertilfinduftrie in ihrem weiteſten Begriffe, dann 
ber Metallinbuftrie — vorgehen ſollten. Bei diefen Gemwerben konnte 
ſich die Tätigfeit der Staatsverwaltung nicht auf die bloße Be- 
auffihtigung, auf die Abſchaffung von Mißbräuchen beſchränken; 
die öfonomijche Grundlage des ganzen Zunftweſens, die Ge- 
ſchloſſenheit der Meifterzahl hätte hier die eritrebte Steigerung ber 
Produktion unmöglich gemacht, fie hätte eine ſtarke Vermehrung 
der jelbftändigen Gewerbetreibenden, eine ſchrankenloſe Erweiterung 
der Zahl der von ihnen bejchäftigten Hilfsarbeiter und Merf- 
ftühle ebenfo ausgefchloffen wie einen Betrieb dieſer Gewerbe 
auch in ben Formen des Verlags und der Hausinduftrie. Ent- 
ſprach die Geſchloſſenheit der Meiſterzahl der wirtſchaftlichen 
Form der Kundenarbeit, ſo mußte ſich der Betrieb hier den 
Formen einer Produktion für den Abſatz anpaſſen, der ſeine Kunden 
erſt ſucht, alfo ein ftarkes faufmännifches Element verlangt. Die 
Herftellung des Gleichgewichts zwiſchen Bedarf und Angebot 
mußte alfo bier ber freien Betätigung der wirtfchaftlichen Kräfte 
überlafjen werben. 

So nimmt denn bei den Kommerzialgewerben die Staatsver- 
waltung ſchon frühzeitig mit Erfolg den Kampf gegen die Zunft= 
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verfaffung auf, indem fie einige derjelben volftändig aus dem 
BZunftverbande löſt und für frei erklärt, bei den übrigen aber durch 
Übertragung des Gewerbeverleihunggrechte® an die ſtaatlichen 
Kommerzbehörden den Einfluß der Zunft ſoweit zurüddrängt, daß 
biefer einer Anfegung neuer Deifter, einer Vermehrung der Gefellen- 
zahl ufmw. ernitliche Hinderniffe nicht mehr in den Weg legen kann. 
Das Streben der Staatsgewalt nach vollftändiger Leitung dieſer 
Gewerbe aber fommt in den zahlreichen Qualitätenordnungen, in 
den Prämienſyſtemen, DiftriftSausmeffungen und Lohnbeftim- 
mungen, in dem Zwange der Kaufleute zur Abnahme beftimmter 
Mengen inländifcher Produkte, und wie die Mafnahmen der 
merkantiliftifchen Wirtichaftspolitif fonft immer heißen mochten, 
zum deutlichen Ausdrude. 

An diefe ganze Bolitil, und fie zum Teil durchkreuzend, 
fpielt nun die ſchon beſprochene Gleichgewichtsidee in einer 
anderen Erjcheinungsforin hinein. Nicht nur für den Staat als 
Gejamtheit den übrigen Staatzförpern gegenüber wollte fie das 
Gleihgewiht von Wareneinfugr und Warenausfuhr, oder mo» 
möglich das Übergewicht der Iegteren herftellen: es follte auch 
zwifhen den einzelnen Produftionszweigen im Innern des 
Staates das Gleichgewicht herrſchen, auch zwischen der Erzeugung 
landwirtfchaftliher Produkte einerfeit3, gewerblicher Produkte 
anderſeits, zwifchen der Erzeugung der leßteren und dem Handel 
mit ihnen. Die vielfadhen Verhandlungen über die richtige Ber- 
teilung der Bevölkerung zwifchen Stadt und Land, zwifchen Ge- 
werbe und Handel find ein Zeugnis dafür, wie ſtark dieſe Ideen 
jene Zeit beherrfchten!. Und noch darüber hinaus wirkte bie 
gleiche Vorftellung, indem fie, vereint mit dem Streben nad 
vollftändiger Leitung der Induftrie von einem zentralen Punkte 
aus, ſoweit ging, auch die einzelnen Induſtriezweige nad) Erb- 
landen aufzuteilen, und es verjuchte, jeder Provinz jene Zweige 


— — — — — 


I Vgl. auch die „Abhandlung von der Nothwendigkeit des Gleich⸗ 
gewichtes der Nahrungsgeſchäffte in einem Staate“; Wiener Äkon. Nachrichten 
1767, 3. Stück S. 52 fg. Ein anderer Aufſatz in derſelben Zeitſchrift 
handelt von dem „Gleichgewicht der Nahrungsgeſchäfften in den Städten“ 
(1767, 4. St. S. 152 fg.). 
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ber gewerblichen Produktion zuzumeifen, welche ihrer natürlichen 
Lage, ihren VBobenkräften und dem „Genius“ ihrer Bevölkerung 
am beften entjpradhen. In ihrer Vereinigung aber follten fie 
alle das große Ziel erfüllen, das dieſer Wirtjchaftspolitif vor- 
ſchwebte. 


Man kann es nicht leugnen, dieſer ganze Gedanke entbehrte 
einer großen Konzeption nicht, und er muß noch heute mit einer 
gewiſſen Bewunderung für ſeine Träger erfüllen. Aber die Politik, 
die er veranlaßte, mußte ſcheitern: alle Vorausſetzungen für ihre 
Durchführung fehlten ſowohl in der Bevölkerung, als auch in den 
noch immer jehr partikulariftiih gefinnten Landesbehörden faft 
vollfommen. Dazu Fam, daß dieje Politif auf einer allzu mecha- 
niſchen Auffaffung des Wirtjchaftslebens beruhte, dem fie Ziele 
und Wege der Entwidlung genau vorzufchreiben gedachte. So 
bezeichnet denn, nachdem das legte große Projekt zur Durch- 
führung diefer Ideen von den Länderftellen fait einmütig ab- 
gelehnt worden war, der Beginn der 70er Jahre einen ent- 
jcheidenden Wendepunkt in der öſterreichiſchen Gewerbepolitit. 
Nicht die Gleichgewichtsidee als foldhe wurde aufgegeben, wohl 
aber der Gedanke, dab es Aufgabe des Staates fei, durch Fünft- 
lie Eingriffe in das Wirtjchaftsleben jene Entwidlung des- 
jelben herbeizuführen, die für das allgemeine Wohl die vorteil- 
baftefte wäre. Jet erft verzichtete auch die ftantliche Wirtjchafts- 
politif auf die Anwendung jener überfommenen, ber ftädtifchen 
Rolizei- und Wohlfahrtspflege eigentümlihen Maßnahmen: und 
damit wird, genau genommen, das Syftem bes eigentlichen 
Merfantilismus verlafien. „Die Regierung erkannte,“ . . . . jo 
bemerkt Weinbrenner treffend, „daß die Grundjäge, welde der 
Hof-Commercien-Rath urfprünglid angenommen hatte, nicht die 
rechten waren, die für die Folge taugen fonnten; und alle Um- 
ftände überzeugten fie, daß vor der Hand überhaupt am beiten 
gethan ſeyn würde, biefen ganzen Gegenitand, wenigftens auf 
einige Jahre, fich ſelbſt zu überlaſſen, und in ber Stille zuzu- 


* Batriotiiche Gebanfen und Borfäläge 1792 ©. 47. 
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jehben, was für Wege der Eigennug, der in foldhen Angelegen- 
heiten gewiß fein unachtſamer Führer ift, ungeleitet und für fid) 
jelbft einfchlagen würde.“ 

Bon den verjchiedenften Seiten ber wurde dieſen neuen 
Ideen, deren Urjprung unverkennbar auf franzöfiide Einflüffe 
binweilt!, da3 Wort geredet. In mehreren, von Privatperfonen 
wie von StaatSmännern der Monardin überreichten Denffchriften 
wurde die Notwendigkeit vorgeftellt, den bisher in der Gewerbe- 
politit herrſchenden Zwang abzuftellen und dem Verkehre bie 
für feine gedeihliche Entwidlung erforderliche Freiheit zu geben. 
In biefer Forderung gipfeln die von Weinbrenner 1773 er- 
ftatteten „Vorſchläge“?; ähnlidhe Anfihten werden in den an⸗ 


1 So bemerkt im Staatsrate Baron Gebler anläßlih der Verhand⸗ 
lungen über die Stadt- und Borftadtmeifter: „Niemand wünſcht mehr als 
ich, unter den nöthigen Borfichten in Anfehung der dem Publico ben täg- 
lihen Lebensunterhalt verfchaffenden Profeffionen . . . . allen Handwerks 
und Meifterfhaftszwang aufzuheben und die natürliche Freyheit jedes 
Bürgers, fein Brod auf was für erlaubte Art er will, eben fo auch bey 
uns berzuftellen, wie jett in Sranfreich mit wahrem Ernft daran gearbeitet 
wird." (St. R. Nr. 1206 ex 1776.) Bon dem großen Einfluffe, welchen 
die franzöfifhe Gemwerbegefeggebung damals allgemein auf die literarifche 
Behandlung des Problemd der Gewerbefreiheit in Deutihland übte, legt 
ein beredted Zeugnis ab die lebhafte Diskuffion „über das neue franzöſiſche 
Syitem der PBolizeifreiheit" zwiſchen Hofrat Schloffer und Regierungsrat 
Müller (Ephemeriden der Menfchheit Bo. I 1776 2. Stüd ©. 117 fg.; 
3. Stüd ©. 251 fg.) Vgl. aud die Kritif der gegen die Gewerbefreiheit 
gerichteten Rede des franzöfifhen Generaladvolaten Seguier von ShH—n in 
derfelben Zeitfchrift 1778 (11. Stüd ©. 1 fg.). 

2 Die Errichtung der Eoftipieligen Kommerzbehörden und ihre Bolitik, 
fo führt Weindrenner darin aus, hätten, „anftatt der hierdurch angehoften 
Aufhelffung des Nahrungs - Standes und Erhaltung bed bisher außer 
Landes gegangenen Geldes keine andere Folge, als eine Menge unbeſchäftigter 
Arbeiter, verunglüdter Fabrikanten, fallirter Kaufleute nebft dem all 
gemeinen Geldmangel und Mißcredit" bervorgebradt. Der Grund hierfür 
fei vor allem darin zu ſuchen, daß die Kommerzitellen ſich den Charalter 
von — oft gehäffigen — Richtern angemaßt hätten, ftatt Beſchützer der 
tsabrifanten und Kaufleute zu fein. Der Schub der Fabrilanten habe nad 
den Grundfägen ihres Kommerzialſyſtems nichtS anderes geheißen, als „die 
Anfiedlung fremder Fabrikanten zu befördern“. Dies fei aber ebenjo ohne 
alle Mäßigung auf Koſten der beimifchen Produzenten gejchehen, wie bie 
Begünftinung der Fabrikanten überhaupt auf Koften der Kaufleute. So 
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onymen „Röflexions sur quelques prineipes gendraux de 
Commerce“ vertreten!. Bon befonderem Einfluffe aber ſcheint 
eine Denkjchrift des Grafen Karl von Zinzendorf geweſen zu 
jein, der, von phyfiofratifchen Ideen beherrſcht, bei jeder Ge- 
legenheit für die Freiheit in Gewerbe und Hanbel eintrat, und 
durch offene Kritit des geltenden Syitems die Wege zu einer 
Änderung desjelben zu bahnen ſuchte. Im Jahre 1773 unter- 
nahm er auf Befehl der Kaiferin eine Stubienreife durch die 
böhmischen Erblande und einen Teil Sachſens. Der Bericht, 
den er über diefe Reife erftattete, gab ihm Gelegenheit, feine 





habe es nichts genügt, bie Zahl der erjteren zu vermehren, da man ihnen 
einen ausreihenden Abſatz für ihre Erzeugniffe nicht verſchaffen konnte. 
Die Einfuhrverbote feien vielfah durd die Paßerteilungen illuſoriſch ge- 
macht, die einheimifgen Waren mehr ald zuvor in Mißkredit gebradt 
worden. Die zahlreichen, den Fabrifanten gewährten Geldvorſchüfſe hätten 
— mit geringen Ausnahmen — wenig gefruchtet und nur den Privatfrebit 
der Fabrifanten untergraben. Und ebenjo fehlerhaft ſeien bie übrigen, von 
den Rommerzbehörden zur Förderung der Induftrie gewählten Mittel ge- 
weſen, meil es überall an ber nötigen Erfahrung gemangelt habe. Statt 
die wictigften Quellen und Triebfedern der menſchlichen Handlungen zu 
öffnen: Nuten, Ehre und Vergnügen, habe man diefelben vielmehr ver. 
ftopft. „Wenn alfo,* fo faßt MWeinbrenner bie Ergebniffe feiner Kritik zu- 
fammen, „die Commerzftellen aufgehoben, und weder unter dieſen noch 
unter einem anderen Namen denen Gerichts-Stellen überhaupt geftattet 
würde, fid in die Erzeugung ber einheimifchen Waaren auf einige Weiße zu 
mifchen ; wenn ferner die Einfuhrverbote der fremden Maaren noch ftrenger 
als bisher beobachtet, die Faliten-Ordnung hingegen verbeffert und genauer 
befolget würde; fo follte ich denten, daß das Commerz famt den nöthigen, 
damit verbundenen Credit, nad ber heilfamften Abſicht umferer aller 
gnädigften Monarchin befier als biöher werde betrieben werden.“ (Die 
Dentſchrift ift vom 7, September 1773 datiert; St. R. No. 1939 ex 1773.) 

* Sn biefen Röflexions heißt es u. a.: „Les monopoles dans nos 
provinces sont innombrables, partie ignores, partie toler&s et partie 
legalement autoris6s par le Gouvernement. Presque tous nos fabri- 
quans, manufacturiers et gros negocinnts sont monopoleurs. Et 
d’oter toute concurrence c'est la premiöre disposition que tout entre- 
preneur demande, et que le Gouvernement accorde. Le gain du 
negociant dans le commerce est son affaire; le Gouvernement ne doit 
g’oceuper que de l’avantage qui en r&sulte pour l’Etat. Dans cette 
eonsid&ration le commerce n'exige du Gouvernement que deux choses: 
Libert& et protection.“ (St. R. No. 913 ex 1771.) 

Frldram, Öfterreigtige Gewerbevolitit I. 18 
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Anſichten ausführlich darzuftellen; für den Kampf der alten mit 
den neuen Grundſätzen der Gewerbepolitik ift dieſes umfang- 
reihe Schriftſtück ſehr lehrreich !. 

Nah einer kurzen theoretifhen Einleitung, die in echt 
phyfiofratifcher Weife die Bebauer von Grund und Boden allen 
übrigen erwerbenden Klafjen der Bevölkerung gegenüberftellt, und 
die möglichit weitgehende Freiheit für vie „Vertaufhung der 
Fähigkeiten oder der Mittel der Menfchen gegen die Befriedigung 
ihrer Bedürfniſſe“ fordert, ijt der Hauptteil des ganzen Berichts 
der Prüfung des Grundfages gewidmet, daß der Anbau ber 
erften Materialien und die Erzeugung der Semi-yabrifate bie 
erfte und hauptſächlichſte Röückſicht der Landesregierung ver- 
dienten, daß alle und jede Verordnungen, welche die Vertaufchung 
diefer Gattungen von Bedürfniffen erfchwerten und die Nach- 
frage nach denfelben cinfchräntten, ohne Ausnahme „untrügliche 
Mittel” feien, „Nahrung und Gemecbe in einem Lande zu ver- 
tilgen, die Unterthanen, folglich auch den Landesfürften arın zu 
machen, und da3 Land zu entoölfern.“ 

Unter jpezieller Berüdfihtigung Böhmens fritifiert Zingzen- 
dorf die etwa ſeit 1740 für diejed Land ergangenen Kommerzial» 
verordnungen vom Standpunkte der Verkehrsfreiheit, um „durch 
Aufdelung des Schadens, welchen der Zwang angerichtet”, ihre 
Aufhebung zu veranlafen. So wendet er fi gegen die ver- 
Ichiedenen Defrete, melde die Auswanderung von Handwerk: 
gejellen unterjagten oder erfchwerten, denn das beite Mittel, von 
ber Auswanderung abzuhalten, fei, „einem jeden Individuo fein 
Baterland jo angenehm als möglich zu machen“. Er proteftiert 
gegen die Hemmung der Induſtrie durch Veroronungen, melde 


1 „Obnmaßgeblide Anmerdungen, melde auf einer viermonatlicdhen 
Reife durch Böhmen, Mähren, Sclefien und einen Theil von Sachßen 
eingefammlet worden:“ ddo. 20. Dec. 1773 (R. ©. Komm. Fasc. 54 
No. 105 ex Febr. 1775). Der Bericht ift ein dider Folioband von 158 
Blättern und enthält zahlreiche Details über die gewerblichen und fommer- 
zielen Berhältniffe der böhmifchen Länder. Ein Auszug daraus murde 
von Goehlert in den Mittheilungen des Vereins für Geſchichte ver 
Deutfhen in Böhmen (Jahrg. XI S. 199 und 289 fg.) abgedrudt. Val. 
auh Petenegg, Ludwig und Karl Grafen v. Zinzendorf S. 189. 
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den einzelnen hindern, ſich auf denjenigen Gemwerbezweig zu ver 
legen, der ihm am meiften zufage, oder feine Erzeugniffe dort 
zur Vollkommenheit bringen zu laffen, wo er am beiten bedient 
werde. Er eifert gegen die Einbämmung bes Erwerbstriebes 
durch Formalitäten, „welche nicht allein Zeitverluft verurjachen, 
fondern auch die Koften vermehren“, gegen „alle und jede Regler 
ments, Beihau- und Onalitätenordnungen, welde anders ala 
bloße Consilia publicirt werden”, gegen die Verordnungen, durch 
die man „dem gemeinen Vorurtheil zufolge den fremden Kauf- 
leuten den Eingang in die Erblande zu fperren“ ſuche. Denn 
es ſei völlig gleichgültig, durch wen die Vertauſchung der Be- 
dürfnifje gegen die Fähigkeiten, und der Umlauf des Geldes be- 
fördert würden, ob durch Fremde oder durch Einheimijche. So 
tritt er auch für die Freiheit des Haufierens ein, denn ber 
Haufierer, der das Publikum beffer und wohlfeiler bediene, als 
ein anderer Kaufmann, jet eine ſchätzbate Mittelsperfon, und 
darum nüglih. Dem Vertreter der Verkehrsfreiheit mußten 
natürlih „alle und jede Monopolia” vollftändig verwerflich 
feinen, die „das Publicum, den großen Haufen der Conjumenten, 
zum Sclaven einer geringen Anzahl von Privatperjonen“ 
machten. Daß Zinzendorf ferner alle Einfuhrverbote und alle 
übermäßigen Zölle als verfehlt bezeichnet, bedarf ebenjowenig 
einer befonderen Hervorhebung wie der herbe Tadel aller Ver- 
bote einer Ausfuhr von Nohmaterialien, einer Maßregel, der er 
direft die Schuld an dem Verfalle der Landwirtſchaft beimißt. 
Zinzendorf verpönt ſchließlich auch alle Verfuhe der Staats- 
verwaltung, regulierend in’die Preisbildung einzugreifen. Billige 
und Proportionierte Preife ſeien allein „die natürlichen Preiſe“, 
die lediglich durch die freie Konkurrenz ber Waren, der Ver- 
fäufer und Käufer fich ergeben könnten. Alle Preisausmefjungen 
und Taxen erfcheinen ihm daher als verwerflih. Ebenfo er- 
wartet er von einer freiheit des Handels und der Induftrie 
weit größere Erfolge als von dem Prämienfgitem, bei bem man 
oft Gefahr laufe, einen Zweig der Induftrie zu fördern, der für 
das betreffende Land gar nicht tauge. So ae er es 
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ſchließlich als die nüglichite Beichäftigung der Landesgubernien 
und SKommerztommiflionen, alle beftehenden Monopolia abzu⸗ 
ftellen, alle „dem Triebe zur Beichäfftigung und ber Freyheit der 
Vertaufhungen im Wege ftehende Hinderniße auszurotten”. 

Schon der Umftand, daß diefe Anſichten im Staatsrate 
feinem wefentlichen Widerſpruche begegneten!, ift ein Beweis, 
daß fih im Sahre 1774 bei dem beratenden Kollegium ber 
Monardin der Umſchwung in den Grundfägen der Wirtichafts- 
politit zu vollziehen begann?. Weit weniger war die bei dem 
Kommerzhofrate der Fall, der noch vielfah an feinen alten 
Traditionen fefthielt, ohne freilich den vollen Mut feiner Über- 
zeugung zu befigen. Das Gutachten, welches er auf Befehl der 
Monardin über den Bericht Zinzendorf8 abgab®, ift recht ſchwäch⸗ 
lid und geht eigentlih auf eine Diskuſſion der prinzipiellen 
Fragen kaum ein. Es begnügt fi mit dem Hinweiſe darauf, 
daß ſowohl zu politiichen als moralifchen Handlungen Gejege 
nötig und nützlich feien, um eine zügellofe Freiheit der Menſchen 
zu verhindern. 

Im übrigen vertritt das Gutachten eigentlich bloß die Not- 
wendigfeit der Auswanderungsverbote gegen die Angriffe Zinzen- 
borfd. Aber bezeichnend für die auch bei der Kommerzbehörbe 
ih vorbereitende Wandlung der Anjchauungen ift die weitere 
Bemerkung, man babe fchon in der Zwifchenzeit eine Reihe der 
von Zinzendorf gerügten Berordnungen ohnehin aufgehoben oder 
abgeſchwächt und modifiziert, und werde auch immer Bedacht 
nehmen, bei einem Wechjel der Verhältniffe neue Änderungen 


— — — — 


1St. R. No. 2347 ex 1774. 

? Bu diefem Umſchwunge mochte nicht wenig der Umftand beigetragen 
haben, daß feit 1771 mancher Wechfel in dem Berfonale des Staatdrates 
ftattgefunden hatte. An Stelle des Fürften Starhemberg trat Graf Haß» 
feld, an Stelle Blümegens der Tenntnisreiche Freiherr v. Kreßel, an Stelle 
des. Freiherrn v. Binder der bisherige Hofrat v. Löhr. Ein unbedingter 
Anhänger der Berfehröfreiheit war der Staatörat Baron Gebler (vgl. 
Hock⸗Bidermann, Der öfterreihifhe Staatörat ©. 21 und 26). 

89.0. Komm. Fasc. 54 No. 105 ex Febr. 1775. Referent ift 
Hofrat v. Titlbadı. 
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eintreten zu laffen. Wollte man aber nad) dem Antrage des 
Grafen ‘alle die noch beftehenden und von ihm getadelten An- 
ordnungen widerrufen, jo müßte man damit zu erfennen geben, 
„daß ſeit 30 Jahren unter der weifeiten Regierung Ihrer Majeftät 
jo viele unnügliche, häbliche und verwerfliche Patenten, Negle- 
ment3 und Verordnungen in Commereialibus ergangen ſeyen, 
und daß das durch dieſe Zeit fürgewefte Minifterium wenigen 
Begrif von dem Commereiale und benen hierzu gebeihlichen 
Grundfägen gehabt haben müße, ‚welches doch weder gedenfet 
werden könne noch folle“. 


Eine Reihe weiterer Außerungen des Kommerzhofrats aus 
feinen legten Lebensjahren laſſen dann den Verzicht auf die bis- 
ber befolgte Politik deutlicher erfennen!. So eine Bemerkung 
von 1775°, welche die Abforderung detaillierter Manufaktur- 
tabellen für entbehrlich erflärte, da man jegt nicht mehr „den 
Manufacturgeift aller Orten in den Erblanden zu beleben und 
mit Vorſchüßen und anderweiten Begünftiguugen zu unterftügen“ 
beftrebt jein müſſe. 

Es ift ein weiteres Symptom für den Verzicht auf eine be- 
hördliche Beeinflufung der Induftrie, wenn ungefähr gleichzeitig 
die Zweckmäßigleit der Qualitätenorbnungen ernthaft in Frage 


ı Wir hatten ſchon früher Gelegenheit, einige derartige Außerungen 
zu zitieren. So gelegentlich der Verhandlungen über die Beſeitigung des 
Unterfchiedes zwifchen Stadt- und Porftadtmeiftern (vgl. oben S. 260), 
ebenfo anläßlich der legten Diskuffion über die Verteilung der Erwerbs- 
zweige auf die Bevölferung (oben S. 245). Charalteriftifh find auch zwei 
Ende 1773 und 1774 an bie Intendenza zu Trieft erlafjene Defrete, bie 
einige Vorſchläge zur Einſchränkung der in ihrem Verwaltungägebiete bes 
ftehenden Gemwerbefreiheit erftattet Hatte. Es wird der Behörde eingefhärft, 
„von dergleichen Zunft» Befchräntungen um fo weniger mehr eine Frage 
ſeyn zu laſſen, ald man ſolche auch in den übrigen Erbftaaten immer mehr 
und mehr zu vermindern beforgt ſey“ (Dekrete vom 16. November 1773 
und 24. Oftober 1774 Lit. Komm. Fasc. 107 No. 33 ex Nov. 1773 und 
No. 47 ex Oct. 1774). 

® Rrot.-Ertr. vom 9. Januar 1775 (Böhm. Kom. Fase, 54 No. 50 
ex Jan, 1775). 
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gezogen wurde. Anläßlich der Verhandlungen über die Anderung 
des erbländifchen Mautſyſtems von 1775! entipann fi unter 
den Mitgliedern des Kommerzhofrat3 eine Diskuffion darüber, 
ob die zur Garantie der Qualität inländifcher Waren eingeführte 
Stempelung ?, die hauptſächlich für Leinwand, gewiſſe Tuchwaren 
und Geidenzeuge beitand, noch weiter beibehalten werden follte. 
Cine Reihe von Stimmen war gegen diefe Stempelung und 
gegen alle Qualitätenordnungen überhaupt, da fie „der freyen 
Fabrication und der Jnduftrie nachtheilig” feien®. Allein Die 
Majorität der Stimmen trat für die Dualitätenordnungen ein, und 
der Brälident der Hoflammer Graf Kollowrat unterjtügte dieſe An- 
fiht*. England, Frankreich und die italienifhen Staaten hätten 
für gewiſſe MWarengattungen ihre „Ordonnancen“. Es ſei Auf— 
gabe des Staats, das kaufende Publikum vor den „von ihm 
nicht leicht bemerket werden könnenden Manufactur-Betrügereyen 
zu bewahren“. Die Ordonnanzen ſeien daher nicht ſchlechthin 
zu verwerfen, doch auch nicht allzujehr auszudehnen®. 

Die allerhöchfte Entichließung genehmigte denn auch im 

I Brot.-Ertr. vom 13. November 1775 (N. OÖ. Fasc. 60 No, 55 ex 
Martio 1776). 

2 Tiefe Stempelung ift zu unterfcheiden von zwei anderen Arten ber 
Warenftempelung, die aus Bollrüdfichten eingeführt worden waren: von 
der Stempelung inländifcher Waren als Beftätigung ihrer Erzeugung im 
Snlande, und von der Etempelung auslänbifcher Produkte zum Zeichen der 
Erlaubnis ihrer Einfuhr. Diele beiden Gattungen der Warenftempelung 
wurden damald aufgehoben. Übrigens gab ed aud private Warenftempel 
oder Fabrikzeichen, welche der Erzeuger feiner Ware zur Kennzeichnung 
ihres Urfprungsortes aufdrückte. 

3 Gerade in den letzten Jahren waren übrigens in Niederöſterreich 
einige Qualitätenordnungen erneuert worden: Unter dem 12. Juli 1770 
die Ordnung für Ganz⸗ und Halbſeidenzeuge, Flöre, Atlas, Taffet uſw.; 
unter dem 8. Februar 1773 jene für Gold- und Silberborten, Points 
d'Eſpagne ufm.; mit Patent vom 24. Mai 1774 die Vorſchriften betreffend 
den Feingehalt der Gold- und Silberarbeiten. 

* Vortrag vom 23. November 1775 (N. Ö. Komm. Fasc. 60 No. 55 
ex Martio 1776). 

5 Bgl. auch die zugunften der Qualitätenordnungen von Sonnenfels 
in feinen Grundfägen der Polizey (2. Teil S. 233 fg.) angeführten Argu- 
mente. 
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Prinzipe die Beibehaltung der Qualitätenordnungen; allein fie 
erklärte gleichzeitig, es müſſe „jedem Manufakturijten frey ge- 
ftellt bleiben, nad Geſchmack und Verlangen feiner Abnehmer, 
auch allenfalls zu einem Verſuche, Waaren zu verfertigen, bie die 
ordonnanzmäßige Länge, Breite und andere Eigenſchaften nicht 
haben“. Um jedod eine Benachteiligung des Publikums zu 
verhindern, ſei e8 durch ein an der betreffenden Ware anzu« 
bringendes Zeichen darauf aufmerffam zu machen, daß die Ware 
den von ber Dualitätenorbnung geforderten Eigenjchaften nicht 
entipreche!. 

Die Hoffanzlei erblidte in dieſer allerhöchſten Willens» 
meinung eine Aufforderung zur Aufhebung der Qualitäten- 
orbnungen überhaupt, da bieje bei den Seiden-, Samt: und 
Tuchwaren von gar feinem Nugen wären, wenn man es dem 
Fabrifanten freiftelle, ob er fih an die Ordnung halten wolle 
ober nicht?. Allein die Hofkanzlei unterließ es doch nicht, noch · 
mals auf die Vorteile der Orbonnanzen für das Publikum 
und den Kaufmann hinzuweiſen. Die Kaiſerin lehnte indes dieje 
Auslegung der früheren allerhöchiten Entſchließung ab. Nur der 
Zwang zur Herftellung qualitätsmäßiger Waren jollte fortab 
aufhören. Als Regel aber habe weiterhin die Ordonnanzmäßige 
feit zu gelten®. 

So war benn das früher von dem Kommerzhofrate jo 
nachdrücklich geforderte Syftem einer Beherrſchung der ganzen 
erbländifchen Induftrie von einer Zentraljtele aus nad allen 
Richtungen hin bereits durchlöchert, als die Eingliederung dieſer 
Behörde in die Hoffanzlei* und ungefähr gleichzeitig die Auf- 


1 &t. R. No, 2993 ex 1775. 

® Vortrag vom 16. Februar 1776 (dad S. 278 Anm. 4 zit. Aftenzeichen). 
Der Wechſel in den Hofftellen erklärt ſich daraus, daß inzwiſchen ber 
Kommerzhofrat aufgehoben worden war. 

® Sirfulare an die Länderftellen vom 26. Oktober 1776 (it, Fase. 
No, 57 ex Oct. 1776), Patent vom 12. November 1776 (Kart. VG 6 
No. 129 ex Jan. 1777. R. 6) 

* Bei diefer Gelegenheit entſtand eine Meinungsverſchiedenheit zwiſchen 
der Hoflanzlei und ber Hoflammer darüber, welde der beiden Behörden 
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bebung der KKommerzbehörden in den einzelnen Ländern erfolgte. 
Dies bedeutete natürlich den endgültigen Verzicht auf Die Durch⸗ 
führung jene® Syſtems. Und die Hoflanzlei, an welde bie 
Agenden des Kommerzhofrat3 nun übertragen wurben, war durch⸗ 
aus von der Notwendigkeit überzeugt, den Sinnenverlehr von den 
feine Entwidlung hemmenden Schranken zu befreien. Bevor 
wir indes jene Maßnahmen und Verhandlungen beipreden, in 
denen dieſe Forderung den Kommerzialgewerben gegenüber zur 
Geltung gebracht wurde, find die Verfuche der Zentralbehörbe 
zur Befeitigung der berrichenden Lebensmittelpolitif und ber 
Realgewerbe darzuitellen. Denn der Lebensmittelmarkt und bie 
Realgewerbe waren zwei Gebiete des gewerblichen Lebens, auf 
denen der Zwang ſtädtiſcher monopoliftifcher Politif länger als 
auf allen übrigen feine unangefochtene Geltung behauptet Hatte. 


Zweites Kapitel. 
Die Lebensmittelpolitik. 


(Die Organifation ded Wiener Lebensmittelmarktes bis 1775 S. 280. — 
Anderungen diefer Marktverfaffung feit 1776 S. 287.) 


Vielleicht auf feinem anderen Gebiete des Wirtichaftslebeng 
fam der im PBerlaufe diefer Darftellung fchon jo oft berührte 
Gegenjat zmifhen Stadt und Land mit folder Schärfe zum 
Ausdrud, wie auf jenen des Lebensmittelmarftes; und gerabe 
auf diefem Gebiete des MWirtjchaftslebeng mußte daher das 
Etreben der Bentralbehörden nach einer Befreiung des Innen⸗ 


fortab 'die Bid dahin von dem Kommerzhofrat beforgte Oberaufficht über 
die Linzer Wollenzeugfabrif übernehnen follte (Brotofoll der Zufammen- 
tretung vom 17. Januar 1776 Kart. III A 2 No. 249 ex Jan. 1776 N. Ö.). 
Jede der beiden Hofitellen wollte diefes Geſchäft der anderen zumälzen. 
Die Kaiferin entichied fchließlih, daß die Hoflammer diefe Aufgabe noch 
durch zwei Jahre beforgen, in der Zwiſchenzeit aber verſuchen follte, bie 
Fabrik an eine Kompagnie inländifcher oder auch fremder Kaufleute „beft- 
möglichft” zu veräußern. 
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verfehrs von den ihm anhaftenden Fefjeln jeit dem Beginne der 
70er Jahre deutlich in Erſcheinung treten. Bis tief in die 
zweite Hälfte des 18. Jahrhunderts hinein find die Städte in 
ihrer Lebensmittelpolitif geradezu die Beherrſcher des von ihnen 
abhängigen flachen Landes, und dies forderte gebieteriich das 
Eingreifen der Staatsverwaltung, die, von bem Territorialprinzipe 
geleitet, ein derartiges einfeitiges Übergewicht des einen Wirt- 
jchaftsgebietes über das andere nicht dulden fonnte., 

Die Darftellung diefes Kampfes der ftaatlichen Behörden 
gegen die Organifation des ftädtifchen Lebensmittelmarktes fällt 
eigentlih aus dem der vorliegenden Arbeit geftedten Rahmen 
beraus; allein die Rolle, welche die Marktpolitif bei den Ver⸗ 
ſuchen zur Ablöfung einzelner Realgewerbe ſpielte, dann vor 
allem die große Bedeutung, welche der Lebensmittelpolitit unter 
der Regierung Joſephs II. auch für die Entwidlung der Ge- 
werbeverfafjung zufam, laſſen es als unentbehrlich für das Ver- 
ftändnis intereffanter Partien der Gewerbepolitik erſcheinen, dab 
die Organifation des Lebensmittelmarktes in der zweiten Hälfte 
des 18. Jahrhunderts wenigſtens für Wien bier bargeftellt 
werdet. Diefe Organifation war übrigens, abgejehen von ge- 
wiffen, der Haupt und Nefidenzitabt vermöge ihrer bevorzugten 
Stellung eigentümlichen Bejonderheiten, typiſch für die übrigen 
größeren Städte der öfterreihifchen Erblande?. 

Bis in die zweite Hälfte des 18. Jahrhunderts hinein war 


Gerade dieſe Periode der Marktgefeggebung für Wien behandelt auch 
Alerander Gig! in feiner Geſchichte der Wiener Marktordnungen, Wien 
1865, und zwar im wefentlihen auf Grund desſelben Aftenmaterialö, das 
der folgenden Darftelung zugrunde liegt. Allein feine Beurteilung ift fo 
ſehr beherrſcht von den Ideen des Freihandels, daß fie bisweilen einen 
geradezu tendenziöfen Charakter erhält. Überdies entbehren feine Unter- 
fuchungen jedes Zufammenhangs mit der Gewerbepolitif, fo daß fie die 
Erörterung aller jener Fragen der Lebensmittelpolitit vermifjen laffen, auf 
welche es im Zufammenbange diefer Arbeit gerade ankam. 

2 So erfolgte eine Regulierung der Prager Marktorbnung nad) dem 
Mufter der Wiener mit Neffript vom 31. Oftober 1761 (Kart. IV E 11 
No. 72 ex Oct. 1761 Böhmen), ebenfo eine Regulierung des Grazer Marktes 
mit Defret vom 29. Dezember 1770 (Kart, IV E 11 No. 77 ex 1770 3. ©.) 
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die ſtädtiſche Marktpolitik in Öfterreih von dem Grundfage der 
ausſchließlichen Berüdfichtigung ftädtifcher Intereſſen beherrſcht: 
Erzielung einer möglichſt großen Wohlfeilheit der Lebensmittel 
für das konſumierende ſtädtiſche Publikum war oberſte Richt- 
ſchnur aller Marktgeſetze. Dieſem Prinzipe entſprach es, wenn 
auf den Märkten grundſätzlich nur den ſelbſt produzierenden 
Landleuten der Handel mit Viktualien geſtattet, jeder Verkauf 
aus der zweiten Hand aber verboten war. Für die Zeiten 
außerhalb der Marktſtunden aber beſaßen die bürgerlichen 
Viktualienhändler ein ausſchließliches Monopol auf den Handel 
mit Lebensmitteln. Und Diejes von den Behörden gefchüßte 
Privileg der zünftigen Händler trat in ſeltſamen Gegenſatz zu 
jenem oberiten Prinzipe der Beförderung ſtädtiſcher Wohlfeilheit, 
und bradte es mit fich, daß nicht nur die Bebürfniffe der pro— 
duzierenden Landbevölferung, ſondern auch jene des ftädtifchen 
Publikums vielfah den Intereſſen der Biltualienhändler weichen 
mußten. Trotz aller Klagen der Bevölkerung über das Vorgehen 
Diefer — zumeijt zu den fogenannten Kammerhändlern gehörigen 
—  Gemerbetreibenden' wurden die legteren doch von dem 
Magiſtrat und der niederöfterreichiichen Landesregierung be— 
günftiat, wie die Hoffanzlei gelegentlich bemerkt, „aus dem alten 
Trieb, den fie immer zur Beförderung des Alleinhandels gewiffer 
Gattungen zumftmäßiger Gemwerbgleute hatten“ °. Darin bradıte 
auh das an jämtlihe Länderitelen erlafiene Defret vom 
10. September 17683 feine weſentliche Anderung, welches allen 


1Es gehörten dazu die Häringer, Käſeſtecher, Grüßler, Erbfenhändler, 
Fragner, Sauerfräutler, Fiſchkäufler, Wildprethändler, Greisler, Zwetſchen⸗ 
händler ufw. Über die Kammerbändel vgl. unten ©. 302 fg. 

2 Vortrag der Hoflanzlei vom 24. Januar 1778 (Kart. IVE11 
No. 284 ex 1778 NR. H.) Diefer Vortrag batte eigentlih nur eine a. 
h. bezeichnete Beſchwerde der bürgerlichen Öbftler gegen die Ablöſer⸗ 
leute zum Gegenftande, behandelt aber die Fragen der ftädtifhen Markt« 
politif ganz allgemein und dient der folgenden Darftellung in mefentlichen 
Teilen zur Grundlage. Referent der Hofkanzlei in den Fragen der Marft- 
politik ift Hofrat v. Greiner. 

3 Kart. IV E 11 No. 94 ex Sept. 1768 Böhm. 
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„Gütterbefigern, Weinholden und dem Bauersmann .... auf 
das ganze Jahr” ben freien Handel mit allen Gattungen ber 
Landesprobufte geftattete, und „das diesfällige ſchädliche Priva- 
tivum bes Burgerftandes, wo eines noch beftehet”, aufhob. Es 
blieb in Wien bis 1775 die Beſtimmung ber Marktordnung in 
Kraft, daß den vom Lande mit ihren Marftwaren in die Stabt 
kommenden Urprodugenten „gewiſſe Täge in der Woche, Stunden 
und Pläge angewiejen waren, an welchen und um welde fie nur 
ihre Feilichaften zu Markt bringen und verkauffen burfften; 
waren dieſe Stunden vorüber, und hatte e8 einmal 12 Uhr zu 
Mittag geihlagen, jo kamen die von den — den Wiederverfauf 
treibenden — SKammerhändlern ..... eigends dafür beſchenkten 
Marktrichter und Wächter, und trieben die Marktleute .... mit 
Gewalt, ja meiftens gar mit Schlägen vom Markte hinweg, 
und da waren die von zwei und mehreren Stunden weit zur 
Stadt gelommenen Bauersleute gezwungen, ihre unverfauft ges 
bliebenen Feilfchaften entweder mit fruchtlofem Zeitverluft und 
vieler Bejchwerlichkeit zurüd nad Haufe zu tragen, oder ſolche 
den obberührten Kammerhändlern um bie geringften Preife 
hindanzugeben ....“! 

Maßgebend für dieſe Marktpolitik der Behörden war — 
neben dem Schutze des rechtlichen Monopols der Viktualien— 
händler — auch noch der Gedanke, daß die Zulaſſung anderwei- 
tiger Zwiſchenhändler, die ſich einer obrigkeitlichen Kontrolle weit 
leichter entziehen konnten, die Geſahr einer größeren Verteuerung 
der Lebensmittel in ſich berge. Theoretiſch wurde meiſt das 
auch ſonſt allgemein zur Verteidigung zünftleriſcher Beſtrebungen 
angeführte Argument geltend gemacht, daß die Preife fteigen 
müßten, wenn eine größere Zahl von Gemerbetreibenden aus 
einem Nahrungszweige ihren Lebensunterhalt beziehen wolle. 
War doc der „ihädliche Fürkauf“, d. h. das Auffaufen von 
Nohproduften und Lebensmitteln vor ber allgemein firierten 





! Aus dem Bortrage der Hoffanzlei vom 22. September 1781; 
Fase. IV F in spec Kammerhandet R. O. 
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Marktzeit!, feit jeher das Schredgeipenft der Marktbehörben, 
dag fie mit allen ihnen zu Gebote ftehenden Mitteln, freilich 
meift vergeblich, zu befämpfen fuchten?®. Denn ſchon feit dem 
17. Sahrhundert gab es trog aller Verbote und Strafandrohun- 
gen in den fogenannten Ablöferleuten oder Frätſchlern unbe» 
fugte Zmwifchenhändler, die den Landleuten die Lebensmittel 
noch vor Beginn des Marktes ablauften und fie dann an das 
fonjumierende Publikum meiter veräußerten. Da die Zahl 
diefer Ablöferleute zu Beginn der 70er Sahre nicht weniger als 
etwa 1500 betrug, fo bereiteten fie den zünftigen Biltualien- 
händlern eine zwar verbotene, aber deshalb nicht minder erfolg- 
reiche Konkurrenz. Alle Verſuche der niederöfterreihifchen Regie- 
rung und des Magiitratd, „diefen Wiederverfauf und hernach 
den Vorkauf abzuftellen oder zu beſchränken“, maren vergeblich; 
der unerlaubte Zmwifchenhandel, der zahlreihen Perfonen in der 
Reſidenzſtadt einen leichten und einträglichen Erwerb verjchafite, 
fam zu fehr den Bedürfniſſen ſowohl der marktfahrenden Land» 
leute felbft, wie auch des ftädtifchen Publikums entgegen, als 
daß er, trotz aller lebhaften Klagen der zünftigen Biltualien- 
händler und trog aller durch diefe Klagen veranlaßten Ver⸗ 
bote und Maßregeln der Marftpolizei hätte bejeitigt werben 
können. 

Dabei mag nicht unbemerkt bleiben, daß in der zweiten 
Hälfte des 18. Jahrhundert? die Landesregierung, ähnlich wie 
in den übrigen Zweigen der Verwaltung, die Kompetenz bes 
Stadtmagiftrat3 ganz außerordentlich beſchränkt hatte. Bis 1792 
werden denn auch formell die Marktordnungen nicht vom Stadt- 
rate, fondern von der Landesregierung erlaflen, die jchon ſeit 
etwa 1741 durch Beitellung eigener ftaatliher Marktlommifjäre 


1 Der Kampf gegen den Vorkauf fpielt übrigens auch in den anderen 
Zweigen der Marktgeſetzgebung eine große Rolle. So fehlt es nidt an 
Vorſchriften gegen den Vorkauf der Wolle, des Garns und anderer Roh⸗ 
itoffe und Halbfabrifate. Vgl. oben ©. 81. 

2 Bol. auh Schröder, Fürftlihe Schag- und Rentlammer, Ausgabe 
von 1752 ©. 308. 
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eine Art Oberaufficht führte‘. Noch die für Wien in Form 
eines Patents am 14. April 1772 erlafjene Marktorbnung 
ſpiegelt diefe Zuftände und die Tendenzen, welde die obrigfeit- 
liche Marftpolitif Leiteten, getreulich wieder, wenn fie auch in 
einigen wejentlihen Punkten gegenüber den früheren, die bür— 
gerlichen Biktualienhändler weit mehr begünftigenden Vor— 
ſchriften deutliche Fortfritte zeigt. Die Marktorbnung be— 
zeichnet als ihren Endzwed, „daß jevermann feine Hausnothdurft 
von erfter Hand zu erhalten Gelegenheit finde“, und unterjagt 
die willtürliche Preisfteigerung aller dem Publitum notwendigen 
Eßwaren durch heimliches Einverftändnis der Händler ($ 25). 
Iſt jo im Prinzipe die Ausſchließung alles Zwiſchenhandels mit 
den marktgängigen Lebensmitteln ihr oberftes Ziel ($ 12), jo 
verbietet fie, was ſchon alle Marktgefege vor ihr auf das ftrengite 
verpönt hatten, vor allen wieder unter jcharfer Strafandrobung 
den jogenannten Vorkauf, den fie folgendermaßen harakterifiert 
($ 13): „Wer demnach ſich gelüften ließe, eine auf den hieſigen 
Wochenmarkt beftimmte Feilfchaft dur Vorpaſſung auf ben 
Strafen oder Vorftabtgründen, oder eine wirklich dahin gebrachte 
durch heimliche Beftellung, Abredung der Parthey oder ſonſtige 
Kunftgriffe behandlen und ſich zutragen zu laſſen, derjelbe als 
ein Vorkäufer zu halten und zu bejtrafen ....” (ſei). Dies 
galt im Prinzipe auch von jenen bürgerlichen Gewerbetreibenden, 
die im übrigen außerhalb der Marktzeit mit den Lebensmitteln 
des täglichen Bedarfs einen befugten Handel trieben. Sie 
wurden zum Einfauf der Waren auf dem Marfte erft von 10 Uhr 
ab zugelafjen ($ 14), alſo erft dann, wenn die jtäbtijchen Kon— 
fumenten ihren Bedarf bereit gedeckt hatten. Aber fie jollten 
aud in ihrem bürgerlihen Erwerbe gegen die Konkurrenz der 
unbefugten Ablöferleute gejehügt werden. Dieſe Zwiſchenhändler 
gänzlih vom Markte fernzuhalten, war allerdings nun ſchon 
unmöglich geworben, und zugleid hatte ſich aud die Erfenntnis 





* Vielleicht beſtanden dieſe ftaatlihen Marktorgane auch ſchon früher. 
Das Aftenmaterial für dieſe ältere Periode ift übrigens jehr lüdenhaft. 
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Eingang verſchafft, daß man in den Ablöferleuten ein gewiſſes 
Gegengewicht gegen die monopoliftifhen Umtriebe der zünftigen 
Viltualienhändler befaß. Und fo nimmt die Marktordnung 
jenen Elementen gegenüber eine ziemlich unfihere Haltung ein. 
Sie beitimmt, daß „die jo häufig fich eingedrungene Ablöferinnen 
von nun an vermindert, und auf eine gewille Zahl ein- 
geichränfet, auch fürohin bloß in jo meit geduldet werben follen, 
als fie pro Publico nützlich und erforderlid jeyn mögen“ 
($ 16). Darin liegt allerdings eine gemwifle Anerkennung ber 
wirtſchaftlichen Brauchbarkeit dieſes bis dahin ftet3 unbedingt 
verbotenen Zwifchenhandels. Die Ablöfer follten vor allen ben 
auf dem Markte anmejenden Landleuten jene Seilfhaften ab- 
nehmen, die einem raſchen Verderben ausgejegt waren, und 
ihnen jo ein überflüfjige® Verweilen in der Stadt erjparen. 
Allein ihr Einkaufs- und Wiederverfaufsrecht bleibt auf bie 
Zeit nah 12 Uhr Mittag beſchränkt (8 17), fo daß fie gemäß 
der Intention des Geſetzes auch beim Einkauf den bürgerlichen 
Biktualienhändlern, die ſchon von 10 Uhr ab als Käufer auf 
dem Markte erjcheinen durften, feine mwejentliche Konkurrenz be 
reiten follten. 

Im ganzen harakterifiert der mehrfach zitierte Vortrag der 
Hoffanzlei vom 24. Januar 1778 die dur diefe Ordnung ge 
Ihaffene Marktorganijation folgendermaßen: „Die Regierung 
und die von Wien .... erfanden die feltfamften Mittel, ftellten 
Stangen auf, mit denen fie die Streden auf den Marktplätzen 
auszeichneten, auf welchen dieſe oder jene Gattungen von Feil- 
ihaften allein verkauft, und überall anderften mweggenohmen, 
und gepfändet werden follten; wiejen jeden: urjprünglichen 
Händler feinen Plag und Sig aus; bejtimmten Tage zum Ber- 
kauf der Waaren nad gemwilfen Gattungen, fchrieben Stunden 
vor, in welchen die urjprünglihen Händler allein verfauffen, 
und nad welchen fie die Pläge wieder verlaffen müßten, maßen 
die Zeit aus, wenn die Kammerhändler den Markt befuhen, und 
wieder eine andere, wenn endlich die gebulteten Ablöjerleute 
hatten Fauffen und verfauffen därffen. Aus allen diefen größten. 


weites Kapitel. Die Kebensmittelpolitif, 287 





theils übertriebenen, oder doch zu befolgen ... unmög · 
lichen Veranſtaltungen folgte nichts anderes als unangenehmer 
Zwang für die erſten Eigenthümer, mithin Verſcheuchung der⸗ 
ſelben von dem Markte, und als die Beförderung bes Allein- 
bandels der obbeſchriebenen Kammerhändler, welche durch hundert 
Ranke und Vorftellungen die von Wien, und jelbft die Negie- 
rung veranlaßten, ſolche widernatürliche Anftalten und Unter- 
theilungen zu machen. Hieraus entjtand am Ende Theuerung 
der Feilfchafften, welche die Kammerhändler wünſchten, und 
Betrügereien an Seite der Markt-Commiffarien und Wadhter...“ 





Diefe von ber Hoffanzlei geübte Kritit an der Marktpolitif 
der Unterbehörden läßt erfennen, in welde Richtung fie etwa 
jeit der Mitte der 70er Jahre die Marktordnung zu lenken 
ſuchte. In einer Neihe von Verordnungen gewährte fie nad 
und nad) den Ablöfern immer weitergehende Befugniffe und war 
gleichzeitig beftrebt, die übrigen Feſſeln des Lebensmittelmarktes 
zu löſen!. Sie befreite daher die Marktfahrer von dem Zwange, 


I Das folgende nad) dem zitierten Bortrage von 1778. Die im 
Texte gefchilderte Entwidlung wird durch die nadjftehenden Verordnungen 
näher harakterifiert: Die Nefolution vom 1. Juli 1775 (vgl. Gigl a.a. D. 
Beilage XXVII); fie hob für die Urprobuzenten jede zeitlihe Be- 
ſchräntung im Marktbeſuche auf, verfügte die Erteilung gedrudter „Polleten“ 
an bie Ablöferleute zum Zwecke ihrer Legitimation und gab diefen Zwifchen- 
handlern ebenjo wie den bürgerlichen Händlern den Marktbefud von 11 Uhr 
vormittags ab frei. Um einen Fonds zur Veftreitung der Koſten ber 
Marktauffiht zu gewinnen, wurde dann für jede Pollete eine Abgabe von 
3 fl. eingehoben. Die Refolution vom 17. Auguft 1776 befahl allerdings 
eine Befchräntung des Vorfaufs, doch wurde in der Erkenntnis, daß nur 
von einer möglichit großen Konkurrenz die Verbilligung der Marktware zu 
erwarten fei, ſchon unter dem 18. September 1776 der Wiederverfauf gänze 
lich freigegeben, d. h. die Befugnis dazu follte an jeden erteilt werden, der 
fi darum melden würbe. Diefe Verfügung wurde durd eine weitere 
Refolution vom 21. Dezember 1776 beftätigt; die Beſchränkung des Martt- 
beſuchs der Ablöfer auf eine beftimmte Stunde wurde dann mittelft Ver- 
ordnung vom 31. Oktober 1777 allgemein aufgehoben, mit dem Beifage, 
dab alle vom Lande auf den Wiener Markt kommenden Feilſchaften im 
Sommer um 8, im Winter um 9 Uhr allgemein abgelöft werden dürften. 
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nur an gewifien Tagen und zu gewiflen Stunden den Markt 
zu befuchen, und fchaffte die Zuweifung beftimmter Pläte an 
die Lebensmittelverfäufer ab. Sie befeitigte den Unterſchied 
zwifchen den Märkten in der Stadt und jenen der Borftäbte — 
eine einfache Konfequenz der auf Erweiterung des Stadtgebietes 
gerichteten Politif. In der Erkenntnis, daß der Zwiſchenhandel 
ber fogenannten Ablöferleute für die Urproduzenten und das 
konſumierende Publitum notwendig, eine Beſchränkung desſelben 
aber unbillig jei, wurde auch der Wiederverlauf der Lebens- 
mittel allgemein freigegeben, um „auf diefe Art dur den auf 
Seite der Verkauffer gebrachten Zujammenfluß die Wohlfeilkeit 
..... zu erzwingen“. 

So waren die Ablöſer ausdrücklich gegen Leiſtung einer 
mäßigen Abgabe durch Einhändigung von „Polleten“ zum 
Zwiſchenhandel berechtigt worden. Und 1778 kann die Hof—⸗ 
kanzlei mit Befriedigung darauf hinweiſen, daß dieſe „den 
natürlichen Grundſätzen und der allgemeinen Freyheit gemäße 
Verfaßung eine gedeihliche, und kaum gehoffte Wirkung nach 
ſich gezogen habe, daß im heurigen Jahre die Feilſchaften an 
Eßwaaren, als Eyer, Butter, grünes Zeug, und alle Gattungen 
Geflügelwerk ſo außerordentlich wohlfeil geworden, daß ſie ſeit 
20 Jahren nicht mehr in einem ſo geringen Preiſe zu haben 
geweſen“. 

So bezeichnet es denn die Hofkanzlei direkt als ihre Abſicht, 
„den ganzen Vorkauf, der bey der allgemeinen Freyheit eine 
Chimere iſt, ganz aufzuheben, und niemanden diesfalls eine 
Stunde vorzuſchreiben, und zwar um fo mehr, als ein dies— 
fällige8 Geſaz ohnehin alle Augenblid übertretten wird, und 
gar nichts nützet“. Dean fei „durchaus und auf eine unwider⸗ 
ſprechliche Weiſe überzeugt, daß nur die Menge diefer Ablöfer- 
leute die dem Publikum vortheilhafte Concurrenz und durch 
ſolche die gänzliche Freyheit, die größtmögliche Wohlfeilkeit her- 
vorbringe”; man „würde diefe Veranlaßung ſchon längit ge» 
troffen haben, wenn jelbe bey den eingealteten Vorurtheilen der 
unteren Stellen glei anfangs thunlich gewejen wäre, und biefe 
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nicht erſt nah und nad dazu gebradht werben müßten, den 
Ungrund ihrer vorigen Beranftaltungen und den Nuten ber 
allgemeinen Freyheit einzufehen” !. 


Drittes Kapitel. 
Die Kealgewerbe. 


(Wejen der Realgewerbe S. 289. — Radizierte Gemerbe- und Dominital- 
rechte S. 292. — Die Terminologie S. 294. — Verbreitung der Neal» 
gewerbe in den einzelnen Erblanden; ihre Auffafjung ſeitens der Behörden 
©. 295. — Die Kammerhändel S. 302. — Der erfte Vorfchlag einer Aufs 
bebung der Realgewerbe S. 307. — Das Berbot der Begründung neuer 
Realgewerbe in Niederöfterreih (1775) &. 310. — Die erften Verhandlungen 
über eine Befeitigung diefer Gemwerberedhte; a) dur Einlöfung derfelben 
©. 312; b) dur Wertabfhhreibung S. 312.) 


Die eben dargeftellten Verhandlungen über die Regulierung 
des Wiener Lebensmittelmarktes ließen erfennen, wie die Be- 
ftrebungen der Zentralbehörde das ftärkite Hindernis in der 
Eriftenz einer großen Zahl ftädtifcher Gewerbe fanden, die eine 
Art von Monopol auf den Handel mit Lebensmitteln genofjen. 
Und fo fehr auch die Staatöverwaltung von der Schädlichkeit 
dieſes Monopol3 überzeugt war, jo fcheute fie fich doch, dasſelbe 
einfach aufzuheben. Denn fie mußte fürdten, durch eine der- 
artige Maßregel den Wert der erwähnten Gewerbe zu ver» 
nichten, der eben auf ihrem ausfchließenden Rechte berubte. 

Ähnlich ftand eg mit einer Reihe anderer — faft mit allen 
— Polizeigewerben, bei denen die Gemwerbepolitif bisher an dem 
Grundfage einer Beſchränkung auf den Lokalbedarf fo ängſtlich 


ı Die Befchwerde der bürgerlichen Öbftler über die Konkurrenz der 
Ablöferleute — die eigentliche Veranlaffung zu dem Bortrage vom 24. Jan. 
1778 — wurde gemäß dem Gutachten der Hoflanzlei von der Kaiferin ab- 
gewiejen, den Bittftellern jedoch der ihnen bisher vorgefchriebene Beitrag 
zun Marktfonds erlaffen. Im übrigen wurde neuerdings verordnet, daß 
„niemand eine Stund zum Vorkauf vorzufchreiben fey*. Ähnlich erledigte 
ein Kabinettfchreiben vom 27. März 1778 ein Gefuch der Häringer (Kart. IV 
E 11 No. 195 ex 1778 N. Ö.) 

Pribram, Eſfterreichiſche Gewerbevolitik I. 19 
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feftgehalten hatte. Sollte diefem Grundfage auch nur eine freiere 
Anwendung gegeben werden, fo ſah man fi fofort vor das 
Problem geftellt, wie eine Vermehrung der Gewerbebefugniffe 
durchgeführt werden könnte, ohne den Wert der vorhandenen 
Gewerbe ſtark zu beeinträchtigen, ohne alfo den Vorwurf einer 
Verlegung wohlerworbener Rechte, einer ſchweren Erfchütterung 
der Vollswirtichaft auf fih zu laden. Und das gleiche traf in 
einzelnen Provinzen fogar für eine Reihe von Kommerzialgewerben 
zu, die namentlih in den Alpenländern ebenfall® noch vielfach 
auf entgeltlihem Wege übertragen wurden. Die Bedeutung und 
Tragweite diejes Problems gelangte den Behörden eigentlich erft 
um die Mitte der 70er Sahre, und zwar eben bei Gelegenheit 
des Kampfes um die freiere Marktverfaffung Wiend, zum Be- 
wußtfein. 

Das Handmwerkspatent Karls VI. Hatte, wie fchon in der 
Einleitung bemerkt wurde, die politifde Autonomie der Zünfte 
zu bejeitigen gefucht, ihre wirtfchaftliden Grundlagen jedoch, Die 
in der Gefchloffenheit der meiften Gewerbe wurzelten, hatte e8 
nicht angetaftet. Bei der Mehrzahl der altgeſeſſenen ftädtifchen 
Gewerbe, die dann in der neuen Gemwerbeorganifation zu den 
Polizeizünften gezählt wurden, blieb die gejchloffene Zahl der 
Meifter beftehen, wenn fie fih auch nicht mehr wie vordem auf 
einen Handwerksſchluß, fondern bloß auf ein ausdrüdliches 
landesfürftlihes Privilegium fügen durfte ®. 


1 Val. oben ©. 9. 

2 Die Fixierung der Meifterzahl fand bei einzelnen Gewerben in 
diefer Periode gelegentlih noch immer ftatt. So fett ein Delret vom 
23. Auguft 1766 die Zahl der bürger!. Schofolademadher Wiens auf 223 feft 
(Fasc. IV F in spec Schofolademadher, No. 136 ex Aug. 1766 R. Ö.) 
Eine Verordnung vom 16. Mai 1767 beftimmt für Graz die Zahl der Stadtſchuſter 
auf30, jene der Borftadtfchufterauf40 Meifter; und ein Dekret vom 17. Juli 1779 
beftätigt diefe Verfügung, „ob zwar eine gefegmäßige Beftimmung der Meifter- 
zahl um fo entbehrlicher wäre, als fich foldhe, fo wie bey freyen Künften ohne 
anderweite Zuthat lediglich nach Möglichkeit der Verdienfted Thon von felbft 
in das ächte Berhältniß zurüdfeßet® ... . " . (Fasc. IV D 7 in gen 
No. 82 ex Jul. 1779 3. ©.) Solche Beifpiele ließen fih nad Belieben 
vermehren. 1770 wird fogar anläßlich der Beratungen über die Ergebniffe 
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Dieje Firierung der Meifterzahl hatte regelmäßig aud) die 
Erſcheinung zur Folge, daß den einzelnen Gewerbebefugniffen je 
nad Maf ihres Ertrags ein beftimmter Wert beigemefjen wurbe- 
Ganz begreiflicherweife! Denn der abtretende alte Meifter, der 
feinen Gewerbebetrieb aufgab, und ihm nicht einfach auf den 
Sohn, Schwiegerfohn oder einen anderen Verwandten übertrug, 
verjtand fi regelmäßig nur gegen Zahlung einer beftimmten 
Abloſungsſumme zu einer folhen Erklärung, durch welde er 
einem Gefellen die Möglichteit bot, zum Meiſterrechte zu ge 
langen. Der Einfluß des abtretenden Meifters bei Befegung der 
durch feinen Verzicht erledigten Stelle war ausreichend, um die 
jelbe dem Käufer bes Befugniffes zuzumwenden. Die genugjam 
befannten, auf dem weitefigehenden Einverftändniffe der Zunft- 
mitglieder beruhenden Einrichtungen ber Handwerkskorporationen 
machten dann dieſen Brauch zu einer ftändigen Inſtitution und 
damit zur wirtſchaftlichen Bafis der ganzen Zunftverfafung. 
Dieje „Realifierung“ der Gewerbefugniffe hatte dann zur weiteren 
Folge, daß diejelben feitens der Jurisprudenz als Vermögens- 
objefte aufgefaßt wurden, mithin als geeignete Träger aller jener 
Nehtsgefhäfte, deren Sachen im Rechtsſinne überhaupt fähig 
waren (Kauf, Tauſch, Schenkung, kurz entgeltliche und unent- 
geltliche Übertragung jeder Art, Belaftung und Verpfändung). 
Und diefe juriftifche Konftruktion der Realgewerbe gewährte die 
Möglichkeit, alle Regeln des gemeinen Rechtes hier zur Anmwen- 
dung zu bringen, welche für die Behandlung dinglicher Rechte 
galten!. Auch am einer Anerkennung der mit den Gewerbe 
befugnifjen vorgenommenen Rechtsgeſchäfte feitens ber lokalen 
Obrigkeiten fehlte es nicht; denn fie bildeten einen willfommenen 





der Seelentonfkription Böhmens von der Kommiffion ganz allgemein be» 
antragt, „wo bey Polizeyzünften und Innungen noch feine gewiſſe Anzahl 
der Meiſterſchaften beftimmt wäre, folde ‚nad Maaß, ald Meiftere ihre 
Nahrung bey diefem Gewerbe finden können, feitzufegen.. (Kart, IV A8 
No. 219 ex Oet. 1771 Böhm.) 

1 &o wurden u. a. den Handwerfern zum Schutze ihrer Befugniffe 
die Befigllagen des römifchen Rechts zugefproden. Vgl. Bruder, Der 
Verfall der Zünfte uf. in dem Jahrb. der Görresgefellic. 1880 &. 42, 

19* 
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Anlak zur Einhebung von Taren, und diefer Umftand trug nicht 
wenig dazu bei, daß Magiftrate und Dominien die Begründung 
von Realgewerben vielfach begünftigten !. 

Die geichilderte Entwidlung brachte es mit fih, baß bei 
den geichloffenen Gewerben jedem Gefellen, der nicht durch Kauf, 
Erbichaft, Heirat und ähnliche Vorausfegungen eines Vermögens 
überganges in den Beſitz einer Gemwerbeberedhtigung gelangte, ber 
Zutritt zur Meilterfchaft verjagt war; wollten diefe Gefellen 
gleihwohl zur Selbitändigfeit gelangen, fo konnte dies nur auf 
dem Wege unerlaubter Augübung des Gewerbes geſchehen. So 
entwidelte ſich eine ſcharfe foziale Differenzierung zwiſchen dem 
Stande der unbemittelten Gejellen und jenem der Meifter; fo 
erklärt fi zum guten Teile die außerordentliche Verbreitung 
des Störer- und Pfuſchertums in den Etädten und die damit 
zufammenhängende Vermehrung der bejiglofen Klaſſe der ftäbti- 
ichen Bevölkerung. War doch überdies, wie ſchon mehrfadh er- 
wähnt wurde?, nach den meiſten Stadtrechten die Erlangung des 
Bürger: und Meilterrehts an die Bedingung des „Einkaufens“, 
d. 5. den Befig einer ftädtifchen Realität gefnüpft. 


Einen ganz bejonderen Charakter gewann die gefchilderte 
Entwidlung bei jenen Gewerben, deren Ausübung eine Betriebs 
ftätte ganz eigener Art, ein fpeziel eingerichtetes Gebäude er- 
forderte (jo bei Mühlen, Schmieden, Wirtshäufern ufw.). Denn 
bei diefen Gewerben war die Erlangung des Meifterreht3 an 
den Befig einer derartig eingerichteten Betriebsſtätte — regel» 
mäßig eines Hauſes — gebunden, und der Wert der Realität, 
ihrer Einrichtung und endlich der des Befugnifjes felbft bildeten 
bei den Übertragungen des legteren ein untrennbares Ganzes. " 
Dies kam auch bei der grumdbücherlihen Behandlung Diefer 
Objekte zum Ausdrud. Auch bei der Regulierung der Real- 
fteuern, die im Berlaufe des 18. Jahrhunderts wiederholt vor« 
genommen wurde, diente dieſer Geſamtwert als Baſis für Die 


1 Val. Kopetzz, Gewerhögefegkunde 1. Bd. ©. 188. 
2 Dal. oben S. 173, 179. 
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Ermittlung der Abgabe’, und jo erlangten dieſe jogenannten 
radigierten Gewerbe, deren Ausübung an den Befik beftimmter 
Gebäude geknüpft war, wenigftens indireft auch die Anerkennung 
der Staatsverwaltung. 

Auf eine direkte derartige Anerkennung aber konnte nur 
eine Gruppe von Nealgewerben Anfpruch erheben: bie jogenannten 
Dominifalrehte, die bejonders in den böhmijchen Provinzen 
häufig waren, und ihren Urſprung regelmäßig aus dem ver 
fafjungsmäßig gegründeten Urbarialverhältnifje herleiteten?. Es 
waren dies ausſchließliche gutsherrlihe Gewerberehte, die Ber 
ftandteile des Dominikalkörpers bildeten, und als jolde im Wege 
der privatrechtlichen Erwerbungsarten übertragen werden konnten. 
Dazu gehörten vor allem die Vierbrauerei, die Branntwein- 
brennerei, der Ausſchank geiftiger Getränke (die fogenannten 
Propinationsrechte), in Böhmen daneben der Salzhandel. Auch 
königliche und freie, mitunter ſelbſt untertänige Städte befanden 
fi in dem Beſitze derartiger monopoliſtiſcher Befugniffe®. 

Von diefen ausfchließenden gutsherrlihen Gewerberechten find 
jene zu unterſcheiden, die — ähnlich wie die jonftigen rabizierten 
Gewerbe — ihre Bafis nicht in ſpeziellen Privilegien, jondern bloß 
in dem Befige folder Gebäude hatten, mit denen infolge der ge— 
ſchloſſenen Zahl der Gewerbe Realrechte verfnüpft waren. Denn 
die Obrigfeiten hatten vielfad auf ihren Gütern Mahlmühlen, 
Glashütten, Schmievewerkitätten, Kalk: und Ziegelbrennereien, 
Papiermühlen ufw. errichtet, die fie entweder in eigener Regie 
betrieben oder verpadhteten, oder endlich an die Untertanen gegen 
einen Erbzins vergaben. 

In den Verhandlungen des 18. Jahrhunderts werden dieſe 
legterwähnten Realrechte von ben übrigen Nealgewerben nicht 


2 Dal. Kopetz, Gewerbsgeſetzlunde Bd. IT S. 181 fg. 

2 Bol. Kopeg a. a. O. Bd, 1&. 229 fg.; Hofer, Das Reale 
gewerbe ©. 9. 

® Auf die näheren — im einzelnen außerordentlich verfchiedenen — 
Detaild dieſer Dominitalrete Tann hier begreiflicherweiſe wicht eingegangen 
werben. Einzelne Dominifalrechte (3. B. die Bierbrauerei in Böhmen) 
wurden daneben auch als bürgerliche Nahrung betrieben. 
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weiter unterfchieden. Bon den eigentlichen Dominilalrechten abe 
ift in den Alten über die Gewerbeorganifation faum die Rede 
weil diefe Monopole, wie erwähnt, mit der Urbarialverfafjun: 
in engem Zufammenhange ftanden. 

Sehen wir daher von den eigentlichen Dominilalrechten ab 
fo ift der Urfprung der Realgewerbe durchgehende im Ge 
wohnheitsrechte zu ſuchen; und aus diefer Entftehungsart herau: 
ift es begreiflid, daß die Behörden, die zu Beginn ber 70e 
Sabre des 18. Jahrhunderts mit diefen Gebilden der Zunft 
verfaffung fich zu befchäftigen begannen, regelmäßig außerftand 
waren, irgendwelche verläßliche Daten über den Urfprung be 
Nealgewerbe anzugeben, jondern darüber nur ganz unbeftimnte 
hypothetiſche Anfichten äußerten. 


Bevor diefe Äußerungen im einzelnen befprochen werben, 
mag ein Wort über die Terminologie geitattet fein. In den 
amtlichen Verhandlungen, ebenfo wie in den Verordnungen, fehlt 
e3 lange Zeit an einer fcharfen begrifflichen Beftimmung ber fit 
die verfchiebenen Arten der Realgewerbe verwendeten Ausdrüde. 
Unter „rabizierte Gewerbe” werden meiſt bloß die auf Häufern 
haftenden Gerechtigkeiten verftanden, mitunter aber auch alle Reals 
gewerbe ohne Unterjchied!. Analog hat der Ausdrud „ver: 
fäufliche Gewerbe” bald einen engeren, bald einen weiteren 
Sinn. In der vorliegenden Arbeit werden — foweit nicht bie 
wörtlihe Anführung von Aktenftellen dies ausschließt — im 
Gegenfage zu den bloß perſönlichen Gewerben alle einen 
Vermögenswert repräfentierenden Gewerbegerechtigfeiten ala 
Realgewerbe bezeichnet. Sie teilen fi wieder in die rabi- 


1 So unterfdeidet das für Niederöfterreih erlaffene Dekret vom 
22. April 1775 die Gewerbe bloß in perfönliche, d. 5. unübertragbare, und 
radizierte, d. h. Nealgewerbe. (Vgl. unten S. 311.) Noch 1796 bemerft bad 
fteirifhe Gubernium, daß verkäufliche — nicht radizierte — Gewerbe im Ge: 
biete des Bruder Kreidamts mit den radizierten Gewerben „glatterdings ver- 
mengt worden zu feyn fcheinen, weil deren Bormerlung .... in dem Grund: 
budye ganz orbnungsmidrig bisher veranlaßt wurde‘. Weitere Belege 
dürften fich in großer Zahl bei der folgenden Darftellung ergeben. 
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zierten, d, h. auf Häufern haftenden, und die fonftigen ver— 
fäuflichen Gewerbe. Es ift dies jene Terminologie, die ſich 
jpäter im behörblichen Sprachgebrauche ganz allgemein heraus- 
bildete". 


Verfuchen wir es num, aus dem vorhandenen Aftenmateriale 
ein Bild über die Verbreitung der Realgewerbe in den einzelnen 
Erblanden und über die Auffafjung derjelben feitens der Ber 
hörden zu gewinnen, jo entbehrt diejes Bild allerdings einer be— 
friebigenden Vollftändigfeit und Klarheit. An manchen braud- 
baren Angaben fehlt es indes in den vorliegenden Berichten 
nicht. 

Speziell für Mähren hat ſich ein recht intereffanter Bericht 
des Kreisamts von Iglau über die Realgewerbe diefer Stadt 
erhalten. Das Kreisamt betont ausdrücklich?, daß die Neal- 
gewerbe in Jglau ihre Eriftenz nicht auf landesfürftliche Privi— 
legien zurüdführen tönnten. Sie hatten vielmehr ihre Entitehung 
der in zahlreichen Zunftartifeln firierten Meifterzahl der ein- 
zelnen Gewerbe zu verdanfen®. Es habe ſich „gleich "von der 
Seit des veftgeftellten numeri restrieti, mithin von uralten 
Zeiten her bey den Zünften das vermeintliche Vorrecht ein 
geihlihen, auf ihre Gewerbögerechtigkeiten alleinig, mithin auf 
das bloße jus, bieje ober jene Profejfion betreiben zu können, 
ein eigentlies Duantum, als auf eimas Neales zu beftimmen, 
und foldes grundbücherlich radiciren zu laſſen“. So habe fi 
denn „ganz leicht” der Mißbrauch ergeben müfjen, daß niemand 


? Die Bezeichnungen für einzelne befondere Gattungen von Neal» 
gewerben (die Kammerhändel und zeffionarifhen Gewerbe in Wien u. a. m.) 
follen im Berlaufe der Darftellung ihre nähere Beftimmung erhalten. 

® Bitiert in dem Berichte des mähriſchen Guberniums vom 15. Mai 
1778 (Fasc. IV F in gen No. 118 ex Jun. 1778 Mähren). Seltfamer: 
weife erwähnt Nuby in feiner Gefchichte des Iglauer Handwerks die 
Eriftenz der Nealgewerbe nicht, obwohl er (S. 140) von den „geidloffenen 
Handwerken“ ſpricht. 

® Gefchloffen waren z. B. die Wachszieher, Tuchſcherer, Wundärzte, 
Lebzelter 
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eine derartige Profeffion betreiben konnte, „es wäre dann, daB 
ihm eine folde Wirkſamkeit entweder von dem Beliger ober 
Eigenthümer felbfien, oder von deſſen Wittwen und Erben gegen 
einen gewiflen . . . . baaren Aequivalent oder Geldwerth über: 
lafjen worden wäre, oder er folche gegen Erlag des darauf will- 
führlich beftlimmten und grundbücherlich radicirten Quanti an 
fih titulo oneroso gebradt hätte“. Und wer nun „ein der⸗ 
gleihen ohngegründetes und in dem bloßen Laut oder Schal 
bes Werthes felbiten und fonjten in Nichts gefußtes Jus“ er- 
worben hätte, habe es „notbfolglih” an einen Dritten auch 
wieder ebenjallö gegen cin Entgelt überlaſſen oder verfauft, und 
mithin fcheine diefer Mißbrauch „Ichon von uralten Zeiten ber 
gleihfam in einer Kette bis auf jegige Zeiten fürdaurend von 
denen Batronen und Meiftern fürgepflogen” worden zu fein, mit 
Unterftügung der Magiftrate und Stadträte, die „ſolche intitu- 
lirte jura incorporalia mit den Grundftüden vermifchten“, fie 
fogar den Gerichts- und Grundbüchern einverleibten. So fe 
denn in der Folge hierdurch „gleichjam wie durch ein jedes 
anderweitige Neal-Guth ein pignus praetorium, und fo weiters 
auch ein Theil der Erbichaft auf die Hinterbliebene Wittwe und 
Erben“ begründet worden. Bei einer Neihe anderer Gewerbe, 
denen das Privileg des numerus restrietus nicht verliehen 
wurde, habe fich die gleiche Verfäuflichleit daraus ergeben, daß 
zum Betriebe biefer Gewerbe beſonders eingerichtete Gebäude, 
bezw. bei den Fleifchhackern die Fleiſchbänke erworben werben 
mußten, die auf diefem Wege ebenfallg einen grunbbücherlich 
firierten Wert erlangten. 

Die Behauptung des Iglauer Kreisamtes, daß „die Zus 
ſchreibung, Verpfändung und Übertragung der Handlungs- und 
Gewerbögerechtigkeiten von einem Befiger zum andern . . ... vor 
ein erſchlichenes Recht anzufehen“ fei, diefe Anficht wird freilich 
vom mähriſchen Gubernium nicht geteilt. Vielmehr jeien biefe 


ı Zu diefen Gewerben gehörten die Weißbäcker, Färber, Schmiede, 
Fleiſchhacker uſw. 
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Gewerbegerechtigkeiten in Jglau ſchon im Jahre 1744 von ber 
t. £. Steuerregulierungs-Hoflommiffton ſelbſt „als etwas Reales, 
mithin als ein jus incorporale“ anerkannt, und als ein ficti- 
cium, stabile in die Zählung der für Iglau angefepten 1196 
Kamine einbezogen worden!. In dieſer Heranziehung der Real- 
gewerbe zur Befteuerung ſei alſo eine Anerkennung berjelben 
ſeitens der Staatverwaltung gelegen. Gerade in Mähren war 
übrigens gelegentlich der Preis einzelner Nealgewerbe von der 
Hoftanzlei feitgefegt worden ?, 

Sehr eigentümlih waren die Verhältniffe in Schlefien. 
Hier wurden® von den Grundobrigfeiten „denjenigen, welche eine 
Gewerbsverleihung oder Conceffion anfuchten, dieje Befugniße 
nicht nur lebenslänglich, jondern auch in Pacht auf einige Jahre, 
endlich auch erblich gegen dem verliehen, daß dafür jährlich ein 
beftimmter Zinns gezahlt, und denjenigen, die es erblich befaßen, 
auc das Necht eingeräumt wurde, ſolche weiters zu vergeben“. 
So pflegten die meiften Scholtifeibefiger * Fleiiher-, Bäder und 
Mühlengerechtigkeiten ujw. an zweite Perfonen zu verpachten 
oder zu verfaufen, welde dieje Gewerbe wieder an Dritte gegen 
einen höheren Zins vergaben. Auch Gemeinden machten fi 
das Gejchäft der MWeiterverleihung nugbar, und fo murbe 
aus biefem Brauche für die Obrigkeiten ein „allgemeines Necht, 





1 €8 handelt ſich hier um eine befondere Herditeuer (40 fr. von jeden 
Kamine), welde die kgl. Städte Mährens neben der Gebäudefteuer zahlten 
(gl. d’Elvert, Zur öfterr. Verwaltungsgeſchichte S. 378). Nach dem im 
Terte zitierten Berichte wurbe eine jede Weißbädengerechtigleit mit einem 
halben Kamine, eine Fleifchbant mit vier Kaminen, eine Tuchſchererwerkſtatt 
mit einem halben Kamine veranlagt. 

? So wurde mit Delret vom 9. April 1757 ber Preis der ſtädtiſchen 
Fleiſchbante in Brünn auf höchſtens 1000 fl, jener der vorftäbtiihen auf 
die Hälfte beftimmt (Fase. IV F in spec dieifcher No. 14 ex Apr. 1757 
Mähr.). Ahnlich ein Dekret von 1763 (ber. Fasc. No. 5 ex Oct. 1763), 

® Nad) einem Berichte des Troppauer Kreisamtes von 1798 (Fase. IV 
F in gen No. 76 ex März 1798 Mähr.-Schlef.). 

+ Die Scholtifeien waren Freihöfe, deren Inhaber nach der ſchleſiſchen 
Verfaffung gewiſſe obrigkeitlihe Rechte beſaßen (vgl. Lukſche, Veſ. Rechte 
der Perſonen Mährens und Schleſiens 1823 1. Bd. S. 152 und 524). 
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Gewerbszinfen von jenen, welchen fie Eonceflionen zu Gewerbs⸗ 
befugnißen ertheilten, zu nehmen“ !. 

Die Rechtsgrundlage diefer Inſtitution bildete dann bie 
bereit3 zitierte Beſtimmung des jchlefiichen Hauptrobotpatentes 
von 17712, die ausdrüdlihd das Recht der Grundherrfchaften 
zum Bezuge von Gemwerbezinfen — mit Ausnahme de Weber- 
zinſes — aufrecht erhielt. 

Für Böhmen liegen Berichte über die NRealgewerbe leider 
erft aus viel fpäterer Zeit vor?. Darnach beruhten dieſe Ge- 
rechtigfeiten teils auf grundobrigfeitlichen Befugniflen, die in den 
allgemeinen Vorjhriften der LZandesverfafjung ihre Regelung er: 
hielten (Dominifalrechte); teild waren jie fogenannte bürgerliche, 
von einer Realität unzertrennliche Gewerbe, teild endlich einfach 
verfäuflih. Zu den radizierten gehörten vor allem die Apotheker⸗ 
gewerbe im ganzen Lande, die Schmiede- und Schlofiergewerbe 
in Brag uſw. Kopeg erwähnt*, daß in Böhmen ſchon früh: 
zeitig auf Grund des obrigfeitlihden Verleihungsrechtes auf dem 
Lande verfäufliche Fleifcher-, Bäder, Schuhmader-, Töpfer- 
gerechtigfeiten u. a. m. entitanden, Die zwar nicht rabiziert 
waren, aber doch vielfah den Grundbüchern einverleibt wurden. 
Wirklich auf Häufern haftende Gewerberehte waren dagegen bie 
Gafthaus- und Schmiedegerechtigfeiten uſw. 

Sn den Alpenländern ſcheinen die Realgewerbe bejonders 
zahlreich gewejen zu fein. Ein 1788 erjtatteter Bericht des 
inneröfterreihiichen Guberniums, deſſen Verwaltungsgebiet fich 
damals über Steiermark, Kärnten und Krain erjtredte, bemertt 
darüber®: „Das Dafeyn der Realgerechtſamme unterjcheidet ſich 
einzig dadurch, daß die Gerehtjammen zum Theil auf Häufer 





ı Bol. die oben S. 180 Anm. 3 zitierte Beihwerde der Städte 
Zroppau und „Jägerndorf. 

2 Dben ©. 220. 

3 So im Subernialberiht vom Jahre 1816 (Komm.⸗Komm. Fasc. 29 
No. 145 ex Jan. 1817); ein anderer von 1821 (derf. Fasc. No. 2 ex 
Apr. 1821). 

Gewerbsgeſetzkunde 1. 8b. ©. 187. 

6 Fasc. IV F in gen No. 153 ex Majo 1788 3. ©. 
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und Werfftätte haften, und ungertrennlic von diefen glei in 
Anſchlag und Schägung mitfommen; zum Theile fir fich bes 
ftehen, und zum Theile Familien verliehen find, Wie diefe 
Nealgerehtfamme urfprünglich entitanden jeyen, ift durchgehends 
unbefannt; mande erwähnen zwar Iandesfürftliher Verleihungen 
darüber, bie fie hingegen mit nichts beweifen: viele glauben, 
daß den Magiftraten landesfürftlicher Städte und Märkte das 
Recht, Realjura zu verleihen, eingeräumt gewejen jey: andere 
leiten den Urfprung von der Gewohnheit unerdenkliher Zeiten 
ber, und wieder andere glauben ihre Entitehung in den Zunft 
fregheiten zu finden, da in diefen qrößten Theils die Meifter auf 
eine beftimmte Zahl beſchränkt find. Alle diefe Meinungen find 
eben jo viele Wermuthungen, und was allein bei ber Sache ge 
wiß ift, befteht darinnen, daß in ben mittleren Zeiten bieje 
Realgerehtjammen durch Kauf, durch Verheuratungen, durch Erb- 
ſchaften, folglich mit rechtmäßigen Titeln erworben find. Einige 
wenige unbedeutende Orte in dem Kreife von Zilli ausgenohmen, 
find fonften in diefem Kreife jelbjt wie in allen übrigen . - . . 
die Vormerkungen darauf üblih - ... . Die Zahl diefer Ge- 
rechtſammen und ihr nad der Lokalität verſchiedener Werth 
. . . . find ſehr beträchtlich"!. Für Steiermark fpeziell meint 
das ſteiriſche Gubernium 1794°, es ließen fi die „bierlands 
entjtandenen Nealifierungen jener Gewerbe, die bloß von dem 
perfönlichen Betriebe abhangen, und feine eigene Werkitatt oder 
Fabrifsgebäube erforberten, nicht wohl anders als in zwei Wegen 
erlären“: entweder habe die Ortsobrigfeit die Zujage, daß der 
Gewerbeinhaber fein Gewerbe veräußern könne, zu dem Zwecke 
gemacht, um die Niederlafjung von Profeffioniften zu befördern, 
oder die Realifierung habe ihren Grund nicht in einem Vertrage, 


* In den verjdievenen Landesteilen Inneröſterreichs geftatteten 
übrigens die Grundbuchpatente ausdrüdlich die Einverleibung von Gewerbe 
gerechtigfeiten in die Grundbüdjer, ohne radizierte und verfäufliche Real- 
rechte zu unterſcheiden. (Vgl. Kope tz, Gewerbsgeſetzkunde 1. Bd. & 195 fg.) 

® Gutachten zum Sonnenfelsfchen Entwurfe (Fasc. IV F in gen 
No, 35 ex Dec. 1794 3. ©.) (Bat. unten 5. Bud, 4. Kap.) 
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fondern in einem Jrrtume oder einer ‚yinanzoperation ber Obrig⸗ 
feit, Die den Wert des Gewerbes nad) dem Tode feines Inhabers 
in dem Inventare in Anichlag brachte, um auf diefe Weile das 
Snoentarial- Targefälle zu vermehren. Tas Gubernium fonftatiert 
übrigens aus den landichaftlihen Kataitraleinlagen das Xor- 
fommen der Nealgewerbe ſchon im 15. Jahrhunderte. Für 
Kärnten erklärt 1778? die Landeshauptmanunidhaft: „Hierlandes 
find alle Handwerksjura der Profeſſioniſten verläuflide Jura 
renlia durch Gebrauch geworden; gleiher Unfug it bey ge 
jammten Kauf: und Handlungs:, Bier- und Weinſchanks- aud 
Gaſtgebersgerechtſamen eingefhlihen, mit dem einzigen Unter: 
ſchiede, daß allhier in der Stadt Klagenfurt nur allein die 
meilten Weinſchanks- und Gaftgebersgeredhtiamen zugleich auf 
den Häufern abufive haften, in allen fleinen Städten und 
Märkten des Landes aber alle diefe Jura als ein Accessorium 
bes Haufes von einem jeweiligen Hausinhaber betrieben, und 
nur in feltenen Fällen von dem Haufe getrennt werben.” 

Cine ähnliche Bedeutung wie in Inneröſterreich hatten, wie 
aus jpäteren Verhandlungen hervorgeht, die Realgewerbe aud 
in Tirol! 8, 

In Ofterreich ob der Enns hießen die radizierten Gewerbe 
ebebafte Gewerbe. Ein Gutachten des obderennfiichen Advofaten- 


ı Ver. vom 26. Nov, 1778, zitiert in dem Prot.Ausz. der Hoflanzlei 
vom PP April 1894 (Komm.-Rammer Fasc. 29 No. 14 ex Juni 1824). 

»Einige Benterfungen darüber finden fi in den Alten des Fasc. 29 
Remm.-Ronm. aub No. 67 ex Oct. 18%, 2 ex Apr. 1821, 60 ex Apr. 
IS’ Kal. aud Kopetz. Bemwerbsnelehlunde 1. Bd. S. 190. 

Nee Realgewerbe im engeren Sinne gab es in Galüien, ſchon 
dDeadalb, weil Die Junftverfaliung bier nicht bergebradt war. Erſt eine 
pateve Verordnung vom II. Maärz 1789 geftattete die Radizierung von ge 
mauerten, mit allen Einrichtungen aur Beberberaung von Reilenden ver⸗ 
vedenen Cinkedidauſern. ſowert ſie non Cbriften betrieden wurden. Diefe 
allen do zur Errichtung derartiger Dauer veranlaßt merden. (Bgl Kopeg, 
Wererdanetenfunde 1.38 S. NE) Wodl aber gab 08 in Galizien eine 
Nude von Dommikalgewerden Me aut den Vropinationdredten und auf 
wir aubduekenden Vorvechte der Udrieletten Seiubten, Wüblen welcher 
Atome zu Ntwiden edenda AL IS Dt. 
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folegiums vom Jahre 1788% definiert fie als folde Gewerbe, 
„deren Ausübung Werkjtätte oder Gebäude erforderet, welde 
eben darum auf gewiſſe bürgerliche Häufer nach Verhältniß der 
Landesbebarfniß auf eine gewiſſe Anzahl feftgefeget wurden“ ; 
nur der Befig einer derartigen Behaufung berechtigte zur Aus— 
übung des Gewerbes. Ehehaft waren die Leutgebſchaften, bie 
bürgerlichen Braugewerbe, die Babergerechtigkeiten, große Hand» 
ungen, alle Gattungen von Schmieden, Mühlen, Färbereien und 
Fabriten. In den Städten waren mit fehr geringen Ausnahmen 
(Weber und Zeugmacher, Korbelzäuner, Vergolber, Inftrumenten- 
macher, Zwirnhändler und Leinwanddruder) auch alle nicht ehe 
haften Gewerbe verfäuflih. Ebenſo beitand auf dem flachen 
Lande bei den Obrigteiten das Beftreben, die nicht verkäuflichen 
Gewerbe „auf die Häufer zu bekommen“. 

Ahnlich waren die Lerhältniffe in Niederöfterreih. Aus 
den 1778 von den Behörden dieſes Landes erftatteten Gutachten 
ergab ſich? „baß beynahe keine Gattung von Gewerben und 
Meifterfchaften ſey, welche nicht hier oder dort als verkäuflich 
behandelt würde“. Die Realgewerbe waren fait durchgängig 
mit Schulden hoch belajtet, die zum Teil auf den Gewerbe 
rechten allein, zum Teil auf den radizierten Gebäuden hafteten®. 
„Die gejtattete Verfäuflichkeit biefer Gewerbe“ werde „theils mit 
dem alten Herkommen, theils dadurch gerechtfertiget, daß jelbe 
auch an bie dermalige Beſitzer durch Kauf gebiehen, daß fie 
ordentlich mit Steuerpfunden bejchweret und bey der gräflich 
gaisrucifchen Eintichtung* mit einem wirklich beftimmten Werth 





1 Fasc. IV F in gen No. 93 Sept. 1788 N. Ö. 

® Referat zum Hoffanzleivefret vom 13. Juni 1778 (Fase, IV F in 
‚gen No, 127 ex Nov, 1779 .R. Ö.). 

3 Jene Schulden, welche bie einfach verkäuflichen Gewerbe allein be- 
Tafteten, beliefen fi in den landesfürſtlichen Städten und Märkten auf 
47460 fl. auf dem flachen Lande auf 64 346 fl. 

+ Diefeaud) von Zinzendorf in feinem Neferate von 1764 (vgl. oben S.175). 
zitierte Einrichtung war eine Regulierung der Steuerveranlagung in ben 
landesfürſtlichen Ortſchaften Nieberöfterreiche, die 1746 vorgenommen wurde. 
Val. Barth-Bartenheim, Gemerbsgefepfunde 1. Bd. S. 102. 
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eingeleget oder dem Werth der Häuſer mit zugejcdhlagen, und 
alfo die Steuer hiernadh höher reguliret worden wäre“. Bis 
1775 war e3 auch zuläjiig, daß eine als Perjonalgewerbe ver- 
liehene Befugnis veräußert wurde, doch ſetzte dies bie befonbere 
Genehmigung der Xandesitelle bezw. Landesfommerzbehörbe 
voraus; eine Bedingung, die freilid oft genug umgangen 
wurde’. 


Nähere Aufichlüfie bieten die Alten nur über eine ganz 
bejondere Gruppe von Nealgewerben in Wien, jene Gewerbe, 
weldhe die Aufmerkſamkeit der Staatsverwaltung eben wegen 
ihres engen Zufammenhangd mit der Lebensmittelverforgung 
der Hauptſtadt verhältnismäßig frühzeitig auf fich zogen: bie 
KRammerhändel. Sie führten ihren Namen daher, weil bei dem 
Dberfammeramte der Stadt eigene Vormerkbücher über fie geführt 
wurden; auf Grund einer Verordnung von 1738 hatten fie dafür 
beftimmte Taren zu ftäbtifchen Zweden zu leiften®. Über ihre 
Entitehung ließ fih trog mehrfacher Anfragen der Regierung 
beim Wiener Magiftrat nichts anderes ermitteln, al® daß fie 
angeblich einem $Freiheitäbriefe des Erzherzogs Rudolf IV. von 
1364 ihre Vorrechte verbanften?. Zu diefen Kammerhändeln 
gehörte eine Reihe von zünftigen Gewerben, zu deren Ausübung 
eine bejondere Gefchidlichleit nicht erforderlich war“; zumeiſt 


I Bericht der niederöfterreihifhen Kommerzlommiffion von 9. Des 
zember 1772 (3. Ö. Komm. Fasc. 77 No. 35 ex Majo 1773. Bgl. unten 
S. 310 fg.) 

2 Verordnung von 1. Auguft 1738, zitiert in dem Bortrage der Hof⸗ 
fanzlei vom 4. September 1773 (Fasc. [IV F Kammerhandel No. 241 ex 
Sept. 17733. 0) 

° Mefehle zur Nußerung über die „urfprünglice Beſchaffenheit“ der 
Kammerbändel, ihre Zahl, ihre Staufpreife und die darauf vorgemerften 
Schulden, nerbunden mit der Anfrage, wie die Zahl diefer Gewerbe ver- 
mebrt werden Tünnte, ergingen unter dem 24. Dezember 1725, dem 
IR, Februar 1738, dem 8. Februar 1734 und 4. Degember 1736 (der. Fasc. 
ad No, 4 ex 1748. 

4 Ein Rortrag von 1747 bemerkt, daß die Kammergewerbe „eben 
derodalben, weillen fie feine Kunſt oter fonderbahre Wiſſenſchaft erforderen, 
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war ihnen der Handel mit einzelnen Gattungen von Lebens- 
mitteln zugemwiejen !. 

Neben den Kammergewerben gab es in Wien dann noch 
eine Reihe fonftiger verfäuflicer Gewerbe, die ihre Nealeigen- 
ſchaft durch beſondere Konzeffionen erlangt hatten?. Der 
Rechtsbeſtand diefer Konzeffionen war allerdings nicht immer ganz 
einwandfrei ®. 


erblich und verfäufflich ſeynd.“ (Fasc. IV Fin gen No. 17 ex 1747 N. 6. 
Dal. oben ©. 61). 

Eine vom Wiener Oberfammeramte im Jahre 1742 verfaßte Speji- 
fifation zählt (unter Beifügung des Jahres der bücherlichen Vormerkung) 
folgende Gattungen von Kammerhändeln auf: 


bürgerliche Greißler, 1702 Kringl- und Bründiſch-Ge · 
Häringer, ſchirrhandler, 
Shler 1667 WarsSterzler, 

1614 } Räßftecher, 1655 Grängl-Bindter 
Zwetſchenhändler, 1679. Weinzaiger · Händler 
Fütterer, 1639 Srauttler, 

Brandtweiner, 1678 Umurthen · Handler, 

1689 Biſierſchneider, 1618 Pfaidler, 

1619 Storthmacher, 1623 Tandler, 

1716 vaar · Budermacher, 1713 Bundtmadher, 
—— 1696 Eſſighandler, 
Leinbathtrücher, 1719 Cäffeefieber, 

1698 Brädl-Braber, 1721 Fifhthäuffter, 

1698 Arbeshandler, = 1721 Bögel-und Wildpraidthandler, 


1739 Schwarzſelcher. 

Im Jahre 1773 wird die Zahl der Gattungen von Kammergewerben auf 
26 angegeben, die inägefamt 349 Gemwerbebefugnifie umfaßten. Der Ge» 
ſamtwert berjelben wird auf über 500000 fl. geſchätzt; ſie waren mit 
265624 fl. bucherlich vorgemerkter Schulden belaftet. (Fasc. IV F Kammer 
Handel No. 21 ex Sept. 1773 R. ©.) Wie hoc einzelne dieſer Gemerber 
gerech tigleiten im Werte ftanden, dafür mag als Beiſpiel angeführt fein, 
dab 1771 für ein bei einer Veriaſſenſchaftsabhandlung mit 3986 fl. 8 fr. 
geihäptes Kaffeeſie dergewerbe 15 000 fl. geboten wurden. 

® Zu biefen Gemerben zäßlten bie „Seinwathhändfer, Öbftler, Naud- 
fanglehrer, Großfuhrleute, Landkutſchet, Fleiſchhauer, Stabtperrüdenmader, 
Bandlungsfreyheiten, Wundärzte und Apotheker“ (Fasc. IV F in gen zum 
‚Hoffanzleidefret 3. 127 ex Nov. 1779 N. ©.) 

® &o wurde 3. B. der Rechtsgrund für die Realeigenſchaft ber 
Perüdenmachergewerbe von bet Hoffanzlei beftritten, die behauptete, es fei 
die Verfäuflichkeit von der Zunft ohne allerhöchfte Genehmigung unbefugter- 
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Die Eriftenz fpeziel der Kammergewerbe war ſchon 
jeit dem zweiten Viertel des 18. Jahrhunderts den flaat- 
lihen Behörden ein Dorn im Auge!. Denn feit etwa 1683 
waren die Kaufpreije biefer Gewerbe beftändig geftiegen, auch 
batten die Bejiger berfelben „per merum abusum et ex pro- 
pria magistratus authoritate* begonnen, ihre Gewerberechte 
bücherlich ftark zu belaften?, ein Vorgang, der nit ohne Ein- 
fluß auf die Preife der von diefen Gewerbetreibenden feilgebo- 
tenen Waren bleiben konnte. 

Die Furcht vor der Teuerung der Biltualien, deren Ber- 
fauf außer Marktzeiten ja den Kammergewerben zum größten 
Teil ald Monopol zuftand, veranlaßte ſchon 1725 die Hoffanzlei, 
von dem Wiener Stadtrate eine eingehende Darftellung aller bie 
Kammerhändel betreffenden Verhältniffe zu verlangen, ebenfo 
einen Borfchlag, „ob, wie und welche Cammerhändel zum Behuff 
des Publici vermehret und wie der von denen Inhabern deren- 
jelben hierauß ziehend-übermäflige Gewinn auf ein billides ber- 
abgejeget werden könnte?“ Gleichzeitig wurde big auf weitere 
Verfügung die fernere Verleihung von Kammerhändeln, ebenfo 
jede bücherliche Verpfändung bderfelben bei jonftiger Nichtigkeit 
unterfagt. Ein Bericht der Handwerkskommiſſion erörterte auch 
eingehend die Frage, wie eine Abftoßung der auf diefen Real- 
gewerben vorgemerften Schulden am beiten ftattfinden Tönne: 
Überlaffung der ftark verfehuldeten Gewerbe an die Gläubiger auf 
Lebenszeit derjelben, oder eine Art Zwangsverwaltung zugunften 
der Gläubiger, Befreiung der Gewerbe von jeder Steigerung 
der Steuerlaft bis zur vollftändigen Schuldentilgung, fulzeffive 


— ——— 





weife erjhlihen worden. Neben den Inhabern der Realgewerbe gab es 
nod vier der Zunft einverleibte Hofbefreite, deren Gewerbe natürlidh nur 
perjönlihe Beiugniffe waren. (Vortrag vom 8. April 1775 derf. Fasc. 
No. 259 ex Apr. 1775.) 

Auch Juſti bemerkt tadelnd, daß die Verfäuflichfeit „older Höde- 
reyen und Gewerbe durch die Unachtſamkeit des Wiener Stadtrathed" zu- 
gelaffen worden jei (Staatswirtihaft Bd. 1 S. 272). 

2 Vortrag vom 23. Juni 1733 (Fase. IV F in gen No. 8 vom 
Jahre 1733). 
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Ablöfung der Schulden aus den von den Kammerhändeln ge- 
zahlten Taren waren die Hilfsmittel, die man in Borjchlag 
brachte. Einen fonderlihen Erfolg hatten dieſe Verhandlungen 
freilih nit. Der Wiener Stadtrat erlaubte auch weiterhin 
den Berfauf der Gewerbe und die Vormerkung von Schulden 
auf diefelben, trogdem ihm dies 1733 neuerdingd unterlagt 
wurbde!. 1738 wurde das Verbot übrigens formell aufgehoben, 
und es blieb nur die Begründung neuer Kammerhändel ver- 
boten; daneben wurde dem Stadtrat eine bejondere „Behut- 
jamfeit in Fürmerfhung deren Schulden” zur Pflicht gemacht 
und angeordnet, daß „zumahlen die Gewerb bevorab bey jezigen 
Umftänden öffters plöglih fallen, niemahlen über die Helffte 
ihres beyläuffigen Werths darauf verficheret werde”. Dies 
wurde dem Stadtrat fpäter neuerdings. eingefchärft? und das 
Verbot der Begründung neuer Kamınergewerbe auch bei jpeziellen 
Anläffen wiederholt?, ohne daß deshalb eine merkliche Beſſerung 
der Zuftände eintrat*. Dieſer Rechtszuſtand wurde durch die 
Verordnung vom 17, Suli 1763 aufrechterhalten’. 





ı Hofdetret vom 13. Februar 1733; Fasc. IV F Kammerhandel ad 
No. 4 ex 1748 N. Ö. 

2 Hofdelret vom 26. Juni 1742 (dasf. Aktenzeichen). 

8 So in dem Delrete vom 15. Februar 1748 betreffend die Regulierung 
der fhußverwandten Brotfiker und Fragner (Cod. Austr. V ©. 282). 

* So heißt es in dem Bortragsprotofoll der fubdel. n. ö. Hof⸗ 
tommiffion von 1757, das die Beſchwerden des Wiener Handelsftandes zum 
Inhalte hatte: „Dur ſolche Bejchaffenheit (d. 5. durch die verfehlte Ge- 
werbepolitit des Magiftrats) find die fo geringſchätzige Gewerbe ohnerachtet 
deren fo vielfältig herabgediehenen a. 5. Refolutionen ... . nad der Hand 
erwachſen, nicht minder zu denen ſchädlichſten würklich in der Stadt vor- 
findigen Monopoliis die Weege gebahnet, und vorzüglich die Cammerhandel 
errichtet worden, bey deren Ertheilung man bloß auf da? Geld, und nicht 
auf die erforderliche Eigenichaften ded Gemwerbätreiberd gefehen; wie denn 
zum Öfteren ein dergleichen Anfänger mit fremder Baarſchaft einen foges 
nannten Cammerhandel erfaufet, bernahmals in Ermanglung der Pro- 
feſſionsfähigkeit nichte® erworben, einfolglih fi, fein Weib und Kinder, 
dann die damit verflochten gemefte treuberzige Gläubiger in die mißlichften 
Umftände, aud völligen Untergang geftürzet bat... ." (N. Ö. Komm. 
Fasc. 63/2; vgl. oben ©. 88.) 

5 Bit. in dem Bortrage der Hoflanzlei vom 4. September 1773 

Pribram, Üfterreiifhe Bewerbepolitit I. 20 
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Die oben dargeftellte Anderung der ftaatlicden Marktpoliti 
jeit dem Beginn der Ver Sabre brachte es mit fi, dab be 
Gedanke auftauchte, die Realeigenfchaft der Kammergemwerbe uni 
das denſelben zuitchende Monopol durch Auszahlung bes Kauf 
preiſes an die Inhaber der Kammerhändel gänzlich aufzuheben"! 
Eo wurde denn im Jahre 1772 von der nieberöfterreidhifcher 
Regierung ein Beriht abgefordert „wegen Aufhebung bei 
Kammerbhändel, wie viel und auf was für Feilfchaften dieſelbe 
find, was für ein Kapital darauf hafte, und wie die Eigen 
thümer zu entjchädigen wären“ ®. 

Das Ergebnis dieſer erften Verhandlung über die Ein- 
löjungsfrage war im mejentlihen negativ. Die Regierung 
ftelte den bereits gejchilderten Nechtszuftand dar, wußte aber 
fein Dittel zur Durchführung der Einlöfung anzugeben; fie hielt 
eine jolche übrigens aucd gar nicht für erforderlid, da „burd 
dieſe Kammerhändel weder dag Handwerks: nody Manufacturss 
Weeſen in Verfall fomme, weil der Kauf diefer Händel nur ben» 
jenigen, die ihre Profeſſion ordentlich gelernet, geitattet würde, 


(Fasc, IVF aammerh. Xo. 241 ex Sept. 1773 N. O.). Für die Vorſtädte 
Wiens war ſchon in dem Telrete vom 7. Januar 1758 jede weitere Rabi- 
zierung eines Gewerbes unterfagt worden (Cod. Austr. V &. 1206). 

1 E8 mag hier nicht unerwähnt bleiben, daß fon 1754 die Ein: 
löfung einzelner Kammergewerbe ftattiand. Bei Gelegenheit der Aufnahme 
der geweſenen Stadtquardia-Fleifhhader unter die bürgerlichen Fleiſchhauer 
war nämlich den erfteren unbefugterweife die Cinreihung ihrer Gemerbe 
unter die Kammerhändel geftattet worden. Cine Beſchwerde der übrigen 
Inhaber von Ranımergewerben führte zur Kaſſierung der widerrechtlich neu 
beuründeten Kammerhändel gegen Ablöfung ber auf denfelben bereitä vor⸗ 
gemerkten Schulden. Eine prinzipielle Bedeutung batten die betreffenden 
Berhandlungen nicht. (A. u. Note vom 20. Februar 1760; Fasc. IV F 
Kammerhandel Nr. 161 ddo. 5. Terember 1759 N. ©. Über die Xuf- 
löſung der Wiener Stadtquardia vgl. meinen Auiſatz Die Einführung der 
Schutzdekrete in Wien, in Schmollers Jahrbuch 1904 S. 892 und die Zitate 
dajelbit. 

2 Diefer Vorſchlag rührte von dem Rechnungsreviſor Jakob Eberhard 
ber (St. R. Nr. 2421 ex 1772), Das folgende auf Grund des Vortrags 
der Hoflanzlei vom 4. September 1773 über die Beichaffenheit der Kammer: 
händel und deren Verkäuflichkeit (Fase. IV F Kammerh. Nr. 241 ex Sept. 


1773 3. Ö.). 
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und weil fie ebenfalls der genauen Auffiht unterliegen, ob fie 
ächte Waaren verkaufen“. Auch das Gutachten der Hoffanzlei 
zeigt, daß dieſe Behörde in der Gefchloffenheit der Gewerbe an 
fih ein Hindernis für ihre Marftpolitit noch nicht erblicte. 
Das Gutachten erklärte die Kammergewerbe „in fi jelbit“ als 
„für das Publicum nicht nachtheilig, wenn nur ber Magiftrat 
und die Regierung dahin ernftlich forget, daß diejenigen, welche 
ordentliche Meifter erforberen, an feinen, der feine Profeſſion 
nicht gelernet, veräußeret, und dabey fein ſchädlicher Vorkauf 
getrieben, und ächte Waare verfauft wird“. Im übrigen be 
antragt die Hoffanzlei eine Verordnung, gemäß welder die Kauf- 
preife diefer Gewerbe „auf ein mäßiges, den wahren Schägungs- 
wert nicht weiter als höchftens um alterum tantum fiberfteigendes 
Quantum zu beftimmen“ wären. So follte ein ſtarkes Anwachſen 
der Kaufpreife verhindert werden. Die Kaiferin genehmigte 
auch diefen Vorſchlag mit einer gewiſſen Mobififation!; Es 
wurde nämlich der bisherige Nechtszuftand infofern abgeändert, 
al3 fortab der einmal erzielte Kaufpreis eines derartigen Ge- 
werbes für alle fünftigen entgeltlichen Übertragungen bie 
Marimalgrenze bilden follte. Zugleih wurde aud ben Be— 
hörden zur Pflicht gemacht, „jede Gelegenheit zu ergreifen“, 
welche fih zur Aufhebung eines derartigen Gewerberechts oder 
zur Herabfegung des Kaufpreifes ergeben würbe?, 


Inzwifchen war das Problem der Nealgewerbe von einer 
anderen Seite her in Diskuffion gezogen worden, und zwar ges 


Nach dem Votum des Staatsrates Baron Gebler (St. R. Nr. 1959 
ex 1773). 

* Auf Grund dieſer Nefolution wurden alle Geſuche um Erteilung 
neuer Befugniffe auf Kammerhändel abgewiefen. So 1780 dad Geſuch 
eined Modewarenhändlers um Verleihung eines bürgerlihen Bundmacher ⸗ 
gewerbes. Diefe Entiheidung wird freilich auch damit motiviert, daß es 
bedentlich fei, durd Vermehrung der auf eine beftimmte Zahl beſchränkten 
Handlungen den Wert der gleidartigen, bereits beftehenden Realgerecht« 
fame herabzujegen (Vortrag vom 29. September 1780; N. ©. Komm. 
Fasc, 72 Nr. 2 ex Oct, 1780). 

20* 
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E Insorbert Sr rdepeht a Por vs m? =»: che - ve =: FTIR Der Geſellen⸗ 


TaNd& ORGCõSS 33. XC᷑& bar. bei N Gutachten des 
Kırkamiszhirs Int Dengerıı Zi)” an, Der in jeinem 


austitriten Tu rı Arız sm euer Erörterung über die 
gene emerienttaren: Zur mwee „© ift eine 
Der sröften Antzurtiinun, 97 Zusene or Ad, „die jehr 
Ihätlibir und Der Aumstme Yen Merutacuren höchſt nad) 
theitigen Yertiste derer Surwerläzerehristeiten durchgängig 
auizubeben, denn iederd dreies can dloßes Terional-Redt iſt, 
woreu’ mithin niemend ein Jus quaesitum baben fann, fo läßt 
es ııh nicht vernünitig ĩdlüßen, mie man iolch angebliches Jus 
licitando verfauñen, auf ev, m, ja Im und mehrere 
Gulden treiben, und aus einem bisweilen ueihidteiten Gefellen 
ehender einen Bertler alä Meiñer maden könne.” .... 

Tiefe Anſichten blieben im Schoße des Kommerzkonſeſſes 
freilih nicht unmideriprohen. Zwei Räte desjelben machten 
gegen die Verwandlung der Realgewerbe in itreng perfönliche 
Befugniſſe geltend, daB fie eine Verwirrung des NRealfredit3 und 
eine Schädigung der Hypothefargläubiger zur Folge haben 
müßte; daß ferner zahlreiche derartige Jura auf Bauerngründen 
hafteten, und „hiervon die Giebigfeit ſowohl dem Unterthan 
als das Tominicale dem Beſitzer angejchlagen jey“. Ohne eine 


3. E. Komm. Fase. 77 No. 25 ex Apr. 1770. Dal. oben S. 251. 

” Schönfeld ftarb anfangs 1771. In einem Votum des Staatsrateß 
Baron Gebler findet fich folgende charakteriſtiſche Bemerkung: „Der ohn⸗ 
längſt verfiorbene Commercieninſpector Schönfeld wird ſtark vermiffet, 
und ficht man ganz deutlich), wie oftmals Conſeſſe und Stellen mit ge- 
Schidten einzelnen \jndividuen und Subalternen deren Geift und Werth man 
erft nad) ihrem Tode fernen lernt, prangen.“ (St. R. Nr. 949 ex 1771.) 
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weitgehende Abänderung der Urbarien und bes landidaftlichen 
Kataſters fei eine ſolche Reform daher nicht durchführbar. Auch 
den ſtädtiſchen Einkünften würde fie nachteilig werden. Denn 
in den Landftädten und Märkten erhielten die Profeffioniften 
ihre Käufer vornehmlid mit Rüdfiht auf die darauf haftenden 
Gewerberehte in gutem Bauzuftande. Ein Verluft der Real- 
rechte hätte den Verfall diefer Häufer zur Folge und müßte 
daher zu Abſchreibungen an der Hausfteuer führen. Endlich 
würde durch die Aufhebung der Realrechte den Handwerkern 
„der Weg gefpörret, reihe Burger- und Bauers-Töchter zu hey⸗ 
ratben, weilen jelbe auf ihre bejizende Jura feinen Heyrathsbrief 
radiciren können“. Das Gubernium, das diejen Bericht feines 
Konſeſſes einleitete, fand indes die Einwände der beiden Mittels- 
räte nicht erheblid. Es „erwog“ per Maiora, „daß alle Parti- 
eularjura „2... + der Wohlfarth des allgemeinen Weejens 
in allweeg nachzuſetzen ſeyen“, und daß alle derartigen Nechte 
ihre Begründung im beiten Falle in Iandesfürftlichen Privilegien 
finden fönnten, die man im Intereſſe der Allgemeinheit aufe 
zubeben oder abzuändern berechtigt ſei. Um aber durch plög- 
lie Mafregeln die Gewerbeinhaber und ihre Gläubiger nicht 
allzu jehr zu ſchädigen, jchlug das Gubernium vor, das Jahr 
1790 als „annus decretorius* zu beftimmen, „wo die Hand» 
werfsjura aufhören jolten, realia zu ſeyn“ * 

Die Frage wurde leider nicht weiter le weil alle 
Berichte der Länderjtellen über die Gejellenwanderung unerlebigt 
in die Negiftratur gelangten. Und als 1772 ber ſteiriſche 
Kommerzkonſeß — kurz vor feiner Auflöfung — bei dem 
Kommerzhofrate den Antrag ftellte, daß ohne feine Genehmigung 
mit ben Gemwerbebefugniffen ber Kommerzialprofeffioniften in 
Steiermarf feine Veränderung vorgenommen werbe, ba wurde 
die Frage einer Vejeitigung der Verkäuflichteit von Gewerbes 
echten gar nicht berührt; und doch handelte es ſich im wejent- 
lichen bei diefem Antrage darum, ob die Veräußerung von Ge= 
werbebefugnifien fortab zuläffig jein follte.e Die Regelung 
erfolgte übrigens auf Grund eines Gutachtens der nieberöfter- 
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reihifhen Kommerztommiffion? für Steiermark nach dem Muſte 
Niederöfterreichs ?. 

Es follten fortab „Leine Kommerzialgewerbe außer bener 
welde auf den Häufern haften, oder radiciret find, ohne % 
willigung de Guberniums rejp. der Commercien⸗Commiſſio 
als bloße Perfonalgerechtigkeiten an einen anberen übertrage 
werben“; folglich jolte auch feiner Herrſchaft geftattet fein, i 
die Veräußerung diefer Perfonalgewerbe ohne Vorwiſſen un 
Genchnhaltung der Kommerzbehörde zu willigen. Die legte 
hatte dagegen feine Übertragung eines Gemwerbebefugnifjes ode 
eine Veränderung ded Standortes eines Gewerbes? zu geftatten 
ohne die beteiligten TChrigfeiten vorher vornommen zu haben. 


In Niederöfterreich beftand, wie erwähnt, dieje Einrichtun— 
ſchon jeit längerer Zeit, und die jtaatlihen Behörden waren ir 
ihrem wiederholt dargeitellten Streben nad) Erweiterung ihren 
Kompetenz ängftli darauf bedacht, ſich bei der Übertragung 
der Gewerbebejugnijie aus dem Bezirke der einen Ortsobrigfei 
in jenen einer anderen möglichit großen Einfluß zu ſichern. Di 
Genehmigung von entgeltlihen Überlaſſungen perfönlide 
Gewerberehte jcheint fogar „die meilte Handel und Be 
ichäftigung“ der nieberöfterreihiihen Handwerkskommiſſion ge 
bildet zu haben. Als daher anläßlich der Aufhebung biefe 
Kommijfion den Magiftraten und Dominien des Landes bai 
Recht der Verleihung von Polizeigewerben wieder eingeräum 
wurbe®, erhob jih auch die Frage, ob diefen Obrigkeiten ba 
Recht zugeftanden werben folle, bei Berfonalgewerben ausnahms 
mweife die Übertragung gegen ein Entgelt, aljo die jogenannten 
„Abfindungen oder Ablöfungen“ ® zu geftatten. 


— — — — 


ı Bericht vom 9. Dezember 1772 (3. ©. Komm. Fasc. 77 Nr. 35 e 
Majo 1773). 

2 Dekret vom 24. Mai 1773 (dadf. Aktenzeichen). 

3 Davon waren bloß die Weber ausgenommen. 

Vgl. oben S. 302. 

s Bortrag von 18. März 1775 val. oben S. 263 fg. 

& Derartige „Ablöfungen“ find natürlich von der Einlöfung wohl 3 
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Der Wiener Magiſtrat ſelbſt ſtellte bei dieſer Gelegenheit 
den Antrag, die „jo vielfältigen und. ... allgemein gewordenen 
Ablöfungen“ der bürgerlichen Gewerbe gänzlich zu unterfagen, 
und bloß die ftets geftatteten Übertragungen ber Gewerbebefug- 
niffe von den Eltern auf ihre Kinder auch fernerhin zu erlauben. 
Obwohl die nieberöfterreichifche Regierung — in Übereinftimmung 
mit dem Gutachten des reaftionären Regierungsrates v. Sartori — 
die Zuläffigkeit der erwähnten Ablöfungen als Ausnahmsmaß- 
regeln verteidigte, griff bie Hoffanzlei doch mit großer Ent- 
ichiebenheit den vom Wiener Magiftrate gejtellten Antrag auf. 
Die Abfindungsfunme für die Überlafjung eines Gewerbebefug- 
niffes, fo meinte fie, nüge dem abtretenden Meifter wenig, und 
belafte gleihwohl den Übernehmer ſehr empfindlich). 

Die Hoflanzlei erlangte für ihre Vorſchläge die Faiferliche 
Genehmigung, und jo hielt denn das bereits zitierte Normale 
vom 22. April 1775 zwar den „bisherigen Gebrauch“ aufrecht, 
„ordentliche auf Käufer radicirte und realifirte Gewerbe ver- 
faufen zu laffen“. Dagegen wurde die mißbräudliche Ver— 
äußerung der Perfonalgewerbe, insbejondere aber der Unfug der 
jogenannten Abfindungen oder Ablöfungen ftreng unterfagt; 
bloß die Übertragungen der Gemwerbebefugniffe von den Eltern 
auf ihre Kinder blieben weiterhin geftattet. 

So war denn zunächft für Nieberöfterreich das allgemeine 
Verbot ergangen, Perfonalgewerbe im entgeltlichen Wege zu 
übertragen, und bieje jpäter auch auf die anderen Erblande 
ausgedehnte Beſtimmung des Normales vom 22. April 1775 
bildet geradezu den Anfangspunft einer gefeglihen Regelung 
der Nealgewerbe. Tatſächlich erhielt fi übrigens der Unfug 
heimliher Veräußerungen von Perfonalbefugniffen in Nieber- 
öfterreich noch lange'; auch die Rechtslage der von früher her 


unterſcheiden, da fie die Berfäuflichleit der Gewerbe nicht aufhoben, ſondern 
geradezu erft begründeten, 

Dies bemerkt ein Vortrag vom 18. April 1783 (Fase. IV F 
Kammerhandel ad Nr. 252 ex Jul, 1783 N. Ö.). 
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beſtehenden Realgewerbe war durch dieſes Normale nicht berührt 
worden. 


Ungefähr um dieſelbe Zeit tauchte der Gedanke, bie Ein— 
löfung von Nealgewerben in einem fonfreten Falle doch 
praftiih zu verfuchen, wieder auf, denn fo oft Die Berfaflung 
der Bolizeigewerbe eine Underung erfahren follte, trat Die Exiſtenz 
der Nealgewerbe diejen Beitrebungen hemmend in den Weg. So 
auch 1775, als in den Verhandlungen über die Vereinigung 
der Stadt: und PVorjtadtmeifter Wiens die hohen Berfaufspreife 
der EStadtperüdenmachergewerbe und die große auf denſelben 
haftende Schuldenlait zur Sprade kamen!. 

Auch diesmal ermwiefen fih die in Vorſchlag gebrachten 
Mittel als unzulänglich, um die erforderliche Einlöfungsfumme 
von 100752 fl., die fi) auf 38 Stadtgewerbe verteilte, auf: 
zubringen; und fo ließ man e3 nicht nur bei der gejchloffenen 
Zahl und der Realnatur diefer Befugniffe bewenden, fonbern 
ab ſich durch die dringenden Vorſtellungen ber ftäbtijchen 
Perückenmacher fogar veranlaßt, den bereit3 erteilten Auftrag 
zur Befeitigung des Unterfchiedes zmwifchen den Stabt- und 
Vorſtadtmeiſtern bei dieſem Gewerbe zurüdzunehmen. 


Die gleichen Schwierigkeiten ergaben fi überall dort, wo 
der eigentlibe Kernpunkt des Problems berührt wurde: wie fid 
die Stuatäverwaltung prinzipiell gegenüber ven jeit längiter 
Jert Deitebenden Reulgewerben benebmen jolle. Die Verhältniffe 
Ndrend gaben den eriten Anlaß, das ganze Problem in feiner 
doren Arge su überieben, und gerade die Geichichte dieſer 
Wertungen seigt reiht deutlich, mie naiv die Vebörden dem⸗ 
“EN warsinh gegenuberitanden. Denn Ste nermeinten ur⸗ 
ESSEN die Ervteng der Realgewerbe durch Verordnungen 


"SEN NT ID V er 1775: Xoremazs ver Dorlünzlei nom 


"To Jamma LIE Bew IV Fin ogen Nr 1 cn Jan. VIER. E, 
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und Erläffe einfach binwegdekretieren zu fönnen, und gelangten 
erit allmählich zu der Einſicht, daß fie es hier mit einer Er- 
ſcheinung zu tun hatten, melde die wirtſchaftliche Grundlage 
für die Verfafjung der meiften Polizeigewerbe und ſelbſt vieler 
Kommerzialprofeffionen bildete; mit einfachen Verbotsmaßregeln 
war da freilich nichts auszurichten. 

Für Mähren hatte ſchon ein Hofdefret von 1762! an- 
geordnet, daß „die Verhypothecirung, dann Veräußerung eines 
Gewerbs bey feiner Zunft mehr zu geftatten” jei. Der Iglauer 
Handelftand bat 1765 um Aufhebung dieſer Verordnung, und 
die Behörden Mährens ftellten in ihrem darüber abverlangten 
Verihte den Antrag auf Abweifung des Anſuchens. Diefer 
Bericht wurde indes von der Hoffanzlei nicht erledigt, und es 
ſcheint daher die Landesftelle die Durchführung der erwähnten 
Vorſchrift nicht weiter verfolgt zu haben. Erſt 1776 erging für 
Mähren ein neues Dekret?, nach welchem „die Verkaufung und 
Überlaffung deren Gewerbsgerechtigkeiten bey feiner Zunft mehr 
geftattet werben follte“. Diesmal war es ber Iglauer Dagiftrat, 
der eine Belehrung darüber verlangte, „ob auch die privilegirte 
oder in Grundftüden beftehende Gewerbe weder verfaufet noch 
überlafjen werben follen.“ Die Landesitelle hatte fich neuerlich 
über die Frage der Verkäuflichkeit der Gewerbe zu äußern. 

In ihrem eingehenden Berichte? Iegte fie dar, daß bie 
A 9m Fase. IV Fin gen findet ſich sub Nr. 2 ex Oct. 1762 fol- 
gender Vermerk: „An die Repraej. und Nammer in Mähren wird, jedod 
sine eonsequentia verwilliget, daß der Ollmüger Perrüquenmader Sagl- 
mayer feine Werfftätte an einen anderen ber Profeffion fündigen ver- 
äußern börffe, außer deme aber Niemand die Veräufferung feines Gewerbes 
zu geftatten jey. Wien den 2. October 1762, (Das Driginale vertilgt.)* 
Die weiteren Daten nad) dem Berichte des mähriſchen Guberniums vom 
15. Mai 1778 (vgl. unten Anm. 3), Der Wortlaut dieſes Defrets läßt ver- 
muten, daß man dei dem Verbote bloß die Begründung neuer Nealgewerbe 
im Auge hatte, 

® Delret vom 31. Auguft 1776 (Fase, IV F in gen Nr. 119 ex 
Aug. 1776 Mähren). 

* om 15. Mai 1778 (derf, Fase, Nr. 118 ex Jun. 1778). Die Aus- 
führungen dieſes Berihts wurden bereits oben zum Teile wiebergegeben 
(nal. S. 295 fg.). s 
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Realgewerbe in Iglau — und dies galt wohl ziemlich allgemein 
von allen derartigen Gewerberechten in ganz Mähren — auch 
wenn fie ihre Exiſtenz nicht durchwegs auf ausbrüdlicdhe landes⸗ 
fürſtliche Privilegien ftügen könnten, doch durch einen jahr: 
hundertelangen Beſtand und burch die indirefte Anerkennung 
bei der Steuerbemeijung einen unleugbaren Anſpruch auf Berüd: 
ſichtigung erhalten hätten. „Aus diefem Grunde nun, um 
mweilen die Übertragung der Gewerbsgerechtigkeit als ein jus 
reule angejehen worden”, fei „berjelben ein gewiffer innerlider 
Werth bejtimmet, jolcher ordentlich denen Stabtbüchern einver: 
leibet, und ein jo anderen Gläubiger zur Sicherheit feines 
Darlehens verjchrieben”. 

Die Erklärung diefer Gewerberechte als bloße Perſonal— 
befugniſſe müſſe daher den wirtſchaftlichen Ruin zahlloſer 
Familien zur Folge haben. 

Dieſen Argumenten verſchloß ſich auch die Hofkanzlei nicht, 
und ſie genehmigte daher (mit Dekret vom 13. Juni 1778.) im 
wejentliden die Anträge des mähriihen Guberniums. Die be 
reits erlaſſene Anordnung, alle Realgewerbe einfad aufzuheben, 
wurde wieder zurüdgenommen und dahin eingefchränft, daß bie 
bisher wirklich verkäuflihen, und als jolde den Stadt- und 
(Srundbücdern einverleibten Gewerbe ihre Nealeigenfchaft bei- 
hehalten ſollten. Beim Verfaufe derjelben aber war ber „berz 
mählige ftadt- und grundbücherlich vorgemerkte Werth zur Richt: 
ya zu nehmen und felber keinesweegs zu überfchreiten“ ®. 


' Juanfelbe Aktenzeichen. 

+ (em NHachtragsdefret vom 6. November 1779 (derj. Fasc. No. 145 
‚. oz 1779) ergänzte dieje Anordnung dahin, daß alle Gemwerbetreibenden, 
vu nerfüntlide Rechte befaßen, binnen Jahresfriſt ihre Kauflontrafte bei 
Klaus (hen Hechts ftadt- und grundbücherlich vormerlen laflen follten. 
Lırı Iekle Prilauispreis wurde ald Maximalpreis für alle fpäteren Ber 
üngrrungen beftimmt. Tiefe Anordnung wurde aud in dem Hofdekrete 
vom Sb. 3Mober 1780 (deri. Fnac. Nr. 66 ex Oct. 1780) aufrecht erhalten 
hd sulauer Magijtrat mit feiner Bitte abgewiefen, „daß der Werth ber 
Yemeibägeredjtigleiten in Anfehung deren Pupillen nicht befchräntet werden 


hıııı Mr.” 
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Dagegen jollte bei jenen Gewerberechten, bie nicht titulo 
oneroso erworben worden waren, und denen auch fein ausdrüd- 
liches landesfürftliches Privileg die Eigenjchaft der Verfäuflich- 
feit beilegte, die Veräußerung, Verpfändung und fonftige Über- 
tragung feinesfalls geitattet werben, „meilen es gegen alle gute 
Ordnung laufet, und in mehreren Nüdfichten bedenklich, die 
Handwerfsmeifter-Nechte als Realitäten erblich und verfäuflich 
zu laffen.“ Um ferner derartige Übertragungen nad) Möglichkeit 
zu verhindern, und „die Erfordernis der Handwerkern und Ge- 
werben jederzeit nad) Maaf der Umftänden beftimmen zu können”, 
wurde gemäß dem Antrage des Guberniums bei allen Zünften 
in den Städten und Ortſchaften ber numerus restrietus ber 
Meifterihaften aufgehoben. Die Verleihung der Meifterrechte 
blieb den Magiftraten und Dominien unter Vorbehalt 
des Nefurszugs an die Kreisämter bezw. das Gubernium 
tiberlafen!. Um die bereits vorhandenen Nealgewerbe nad) 
Möglichkeit zu befeitigen, wurde endlich noch der Gubernial- 
antrag genehmigt, daß bei Erledigung eines verfäuflihen Ge- 
werbe3 jenem Bewerber der Vorzug gegeben werben jollte, ber 
fich bereit erklären würde, auf die Nealeigenjchaft des Gewerbes 
zu verzichten. Einen nennenswerten Erfolg verſprach ſich aller- 
dings die Hoffanzlei von diejer Tegtgenannten Mafregel nicht. 

Sie glaubte vielmehr ein Mittel zur gänzlihen Beſeitigung 
ber Nealgewerbe gefunden zu haben, das fie in einem ebenfalls 
unter dem 13. Juni 1778 erlafienen Defrete? mit folgenden 
Worten jämtlichen Länderftellen mitteilte: „Es hat ſich veroffen- 
baret, dab der jchädlihe Unfug der Gewerbsverfäufen ohne 
minbefter hinlänglicher Urſach und ohne einigen Privilegio fo 
eingeſchlichen ſey, daß dieje verfaufte Gewerbe jogar ftadt- umd 
grundbücherlich geſchätzet, Schulden darauf vorgemerfet, jomit 


% Bol, dazu oben S. 227. 

* Fasc. IV F in gen Nr. 228 ex Jun. 1778. N. ©. Das Delret 
findet ſich mehrfach zitiert, fo bei Barth-VBartenheim, Gewerbögefehe 
tunde Bd. I; Kuliſch, Syſtem des Gewerberechts Bd. I S. 186 (hier 
freilich durch zwei Drudfehler entjtellt). 
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folde in gemwilfer Mas authoritate publica als jura realia e 
färet worden.“ Da fih nun die Verfäuflichleit Diefer Gewerb: 
rechte offenbar nicht mit einem Schlage bejeitigen laſſe, ohr 
wohlerworbene Rechte zu verlegen, jo gehe die Abficht d«e 
Monardin dahin, diejes Ziel allmählich, ohne empfindliche Be 
einträchtigung der gegenwärtigen Gewerbeinhaber und ihre 
Gläubiger zu erreihen. Ein Mittel dazu fei vielleicht in be 
Beitimmung zu erbliden, „daß bey jevem Verlauf eines foldye 
Gewerbe, dann Übertragung desjelben an einen anderen Durd 
Erbſchaft oder auf andere Art jederzeit an dem obgedadte 
ſtadt- und grundbücherlihen Werth 10 p Cto dergeftalten ab 
geihrieben werden follen, daB ..... in 10 Beränderunget 
der Roffefforen ale Verfäuflichfeit der Gemwerben aufgehober 
feyn möge.“ Über diejen Vorſchlag hatten demnach die Länber: 
ftellen ihr Gutachten zu eritatten. 

Allein ſchon der Bericht der niederöfterreihifchen Regierung! 
überzeugte die Hoffanzlei von der Undurchführbarkeit des ganzen 
Planes. Die Regierung erfannte nun zwar die „Unſchickſamkeit“ 
und bie „wefentlichen Nachtheile” einer entgeltlihen Übertragung 
von Gewerbebefugniſſen, und jtellte jene Argumente, bie fi 
gegen biefe Snftitution geltend machen ließen, in ihrem Berichte 
zujammen?. Allein fie ſah doch „zuoörderit wegen der aus ber 


1 Vom 12. Oktober 1779 (Fasc. IV F in gen Nr. 127 ex Nor. 
1779 3. ©.). 

2 „E8 fey immerhin unfchidfam,“ To beißt es in dem Referate der 
Hoflanzlei über diefen Bericht, „daB ein Gewerbsmann dem andern ent- 
weder die Befugnis, das Gewerbe zu treiben, welche nicht von feiner Ber 
gebung abhange, oder aber eine unfichere und unbeftimmte CErträgnis, 
welde noch qar nicht eriftire und nur erft Durch den eigenen Schweis des 
Übernehmers erworben werden müße, ablöfen folle.“ Insbeſondere ſeien 
derartige Abfindungen bei jenen „Handwerken und NMeiſterſchaften ganz 
gegen die Natur der Sache“, bei denen für die Gewerbeverleihung die per- 
fönliche Fähigkeit des Bewerbers maßgebend fei. Den „Vorwand“, daß bie 
Ablöfung zur Entſchädigung des abtretenden Meifterd gefchehe, könne man 
ebenfalls nicht gelten luffen, „weil dem Meifter, fo lange er die Kräfte Hierzu 
habe, nur feine Profeßion fortzufegen, niemals aber fi durd Gelb zur 
Abdankung dingen zu laßen, bevorjtehe.“ Ebenſo mwiderfinnig fei, „daß 
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Aufhebung erörterter Verkäuffichkeit nit nur für ben Privat 
mann, fondern aud für das Steuerfyftem felbften entitehenden 
Verwirrung die Sache für jo bedenklich an“, daß fie fih nicht 
getraute, „auf die Einführung der vorgefhlagenen Werths-Ab- 
ſchreibung wenigftens ſchon dermalen und allgemein anzurathen.“ 
Sie war vielmehr der Anficht, daß man mit den Gewerben auf 
dent flahen Lande beginnen, und zunächſt die einfach verfäuf- 
lichen Realrechte bejeitigen müſſe. Zu dieſem Behufe erftattete 
fie in zehn Punkten eine Reihe von Vorfchlägen. 

Den Beifall der Hofkanzlei fanden diefe Vorſchläge freilich 
nicht. Aber auch die gegen die geplante Wertabſchreibung er- 
hobenen Bedenken jhienen ausreichend zu beweijen, dab dieſes 
Mittel ohne ſchwere Beeinträchtigung der Gewerbeinhaber und 
ihrer Gläubiger „nit thunlich” fei. 

So ließ es denn das Konklufum der Hoffanzlei dabei be— 
wenden „was hierunter inzwijchen beſchehen ift“. Kein Gewerbe 
jollte mehr auf einem Haufe rabiziert, feinem die Verkäuflichteit 
neu bewilligt werden; für die bereits vorhandenen Nealgewerbe 
hatte bei einer entgeltlihen Übertragung ber bereits erzielte 


die Meifterihaft dem Haufe anfleben . . . jolle, da ein Profehionift, um 
Meifter zu werden, feines Haufes bebörfe.“ 

Neben der „Unihidjamfeit“ komme auch nod ber Schade in Be- 
tracht, der durch den Verkauf der Gewerbe für den angehenden Meifter und 
im weiterer Folge für das Publikum entftehe. Viele geichidte Arbeiter 
müßten „beynahe alle Hoffnung zu ihrer Stabilirung aufgeben“, weil es 
ihnen an Mitteln fehle, um nebft ven obrigteitlien und Handwerkstaren 
aud) noch die Koften der Ablöfung aufzubringen. Und gelinge ihnen dies 
auch, fo gefährde doch die Laſt diefer Ausgaben von Anfang an ihre Eris 
fteng. Enblid) nüge die Ablöfung auch dem abtretenden Meifter nicht viel, 
denn die Abfindungsjumme reihe faft niemals Hin, um ihm und feiner 
Familie ven Unterhalt zu fihern; in den Händen eines Verſchwenders ſei 
fie überdies bald durchgebracht. 

Unvergleichlich jhärfer fahte übrigens die Argumente gegen die Ver, 
fäuflicleit der Gewerberechte ein etwa um biefelbe Zeit in den „Ephe- 
meriven der Menfchheit” veröffentlichter Aufſatz („Die Freiheit der Gewerbe 
und des Handels wider den Herrn Generaladvolaten Seguier in Paris") 
zufammen. (1778, 11. Stüd, ©. 1 fg.). 
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Kaufpreis die Marimalgrenze zu bilden. Diejer Befhluß wurd 
denn auch der nieberöfterreihiihen Negierung befannt gegeben! 

Dagegen fcheinen die Berichte der übrigen Länderftellen — 
fomweit fie überhaupt einlangten — unerlebigt geblieben zu fein? 

Man fcheute offenbar vor allen energifchen Eingriffen ü 
die beftehenden Rechts- und Mirtichaftsverhältniffe zurüd, un! 
nicht3 charafterifiert vielleicht die vorfichtige Politik jener Tagı 
beffer als dieſer Berziht auf jede Abänderung eines Rechts 
zuitandes, beifen ſchädliche Seiten man nun gleihwohl klar er 
kannt hatte. 

Nur fozufagen pro foro interno fprad der Beichluß dei 
Hoffanzlei bei diefer Gelegenheit einen für die künftige Gewerbe: 
politit außerordentlih wichtigen Grundfag aus. Er erklärte 
„daß man von Seite der Hofftelle ſich die Hände nicht werde 
binden laffen, nach Zeit und Umftänden einigen geſchickten und 
verdienftlichen Gefellen die Meifterfchaft zu ertbeilen, chne fidh 
an die beſchränkte Zahl mancher Gewerben ftrenge zu balten.“ 
Eben die Vermehrung der Meifterftellen fei der ficherfte Weg, 
ben Wert der Nealgewerbe nah und nad ohne ſchwere Schäbt- 
gung ihrer Inhaber herabzufegen. Diefer Grundfag wurde dann 
in der Folgezeit von beitimmendem Einfluffe auf die Gemwerbe- 
politif der Staatöverwaltung. 


1 Dekret vom 13. November 1778 (dasfelbe Aktenzeichen wie oben). 

2 Bon diefen Berichten habe ich bloß jenen des mährilichen Guber. 
niums gefunden (ddo. 11. März 1780; Fase IV F in gen Nr. 17 
Apr. 1780 Mähren. Er wurde einfach reponiert. Auch das mähriſche 
Gubernium bezeichnet als die notwendige Folge der vorgeichlagenen Ab: 
fchreibungen eine ſchwere Schädigung von Inhabern und Bläubigern dei 
Realgewerbe, ſowie „eine ohnausmeidhliche Zerrüttung in dem Steueratico*. 
Weniger ablehnend fcheinen fi andere Länderftellen verhalten zu haben 
So kommt 3. B. das fteirifhe Gubernium fpäter miederholt auf biefen 
Vorſchlag zurüd. (So in dem Gutachten zu dem Sonnenfeldfhen Ent: 
wurfe 1794 und fogar noch 1817 in einem Berichte über die Regulierung 
ber Gewerbeverfaflung.) 


— — — — 
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Viertes Kapitel, 


Das Zirkulare vom 30. März 1776. Die Gewerbe- 
politik Sis 1780. 
(Verhandlungen über die Zumeifung des Verleihungsrechtes bei Kommerzial - 
gewerben an die Ortsobrigleiten S. 319. — fitierung der neuen Ver - 
leihungsgrundfäge in dem Zirkulare vom 30. März 1776 ©. 321. — Be 
antwortung einzelner Fragen im Sinne ber freieren Konkurrenz: a) Die 
Verteilung ber Erwerbszweige S. 330. — b) Die Gefellenwanderung 
©. 330. — c) Der Kleinverfauf der Fabrifanten S. 332. — d) Vermehrung 
der Handlungsbefugniffe S. 337. — e) Die Vorkaufsrechte und Diſtritts - 
ausmefjungen beim Handel mit gewerblichen Nohprobuften und Halbe 
fabrifaten &. 338. — Kämpfe der Hoffanplei mit den Zünften Wiens 
©. 339. — Konflikt zwifchen dem mährifhen Gubernium und dem Brünner 
Magiftrate S. 342.) 

Es wurde eben dargeftellt, wie unter dem Einfluffe der 
freieren Ideen, die feit 1776 etwa zum Durchbruche gelangt 
waren, die Lebensmittelpolitit ebenjo wie die Behandlung der 
Realgewerbe bedeutſame Änderungen erfuhren. Und biefelben 
Einflüfe bewirkten in ber Handelspolitif eine Milderung des 
ſchroffen Prohibitiv- und Schutzzollſyſtems, fie veranlaften auch 
die Indujtriepolitif zum Verzichte auf jede willkürliche Regulierung 
der gewerblichen Entwidlung, zur Anerkennung ber freien Kon- 
furrenz als der beiten Triebfeder im gewerblichen Leben. Aber 
bier wie dort zeigt fich wiederum das gleiche Bild: man wagt 
es nicht, eine in die beftehenden Verhältniffe entjcheidend ein- 
greifende Anordnung zu treffen, aus Furcht, Verwirrung in 
das Wirtfhaftsleben zu bringen. Und jo weicht man vor den 
eigentlichen Konfequenzen der neuen Politik ängftlich zurück. 

Nachdem die Hofkanzlei im Jahre 1776 auch die Leitung 
der Kommerzialgewerbe übernommen hatte, ſchien es zunächſt 
erforberlich, die Grundfäge für die künftige Verleihung dieſer 
Gewerbebefugniffe feitzuftellen. Denn mit der Aufhebung der 
Kommerzlonfeffe und Kommerzlommiffionen traten aud ihre 
Infteuktionen außer Wirkfamkeit. Das Recht zur Verleihung 
der Kommerzialgewerbe überging an die Länderftellen. 
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Wollte man der Induſtrie eine freiere Entwidlung ver- 
ihaffen, jo mußte zunädjft der Weg zur Erlangung gewerblicher 
Befugniffe erleichtert werben. Anderſeits fchien e8 das Bebürf- 
niß der mit Agenden aller Art überlafteten Landesſtellen zu 
fordern, daß ihnen die Aufgabe einer Verleihung der Kommerzial⸗ 
gewerbe abgenommen werde. Die geeignetften Organe zur Über- 
nahme dieſer Aufgabe waren offenbar die Magiftrate und Ort 
obrigfeiten, die regelmäßig viefelbe Befugnis ſchon hinſichtlich 
ber Polizeiprofeflionen befaßen. Es galt nur, dem Hange biefer 
lofalen Behörden zur Gewerbebeichränfung ein entiprechendes 
Gegengewicht zu feßen. 

Die Hoffanzlei fnüpfte in diejer Frage an eine Reihe von 
Verhandlungen des Kommerzhofrates an. Schon 1773 hatte der 
legtere mit der erwähnten Erweiterung der Kompetenz der lokalen 
Obrigleiten den Anfang gemacht, und, wie bereit8 oben bar» 
gejtellt wurde, diejen Behörden in Mähren die Aufnahme von 
Kommerzialprofejlionen und die Verleihung von Handlungs 
befugnifjen überlafjen!. 

Im folgenden Sabre? waren dann auch die Länderftellen 
und Sommerzlommiffionen der übrigen Erblande zur Erftattung 
von Gutachten aufgefordert worden, ob nicht „um denen Meifter- 
rechtSwerbern deren Kommerzialprofeffionen eine mehrere Er- 
leihterung zu verjchaffen”, denjelben fortab „nach der bey denen 
Zünften vermög ihrer Artileln bejchehenen Anmeldung und vor: 
gelegten Erfordernifjen”, in den Städten von den Magiftraten 
und auf dem Lande von den Dontnien das Meifterrecht ver- 
liehen werden jolle. Eine meitere Frage des Dekrets betraf 
dann die Regelung des Inſtanzenzuges bei Rekurſen über bie 
Entſcheidungen diefer lofalen Behörden. 

Bon Bedeutung für die weiteren Verhandlungen war bloß 


I Tefrete vom 1. Juni und 16. Auguft 1773. Vgl. oben S. 227. 


» Birtulare vom 15. April 1774; Kart. IV J 1 Nr. 193 ex Apr. 
1774 Böhm. und N. Ö. Komm. Fase. 631 Nr. 110 ex Apr. 1774. 
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das Gutachten der nieberöfterreichiihen Negierung!. Cs ſprach 
ich, geftügt auf die Anträge der Kommerztommiffion, für die 
Bejahung der in dem Dekrete geftellten Hauptfrage aus, und 
ſchlug überdies vor, die „bisher gewöhnlichen Abtrettungen der 
Handlungen und Gewerbe“ endgültig zu befeitigen; endlich die 
Kommerzialgewerbe in drei Gruppen zu gliedern: im zünftige, 
in Gewerbe, deren Ausübung auf Grund von Schußfreiheiten 
zuläffig fein follte, dann in freie Gewerbe. 


In diefem Stadium übernahm die Hoffanzlei die Verhand— 
lungen. Sie wählte jenen Bericht zur Grundlage einer eigenen 
tommiffionellen Beratung ?, welche die entjcheidenden Fragen mit 
großer Gründlichkeit erörterte, und ihre Anträge dabei nicht 
auf Niederöfterreich beſchränkte; es wurde vielmehr „der Bedacht 
genommen, . . . . wie die Gleichheit in dem übrigen deutſchen 
Erblanden unter einem bergeftellet . . . . werden könnte“, 

Vielleicht können dieje Verhandlungen auch als die Aus- 
führung eines bejonderen Faiferlichen Befehls aufgefaht werben, 
den die Monarchin anläßlich der Vereinigung des Kommerzhof- 
rats mit der Hofkanzlei erlafien hatte. „Da aber Jh“, fo Heißt 
es in dem Kabinettjchreiben an den Grafen Blümegen vom 
2. Januar 1776° „nicht aus der einzigen Vereinigung des 
Commercien-Collegii mit der Kanzley die zukünftige befiere 
Wirkung des Commercialgefhäfts zum Nutzen des Allgemeinen 


1 N. ©. Komm. Fase. 63/1 Nr. 74 ex Mart. 1776, Von den Gut: 
achten der übrigen Länderftellen fand ich noch jene des inneröſterreichiſchen 
Guberniums, ber Kärntner Landeshauptmannſchaft und der Görzer Landed- 
hauptmannſchaft (3. Ö. Komm. Fasc. 77 Nr. 15 ex Jun. 1774 und Nr. 37 
ex Oct. 1775). Beer, Stubien zur Geſchichte der öfterreihifchen Induftrie: 
politit (&. 45), zitiert noch einen Vericht der oberöfterreihif—en Stände, 
Rach einem Altenvermerf wurde von diefen Berichten fein Gebrauch gemacht, 
weil inzwifchen ein Plan „megen Aufhebung ber die Verbreitung der Induftrie 
fo fehr befhräntenden Zünftigfeit bey verſchiedenen Profeffioniften” aus ⸗ 
gearbeitet und der Hoffanzlei zur Außerung mitgeteilt worden war. 

® Bom 26. Februar 1776; Referent ift Hofr. v. Doblhoff-Dier (N. Ö. 
Komm. Fasc, 63/1 Nr. 74 ex Martio 1776). Schon bei dem Kommerzhofs 
rat waren dieſe Fragen in einer eigenen Kommiſſion erörtert worden. 

® Kart, III A 2 Nr. 49 ex Jan. 1776 N. Ö. 

Peibram, Öfterreichtfche Gewerbepolitit L, 2ı 
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und der großen Anzahl, und nicht einzelner Fabriken und Fabri⸗ 
fanten aus felber verhoffe; jo wird Er Mir nad) getroffener 
Bereinigung und reifer Überlegung feine Vorſchläge geben, wie 
Cr hinfüro und nad mas für Maßregeln dieſes ganze Geſchäſft. 
um zu diejen heilfamen Abfichten zu gelangen, einzuleiten ge: 
denke?“ Als oberften Grundfag für die Vorfchläge des Kanzlers 
bezeichnete die Kaiferin dabei „alle nur mögliche Freyheit im 
Handel und in der Erzeugung in allen Ländern“. 

So war, obwohl dies in den Verhandlungen der erwähnten 
Kommijfion nicht ausdrüdlicdh bemerkt wird, do die allgemeine 
Richtung firiert, in welcher fih ihre Anträge bewegen follten. 
Und dieſe gegebene Weifung bezeichnet endgültig ben Wende: 
punkt in der Gewerbepolitif. 

Das Kommiffionsprotofoll lehnt zunächſt die Beforgnis ab, 
e3 fünnte die Erteilung des Rechtes zur Verleihung von Kommer: 
zialgewerben und Handelsbefugniſſen an die Magiftrate und 
Obrigkeiten eine allzu große Konkurrenz, eine Überfegung der 
Zahl der Gewerbetreibenden zur Folge haben. Denn abgefehen 
davon, daß ein Fabrifant oder Manufakturift fi nicht an einem 
Orte niederlaffen werde, wo die Ausfiht auf Abjag feiner Er 
zeugniffe fehle, treffe ja gerade bei den Kommerzialgewerben ber 
Fall zu, daß fie niemals ausſchließlich für den lokalen Bebarf, 
oft überhaupt gar nicht für denfelben produzierten. Überdies 
lehre die Erfahrung, daß die Magiltrate und Ortsobrigfeiten 
bisher nicht ſehr geneigt gewejen ſeien, Kommerzialprofeflioniften 
zu unterjtügen. Man müſſe dieſen Behörden daher vielmehr 
ausdrücklich befehlen, tüchtigen Bewerbern die Aufnahme als 
Bürger und Meifter „auf alle nur immer billige und thunliche 
Weile zu erleichtern.” Zu diefem Zwecke follten die angehenden 
Kommerzialprofeflionijten auch nicht mehr verhalten werben, einen 
zur Anſchaffung der nötigen Handwerksgerätichaften und Mate⸗ 
rialien ausreichenden Vermögensfonds auszumeifen!. Der Nadı- 
weis der entſprechenden Profeifiongtüchtigfeit folte genügen; 
denn niemand werde fih fo leicht ohne ausreihende Mittel in 

Wgl. oben S. 227. 
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ein gewerblices Unternehmen einlaffen. Die gleichen Geſichts- 
punkte wie für die Überlafjung der Verleihungsbefugnis bei 
Kommerzialgewerben waren nad) dem Kommiſſionsgutachten auch 
dafür entfcheidend, den Magiftraten und Ortsobrigkeiten die Er- 
teilung von Handlungsfreiheiten und Kramläden zu übertragen, 
ein Recht, das bisher ebenfalls die Rommerztommiffionen geiibt 
hatten. Denn bie Vermehrung der Handlungen und Kramläden 
ſei namentlich auf dem flahen Lande vielfach notwendig. Nur 
für die größeren Städte, wo ſich Merkantil- und Wechjelgerichte 
befanden, namentlid für Wien, follte die Prüfung des vor- 
geſchriebenen Handlungsfonds durch diefe Gerichte nad) wie vor 
eine Vorausfegung für die Erlangung einer Handlungsgerechtig- 
teit bilden *, 

Von einer Vermehrung der Handlungen und Gewerbe durch 
die lokalen Behörden erhoffte die Kommifjion auch eine Be 
jeitigung jener Schäden, welde bisher mit den entgeltlihen 
Überlafjungen von Gewerbebefugniffen verbunden geweſen waren, 
weil dann ein Befugniswerber es nicht mehr nötig haben würde, 
„eine Handlung oder ein Gewörbe abzulöjen.“ Ein ausdrüd- 
lies Verbot der Ablöfungen hielt die Kommiffion für über- 
flüjfig; wohl aber beantragte fie, den Magiftraten und Dominien 
jede Nadizierung einer Handlung oder eines Gewerbes zu unter- 
jagen. 

Alle diefe Vorjehriften über Die Gewerbeverleihungen follten, 
zunächit für Nieberöfterreich, den Unterbehörbden in einer eigenen 
Inſtruktion befannt gegeben werden; parallel damit follte auch 
eine Regulierung der Taren für Erteilung des Bürgerrechts und 





’ Einen ganz befonderen Gegenftand ber Erörterung bildete noch die 
Frage, ob die erwähnte Verleihungsbefugnis den Obrigfeiten der unbürger« 
lichen Dominikalgründe innerhalb der Linien Wiens ebenfalls zu übertragen 
jei ober ob hier, wie dies hinſichtlich der Verleihung von Poligeigemerben 
angeordnet worben war (vgl. oben ©. 265), eine folde Verleihung erft nach 
Einvernehmung des Wiener Magiftrats durch die Regierung zuläffig fein 
ſoute. Die Hoftanzlei entſchied ſich für die erftere Eventualität, ſchon aus 
Gründen der Gleichberedhtigung und aus den gewichtigen Bedenken, welche 
die Unparteilichteit des Wiener Magiftrats ihr einflößte. 

2ır 
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ſonſtige Amtshandlungen der Obrigkeiten, dann die Beſtimmung 
jener Schutzgelder erfolgen, welche die bloß mit Schutzfreiheiten 
beteilten Profeſſioniſten zu entrichten hatten. Die für Nieder- 
Öfterreich getroffenen Verfügungen hatten da8 Mufter für die 
analogen Einrichtungen in den übrigen Erblanden zu bilden. 
Auch das Nekursreht der Parteien und der Inſtanzenzug follten, 
wie dies in Niederöfterreich fchon hinſichtlich der Polizeigewerbe 
geihehen war!, gejeglih firiert, den Befugniswerbern dabei 
indes feine Fallfriften beitimmt werden, weil fie „einen folchen 
Termin leiht überjehen oder verfäumen, mithin diefer Wohlthat 
beraubet werden könnten.“ Wohl aber Hatte für die Zünfte 
nad) dem Kommiflionsantrage eine peremptoriiche Friſt von 14 
Tagen zur Einbringung von Rekurſen gegen die Erteilung von 
Gemwerbebefugniffen zu gelten. 

Gegen die weitere Vermehrung der Zunftladen auf dem 
flachen Lande ſprach fich die Kommiſſion ebenfo aus wie gegen 
den Vorfchlag der niederöfterreichifchen Kommerzlommiffion, eine 
Verteilung der Kommerzialprofejlionijten auf die Hauptitabt, die 
Landftädte und Märkte und das flache Land vorzunehmen. Eine 
derartige Regulierung ſei überflüffig, und der beabfichtigten 
Freiheit der Gewerbeverfafjung nur binderlih. Jeder Fabrikant 
wife jelbit am beiten, wo er die günftigfte Gelegenheit zum 
Betriebe feines Gewerbes finden könne. Nur diejenigen Ges 
werbe, die edle Metalle verarbeiteten, follten aus Gründen der 
befonderen Aufiicht, der fie unterlagen, auf die Hauptitädte bes 
Schränft bleiben; ebenfo hatten für jene Gewerbe, zu deren Be— 
trieb Feuerwerfitätten erforderlid) waren, die befonderen für fie 
erlaffenen Vorſchriften — jedoh unter Aufhebung der Be— 
ſchränkung auf gewiſſe Gegenden — in Kraft zu bleiben. Dem 
Protofolle der Kommiſſion waren zwei Verzeichniffe der Kommer- 
zialgewerbe beigejhloffen. Das eine zählte jene Gewerbe auf, 
bie „theil3 zunftmäßig in den Erblanden ſchon ſehr ermeitert” 
waren, teil3 aber „einiger Aufficht in Anbetracht des verarbei- 


I Bgl. oben ©. 265. 
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tenden Materialis unterzohen bleiben“ jolten. Auf diefe Ge- 
werbe — 25 an Zahl — hatten nad) dem Kommiffionsantrage 
in Hinkunft die Obrigfeiten das Bürger- und Meifterrecht zu 
verleihen, in berücfichtigenswerten Fällen die Landesftellen Schutz⸗ 
freiheiten zu erteilen — fei es bloß für die Perfon, ſei es für 
Arbeit mit Gebilfen!. Das zweite Verzeichnis umfahte 84 Ge- 
werbe, die fortab gänzlich freigelafien werben jollten, weil fie 
„weder einen ftarfen Verlag, noch bejondere mehrjährige Kunſt- 
übung erforderen, viel Hände befchäftigen Eönnen, derer Arbeit 
größtenteils hier gar nicht, oder aber in noch zu hohen Preifen 
verfertigt wird, die mithin in dieſem Geſichtspunkt eine Er- 
weiterung nöthig haben, und die man, ohne einer vorläufigen 
Prüfung unterworfen zu jeyn, treiben könne,“ Dieſen Pro= 
feſſioniſten ſollte auch geitattet jein, Frauen und unzünftige Ge> 
hilfen in unbejchränkter Zahl zur Arbeit zu verwenden, auch 
Lehrjungen nad) Belieben zu unterweijen. Mittelft einer ſolchen 
„vollfommenen Freyheit” werde „die Aufbringung verjchiebener 
noch abgängiger Arbeiten“ ſich am eheten und natürlichiten be 
wirken lafjen. Bei jenen als frei erflärten Gewerben, bei denen 
die Zunftverfafjung nicht gänzlich aufgehoben würde, follte (wie 
3. B. bei den Feilhauern, Nadlern u. a. m.) den Profeſſions- 
werbern freijtehen, fid) entweder der Zunft einverleiben zu lafjen, 
oder ihre Profejfion als freie Arbeit unzünftig zu betreiben. 
Um indes zu verhindern, daß derartige freie Arbeiter den 
bürgerlichen Meiftern allzu große Konkurrenz bereiteten, wurde 
vorgejhlagen, von den erfteren eine mäßige jährliche Gewerbe- 
fteuer einzuheben, und auf diefe Weije auch die ſtädtiſchen Ein- 
fünfte ficherzuftellen. 

Der Gefahr, daß unausgelernte Gejellen oder gar Lehr- 
linge leihtfinnig den Betrieb eines für frei erflärten Gewerbes 


! Bu diefen Gewerben gehörten vor allem die bedeutenderen Zweige 
der Seideninduftrie und Metallverarbeitung, der Zedererzeugung, dann bie 
Hut-, Uhr«, Spiegel-, dandſchuh · und Papiermader. Sie find aufgezählt 
bei Kopet, Gemerbögefepkunde 1, Bd. &. 101. 
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beginnen würden, maß die Kommiffion eine ernftliche Bedeutung 
nicht bei. | 

Um auch ausländifchen tüchtigen Arbeitern die Möglichkrit 
einer Niederlaffung im Inlande zu erleichtern, ftellte die Kom— 
miffion den Antrag, fortab die Dispenjfation von der aus 
wärtigen Geburt ohne bejondere Gründe nicht zu verfagen, und 
nur mäßige Taren dafür einheben zu laffen. Endlich follte den 
Länderjtellen zur allgemeinen Kundmachung mitgeteilt werben, 
daß den Gefellen dag Wandern in Hinkunft zwar freiftehen, der 
Nachweis der Wanderjahre aber eine Vorausfegung für die Er- 
langung des Meifterrechts nicht mehr bilden würde. Für Böhmen 
ipeziel hatte auch die Erteilung von Xegitimationsscheinen bei 
der Verleihung von Handlungen gänzlich mwegzufallen!. 

Sn dem Vortrage?, mit welchem das Kommifjionsprotofofl 
der Raiferin vorgelegt wurde, ſchloß ſich die Hoffanzlei dieſen 
Anträgen volitändig an. Sie bemerkte dazu, es fei „unſchwer 
vorzufehen, daß, falls diefe antragende mehrere Freyheit aller- 
gnädigit beangenehmet werden follte, anfänglich theils von denen 
in Bünften vereinigten Commercialprofejlionen, theil8 von dem 
biefigen Handelftand und von den auf dem Lande an eine be- 
jtimmte Zahl ſchon gewohnten Krämmern unzählige Vorftellungen 
gemacht werden dürften”; es werde daher notwendig fein, „an 
Die jeßo annehmende bloß zu Verbeſſerung de3 Nahrungs» 
Standes und zu ‚Heritellung einer mehreren Freyheit abzielende 
Commercial-Örundfäge jih in allen Fällen genaueit zu halten, 
folglich dergleichen bloß aus eigennügigen Abfichten einlangenden 
Vorftellungen fein Gehör zu geben, fondern ſolche beſchwer⸗ 
führende Partheyen gleich abzumeifen, und nur jederzeit das 
allgemeine Beſte den Vortheil gewinnſüchtiger Privaten vor- 
zuziehen.“ 





1 Dieſe beiden letztgenannten Anträge ſtellte die Kommiſſion bei Er⸗ 
örterung eines ihr ebenfalls zur Erledigung zugewieſenen Vorſchlags des 
böhmiſchen Gubernialrates v. Smittmer „über die künftige mehrere Con⸗ 
centrirung und Abkürzung der Commercial-Geſchäfte'. Über die Legiti— 
mationsſcheine vgl. oben S. 67 Anm. 4. 

2 Vom 8. März 1776 (das zit. Aktenzeichen). 
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Im Staatsrate! erklärten fi alle Mitglieder mit ben 
Vorſchlägen des Kommiffionsprotofolles einverftanden, und jo 
wurben denn diefelben — mit einer ganz geringfügigen Modi» 
fifation ® — von der Kaiferin genehmigt. Die a. h. Entſchließung 
bilfigte auch den Antrag, alle die neuen Anordnungen in den 
gefamten böhmisch-beutjchen Erblanden in Kraft treten zu laſſen; 
binnen einer Frift von drei Monaten hatten die Länderftellen 
ihre allfälligen Bedenken gegen bie neuen Verfügungen vorzu - 
bringen. 

Die Mitteilung diejer a. h. Entſchließung an die Länder: 
stellen erfolgte durd) das in der Literatur oft zitierte Zirkulare 
vom 30. März 1776°. Es beginnt mit den für die ganze 
Tendenz der neuen Geſetzgebung ſehr charakteriſtiſchen Worten: 
„In der huldreichſt-landesmütterlichen Gefinnung, geſchickten 
Commercialprofeffioniften, Fabrifanten, Manufakturiiten und der 
gleichen Arbeitern die Gelegenheit, ſich ehrlich zu nähren, möglichit 
zu erleichtern, folglich guten und tüchtigen Gefellen die Hoffnung 
zur Überfommung des Meifterrechts mit wenigen Aufwand näher 
zu jegen, ſomit nicht nur Eingebohrene von der Auswanderung 
abzuhalten, jondern auch fremde, ebenfalls gejchidte Arbeiter zur 
Einwanderung zu bewegen, überhaupt aber durch bie jo geftaltet 
erleichterte Nahrungswege die Verbreitung der Bevölkerung und 
die daraus fließende Ermunterung zur Erweiterung des Ader- 
baues immer mehr zu erzielen, haben Ihre k. k. apoftolifche 
Majeftät ... . - folgende gejegmäßige Veranftaltungen zu be 
ftimmen befunden.“ In neun Abfägen werden hierauf die oben 
dargeftellten Vorſchläge verkündet: die Veltimmungen über die 
Verleihung von Gemwerbe- und KHandelsbefugnifien durch bie 


St. R. Nr. 588 ex 1776. 

® Sie betraf das Verleihungsrecht der Dominien innerhalb der Linien 
Wiens. 
*N. O. Komm. Fase. 63/1 Nr. 74 ex Martio 1776. Reſchauer 
Bringt Geſchichte des Nampfes der Handwerferzünfte uſw. ©. 13 fg.) einen 
Auszug aus dem Zirkulare. Diefer Auszug ift ebenfo mie die ganze 
folgende Partie des Buches wörtlih der Kraußſchen Denkſchrift von 1835 
entfehnt (vgl. oben das Rorwort). 
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Magiſtrate und Ortsobrigkeiten; über die Erleichterungen bei 
der Aufnahme von Kommerzialprofeſſioniſten; über die Ab- 
löfungen der Gewerbe und Handlungen; über die Erlaffung 
einer bejonderen Inſtruktion an die genannten Obrigfeiten, über 
die Regulierung der Taren, über die Rekurſe bei Gewerbever: 
leihungen; über die $yreiheit in der Wahl des Niederlaffungs- 
ortes; über die Einteilung der Kommerzialprofeffionen in jolche 
Gewerbe, auf die künftig noch Bürger: und Meilterrechte bezw. 
Schupfreiheiten verliehen, und jene, die ganz freigelaflen werben 
folten; über die Dispenfationen von der auswärtigen Geburt 
und endlich über die Gejellenwanderung Dem Zirktulare waren 
die erwähnten zwei Verzeichniffe der Kommerzialgemerbe bei⸗ 
geichloffen. 

Die von den Länderftellen abgeforderten Gutachten über bie 
Vorſchläge des Zirkulars waren Ende 1776 ſämtlich erftattet. 
Unbedingt ablehnend gegen die geplante neue Verfaſſung der 
Kommerzialgewerbe jcheint fich bloß das fol. Amt in Schlefien 
verhalten zu haben !. Der Bericht der niederöfterreihifchen Re- 
gierung? enthielt eine Reihe von Vorfchlägen zur Regulierung 
der Bürgerrehtötaren und Schußgelder und begleitete auch den 
Entwurf eines Patentes ein, das die in den Zirkulare getroffenen 
Beltimmungen zur allgemeinen Kenntnis bringen ſollte. Der 
Referent der Hoffanzlei verfaßte auf Grund diefer Materialien 
einen neuen, weit Inapper gehaltenen PBatententwurf fomwie eine 
Inſtruktion für die Magiftrate und Dominien Niederöfterreichs, 
und Stellte den Antrag, diefe Entwürfe zunädit den übrigen 
Länderftellen mitzuteilen, damit man analoge Verordnungen in 
allen Erblanden erlaffen könne. 

Someit waren die Verhandlungen gediehen, als man fi 


! Die von dem Amte geäußerten Bedenken wurden in bem bei der 
Hoffanzlei erftatteten Referate widerlegt. Dal. auch Haaſe, Die Bielig- 
Bialaer Schafwollwareninbuftrie S. 82. Die betreffenden Akten, ebenfo Die 
Berichte einiger anderer Länderftellen finden fih im Fasc. 631 N. OÖ. 
Komm. Nr. 102 ex Martio 1777. 

2 Yinter dem eben zitierten Aftenzeichen. 
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wieder, getreu ber Zauderpolitif jener Tage, im legten Augen- 
blide entſchloß, die geplante Veröffentlichung des neuen Syſtems 
gänzlich fallen zu lajjen. Was die unmittelbare Veranlaflung 
zu diefem Beſchluſſe geweſen fein mochte, ift aus der Aftenlage 
nicht erfennbar!. Ebenſo wenig ift erfichtlic, wie die Monarchin 
von dieſem Beſchluſſe in Kenntnis gefegt wurde. Es iſt ledig: 
lich dem Votum des Neferenten am Schluffe folgendes „Oon- 
elusum* vom 1. März 1777 beigefügt: „Nachdem dieje Aus- 
arbeitung in die Eirculation gegeben und nochmalen im Rathe 
vorgetragen worden ift, ward befunden, daß die Bekanntmachung 
einer jolden, zwar die Freyheit zum Ziele Habenden Ordnung 
ein zu großes Auffehen und vielmehr bey vielen reichszünftigen 
Commercial: Profejfioniften eine Zerrüttung verurſachen könnte; 
daher beſchloſſen ward, davon feinen Gebrauch zu machen, jondern 
vielmehr darauf zu denken, wie nad und nad) eine mehrere 
Erleichterung verſchaft, und mit der Zeit diefe nüzliche Abficht, 
ohne zu einem bedenklichen Aufjehen Anlaß zu geben, erzielet 
werben könnte.“ > 

So wurden denn gerade die mwejentlichiten Bejtimmungen 
des Zirkulars vom 30. März 1776 dadurch beveutungslos, daß 
ihre Publikation unterblieb. Dies galt vor allem von der 
Übertragung des Verleihungsrechtes an die Magiſtrate und Orts- 
obrigteiten? und von der geplanten Einteilung der Kommerzial- 
gewerbe. Und obwohl die in dem Zirkulare ausgeſprochenen 
Verfügungen bie aiferliche Genehmigung erhalten hatten, und 
ein ausdrüdlicher Widerruf des Zirkulars nicht erfolgte, jo 
ſcheinen die meiften Länderſtellen dieſer Verordnung kaum eine 


ı In einem fpäteren Akte (vom Jahre 1784) findet ſich gelegentlich 
die Bemerkung: „Die Urfahe mag geweſen jein, weil man allzu viel 
Gegenftände auf einmal ſchlichten wollen“ (Böhmen Komm. Fasc, 63 Nr. 7 
ex Majo 1784). 

2 &o wurde 3. B. 1778 dem Wiener Magiftrate ausbrüdlid unter- 
fagt, auf Nommerzialgewerbe ohne a. h. Bewilligung ein Bürgerrecht 
zu verleihen. (Dekret vom 3. Dftober; N. Ö. Komm. Fase. 63/1 Nr. 62 
ex Oct. 1778.) 
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wejentlihe Bedeutung beigelegt zu baben!. Für die Gewerbe: 
politif der Hoffanzlei aber blieben bie in dem Zirkulare aus- 
gefprochenen Ideen fortab entjcheidend. 


Eine Neihe von Fragen wurde in der Folgezeit im Sinne 
diefer Ideen endgültig beantwortet. Eo das Problem der Ver⸗ 
teilung der Induſtrie zwifchen Stadt und Land. Das königliche 
Amt in Schlefien hatte in feinem eben zitierten Berichte gegen 
eine Aufhebung jener Verordnung proteitiert, welche für Schlefien 
den Betrieb der Gewerbe in die Städte verwiefen hatte?; wegen 
der günftigeren Bedingungen, die das flache Land dem Gewerbe: 
betriebe biete, fei eine jtarfe Vermehrung der Landmeifter zum 
Schaden der Städte zu befürchten. Diefe Behörde wurde nun 
belehrt®, e3 jei allerdings richtig, daß jene Gewerbe, welche die 
Agrikultur nicht unmittelbar benötige, in die Städte gehörten; 
allein daraus folge noch nicht, daß auch alle dem Aderbau ent» 
behrlichen Brofeffioniften in die Städte verwieſen werden müßten. 
Vielmehr würde in einem ſolchen Falle manchem geſchickten Ge— 
fellen, der fih auf dem Lande leicht fortbringen könnte, die 
Möglichkeit benommen, ſich zu verheiraten und einer Familie ein 
ehrliches Auskommen zu verfchaffen. 


Ähnlich wurde die Frage der Gefellenwanderung im Sinne 


1 Diefes Zirkulare Tann geradezu als ein klaſſiſches Beifpiel gelten 
für den Mangel einer Fixierung der PVorausfegungen für die gefegliche 
Kraft von kaiferlihen Anordnungen in der abfolutiftiichen Zeit. Die in 
dem Zirfkulare ausgefprodhenen Grundſätze maren den Länderftellen aus» 
drüdlich alS von der Monardin genehmigt mitgeteilt worden. Ein Befehl 
zur Publikation des Zirkulars erfolgte indes nicht, und damit wurden 
gerade feine wichtigſten Beftimmungen gegenftandelos. Trogdem faßte die 
Hoflanzlei das Zirkulare als eine Art Amtsinftruftion auf und berief fidh 
wiederholt auf dasſelbe. Freilid wurde feine Gefetestraft ſpäter aus» 
drücklich beftritten; fo von der fchlefiihen Landesftelle im Jahre 1821 
(Komm.-Komm. Fasc. 29 Nr. 31 ex Majo 1822). 

* Defret vom 26. Juli 1766. Pal. oben ©. 181. 

* Dekret vom 27. November 1779; Böhmen Konım. Fasc. 110 Nr. 18 
ex Nov. 1779. 
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bes Zirkulars gelöft. Veranlafjung dazu boten die Berhandlun- 
‚gen über die Regulierung der Zunftverfaſſung in ben neu- 
gewonnenen Gebietsteilen Galiziens!. Schon mit Rüdjiht auf 
die Herftellung einer „wahren Orbnung“ unter den Handwerkern 
und die Bebürfnifje der Steuerpolitit ſchien die Ausgeftaltung 
des Zunftigftems in Galizien rätli; nur müſſe, wie die Hof- 
tanzlei bemerkte, „die Hauptabficht, nemlich die Herftellung der 
Ordnung, niemals aus dem Gefichte verlohren und unter dieſem 
Vorwande ein der Induſtrie und der Bevölkerung gleich ſchäd— 
licher Zwang eingeführet werden“. 

Die von dem galiziihen Gubernium vorgelegten General» 
zunftartifel wurden daher mit einigen Modifikationen genehmigt, 
und gleichzeitig eine Revifion aller in dem Lande etwa vor- 
handenen Zunftprivilegien angeordnet ?. 

Bei diefer Gelegenheit fam auch die Frage der Gefellen- 
wanderung wieder zur Sprache. Für Galizien hielt die Hof- 
Tanzlei die von dem Gubernium vorgeſchlagene Abſchaffung der 
Wanderpflicht für bedenklich, weil es dort an geſchickten Arbeitern 
fehle, und man ſich daher tüchtige Meifter nur von jenen Ge» 
jellen verjprechen könne, die in anderen Ländern ihr Handwerk 
gelernt hätten. Die kaiſerliche Entſchließung aber genehmigte 
den Antrag des Guberniums und bejchränkte Hinfichtlich jener, 
die „freywillig“ wandern wollten, die Wanderſchaft auf bie 
übrigen Erblande. 

Bald darauf wurde gemäß ber 1776 ausgeſprochenen „An- 
leitung” die Wanberpflicht für die Kommerzialgewerbe allgemein 
aufgehoben®. Bis auf weiteren Befehl ſollte fein Gefelle der 

ı Vortrag der Hoflanzlei vom 21. März 1777 (Fasc. IV F in gen 
Nr. 4 ex Oet. 1777 Gal.; St. R. Nr. 573 ex 1777). 

2 Dekret vom 4. Oktober 1777 auf Grund des Vortrages ber Hof. 
Kanzlei vom 30. Mai und einer Außerung des Gouverneurs Grafen Hein- 
ti) Aueröperg vom 8. September 1777 (St. R. Nr. 1062 ex 1777), Diefe 
Revifion ſcheint allerdings ziemlich lange gedauert zu haben, denn erjt vier 
Jahre fpäter wurde das erfte Spezialzunftprivilegium von der Landesftelle 
der Boflanzlei vorgelegt (Fasc IV F in gen Nr. 45 ex Mart. 1781 Gat.). 


% Birfulare vom 5. Februar 1780 (Böhm. Komm. Fase 62 Nr. 3 ex 
Febr. 1780), 
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ialaemerbe mehr zur Wanderung außer Landes ver- 
y mithin weder bey der Meifterrechtswerbung wegen un« 
Mir. Manderung ein Hinderniß in Weg geleget, folglich 
“ jo minder eine diesfällige Dispenfations-Tar aufgerechnet“ 
1 den. Diefe Anordnung wurde dann auch auf die Polizei- 
aewerde ausgedehnt!. 


Auch die alte, ſo oft behandelte Frage, ob den Manufak— 
turiſten der Kleinverkauf ihrer Waren zu geſtatten ſei, kam jetzt 
unter dem Einfluſſe der neuen Ideen wieder zur Erörterung. 
Schon das Kommerzialpatent vom 14. Oktober 1774, das die 
Schärfe des Prohibitivſyſtems weſentlich milderte, ſah in ſeinem 
Schlußpaſſus vor, daß den erbländiſchen Fabrikanten „der öffent: 
lihe Handel und Ausschnitt ohne weiteres zu geftatten ſey“, 
wenn die Handelsleute fich der Abnahme „guter und in billigen 
Preifen verfertigter Waaren” weigern würden. Tatſächlich ge: 
währte man auch einer Reihe von Kommerzialprofejfioniften in 
Niederöfterreich wieder das Recht zum Kleinverjchleiße ihrer Er- 
zeugnilje?, da die Kaufmannſchaft Wiens fich zur Abnahme eines 
entſprechenden Warenquantums nicht bereit fand. 

Die Überzeugung, daß der Vorteil der Induftrie es erheifche, 
den Stommerzialgewerben den SKleinverfauf ihrer Produkte ganz 
allgemein zu gejtatten, veranlaßte Ende 1777 die Hoflanzlei, 
von den mwichtigften Länderftellen ein Gutachten über dieſe Frage 
einzuholen, und zwar unter der Aufichrift: „Erinnerungen eines 
Ungenannten”, um die Behörden in ihrer Meinung nicht von 
vornherein zu beeinfluffen®. 





! Birfulare vom 12. März 1780 (Fasc. IV F in gen Nr. 44 ex 
Majo 1780 Böhmen). 

2 So den Kattunfabrilanten, den Bolamentierern, Hutmachern, Seiden⸗ 
und Wollenftrumpfwirkern, Knopfmadern ufm. Diefe Angaben nad den 
gleich zu zitierenden Alten. 

® Die im folgenden dargeftellen Verhandlungen wurden in letzter Zeit 
auch ausführlid erörtert von Dr. Helene Landau (Zeitfehrift für Volts- 
wirtfhaft ufm. Bd. XV ©. 21 fg.). Ihre Vermutung, daß die genannten 
„Erinnerungen“ von Sonnenfels verfaßt feien, entbehrt jeder Begründung ; 


Diertes Kapitel. Das irfulare vom 50. März (276 ufm. 333 





Diefe Berichte waren faum eingelaufen, als fih ein neuer 
Anlaß zur Erörterung ber Frage bot. Es bat nämlich die 
Iglauer Tuchmacherſchaft um Aufhebung des der Tuhhandlungs- 
bruderſchaft in Iglau allein zuftehenden Rechtes zum Kleinver- 
ſchleiße der Tücher, und begründete ihr Anſuchen mit der ſchäd— 
lichen Abhängigkeit, in die fie — ohne Zurehnung der Gefellen 
und Gehilfen 300 Köpfe ftart — duch jenes Privilegium ben 
acht Kaufleuten gegenüber geraten fei. 

Da hielt e8 denn die Hoffanzlei für geboten, bei der Mon» 
arhin den Antrag auf Befeitigung jeder Beſchränkung der 
Kommerzialprofejfioniften in dem Handel mit ihren Erzeugniffen 
zu ftellen. Mit großer Gründlichkeit erwog fie in ihrem Vor» 
trage! die für und wider dieſe Beſchränkung geltend gemachten 
Argumente?. Die Abficht des Gewerbetreibenden bei Heritellung 
jeiner Waren ſei ebendiefelbe wie jene des Erzeugers von Rohpro— 
dukten: Geſchwinder Abfag der Waren zu den beitmöglichen Preifen. 


Sonnenfel® war damals gar nit Mitglied der Hoflanzlei und überhaupt 
niemal® Kommerzreferent. Daß Sonnenfelö in feinen Grundſätzen ber 
Volizei (2. Teil S. 262) ebenfalls für die Verkaufsfreiheit der Manu⸗ 
falturiften eingetreten war, ift natürlich fein Argument dafür, dab jene 
Denkfrift von ihm herrühre. Verfaſſer der „Erinnerungen“ bürfte viel- 
mehr der Nommerzreferent der Hoffanzlei, Hofrat v. Eger, geweſen fein, 
von dem jedenfalls der gleich zu zitierende Vortrag herrührt. Eger iſt ein 
entſchiedener Anhänger der Verfehröfreiheit und vertrat dieſe Gefinnung 
auch fpäter als Mitglied des Staatsrates bei jeder Gelegenheit mit un 
verhohlenem Freimute. 

Vom 26. Februar 1779 (Böhm. Komm. Fase. 75 Nr. 18 ex Mart. 
1779). Landau (a. a. D. S. 25) zitiert, ohne nähere Inhaltsangabe, einen 
Vortrag vom 3. März 1778, was offenbar unrichtig ift, da 3. ®. das Gut- 
achten des fchlefif hen Amtes (nicht Guberniums, wie fie S. 24 meint) vom 
10. März 1778 datiert if. Den im folgenden behandelten Vortrag von 
1779 erwähnt fie überhaupt nicht, wohl aber die Faiferliche Entſchliekung, 
die ihn erledigte. 

® Von den über die Frage einvernommenen Länderſtellen hatten brei 
— das böhmifce Gubernium, das königliche Amt in Schlefien und die 
nieveröfterreiifche Regierung — in ihren Gutachten fi für die Auf- 
hebung der Beſchränkung ausgefproden und nur, gewifle Mobififationen 
und Kautelen vorgefchlagen. Dagegen hatten fi das mährifhe Gubernium 
und bie Sandeshauptmannfhaft in Ofterreich ob der Enns erklärt, vor 
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Alle Völker, alle Regierungen verehrten die Freiheit im Kaufe 
und Verkaufe ala die Seele der Handlung. Noch nie habe man 
es fich beifallen lafien, den Urproduzenten gefegmäßig zu ver- 
pflichten, feine Körner, feine Wolle uſw. an diefe oder jene 
„monopolifche zunfftgenoffene dritte Sand“ zu verfaufen; nod 
nie ſei man auf den Gedanken geraten, den Polizeiprofeffioniften 
den Selbftverfauf auch nur der geringiten ihrer Erzeugniſſe zu 
verbieten, und fie gejeßlih an eigene Kaufleute anzumeifen. 
Sei e8 da nicht eine „himmelfchreyende Unbilligfeit”, daß der 
Fabrifant, wenn der Kaufmann eine beitellte Ware ablehne, 
weil fie nicht vollflommen nad feinem Sinne ausgefallen ſei, 
unter Konfigfationgftrafe nicht feine Ware, jo gut eö gehe, im 
Kleinen verkaufen dürfe? Der Kaufmann fei, nad Aufhebung 
der Einfuhrverbote, vom Fabrikanten ganz unabhängig; der 
legtere aber fei an jenen gebunden: „Welch eine Ungleichheit 
von dem fflavifchen Zuftande des einen zur despotifchen Hert- 
Schaft des andern!” Geſetze, welche der freien Konkurrenz beim 
Adfage der Waren im Wege ftänden, müßten biejelben notwen- 
digermweife verteuern. Wer fei wohl jo Furzlichtig, um nicht zu 
bemerken, daß die Preife der Waren in den Händen der Kauf- 
leute um zehn und mehr Prozente erhöht würden. Der Er- 
zeuger der Ware habe unleugbar dag Eigentumsrecht an ders 
jelben und an’ dem von ihr zu erboffenden Vorteil; „ihm 
folhen zugunften eined Dritten, nemlich des Kaufmanns zu 
entziehen ift allemal ein gemwaltfamer Fürgang gegen die bür- 
gerliche Freyheit, der ſich nicht rechtfertigen läßt, und ganz gewiß 
dem Publicum zum Schaden gereichet”. 

Die einzelnen gegen ihren Antrag erhobenen Einwendungen 
ſucht die Hoffanzlei folgendermaßen zu widerlegen: Dan made 
geltend !, daß niemand ein doppelte Gewerbe treiben folle, denn 








allem mit Rüdfiht auf die Eriftenz„der Kaufmannfcaft, der „Stüße des 
erbländifchen Manufalturenftandes”, der fie „den gänzliden Umſturz und 
Verfall mit Gemwißheit“ vorherfagten, woferne den Fabriken der Ausschnitt 
ihrer Erzeugniffe geftattet werden follte. 

1So hatte insbefondere das mährifhe Gubernium argumentiert. 
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dies fei ber Bevölferungsvermehrung ſehr nachteilig; ber Fabri- 
kant aber, ber feine Erzeugniffe im Kleinen verkaufe, jet gleich 
zeitig aud Kaufmann. Die Berechtigung diefer Argumentation 
könne indes unmöglich zugegeben werden. Je vielfältiger die 
Nahrungswege feien, deſto leichter werde die Erhaltung ganzer 
Familien, defto ftärfer mithin „ber Hang zu den Ehen“. Und 
man müfje dem einzelnen die Möglichkeit verfchaffen, fein Brot 
in einem anderen Erwerbszweige zu finden, wenn ber eine dazu 
nicht ausreihe. So habe man verfchiedene, „zu einem allge- 
meinen Verdienſte geeignete“ Gewerbe, vor allem die Spinnerei 
und Weberei, für frei erflärt, und fei es etwa nicht von ber 
heilfamften Wirkung, „daß der Landmann, wenn er fein Feld 
beitellt hat, jeder Gewerbömann, wenn er bey dem einen Ge- 
werbe nicht gut fährt, fi an den Webſtuhl hinfege, und ein 
Stüc Leinwand fertig made?" So habe man auch die frühere 
Abhängigkeit der Spinner von den berechtigten Garnjammlern 
beim Verkaufe der Gefpinfte aufgehoben, zum größten Vorteile 
für die Entwidfung der Spinnerei. Im übrigen aber treibe der 
Fabrifant nicht einmal ein doppeltes Gewerbe, wenn er jeine 
Ware im Kleinen verkaufe. Denn der Entihluß zur Produktion 
jei „von der Abficht auf den Verkauf unabjönderlih”, es fei 
nicht in der Natur der Sache gegründet, ſondern bloß zufällig, 
daß der Fabrifant durch ein „mit der beiten Meinung erwirktes 
Geſetz mit dem Verkaufe feiner Erzeugnifje an den Kaufmann 
gebunden worden“. Und Abſicht ber Geſetzgebung bei ver 
Scheidung zwiſchen Polizei- und Kommerzialgewerben ſei es 
doch geweſen, den legteren öffentlich zu zeigen, daß man fie aufs 
nahdrüdlichite zu unterjtügen gedenke. 

Die von vielen Seiten betonte Nüdfichtnahme auf den 
Handelftand mühe der Rückſicht auf den für den Staat viel 
michtigeren Stand der Manufafturiften untergeordnet werben. 
Denn ber Staat würde nichts verlieren, wenn alle Kaufleute 
ihre Gewölbe jperrten; wohl aber bedeute eine Abnahme der 
Induſtrie für den Staat einen großen Schaden. Die Bequem- 
lichkeit, Gemäclichkeit des Publitums, vornehmlich der mwohl- 
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habenden Klaffen babe den Kaufmann gefchaffen, und werde ihn 
in Emigteit erhalten; er biete dem Käufer die Vorteile eines 
mwohlafjortierten Lagers, eventuell auch des Kreditd. Es jei ganz 
unbegründet, wenn man fürchte, jede Verbindung zwifchen dem 
Fabritanten und dem Handelitande werde aufhören, fobald man 
ben erſteren nicht mehr zwinge, feine Maren im Großen an den 
Kaufmann abzugeben. Sener Fabrikant, der die Unterftügung 
bes Kaufmanns, und beſonders des Verlags benötige, werde 
jeine Ware immer dem Händler als dem Belteller überlaffen. 
Dies fei aber Sache ber freien, willkürlichen Verabredung. 
Warum wolle man dagegen den bemittelten Fabritanten zwingen, 
zugunften bes Kaufmanns auf die Vorteile einer vervielfältigten 
Privatnachfrage zu verzihten? Es ſei überdies noch unver- 
gefien, „was gute Worte, was Zwang” man zur Zeit des Ver: 
botsſyſtems habe aufwenden müffen, um die Kaufleute zu einigen 
Beftellungen inländifcher Erzeugniffe zu bewegen. Was Tönne 
man nun nad Geltattung der fremden Einfuhr von ihm er- 
hoffen? Ebenjo ungeredtfertigt wie diefe Einwände ſei der 
weitere, der Fabrifant, der feine Ware im Kleinen verkaufe, 
werde bie Produktion vernacdjläffigen. Ganz im Gegenteil, es 
handle fih ja nur darum, ihm den Kleinverfchleiß der jelbft- 
erzeugten Waren im eigenen Haufe, nit auch in einem offenen 
Gewölbe zu geftatten. In Frankreich gebe es gerade in den 
induftriereichften Städten zahlreihe Fabrikanten, die unter dem 
Namen Marchands fabricants gleichzeitig Kaufleute feien. Um— 
gekehrt verfaufe in England der Fabrifant feine Erzeugnifje nur 
an Kaufleute, obwohl ihn Fein Gefeg dazu zwinge; das ſei eine 
Folge der fcharfen Einfuhrverbote und der großen Förderung 
der Ausfuhr inländifcher Waren. In dergleihen „Privathand⸗ 
lungen” ſei „die eigene Convenienz der verläßlichite Wegweiſer“. 
„Freyheit, Freyheit im Kaufe und Verkaufe, dieje ſchafft immer 
ſowohl für den Käufer als Verkäufer die billigiten Preife aller 
Producte!“ 

Der große Umſchwung, der ſich ſeit etwa 1770 in den die 
Wirtſchaftspolitik beherrſchenden Ideen vollzogen Hatte, konnte 
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kaum deutlicher zum Ausdrude gelangen, als in dieſem Vor- 
trage, die Grundjäge der Verfehrsfreiheit konnten kaum ſchärfer 
betont werden, als es hier geſchah. Indes — trotz all dieſer 
beredten Ausführungen erlangte der Antrag der Hoflanzlei die 
faijerliche Genehmigung nicht. Schon im Staatsrate ſprachen 
fi einige Mitglieder gegen ihn aus!, und jene fonfervative 
Gefinnung, welche die Monarchin in ihren legten Negierungs- 
jahren überhaupt leitete, veranlaßte fie, den Vortrag eigenhändig 
mit den Worten zu erledigen: „Der Handelſtand leydet ohnedem 
jo vill, mithin wäre nichts zu erneuern, e8 bey dem alten zu 
lafjen" ®, 


Einer Vermehrung der Handlungsbefugniffe widerjegte ſich 
dagegen die Monarchin nicht mehr. 1778 wurde über eine Be- 
ſchwerde der Seidenzeugmacher Wiens diefe Zunft mit jener der 
Dünntuhmacher vereinigt, und aller Unterfchied zwiſchen den 
Befugniffen der beiden Gewerbe aufgehoben?. Gleichzeitig 
geitattete die Kaiferin zur Steigerung der Konkurrenz eine Ver 
mehrung der Seidenzeughandlungen Wiens, da das Verhältnis 
von jieben derartigen Handlungen zu nahezu 400 Seidenzeug- 
machern unbillig erſchien. Diefe Verfügung hatte begreiflicher- 
weife eine Beſchwerde nicht nur der Seivenhändler, fondern des 
ganzen bürgerlichen Handelsjtandes von Wien zur Folge. Die 
Kaufleute verlangten unter Berufung auf die 1757 und auch 
jpäter erflofjenen allerhöchſten Rejolutionen, daß feine neue 
Handlung errichtet werdet. Einen Erfolg erzielten die Kaufleute 


St. R. No. 294 ex 1779. Bloß Baron Gebler erflärte fih mit 
den im Bortrage vertretenen Grundſätzen „ber vollfommenen Freyheit ber 
innländichen Induſtrie“ unbedingt einverftanden. Dagegen fanden Baron 
Löhr und Graf Hatzfeld „die unbeſchränkte Vermifhung des Handels mit 
der Fabrication oder die Verbannung aller in der Natur beeder Eigen- 
haften begründeten Ordnung* nod; immer gefährlich für den Staat. 

* Im gleichen Sinne erging dann noch ein Defret vom 11. März 
1780 (N. ©. Komm. Fasc. 63/, No. 45 ex Mart. 1780). 

® Defret vom 29. Mai 1778 (M. ©. Komm. Fasc. 81 No. 59 ex 
Majo 1778). 

+ Dal. oben S. 91, S. 337 Anm. 2, 

Pridram, Öfterreiiidie Gewerbepolitit I. 22 
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damit nit. Die Hoffanzlei gab zu!, daß derzeit (1778) die 
ungünftigen wirtfchaftlicden Verhältniffe eine Einfchränfung aller 
Bedürfniffe veranlaßt hätten. Allein dies könne nicht als „ein 
Umftand“ gelten, „nach welchem man den Handelſtand für be- 
ftändig auf feine dermalige Zahl befchränfen folte". Das Be- 
bürfnis des Publikums verdiene in diefer Frage den größten 
Bedacht. Und fo wurde denn aud) diefe Beſchwerde abgewiefen. 


Gleichzeitig beganıı man noch von einer anderen Seite her 
die Feſſeln des Innenhandels zu löfen. Die merkantiliftifche 
Politik hatte, getreu ihrem Vorbilde, der ftädtifchen Wirtfchafts- 
politik, für den Handel mit zahlreihen, und gerade den wid): 
tigften gewerblichen Rohprodukten und Halbfabrilaten Beichrän- 
tungen aller Art feitgejegt, durh Einräumung von Vorfaufg:- 
teten, durch Bezirksausmeſſungen und Berjchleißwidmungen, 
felbft durch behördliche Preistarierungen jede Verteuerung diefer 
Materialien ängſtlich zu verhindern gefuht?. Diefe Maßregeln 
fhienen mit den neuen Grundfägen der Verfehrsfreiheit im 
Widerſpruche zu ftehen, denn, fo äußerte fich gelegentlich die 
Hofkanzlei®, „zu Herftelung der Wohlfeilfeit und des Überfluffes 
in was immer für einer Gattung der Waare könne gewiß kein 
verläßlichereg Mittel ausgedacht werden, als der möglidhite Zu- 
fammenfluß der Käufer und Verkäufer” .... Freilih ging man 
auch bier mit großer Vorſicht zu Werke, und befeitigte derartige 
Beſchränkungen keineswegs allgemein, jondern bloß von Fall zu 
Fal, wie fich gerade eine Gelegenheit dazu ergab. So wurde 
die erit 1772 beitätigte Seifenlieder - Polizeiordnung für 
Mähren jest aufgehoben, die jedem einzelnen Seifenfiever einen 
bejtimmten Diftrift zum ausschließlihen Abjage feiner Waren 
anwies*; ebenſo jene Vorfchrift, welche die Papiermacher bei der 

1 Bortr. vom 6. Nov. 1778 (NR. Ö. Komm. Fasc. 65/, No. 47 ex 
Nov. 1778; St. R. No. 1575 ex 1778). 

2 Bal. oben ©. 77 fg., 81. 


3 Defret vom 10. Februar 1776 (Böhm. Komm. Fasc. 75 No. 19 
ex Febr. 1776). 


* Dur das eben zit. Defret. Dagegen ließ man die analoge Ein» 
richtung des Seifenhandels in Niederöfterreich beftehen. 
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Strazzenfammlung auf gewiſſe Bezirke befhränfte!. Für Böhmen 
wurben die Vorkaufsrechte abgej&afft, die den Handel mit rohen 
Häuten zur Leberfabrifation?, dann den Wollhandel? einengten. 
Von der Beeitigung der Spinnbiftrifte endlich war ſchon wie 
derholt die Redet. Eine ähnlihe Maßregel zur Erweiterung ber 
Konkurrenz war die Aufhebung der in Wien beftehenden Sozietät 
der Eifenhändler, die den Eifenhandel Wiens förmlich monopo- 
lifiert hatte. Um diefes Monopol deſto gründlicher zu be= 
kämpfen, wurde in Wien auf Rechnung des Ärars ein Eifen- 
magazin errichtet, von dem fortab ber Verkauf bes Eifens im 
Großen bejorgt werben follte®. 


Wie bei der Vermehrung der Handlungsbefugnifie, fo konnte 
es auch in zahlreichen anderen Fällen nicht ausbleiben, daß die 
gewerbefreiheitlihen Tendenzen der Hoffanzlei, die aud die 
alten, erbgeſeſſenen Polizeigewerbe mit ihren Eingriffen nicht 
verſchonte, bei den Zünften auf den ſchärfſten Widerſtand ftießen. 
Dies führte in Wien zu einer Reihe von Konflikten zwiſchen den 
Innungen und der Hoffanzlei. Mochte es fih nun um Bäder, 


ı Hofvelret vom 13. April 1776 (vgl. Kopet, Gemwerbögejehfunde I 
©. 404). 

® Hofdefret vom 13, Aprif 1776 (Ropeg ebenda). 

® Hofdelret vom 22. April 1780 (Ropet ebenda S. 405). 

+ Hofbefrete für Böhmen vom 15, Mai 1775 und 17. Jult 1777. Bot. 
oben ©. 219 und 335, 

® Die Geſchichte diefer Sozietät war die folgende: Bald nad ihrem 
Regierungsantritte (1744) Hatte Maria Therefia dem aus zwölf Mitgliedern 
beftehenden Gremium der Wiener Eifenhändler feine Privilegien erneuert. 
Um bie Gewerkſchaften gegen Zahlungsichwierigfeiten der einzelnen Eifen- 
händler zu fhüfen, wurde im Jahre 1750 unter Intervention der Hofe 
fammer für Münz- und Bergweſen zwiſchen dieſen zwölf Eifenhandlungen 
ein „Unionsfontraft“ auf 30 Jahre geichloffen. Die Folge davon war, 
daß die Sozietät nun fürmlid eine einzige Eiſenhandlung bildete, Im 
Jahre 1779 ging diefer Kontralt zu Ende, und feine Erneuerung wurde 
nicht geftattet. Faktiſch beftand indes die Vereinigung der Eifenhändler 
weiter, da bie Einrichtung des ftaatlihen Eifenmagazins ftrenge Maßregeln 
gegen ihre Preißverabredungen entbehrlich erfheinen lief. Rach einem 
Bortrage der Hoffanzlei von 1784. St. N. No. 878 ex 1784). 

® St. R. No. 7 und 753 ex 1780. 

22* 
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um Müller, um Holzverfäufer oder Fleifhhader, um Schmalz» 
verfilberer oder Wachszieher handeln, das Bild ift ftet$ un- 
gefähr das gleiche: Auf der einen Seite die gejchloffene Zunft, 
die jedem Verſuche einer Erweiterung der Konkurrenz ben 
zähejten Widerſtand entgegenjegte!, unterjtügt von dem Magiftrat 
und oft auch von der Landesregierung, die, wie die Hoflanzlei 
gelegentlich bemerkt, gemeiniglic allen Handwerkern dag Mort 
redete; auf der anderen Seite die Hoffanzlei, die nad Kräften 
jede Benachteiligung des Publikums durch die Zünfte zu hindern 
fudte. Und in der Mitte Kaijerin und Staatsrat, die, meijt 
nicht von ftrengen Grundfägen der Gewerbepolitif geleitet, 
mehr nad einer gefühlamäßigen Schägung der Berhältniffe 
entſchieden. 

So entſtand 1775 ein Konflikt zwiſchen den Behörden und 
den Wachsziehern, welch letztere ſich weigerten, das Publikum 
weiterhin um den ſatzungsmäßigen Preis mit Wachswaren zu 
verjorgen?. Die Kaiſerin verordnete daher in zwei Entſchei—⸗ 
dungen®, „daß, wenn ſich jetzo jemand herfür thäte, welcher bie 
Wachskerzen wohlfeiler verkaufen wolte, ald die Wachszieher 
beren Preyß ſich ſelbſt anjego bejtimmen werden, demjelben auf 
ewige Zeiten der Verkauf des Wachjes im felben Breyje bleiben 
jolle“. Der oberjte Kanzler, Graf Blümegen, veranlaßte denn 
auch die Gebrüder Hönig, zwei Judent, um die Erlaubnis zur 
Errihtung einer Wachsfabrik anzuſuchen, und war bemüht, alle 
gegen diejes Gefuch feitend der Zunft und der Regierung geltend 


— [0 


I So mußte 3. 3. die Hoffanzlei, um die Aufnahme eines verdienten 
Fabrikanten, Rreuzenfeld, in den bürgerlichen Handelsſtand durchzuſetzen, 
nicht weniger al3 vier Vorträge erftatten (die Akten im Fasc. 72 Komm. 
N. ©. ex Nov. und Dec. 1777, dann Zuli und Auguft 1778). 

3 Über die Saßungen vgl. unten Bud) 4 Kap. 6. 

3 Auf die Vorträge vom 24. Februar und 23. März 1776 (Fasc. IV F 
Wachsler No. 104 ex Mart. und 221 ex Majo 1776 N. d.; St. R. No. 468 
und 720 ex 1776). 

* Die Familie wurde fpäter mit dem Prädikate v. Hönigftein (Henik⸗ 
ftein) in den Adelftand erhoben. Bgl. Hod-Bidermann, Der öfterr. 
Staatsrat S. 387. 


Diertes Kapitel. Das Zirfulare vom 50. März 1776 ufm. 341 





gemachten Argumente zu entkräften. Je mehr Freiheit man 
einem Handel geitatte, jo argumentierte er bei diefer Gelegen- 
heit!, defto beffer fahre das Publifum dabei; gerade das ſei die 
Wirkung der Freiheit, daß bei ihrem Beſtande feiner in bie 
Lage komme, einen Vorzug vor den anderen zu erlangen, es ſei 
denn durch gute Ware und leichte Preife. Das Volk ſei in Wien 
„sur Induftrie nicht gewohnt“, und es brauche viel, bis jemand 
ſich entjchließe, ein neues Gewerbe anzufangen, das Aufwand 
erfordere, und mit einiger Verluftgefahr verknüpft jei. Einen 
Unterfchieb zwiſchen judiſchen und hriftlichen Gewerbetreibenden 
fönne man in dieſem Falle mit Nücfiht auf den Wortlaut 
der erlafjenen Kundmachungen unmöglich; gelten laſſen. Aber 
eine ganze Neihe von Bedenken, bie gegen die Gewährung bes 
Hönigichen Geſuches ſprachen, veranlaßten die Abweiſung des⸗ 
jelben ®, 

Ahnliche Konflikte gab es zwiſchen den Behörden und den 
Bädern, vor allem in der Frage, ob den Vorftabtbädern ges 
ftattet werden jolle, Brotläden in Wien ſelbſt zu halten. Die 
nieberöfterreihifche Negierung wies ein derartiges Anſuchen ber 
Vorftadtbäder ab, indem, fie eine Vermehrung der ſtädtiſchen 
Brotläden für unvereinbar mit den Polizeigrundfägen erklärte. 
Dieſe Entſcheidung wurde indes von ber Hoffanzlei behoben, 
da die Bejeitigung alles Unterfchiedes zwifchen den bürgerlichen 
und den unbürgerlihen Bädern in ihren Konfequenzen auch 
fordere, den leteren den Verkauf ihrer Waren in eigenen Brot- 
läden in der Stadt zu erlauben?. Allein eine gegen dieſe Ver— 
ordnung gerichtete Vorftellung der 24 Stabtbädermeifter bewog 
die Kaiferin zu der eigenhändigen Nefolution: „bey dem alten 
zu lafjen“ *. 

* Vortrag vom 23. April 1776. (Sit. Fase. No. 221 ex Mai 1776). 

2 &t. 9. No. 857 und 1065 ex 1776. 

® Defret vom 17. Mai 1777 (Fase, IV F in spec Bäder No, 159 
ex Mai 1777 R. Ö.). 

+ Berordnung vom 14. Juni 1777, „daß den Bädern auf ben Frey ⸗ 


gründen ein Broblager in ber Stadt nicht einzugeftehen ſey.“ (Derf. Fase. 
No. 79 ex Jun. 1777). 
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Und ganz ähnlih endete ein anderer Konflikt mit ben 
Bädern, bei dem nur eine gewiſſe Rollenverfhiebung bemerkbar 
ift. Diesmal Hatte die niederöfterreihifhe Negierung einen 
Handwerksſchluß der Stadtbäder aufgehoben, der die Herftellung 
des „eyernen Kipfelgebäcks“ dur das 208 an die Stadtbäder 
in der Art verteilte, daß abmwechjelnd jede Woche nur fieben 
Stadtbäder das erwähnte Gebäd erzeugen durften. Die Landes: 
regierung bielt dieſe „von dem Geilte des Eigennußed ein: 
gegebene” Einrichtung durch die erfolgte Gleichitellung der Stadt- 
meifter mit den „unburgfriedlichen Meiftern” ! für „verjährt“ ; 
doch auch diesmal verjah die Kaiferin die gegen dieje Verfügung 
gerichtete Vorjtellung der Stabtbäder mit einer Tonfervativ ge: 
baltenen Bemerkung. Der Hoffanzlei blieb daher nichts übrig, 
ala der ihr ſchon bekannten Gefinnung der Monardin Rechnung 
zu tragen®, nit ohne durch ihre Sophismen hindurch ihren 
prinzipiellen Standpunft wenigſtens anzudeuten.. Da es fid 
bier um Waren handle, für welche eine Satung beſtehe, fo laſſe 
fih durch eine Steigerung der Konkurrenz bier fein Vorteil für 
das Publikum erzwingen. Solange e8 noch Zünfte und Sn» 
nungen, fowie Sagungen auf gewiſſe Feilfchaften gebe, könnten 
„diefe allgemeinen Freyheitsjäge" nicht ganz, jondern nur in» 
foweit angewendet werden, als fie diefe zunftmäßigen Leute nicht 
gänzlih um ihre Privilegien braten, fondern die leteren nur 
mäßigten. Schließlich beruhigte die Hoflanzlei ihr Gewiſſen 
noch damit, daß das Kipfelgebäd „nur für wenige geeignet” fei, 
und daher feine befondere Rüdiihtnahme auf das Publikum er- 
beifche. Der Schlußantrag der Hoffanzlei, in diefer Frage alles 
beim alten zu laffen, erhielt jelbitverftändlich die Genehmigung 
der Kaijerin. 


An diefen Beifpielen für Konflilte der Behörden mit den 
Zünften Wien? mag e3 genügen. Außerhalb der Refidenzftadt 


I Bol. oben ©. 263 Anm. 
2 Vortrag vom 8. Sept. 1778. Derſ. Fasc. No. 241 ex Sept. 1778 
N. ö. Referent ift Hofrat von Greiner. 
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ſcheint indes, ſchon weil die übrigen Provinzen dem direlten 
Einfluſſe der Zentralſtelle fi) weit mehr entzogen, die Änderung 
in ber Gewerbepolitif eine ähnliche unmittelbare Wirkung nicht 
hervorgebraht zu haben. Soweit die Aften einen Einblid ge- 
ftatten, ergab fih nur in Brünn ein Streit zwifchen dem Guber- 
nium und dem Magiftrat über die Vermehrung der Gewerbe 
befugniffe!. Über eine Beſchwerde des Magiftrats berief ſich 
das mähriihe Gubernium auf die 1778 erfolgte Aufhebung des 
numerus restrietus bei allen Meifterfchaften? und erklärte, es 
babe „die Aufnahme und Vermehrung deren Profeffioniften bloß 
nad Maas deren vorhandenen Nahrungs-Umftänden in biefer 
Stadt Brünn und der ſich vergrößerten Bevölkerung . . . . - 
in bonum publiei für höchft nothwenbig befunden“ ; ber Brünner 
Magiftrat hingegen ſcheine „diefe jo nothwendige Vermehrung 
der vorgedadhten Gewerbsleuten aus einem jehr ſeichten Begriefe, 
und nicht genugjamer Einfiht von daher gänzlich zu verfennen, 
mweiln ..... jeine Gefinnung nur dahin abziele, daß außer 
etwelchen Bürgersfindern feine fremde, geſchickte Profeffioniften 
und Handwerker dahier in Brünn zu Meifteren eingelafjen wer- 
den jollen“ ; obzwar doch die Monarhin wiederholt befohlen 
habe, „auf Hereinziehung und Unterbringung gefchidter fremder 
Handwerkern und Profeffioniften, beſonders in größeren Städten 
den vorzüglicften Bedacht zu nehmen“. Allein die Hofkanzlei 
hielt diefe Rechtfertigung nicht für ausreichend; fie wies viel- 
mehr das Gubernium an®, dem Magiftrat die Aufnahme von 
Bürgern und Meiftern volllommen zu überlafien, und in bie 
Fragen der Gewerbeverleihung nur in Rekursfällen einzugehen. 
Und aud dann jeien die Entſcheidungen des Magiftrats „ohne 
befonders billigen und gegründeten Urſachen“ nicht abzuändern, 
„maßen .. . . vorzüglich dem Magiftrat die Känntniß und die 
Beurtheilung des Nahrungsftandes der Burgerfchaft und deſſen 
Aufredthaltung obliege“. 





' Kart. IV J 1 No. 36 ex Nov. 1779 Mähren. 
® gl. oben ©. 315, 
* Dekret vom 13. Nov. 1779 (dasſ. Aktenzeichen). 
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So blieb denn in den deutfch-böhmifchen Erblanden außer 
Niederöfterreich die Befreiung des Gewerbeweſens von ben noch 
fo zahlreichen Feffeln des Zunftzwangs der Regierung Sofephs II. 
vorbehalten !. 


— 


ı Nur nebenbei fei bier bemerkt, daß die Staatöverwaltung in der 
Lombardei ſchon feit der Mitte der 70er Jahre energifch die Befeitigung 
der Zunftverfaffung in Angriff genommen hatte. 1773 und 1774 wurde 
zunädjt eine größere Anzahl von Innungen in Mailand aufgehoben, und, 
damit dies den Kredit der heimifchen Produktion nicht gefährde, ein eigener 
Dualitätenftempel eingeführt. .Diefe Maßregeln wurden dann aud in den 
Provinzftädten Cremona, Lodi, Como, Gafalmaggiore, Bavia ufmw. zur An- 
wendung gebracht, und dabei die Schulden der pafjiven Zunftladen aus 
dem Bermögen der aktiven gededt. Die bisher von den Zünften als 
Korporationen eingehobene Gemwerbefteuer wurde nun auf die einzelnen 
Individuen verteilt. So erjolgte in den nächſten Jahren allmählich die 
Einführung der Gewerbefreiheit in der ganzen Lombardei; und die Errichtung 
einer Handeldfammer in Mailand im Sabre 1786 krönte dad Werl. (Nach 
einem 1822 von Pietro Barbò erftatteten eingehenden Referate: Relazione 

. nella quale viene dimostrato, come siasi dai tempi dei due 
Cesari austriaci Mayia Teresa e Giuseppe secondo in poi cangiato 
gradatamente sistema relativemente alle arti e mestieri. Homm.-fr. 
Fasc. 29 ad No. 61 ex Martio 1827). 


Viertes Bud. 


Die Periode von 1780 bis 1790. Pie Gewerbepofitik 
dofephs I. 


Erſtes Kapitel. 


Die allgemeinen Grundlagen diefer Gewerbepolitik. 


(Die gewerbliche Entwidlung beim Negierungsantritte Joſephs II. S. 345. 
— Joſeph II. als Vertreter des Abfolutismus, als Anhänger der Phyfior 
traten und des Naturrechts &. 347. — Der allgemeine Charakter feiner 
Induftriepolitit S. 350. — Konfervatives Feſthaiten an dem beftehenden 
Syfteme der Gewerbeverfaffung S. 352. — Die Änderungen in der Be- 
bhörbenorganifation und in der Kompetenz der Behörden S. 354. — Ber 
deutung einzelner, anderen Verwaltungsgebieten angehörender Geſetze für 
die Gewerbepolitit: a) Das Toleranzpatent S. 356. — b) Die Judengeſetze 
©. 356. — c) Die Bauerndefreiung &. 358. — d) Die Aufhebung des 
Wucherverbots S. 358.) 





Als Joſeph IT. den Thron Maria Therefias beftien, ſtanden 
im gewerblichen Leben der öſterreichiſchen Erblande die foffilen 
Reſte des alten Zunftzwangs noch immer hart neben den neuen 
Gebilden der Gewerbeverfafjung, die dem Streben nad) freierer 
Entwidlung der Produktion ihren Urfprung verbankten. Neben 
den erbgeſeſſenen, ängftlid) auf ihre geſchloſſene Zahl bedachten 
zünftigen Meiftern der Polizeiprofeffionen waren allenthalben in 
den Städten Fabrifsunternehmungen entftanden, die durch Be- 
ſchäftigung von Taufenden verlegter Hausinduftrieller und Klein- 
meifter ihre Fühlarme oft meilenweit in das umliegende fladhe 
Land ausftredten. Und daneben gab es unzählige „Fabri- 


3406 Diertes Bud. Die Periode von 1780 bis 1790. 


fanten und Danufakturiften“, denen die Aufhebung der Hand- 
werksbeſchränkungen in den KRommierzialgewerben die Möglichkeit 
reihlihen Austommens gewährt hatte. Unterftügt von den Be- 
ftrebungen der Staatsvermaltung, begünftigt durch die friedlichen 
Zeiten, hatte fi, vor allem in ben gewerblich bebeutenderen 
Ländern der Monardie, ein gewiſſer Wohlftand entwidelt. 
„Diele Städte und Städtchen in Böhmen und Mähren wurden 
wahre Fabriksorte; die Bevölkerung jtieg allenthalben, die höl⸗ 
zernen Rauchfänge auf dem Lande verloren fih in vielen 
Gegenden, und an mandien Orten, wo man vorher mit Holz 
gebauet hatte, baute man jegt mit Steinen oder Ziegeln .... 
Auch die Gewerbsleute waren in mehreren Brovinzen theilweije 
infolge der Richtung einer nach den Grundfägen des Merkantil- 
ſyſtems geregelten Zollverfajfung mwohlhabender geworden, und 
jeitbem das jtrenge Zunftfyitenn gemildert worden, wandten fid 
viele Menſchen und Kapitalien den Gewerben zu” !. 

Und mit diefer Entwidlung des gewerblichen Lebens hatte 
auch der Geift, der es beherrichte, tiefgehende Änderungen er: 
fahren. Unter dem Einfluß der Ideen des Nationalismus hatte 
in allen Kreifen der intelligenten jtädtifhen Bevölkerung eine 
bisher ungefannte materialiftifhe Weltauffafjung Wurzel gefaßt, 
die durch den Kulturfampf noch neue Nahrung erhielt. 

Die Lehre von der Gründung der Staaten auf den Gefell- 
ihaftsvertrag war faft Gemeingut aller Gebildeten geworben ?; 
jo war der atomifierenden Auffafjung des Individuums gegen» 
über dem Staate überall der Boden vorbereitet. Und langſam, 
aber jicher drangen, wenn auch meijt nur halb verftanden, derartige 
Ideen in die tieferen Schichten der gemerbetreibenden Bevölfe- 
rung ein. Für die wirtichaftlihe Entwidlung wurde diefe von 
der Staatsverwaltung nad) Kräften geförderte Auffafjung von 
höchfter Bedeutung. Die genoſſenſchaftlichen Verbände, die big» 
ber das gewerbliche wie das private Leben des einzelnen Hand⸗ 


! Beidtel, Geſch. der öfterr. Staatsverwaltung I S. 189/90. 
2 Beidtel ebenda I ©. 9. 
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werfsmeifter8 mit engen Klammern umjchloffen hatten, wurden 
von der Staatsverwaltung in hartem Ringen um die Durch- 
jegung des Territorialprinzips immer mehr gelöft; diefe Löſung 
mußte den einzelnen Meifter ifolieren, ihn zwingen, in feiner 
eigenen Geſchicklichkeit und materiellen Kraft jene Vorausfegungen 
für das Gedeihen feines Betriebs zu ſuchen, die er bisher durch 
den engen Anſchluß an feine Gewerbegenofjen gefunden hatte. 
Sie mußte aud) einen bisher unbekannten Kampf um den Abjat 
hervorrufen, der durch feine Rücjicht auf den genoſſenſchaftlichen 
Verband mehr gehemmt war!. Und parallel damit vollzieht 
fi, vor allem unter dem Einfluffe des die ganze Geiſtesrichtung 
bes 18. Jahrhunderts beherrfchenden Frankreich, in den Städten 
eine auffallende Steigerung der Bedürfniffe, die dur das Em— 
porftreben der bürgerlichen Klaſſen in höhere Gefellichafts- 
ſchichten ftet3 neue Nahrung erhielt; ein immer rajcherer Wechjel 
der Geſchmacksrichtungen, die von der inländiſchen Produktion 
die ftete Anpafung an ihre Neigungen forderten. Die Mode 
hält num auch in Ofterreich fiegreich ihren Einzug und unter- 
gräbt damit vollends die Grundlagen des zünftigen handwerks- 
mäßigen Betriebs, der in dem jtarren Feithalten an der über- 
fommenen Technik und der alten Produftionsweife wurzelte. 


Unter Joſeph IT. gewannen alle diefe Jdeen und Tendenzen 
noch weiter an Kraft und Einfluß, und der Kampf, den er gegen 





* Gerade diefe Erjheinung erregt den tiefen Ummillen bed fonfer» 
vativen Beidtel: „Der Geift der Sparfamfeit, des Eigennutzes, der Be ⸗ 
rechnung, die Abneigung gegen alles Ideale fing an, fi von Jahr zu Jahr 
mehr zu zeigen. Auf ihn baute die Regierung große Hoffnungen, erwartete 
von ihm eine raſche Zunahme der materiellen Staatäträfte." (Beidtel 
a. a. O. IS. 9M). 

® Schon zu Ende der 60er Jahre wird darüber geklagt, daß die 
Kinder der Handmwerfer in den großen Städten das Gewerbe ihrer Väter 
verachteten; daß ähnlich die Söhne der Kaufleute darnad) jtrebten, Offiziere 
ober Beamte zu werben, wie für ihre „zu zärtlich erzogenen“ Töchter „die 
‚Herren Dikafteriaften, Kriegsofficiers, zu Zeiten auch alamodiſche Stuper* 
— bie gewöhnlichen Bewerber feien. (Wiener Öton. Rachrichten Jahrg. 1768 
S. 401 und 582 fg.) 
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alle zwifchen dem Staate und dem Individuum ftehenden Ber- 
bände unternahm, fein unabläffiges Streben nad Bejeitigung 
aller das Individuum in der freien Betätigung feiner wirtichaft:- 
lien Kräfte hemmenden Schranken führte geradezu eine Revo» 
Iutionierung des ganzen Wirtjchaftslebens herbei. 

Sojeph 11. ijt in gewiſſem Sinne der vollendetite Vertreter 
des Abfolutismus, der „neben dem abfoluten Staate die abfo- 
Iute Individualität erreichen will”!. So fämpft er, der un- 
bedingtefte Anhänger des Territorialprinzipg, gegen bie ftänbi- 
Then Sonderredte und die Privilegien des Adels, gegen ben 
Klerus ala einen dem Staate gefhloffen gegenüberftehenvden Ber: 
band ebenſo wie gegen die Autonomie der Städte. Auf dem 
Gebiete des Gewerbeweſens entſprach diefem Streben der Kampf 
gegen bie legten Reſte der Zunftverfaffung, gegen jede privile- 
gierte Stellung der vorhandenen Gemwerbetreibenden, die Tendenz, 
prinzipiell eine Gleichftellung aller Bewerber um Gewerbebefug- 
niſſe herbeizuführen. 

Erfüllt Joſeph den II. die Idee des gefchloffenen Territorial- 
ftaats, fo ift er doch keineswegs ein Merkfantilift im eigentlichen 
Sinne des Wortes?. Jener Abhängigkeit von den alten been der 
ſtädtiſchen Wirtfchaftspolitif, die den wahren Merkantilismus 
fennzeichnet, tritt er ebenfo jchroff entgegen, wie der Anficht, daß 
es Aufgabe des Staates fei, durch pofitives Eingreifen alle ge= 
werbliche Entwidlung zu fördern und zu leiten. Oberfter Grund» 
ja feiner Gewerbepolitit, das kann nicht ſcharf genug betont 
werden, ift vielmehr die Befreiung des Innenverkehrs von allen 
ihn fejlelnden Zwangsvorſchriften. Ganz deutlich zeigt fich 
darin feine Beeinfluffung durch die Ideen der Phyfiofraten, die 
auch in anderen Fragen feiner Wirtfchaftspolitit unverkennbar 
ift?. Und ebenfo ift er ein echter Schüler des Naturrechts, das 
fih in bewußten Gegenfaß ftelt zu den überkommenen, hiftorifch 





ı Gierfe, Das Recht der Genoffenfchaften I ©. 645. 

2 Am wenigſten in feiner Gemwerbepolitit, wie Rizzi meint (Zeitfchr. 
f. Voltswirtfh. ufm. Bd. XII ©. 99). Richtiger Kuliſch, Syftem bes 
Gewerberedts I ©. 53. 

3 Bgl. Grünberg, Bauernbefreiung I S. 314 fg. 
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gewordenen Zuftänden und erworbenen Rechten; das die Melt 
neu aufbauen will auf Grund feiner Ideen von der Gleichheit 
aller Untertanen, aller Bürger vor dem Staate, von dem natür- 
lichen Rechte jedes einzelnen auf freie Betätigung feiner Kräfte. 
In diefem Streben fand der Kaifer bei einem großen Teile 
feiner hervorragendſten Beamten bie fräftigite Unterftügung. 
Denn fie alle, Kolowrat, Gebler, Kreßl und Eger, Reiſchach, 
Zingendorf und Greiner! waren unter dem Einfluffe derjelben 
Feen aufgewahjen wie der Kaifer jelbit, fie alle waren An— 
hänger der jogenannten „Aufklärungspartei“ bei Hofe. Und 
ſchon in den legten Regierungsjahren Maria Therefias hatten 
die geſchilderten Jdeen die ganze Wirtſchaftspolitik in unver 
fennbarer Weife beeinflußt; nur war ihre Kraft gedämpft durch 
den fonfervativen Sinn der Monarchin, der vor jedem entjchei- 
denden Eingriffe in die Wirtjchaftsverhältniffe zurückſcheute. 
Konjervative Bedenken aber waren Joſeph II. unbekannt. 
Über die mannigfach differenzierten Neigungen, Bebürfniffe, Ge- 
wohnheiten und Nechte der Bewohner feines jo verfchiedenartig 
zufammengefegten Neiches ging er jchonungslos hinweg, wenn 
es fih um die Befeitigung folder Einrichtungen handelte, die 
feinen „allgemeinen Freiheitsgrundjägen” ® widerſprachen. Dazu 
fam das unverfennbare Streben des Kaijers nad Selbftherr- 
ſchaft, die Tendenz des Monarchen, die gejamte Oberleitung des 
Staates in jeiner Hand zu vereinigen, und auch Einzelfragen 
unter Verzicht auf die Mithilfe des Staatsrates oder aud der 
kompetenten Hofitelle aus eigener Machtvolllommenheit zu ent» 
ſcheiden“. Aus dem fprungbaften, oft geradezu umüberlegten 


ı Hier find nur jene genannt, die in ber Gemwerbepolitif eine Rolle 
ipiellen. Gin vollftändiges Verzeichnis der „Aufklärungspartei* nad) den 
Angaben der „Chronik der Biedermänner“ bei Beidtel a. a. D. IS. 213, 

2 Bol. 5. 8. ben oben S. 333 zit. Vortrag über den Detailhandel 
der Manufakturiften. 

3 &o begeichmet gelegentlich 1795 bie Hoffanzlei Jofens II. Ideen, 
Val. auch Dohm, Denkwürbigleiten meiner Zeit 1815 Bd. II S. 267 fa- 

+ Bot. Hod-Bidermann, Der öfter. Staatsrat ©. 99; Beidtel 
a. a. D. IS. 200. 
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Charakter feiner Befehle ergaben ih dann Mißgriffe und Ber: 
wirrungen aller Art, die gelegentlid auh zur Zurüdnahme 
bereits erteilter Weifungen nötigten!, und deren üble Wirkun- 
gen durch das dem Abfolutismus Joſephs fo tief eingewurzelte 
Verſchweigungsſyſtem? noch verfchärft wurden. 


Sieht man indes von derartigen, teil dur das Syſtem 
des Abfolutismus, teils durch dag QTemperament des Kaiſers 
veranlaßten überftürzten Reformen ab, jo fann man auch feiner 
Gewerbepolitif eine gewiſſe Großzügigfeit nicht abjprechen. Das 
bedeutungsvolle Ziel, das jchon der therefianifchen Wirtfchafts- 
gejeßgebung als Leitſtern gedient hatte, die Umgeftaltung ber 
Monardie in einen inheitsftaat, der feinen Bedarf an 
gewerblichen Produkten nad Möglichkeit felbjit zu beden im» 
ftande wäre und daneben nody Kraft erübrigte, für den Export 
zu produzieren: dieſes Ziel ſchwebte auch Joſeph II. als 
deal vor ®. 


Wie er die inländifche Induſtrie durch neuerliche Verſchär— 


Bol. die Flugfchrift: Warum wird Kaifer Zofeph von feinem Bolke 
nicht geliebt? Wien 1787 ©. 57. 

% Die Klagen über die Geheimhaltung vieler, auch für die weiten 
Kreife der Bevölferung wichtiger Daten betrafen auch die Gegenftände der 
Snduftrie und des Handeld. So bemerkt ein Zeitgenoffe: „Unfer Kommerz — 
warum wird es unter die Staatögeheimnifje mitgerechnet? .... Warum 
wird und nidht durch den Staat gezeigt, was bereits geleiftet worden, mag 
noch geleiftet werden könnte? . . . . Nicht bloß Privilegien, nicht bloß 
Geld — Kenntniß des Zuftandes unferer Länder in Rückſicht auf die 
Handlung, diefe und vorzüglich diefe feßt die Spekulation in eine Lage, 
wo fie mit wahrem PVortheile Hand ans Werk legen wird. Alfo warum 
liegen die Alten bievon, welche unfer Kollegium von Motten im Ardive 
auffrefien läßt, — ohne allen Nuten für das Bolt müßig und unthätig 
da?" .... (Friedel, Hiftorifch-philofophifche und ftatiftifche Fragmente, 
mehrentheils die öfterr. Monardie betreffend. Leipzig und Klagenfurt 1786 
S. 37 fg.) 

3 Die Grundgedanken diefer Wirtfchaftspolitif finden ſich ſchon aus⸗ 
geſprochen in einer Denkſchrift Joſeyhs vom 11. Februar 1774 (vgl. Beer, 
Studien zur Gefhichte der öfterr. Induſtriepol. S. 85 fg.). 
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fung des Schutzzollſyſtems zu unterftügen ſuchte!, ift im Nahmen 
diefer Arbeit nicht weiter zu verfolgen. Won unmittelbarem 
Einfluffe auf die Gewerbepolitif find indes diefe Maßnahmen 
zur Abjperrung des inländifhen Marktes gegen die auswärtige 
Konkurrenz vor allem deshalb, weil fie der Staatsverwaltung 
gleichzeitig die Aufgabe zumiefen, ihrerfeits mit allen Kräften 
für die Dedung des inländifchen Bedarfs zu forgen, nachdem fie 
eine Befriedigung desfelben durch die Produktion des Auslandes 
— wenigſtens auf Iegalem Wege — fat völlig ausgeſchloſſen 
hatte. So geht denn abermals mit biefer neuen prohibitivifti- 
ſchen Ira die intenfivfte ftantliche Tätigkeit zur Förderung der 
inländifchen Induſtrie Hand in Hand. 

Und doch unterfcheibet ſich dieſe Induftriepolitif in einem 
jehr bedeutfamen Momente ganz beftimmt von jener ber there- 
fianifchen Zeit. Sie ſucht ihr Ziel nicht mehr durch unmittel- 
bare behördliche Leitung und Regulierung des gewerblichen 
Lebens zu erreihen, fondern zunächit, getreu dem Prinzip ber 
Verkehrsfreiheit, durch Befreiung aller wirtichaftlihen Kräfte 
von allen Einſchränkungen und Zwangsbeitimmungen, duch Er- 
zielung einer möglichit großen Konkurrenz?. Und damit finden 
auch alle die jhon vorhandenen Tendenzen nad) Steigerung und 
raſchem Wechſel der Bebürfniffe, nach Befeitigung aller jener 
Vorurteile, welche die unteren Klaffen der Bevölkerung von den 
Genüfjen der höheren Kultur ausſchloſſen, die nachdrücklichſte 
Unterftügung der Staatsverwaltung®. Auch die ſchon be- 








" Algen. Zollordnung vom 27. Auguft 1784. Bol. auch die Zitate 
bei Fournier, Hiftor. Studien u. Skizzen ©. 153 fa. 

* Biemlich ſcharf wird biefer Grumdgedanfe der Yofefiniihen Ge- 
werbepolitif gelegentlich vom Staatörate Gebler ausgeſprochen: „Endlich 
hoffe ich die Induſtrie fich felbft überlaffen, und nicht mehr durch Stellen 
und überflüffige Beamte geleitet zu fehen." (St. R. No. 1192 ex 1781.) 

® Faft komiſch Mingt wieder die Klage des waderen Beidtel über 
dieſen Wechfel der Sitten: „Nicht nur mitteift der Bollgefee juchte man 
der Induftrie aufzuhelfen. Man begünftigte mehr als früher den Wechſel 
der Moden, bie öffentlichen Bälle, und überhaupt das Erfheinen an öffent- 
lichen Orten, und wo nod) aus älterer Zeit Kleiderordnungen ſich erhalten 
hatten, ſchaffte man fie ab, mas die Folge hatte, daß gemeine Bürgerfrauen 
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fprochene Löfung der genofjenfchaftliden Verbände wirkte in 
dem gleihen Sinne. Sie zog die Aufmerkſamkeit des Bürgers 
vom Öffentlichen Leben ab und machte mehr als zuvor feine er- 
werbende Tätigfeit zum Hauptinhalt feines Dafeins. 

Nur dort, wo aud) die Freiheit des privaten Wettbewerbs 
verfagte, griff die Staatöverwaltung fördernd, unterftügend ein, 
nur dort fuchte fie Fünftlih die gewerbliche Tätigkeit in jene 
Richtung zu leiten, die jie unter dem Walten der freien Son» 
furrenz nicht hatte einfchlagen wollen. 


Lag der ganzen Wirtfchaftspolitit der Gedanke zugrunde, 
jedem Bürger des Staates den ehrlichen Erwerb nad) Möglich⸗ 
feit zu erleichtern, fo kann es nicht mwundernehmen, wenn auch 
die Gemwerbepolitif ihre Hauptaufgabe darin erblidte, alle jene 
Schranken hinwegzuräumen, welde die Ermerbsmöglichkeiten 
hemmten, wenn die Gewerbepolitif alfo in vielen Beziehungen einen 
vorwiegend negativen Charakter zeigt. Diefer Eindrud wird noch 
dadurch verjtärkt, daß es troß aller Anſätze während der Regierung 
Joſephs II. zu einer durchgreifenden Reform der Gemwerbe- 
verfafjung nicht kam. Pielleicht vereitelten andere bringenbere 
Aufgaben dieje Reform, vielleicht ließen auch die phyfiokratifchen 
Ideen des Kaiſers eine Regulierung der Gemwerbeverfaffung 
gegenüber der Agrarreform ftark in den Hintergrund treten. 

So murde denn die alte Scheidung zwifchen Polizei» und 
Kommerzialgewerben mit ihrem von der Größe des Abſatz⸗ 
gebiete® hergenommenen Einteilungsprinzip aufrechterhalten, 
trogdem, mwenigitens in den größeren Städten, mit der Erweite— 
rung des früher lokal bejchränften Marktes viele Gewerbe, die 
zu den Bolizeiprofeffionen gezählt wurden, ihr Abfabgebiet weit 


— — — — — 


ſich wie Beamtenfrauen kleideten, und in den größeren Städten auch oft 
Dienſtmädchen dasfelbe thaten, ja daß bei den öffentlichen Maskenbällen 
(Reduten) nit der Stand, fondern die Kleidung über die Fähigkeit zum 
Eintritt entfhied.” (Beidtel a. a. O. ©. 391.) Ganz ähnliche Klagen 
über den zunehmenden bürgerliden Luxus bei Schreyer, Kommerz, 
Fabriken uſw. 1790 Bo. II S. 145. 
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über den ftäbtifchen Umkreis hinaus ausdehnten. Und damit 
blieb auch der alte Grundfag der Gewerbepolitif aufrecht, daß 
nur bei den Kommerzialgewerben die Zahl der Meifter unbe- 
ſchränkt vermehrbar fei, bei den Polizeiprofeffionen dagegen das 
Bedurfnis des Publitums den Maßſtab für die Verleihung neuer 
Befugnifie zu bilden habe. 

Von um jo größerer Bedeutung wurde dagegen jegt eine 
Einrichtung der Gewerbeverfafjung, die jhon unter Maria 
Therefia der beginnenden Entwidlung einer Großinduftrie ge- 
dient hatte: die Fabrifsbefugnifie; immer breiter wurde der 
Raum, den jie im gewerblichen Leben einnahmen. Auf brei Kate- 
gorien: auf die zünftigen Meifterrechte, die freigegebenen Beſchäfti— 
gungen und bie jabritsmäßigen Befugnifje beſchränkte fi nun in 
der Hauptfache die Gewerbeverfafjung; im Vergleich zu ihnen traten 
auch die Schutzdekrete, die außerhalb Niederöfterreihs ohnehin 
nur eine geringe Anwendung gefunden hatten, ziemlich in den 
Hintergrund, zumal fie aud in Wien durch die Freigebung 
zahlreicher Gewerbe und vor allem durch die Zulafjung der Pro- 
teftanten zum Bürger- und Meifterrecht zum Teil entbehrlich ges 
worben waren ?. 

Analog wie die eigentliche Gemwerbeverfajjung, ruhte auch 
der Betrieb des Handels der Monarchie in der Hauptſache 
nad) wie vor auf drei Gattungen von Befugniffen: auf den 


1 &o genehmigte ein Dekret vom 10. März 1781 einen Antrag bes 
inneröfterr. Guberniums, „alle Commercial-Schugverwandte als wirkliche 
Meifter anzufehen* und bei der Lade einzuverleiben (I. Ö. Komm. Fasc. 77 
No. 9 ex Martio 1781). Anderwärts, wie in Böhmen, dienten die Schufe 
defrete faft ausſchließlich dem Zwede, älteren, meift verheirateten, aber 
mittellofen Gefellen den felbftändigen Betrieb ihres Gewerbes zu ermög- 
lichen. (Vgl. Kopet, Gemwerbögefepfunde 1. Bd. &. 100 und 104.) 

? Auch in Wien wurde die Eingliederung der Schugverwandten in 
das übrige Syitem der Gewerbeverfafiung angebahnt, indem ein Dekret 
vom 22. Mai 1786 der Regierung auftrug, in jenen Gemerben, bie eine 
Ausbildung im Zeichnen erforderten, die Bewerber um Schußdelrete einer 
Prüfung zu unterziehen. Dagegen fonnte dieſe Prüfung unterbleiben, wenn 
aftgediente, geſchiate, aber mittellofe Gefellen durch Zeugniffe oder andere 
Beweife ihre Befähigung darzutun vermoch ten (Fase. IV F in gen No. 308 
ex Majo 1786 R. D). 

Bribram, Öfterreiiihe Gewerbepolitit I. 23 
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Großhandlungsrechten, den eigentlichen bürgerlihen Handlungen 
und endli den Strämereien. Die erftgenannten hatten dem 
Erport zu dienen; die zweite Gruppe vermittelte den Abjag der 
Ssnduftrieprodufte im Kleinen innerhalb der Monarchie; die 
Krämereien endlich, und neben ihnen auf dem fladhen Lande 
auch die Haufierer, dienten bloß den Bebürfnifien des lokalen 
Marktes. 


Die Änderungen, welche die Sofephinifche Periode in der 
Behördenorganifation mit fih brachte, waren für die Gemerbe- 
politif von geringer Bedeutung, ſchon deshalb, weil die ganze 
Tendenz diefer Politil gar nicht auf eine autoritative Beherr- 
hung der induftriellen Entwidlung gerihtet war. Und bie 
ſchärfere Bentralifierung des gejamten Verwaltungsapparates, 
die in der Vereinigung der Hoffanzlei mit der Hofkammer und 
Banfobeputation (1782) ihren fihtbaren Ausdrud fand, übte 
auf die Gemwerbeverfaflung feinen Einfluß. Wie früher blieben 
bei der Hofitelle ebenſo wie bei den Länderftellen die Polizei- 
und die Kommerzialgewerbe nach Referaten gefondert. Bei ber 
nieberöfterreihifchen Regierung gab es feit 1784 fogar einen 
eigenen Fabrikeninfpeftor, der jpeziel mit der Beauffihtigung 
des Fabrifen- und Manufalturenwejens betraut war, im Be 
darföfalle Lokalerhebungen zu pflegen, und in allen jenen Fragen 
fein Gutachten zu erftatten hatte, die eine Kenntnis der in- 
buftriellen Verhältniffe erheifchten!. Auch bei dem böhmifchen 


1 Diefe Stelle wurde eigentlih im Jahre 1784 nicht erft neu ge 
ſchaffen. Schon feit 1768 war ein befonderer Beamter ded damaligen 
Kommerzkonſeſſes für derartige Lofalerhebungen bejtimmt. Nach Aufhebung 
diefer Behörde wurde er bei der Regierung ald Sekretär angeftelt und 
behielt im übrigen feine Funktionen bei. Seit 1784 führte er den Titel 
Fabrikeninfpeftor. Die Steigerung, die feine Aufgaben dann durch das 
Syſtem ftaatlicher Snduftrieförderung erfuhren, hatte zur Folge, daß ihm 
1786 ein Adjunkt und ein eigenes Kanzleiperjonal an die Seite gegeben 
wurden; fo beftand fortab ein förmliches Amt: die „E. k. Fabrifeninfpektion“ 
bei der nieberöfterr. Regierung (die Daten nad einem Regierungsberichte 
von 1822. Komm.-Kr. Fasc. 1 No. 91 ex Jan. 1825.) 
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Gubernium hatte dieſe Aufgaben ein eigener Beamter, der Kom- 
merzienrat, zu erledigen !, 

In unterfter Inſtanz beftand die Sonberung zwiſchen 
Polizei: und Kommerzialgewerben auch äußerlich weiter fort. 
Die Verleihung der erfteren war in allen Erblanden den Magi- 
ftraten und Obrigfeiten zugewieſen; dagegen blieb die Erteilung 
von Kommerzialbefugniffen im allgemeinen nod immer aud in 
erfter Inftanz den Länderftellen vorbehalten, denen nun auch die 
Verleihung von Fabriksbefugnifien zugewieſen wurde?. Eine 
Ausnahme hiervon galt nur für Mähren; feit 1784 auch für 
Vöhmen*. Es genehmigte nämlich die Hoffanzlei einen Antrag 
des böhmischen Guberniums, der die Durchführung jener in dem 
Zirkulare von 1776 in Ausficht geftellten Kompetenzerweiterung 
der Lokalen Obrigkeiten begehrte So wurde denn aud in 
Böhmen den ftädtiichen Magiftraten — nicht auch den Orts- 
obrigfeiten des flahen Landes — die Verleihung von Kommer- 
zialbefugniffen überlaffen®. Und bald darauf wurde allen lokalen 
Obrigkeiten Böhmens auch das Necht zugeftanden, neue Konzej- 
fionen auf den Krämerhandel zu erteilen ®. 


ı In ber Joſefiniſchen Zeit befleidete diefe Stelle der wegen feiner 
Fähigkeiten oft gerühmte Jofef Schreyer, Verfaſſer mehrerer trefflicer 
Bücher über die Induftrie Böhmens. 

Bgal. unten S. 361. 

3 Bat. oben ©. 27 und 320. 

+ Dekret vom 3. Mai 1784. Böhm. Komm. Fasc. 62 No. 7 ex 
Majo 1784. 

® Den Ortöobrigfeiten des flachen Landes wollte man bie gleiche Be- 
fugnis beöhalb nicht gewähren, „weil eines Theils ſolche Profejfionen, 
welche auf das Land gehören, ohnehin für freye Gewerbe erklärt find, und 
als Manufacturen oder Fabrifen zu viele werden fönnten, mithin anderen 
Theils nicht anzurathen, die Commercialzünfte auf das Land zu zerftreuen 
und den Städten die Nahrung zu entziehen.“ Die alte Furdt vor einer 
Beeinträchtigung ber ftädtiihen Gewerbe durch die inbuftrielle Entwicklung 
des flachen Landes hatte alfo, trog aller Grumdbjäge der Verkehrsfreiheit, 
bei den Behörden ihre Kraft noch immer nicht verloren. (Ahnlich ein 
Dekret vom 29. Sept. 1788 an bie nieberöfterr. Regierung. N. Ö. Komm. 
Fasc. 63, No. 58 ex Sept. 1788.) 

® Defret vom 12. Juli 1787 (Böhm. Komm. Fasc. 67 in gen No. 12 
ex Jul. 1787. St. R. No. 2749 ex 1787). 

23* 
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Bevor wir nun die Maßnahmen der Sofephinifchen Gewerbe» 
politit im einzelnen darftellen, müfjen in aller Kürze einige be- 
deutfame Verfügungen der Gefeßgebung beiprocdhen werden, die 
zwar in der Hauptfache anderen Gebieten ber inneren Verwal- 
tung angehören, aber doch aud) das Gewerbeweien unmittelbar 
beeinflußten. 

Dazu gehört zunächſt die Toleranzgefeßgebung Joſephs LI. 
Das Toleranzpatent vom 13. Dftober 1781 befeitigte im wejent- 
lichen die Unterfchiede, die bisher zwischen den Katholiken, als 
den Anhängern der allein anerfannten StaatSreligion, und den 
übrigen Chriften beftanden. Die leßteren wurden fortab gegen 
Dispenfation zur Anfäfligfeit, zum Bürger- und Meifterrecht 
zugelafjen, und fo jene jahrzehntelange Entwidlung vollendet, 
die fhon unter Maria Therefia den Proteftanten fchrittweife 
ſtets neue Zugeftändniffe gemacht batte!. Für die Induſtrie 
fpeziel wurde es von größter Bedeutung, daß nunmehr dem ge- 
werbefleißigen proteftantifchen Elemente der Eintritt in die Erb- 
lande offenftand; eine große Zahl der in der Joſephiniſchen 
Periode neugegründeten Fabriken verdantte proteftantiihen Ein- 
mwanderern ihre Entitehung ?. 


Weniger einfchneidend waren die Judengeſetze Joſephs IL, 
aber gerade fie waren vor allem von dem Geſichtspunkte be- 
berricht, die Juden der induftriellen Tätigkeit zuzuführen. Nach 
mehrfach wiederholten Äußerungen des Kaifers ging feine Abficht 
„teineswegs dahin, die jüdische Nation in den Erblanden mehr 
auszubreiten, oder da, wo fie nicht toleriret ift, neu einzuführen” ®. 
Wo die Juden bisher nad) der Landesverfaflung vom Aufent- 
halte ausgejchloffen waren, blieben fie e8 auch fernerhin; gebulbet 
wurden fie daher nach wie vor bloß in den Subdetenländern, in 


I Bol. oben S. 145 fg. 

2 Bal. Beidtela. a O. J S. 389. 

° Bit. in dem Bortrage vom 8. Oft. 1781 (Kart. IV T 2 No, 48 
ex Febr. 1784 93. Ö.). 


Erftes Kapitel. Die allgemeinen Grundlagen diefer Gewerbepolitif. 357 
Galizien, in Görz und Gradisfa, in Trieft und endlid im 


Wien!. 

Um nun die Juden „durch vermehrte und erweiterte Nab- 
rungsmwege von dem ihnen fo eigenen Wucher und betrügerifchen 
Handel“ abzuleiten, wurde ihnen — gleichzeitig mit der Befei- 
tigung entehrender und brüdender Ausnahmsbeftimmungen der 
früheren Gefeggebung — eine Reihe von neuen Erwerbszweigen 
eröffnet®. Zur Erleichterung des Gemwerbebetriebes wurde ihnen 





* Intereffante Daten über die gewerbliche Tätigkeit der Juden 
in Böhmen vor Crlaffung der Jubenpatente enhalten zwei Vor- 
träge der SHoffanzlei von 1780 und 1781 (Kart. IV T 2 No, 12 
ex Dec. 1780 und Kart. IV T 1 No, 501 ex Oct. 1781 Böhm.) 
In Böhmen Hatten die Juden ſchon feit ihrer Wiederaufnahme (1748) 
das Recht, alle Gewerbe zu treiben; nur von der Kattunbruderei und 
»Färberei wurden fie fpäter ausgeſchloſſen. Sie durften in Kommerzial- 
gewerben auch hriftliche Gefellen verlegen; eine zunftmäßige Organifation 
bejaßen fie ald Gewerbetreibende nit. Bon Handwerfen trieben fie 
übrigens bloß die Schuhmaderei und Schneiderei (die letztere nicht ald 
Kundenarbeit, ſondern ald Kauffchneider für Kleiderhändler); dann das 
Bandmachen, die Erzeugung von Pofamentier- und Goldarbeiterwaren. Mit 
der Weberei und Spinnerei befaßten fie ſich nicht. hr eigentliches Tätig- 
teitsfeld war von jeher der Handel; vor allem mit Schnittwaren, mit 
Zuder und Kaffee. (Vgl. oben S. 238.) Insbeſondere aber hatten fie den 
Handel mit einer Reihe inländiſcher Produkte faft volllommen in ihrer 
Hand, fo den Verkauf von Leber, Wolle, Pottaſche, Federn und Brannt- 
mein. Tro aller Erläſſe und Verfügungen gegen die „jüdifchen Vorkäuf- 
feregen“ wollten die ;Nlagen über Bewucherung des Landvolled und der 
ftätifhen Profeffioniften durd) die jübifchen Händler nicht aufhören. Allein 
die Hoffanzlei muß felbſt befennen, daß das Streben, die Juden vom 
Handel abzuziehen, und der inbuftriellen Tätigfeit zuzuführen, „fo lange 
ein frommer Wunſch bleiben“ müffe, „wie lange die Steuern der Juden, 
die fie feinerbings durch erlaubte und ordentliche Dienfte, ſondern lediglich 
durch wucherlihe Handlungen fi zu erwerben . . . imftande find, nicht 
. . . auf einen billigmäffigen Betrag herabgefezet werben fünnen, da felbe 
dermalen wirklich 10 per Gentum vom Kapitalvermögen betragen, ohn ⸗ 
geachtet vermöge den beftehenden Sandeögefepen die Kapitalien nur A 4p Eto 
eloeiret werben därfen und follen.“ 

® Birkulare vom 16. Mai 1781 (Kart. IV T 2 No. 81 ex 1781 
Böhm). 

® Diefen Zweck verfolgte das Jubenpatent für Nieberöfterreih vom 
2. Januar 1782 (Kart. IV T 11 No. 15 ex Jan. 1782 N. Ö.); das 
Patent für Mähren vom 13. Februar 1782 (derf. Kart. No. 77 ex Mart, 
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die Erlaubnis gewährt, alle Gattungen von Handwerken und 
Gewerben auch bei driftlichen Meiftern zu erlernen, daher bei 
biefen als Lehrlinge und Gefellen in Arbeit zu ftehen. Ebenso 
erlangten fie die Befugnis, mit Genehmigung der zuftänbigen 
Behörde alle Gattungen von Gewerben zu treiben. Alle nicht 
bürgerlichen Handlungszweige wurden ihnen freigegeben, auch 
die, Bewerbung un Großhandlungsbefugniffe ihnen geitattet. 
Der Betrieb von Fabriten und Manufalturen war ihnen feit 
jeher erlaubt; biefe Erlaubnis wurde ausbrüdlich erneuert, um 
fie zu folden gemeinnügigen Unternehmungen öffentlid aufzu- 
muntern. Später wurde den Juden aud der Anfauf öffentlicher 
Gebäude zu Fabrifszweden geitattet!, und in Brag den jüdischen 
Großhändlern fogar erlaubt, außerhalb der Judenftadt zu 
wohnen®. Und die Begünftigung ber induftriellen Tätigkeit ber 
Juden ging fo weit, daß jetzt — ein bis dahin unerhörter 
Vorgang — ſogar die Erhebung jüdifcher Großinduftrieller in 
den Adelſtand vorfam. 


Bon ähnlicher Bedeutung für die Gemwerbeverfaffung war 
auch die Bauernbefreiung in den böhmifchen Ländern infofern, 
als fie den Untertanen fortab geftattete, ſich Handwerken, Künften 
und Wiffenfchaften zu widmen, ohne hierzu eines obrigfeitlichen 
Konfenfes zu bebürfen®. 


Es war wohl auch eine Folge des alle Mabnahmen 
Joſephs II. beherrjchenden Strebens nad) Befreiung des Innen⸗ 
verkehrs von jedem Zwange, wenn 1787 „zur Beförderung bes 


1782); das Hofdekret für Böhmen vom 19. OH. 1781 (Kart. IV Tı 
No. 501 ex Oct. 1781 Böhm.) u. a. m. 

1 Birkulare vom 18. Sept. 1785 (Kart. IV T 2 No. 179 ex Sept, 
1785 Böhm.). 

2 Befcheid vom 11. Mai 1786 (derf. Kart. No. 98 Majo 1786 
Böhm.). 

3 Patent vom 1. Nov. 1781. Vgl. Grünberg, Bauernbefreiung I 
©. 286. Wohl mit Unrecht äußert fih Beidtel (aa. O. ©. 51 fehr 
abfällig über diefe Neuerung. 


Zweites Kapitel. Die Befreiung des Innenverfehrs in Induſtrie ufw. 359 





Privatkredit und Steigerung bes Geldangebots“ die Aufhebung 
aller Wucherverbote verfügt und auch die exceptio non nume- 
ratae pecuniae beſeitigt wurde!. Auf die induftrielle Entwid- 
lung übten dieſe Vorferiften einen großen Einfluß; fie ge— 
währten einerſeits fapitalarmen, aber unternehmenden Manu— 
fafturiften die Möglichkeit zur Erweiterung ihres Betriebs; fie 
lieferten aber auch anderfeits die kaufmänniſch wenig geſchulten 
Profeſſioniſten faft gänzlich der Ausbeutung gewiffenlojer Händler 
aus, und dies läßt die zahllofen Klagen begreiflich erſcheinen, 
zu denen diefe Verfügungen alsbald Veranlafjung gaben ?, 


Zweites Kapitel. 


Die Befreiung des Innenverkefrs in Induflrie 
und Handel. 


(Allgemeine Anordnungen, die Freiheit im Innenverkeht herzuftellen 
©. 359. — Befreiung einzelner Kommerzialgewerbe von verfchiedenen Be- 
fränfungen: a) Die Tertilgewerbe ©. 362. — b) Die Eifen- und Stahl- 
arbeiten S. 364. — ec) Sonftige Gewerbe S. 366. — Abneigung gegen die 
Erteilung ausfchließender Privilegien S. 367. — Ablehnung ftaatlicher 
Swangsmaßregeln (Dualitätenorbnungen, Diftriftsausmefjungen) ©. 371.— 
Die Fabrikögefeggebung S. 374. — Auffaffung der Krarialfabriten ©. 376. — 
Die Berfafjung des Handels im allgemeinen S. 378. — Das Haufierpatent 
vom 4. Juni 1787 ©. 379. — Die Erweiterung der Verkaufsrechte der 
Fabriten und ber Manufakturiften S. 381. — Befeitigung der Vorfaufs- 
tete und der Preistarierungen gewerblicher Rohprodutte S. 384. — 
Schlußbemertung über die innere Handelspolitik Joſephs II. S. 387.) 


Es wurde bereits bemerkt, dab das Prinzip einer freien 
Konkurrenz in ber Induftrie und im Innenhandel feine Wirfung 
zunächft in negativer Richtung äußern mußte, in der Bejeiti- 
gung jener zahlreihen Beſchränkungen und Zwangsvorſchriften, 


" Batente vom 29. Januar und 1, März 1787; vgl. Hod-Bider 
mann a a. D. ©. 297. 
2 Rgl. 5. B. Schreyer, Kommerz, Fabriten ujw. S. 133; dann die 
der Stände von 1791 unten Buch 5 Kap. 3. 
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die noch immer eine freie Entwidlung des gewerblichen Lebens 
hemmten. Uno in der Tat! Kaum ift der Kaifer zur Allein- 
regierung gelangt, jo jchärft er feinen Behörden in wiederholten 
Entihließungen ein, „überhaupt auf immer mehrere Behebung 
ber Feßeln fürzudenken, welche noch vielen... . Commercial- 
arbeiten theils in Geftalt von Handwerksmißbräuden, theils 
durh Arten von Monopolien anhangen”!. Denn „zur In—⸗ 
buftrie, Handlung und Verſchleiß“ ſei „nichts unentbehrlicher, 
als Freyheit, und nichts jchädlicher al8 Privativa und Mono- 
polia“ ®. 

Es entſprach durchaus diefen allgemein lautenden Anord- 
nungen, wenn für die Verleihung der Kommerzialgewerbe als 
oberfte Marime zu gelten hatte, daß bei ihnen „nirgends eine 
gewille Zahl” beitimmt werden follte?®. Diefer Gefihtspunft, 
der bei den Kommerzialgewerben jebe Beſchränkung der Meifter- 
zahl ausſchloß und auch den Lolalbedarf bei der Frage einer 
Anfegung neuer Gemwerbetreibender nicht berüdfihtigte, war 
freilih nichts Neues. Aber ſchon der Umftand, daß diefer 
Grundfaß jetzt abermals ſcharf betont wird, deutet darauf Hin, 
daß feine Durchführung in der Therefianifchen Zeit Dur) mannig- 
fahe Momente gehemmt worden war‘. 


I Entfchließung auf den Vortrag der Hoflanzlei vom 10. Februar 1781, 
der die Freigabe des Lederverkaufs in Wien und die Aufhebung der Leder- 
ſatzung beantragte (Fasc. IV F in spec Rothgärber No. 382 ex 1781 N. &; 
St. R. No. 321 ex 1731). 

2 Ct. R. No. 2115 ex 1780: X. 5. Entſchl. vom 18. Dezemb. 1780. 

3 9. 8. Komm. Fasc. 63/, No. 89 ex Mart. 1782; St. R. No. 848 
ex 1782. Es wurden übrigend über Antrag der SHoflanzlei alle jene 
Kommerzialgewerbe von der Berpflihtung zur Einbolung der kaiſerlichen 
Beftätigung für ihre Handwerksartikel befreit, die erft in den letzten Jahren 
neue „bloß auf gute Orbnung abzielende und feine Freyheiten und Pri⸗ 
vilegien enthaltende Artikel” bekommen hatten (Bortr. vom 20. April 1781; 
Zirkulare vom 2. Mai 1781; N. ©. Komm. Fasc. 6%, No. 97 ex Majo 
1781; St. R. No. 1068 ex 1781). 

So hatten 3. 3. bei den Schmelzhütten und Hammerwerfen bisher 
angebliche Rüdfichten auf den Holz- und Kohlenvorrat den Behörden Ber- 
anlaffung gegeben, mit der Vermehrung derartiger Betriebe innezubalten. Solche 
Nücfichten, durch melde „die Abficht, Coneurrena und Wetteifer bervor- 
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Die Hofkanzlei ſäumte denn aud nicht, die ihr erteilten 
Weifungen den Unterbehörben bei verfchiedenen Gelegenheiten 
befanntzugeben. Als daher bie ſtädtiſchen Magitrate Böhmens 
das Recht der Verleihung von Kommerzialbefugniffen erlangten", 
wurde biefen Behörden ausdrücklich zur Pflicht gemacht, fich bei 
derartigen Verleihungen weder an eine beftimmte Zahl von Ge- 
jellenjahren, nod an den Nachweis einer Wanderzeit? zu binden, 
„Sondern haubtſächlich auf die Fähigkeit, Sitten und Gewerb- 
jamfeit, dann eine angemeßene Zahl gut vollbrachter Gefellen- 
jahre bei den Meifterrechtswerbern zu ſehen“. Jede Bevorzugung 
der Meifterföhne oder der Inländer ſei ebenfo zu vermeiden wie 
toftbare und unnüge Meifterftüde, Formalitäten und Schmauſe- 
reien. Bei den für frei erklärten Gewerben fei endlich nicht zu 
dulden, daß jemand an ihrem Betriebe gehindert werde. 

Die gleichen Grundjäge fehren in der 1786 allen Länder» 
ftellen erteilten Inftruftion wieder?. Die Verleihung von Kom: 
merzialgewerben wird darin infofern berührt, als die Länder- 
ftellen ermächtigt werden, „Handlungs-, Fabrils- und alle jon- 
ftigen Befugnifje und Ordnungen“ zu erteilen, bei denen es ſich 
nit um ein ausjchließendes Recht, um eine Unterftügung 
jeitens des Arars, um Verbote oder fonftige Mafregeln handelte, 
— vereitelt würde” . . ſollten num nicht mehr Beachtung finden. 
«(Dekret an das inneröfterr. Gubernium vom 6. März 1786; Fasc. IV F 
in gen No. 26 ex Martio 1786 3. Ö.) 

3 Defret vom 3, Mai 1784. Bol. oben S. 355. 

? Das Gubernium hatte übrigens einen von dem Nommerzienrate 
Scotty geftellten Antrag unterftügt, nad) welchem bei Verleihung von 
Kommerzialbefugniffen aud die gut vollbrachten Wanberjahre, der Ber- 
mögensftand des Bewerbers und die Anzahl der ſchon vorhandenen Meifter 
„mit mehrerer Genauigfeit” berüdfihtigt werden follten. Diefe Anträge 
wurden von ber Hoffanzlei verworfen; die Wanderung fei „fein weſent ⸗ 
liches Requiſitum zu einem guten Meifter“; die Forderung eines Ber- 
mogensnachweiſes aber jei „wiberfinnig", weil oft die am wenigften Be- 
mittelten bie meifte Geſchicklichteit und den größten Fleiß hätten. (Böhm. 
Komm. Fasc. 62 No. 7 ex Majo 1784.) 

® Delrete vom 26. Mai 1786. Hier fommen vor allem die $$ 26 
und 27 der Jnftruftion in Betracht. (Kart. IIT A 4 Agenda N. O. 
No. 476 ex Majo 1786.) 
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die auch auf andere Erblande Bezug hätten. Als „eine ihrer 
vorzüglicäften Pflichten” wird den Länderitellen und Kreisämtern 
empfohlen, „der Gewerbjamteit und Nationalinduftrie, u. zw. 
ohne erit zu Eoftfpieligen Sndulten und Hofbefreyungen die Zu: 
Hucht zu nehmen, allen nöthigen Vorſchub zu geben, und felbe 
wider alle Vorurtbeile, Hinderniffe und Nedereyen nachdrücklichſt 
zu ſchüzen“ 1. Daraus fließe jedoch nicht, „daß die Zahl der 
Gewerböleute auch über ein billig fcheinendes Verhältnis mit 
der Bevölkerung vervielfältiget werden müſſe“. 


Wohl von größerem Erfolge als derartige allgemeine Wei- 
jungen waren konkrete Verfügungen, die bei einzelnen Gattungen 
der Kommerzialgewerbe die Feſſeln des Zunftzwanges zu löfen 
juchten. 

Dies galt zunächſt von der Tertilinduftrie. Mit aller Kon- 
fequenz wird hier jene Politik fortgefegt, die jeit der Mitte der 
70er Jahre angebahnt worden war. In Böhmen hatte man 
bei der Weberei die Zunftverfaffung bloß auf dem fladhen Lande 
bejeitigt, den ftädtifchen Webern dagegen geftattet, ihre Zünfte 
als „freymwillige Verbindungen unter fih zu erhalten“. Auch 
diefer „nicht8 al8 Hemmungen der geſchickten Kunftweber nad 
ih ziehende Zunftzwang“ fiel jegt dem Grundjag der freien 
Konkurrenz zum Opfer®; und alle Gefuhe der Innungen um 


1Ähnlich fon ein Hofdekret für Böhmen vom 11. März 1784, das 
jene Gegenftände aufzählt, über welche die Kreiskommiſſäre bei Bereifung 
ihres Bezirks Bemerkungen zu maden hatten. (E83 ift abgebrudt bei 
Beidtel, Gefch. der öfterr. Staatäverwaltung 1 S. 467 fa.) 

2 Ahnlich überläßt e8 auch das Dekret vom 12. März 1789 gänzlich) 
dem Ermefien des böhmischen Guberniums, „inmwiemeit ſelbes die Ausübung 
der freyen Künjte, dann die Verfertigung der Fabrikaten und Manufakturen 
und die zu dem Ende anfuchenden Meifterrechtsverleihungen .. . . über 
die beftehende Zahl zu erweitern, der Population, dem Nahrungstriebe, der 
Entlegenheit untereinander und überhaupt den Umjtänden angemelien finden 
werde.” (Kart. III A 4 No. 78 ex Mart. 1789 Böhm.) Dieſes Dekret 
erging auf Grund eines Faijerl. Billettö vom 9. Februar 1789 (St. R- 
No. 1117 ex 1789). 

° Dekret an das böhm. Gubern. vom 30. Auguft 1784. (Bgl. 
Schreyer, Komm ‘ten ufm. 1. Bd. ©. 48.) 
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Beibehaltung ihrer bisherigen Verfafjung waren vergeblich. 
Fortab ftand es jedem Weber frei, nach Belieben jenen Zweig 
der Leinen» oder Baummollenweberei zu wählen, der ihm dag 
befte Auskommen zu gewähren ſchien. Die überwiegende Form 
des Betriebs blieb die Hausinduftrie. Nur die Wollenzeug- 
macherei blieb hie und da noch zünftig, obzwar auch diefe von 
einzelnen Leinen und den jogenannten Rajchwebern außerhalb 
des Zunftverbandes getrieben wurde®, 

Wie bier die noch fo zahlreichen Reſte einer jharfen Ab- 
grenzung zwiſchen den Befugniffen der einzelnen Gemwerbezweige 
ihre Befeitigung fanden, jo geſchah das gleiche in einer Reihe 
anderer Fälle. Den bürgerlihen Wollenftrumpfwirfern Wiens 
wurde auch die Verfertigung von Seibenarbeiten geftattet®; 
eine Beſchwerde mehrerer Strumpfwirkerzünfte Böhmens ver- 
mochte nicht zu hindern, daß aud; in biefem Lande nad dem 
Mufter Niederöfterreihs den Strumpfitridern erlaubt wurde, 
gewirkte Waren auf eigenen Stühlen herzuftellent. Gleich 
geringen Erfolg hatte ein Gefuch der Tuchmacherzünfte Kärntens, 
das fich gegen die Tuhmacherei der Leinenweber richtete®. Als 
Gegengewicht wurde gleichzeitig auch den Tuchmachern die Ver- 
fertigung aller Gattungen von Wollenzeugen geftattet. Die Bes 








 Refol. vom 30. Juli 1785, veranlaht durch eine Beſchwerde der 
Zeugmacher von Tabor, Pilgram und Neuhaus. (St. R. No. 3044 ex 
1785.) Ahnlich eine Entichl. vom 8. Jan. 1790 auf eine neuerliche Bitt- 
ſchrift der ſamtlichen Weber von Neuhaus (St. R. No. 281 ex 1790). 

So ein Bericht des böhm. Guberniums von 1816 (Komm.-Komm. 
Fasc..29 No. 145 ex Jan. 1817). 

® Entjhl. vom 27. Jan. 1783 auf eine Note des Landmarfhalls 
Grafen v. Pergen, bie ſich gegen die Erteilung diefer Erlaubnis aus- 
geſprochen hatte. Bemerkenswert ift die Motivierung: „Da nad den 
General-Örundfägen fo viel möglich jedermann feinen Nahrungsverdient 
auf ein und andere Art zu ſuchen frey gelafen werden muß, auch durch 
die Verbietung, daß die Wollenftrumpfwirker nit Seidenftrümpfe machen 
dürfen, nicht mehrere Mollenftrümpfe erzeuget, noch weniger Seiden ver» 
taufet werden, ald ber Bedarf und Kaufluftige find, jo ift dem Begehren 
der Supplicanten zu willfahren.* (St. R. No. 276 ex 1788.) 

Entſchl. vom 3. Mai 1786 (St. R. No. 1804 ex 1786). 

*Entſchl. vom 9. Sept. 1785 (St. R. No. 3707 ex 1785). 
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feitigung des Unterfchiedes zwischen den Bandmadern und Pofa- 
mentierern, die für Wien fchon 1779 ausgefprochen worden war, 
wurde nun allgemein ausgedehnt und den YBandmachern die 
Berfertigung von reichen, feidenen und Baummollenborten ebenfo 
freigeftellt, wie den Pofjamentierern das Bandmachen fortab ge 
ftattet fein follte!. Desgleihen wurden verfchiedene Beſchwerden 
über die Erweiterung der Konkurrenz bei einzelnen Rommerzial- 
gewerben zurüdgemiejen?. 


AN dieje Verfügungen bebeuteten indes bloß die konſe— 
quente Durchführung der fchon unter Maria Therelia angebahn- 
ten Politik. Dagegen war dasjenige Gebiet induftrieller Tätig- 
feit, daS nächſt der Tertilinduftrie die größte Förderung ver: 
diente, daS Gebiet der metallverarbeitenden Gewerbe, bisher in 
feiner Zunftverfaffung unberührt geblieben. Hier handelte es 
fih um ein Feld gewerblicher Produktion, das in den Alpen: 
ländern zu den älteiten Zweigen induftrieller Tätigkeit gehörte, 
und fchon diefer Umftand hatte es mit ſich gebradht, daß eine 
bis ins eingehendite entwidelte Zunftverfaffung mit ihrem un 
vermeidlichen Attribute, der Zerfplitterung in zahlreiche, ſcharf 
von einander abgegrenzte Arten von gewerblichen Befugniffen, 
der ganzen Produktion zur Grundlage diente?®. 


1 Entf. vom 23. Dit. 1786 (St. R. No. 4140 ex 1786). 

® So 1785 ein Geſuch der Seidenfärber um Beſchränkung der Kon- 
furrenz in ihrem Gewerbe. Auch Ungelernten follte die Befugnis — gegen 
Ablegung einer einfahen Probe — fortab erteilt werden (St. R. No. 5401 
ex 1785). Ebenſo erfolglos war eine Bitte der Seidenzeug- und Dünn- 
tuhmader Wiens, die Schugverwandten bloß auf die Mithilfe eined Ge⸗ 
fellen zu befchränfen. Dieſer Vorgang würde, fo meint die Entſchließung 
vom 14. Juli 1786 „die bereit mit Erfolg aufleimende Induſtrie in diefer 
Manufacturs-Gattung gefliffentlih und nur zum Privatvortheile der bürger- 
lihen Zeugmader unterdrüden“. (St. R. No. 2663 ex 1786.) 1789 wurden 
die gleihen Brofeffioniften mit ihrem Erſuchen abgemiefen, den Weber- 
meiftern die Berfertigung von Halbfeidenzeugen zu unterfagen (St. R. 
No. 2569 ex 1789). 

® So gab es Hammer:, Knittel-, Schrott-, Senfen-, Schwert, Klingen- 
Mefler- und Scherenfchmiede, Zeug. und Zirkelſchmiede, Stablarbeiter, 
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Auch hier griffen die Joſephiniſchen Reformen entjcheidend 
ein. Alle Eifen- und Stahlarbeiter — mit Ausſchluß der Huf- 
ſchmiede, Schwertfeger, Büchſenmacher und Kupferſchmiede — 
wurden nun in drei große Klaffen eingeteilt: in die Großzeug- 
und Schneidihmiebe, die Feinzeug- und Stahlſchmiede, endlich 

die Schloßeifen- und Blechjchmiede *. 

Der Sit diefer neuen zünftigen Verbände war in bie 
Städte und größeren Ortfchaften zu, verlegen; jede Beſchränkung 
der Meifter in der Zahl ihrer Geſellen und Lehrjungen, dann 





Galanterieſchloſſer, Feilhauer, Scheiben- uvd Feindrahtzieher, Maultrommel- 
mader, Schloffer, Spotrer, Blech-, Pfannenſchmiede und viele andere. 

! Hofdefrete vom 5. Sept. und 6. Dft. 1786. (Abgebrudt bei Kro- 
patſchel, Geſetze, welde den Kommerzialgewerben vorgejchrieben find. 
2. 3b. ©. 412fg.) Die Vorgefchichte diefer Defrete ift deshalb von einigen 
Intereffe, weil fie die fprunghafte Art des Kaifers in feinen Entſchließungen 
zeigt. Die niederöfterr. Regierung hatte urfprünglid für das Schloffer- 
gewerbe die Aufhebung deö Zunftzwange® beantragt; die Hoffanzlei hatte 
dies abgelehnt, und, ähnlich wie bei den fonftigen Kommerzialgewerben, 
die Befeitigung bloß jener Beftimmungen aus ben Zunftprivilegien aller 
eifenverarbeitenden Gewerbe verlangt, die eigentliche Zwangsvorſchriften 
enthielten. Die Konkurrenz follte dadurch gefteigert werben, daß einerjeits 
die Zahl der Meifter nad Bedarf vermehrt, anberjeits jedem Meifter auch 
der Austritt aus dem Zunftverband freigeftellt würde. Diefer Vorſchlag 
erhielt die faiferliche Genehmigung (Nefol. vom 12. Mai 1784; St. R. 
No. 1625 ex 1784). Kurze Zeit darauf ereignete es ſich, daß bie nieder- 
öfterr. Regierung einem Wiener Kurzmeſſerſchmiede in Übereinftimmung 
mit den Zunftvorfhriften das Recht abfprad, einen ohne Kundſchaft auf- 
genommenen Gefellen in Arbeit zu behalten. Dem Kaiſer gelangte dieſer 
Fall im Beſchwerdewege zur Kenntnis, und er entſchied kurzerhand — aud) 
gegen den Antrag des Staatörates, — daf; „die Zunftmäßigteit ber Meffer- 
ſchmiede und alle damit verbundenen Gebräuche” gänzlich aufzuheben feien. 
(St. R. No. 3664 ex 1784.) Freilich veranlaßte ihn dann mwieber die 
Äußerung der Hoffanzlei über diejen Befehl zu der Bemerkung, es fei 
nicht feine Abficht, die Zunftverfaffung der Stahl- und Eifenarbeiter ſchlecht ⸗ 
bin aufzuheben, wohl aber alle Beſchränkungen in der Zahl der Meifter, 
ihrer Gefellen und Jungen zu befeitigen, und namentlich die vielen Unter» 
teilungen in diefem Induftriezweige mit ihrer ftrengen Abgrenzung der 
Befugniffe abzuſchaffen. (Rejol. vom 18. Oft. 1784; St. N. No. 4119 ex 
1784) Diefer Auftrag diente den folgenden Verhandlungen zur Grund» 
Tage, und erhielt durch eine Reihe von Vorſchlaägen der Hoffanzlei feine nähere 
Mopififation. (St. R. No, 4800 ex 1784.) 
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in der Auswahl der Gefellen wurde aufgehoben, und dad Auf: 
Dingen und Freifpredhen der Lehrjungen in jeder Hinfiht ver: 
einfacht. 

So wurde zwar die Zunftverfaffung bei den Eijenarbeitern 
in der Hauptfache beibehalten, aber auf die drei großen Klaſſen 
erweitert. Der Kreis jener Waren, die ein Meifter fortab ber- 
ftellen durfte, umfaßte alle jene Artikel, zu denen ihn feine Zus 
gehörigkfeit zu einer der dreiKlaſſen befugte. Die Verfertigung 
gewiller feiner Stahlwaren und Werkzeuge (3. B. von Uhren⸗ 
beitandteilen, Ketten, Federn, Schlüffeln ufw.), dann jener 
Artikel, an denen es in den Erblanden noch mangelte (Mefler, 
Schnallen, Scheren u. a. m.), follte als Kunſt- und Nebenarbeit 
jedem Meifter freiftehen. Überdies wurde den Kreisämtern und 
Magiftraten das Recht eingeräumt, auch bloße Perfonalbefug- 
nifje auf dergleichen Arbeiten zu erteilen. 

Eine in der YZunftverfaffung bisher no nicht gefannte 
Vorſchrift aber war die Beitimmung, daß fortab jeder Gejfelle, 
der ſich durch feine Kundfchaften über eine fechsjährige zufrie- 
denftellende Dienftzeit auszuweiſen vermochte, ohne weitere Probe 
oder Meilterftüd zum Meifterrehte zugelaffen werden follte. 
So wurde bier — eigentlih zum eritenmal bei einem zünf- 
tigen Gewerbe — auch mit jenem Grundfage des ſtaatlichen Kon» 
zeſſionsſyſtems gebrochen, der die Vermehrung der Meifterftellen 
dem freien Ermeſſen der ftaatlichen Behörden überließ: der Nach⸗ 
weis der erwähnten Vorausfegungen gab einen Anfprud auf 
ben felbjtändigen Betrieb des Gemerbes. 


Wurbe bei den Eifenarbeitern noch die Zunftverfaffung bei- 
behalten, jo geſchah dies vermutlich vor allem deshalb, weil 
bier die Aufhebung aller dur die Zünftigfeit immerhin ver: 
bürgten Ordnung die Qualität der Erzeugniffe gefährdet hätte!. 
Bei einigen anderen Gewerben jchienen die gleichen Bedenken 


1 Einige Gutachten der Staatsräte deuten diefe Motive an (St. N. 
No. 1625 ex 1784). 
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nicht zuzutreffen. So wurben 3. B. die Gloden- und Rotgießer 
gänzlich vom Zunftzwang befreit, ebenfo die Orgel- und In— 
ftrumentenmadher. Wieder andere, weniger bedeutfame Zweige 
gewerblicher Tätigfeit, bie bisher auf Befugniſſe beſchränkt ge- 
wejen waren, wurben ganz freigegeben, jo die Herftellung von 
Fächern; die Vergolder und Ladierer Wiens wurden unter bie 
der Afademie unterftehenden freien Künfte eingereiht. Endlich) 
wurden auch, um den Verbrauch an Büchern von der auslänbi- 
ſchen Konkurrenz möglichft unabhängig zu machen, der Bud- 
handel und die Buchdruderei für freie Gewerbe erklärt ?. 





Ebenfo wie alle monopoliftifchen Beſchränkungen ber Zunft- 
verfaffung, fo wiberftrebten auch alle in bejonderen Privilegien 
gegründeten ausfchließenden Einzelrechte auf den Betrieb eines 


itkul. vom 9, April 1784 (R. Ö. Komm. Fasc. 72 No. 64 ex 
Apr. 1784). 

® Bunäcft verfügte (auf Grund eines Votums des Staatärates 
Eger, St. R. No. 4581 ex 1786) eine a. h. Entſchliekung, daß ohne Unter- 
ſchied jedem Buhdruder zum Buchhandel, ſowie jedem Buchhändler zur 
Errichtung einer Buchdruderei die Befugnis erteilt werden folle. ALS dann 
verfchiedene Befchwerden der Buchhändler zu Prag und Wien die Hof- 
Zanzlei neuerlich zur Erftattung eines Vortrags (vom 10. Juli 1788) ver- 
anlaßten, entſchied der Kaiſer mit folgenden Worten: „Ich Tann nicht be 
greifen, wie man immer beym Einfachen vorbeyfcießt, und in das Vielfache, 
Beſchwerliche und Zwangvolle geräth, wenn es nicht der perfönliche Wunſch 
der Gejcdäftsleiter it, viele Sachen zu thun zu haben, um dadurch ihre 
Autorität geltend zu maden, um ihre Proteftionen austheilen zu fönnen. 
Die Buchdruderey muß frey fein, und ebenfo der Buchhandel im Laden 
und im Haufiren. Alle eingefauften Gewerbe deöfelden hören alfo auf, 
und ift feine Zahl zu beftimmen. Wer ſich Lettern, Farbe, Papier und 
Preſſe einfhafft, kann druden wie Strümpfe ftriden, und wer gedrudte 
Bücher ſich macht, oder einſchafft, kann jelbe verkaufen; jedod Haben alle 
den öffentlichen Polizey- und Cenfurgefepen zu unterliegen. Die lächer - 
lien Atteftate und Prüfungen von Gelehrfamteit, welde der Regierungs- 
referent von demjenigen, der eine Buchhandlung führen will, fordert, find 
ganz abfurd. Um aus der Lefung der Bücher einen wahren Nugen zu 
siehen, braucht es viel Kopf, und würden wenige bie Prüfung aushalten, 
5 ihnen das Leſen wahrhaft nübar fey. Zum Bücjerverfauf braucht es 
nicht mehr Kenntnis als um Käſe zu verkaufen; ein jeder muß ſich nämlich, 
die Gattung von Büchern oder Käs zeitig anfchaffen, die am meiften ge- 
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Gewerbezmweiges dem Grundfage der Verfehrsfreiheit. Gleich zu 
Beginn feiner Regierung erklärte daher der Kaiſer, daß er „alle 
Gattungen ber ausjchließenden Privilegien nicht mehr zu beftät- 
tigen unabweichlich entfchloffen fei” ; wenn nit „außerordent- 
lide Urſachen‘ ihre Beibehaltung rätlich ericheinen ließen !. 
Und in der Tat wurden alsbald alle jene Geſuche um Brivile- 
gien abgemwiefen, bei denen es ſich bloß um bie Herftellung von 
Sinduftrieerzeugniffen nad bereit3 bekannten Berfahrensarten 
bandelte?. Ausfchließende Rechte auf die Erzeugung einzelner 
Warenartifel wurden nur dann verliehen, wenn neue Erfindun- 
gen verwertet werden follten, die andernfalls keine Ausficht auf 
Verwendung hatten; und wenn gleichzeitig nicht die Gefahr be- 
ftand, daß etwa ein bereits beftehender Induſtriezweig durch das 
ausfchließende Recht des Erfinder gefährdet werbe?. Und aud 


fuht werden, und das Verlangen des Publikums durch Preife reizen und 
benügen.* (St. R. No. 2446 ex 1788; N. Ö. Komm. Fasc. 110 in gen 
No. 97 ex Aug. 1788). 

ı %. 5. Entſchl. vom 14. Juni 1781. Ähnlich eine Reihe anderer: 
St. R. No. 1469, 1492, 2042, 2384 ufw. ex 1781. 

2 Belege dafür in den eben zit. Staatsratsakten. Aus fpäterer Beit 
einige Beifpiele: Ein Samtfabrifant zu Ala batte um ein ausfchließendes 
Recht auf die Erzeugung von Samtbändern mittelft der jogen. Schub- oder 
Mafhhinenftühle angefuht. Er wurde ebenfo abgewiefen (St. R. No. 3957 
ex 1786) wie eine Bitte um Erteilung des gleichen Rechtes auf die Er- 
jeugung und den Verkauf von undurddringliden Taffeten, Kanevas und 
Leinwanden (St. R. No. 976 ex 1788). Dagegen wurde 3. B. dad Ge⸗ 
fuh um ein derartiges Privilegium auf die PVerfertigung von Tuch aus 
Kaninchenharen — entgegen dem Antrage der Hoflanzlei und der Majorität 
des Staatsrates — vom Kaifer mit der Motivierung abgelehnt, diefe Fabri⸗ 
fatur verdiene feine befondere Begünftigung, da die Kanindhenzudt, auf 
die fie fich gründe, dem Grund und Boden nachteilig fei (St. R. No. 1556 
ex 1788). 

s So ausdrüdlih eine Entichließung von 1783; wenn ein Lanbed- 
produft, das bisher noch gar nicht, oder zu ganz anderem Gebraudhe bes 
nutzt worden fei, von neuem dur eine Erfindung könne nutzbar gemadt 
werden, dann fei der Kaifer zur Erteilung eines privilegium privativum 
geneigt, damit der Erfinder „den Fruchtgenuß feiner gedeihliden Erfindung 
erhalte“. Es handelte fi dabei um die Zubereitung eines inländifchen 
Gewächſes nah Baummollenart (zit. bei Meynert, Zofef II S. 138). 
AÄhnlich bemerkt im folgenden Jahre die Hoflanzlei: „Bey Kunfterfindungen 
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in dieſen Fällen wurde ftets durch Beifügung gewifler, Bebing- 
ungen und Klaufeln der Staatsvermwaltung die Möglichteit ge- 
wahrt, das Privilegium dann wieder zurüdzunehmen, wenn feine 
Ausübung den gehegten Erwartungen nicht entiprad) !. 





feinen ausfetiehende Befugniffe auf einige Zeit zuzulaffen, bey Induftrial- 
verbefferungen aber ſchädlich zu ſeyn.“ (N. Ö. Komm, Fasc, 72 No. 46 
ex Dee, 1784.) 

So wurde z. B. 1781 ein ausſchließendes Recht auf die Herftellung 
künſtlichen Fiſchbeins für 15 Jahre unter der Bedingung erteilt, daß 
innerhalb zweier Jahre der Nachweis einer vollendeten Dualität des Pro- 
dufted erbracht würde; die meiften Staatsräte hatten fi übrigens bei 
diefer Gelegenheit aus prinzipiellen Gründen gegen die Gewährung des 
Geſuchs ausgefprohen. (St. R. No. 55 ex 1781.) Die gleiche Bedingung 
wurde einem Privilegium auf die Erzeugung fünftlichen Indigos beigeſetzt 
(St. R. No. 3332 ex 1785), Andere Beifpiele im Fase. 72 Komm. N. O. 

Aud das erfte Privileg auf eine Schafwol- und YBaummoll- 
fpinnmafchine verdankte diefer Politik feine Exiſtenz. 1781 war ein ge» 
fchietter franzöfiiher Mechaniker, Le Brun, mit einer Unterftügung von 
2000 fl. nad Wien berufen worden, um bie Seidenzeugappretur zu ver» 
beflern. (St. R. No, 1373 ex 1781.) Er erhielt 1783 ein Privilegum 
für zehn Jahre auf alle Spinnmafchinen einer beftimmten Konftruftion in 
den gefamten Erblanden, (Entſchl. vom 25. Juli 1783; St. R. No. 2577 
ex 1783.) 1786 wurde biefes Privilegium um weitere ſechs Jahre ver- 
längert, da es bem Erfinder „ungeachtet feiner thätigiten Verwendung und 
der von dem Banquier von Groffer erhaltenen Unterftügung nicht möglich 
gemwejen war, es auf 20 dergleihen Mafdinen zu bringen‘; die Ber- 
längerung dieſes Privilegiums ſchien daher nicht geeignet, der Induſtrie 
jemals zum Schaben zu gereihen. (Entfdl, vom 15. Aug. 1786; St. R. 
No. 2032 ex 1786.) An dieſes Privilegium knupfte fi alöbald ein merk- 
wiürdiger Streit, der feines hohen Intereffes halber wenigftens in Inappiten 
Zügen bier mitgeteilt zu werben verdient. Der frühere Geſellſchafter des 
Le Brun, ein Graf Franz Nubini v. Walterftein, Hatte dem Erfinder fein 
Geheimnis glücklich abgelauſcht; da er zu große Anfprüde ftellte, wurde 
das Gefelljhaftsverhältnis gelöft. Walterftein aber erlangte unter Ber- 
mittlung der ungarifchfiebenbürgifchen Hoffanzlei das gleiche Privilegium 
für Ungarn, dad Le Brun für die biesfeitigen Erblande beſaß. Er ließ 
nun die einzelnen Beftandteile der Maſchine in Wien herftellen, um fie in 
feine Fabrik nad) Preßburg zu bringen. Allein der Wiener Magiftrat er- 
blickte darin eine Verlegung des Le Brunſchen Privilegiums, belegte dieſe 
Maſchinenbeſtandteile mit Veſchlag, und aud) in Verfolgung des Inftanzen- 
zuges war die Aufhebung diefer Verfügung nicht zu erreichen. Da wandte 
fi) die ung.fiebenb. Hoffanzlei mit einer — allerdings nicht ganz voll- 
ftändigen — Darftellung des Falles an den Kaiſer. Jdenzy, das einzige 

Pridram, Öfterreihiide Gewerdepolitit T. 24 
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Inden ſpäteren Regierungsjahren des Kaiſers erfuhr bie 
Praris bei Erteilung von Privilegien eher noch eine Verſchär⸗ 
fung!. „Die Erfahrung hat gelehret“, fo äußert ſich gelegent- 
lich? die Hoffanzlei, „baß Exclusiva (ausfchließende Rechte auf 





Staatdratömitglied ungarifcher Nationalität, ergriff Partei gegen die öfterr. 
Hoflanzlei, und argumentierte dahin, das Le Brunſche Privilegium beziehe 
fih bloß auf die Fabrikation einer ganz in den deutſchen Erblanden her- 
geftellten Mafchine, nicht aber auch auf einzelne Mafchinenbeftandteile, die 
für ein Land beftimmt jeien, für welches das Privilegium nicht gelte. 
Unter dem Einflufle dieſes Gutachtens befahl der Kaifer die Ausfolgung 
der angehaltenen Objelte, und erflärte den Magiftrat für fchadenerfag- 
pflichtig. Vergeblich machte die öfterr. Hofkanzlei, unterftügt von den 
Staatsräten Reiſchach und Hapfeld geltend, daß eine derartige Auslegung 
eines Privilegiums dasfelbe wertlos machen würde; daß überdies Die Aus- 
tragung dieſes Privilegienftreites auf den Nechtöweg gehöre. Izdenzy ver- 
trat wiederum den Grundfag einer möglichft einfchränfenden Interpretation 
des Privilegiums, und diefes Argument beftimmte den Kaifer, feine erfte 
Entſchließung aufredht zu erhalten. (St. R. No. 4724 und 4875 ex 1786.) 
Später unterhandelte dann gelegentlich die Staatsvermaltung mit Le Brun 
über die Ablöfung feines Privilegiumd; doch fcheiterte diefer Verſuch an 
den übermäßigen Anfprüden bes Erfinders. (St. R. No. 1983 ex 1787.) 
Diefer hatte übrigeng auch weiterhin fein Glück mit feinem Unternehmen. 
Und das Schidfal das Grafen Walterftein war nicht viel beſſer. Ein 
Privilegienftreit, den er mit einer ungarifchen Firma, der Thebener Rot» 
garnfabrif, führte, fiel zu feinen Ungunften aus, da dieſes Unternehmen 
den Nachweis erbrachte, e3 habe die beanftandeten, angeblich von Neukirch 
erfund:nen Maſchinen ſchon vor Geltung des Walterfteinichen Privilegiums 
aufgeftellt. (St. R. No. 4227 ex 1787.) Die Konkurrenz diefer Rotgarn- 
fabrit zwang dann 1789 Walterftein zur Einftellung ſeines Betriebes in 
Preßburg (St. R. No. 3877 ex 1789). Und da inzwifhen das Le Brunfde 
Privilegium durch zmei Jahre hindurch nit ausgeübt worden war, fo 
wurde ed gemäß den Verleihungsbedingungen für erlofchen erflärt. Walter- 
ftein ließ fih nun dieſes Privilegium für die öfterr. Erblande auf die 
Dauer von zehn Sahren erteilen, und erhielt gleichzeitig noch ein Brivilegium 
auf eine andere neu erfundene Spinnmafdine anderer Konftruftion. (St. 
N. No. 4359 ex 1789.) 

Ein ähnliches ausfchließendes Recht auf eine aus England eingeführte 
Baummollftreih- und Spinnmafdine, die fi) von allen in der Monardie 
fhon vorhandenen Mafchinen gleicher Gattung unterfchied, erhielt 1789 ber 
Ingenieurhauptmann Pay de Baya, u. zw. für zehn Jahre im Umkreiſe 
aller deutfchen und ungarifchen Erblande (St. R. No. 1365 ex 1789). 

I Vgl. die a. 5. Entſchl. vom 16. Aug. 1785 unten S. 399. 

2 Bortr. vom 16. Nov. 1787 (NR. Ö. Komm. Fasc. 72 No. 4 ex Dec. 1787). 
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Erzeugung von Produkten) viele unangenehme Folgen nad ſich 
ziehen, und meiftens nur dazu dienen, die Verbreitung einer Er- 
findung zu hindern“; es fehle den Inhabern der Privilegien 
meift an Mitteln, ihre Unternehmungen im Großen zu betreiben; 
ihr ausfchließendes Recht hindere aber die anderen am ber nutz ⸗ 
bringenden Verwertung der Erfindung. So war denn die Zahl 
der unter Joſephs IL. Regierung auf bie Erzeugung von gewerb- 
lichen Produkten erteilten Privilegien ſehr gering !. 


Das Streben nad Freiheit in der gewerblichen Produktion 
forderte übrigens auch eine Bejeitigung jener Zwangsvorſchriften, 
welche die Staatsverwaltung früher jelbit zur Leitung und Ne- 
gulierung der induftriellen Entwidlung erlafjen hatte. Dies galt 
von dem ganzen Syiteme der Neglements, Qualitätenordnungen, 
Diftriftsausmefjungen, Lohnbeitimmungen, und wie alle die Vor— 
ſchriften zur Sicherung guter und billiger Ware heißen mochten, 
die den Kommerzbehörden einft jo viel Mühe und Sorge bereitet 
hatten. Schon die Gejeggebung jeit 1776 hatte fie ala wenig 
zwedmäßig verworfen?. Um jo mehr empfand man jegt, daß fie 
„der Fabrikation und dem Kommerz offenbar zum Schaden gereihten“. 
Die freie Verabredung zwiichen dem Produzenten und feinem Ver- 
leger oder jonftigen Abnehmer jchien „weit wirkſamer als Gejege“ ®. 

So wurden jept die Dualitätenordnungen, die bisher die 
Verfertigung von Seidenwaren geregelt hatten, ganz aufgehoben *, 


I Rgl. dazu eine Stelle aus der Flugigrift: Warum wird Kaljer 
Doſeph von feinem Volke nicht geliebt? (1737): „Die Fabrifanten hätten 
zwar Urſache, Joſephs Regierung zu fegnen, allein Kaifer Joſeph ertheilt 
feine ausſchließenden Freiheiten mehr, und dadurd find viele Fabrifanten, 
die nur allein glänzen, allein gewinnen, feinen Größeren ober gleich 
Grohen neben fih dulden wollen, feine Feinde geworben.” (S. 32.) 

® Dal, oben &. 219, 335. 

® Dekret an das böhm. Gubern. vom 25. Mai 1781 (Kart, VG 5 
No. 302 ex Murtio 1781 Böhm.) Erfahrene Kenner der Induftrie hielten 
freilich die Qualitätenordnungen, vor allem mit Nüdfiht auf den Abſatz 
im Großen noch immer für unentbegrlih. So Schreyer, Warentabinet 
S. 11 fg; Weinbrenner, Patriot. Gedanken ufw. S. 102 fg. 

* Birkuf. v. 20. März 1782 (vgl, Barth-Bartenheim, Gewerbs- 
gefegfunde 2. Bo. S. 276). * 
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Bei der Leinweberei blieben die verfchiedenen Reglements zwar 
formell in Kraft; allein fie wurden, da es meilt an der nötigen 
obrigkeitlihen Uberwachung fehlte, nur wenig ober gar nicht be- 
obadtet!. Später wurde übrigens den Innungen und Fabri⸗ 
kanten freigeftellt, felbft eigene Befchauanitalten und Dualitäten- 
fteinpelungen einzuführen, wenn fie dadurch da8 Vertrauen der 
Käufer zu erhöhen glaubten?. In einzelnen Sinduftriezweigen 
mar übrigens, zur Sicherung der Qualität der Erzeugniffe, bie 
Anbringung von Meifterzeichen längft bergebradht; vor allem bei 
den eifenverarbeitenden Gewerben. Hier wurde dieſe Einrichtung 
durch befondere Vorfchriften geregelt, und die Meifterzeichen durch 
Statuierung ftrenger Strafen gegen Nachahmung gefhügt?. In 
derartigen Anordnungen find die Anfäge zu einer gejegliden Re- 
gelung des Markenrechts zu erbliden. 

Beranlaßt durch einige Befchwerden der Linzer MWollenzeug- 
fabrif über Mangel an inländifchen Geſpinſten jtellte 1786 die 
Hofkanzlei den Antrag*, die Spinner gewiſſer Diltrifte wieder 
zur Abſchließung längerer Kontrakte mit den Verlegern und Fa⸗ 


1 Die gemäß einen Hofdekrete vom 9. Okt. 1782; vgl. Kopeg, 
Gewerbögefegfunde II S. 205; f. auh Schreyer, Kommerz, Fabrilen 
ufm. II S. 172 fg. Im Jahre 1788 ftellte übrigens die Hoflanzlei den 
Antrag, zur Beflerung der Dualität der böhmifchen Leinwand wieder auf 
die älteren „außer Übung fallenden‘ Epinn- und Leinwandordnungen zu- 
rüdzugehen, und ihre Handhabung „dur eine gemeßene Auffiht zu bes 
feftigen*. Die meiften Mitglieder des Staatsrates hielten diefe Maßregeln 
für überflüfjig. Allein der Kaifer gab doch den Befehl, die Spinn- und 
Zeinwandordnungen einer Durchficht zu unterziehen. (St. R. No. 3801 
ex 1788); al8 indes 1790 die Hoflanzlei den Entwurf einer neuen Garn- 
und Leinmandordnung vorlegte, gelang es den liberal gefinnten Mitgliedern 
des Staatsrats (Eger, Izdenzy und Reifchach), entgegen dem ausführlichen 
Votum des Grafen Hatzfeld, den Kaifer (Leopold) zur Ablehnung der ges 
planten Neuregulierung zu veranlaflen. (St. R. No. 1214 ex 1790.) 

a Eo ſchon ein Hofdefret für Böhmen vom 10. März 1788 (ogL 
Kopek a. a. D. ©. 206); dann ein Hofdelret vom 2. Juni 1792 (vgl. 
Barth-Bartenheim, Gewerbsgeſetzkunde 2. Bd. S. 276). 

3 Art. 7 der zit. Handwerksordnung für die Stahl- und Eifenarbeiter 
vom 6. Okt. 1785. 

* Vortrag vom 5. Dezember 1786 (St. R. No. 5068 ex 1786). 
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brifen zu zwingen, und bie Überwachung der Spinnerei durch 
die Iofalen Obrigfeiten und bie Kreisämter zu veranlaffen. Allein 
im Staatsrate ſprach fi vor allem Eger gegen jebe derartige 
Zwangsmaßregel aus!; man müfje die Spinnerei nicht „in eine 
Art von Nobot zugunften der Fabriken einkleiden“. Die faifer- 
lie Entſchließung? erklärte denn auch ausbrüdlid, dab es den 
Fabriken und Verlegern, auch einzelnen Weberſchaften allerdings 
volltommen freiftehen folle, fih ihren Bedarf an Gejpinften auf 
mehrere Jahre fontraftmäßig zu fihern; doch dürfe dies nur im 
Wege der „Individual-Einwilligung” bes einzelnen „Hausvaters” 
erfolgen. Jeder Zwang jeitens der Obrigfeiten follte bei diefen 
Verabredungen ausgejhloffen fein, und nur zur Sicherung hatte 
der Kontraktsabſchluß im Beifein eines Beamten der Lofal- 
obrigkeit jhriftlid zu erfolgen. 

Ahnlich wurde ein Antrag der Hofkanzlei abgelehnt, nad) 
welhem alljährlih unter Mitwirkung des Kreisamtes eine 
Firierung bes Bleicherlohnes ftattfinden follte, und auch hier die 
Lohnbeſtimmung der freien Verabredung der Parteien überlaffen ; 
nur follte fortab die Austragung von Streitigleiten über fontraft- 
widrige Arbeit nicht im Nechtswege, ſondern durch Schiedsrichter, 
eventuell durch die Magiftrate und Ortsobrigkeiten erfolgen ®. 

Freilich, nicht überal wurden die Reſte ftaatlicher Bevor: 


? Eine gefegmäßige Beftimmung bed Spinnlohnes fei, fo meinte er, 
wie jede andere Tarifierung der Induftrie unbillig, und müffe, konſequent 
durdgeführt, zur Preistarierung bei allen weiteren Arbeiten führen. Gerade 
der glüdliche Fortgang, den die Erzeugung von Flachsgeſpinſten in den 
legten Jahren ohne alle Zwangsmaßregeln genommen habe, lafje derartige 
Mittel auch in den übrigen Gattungen der Spinnerei überflüffig, ja jchäd- 
lich erfcheinen. 

® Bom 10. Dez. 1786; Hofvelret vom 28. Dez. S. Kopetz, Ge 
merbögefegfunde II &. 174. Aud bei ber Einrichtung der Leinenmanu- 
faltur in Galizien wurde — entgegen den Anträgen bes bortigen Guber- 
niums — auf alle Zwangsmaßregeln verzichtet, und nur durch Verteilung 
von Prämien an geſchickte Spinner fowie durch Unterftügung von Kunfte 
webern eine Hebung dieſes Induſtriezweiges verfuht. (St. R. No. 4626 
ex 1785); eine Reihe von Akten dazu im Kart. V G 5 Gal, 

® Nefol: v. 23. Januar 1787; St. N. No. 244 ex 1787. 
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mundung, die fih aus der früheren Periode erhalten hatten, mit 
gleichem Nachdrucke befeitigt. In Oſterreich ob der Enns z. 8. 
blieb e8 bei der Handhabung der Dualitätenorbnungen durch 
eigene ftaatlihe Beamte!; und auch die Scharfe behörbliche Auf- 
fit, der die Iglauer Tuhmaderfchaft in allen ihren induitriellen 
und Handelsunternehntungen nod immer unterlag, wurde im 
wejentlichen beibehalten ?. 


Die Verfaffung der fabrilgmäßigen Unternehmungen erfuhr 
unter Joſeph II. feine wejentlichen Änderungen; nur in der Er- 
teilung dieſer Befugniffe fam der Grundfag der Erweiterung in- 
duftriellee Konkurrenz zur Geltung. Wie ſchon erwähnt, ftand 
das Verleihungsrecht jet den Länderftellen zu®; und die große 
Zahl von Fabriken, deren Errichtung in diefe Periode fällt, be- 
weilt zur Genüge, wie gründlid man von der in den 70er 
Jahren beliebten Praxis einer Hemmung der Fabrikengründungen 
abgefommen war. 

Im übrigen fehien es nicht notwendig, auf diefem Gebiete 
ber Gemwerbeverfafjung befondere Zwangsvorſchriften hinweg» 
zuräumen. Die Fabriken ftanden ja fchon, dankt der Gemwerbe- 
politif früherer Zeiten, außerhalb der Zünfte; fie genoffen jeit 
jeher daS Vorrecht, Gejellen aller Art zur vollftändigen Her- 
ftelung ihrer Waren in ihrem Betriebe vereinigen zu Dürfen“. 


. 1 Bol. Kopetz, Gewerbögefegkunde I S. 205. 

2 Bol. dazu oben S. 227 Anm. 1. 1783 fam die Berfafjung der Iglauer 
Bunft im Staatörate zur Sprade; die freiheitlih gefinnten Witglieder 
diefer Behörde — Gebler, Kreßel, Reifchach erklärten ſich gegen dieſes Be 
vormundunggfyftem; nur der fonfervative Graf Hatfeld meinte, er könne 
nicht einfehen, warum man Berfaffungen, mit denen man zufrieden fei, 
ändern müſſe, und zwar bloß deshalb, weil ihnen „einige tbeoretifche 
Grundſätze“ entgegenftänden. (St. R. No. 1800 ex 1782.) Die Regulierung 
der Einrichtungen bei der Tuchmadergenoffenfchaft befeitigte denn auch das 
ſcharfe Auffichtsrecht der Behörden nit. (St. R. No. 4456 ex 1782.) 

® Dal. oben ©. 361. 

Für Böhmen dehnte ein Hofdekret vom 24. April 1788 diefes Necht 
auch auf jonftige befugnte Gewerbetreibende aus; es ftand jedoch in deut: 
Nlichem Widerfprude mit dem Hofbefrete vom 29. Sept. 1785, das den 


weites Kapitel. Die Befreiung des Innenverfehrs in Induſtrie uſw. 375 


Ihre Lehrjungen felbft aufzubingen und freizuſprechen, war bloß 
den Fabriken größeren Umfangs geftattet; alle übrigen waren 
verpflichtet, fich zu dieſem Behufe an die entipredenden Zünfte 
zu wenden, Gelegentliche Klagen, bie feitens der Manufakturiften 
gegen die übermäßige Aufnahme von Lehrjungen burd die Fa- 
brifen erhoben wurden, fanden feine Berüdfihtigung*. 


Meiftern der Kommerzialgewerbe ausdrücklich unterfagte, fih zur Vornahme 
von Hilfsarbeiten fremdzünftiger Gefellen zu bedienen. (Bgl. Kopep, 
Gewerbögejegtunde I S. 395 und 397, der biefen Widerſpruch nicht bes 
merkt zu haben ſcheint, fondern die Geltung bes letzterwähnten Defrets 
behauptet.) 

! Regierungsverordnung f. Niederöfterreih vom 25. Juni 1783 (nad 
der Kraußfcen Dentſchrift zit. bei Reſchauer, Der Kampf der Hand- 
werferzünfte ufw. S. 26). Hofdelrete für Böhmen vom 17. Sept. 1787; 
für Niederöfterr. vom 19. Februar 1789 (vgl. Kopet a.a.D. Vd. IS. 114g), 

So eine Klage ber Kotton- und Seinmanddruderin Prag. Den Inhabern 
fabritsmäßig betriebener Rotton- und Leinwanddrudereien wurde übrigens 
bei diefer Gelegenheit aufgetragen, mit ben Eltern bezw. Bormündern der 
aufzunehmenden Lehrjungen ordentlihe Rontratte abzuſchließen, und ſolche 
Lehrjungen vor ihrer vollfommenen Ausbildung nicht zu entlaffen; denn 
es ſei dem Staate daran gelegen, „in ihrer Kunft ausgebildete und taug · 
liche Arbeiter" zu erhalten (Dekret v. 26. Dit. 1786; Böhm. Komm. Fase. 93 
No, 28 ex Oet, 1786; St. R. No. 4046 ex 1786). Ebenfo wurde 1790 
verordnet, dab ohne einen ordentlichen Kontrakt ein Vater „nie mit Zwang 
verhalten“ werben fünne, feine Kinder in den Dienften einer Fabrif zu 
belafien; doch ſollte für dieſen Fall beiderfeits eine vierzehntägige Küns 
digungsfriſt gelten. (Entſchl. v. 9. Jan. 1790; St. R. No. 37 ex 1790.) 
Jedenfalls Iafjen die erwähnten Klagen vermuten, dab in den Fabriken 
ſchon damals vielfach Lehrlingszüchterei getrieben wurde. Beftätigt wird 
diefe traurige Vermutung auch dadurch, dab fi der Kaiſer wiederholt be» 
ftimmt fah, ben Behörden die fhärffte Aufficht über die in den Fabriken 
verwendeten Kinder und jugendlichen Hilfsarbeiter anzubefehlen, jede Aus- 
beutung und Vernachläſſigung derſelben ſeitens der Unternehmer zu hindern. 
So vor allem in dem oft zitierten Hanbbillett vom 20. November 1786 an 
den nieberöfterr. Statthalter Grafen Pergen, das durch die „unendlichen 
Gebrechen“ in der Seidenflorfabrit zu Grünmühle veranlaßt war. (Das 
Sandſchreiben ift abgebrudt bein. Mifes in der Beitfchr. f. Vollswiriſch. uf. 
3b. XIV S. 290 fg.; ebenda die in der Folge erlaffenen Regierungs- 
verorbnungen.) Schon früher hatte übrigens ber Kaiſer ähnliche Ber, 
fügungen getroffen. So jegte er z. V., ald dem Fabriksinhaber Lang zu 
Ebreihäborf die Erlaubnis erteilt wurde, 60 arme Kinder in feine Kattun- 
fabrif aufzunehmen, den übrigen Bedingungen eigenhändig die Worte bei: 
we +» und iſt eigends zu beftimmen, was die Kinder an Koft überfommen, 
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Auch die Anftellung von Werkmeiftern in den Fabriken er: 
fuhr jetzt infofern eine gejegliche Regelung, als e& jedem Fa⸗ 
brifsinhaber überlaffen wurde, nach freiem Ermeflen irgendeinen, 
auch nicht zum Meiſter gejprochenen Gefellen mit der technifchen 
Zeitung ſeines Unternehmens zu betrauen!. So vollzog fich Hier 
ganz ſcharf eine foziale Scheidung zwischen den bloß kommerziell 
tätigen Fabriksinhabern und ihren Angeftellten, die auch in der 
Öffentlihen Meinung ihren Widerhall fand?. Es waren dieſe 
Fabrifsbefugniffe, die noch in der Therefianiihen Epoche mehr 
außerordentliche Maßregeln der Gemwerbepolitif bedeutet Hatten, 
jegt eine ftändige Einrichtung der Gemwerbeverfaflung geworben ; 
nicht mehr in bejonderen Privilegien, deren Verleihung einen 
Gnadenaft bildete, ſondern in allgemein gültigen Normen fanden 
fie ihre Grundlage. Übrigens follte der ſchon angebeutete Unter- 
ſchied zwiſchen größeren, eined weiten Abjages fähigen Unter: 
nehmungen und Fabriken Fleineren Umfangs von Bedeutung für 
die fpätere Gewerbegefeßgebung werben ?®. 


Auh auf die Behandlung der ärarifch betriebenen Unter- 
nehmungen blieben die neuen Grundfäge nit ohne Einfluß. 
Gelegentlich einer Reihe immer wieberlehrender Klagen der Weber 
in Oſterreich ob der Enns über die Linzer Wollenzeugmanufaftur 


und daß fie altäglich zwey Stunden Recreation zur Ausſchlagung und 
Bewegungsmachung in der Luft haben“. (Entſchl. vom 10. April 1785; 
St. R. No. 1377 ex 1785.) Im Jahre 1790 wurde auch die Züchtigung 
der Fabrikslehrlinge mit Stodftreihen unterfagt (St. R. No. 37 ex 1790). 

ı Bit. Hofdelr. f. Böhmen vom 17. Sept. 1787 (Ropeg a. a. D. 
S. 400 fg.). 

® Bgl. Beidtel, Gef. der öfterr. Staatöverwaltung I &. 889: 
„Das Publikum hielt diefe Yabrifanten, da fie perfönlih gar nicht ars 
beiteten, fondern bloß über ihre Arbeiter die Aufficht führten, faum für 
Handwerker, fondern mehr für Herren der auf ihrer Fabrik arbeitenden 
Perſonen, weshalb die Fabrikanten auch eine Art von gewerblicher Arifto 
tratie bildeten.“ Die Erhebung hervorragender Fabriksbeſitzer — wie z- B. 
des Wilhelm Mundy (St. R. No. 1129 ex 1789) — in den Adelſtand lie 
diefen Unterfchied noch fchärfer bervortreten. 

3 Bol. unten ©. 383. 
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wird jegt mit aller Beftimmtheit die Anſicht vertreten, daß 
ärarifche Unternehmungen. fi) in ihrer Betriebspolitit von den 
analogen privaten nicht zu unterfcheiden hätten!. Und in jeiner 
Konfequenz führte diefer Grundjag zu dem Gedanken, daß ber 
Betrieb inbuftrieller Unternehmungen ſich überhaupt für den 
Staat nicht eigne. „Wenn folde Fabriquen ärarifch geführt 
werden“, jo bemerfte ber Kaijer anläßlich eines Berichts über 
die ſchlechte Verwaltung der Wiener Porzellanfabrif, „jo kann 
man nicht anders, al3 in die hier angezeigte üble Wirtſchaft ver- 
fallen, weil die Ober-Direftion allzu Eoftbar und nicht wachtbar 
genug ift“?, 

Der Befehl, die Porzellanfabrit im Wege öffentlicher Ver- 
fteigerung zu veräußern, blieb nur deshalb unausgeführt, weil 
ſich fein Käufer fand®. Die Folge zeigte übrigens, daß eine gute 
Zeitung auch ärarifch betriebene Unternehmungen rentabel machen 
könne, wenn fie nad) privatwirtichaftlichen Geſichtspunkten vor» 
gehe; und fo blieben auch die wichtigften der ſchon vorher vom 





1 &o forderte die Hoffanzlei bei diefem Anlafje, es müffe dem Bor- 
urteile ein Ende gemacht werden, ald ob jene Arbeiter, die von einem 
Iandesfürftlihen Unternehmen aufgenommen worden wären, einen Anſpruch 
auf dauernde Beichäftigung ‚hätten. Die Faiferliche Entſchließung genehmigte 
denn aud den Antrag, daß eö ber Linzer Fabrifsdireftion freigeftellt 
werde, nad eigenem Ermefjen ihre Arbeiter aufzunehmen, zu entlaffen, 
ohne Urſache abzubanfen, und nad) Willfür den Arbeitslohn zu beftimmen; 
damit auch bei biefer Fabrik jene wirtſchaftliche Gebarung eingeführt werben 
tonne, die ein Privater für das Gebeihen feines Unternehmens nötig finde 
(St. R. No. 4109 ex 1782). Auf Grund der Verhandlungen im Staats- 
rate wurde übrigend in einer Entjhliefung vom 23. Nov. 1781 eine für 
die Kompetenzideidung zwiſchen den Gerichten und ben politifchen Behörden 
intereffante Verfügung getroffen. Die Landesſtelle follte angewiefen werben, 
in eine Unterfucung jener Veſchwerden einzugehen, bie einen Bezug auf 
das gemeine Befte und das Publifum hätten. Gefchehe aber jemandem ein 
gefegwidriges Unrecht, jo ftehe es ihm frei, „fih ad viam juris zu ver- 
wenden" (St. R. No. 2668 ex 1781). Die Befchwerden der obberennfiichen 
Weber hörten übrigens nicht fobald auf. (St. R. No, 895 ex 1783, 5001 
ex 1786 ufw.) 

* Entjl. v. 3. Oft. 1783 (St. R. No. 3366 ex 1789). 

* &t. R. No. 3017 ex 1784; ungefähr gleichzeitig wurde — ebenfalls 
erfolglo8 — ber Verkauf der Fahrafelder Spiegelfabrit angeordnet. 
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Staate betriebenen Fabriken weiter in feinen Händen!. Aber bie 
Abneigung gegen eine direkte Beteiligung des Arars an inbu- 
ftrielen und kommerziellen Unternehmungen fam namentlich dann 
zum Ausdrude, wenn über irgendein neues derartige Projekt 
verhandelt wurde; denn an Projekten fehlte es in diefer Periode 
faum weniger als zuvor?. 


Jenes Wirtfchaftögebiet, auf dem die Befreiung des Innen⸗ 
verfehrs naturgemäß ihren fidhtbarften Ausdrud finden mußte, 
war der Handel. Seine Verfaffung erfuhr freilich ebenſowenig 
eine einfchneidende Änderung als das ganze Syſtem ber Ge 
werbeordnung überhaupt. Das den Großhändlern erteilte Pri- 
vileg wurde beim NRegierungsantritt des Kaiſers beftätigt®. 
Dagegen boten die Geſuche der fonftigen Handlungsgremien 
um Erneuerung ihrer Privilegien die ermünjchte Gelegenheit, 
aus diefen Gremialartileln jene Beftimmungen zu entfernen, bie 





I Dgl. Falle, Die k. k. Wiener Borzellanfabrif S. 15 fg., 23 fg. 

® Schon 1781 wird über einen Vorſchlag verhandelt, nad welchem 
unter Mitwirfung des Ärars eine eigene Handeldfompagnie zur Berforgung 
bed Militärd mit den erforderlihen Monturgegenftänden errichtet werben 
ſollte. (St. R. No. 1969 und 2171 ex 17831.) Die Erridtung von 
Garnmagazinen in Böhmen auf Staatskoften wird 1784 abgelehnt. (St. 
R. No. 1280 ex 1784.) Über ein ähnliches Projekt Hafenclevers für 
Sclefien, vgl. Hadmwiger in der Zeilfchr. f. d. gef. Staatswifſenſch. 
Bd. LX. ©. 448. 

3 Auf Grund des Vortrags vom 8. Mai 1782 (N. Ö. Komm. 
Fasc. 65/, No, 40 ex Sept. 1782; St. R. No. 1762 ex 1782). Das Bor 
recht des adligen Gerichtsſtands, das die Großhändler bisher bejefien Hatten, 
wurde mit Rüdfiht auf Die inzwifhen erfolgte Änderung ber Juris” 
biltionsnorm aufgehoben. Eine eigentümliche Erledigung fand die Frage, 
wie die noch vorhandenen 30 Niederläger zu behandeln feien. Entgegen 
dem Antrage der nieberöfterr. Regierung und der Hoflammer auf Einver» 
leibung der Niederläger unter die Großhändler wollte die Hoffanzlei (Vor⸗ 
trag vom 5. Auguft 1781) das alte Niederlagsprivilegium beftätigt wiſſen. 
Der Kaifer wählte einen Mittelweg; er verfagte dem Privilegium die aus⸗ 
brüdliche Beftätigung, doch follten die Niederläger ihre bisherigen Borrechte 
bis auf meitered in allen Stüden „connivendo“ genießen (N. Ö. Komm. 
Fasc. 65/, No. 74 ex Aug. 1781). Diefe Politik wurde fpäter beim Re⸗ 
gierungsantritte Leopolds Il. beibehalten (derf. Fasc. No. 9 ex Jan. 1792). 
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mit der freieren Geftaltung bes Verkehrs im Widerſpruch zu 
ftehen jchienen. Doc ließ man die verjchiedenen Klaſſenhand - 
Lungen mit ihren jcharf abgegrenzten Befugniſſen ebenfo beftehen, 
wie die Krämereien, die num namentlich auf dem flachen Lande 
und in den kleineren Städten vielfach vermehrt wurden !. 





Eine tiefgehende Änderung erfuhr die Verfaſſung des 
Innenhandels nur in einem Punkte: im Haufierwefen. Gerade 
diefes war angeſichts ber geringen gemerblihen Entwidlung 
des flachen Landes für die Monarchie von großer Bedeutung; 
allein die ftrenge ftaatlihe Regulierung des Innenhandels, 
verbunden mit der ängftlihen Sorge, die Landbewohner vor 
den Verſuchungen des bäuriſchen Lurus zu bewahren, hatte jede 
freiere Entwidlung des Haufierhandels unterbunden, und bie jeß- 
haften Händler und Krämer immer von neuem vor dieſem ges 
fährlihen Konkurrenten geſchützt. Erwägungen dieſer Art 
waren der Gewerbepolitif Joſephs II. natürlich fremd, und fo 
verlangte er — aus eigener Initiative — von der Hofkanzlei 
ein Gutachten über die Frage, „ob das Haufiren mit inländi- 
ſchen Fabricaten nicht allgemein geftattet werben folle". Die 
‚Hofitelle konſtatierte zunächſt?, da bie geſetzliche Regelung des 


! Der Umfang der den Krämern zuftehenden PVerfaufsrechte war in 
den einzelnen Provinzen fehr verfchieden geregelt. Auch die Borausfegungen 
für die Erlangung eines Kramhandels entbehrten meift einer fharfen Be- 
ftimmung (vgl. Kopet, Gewerbsgeſehkunde I &. 150 jg.). Für Laibach 
wurde der Unterjchied zwijchen den Handelsleuten und jenen bürgerlichen 
Krämern, die den Nachweis der ordentlichen Erfernung ber Handlung zu 
erbringen vermochten, aufgehoben. (Verordnung vom 9. Yuni 1782 und 
Entſchliehung vom 14. Oft. 1786; St. R. No. 3978 ex 1786.) In Böhmen 
gab eine Regulierung der fogen. Handlungslegitimationäfcheine den Anlaß, 
über Antrag der Hofkanzlei jene jährlichen Beiträge der Handelsleute zu 
Kommerzialzweden abzufgaffen, die zur Stärkung der ehemaligen Kommer- 
zialfonds eingeführt worden waren, und ohnehin nur einen lächerlich ge» 
ringen Ertrag abwarfen (Entſcht. vom 7. Juli 1787; St. R. No. 2749 ex 
1787. Über dieſe Segitimationsfgeine und die Rommerzialfteuer vgl. oben 
©. 67, 3%6). 

® Vortrag vom 20. März 1787 (N. Ö. Komm, Fasc. 65/, No 30 ex 
Aug. 1787). 
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„Handels durch Berfauf von Haus zu Haus” in den leßten 
Jahrzehnten verfchiedene Perioden durhgemadt habe. Niemals 
fei aber „der Hauptgrundſatz“ verfannt worden, daß das Haus 
fieren „in Rüdjicht der Zölle ein gefährlicher, in politifcher Be» 
trachtung aber ein unregelmäßiger Handel ſey, der zum Herum- 
ſchweifen, Müßiggang, Betrügereyen und dem Aufenthalte ver- 
bächtigen Gelindel3 Anlaß gebe”. Da indes die Herrichaften 
und Ubrigfeiten von den Haufierern Taren, ber Banko aber 
Hölle einhoben, fo habe man fie immer geduldet, wo nicht bie 
Kaufmannſchaft auf ftrenge Handhabung der ergangenen Anord⸗ 
nungen drang. So babe man in Böhmen und Mähren 1765 
den Suden erlaubt, mit erbländifchen Waren zu haufieren, in 
Ofterreih den Einwohnern des fogenannten Bandelbezirks, 
ebenjo den Gottjcheern!; in Xirol fei „diefer Nahrungstrieb 
fogar für ein nothwendiges Behelf des Unterthans angeſehen“ 
worden. Der anfangs 1787 herrichende Rechtszuftand war im 
mejentliden der folgende: Seder Inländer durfte auf Grund 
eined vom Kreisamt ausgeftellten Pafjes in dem Kreiſe hau- 
fieren, in welchem er domizilierte; nur in Städten und Märkten 
war außer der Sahrmarktäzeit das Haufieren verboten. Es 
durfte dabei, fhon um jede Verleitung des Landvolks zu un: 
verhältnismäßigen Ausgaben zu hindern, nur mit folden Waren 
gehandelt werden, die den Bedürfniffen des gemeinen Mannes 
entſprachen; beſſere Schnittwaren dagegen waren ausgeſchloſſen. 
Zum SHaufierhandel im Gebiete einer ganzen Provinz bedurfte 
es eines von der Landezitelle erteilten Paſſes, zum Haufieren 
über dieſe Grenzen hinaus einer befonderen Hofverordnung?. 
Die Hofkanzlei beantragte im mefentlihen die Beibehaltung 
dieſes Zuftandes; die einzige wirkliche Neuerung, die fie vor« 


— — — — 


1 Vgl. oben S. 236. 

2 Eine folhe war für die bereit3 erwähnten Gottfcheer, die Bandel⸗ 
främer, die böhmiſchen Glad- und Federnhändler (fpeziell für die Bewohner 
der zur Herrſchaft Landskron gehörigen Gemeinden, die fogen. „Deutſch⸗ 
böhmen*) erlaffen worden. 
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ſchlug, beſtand darin, daß die freisamtlichen Päſſe fünftig zum 
Haufieren im ganzen Lande berechtigen follten. 

Dazu hatte indes der Kaifer das Gutachten der Hofkanzlei 
nicht abgeforbert, um im wejentlichen alles beim alten zu laſſen. 
In Cherjon, wo er fi damals aufhielt, ſtizzierte er die Grund» 
fäge eines neuen Haufierpatents folgendermaßen: Der Haufier- 
handel ſei unter Beſchränkung auf erbländiſche Fabrifate allen 
Inländern allgemein zu geſtatten. Nur die Yuben blieben 
davon ausgejchloffen, ſoweit fie nicht, wie in den Subeten- 
ländern, von früher her zum Haufieren befugt waren. Die 
Kreisämter jolten bei Ausftelung des Haufierpaffes bloß den 
guten Leumund des betrefjenden Individuums prüfen; die 
Haufiererlaubnis aber zum Handel im Umherziehen in den 
ganzen Erblanden berechtigen. 

Auf diefen Beftimmungen beruhte dann im wejentlichen das 
Haufierpatent vom 4. Juni 1787!. 





Der Hauptzwed, den dieſes Haufierpatent verfolgte, war 
der, ben gewerblichen Erzeugniffen des Inlands einen möglichſt 
ftarfen Abjag zu verjchaffen, das inländiiche Gewerbe nad Mög- 
lichkeit von der Herridhaft des Kaufmanns zu befreien. „Der 
Geift des heutigen Syftems . . . .*, jo bemerkt Eger 1788 im 
Staatsrat?, „gehet vorzüglid dahin: Die Erzeugung erbländi= 
ſcher Kunftprodufte möglichft zu vervielfältigen, mithin auch den 
Erzeugern den Abjag und Verſchleiß von allen Seiten zu er- 
feihtern“. Umfomehr mußte die geringere Wertſchätzung, die ber 
Handel als bloß vermittelndes Organ jeitens der phyfiofratis 
ſchen Doltrin erfuhr, die Staatsverwaltung veranlafjen, ibm 
alle jene Vorrechte abzufpredhen, die er bisher noch auf Koften 
der gewerblichen Probuftion genofjen hatte. Schon 1781 be» 
nutzte die Hoffanzlei eine Beſchwerde der Iglauer Tuchmacher 
über Mangel an ausreihendem Abjag zur Erneuerung des An- 


ı. N, Ö. Komm. Fase, 65/, No. 73 ex Jun. 1787. 
2 51. N. No. 242 ex 1788. 
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trag8, den Manufalturiften den Kleinverfchleiß ihrer Waren zu 
geftatten!. Sie berief fih auf den Befehl des Monarden, die 
Feſſeln zu brechen, die den Kommerzialgewerben noch anbafteten, 
und wiederholte im weſentlichen die bereit3 1779 geltend ge— 
machten Argumente?: Da der Endzwed eines jeden Produzenten 
der möglichſt raſche Abſatz feiner Erzeugniffe fei, jo könne dem 
Fleiß und der Betriebſamkeit des Fontribuierenden Bürgers 
nichts jo nachteilig werden, als eine Beſchränkung in der Freiheit 
des Verlaufs. Es liege ein Widerfprud darin, daß die Poli— 
zeihandwerfer, ja ſogar einige Sommerzialprofejfioniiten das 
Recht hätten, ihre Erzeugniffe auch im kleinen zu verkaufen, bie 
meiften Arbeiter der Kommerzialgewerbe aber „der Freyheit bes 
Kleinverlaufes außer der Jahrmarktszeiten geſezmäßig beraubet, 
und deßwegen ſtlaviſch an den SKaufmann gebunden feyn 
follten”; an den Kaufmann, den nichts verpflichte, den inländi- 
fhen Manufalturijten ihre Erzeugniſſe abzunehmen. 

Diefer Antrag erlangte nun felbftverjtändlich die Faijerliche 
Genehmigung®. Den erbländijhen Fabriken und Fabrifanten 
wurde „indgefammt der Kleinverfauf ihrer jelbit erzeugten Waaren 

. . auch bey Haufe mit oder ohne Aushängung des Schildes 

.‚ in und außer SJahrmarktszeiten ... . . geltattet” *. Der 
Verkauf in offenen Gemwölben aber blieb den Kaufleuten noch 
vorbehalten. 

Erit zwei Jahre fpäter wurde den Fabrifanten die Mög- 
lichkeit gewährt, auch diefe Erlaubnis zu erlangen®. „Die Frage, 
ob gabriten ausſchneiden ſollen“, fo äußerte ſich die Hofkanzlei?, 


1 Bortrag vom 8. Maut 1781 (Böhm. Komm. Fasc. 75 No. 14 ex 
Majo 1731). 

2 Dal. oben ©. 333 fg.. 

2 St. R. No. 1195 ex 1781. Im Staatörate ſprachen ſich übrigens 
gegen den Antrag noch immer Baron Löhr und Graf Hakfeld aus. 

* Birkulare vom 21 Mai 1781. Erneuert wurde dieſe Erlaubnis mit 
Entſchl. vom 20. Januar 1788 (St. R. No. 242 ex 1788), 

5 Birfulare vom 3. Juli 1788. 

e Bortrag vom 5. Juni 1783 (N. Ä. Komm. Fasc. 71 No. 19 ex 
Juli 17838. St. R. No. 2092 ex 1783). 
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„Icheinet faſt rathjamer, weder theoretijch zu behandeln, noch 
geiegmäßig zu beftimmen. Erforbert es ihr Nugen, wie er es 
in der That zu erfordern jcheinet, fi mit dem Kaufmann zu 
halten, jo wird die Fabrik ohnehin nicht ausjchneiden; findet 
fie fih mit einem Artitel, oder mit einer Klafje der Abnehmer 
in Verlegenheit, fo ift fie doch wohl jo viel als ein Kaufmann 
wertb, dem noch 10 und 20 Artikel zu feinem Verkehr übrig 
bleiben, und es würde hart jeyn, ihr dasjenige zu verweigern, 
was einzelnen Fabrifanten geftattet ift, nämlich den Ausfchnitt 
bey Haufe, jezumeilen aber auch in öffentlichen Gemwölbern zu 
betreiben. Man glaubet daher, daß bey entipringenden Klagen 
die Fäle nach den bejonderen Umftänden ohne allgemeiner Be— 
ftimmung zu entſcheiden wären“. 

Es ſcheint übrigens gerade die Frage des Verfaufsrechts 
der Fabriken den erjten Anlaß zu einer neuen wichtigen Eintei— 
lung der fabrifsmäßigen Befugniffe gegeben zu haben. Die Ver: 
ordnung vom 20. Augujt 1787 räumte nämlich jenen Fabriken, 
deren Betrieb fich durch befonderen Umfang auszeichnete, dag 
Recht ein, den Handel und Verfauf ihrer Erzeugniffe ganz un: 
beſchränkt im großen auszuüben, und zu dieſem Zwed in allen 
Hauptftädten der Erbländer eigene Niederlagen zu eröffnen. 
Damit war der Grund gelegt zu der jpäteren bedeutungsvollen 
Scheidung der Fabritsbefugniffe in die fogen. einfahen und bie 
förmlichen Landesfabrifsbefugnifie. 

Die Verkaufsrehte der gewerblichen Produzenten erfuhren 
auch infofern eine Erweiterung, als für Inneröfterreih auf den 
Jahrmärkten zu Graz, Klagenfurt, Laibach und Linz volltom- 
mene Verfaufsfreiheit eingeführt, und alle berjelben wiberfpre- 
enden Vorrechte der Handelſchaft, Zünfte und anderer Gewer- 
betreibenber aufgehoben wurden?. Bald darauf fand bieje 
Marktfreiheit allgemeine geſetzliche Anerfennung in einer Zirkus 





3 Sie erging für Niederöfterreih und wird fpäter oft zitiert: Das 
Driginal habe ich nicht gefunden. 

® Kurrende des inneröfterr. Guberniums vom 20. Scpt. 1783 (Kart. IV 
T 2 No. 20 ex Sept, 1783 3. Ö.. 
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larverfügung, nach welcher an jenen Orten, wo nod einiger 
Vorzug im Kauf oder Verkauf (Borkauf) auf Jahr⸗ und Wochen- 
märften beitehe, diefer ohne weitere aufgehoben, mithin jeder- 
mann das gleiche Recht eingeftanden werden folle, Biktualien, 
Rohmaterialien, ganz- und halbfertige Waren „nad jedes Drts 
Marktbefugnis“ zu faufen und zu verfaufen!. 


Was hier allgemein für den Markthandel ausgeſprochen 
war, die Bejeitigung aller Vorkaufsrechte und ausfchließenden 
Befugnilfe auf den Bezug gewilfer Produkte, wurde au, in 
Fortfegung der feit 1776 angebahnten PBolitil?, in zahlreichen 
Zweigen des Innenhandels durchgeführt. Die vorlichtige Hal- 
tung der legten Regierungsjahre Maria Therefias hatte freilich 
bei ihren Maßnahmen alle jene Vorſchriften unberührt gelafien, 
die zum Schuß der Käufer durch behördliche Preisbeftimmung 
bie Sreiheit im Verlauf einengten. Und da, entſprechend der 
merkantiliſtiſchen Wirtjchaftspolitif, gerade die unentbehrlichiten 
Produkte derartigen Preistarierungen unterlagen, jo war bis 
1781 die Freiheit des Innenhandels gerade an ihren entjdhei- 
dendften Punkten noch vielfach gehemmt. Joſeph II. machte vor 
einer derartigen Schranke nicht Halt. Denn der phyſiokratiſchen 
Lehre fchien nur jener Preis der richtige, den Wirtſchaftsver⸗ 
bältniffen allein angemefjene, der fich bei freier Konkurrenz von 


1 Birfulare vom 27. Dezember auf Grund einer Entidließung vom 
18. Dezember 1783. PVeranlaffung dazu gab ein Geſuch des Zeug- und 
Leinweberhandwerks zu Linz um Aufhebung jener Beſchränkungen, die bem 
freien Einkauf der Wolle noch entgegenftanden. Über Antrag Egers erhielt 
bei biefer Gelegenheit die Hoflanzlei den Auftrag, alle derartigen Be 
ſchränkungen im Ein- und Verlauf in allen Erblanden abzuftellen. Das 
gegen wurde die Weberzunft mit ihrer Bitte, auch auf den Wochenmärkten 
ihre Waren frei ausfchneiden zu dürfen, abgemwiefen. (St. R. No. 5045 ex 
1786.) Es beruhte übrigens jene Beltimmung des zit. Zirkulars, nad 
welder auch auf den Wochenmärkten der Handel mit gewerblichen Produkten 
freigegeben murde, auf einer unrichtigen Auslegung der a. h. Entſchließung. 
Diefe Beftimmung wurde daher fpäter wieder aufgehoben (Entichl. vom 
19. Suni 1791; St. R. No. 2083 ex 1791). 

2 Bol. oben ©. 358. 
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Angebot und Nachfrage ergab. So mußten ihm denn alle 
fünftlihen Eingriffe der Staatsverwaltung in die Preisbeftim- 
mung verwerflich erjcheinen, — mochte es fi nun um gewerb⸗ 
liche Rohſtoffe handeln oder um Viktualien. Und er zögerte 
nicht, die Konfequenzen aus dieſer Auffafjung zu ziehen. Der 
Kampf, den der Kaifer gegen die Preistaren auf dem Gebiete 
des Lebensmittelmarktes führte, ſoll wegen feiner Eigenheit und 
Bedeutung eine abgefonderte Darftellung erfapren!. Hier iſt 
bloß jene Politik zu verfolgen, welche die Befreiung des Handels 
mit gewerblichen Rohſtoffen bezwedte. 

Kaum war Joſeph II. zur Regierung gelangt, jo bob er 
die den Preis des Lebers in Niederöfterreich regulierenden Vor» 
ſchriften auf?. Das gleihe wurde hinſichtlich der Holzjagung, 
zunächſt ebenfalls für Niederöfterreih®, fpäter allgemein ver- 
fügt*. Der Handel mit diefen Nohmaterialien wurde völlig 
freigegeben, insbejondere jedermann der Kauf und Verfauf von 
Brenn» und Bauholz geftattet®. 





Bgl. unten Kap. 6. 

® Entjchl. auf den Vortr. vom 10. Febr. 1781 (vgl. oben S. 360 Anm. 1) 
Für Prag wurde mit Refolution auf den Vortrag vom 16. Nov. 1784 bie 
Beſchau und Stempelung des nad Prag einzuführenden Landleders all- 
gemein aufgehoben; der Kleinhandel der Landhandwerler mit Leder blieb 
auf die dazu beftimmten Jahr: und Mocdenmärkte bejchräntt. (Böhm. 
Romm. Fase. 49 No. 23 ex Nov. 1784.) 

® Entjchl. vom Juli 1784: „Überhaupt kann nichts gedeihlicheres zur 
Verſehung des Publitums geſchehen, als wenn bie Holzfagung völlig auf- 
gehoben, die bejtehende Verfahung der Holzverfilberer und Schreiber aus 
dem Wege geräumet, und einem jeden, jomohl In- als Ausländer fein Holz 
nad Wien zu führen und allda nad dem Preiße, als er will, zu verkaufen 
geftattet werde." (St. R. No, 2702 ex 1784) Diefe Enticpließung wurde 
aufrechterhalten, trof des Widerfpruces, den ſowohl der niederöfterr. Land» 
marſchall, als die Hoftanzlei und der Staatsrat dagegen erhoben. (St. R. 
No. 3175 und 4949 ex 1784.) 

Entſchl. vom 20. Februar 1787 über Antrag des Staatöratd Eger; 
Birful. vom 26. Februar. (Fase, IV F in spec Holzhandel No, 105 ex 
Febr. 1787 Böhm.; St. R. No. 715 ex 1787.) Ahnlich eine Entihliehung 
vom 16. Juni 1787 (St. R. No. 2269 ex 1787). 

Über eine Anfrage der Hoflanzlei wurde auch jede Satzung bei den 
fogen. echten Baubölzern aufgehoben, die Preisbeftimmung ber freien Über- 

Pridram, Oſterrel chiſche Gewerbepolitit I. 26 


386 Diertes Bud. Die Periode von 1780 bis 1290. 


Wohl noch bedeutſamer als diefe Maßregeln war die Auf- 
hebung jeder Beſchränkung im Eifenhandel. Ein Syftem ftaat- 
licher Zwangsvorſchriften, da8 den Eijenproduzenten, den Ge- 
werkſchaften ihre Abnehmer zumies, und durch behördliche Preis- 
beftimmungen die legteren zu ſchützen ſuchte, hemmte alle freie 
Entwidlung dieſes Handels, und damit auch jene der Schmelz- 
bütten und Hammerwerfe!. Schon in feinen erften Regierungs- 
jahren befeitigte ber Kaifer durch zwei für bie Gebiete ber 
Eifenproduftion? erlafiene Patente? „in Anjehung des Handels 
mit Eifen und Stahl oder dem jogenannten Gentnergut und den 
Daraus verfertigten Waaren die biß nun beftandenen Zwangs⸗ 
anftalten und Gefeße, jofort die dermaligen Verſchleißwidmun— 
gen und Preisfagungen“. Alle zwiſchen den eifenverarbeitenden 
Gewerben und den Gewerkſchaften auf die Abnahme beftimmter 
Duantitäten von Rohmaterial geſchloſſenen Kontrafte wurden 
für null und nidtig erklärt, und den erfteren volllommen frei: 
geftelt, ihre Rohitoffe von welchen Produzenten oder Händlern 
immer zu beziehen. Gleichzeitig wurde jedem Privaten geftattet, 
Eifenlager in den Städten der Erblande zu eröffnen und bier 
„geformte und ausgearbeitete Eijengattungen aller Art“ im 
Großen oder Kleinen zu verkaufen. 

Um diefen Handel ganz feiner freien Entwidlung und ber 
Privatipefulation zu überlaffen, wurde auch da3 in Wien erft 
1780 errichtete ärarifche Eifenmagazin* wieder aufgelöft, feine 
Beitände an die Eifenhändler verfauft, und den Behörben wie: 








einkunft zwiſchen Käufer und Berfäufer überlaffen. (Refol. v. 8. pr. 
1787, St. R. No. 1709 ex 1787.) 

! Dal. au) oben S. 360 Anm. 4. Eine intereffante Darftellung bes 
Eifenfyftems in Steiermark und Kärnten gibt der anonym erfchienene Auffa 
Zinzendorfs: „Über die Einſchränkung großer Gewerbe zugunften Heiner“ 
in den Ephemeriden der Menfchheit Jahrg. 1781 ©. 61 fg. 

2 D. h. für Öfterr. ob und unter der Enns, Steiermark, Kärnten 
und Krain. 

3 Patente betr. die Freigabe des Eiſenhandels vom 29. Dez. 1781 
und 8. Nov. 1782. (St. N. No. 2701 ex 1781 und 3490 ex 1782.) 

* Über die Errichtung des Eifenmagazins und die Union der Eifen- 
händler, vgl. oben S. 339. 
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derholt eingefchärft, das Publikum gegen da3 nun wieder dro⸗ 
bende Monopol der Wiener Eifenhandlungs- Sozietät auf alle 
mögliche Weiſe zu Tchügen !. 

Gelbit ald 1786 eine ftarfe, und, wie es ſchien, ungeredt- 
fertigte Steigerung der Robeifenpreife die Hoffanzlei veranlaßte, 
neuerlich eine behördliche Fixierung diefer Preife zu begehren?, 
lehnte der Kaifer diefen Antrag kurzweg mit dem Hinweiſe 
darauf ab, daß er „mit der der Gewerkſchaft in dem Verkaufe 
und der Beltimmung des Preiſes eingeräumten Freyheit nicht 
vereinbarlich” fei. Und doch war der Kaifer unmittelbar felbit 
an den Eijenpreifen außerordentlich interefliert, da die Gewerk— 
ſchaft das Rohmaterial für die ftaatlide Gewehrfabrik lieferte®. 


So fann man denn jene Politik, die Joſeph II. gegenüber dem 
Innenhandel verfolgte, zufammenfaflend dahin charakteriſieren: ihr 
oberſtes Ziel war, dem gewerblichen Produzenten jede nur mögliche 
Freiheit im Bezug feinerRohmaterialien und Arbeitskräfte ebenjo wie 
im Verkauf feiner Erzeugnijje zu verfchaffen, den faufmännifchen 
Vermittler zwischen ihm und dem fonjumierenden Bublitum, wo 
e3 anging, auszufchalten. Das Refultat diefes Strebens deutet 
eine Bemerkung der Hoffanzlei von 1789 an*t: „Der Nieder- 
läger oder Großhändler muß Fabrikant werden, oder der wich— 
tigere Fabrikant ſchwinget ſich bis zu feinem Verdienit hinauf; 


! Die Verhandlungen über die Auflöfung diefer Union und über den 
Verlauf der Magazinsbeftände im St. R. sub No. 878, 1137, 1749 ufw. 
ex 1784. 

2 Vortrag vom 26. Mai 1786 (N. Ä. Komm. Fasc. 72 No. 60 ex 
Jun. 1786). Es fcheint damals die Bereinigung der Eifenproduzenten in 
Steiermart und Ofterreih, die fogen. Inner- und Borderbergifhe Haupt» 
gewerfichaft eine Art Kartell gebildet und die Nobeifenlieferungen förmlich 
monopolijiert zu haben. Deshalb verlangt die Hoflanzlei ein energifches 
Eingreifen in die Preispolitik diefer „aus mehreren Urſachen berüchtigten“ 
Gewerkſchaft. 

3 Ende 1785 war die Penzenſteiniſche Gewehrfabrik zu Steyer vom Ärar 
übernommen worden. (Nad) den Verhandlungen im St. R. No. 1444 ex 1794). 

* Porter. vom 20. Februar 1789 (N. Ö. Komm. Fasc. 55 No. 32 ex 
Mart. 1789). 

25? 
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weil die Fabriken dem Berzehrungäfreis zu nahe fommen, als 
daß ein Mittelmann zwiſchen dem Erzeuger und Kleinhändler 
beitehen könnte. Nur der Eleinere Fabrilant oder Fabriksunter⸗ 
nehmer wird in Verlegenheit und Abhängigkeit geraten, weil er 
weder auf das Materiale im Großen fpeluliren, noch die Arbeits- 
köſten durch Maſchinen vereinfachen, noch weniger aber Zufälle, 
Krieg, Theuerung, hohe Preife des Stoffes und außerordentliche 
Auflagen aushalten fann”!. Und darum lehnt auch die Hof- 
tanzlei einen Borjchlag ab, der dahin ging, durch Vorſchüſſe im 
Gefamtbetrage von einer Million die Zahl der kleinen Fabriks—⸗ 
unternehmungen zu vermehren; weil es nicht ratjam fei, „mit 
Verfplitterung einer Million noch 100 oder 150 Kaufmanns⸗ 
diener in ſolche Kleine Fabriksunternehmer umzuſchaffen“. 

Man mag in folden Außerungen die erften Anzeichen einer 
ftaatlihen Anerkennung jener Überlegenheit der Großbetriebe er- 
bliden, die bisher kaum noch fühlbar geweſen war; die Anjäge 
zu einer Förderung kapitaliſtiſcher Produftionsweife auf Koften 
ber fleinen, handwerfömäßigen Betriebe. Aber ſchon der geringe 
Erfolg, den die Inhaber einzelner Großbetriebe mit ihren Ber- 
fuchen einer Verdrängung der vorwiegend handwerlsmäßigen 
Arbeitsweife durch mafchinelle Einrichtungen erzielten, beweift 
zur Genüge, wie tief die öfterreihifche Induftrie auch damals 
noch in die Schranken der handwerksmäßigen Produktionsform 
gebannt war. Und ſolche Bemerkungen, wie die eben zitierte, 
ftehen fo vereinzelt, daß aus ihnen zum mindeften nicht auf eine 
bewußte Vorliebe der Staatsverwaltung für den Großbetrieb ge 
fchloffen werden fann. 


1 Die bitteren Klagen über die Abhängigkeit der kleineren felb- 
ftändigen Manufalturiften von den Kaufleuten, namentlid von jübifchen 
Wucherern, hörten denn aud während der Regierung Joſephs LI. nit 
auf. (Bgl. Schreyer, Kommerz), DManufalturen ufm. 8b. I ©. 232, 
Bd. II S. 132 fg. uff.) 
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Drittes Kapitel, 
Die ſtaatliche Induftrieförderung. 


(Mafvolle Politif der Induftrieförderung bis 1785 ©. 389. — Das Zir- 
tulare von 1785 betreffend die Hebung einzelner Induſtriezweige ©. 392. — 
Der Streit um das Syftem ftaatlicher Vorihußgewährung und die Ne- 
folution vom 16. Auguſt 1785 &. 394. — Die Durdrührung dieſer neuen 
Vorſchriften &. 400. — Bedeutung der Manufalturentabellen für die Inne 
duftriepolitit S. 403. — Statiftifhe Daten über die Entwidlung der Ins 
duftrie in den Subetenländern und in Öfterrei) ob. und unter der Enns 
©. 405. — Bemerkungen über die Entwiclung der Induftrie unter 
Joſeph IT. ©. 408,, 

Erſcheint die Jofephinifche Gewerbepolitif in ber bisher be— 
trachteten Richtung im wejentlihen negativ, d. h. auf die Be- 
feitigung jener Schranten gerichtet, die eine freiere Entwidlung 
der Konkurrenz hemmten, jo fehlt es ihr — wenigitens nad) 
1785 — nicht an ftarfen pofitiven Elementen, an bewußten Ein= 
griffen in die Wirtfchaftsverhältniffe. Denn, wie bereits er- 
wähnt!, überall dort, wo die ihrem natürlichen Gange überlafjene 
Induſtrie jene rajchen Fortjchritte nicht zeigte, welche die Staats- 
verwaltung erwartete, griff dieſe zu unterftügenden und fördernden 
Maßnahmen. 

Freilih, die in biefer Beziehung verfolgte Politik zeigt 
während der Negierungszeit Joſephs II. fein einheitliches Ge- 
präge. Bis 1785 etwa wurde jene maßvolle Haltung beobachtet, 
die ſchon den legten Regierungsjahren Maria Therefias eigen 
war. Bon all den zahlreichen außerordentlihen Mitteln, mit 
denen der ftrenge Merfantilismus einzelne gewerbliche Unter 
nehmungen begünftigt hatte, waren, da ausſchließliche Nechte fait 
nie gewährt wurden, und die Verleihung von Fabriksbefugniffen 
nun feine Ausnahmsmaßregel mehr bildete, eigentlih nur die 
ftaatlihen Vorſchüſſe und Geldbeiträge übrig geblieben. Auch fie 
waren indes auf verhältnismäßig geringe Summen bejchränft 
worden, und in den erften Negierungsjahren bes Kaiſers wurden 


4 Bgl, oben S. 352. 


ce 
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Geſuche um größere Ärarialvorſchüſſe regelmäßig abgemiefen!; 
Unterjtügungen wurden nur dann gewährt, wenn e3 ſich um die 
Hebung einzelner, für den allgemeinen Bedarf bejonders wid) 
tiger Induſtriezweige handelte ?. 

Allein die Verſchärfung der Zollgefeßgebung hatte — zumal 
in dem Patente von 1784 der inländifchen Induſtrie eine be- 
fondere ftaatliche Förderung ausdrücklich zugelichert worden war, 
— die natürliche Folge, daß nicht nur aller Orten neue Fabriken 
gegründet wurden, fondern auch die Zahl der Geſuche um ftaat- 
lihe Vorſchüſſe jih auffallend vermehrte. Diefer Umſtand bes 
wog im Sahre 1784 den Kaifer, eine derartige Bitte kurzweg 
mit der Motivierung abzuweiſen, daß der Vorjchußmwerber, „wenn 
ſeine Fabrik gut ift, ohnedem von Particuliers leicht Darlehen 
finden dürfte” ®. Die Hoflanzlei nahın dies zum Anlaffe, fi 
beftimmte Meifungen über die Gewährung von Ararialvorſchüſſen 


1So ein Gefuh des Brünner Tuchfabrilanten Mundy um einen 
Borihuß von 30000 fl., dann ein ähnliches Geſuch des Indigoerzeugers 
Baron d’Niquebelle um ein Darlehen von 60000 fl. (Bgl. Hod-Bider- 
mann, Der öfterr. Staatsrat, S. 572) Akten über die Erteilung von 
Unterftüßungen an Gewerbetreibende finden fih in den Fasc. 63/, und 72 
Komm. N. . 

2 „Die Moden ändern ſich“, jo bemerkt gelegentlih die Hoflanzlei, 
„Tobald fie allgemein werden, mithin gerade in jenem Beitpunfte, wo die 
Ermeiterung ihrer Fabrikatur am größten ift, weil der Gefhmad bes 
Neuen dann erfchöpft und fozufagen abgenugt ift... .. Es fheint daraus 
die Folge zu fließen, daß die Erzeugung der Modemwaaren in einem großen 
Staate zwar nicht zu hindern, vielmehr zu beiördern, niemal3 aber mit 
jener Sorgſamkeit zu pflegen fey, melde bejtändig gleidy nothmendige 
Manufakturen verdienen, die für die Grundlage einer fortwährenden Sn. 
duftrie . . . anzufehen find.” (Bortr. vom 5. Juni 1783 R. Ö. Komm. 
Fasc. 71 No. 19 ex Jul. 1783.) Diefen Grundfägen entfprah es aud, 
wenn im Jahre 1781, — als infolge de3 allgemeinen Seekrieges eine be 
denflihe Stodung des böhmischen Leinwandhandeld eingetreten war — 
vierteljährig 50000 fl. teils als Darlehen für Leinmandhändler, teild zur 
Unterftügung arbeitslofer Weber angemwiefen wurden (Hoidelret v. 13. Febr. 
1781). Nach Beendigung des Seelrieges wurde anfangs 1783 die Leiftung 
diefer außerordentlihen Staatsaushilfe wieder eingeftellt; die erteilten Dar- 
leben wurden in der Folge zum großen Teile rüdgezahlt. (Vgl. Kopeg, 
Gewerbsgeſetzkunde II S. 32.) 

s Entſchl. v. 17. März 1784 (St. R. No. 777 ex 1784). 
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zu erbitten. Bisher jeien, jo bemerkte fie!, Kommerzialdarlehen 
das wirkjamfte Mittel gemwejen, um Manufakturen in einen 
wirfjamen Gang zu bringen. Man habe daher bei Einführung 
ganz neuer Induſtriezweige den Unternehmern gewöhnlich unver- 
zinsliche Darlehen gewährt, um ihnen das Riſiko der erften Be— 
triebsjahre zu erleichtern. Handelte es fi) dagegen um Unter 
nehmungen zur Erzeugung bereits eingeführter Artikel, jo habe 
die Hoflanzlei vor Befürwortung eines Vorſchußgeſuches ſtets 
vollfommene Sicerftellung für das Darlehen verlangt. Die 
meiften Mitglieder des Staatsrats traten denn auch für die Bei- 
behaltung der bisherigen Politif ein, vor allem mit der Begrün- 
dung, daß es in den Erblanden noch jehr an Kapital fehle. 
Vor allem feien die Kaufleute nicht geneigt, größere Geldſummen 
aus ihren Handelsgeſchäften herauszuziehen, und fie zur Unter- 
ftügung neuer Fabrifationszweige zu verwenden. Der Kaifer 
mobifizierte denn auch feine Entſchließung dahin, daß bloß die 
Erteilung unverzinglicher Darlehen an induftrielle Unternehmungen 
in Hinkunft unterbleiben jolle, weil dies die legteren von vorn: 
herein in eine allzu vorteilhafte Lage ihren Konkurrenten gegen- 
über bringe?. Bei anderen Gelegenheiten wurde dann der Hof- 
fanzlei eingejchärft, die Vorſchüſſe bei ihrer Fälligkeit wieder 
einzutreiben, und namentlich Die Inhaber größerer Unternehmungen 
nicht am derartige ſtaatliche Unterftügungen zu gewöhnen ®. 
Wohl aber wurde die ſchon unter Maria Thereſia angebahnte 
RVolitit* beobachtet, weniger große Vorſchüſſe an einzelne Unter- 
nehmungen, als vielmehr Eleinere Beiträge an zahlreihe Manu— 
fafturiften zu gewähren ®. 





! Vortrag vom 36. Mai 1784 (St. R. No. 990 ex 1784). 

? Ungenau Hod-Bidermann a. a. D. ©. 573. 

* Gefude um größere Gelbdarlehen wurden daher auch jetzt wieder 
abgewiefen (St. R. No. 4546, 5921 ex 1784). 

+ Vgl. oben ©. 281. 

® &o heißt es in einer Refolution vom 10. Januar 1785, die durch 
das Gefud eines Yaummwollfabrifanten um einen Ärarialvorſchuß von 
30000 fl. veranlaßt war: „Von Seite des Staatö kann den Fabriksunter- 
nehmern fein fo beträchtlicher Vorſchuß geleiftet werden. Überhaupt ſcheinet 
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Ganz ähnliche Zwecke verfolgten die Reifeunterftügungen an 
jene ausländiihen Handwerker, die fih dauernd in ben Erb- 
landen niederließen ’. 


Erft 1785 gewinnen die Grundfäße der ftaatlichen Induſtrie⸗ 
förderung eine feitere Geftalt. Denn die faft vollftändige Ab- 
fperrung der Monardie gegen die Einfuhr ausländifcher Erzeug- 
nifle zmang die Staatsvermwaltung zu energifchen Maßregeln, um 
für eine Dedung des Anlandsbedarfd durch die heimifhe Pro— 
duftion Sorge zu tragen. Es wurde zunächſt den Tämtlichen 
Länderchefs ein Verzeichnis der „noch größtentheils in den deut: 
fhen Erblanden allgemein fehlenden, beſonders nüglihen Waaren- 
artifel” mitgeteilt, und ihnen gleichzeitig die Ermächtigung ge- 
geben, aus ihren Dispofitionsfonds „einzelne gejchidte Meifter 
und Fabrifanten”, die fi) in den Städten nieberlafien würben, 
mit Geldvorſchüſſen von 200 bis höchſtens 500 fl. ohne weitere 
Nüdfrage zu unterftügen, ihnen wohl auch in berüdfichtigend- 
werten Fällen 200 bis 300 fl. „als Aufmunterung oder Be 
lohnung” zu ſchenken. Halbjährig war das Verzeichnis dieſer 
Ausgaben vorzulegen ?. 

Cine nähere Anweifung bejagte, die „Hauptabſicht“ fei auf 
jene Manufakturen zu richten, die „den verbreitetelten Einfluß in 
den Nahrungsftand” hätten. Wo derartige Manufalturen fchon 
vorhanden wären, müfje die Aufgabe der Unteritügungen in ihrer 
Berbeilerung, Verfeinerung, kurz in der Erzielung vollfommener, 


zur Einführung derley CErzeugniffe im Lande und ihrer nad) und nad) zu 
bewirkenden Erweiterung das befte Mittel darin zu beftehen, wenn bloß 
einzle Fabrikanten aufgemuntert und ihnen in dieſer Rückſicht mittels 
mäjfiger Beyträgen und Rorfhüffe an die Hand gegangen wird." (N. H. 
Konmt. Farce. 63/, No. 29 ex Jan. 1785; St. R. No. 5321 ex 1784.) 

! Bmwei Hofdelrete vom 3. Nov. 1781 und 24. Juni 1782 räumten 
den Yänderftellen die Befugnis ein, jedem derartigen Profeffioniften eine 
Staatkaushilfe von 50 fl. zu gewähren (vgl. Kopetz, Gewerbsgeſetzkunde 
2. Bd. S. 5). 

° Zirfulare vom 31. März 1785 (N. ©. Komm. Fasc. 68, No. 111 
ex Oct. 1785). 
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preiswürdiger Produkte beitehen. Der Zmwed der ganzen In— 
duftrieförderung würde indes verfehlt werden, wenn man „in 
allen Ländern und allen Orten gleiche oder ähnliche Manufakten 
jelbft gegen den Hang der Nation und die Lofalumftände er- 
zwingen“ wollte, jchon deshalb, weil dies alle Handelsbeziehungen 
zwiſchen den Erblanden befeitigen müßte. Am wenigiten bürfe 
man baher Manufakturen an jene Orte verlegen, wo die Be- 
ſchaffung der Rohmaterialien Schwierigkeiten bereite, oder wo es 
an tauglichen Arbeitern fehle. Die Erzeugung gewiffer Artikel 
pafje daher nur für bevölterte Städte. Manufakturen hingegen, 
die nur „gemeine und vorzüglid anhaltende Arbeitſamkeit“ er- 
forderten, feien mehr für das flahe Land und kleine Ortſchaften 
mit billigen Arbeitslöhnen geeignet. Bei Erteilung der Unter- 
ftügungen follte jede Schädigung der Konkurrenz unter den Ge- 
werbetreibenden vermieden werden; auf angemejjene Verzinfung 
und Sichertellung der Vorſchüſſe, auf Beſtimmung billiger Nüd- 
zahlungsfriften war daher Bedacht zu nehmen; bei Eintreibung 
derfelben jedoch einige Mäßigung zu beobachten. Belohnungen 
follten nur für nüßliche Erfindungen ober für geſchickte Nach- 
ahmung von brauchbaren „Kunftwaren“ erteilt werden. „Über 
haupt aber“, jo ſchließen die Belehrungen, „muß bie Landesſtelle 
in diefer Sache nicht viel mehr thun, als ein guter Hauswirth, 
Handelamann oder Gutsbefiger ſelbſt darin thun würde, weil 
die ihr eingeftandene Befugniß ſonſt leicht zu Verfplitterungen 
Gelegenheit geben könnte”. 

Das oben erwähnte Verzeichnis „der in verſchiedenen Erb» 
landen vorzüglich zu unterftügenden Manufakturiften und Künftler“ 
empfahl für Böhmen vor allem die Förderung der feinen Er- 
zeugniffe der Tertilinduftrie (aljo die Unterftügung der Kunft- 
weber, Muffelinweber, Bleiher, Leinwandfärber, Appreteure uſw.), 
aber auch der Spiegelfabrikation; für Mähren die Vervollfomm- 
nung der Tuchweberei und Leinwandinbuftrie (die Unterftügung 
der Feintuchweber und Feinwalfer, der Schönfärber, Tuchſcherer, 
der Schmiede von Feintuchicheren und feinen Kartätſchen, der 
Leinwanddruder ufw.); fir Niederöfterreich die Förderung jener 
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Ssnduftriezweige, die „auf prächtige und Kunftwaren abzielten“ ; 
für Öfterreich ob der Enns die Unterftügung der Erzeugung von 
Strid» und Wirkwaren, dann Eifengejchmeidlereien aller Art fo- 
wie der Stahlwaren; für Sinneröfterreich ſchien die Hebung der- 
felben Induftriezweige wie in Ofterreich ob der Enns angemeffen; 
für Görz und Gradiska wurde die Verbefjerung der Fabrikation 
von glatten und fagonierten Seidenzeugen empfohlen. Im übrigen 
blieb es jedem Länderchef vorbehalten, diejenigen Induſtriezweige 
anzuzeigen, welche er nach feiner Einfiht in die befonderen Ver: 
bältnifje feines Vermwaltungsgebietes einer vorzüglichen Unter- 
ſtützung für wert erachtete. 


Diefe Politik einer pofitiven Förderung der inländifchen 
Induſtrie wurde auch beibehalten troß des lebhaften Widerſpruchs, 
den die Hofrehenlammer dagegen erhob!. Der Präſident diefer 
Behörde wär nämlih Graf Karl von Zinzendorf, feit jeher einer 
der eifrigiten Verfechter phyfiofratifcher Speen. Er vertrat dem⸗ 
gemäß den Standpunkt, daß nur eine vollflommen freie, von 
ftaatlihen Maßnahmen unbeeinflußte Entwidlung der Induſtrie 
ihre dauernde Blüte zur Folge haben könne; fo wandte fich denn 
das Gutachten der Hofrechenfammer gegen das ganze Syſtem ber 
ftaatlihen Begünftigung einzelner Induſtriezweige?: Der Unter- 
nehmer, deſſen Vorhaben ausfichtsreich fei, werde immer Kapita⸗ 
liften genug finden, die bereit wären, ihr Geld auf eine fo vor- 
teilbafte Weife anzulegen. Dagegen könne durch ftaatliche Unter- 
ftügung und dur alle Zwangs⸗- und Verbotsgejege niemals ein 
Unternehmen künſtlich erhalten werden. In der Geſchichte der 


— 





1 Die Äußerung der Hofrechenfammer war veranlaßt durch ein Ge- 
ſuch des Wiener Handelsſtandes, dad die Gründung einer Staatsbank be 
gehrte. Diejer follte auch die Erteilung von Geldvorſchüfſen an induftrielle 
Unternehmungen zur Aufgabe gemacht werden. Der Kaifer befahl bei biefer 
Gelegenheit, ihm ein Verzeichnis der ausftändigen Vorſchüſſe vorzulegen; 
die Erfüllung diefed Auftrags oblag der Hofrehenfammer. (Bgl. Hock⸗ 
Bidermann, Der öfterr. Staatsrat S. 574.) 

? Prot.⸗Auszug vom 5. Juni 1785 (N. Ö. Komm. Fase. 63/, No. 108 
ex Aug. 1785). 
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öfterreichiichen Induſtrie fehle es nicht an zahlreichen Belegen 
dafür, daß jene Manufakturen, die ihre Entftehung ſtaatlichen 
Maßnahmen verdankten, nur einen ſchwankenden Beitand hätten 
oder zugrumde gegangen wären. 

Mit großer Schärfe ſuchte die Hoflanzlei diefe Einwendungen 
gegen ihre Induftriepolitit zu widerlegen!. Es gebe faum einen 
Gegenftand, der unter jo verſchiedenen Gefichtspunften behandelt 
worden jei wie jener der Manufakturen. Ihr Urſprung ſchreibe 
fih „aus den Städten in Teutjchland her, deren Einwohner 
hinter ihren Mauern mehr Sicherheit genoßen, aber auch ge- 
zwungen waren, ihre erjten Bedürfniße vom Lande herzuholen, 
mithin das arteficielle mit dem natürlichen Produkte zu ver- 
tauſchen“. Die Notwendigkeit, die Abgaben zu erhöhen, und 
insbefondere die Städte zu dieſem Zwecke heranzuziehen, habe 
dann den Staat veranlaft, „die Manufacturen gemein zu 
machen, und fie jo weit als möglich zu verbreiten“ ; nicht ohne 
die verſchiedenſten Arten der Unterftügung fei dies möglich ge— 
mejen. In der Folge habe ſich dann das Verhältnis der Länder 
zueinander ebenjo gejtaltet, wie urjprünglich jenes der Stäbte*. 
Das Land habe den Vorfprung vor den anderen gewonnen, wo 
die Künfte die meifte Unterftügung fanden. Wenn fi die Hof- 
tehentammer für ihre Behauptungen auf eine Erfahrung von 
30 bis 40 Jahren berufe, jo könne man zum Beweiſe der ent- 
gegengejegten Anfichten auf eine mehr als hundertjährige Er— 
fahrung binweifen. Nur das eine jei richtig, daß Manufakturen, 
die ſchon einen fiheren Ertrag lieferten, einer bireften jtaat- 
lien Unterftügung nicht bebürften. Allein ſchon aus dem Gegen- 
ſatze ergebe fih, daß umgekehrt Geldunterftügungen den „an— 
gehenden” Manufakturen geleiftet werben müßten, um ihnen bie 





1 Vortrag vom 14. Juli 1785 (dasſ. Aktenzeichen). Ich fand bloß das 
Konzept des Bortrags; Referent ift Degelmann. Vgl. aud Meynert, 
Kaiſer Joſeph II. S. 163. 

2 &8 ift bemerlenswert, wie ſcharf bier der Referent den Grund- 
charalter des Merfantilismus fennzeichnet. Die Abhängigkeit deäfelden von 
den Ideen ber ſtädtiſchen Wirtſchaftspolitit ſcheint alfo ſchon von den ein» 
fichtigen Köpfen des 18. Jahrhunderts bemerft worden zu fein. 
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Schwierigkeiten und Gefahren der Einführung zu erleichtern. 
Ein Verzeihnis der feit ungefähr 20 Jahren zur Förderung der 
Induſtrie gemährten und noch ausftändigen Vorſchüſſe ergab, daß 
die durchſchnittliche jährlihde Ausgabe für diefen Zweck etwa 
34000 fl. betrug!. Man könne wohl, jo meint die Hofkanzlei, 
eine folde Verwendung nicht unbillig nennen, die einem anfehn- 
lihen Zeile der Staatsbürger „durch hundert Einflüffe” zu gute 
fomme, bi3 in die ärmiten Schichten der Bevölkerung ihre wohl-« 
tätigen Wirkungen verbreite. Dazu komme noch, daß der Staat 
aus den „fo übel befchriebenen” Ararialfabrifen einen jährlichen 
Neinertrag von 80 big 90000 fl. ziehe: „wäre es dann alfo 
fo gar übel gedacht, einer für dag Allgemeine thätigen Regierung 
gar nicht angemefjen, diefen Brivatgewinn de3 Staats in ben 
Umlauf des nemlichen Nahrungszmweiges, woraus er gefloffen, zu 
deffen Verbefferung zurückzugeben“? Den Gegenantrag der Hof: 
rechenfammer aber, die Förderung der Induſtrie durch Gründung 
einer privaten Kreditbank zu verſuchen, lehnt die Hoffanzlei mit 
der Motivierung ab, daß es an dem dazu erforderlichen Kapitale 
feble. 

Die Nefolution vom 16. Auguft 1785, mit der Joſeph IL 
diefen Vortrag erledigte?, ift in ihrer Beſtimmtheit, aber aud 
in ihrer Schärfe und Ironie jo charakteriftiich für die Denkweiſe 
des Kaifers, zugleih auch fo lehrreich für die Erfenntnis feiner 
Gewerbepolitif, daß ihre weſentlichſten Stellen hier im Wort⸗ 
laute mitgeteilt zu merben verdienen. Sie lehnt zunächſt den 


I Das Verzeichnis bringt die Gefamtfumme der ausftändigen Bor« 
ſchüſſe (679527 fl.), nad Ländern geordnet, in drei Rubriken: in die ein- 
bringlichen (558029 fl.), die zweifelhaften (35385 fl.) und die abzuſchrei⸗ 
benden (86112 fl.. Der Hauptanteil diefer Borfhüfle entfiel auf Nieder 
öfterreich (324 179 fl.) und Böhmen (343471 fl.) Bei allen übrigen Ländern 
überfchritten fie nicht den Betrag von 1600 fl., Tirol ausgenommen (5400 fl.) 
Auffallend gering ift die Ziffer für Mähren und Scleften (859 fl.) Gegen 
die Vollſtändigkeit dieſes Ausweiſes murden allerdingg im Staatörate 
manderlei Einwendungen erhoben. (Vgl. Hod-Bidermann, Der öfterr. 
Staatsrat S. 574.) 

? Die Gutachten der Staatsräte waren zerjplittert; die Mehrheit ber 
Stimmen |prad fi für dag bisherige Unterftügungsiyften aus. 


Drittes Kapitel. Die ſtaatliche Induſtrieförderung. 397 





Vorſchlag auf Errichtung der Kreditbank „gänzlich und für ber 
ftändige Zeiten“ ab, und fährt dann fort: „Den Manufakturiften, 
wie vormals geſchah, mit bloßen Ararialvorſchüßen herbeizuziehen, 
zu etabliren und zu erhalten zu traten, war das wahre Mittel, 
dem Aerario und einigen Particuliers das Geld aus dem Sädel 
zu fpielen, und mit Erftidung der Induftrie ungejchidte, uner— 
fahrene und unehrliche Fabrifanten, welche ſich auf nichts als 
Protection, die fie auf was immer für Art erfrochen, oder auf 
ihr Mundjtüd, weldes auf die blöden und doch habfüchtigen 
Geldverleiher wirkte, verließen, herbeizuziehen. Auf diefe Art 
wurde das Geld in Häufer, Gebäude, in Gajtereyen, in Artefacta, 
die nur blendeten, und nicht zum Verfauf waren, das Staats: 
und Particulier- Geld verfplittert, und bey den jo berühmten 
Kommercialräthen und Conjeffen leiteten die Gejchäfte die jelbit, 
jo mit intereffirt waren, oder auf der Gaſſe zufammengetrommelte 
Wiglinge, welde, weil fie mit Millionen herummarfen, und 
Sachen fagten, die die Gottsöberften nicht verftanden, für wahre, 
große und einjehende Männer gehalten, und durch mehrere Jahre 
unter Chotef, Andlers, Joſeph Kinsky und dergleichen Ober: 
aufjiht den Staat probten. Da gemeiniglih Saden, die auf 
das Hußerfte gefommen, auch nur mit äußerftien Mitteln ents 
gegengearbeitet wird, umd der Menſchlichkeit ganz eigen ift, da 
fie ein Übel erkennt ober fühlt, das dieſem entgegengeſetzte Ex- 
tremum als summum bonum zu ergreifen, jo geſchah es auch 
in diefer Angelegenheit, und gab man gar nichts mehr zu Unter» 
ftügung der Fabrifatur im Lande, fondern dur ein verfühtes, 
aber bitter für die Induftrie ausgefallenes Mautfiftem ließ man 
das Land mit fremden Produetis ganz verjehen und über 
ſchütten. Aus diefem betrübten Zuftand wurde der Staat durch 
die lezte Mautbelegung und Verbote neuerdings gerißen ; ich war 
fiher, daß bey dieſem Unftand alle theils nicht weit über die 
Nafe jehende, und materialijche, dann faule Gejhöpfe aus den 
Verbots-Gefäzen den richtigen Schluß ziehen würden, daß alfo 
wieder, wie vormals, die Staatsplünderung und monopoliſche 
Veranlaßungen ihren Anfang nehmen müßten, weil unum facere 
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et aliud non omittere Überlegung, Kenntniß, Kaltblütigfeit 
und Standhaftigfeit braucht. Es traf auch wirklich ein, kaum 
war das neue Mautfiften heraus, fo waren eben jo viele Be: 
gehre um Vorſchüße und fo viele Projekte von Fabrikenerrich- 
tung und Vermehrung; dieſes konnten natürlih nur im erften 
Anfalle die vom Hunger und Durft nirgends bewahrt findende, 
theils inländische, theilg ausländische, ohne einen Grofchen Geld 
zu Fuß ankommende Millionenmacher jeyn. Ach widerftrebte alfo 
felben durch den Vorſatz, und auch nicht fo ganz unrichtigen 
Schluß, daß, wenn eine Sade gut ilt, fie ſich von felbft machet, 
und wenn fie es nicht it, der Staat nicht der Betrogene feyn 
fol. Der nicht rechtichaffene Manufakturift in ber Fremde oder 
der Inländer konnte in der erften Zeit der Mautabänderung, 
erfterer nicht den Schaden, und der zweite nicht die Vortheile 
desjelben fpühren, alfo natürlihd würde der Fremde fi nicht 
fo voreilig zur Überfiedlung, fowie der Inländer zu Vermehrung 
gleich entjchließen fönnen; anigt aber, da durch den Fortgang 
dieſes Mautſiſtems zwar nur Durch wenige Monate ſich dennod 
fhon ziemlich die innerlide Induſtrie zeiget und belebet, ja 
mehrere Anträge aus der Fremde gejchehen, und mit gar ge 
ringen, bis igt gegebenen Vortheilen ſich doch wirklich ſchon 
einige neue Fabriken angeſezt haben; jo iſt der Zeitpunkt er: 
ſchienen, in welchem das Werk vervollkommet, und zum Nutzen 
des Staats unterſtützet, und auf beſtändige Zeiten eingeleitet 
werden muß“. 

Im Anſchluſſe an dieſe Bemerkungen ſtellte der Kaiſer für 
die künftige Politik der Induſtrieförderung folgende zwei Grund— 
ſätze auf: der Staat habe bloß einerſeits „die Errichtung ganz 
neuer, im Lande noch nicht bekannter, und dennoch für die große 
Zahl und für beſtändig nothwendiger Artefactorum“ zu unter⸗ 
ſtützen; anderſeits für die Verbeſſerung und Vermehrung jener 
im Lande ſchon vorhandenen Manufakturen Sorge zu tragen, 
von denen aud ein Abjag ins Ausland vielleiht zu erhoffen fei. 
Nur um den erjtgenannten diejer beiden Zwecke zu erreichen, fei 
die Gewährung von Geldvorfhüfjen feitens des Staats ange- 
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mefjen, und zwar um ben Unternehmern das mit ber eriten 
Einrichtung ihrer Fabrit verbundene Rifiko zu erleichtern. Frei 
lich müfje dabei große Vorfiht beobachtet, und nur vertrauens- 
würdigen inländifchen Kaufleuten diefe Begünftigung zu teil 
werden. — Die Erteilung ausfchließender Rechte auf die Erzeu- 
gung von Produkten, die „von dem gemeinen Mann” gebraucht 
würden, jei immer ſchädlich und daher verwerflih. Solche 
Privativa könne man böchftens unter Beſchränkung auf einige 
Jahre für Lurus- und Galanteriewaren verleihen, die bloß den 
Bedürfniſſen der wohlhabenderen Bevölferungsklaffen dienten. 
Bei Unterftügung neuer Manufakturen müffe man vor allem auf 
jene Bedacht nehmen, deren Rohſtoff fih im Lande finde, bie 
einen geringen Preis, aber einen anſehnlichen Abſatz hätten!. 
Die Auswahl ſei bier am beften von Fall zu Fall zu treffen. 
Keinerlei. Förderung, weder durch Vorſchüſſe, noch durch Privi- 
Tegien gebühre dagegen der Erzeugung jener Waren, „jo bie 
Mode fiir einen Augenblid ausbringe”, die nur zum Prunf „von 
7 Windmachern oder 99 Närrinnen einer Hauptftadt“ dienten. 
Bei Gewährung der ftaatlihen Unterftügungen fei übrigens auch 
darauf Bedacht zu nehmen, dab ſich die Gewerbe nicht in der 
Refidenz häuften, fondern auf die Land- und Provinzialitäbte 
verteilt würden. Zur Sicherung bes Arars fei übrigens ein 
Vorſchuß bloß gegen angemefjene Perfonalbürgichaft oder Hypo— 
thek zu erteilen, und — vom erften Jahre abgejehen — mi 
3"/2 %/o zu verzinfen. 

Handle es ſich dagegen um die Verfeinerung und Ver— 
mehrung der im Inlande ſchon beftehenden Induſtriezweige, jo 
dürfe man weder zu Vorfchüffen, noch zu Privilegien greifen, 
wenn man nicht die bereits vorhandenen Unternehmungen „durch 
Unterftügung fremder über den Haufen werfen“ wolle. Hier 
konne der Zwed nur durch die unparteifhe Verteilung von an- 
gemefjenen, nicht zu geringen Prämien oder Preijen für die beiten 


4 Ms Beifpiele werben genannt: Die Nürnberger Waren, feinere 
Tuchgattungen uſw. 
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Erzeugniffe und für eine entjprechende Steigerung der Probuf- 
tion und des Abfages erreicht werden. „Den Fonds hiezu“, fo 
fchließen die Belehrungen, „kenne ich nur einen, nämlich bie 
Staatseinkünfte, welche zu allem erkleden müflen, was zum wahren 
Nugen des Ganzen gereihet, und wozu alle Theile nicht mehr 
und nicht weniger beizutragen haben, als es bedarf... .” 

Durch diefe Weiſungen! erhielt die den Länderſtellen bereits 
erteilte Ermächtigung zur Gewährung von Unterftügungen in 
einzelnen Punkten ihre nähere Beitimmung und Modifikation. 
Eie bildeten fortab die Grundlage für die Politik der Induſtrie⸗ 
förderung ?. 


Mit großer Sorgfalt wurden alle jene Induſtriezweige zu- 
fammengeftellt, die in den Erblanden noch fehlten oder ihren 
Bedarf nicht hinreichend dedten, und nach den vom Kaiſer auf- 
geftelten Gefichtspunften gruppiert. Während in den bereits 
eingeführten Manufakturen die Erteilung von Ararialvorjchüffen 
regelmäßig verjagt wurde *, fargte man nun mit denfelben nidt 
mehr, jobald es fih um die Förderung wirfli neuer, einen 
Erfolg verheißender Gemwerbezweige handelte. Im Verwaltungs⸗ 


1 Zirkulare an die Länderftelen vom 29. Aug. 1785 (R. Ö. Komm. 
Fasc. 63/, No. 108 ex Aug. 1785). 

® So ein Delret vom 16. Februar 1786 an das inneröfterr. Guber- 
nium (J. Ä. Komm. Fasc. 77 No. 6 ex Febr. 1786). Beifpielämeife fei 
erwähnt, daß eine Verordnung von 19. DM. 1785 die Dominien in holy» 
reihen Gegenden aufforderte, die Induftrie der Holzwaren in ihren Ber- 
waltungäbezirfen einzuführen; den Erzeugern diejer Artikel wurden Geld- 
vorfhüffe und Prämien zugefidert (zit. 1824 Komm.⸗Komm. Fasc. 29 
No. 11 ex Majo 1824). 

3 Das Verzeichnis war von dem nieberöfterr. Zabrileninfpeltor Gapp 
entworfen, und bildet eine Beilage zu der Note des Statthalter vom 
80. September 1785. (N. Ö. Komm. Fasc. 63/, No. 111 ex Oct. 1785.) 

* So wurde 3. B. ein derartiges Geſuch eines Leinwandfabrilanten 
im Gebiete von Görz vom Kaifer mit der Begründung abgewieſen, es gebe 
ſchon Leinwandfabrifen genug im Lande. Und doc Hatte ſich ſowohl bie 
Hoffanzlei als der ganze Staatsrat für die Gewährung diefer Bitte aus⸗ 
geſprochen, damit die durch die Rivalität venetianifcher Fabriken gefährbete 
Leineninduftrie von Görz aufredht erhalten werde (St. R. No. 4710 ex 1785) 
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jahre 1786 betrug die Gejamtfumme ber an inbuftrielle Unters 
nehmungen gewährten Darlehen mehr als 140 000 fl. *, im folgen- 
den Jahre etwa 110000 fl.?; dann ging man freilich, vermut- 
lich mit Ruckſicht auf den durch die Krieggereigniffe gefteigerten 
Staatsbedarf, auf etwa ein Drittel diefer Summe herab*. Im 
Vergleich dazu waren jene Beträge verhältnismäßig gering, die 
an Prämien, Belohnungen und Geldunterftügungen an einzelne 
Manufakturiften erteilt wurden — fie machten jährlich bloß ein 
paar taufend Gulden aus —, und jo gewinnt man auch bier 
wieber fait den Eindrud einer Förderung der Großinduftrie auf 
Koften der Eleineren Manufakturiften *. 

Die Errichtung neuer Fabriten wurde überdies dadurch 
gefördert, daß die Erteilung der dazu erforderlichen Kon— 
zeſſion von jeder Tare befreit war®; nicht wenig zur Erleihte- 
rung von Neugründungen trug auch der Umftand bei, daß man 
den Unternehmern die infolge der zahlreichen Klofteraufhebungen 
leeritehenden Gebäude — meift im Verfteigerungsmwege — gegen 
verhältnismäßig geringfügige Summen käuflich überließ ober um 
einen mäßigen Zins verpadtete®. 

Daß die Erteilung ausjchließender Rechte auf die Er- 
zeugung von Induftrieproduften fi) gemäß der Nejolution von 





1 &t. R. No. 1007 ex 1787. 

2 &t. R. No. 2321 ex 1788. 

® Bol. Hod-Bidermann, Der öfterr. Staatsrat S. 578. 

+ Dot. oben ©. 388. Gelegentlich wurden übrigens zur Vermeidung 
von Abjapkrijen in einzelnen Induftriegweigen auch außerorbentlide Mah- 
regeln getroffen. So befahl der Kaifer 1787, die in ausreichender Menge 
im Inlande hergeftellten Waren auf Staatökoften aufzulaufen und über 
Trieſt oder Brody ins Ausland zu verfenden. Wenn aud das Ärar etwas 
dabei verliere, fo ſei dies doch „ald wie ein den Fabrifanten gemachter 
Vorſchuß anzufehen‘, (Entſchl. vom 4. Januar 1787; St. R. No. 185 
ex 1787.) 

® Refol. vom 27. Januar 1784 (St. R. No. 54 ex 1784). 

* Aus den zahlreichen derartigen Fällen hier nur ein Beifpiel: 1786 
erhielt ber Brünner Tuchfabrifant Mundy das Zifterzienferflofter zu Tiſchno⸗ 
wig in Mähren um den Betrag von 2000 fl. (St. R. No. 1171 ex 1786). 

Pribram, Oſterreichſche Gewerbepolitit I. 26 
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1785 in ſehr engen Schranken bewegte, wurde bereits früher 
dargeitellt ?. 

Der neuinaugurierten Induſtriepolitik entſprach es auch, 
wenn man nun ernſtliche Anſtalten traf, um die erforderlichen 
Arbeiter zum Betrieb der erſt einzuführenden Manufakturen aus 
dem Auslande zu erlangen?. Für dieſen Zweck wurde ein Ver—⸗ 
zeichnis jener Orte und Gegenden entworfen, aus denen man 
die betreffenden Waren bisher bezogen hatte, um von hier ge 
fdjidte Arbeiter für die Monardie zu gewinnen ®. 

Und eine Reihe von Alten bemweilt, daB der Kaifer felbft 
die Gewinnung gefhidter Arbeiter aus dem Auslande mit großer 
Sorgfalt überwadte, und es in den einzelnen Fällen an direkten 
Weifungen nicht fehlen ließ *. 


ı Bol. oben S. 370, 399. 

2 So wurde jegt — neben der ſchon oben (S. 392) erwähnten Reife 
unterftügung — allen fremden Manufalturiften, die fi in den Erblanden 
niederlaffen wollten, die Iebenslänglihe Freizügigkeit zugefihert (Dekret 
vom 20. Sept. 1785; St. R. No. 3904 ex 1785). 

3 Dieſes Verzeihnid war wiederum von dem Yabrifeninfpeftor Gapp 
verfaßt (N. ©. Komm. Fasc. 63/, No. 106 ex Sept. 1785). Es fei baraus 
beifpielöweife erwähnt, daß Seidenmweber namentlih aus der Schweiz und 
"yon, auch aus Krefeld, Mühlheim a./R. und Berlin, Samtmader aus 
der Rheingegend, Baummollmeber aus dem PBogtlande, aus Sadfen und 
aus der Schmeiz, Appreteure und Färber aus Manchefter, Nähnadelarbeiter 
aus Aachen, Nürnberg und einigen württembergifhen Städten, Wachs⸗ 
perlenarbeiter aus Paris, Blech» und Meffingerzeuger aus Nürnberg und 
Furth, auch aud Birmingham; Stahlarbeiter aus Sheffield, Elfenbein», 
Binnarbeiter, Galanteriemarenerzeuger verfchiedener Art namentlid aus 
Nürnberg und Furth herbeigezogen werden follten. 

* So langten 1785 Nachrichten aus Sachſen ein, nach denen ein Teil 
der dortigen Bevölkerung infolge der Sperrung Böhmens gegen bie Ein- 
fuhr fähfifher Waren nicht abgeneigt wäre, in die Erblande auszuwandern. 
Der Kaifer weiſt daher die Hofkanzlei an, „in Überlegung zu ziehen, melde 
Gattungen von Künftlern man diesfeit3 vorzüglich brauche, und zu haben 
mwünjde, um von ber Neigung fähfifher Manufalturiften zur Auswande⸗ 
rung einigen Bortheil zu erhalten.” (Note des oberften Kanzlers vom 
9. Auguft 1785 N. Ö. Komm. Fasc. 63/, No. 81 ex Aug. 1785.) Tat- 
fählih wurden auch zahlreihe Einwanderer in den Erblanden untergebradt 
und mit ihrem Transporte da8 Generallommando Böhmens betraut. Enke 
1785 wurde einem Wiener Handelömanne, der 100 in der Muflelin- und 
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Gelegentlich werben die weſentlichſten Aufgaben dieſer ftant- 
lichen Induftrieförberung folgendermaßen zufammengefaßt !; „den 
Gewerbeitand der Monarchie im ganzen zu überſehen, deſſen 
Verhältniß gegen die übrigen Klafjen des Erwerbs zu beur- 
theilen, zu wiſſen, wie eine Provinz gegen die andere fi an 
Induſtrialtrieb verhalte, welder davon mehr Verdienft zuzu⸗ 
weifen, wo die Agrifultur und wo die Induftrie den wichtigeren 
Gegenitand ausmache . . . .* 

Freilich, „den Kreisfommifjarius an jeden leeren Drucktiſch 
oder Wirkjtuhl weiſen, um die Urfache des Stillftandes zu 
wiffen“, wie dies übereifrige Beamte wollten, das ſchien der Hof- 
fanzlei nicht Sache des Staats zu fein. Wohl aber hielt fie es 
für notwendig, daß der „erequirende Staatsbeamte auf die Wir- 


Baumwollmanufaktur geübte Webergefellen aus Sachſen zu beziehen wünſchte, 
„auf 20 der beften Gefellen ein Praemium von 24 fl. per Kopf* zugeſichert, 
den einwandernden Gefellen die Befreiung von ber Nefrutierung und das 
Necht der freien Nüdfehr verheißen. (N. Ö. Komm. Fase. 72 No. 96 ex 
Sept. 1785; St. R. No 3968 ex 1785.) Da es ſich ald unmöglich heraus- 
ſtellte, alle 100 Weber aus Sachſen zu gewinnen, wurden durch Bermitt- 
lung des Poftmeifterd und Fabrikanten Kilian zu Waldshut 12 „mohl- 
erfahrene“ derartige Arbeiter aus der Schweiz bezogen und jedem ein 
Reifegeld von 36 fl. bewilligt. (R. Ö. Komm. Fasc. 6%, No. 31 ex Nov. 
1785, Dt. dazu Gothein, Wirtſchaftsgeſch. des Schwarzwaldes I &. 749.) 
Ahnlich wurden einem Verleger von Galanteriemarenarbeiten 1500 fl. zur 
Beftreitung der Überfiedlungsfoften für bie von ihm zu Nürnberg, Furth 
und Schweinau angeworbenen „Fabrifanten“, dann ein weiterer Vorſchuß 
von 6000 fl. zur Übernahme und Fortfegung des Verlags gewährt (derf. 
Fasc, No. 45 ex Febr. und 99 ex Mart. 1786). Derartige Beifpiele 
ließen fih nod vermehren; namentlih bie Reifeunterftügung von 50 fl. 
für jeden aus dem Auslande gewonnenen Arbeiter wurde oft erteilt (St. 
R. No. 4005, 4102 ex 1786, dann mehrfache Fälle im Fasc. 72 Komm. 
N. O). Wenig erfreuliche Erfahrungen, bie man mit biefer Begünftigung 
gemacht hatte, bewogen allerdings 1787 die Stantöverwaltung, gewiſſe 
ſcharfere Bedingungen dafür feitzufegen. Die Unternehmer mußten fid 
fortab auöweifen, die fremden Arbeiter wirklich „eigens verſchrieben“ und 
mit ihnen einen Kontraft auf wenigftens drei Jahre abgeſchloſſen zu haben. 
(Dekret an die niederöfterr. Regierung vom 11. Jan. 1787; N, Ö. Komm. 
Fasc. 124 No. 58 ex Jan. 1787; St. R. No. 22 ex 1787.) 

! Vortr, der Hoffanzlei vom 19. Mai 1788 (Böhm. Komm. Fase. 53 
No. 30 ex Jun. 1788; &t. R. No. 1960 ex 1788). 

+ 
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fung, die Auf- und Abnahme der Induſtrie in feinem Be— 
zirfe aufmerkſam gemacht” werde, daß man feine Beobadytungen 
gut aufnehme, und ihm wieder jene Weifungen erteile, „die zur 
Sade nüglih ſeyn können“. 

So wurde denn, wie ehemals, ein großer Wert auf die 
Einjendung von Manufalturentabellen gelegt, um „Provinz gegen 
Provinz, im Lande Kreis gegen Kreis” vergleichen, und danach 
die Maßregeln zur Förderung der einzelnen Induſtriezweige be- 
urteilen zu können. So unzuverläflig und mangelhaft dieſe 
Tabellen nad) dem eigenen Geftändniffe der Behörden auch fein 
mögen, fo geben fie doch ungefähr ein Bild von der überrafchend 
Ihnellen Entwidlung der öfterreihifhen Induſtrie in der 
Sofephiniihen Periode. Es ſollen daher hier einige ftatiftifche 
Daten für die an der Induſtrie vorwiegend beteiligten Provin- 
zen aus diefen Xabellen mitgeteilt werden; ſoweit aus den 
Sahren vor 1780 verwendbare Ziffern vorhanden find, wurden 
fie zum Vergleich herangezogen !. 

Die gemwerblide Entwidlung der Alpenländer läßt fi 
leider nicht in derjelben Weife verfolgen, da e8 hierfür an aus- 


reihenden Daten mangelt. 
(Hierher Tabelle Eeite 405407.) 


So mangelhaft und unzuverläffig auch alle diefe Ziffern 
jein mögen, e3 ergeben fich doch aus ihnen einzelne allgemeine 
Schlüſſe mit ziemlicher Sicherheit. In den Sudetenländern 
nimmt die Zahl der zünftigen Meifter in den Kommerzial- 
gewerben während der Regierung Joſephs ganz auffallend zu; 
fie überfteigt die Zahl der zünftigen Geſellen und Lehrlinge 
durchwegs etwa um das Doppelte; ein Zeichen, daß mehr ala 
die Hälfte aller Meifter ohne Gehilfen arbeitete, daher wohl zum 
größten Teil in Abhängigkeit von Verlegern, oder, was viel- 


ı Auch für die FJofephinifche Periode haben fi übrigens die Manu⸗ 
falturentabellen bloß für einzelne Jahre erhalten, die von Provinz zu 
Provinz verfchieden find. Monographiſcher Behandlung der Gewerbegeſchichte 
muß es vorbehalten bleiben, die Entwicklung der einzelnen Induftriegweige 
nad diefen Tabellen zu verfolgen. 
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leicht überwiegend der Fall war, von ihren vermögenden Zunft- 
genoffen fand. Jedenfalls weiſt auch die ftarfe Vermehrung 
ber felbftändigen Meifter — die in Böhmen von 1781 bis 1788 
mehr als 50 Prozent betrug! — ganz deutlich darauf hin, daß 
dem eigentlichen Handwerk eine Konkurrenz durch mafchinell be- 
triebene Fabrilgunternehfmungen no nicht entitanden war, 
trogdem gleichzeitig gerade in Böhmen die Zahl der Fabriksbe— 
fugniffe eine Vermehrung um mehr als 150 Prozent erfuhr. 
Allein diefe Fabriken hatten noch immer vielfah den Charakter 
großer Appreturanftalten für die durch Tauſende von Haus: 
induftriellen im Verlag bergeftellten Erzeugniffe der Tertilgewerbe. 
Das rapide Anwachſen der Ziffern für die Spinner aller Gattun- 
gen zeigt ganz klar, daß eine in die weiteften Schichten ber 
Landbevölferung verbreitete Hausinduftrie die Baſis für den ge- 
werblichen Aufſchwung bildete. Und ähnlich müßte ſich das 
Bild für das zweite Induſtrieland der Monarchie, für Öfterreich 
unter der Enns, geitalten, wenn ausreichende Daten zur Ber: 
fügung ftänden. 

Diefe — ganz rohen — Schlüſſe aus den Ziffern ber 
Tabellen finden in den, freilih ſpärlichen, Berichten der Zeit 
genoflen im mefentlichen ihre Beltätigung. In den Subeten- 
ländern, jo bemerkt Beidtel?, wurden zu Joſephs II. Zeiten 
die meiften Gewerbe, namentlich die fo wichtigen Zweige ber 
Tuch- und LZeinenmweberei, von Taufenden von Meiftern betrieben, 
beren jeder einen, höchſtens 3 big 4 Geſellen beſchäftigte; dies 
verj&haffte einer Menge von Familien ein mäßiges Auskommen. 
Die Produktion durch kleine Meifter blieb die Negel®, trogdem 
in den legten Negierungsjahren des Kaiſers zahlreihe Fabriken 
entitanden, — bejonbers in den Städten Prag, Brünn und 
Reichenberg; die Inhaber diefer Fabriken waren zum Teil Aus- 


' Die analogen Ziffern für Mähren, die eine Zunahme ver felb- 
ftändigen Arbeiter um etwa 11% ergeben, feinen faum der Wahrheit zu 
entjprechen. 

° Beidtel, Geſchichte der öfterr. Staatövermaltung I S. 389. 

3 Ebenda ©. 396 fg. 
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länder, gewöhnlich lutheriſcher Konfeffion, und vielfach vermö- 
genslos; als Meifter oder Buchhalter waren fie emporgefommen. 
Auch der Adel beteiligte fi noch vielfach an indujtriellen Unter- 
nehmungen!. , 

Ganz ähnlich äußerte ſich der jchon oft zitierte Weinbrenner 
im Jahre 1792°: „Die Erfahrung bewährte auch wirklich hier, 
daß die Gewinnjucht, wenn fie einmal rege gemacht iſt, feines 
weiteren Antriebs, immer auf mehrere Erwerbsquellen zu finnen, 
bebürfe. Sie fuhr bey ung zur Verwunderung fort, einen Vor— 
theil nad) dem andern aufzuſuchen. Ihr Streben hatte auch jo 
guten Erfolg, daß allerhand Sachen entvedt wurden, die man 
in vorigen Zeiten kaum dem Namen nad) als nützlich gekannt 
hatte, und die nunmehr für manden eine Quelle von Vermögen 
wurden. So kamen verſchiedene Seiden- und Baumwollwaaren, 
verſchiedene Gattungen Galanterie-, Eiſen- und Stahlwaaren in 
Gang, auf deren Verfertigung bey ung vorher niemand gefallen 
war... . Nebſt den jo vielfältigen häuslichen Gewerben und 
einzelnen Fabrifanten, die alle ungemein viel zu thun hatten, 
und fih im guten Nahrungsitande befanden, haben ſich auch nach 
und nad die eigentlichen größeren Fabrifen nicht nur wieder 
erholt, jondern ſich noch über diefes ungemein vermehrt, und in 








1 Ehenda S. 392. Um nur einige wenige Beifpiele anzuführen, fei 
hier erinnert an bie Kotton- und Zipfabriten des Joſef Leitenberger zu 
MWernftadtel und Neicftabt in Böhmen, an die Bardent- und Kotton- 
fabriten des Grafen Heinrich Notenhan zu Notenhaus, an bie zahlreichen 
in Prag und einigen andern Städten Böhmens (VBöhm.-Leipa, Kuttenberg 
u. a. m.) errichteten Tertildrudereien, an die Zuderraffinerien zu Königſaal 
und Neuftabt bei Nöniggräg uff. (Vgl. Schreyer, Kommerz, Fabriten uf. 
32. II S. 97 fg., 192 fg.; dann besfeld. Berfaffers, Waarenkabinet S. 213 fg.) 
In Mähren wurden damald gegründet die großen Tuchfabriken zu Tiihno- 
wig (durd) Mundy), dann zu Brünn (durch Offermann, Hopf und Bräun- 
Kid). (Vgl. Migerka, Nüdblid auf die Schafwollwareninduftrie ufm. 
©. 5fg.; d’Eilvert, Zur Kulturgeſch. Mährens III S. 739) In 
Nieberöfterreih endlich wurden unter Jofeph IL. zahlreiche Befugniffe er⸗ 
teilt auf die Errichtung von Galanteriewaren-, Farbwaren-, Effenzen«, 
—— u. a. m. (Die Akten zumeiſt im Fasc. 72 Komm- 
N. OD) 
® Patriot, Gedanken ufm. ©. 48 fg. 
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einem Zeitraum von etlichen Sahren in der ganzen Monardie 
über ale Erwartung verbreitet. Faſt alle Gattungen von 
Waaren, welche vorhin aus fremden Ländern eingeführt wurben, 
fieht man nun in unſeren Ländern erzeugt, und es bedarf nur 
geringer Aufmerkjamteit, um mit Vergnügen wahrzunehmen, 
wie fehr Betriebſamkeit, Gejchäftigkeit, Erwerb und Wohlſtand 
faft in allen erbländifhen Provinzen täglich zunehmen. Die 
vorzüglidhiten unter diefen dem ganzen Publitum offenftehenden 
Nahrungsquellen find unfere Linnen- und Wollmanufakturen, 
welche mit den für fie Jahr aus Sahr ein erforderlichen Spin- 
nereygen und Webereyen alles rund um fi auf mehrere Meilen 
weit beleben, und oft an einem einzigen Orte und bey einem 
einzigen Manne 10 und mehr taujenden Menſchen Beijhäftigung, 
Unterhalt und Nahrung gewähren. Dieſes ilt nun, in furzen 
geiagt, der jegige wahrhafte Zuftand unjeres inländifhen Manus 
faftur- und Fabrifwejens” !. 

Und auch die Anerkennung, die zahlreiche Induſtrieerzeug⸗ 
nifje Ofterreihg im Auslande fanden, beweilt, welche Fortfchritte 
die gewerbliche Technik in dem Jahrzehnt der Regierung Joſephs IL 
gemadjt hatte?. 

ı Auch die Flugſchrift „Warum wird Kaifer Joſeph .... nicht ge 
liebt" vom Jahre 1787 enthält folgende bemerfendwerte Stelle (S. 32): 
„Zwar fudhte ſchon die große Therefie Leben und Thätigleit in ben Geiſt 
der Nation zu bringen; aber unerfahrene Räthe und unfere Kaufleute, die 
faft alle gedungene Faktoren des Auslandes waren, lieflen feine heilfame 
Anftalten emporkeimen. Joſeph griff das Übel bei der Wurzel an, indem 
er die Einfuhr fremder Waaren verbot. Nun lebte die ganze Ration auf! 
neue Nahrungswege find geöffnet, das Fabrikweſen blühet, fremde Künſtler 
und Manufalturiften treten mit ihren Kenntniſſen zu ung herüber, ſelbſt 
unfere Kaufleute werden aus fchädlichen Faktoren der Ausländer zu Gelbft- 
denkern, Selbiterfindern und Emporbringern des inländifchen Hanbels ... 
Dies alle bewirkte Zofepd" — — — — 

2 &o zitiert Fehner (Die handelspolit. Beziehungen uſw. ©. 545) 
einen preußifhen Beriht vom Jahre 1791, in weldem die Dualität der 
Wiener Seidenwaren nicht ohne Neid anerfannt wird. Neben der großen, 
mit 20 Stühlen arbeitenden Hornbofteliden Fabrik gebe ed in Wien no 
die Hebenftreitfche, dann jene von Frieß & Co. in Wiener-Reuftabt unb 
überdied 20 kleinere Seidenfabrifen. Zimmermann (Blüte und Berfall 
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So ann denn das abjchließende Urteil über die Joſephi— 
nifche Induſtriepolitik nicht anders als günftig lauten. Die 
Staatsverwaltung verftand, was der Induftrie nottat: frei von 
jedem Fisfalismus, von jeder überflüffigen Bevormundungsſucht 
ließ fie der Entwidlung des Gewerbelebens ihren freien Lauf, 
und wenn fie da und dort auch Unternehmungen, die nicht 
lebensfähig waren, mit größeren Vorſchüſſen unterjtügte und 
mit materiellen Opfern aufrechtzuerhalten ſuchte, wenn fie ſich 
gelegentlich auch von abenteuernden Ausländern, die ihr Glüd 
in den Erblanden verfuchten, hintergehen ließ!, — es kann dies 
Zuviel das allgemeine günftige Urteil nicht beeinträchtigen. 


des Leinengewerbes ufw. S. 187) bemerkt über die Leineninduftrie Öfter- 
reichs in diefer Periode: „Die böhmifche Inbuftrie, nah Kräften gefördert, 
hob fi) immer mehr. Mit Schreten hat Senator Geyer in Rochlitz ebenfo 
geſchickte Schleierweber gefehen als die ſchleſiſchen. Ja, er fonftatierte, daß 
fie beffer und geihmadvoller arbeiteten als diefe. Die Ware war dabei 
nicht theurer als die fchlefifche" . .. .- Endlich fei noch eine Bemerkung 
von Weiß (Über das Zunftweſen, Frankfurt 1798 S. 131) erwähnt: „Wien 
baut und lafiert Wagen, die feinen englifchen oder franzöfifgen was nad- 
geben. Seine Stiderei übertrifft, nah dem eigenen Geftändnis vieler 
Franzofen, die Lyoner“ .... 

1 Die Erfahrungen, welche bie Staatöverwaltung mit der Unter- 
ftügung einzelner Unternehmungen durch Geldvorihüffe machte, deinen 
vielfach nicht die beften gemweien zu fein, Man gewinnt bei der Durchſicht 
der betreffenden Akten den Eindrud, daß zahlreiche mit größeren Darlehen 
unterftügte Fabrifen ſich auf die Dauer nicht zu halten vermodhten. Schon 
nad zwei, höchftens drei Jahren bitten bie betreffenden Unternehmer um 
Nachlaß der gewährten Vorfhüffe, um Bewilligung neuer ulm. So die 
Galanteriewarenfabrifanten Boulan und de Haut, Joſ. Genthon, Barenne, 
2a Fontaine, Patriz Franz, die Freiin von Brombad, die Inbigofabri- 
tanten Gebrüder Czaſſet und Frei. v. Aiquebelle, der Papierdoſenfabrikant 
Schoiber u. a. m. (N. Ö. Komm. Fasc. 72.) Und doc wird den meiften 
unter ihnen von den Behörden das Zeugnis erteilt, daß fie geichicte, tätige 
Seute feien, deren Ruin bloß widrige Umftände verfhuldet hätten. Ein 
Beweis, dab es fi) hier um Unternehmungen handelte, die in dem wahren 
Bedarfe feinen ausreihenden Boden fanden. Ein Vortrag von 1795 be- 
merkt fogar, daß faft alle, die Ärarialvorſchüſſe empfangen hätten, die 
Zahlungstermine nicht einhielten, und bie Nachſicht der Nüczahlung ganz 
ober zum Teil zu erzwingen ſuchten (N. Ö. Komm. Fase. 72 No. 5 ex 
Febr. 1795). 
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Denn nirgends ift zu beobadhten, daß die Snduftriepolitif, wie 
dies no in den Zeiten Maria Therefiad wiederholt gefchab, 
dur ihre Maßregeln wirklich leiftungsfähige Unternehmungen 
gefährdete. Davor war fie ausreichend geſchützt durch das glüd- 
lich zur oberften Maxime erhobene Prinzip der größtmöglichen 
Freiheit im Innenverkehr. 


— — — 


Vierte Kapitel. 
Die Zunftpolitik. 


(Der Plan einer durdgreifenden Zunftreform ©. 412. — Die Verhandlungen 
von 1783; Befeitigung der gefchloffenen Meifterzahl bei den Polizeigewerben 
©. 413. — Die Inftrultion für den Wiener Stadtmagiftrat S. 416. — 
Allgemeine die Zunftpolitit betreffende Weifungen S. 418. — Abftellung 
von Handwerksmißbräuchen S. 421. — Aufhebung der Beſchränkungen 
gewerblicher Tätigkeit auf beftimmte Bezirke S. 423. — Abſchaffung von 
obrigkeitlihen Konfenstaren und Handwerkszinſen S. 425.) 


Wie die AInduftriepolitif Joſephs II. im wejentlichen jene 
Speen zur Ausführung brachte, die jeit 1776 maßgebend ge 
worden waren, jo erjcheint auch feine Zunftpolitik als eine 
Fortfegung der ſchon unter Maria Therelia begonnenen Ber- 
fuche, alle in der alten Handwerksverfaſſung der Polizeigemwerbe 
mwurzelnden monopolartigen Vorrechte zu bejeitigen, auch bier 
den Innungszwang dur ein ftaatliches Konzeſſionsſyſtem zu 
erfegen. Gleich beim NRegierungsantritte des Kaiſers kamen 
diefe Tendenzen zum Ausdrude. Als die Privilegien aller 
Innungen und fonftigen gemwerbliden SKorporationen zur Be 
ftätigung vorgelegt wurden, ſchärfte die Hoffanzlei den Länder: 
ftellen ein, in ihren Begleitberihten „auf die Hinweglaffung 
aller der Privatinduftrie äußerſt ſchädlichen Privativen und 
monopoliſchen Vorzügen den forgfamften Bedacht zu nehmen“ 1. 

160 ein Dekret an das böhm. Gubernium vom 7. April 1781 (Böhm. 
Komm. Fasc. 62 No. 3 ex Apr. 1781). Der Kaifer ergriff übrigens ſelbſt 


jede Gelegenheit, um fpezielle derartige Vorrechte zu befeitigen. So befak 
3. B. ein Bäder Wiens, Kilian Rappel, ein Privileg auf die Herftellung 
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Mit derartigen allgemein lautenden Anordnungen begnügte 
ſich indes die Hoffanzlei nicht. Schon im Mai 1781 trug fie 
dem Kaifer vor!, fie ſtehe „zu Verkürzung der Schreiberey im 
Begriffe, in Geftalt einer allgemeinen Handwerfsordnung die 
vorzüglihiten, der Induftrie und dem Wetteifer beförderlichen, 
folglich allen Zwang, alle monopoliſchen Beſchränkungen ent- 
fernenden Grundregeln . . . . zu entwerfen". Nach dieſem 
Entwurfe jollten dann die Zunftartifel aller Polizeiprofeffionen 
einer Regulierung unterzogen werben. Der Kaijer ging in feiner 
Entſchließung noch einen Schritt weiter. Er befahl, „wegen 
wichtigen zulünftigen Betrachtungen ohne Ausnahme keine Zunft 
und Handwerksorbnungen und Privilegia aus feinem Lande zu 
erneuern ober zu confirmiren, jondern bis weiteren Befehl beym 
alten zu laſſen“?. Der Kaifer trug fi demnach ernfthaft mit 
dem Gedanken einer vollftändigen Reform der Zunftverfafjung?. 


Die Folge diefer Anordnung war, daß „alle eingefommenen 
Privilegienbejtätigungsgefude unerlebigter in den Akten auf- 
behalten“ wurden. Da indes von jeite des Monarchen feine 
Äußerung über die geplante Regulierung der Gewerbeverfafjung 


des fogen. eiernen und Germgebäds. Der Kaifer verfagte demſelben die 
Beftätigung, und trug gleichzeitig der Hoffanzlei auf, nadzuforfhen, „ob 
nicht etwa mehrere dergleichen unbillige Privatvorrechte, es jey bey dieſem 
Handwerk oder bey anderen Profeffionen anzutreffen ſeyen“, die einer 
gleichen Abftellung bedürften (Refol. v. 25. April 1782; St. R. No. 1255 
ex 178%). 

Anlaßlich eines Geſuchs des fteirifhen Nauchfangkehrerhandwerts 
um Betätigung feiner Zunftartifel (Fasc. IV D 7 in gen No, 145 ex 
Majo 1781 3. ©.) 

® Diefe Entſchließung ift eigenhändig (St. R. No. 1254 ex 1781). 

3 Im Jahre 1792 wurde von feite Preußens der Antrag erneuert, 
bei Durchführung ber 1772 für das Reich angeordneten Abſchaffung von 
Handwerismißbraͤuchen (vgl. oben S. 255) mit Oſterreich gemeinfam vor« 
zugehen, und in beiden Staaten einen gleichen Termin als Beginn für die 
ftrenge Beobachtung jener Verbote feftzufegen. Allein bie Hoftanzlei ſprach 
fid) gegen diefen Vorſchlag u. a. aud aus dem Grunde aus, weil der 
Kaifer die Veftätigung aller Zunftartifel und Handwerköprivilegien bis auf 
weiteres verſchoben habe, „woraus bie a. h. Geſinnung ſich nicht undeutlich 





















erfolgte?, jo ergriff 1783 die Hoflanzlei die $ 
Frage. Wenn man die Gefuche um Beftäti 
privilegien durchgehe, jo finde man darin 
Mißbräuche, Hemmung einer anftändigen F 


dungen des Wiener Mogifruts und * 
Regierung tiber Geſuche um Gewerl eil 
Willkühr, am ſeltenſten aber —— 
den Ausſchlag zu geben. Die Hoftanzlei beze 
als ihre Pflicht, dem Kaiſer die Grundfäge 
diefer Mißbräuche vorzutragen. Um aber zugleich „) 
Anwendung diefer Grundſätze“ barzuftellen, legte 
Örterungen ein beſtimmtes Handwerk, das der W 
zugrunde, und entwarf fir dieſes eine Ordnung, 
Regulierung der übrigen Zünfte zum Mufter 

Dei Beſprechung der Zuftände des Wiener S 


entnehmen laße, . - . . jeiner Zeit in Zunſtſachen eine anbe 
und Berfafjung berftellen zu wollen.” (Note an bie geh. Hol 

Hanpfei vom 14. Sept. 1782; Fase. IV F in gen No. 55 ex 
Böhm.) 

NAuch in der Folge wurden die Spezialzunftartifel nie 
und diefe Politif jpäter von Leopold IT. und Franz J. 
deſto veniger belieh man dieſe Artilel auch ohne Veftätigung in 
«8 zu der wiederholt geplanten Meform der Zunft 
(Vgl. Roveg, Gewerbögefegkunde I ©. 18; f. unten S. 

2 Vortrag, wie das Sattlerhandwerf von allem 
erledigt werben fünne ddo. 9. Ott. 1783 (Fasc. IV F in 
Oct. 1783 N. ©.) 

3 Rad) den Angaben des Vortrags betrug bie Zahl t 
Sattlermeifter Wiens 30, die Zahl der ſchutzverwandten 
wurden auf etma 100 Köpfe geihägt. Die Gewerbe der 
weder verkäuflich noch vererblich, fondern gingen bloß auf bie 
Kinder über. Eine Belaftung diefer Gewerbe durch Sch 


weibliche Verfigerungen* war baher ausgefchloffen. 
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ſchien der Hofkanzlei der Umftand befonders bedenklich, daß die 
Zunft gegen die Zulaffung eines jeden neuen Meifters Foft- 
jpielige Prozefje führe, trogdem es ihren Mitgliedern befannter- 
mafen an Arbeit nicht fehle. Alle diefe Zeit und Geld raubenden 
Händel, die aud) den Behörden viel unnötige Schreibereien ver- 
urfachten, fönne man einfach durch die allgemeine Beſtimmung 
bejeitigen, daß jeder, der Meifter werden wolle, und die er= 
forderlichen Eigenſchaften nachzuweiſen vermöge, in die Zunft 
aufgenommen werben müfje. So würde and „alle Einſchränkung 
der Gewerbjamfeit“ befeitigt-: Dagegen jchien es der Hofitelle 
mit Nüdfiht auf den Zufammenhang der erbländifchen Zünfte 
mit jenen des Reichs, dann auf die gründliche Ausbildung der 
Meifter und eine Sicherftellung des Bedarfs an Gejellen nicht 
ratjam, jene Ordnung aufzugeben, die für Gefellen und Lehr: 
linge eine gewiſſe Dienftzeit vorfchrieb. 

Als Grundlage „der in derley Zunftſachen zu veranlafjenden 
Verfügungen“ ſchlug demnad die Hoffanzlei „folgende zwey ein- 
fahe Säge" vor: 1. „Reiner könne Meifter werben, welder 
nicht eine beitimmte Zeit als Lehrjunge und Gefelle gearbeitet 
habe." 2. „Niemand, welcher dieſe beftimmte Zeit ala Lehrjunge 
und Gejell gearbeitet, und fonften eine gute Aufführung habe, 
könne das Meifter- und Bürgerrecht verfagt werden " 

Auf diefe beiden Grumbfäge geftügt führte dann die Hof- 
Kanzlei den Entwurf einer Ordnung für das Sattlerhandwerf 
im einzelnen durch: Der Nachweis von vier Lehrjahren, der er= 
folgten Freifprehung und von vier Gejellenjahren follte fortab 
jedem Bewerber den Anſpruch auf die Einverleibung in die 
Zunft fihern; die Ladegebühren hatten eine entſprechende Herab- 
jegung zu erfahren. Schließlich erbat fi die Hoflanzlei vom 
Kaifer die Genehmigung diefer neuen Grundfäge, um fie bei 
Regulierung aller Handwerfsordnungen zugrunde zu legen. 





Werke. Im „Innerlihen der Zunft” wurde noch immer ein Privilegium 
beobachtet, daS zahfreiche ſchaduche Anordnungen und Ungereimtheiten ent⸗ 
hielt (verfehiedene Handwerköftrafen, Ausfchließung der Unehelichen von ber 
Geſellenſchaft, der Ledigen von der Meifterfchaft u. a. m.) 


416 Diertes Buch. Die Periode von 1780 bis 1790. 


Allein — ſeltſam genug — den Mitgliedern des Staats- 
rat3 erjchienen diefe Anträge, die im Grunde nichts anderes 
bezwedten, als die Vorausſetzungen für die Zulaflung zum 
Meiſterrechte gejeglich genau zu firieren, und jeder willkürlichen 
Auslegung zu entziehen, offenbar zu radifal!; namentlid vor 
der Feſtſetzung „allgemein beitimmter Grundſätze“ fcheuten fie 
zurüd. So begnügte fih denn die vom Staatsrate Baron 
Reiſchach formulierte a. h. Entſchließung mit folgender Weifung: 
Es fei „bey NRegulirung der Handwerke und Brofeifioniften 
hauptfächlih dag Augenmert dahin zu richten, daß alle Ein— 
ihränfungen auf eine gewiſſe feitgefegte Zahl aufgehoben“ 
würden. Fähigen Gejellen fei der Zntritt zum Meifterrechte 
nicht zu erichweren, weder den Inländern noch den Meifterföhnen 
ein Torzug einzuräumen. Den Magiftraten und OrtSobrigfeiten 
müßten daher „gute, auf ächten Grundfägen gebaute” Inſtruk⸗ 
tionen erteilt werden; im übrigen aber fei ihnen bei der Ver— 
leihung von Gewerbebefugnifjen freie Hand zu lafjen, da fie „Die 

- Umftände ihrer Bürger am beiten fennen” müßten, und fo je 
nad) der Lage der Verhältniffe jenes zu veranlaflen hätten, „was 
zum Nuten des Publici, Vermehrung der Concurrenz und Wohl- 
feiligfeit des Verfchleißes, dann zum Beſten der Handwerke felbft“ 
erforderlich fei. 

Diefe Entſchließung wurde zunächſt der niederöfterreichifchen 
Regierung ?, in der Folge auch der obderennfifchen Yandeshaupt- 
mannſchaft? und dem inneröfterreihifchen Gubernium* befannt 
gegeben. 


Der Auftrag, eine Inſtruktion für den Wiener Stabt- 
magijtrat zu entwerfen, veranlaßte die niederöfterreihiihe Re— 


1 St. R. No. 3517 ex 1788. 

2 Dekret vom 20. Dkt. 1783 (Fasc. IV F in gen No. 198 ex Okct. 
1783 N. Ö.). 

® Dekret vom 23. Oft. 1783 (Fasc. IV F in gen No. 72 ex Oct. 
1783 ob d. €.) 

+ Dekret vom 10. Mai 1784 (Fasc. IV D 7 No. 42 ex Majo 1784 
J. OÄ.; St. R. No. 1545 ex 1784). Beranlaffung zu diefem Defrete gab- 
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gierung, über einige ihr noch unflare Punkte ſich nähere Wei- 
fungen zu erbitten. Die Hofkanzlei entſprach diefem Erſuchen 
mit folgenden Vemerfungen?:; Bei ber Verleihung von Meifter- 
rechten ſei nur auf die Fähigkeit der Bewerber zu ſehen; es 
veritehe fih aber von jelbft, „daß nicht jeder Gefell, der erſt 
freigefprochen worden, jogleih zum Meifter anzunehmen jey, 
weil anſonſten fein Meifter die zu jeinem Gewerbabetriebe nöthigen 
Gefellen überfommen würde”. Es unterliege übrigens feinem 
Anftande, einem Individuum nach Maßgabe der Umftände auch 
mehrere Gewerbe zu verleihen. 

Was die Behandlung der Realgewerbe anlange, „ba würde 
eine der heilfamften Verfügungen jene jeyn, wenn man Mittel 
und Wege finden könnte, die verkäuflichen Jura und Kammer: 
bändel einzulöfen, und folde in Perjonalgerechtigfeiten zu ver- 
wandeln“. Der Einfluß, den eine ſolche Maßregel auf die wohl- 
feile Verfehung des Publitums haben würde, ſei entjcheidend, 
und die Regierung habe daher „ihrem Nachfinnen, wie ſolches 
wenigftens nad und nad gefchehen könne, feine Schranken zu 
jegen“. Vorläufig aber dürfe man, folange es noch Realgewerbe 
gebe, „bey folden nicht jo unbedingt mit Ertheilung der Per- 
fonalfregheiten“ vorgehen, weil ſonſt alle dieſe Gerechtigfeiten 
ihren Wert, die Gläubiger, deren Forderungen darauf einverleibt 
wären, ihre Sicherheit verlieren würden. In dieſer Beziehung 
ſei „dem Magiftrat eine gewiſſe bejcheidene Beurtheilung ein- 
zubinden, mittels welcher felber die nöthige Verfehung des Publikums 
und die Vermehrung der Gewerbe nach dem Verhältniß der ver- 
mehrten Bevölkerung mit der Nüdjihtnehmung, daß der Wert 
diefer Kammerhändel nicht zu viel abgewürdiget werde, zu vers 
binden wifjen möge” ; zumal ſich hierbei die Umftände nicht genauer 


eine Bejchwerde der Grazer Bürgerſchaft „wegen über Hand nehmenber 
Zahl der Profeffioniften‘. Erläutert wurde es durd eine Nachtragsverord - 
nung vom 10. Dez. 1784, die nleichzeitig die Meiftertagen bei den Poligeir 
profeffionen erheblich herabfehte (deri. Fasc. No, 5 ex Dec. 1734) 
Detret vom 15. Januar 1784 (Fase, IV F in gen No. 89 ex Jan. 
1784 N. Ö.) 
Pridram, Öfterreigtfhe Gemwerbepolitit L. 27 
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beftimmen ließen, und die Entfcheidung im einzelnen nady Zeit 
und Lage der Verhältniffe getroffen werben müffe. 

Dagegen ſei die bisher noch immer übliche Verleihung von 
Perfonalgewerben auf Häufer durch die Obrigkeit ebenfo unzuläffig, 
wie die Verpachtung von perjönlichen Gewerberedhten feitens ihrer 
Inhaber. Hinfichtlih der radizierten Gewerbe bezeichnet es bie 
Hoflanzlei als wünjchenswert, daß bei ihnen „das Haus und 
das Gewerbe abgefondert in die Schägung genommen würden“, 
um eine Überfchreitung des Wertes des Gewerbes bei dem Ber- 
kaufe desfelben zu verhindern. Ebenfo billigt bie Hoffanzlei eine 
Verfügung der Regierung, nach welcher „jene Gerechtigkeiten, 
weldde durh 32 Sahre auf einem Haufe radicirt” feien, dann 
jene, „welche durch 32 Jahre auf einem Haufe getrieben” würden, 
als NRealgewerbe angejehen werden follten; die habe jedoch nur 
von jenen Gewerben zu gelten, die wirklich radiziert (d. 5. bücher: 
lih auf dem Haufe einverleibt) wären!. 

Unter Benugung diefer Weifungen entwarf denn auch bie 
nieberöfterreihifche Regierung eine Inſtruktion für den Wiener 
Magiitrat ?. 


Der weſentlichſte Grundfag diefer Zunftpolitit, die Auf: 
bebung aller Firierung der Meifterzahl, fand feine neuerliche 








ı Über die Behandlung der verkäuflichen Gewerbe vgl. unten &. 489. 

2 Beriht vom 27. Januar 1784 (Fasc. IV F in gen No. 257 ex 
Mart. 1784 N. OÖ.) Im Anfdhluffe an diefe Verhandlungen erfolgte für 
Wien eine Berabfegung jener Taren, die bisher für die Verleihung des 
Bürger- und MeilterrehtS an die Stadtkaſſe entrichtet worden waren. Nach 
der geltenden Tarordnung von 1766 hatten biefe Gebühren zum Teil eine 
außerordentliche Höhe (bis zu 800 fl.) gehabt. Hie und da waren allerdings, 
nad Maßgabe, „als eine billigere Freyheit“ eingeführt wurde, die Tagen 
herabgefegt worden, jedoch keineswegs in ausreichender Weife. Alle Polizei- 
gewerbe wurden nun in 7 Klafjen eingeteilt, deren höchſte fortab 70, deren 
niederfte 10 fl. an Berleihungsgebühren zu entrichten hatte. Jenen Ge⸗ 
mwerbetreibenden, die bloß die Erlaubnis erhielten, auf eigene Hand zu ar. 
beiten, wurde nur eine geringfügige Erpebitiondtare von 3 fl. vorgefchrieben. 
Durch jene Vermehrung der Gemwerbeverleihungen, welde die „Erweiterung 
der allermildeft geftatteten Freyheit" zur Folge haben würde, hoffte die 
Hoflanzlei den Ausfall zu deden, der fi aus diefer Herabfegung der Taren 
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Betätigung, als 1786 der Wirkungskreis der Länderftellen nad) 
mehrfacher Richtung hin erweitert wurdet. „Obſchon es übrigens“, 
fo wird ben Länderftellen bedeutet, „noch igt nicht an ber Zeit 
iſt, die Zünftigkeit ganz aufzuheben, jo ift ſich doch, da ohnehin 
die Bevölkerung fait überall nahmhaft zunimmt, an die bisher 
beitandene, und hie und da ausbrüdlich beitimmte Zahl der 
Meifter nicht zu binden, fondern geſchickten und fleißigen Arbeitern 
das Meifterwerden zu erleichtern, tind dadurch der Verbreitung 
der Induftrie Vorſchub zu geben“ ®, 

Soweit der Wirkungskreis der Länderftellen bei der Leitung 
der Polizeigewerbe in Betracht fam, wird in der Inſtruktion 
die ſchon von früher her biejen Behörden zuftehende Befugnis 
aufrecht erhalten, bei zünftigen Gewerben die Dispens von den 
„noch derzeit vorgefchriebenen“ Wanderjahren und Meifterjtüden 
zu erteilen; es wird ferner den Länberftellen die Ermächtigung 
gegeben, überhaupt in allen Zunft- und Handwerksſachen ohne 
Nücfrage vorzugehen, fofern es fi nicht um die Betätigung 
oder Verleihung von Zunftartifeln oder um die Entſcheidung von 
Beſchwerden gegen die von ben Länderftellen ſelbſt getroffenen 
Verfügungen hanbelte?. 

Es fonnte freilich bei den zahlreichen Polizeigewerben, die 
ergab. Die Kommerzialgewerbetreibenden aber, die ihre Gewerbebefugnis 
ohnehin nicht vom Magiftrate empfingen, blieben von der Entrichtung biefer 
Taxen gänzlich befreit. (Vortrag der Hoflanzlei vom 16. Auguft, Dekret 
an bie n. d. Regierung vom 30. Auguft 1784. Fase, IV F in gen No. 542 
ex Aug. 1784 N. Ö.) 

! Dekret vom 26. Mai 1786 (vgl. oben ©. 361). Es erging nad) 
Einvernehmung aller Zänderftellen auf Grund bes umfangreihen Vortrags 
der Hoffanzlei vom 20. Auguft 1785 (Kart, IIT A 4 N. Ö, No. 476 ex 
Majo 1785). Gerade die Zunft: und Handwerlsſachen waren noch immer 
einer ber beliebteften Anläffe zur Vielfchreiberei der Behörden, und machten, 
wie der Vortrag bemerkt, „bei der nieberöfterr. Negierung noch immer faft 
den größten Theil der Agendorum aus“. 

® Diefe Verfügung war fpeziell eine Antwort auf das Begehren bed 
Gouverneurs von Inneröfterreih, dab „entfhieden werben möchte, ob die 
Zünfte bei der biäherigen Anzahl ihrer Meifter noch ferners zu hüten, 
oder jedem in feinem Face erfahrenen Manne die Ausübung feiner Kunſt 
ober feines Handwerks einzugeftehen ſey?“ 

*Bgl. oben S. 114. 





q* 
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zum großen Teile verkäuflich waren, die alte Geſchloſſenheit nicht 
mit einem Schlage beſeitigt werden, zumal bei der Verleihung 
der Meiſterrechte der Geſichtspunkt des Lokalbedarfs der ent- 
fcheidende blieb. Allein wenigſtens gefegmäßig war auh für 
die Bolizeiprofeffionen der Grundjag feitgeitellt, daß das Be- 
bürfnis des Publikums allein den Maßitab für die Zulafjung 
neuer Meifter bilden ſollte. Und vor allem der Kaifer ſelbſt Tieß 
feine Verlegung diefes Prinzips ungerügt!. 

Hatte der Kaifer den Zunftprivilegien die Beftätigung ver⸗ 
fagt, jo beließ man fie doch ftillfchweigend in Kraft?, da alle 
Verfuhe einer durchgreifenden Reform der Zunftverfaflung 
ergebnislos verliefen. In Niederöfterreich ebenſo wie in Böhmen. 
An das böhmiſche Gubernium erging zwar 1786 der Auftrag, 


1 &o begründete 1785 das Tiroler Gubernium die Abmeifung eines 
Meiſterrechtswerbers damit, daß a. h. Normalien die Beſchränkung ber 
Volizeiprofeffionen anbefohlen hätten; allein der Kajjer, dem diefer Bericht 
vorgelegt wurbe, bemerkte dazu: „Da nad den von Mir feftgefekten Nor- 
malien fi, wenn es die Umftände der Localnahrungsfähigkeit geftatten, an 
eine befchräntte Meifterzahl der Polizeyprofeffionijten feineswegs zu binden 
ift, fo ift das Tiroler Gubernium, welches aus eben diejen Normalien auf 
möglichſte Einfchräntung der Polizeyprofeffioniften anträgt, desfalld zurecht 
zu mweifen.* (Dekret an das Tiroler Gubern. vom 22. Dez. 1785; Fasc. IV 
F in gen No. 119 ex Dec. 1785 Tir.) 

Ahnlich 1788, ald die bürgerlihen Scloffer in Wien das Geſuch 
ftellten, daß die um ein Meifterreht ſich bewerbenden Gefellen bei Der 
Alademie der bildenden Künfte im Zeichnen geprüft werden follten; ber 
Kaifer genehmigte dieſes Begehren mit der ausdrücklichen Bemerkung, „daß 
die bei der Akademie abzulegende Probe nicht etwa in ein Mittel ausarte, 
fonft verdienftvolle Gefellen von dem Meifterrechte zurüd«, und die Schloffer 
allhier bei einer befchräntten Zahl zu erhalten“ ..... (R. D. Komm. 
Fasc. 72 No, 33 ex Majo und No. 20 ex Aug. 1788). 

* So beißt es in einem Dekrete vom 15. April 1784 an das nieder- 
öfterr. Gubernium, „daß die Privilegien jener Zünfte, welche ſich ausweiſen, 
die höchſte Beftättigung angeſucht zu haben, nur infoweit einsweilen nod 
ihre Gültigkeit beibehalten, als folche keine der beßeren Bedienung bes 
Publikums oder der mehreren Verbreitung der Induſtrie entgegenftehende 
monopolifhe Zwänge und Hinderniße . . . in fih faflen, da eben in vor 
züglicher Abficht, folde Unfüge und Schädlichkeiten nicht zu verewigen, von 
St. itzt regierenden Majeftät bis nun feines diefer Privilegien beftättiget 
worden wäre.” (Fasc. IV D 7 in gen No. 75 ex Apr. 1785 93. ©.) 
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ein „allgemeines Zunftpatent“ zu entwerfen und dabei „dasjenige 
zur Grundlage zu nehmen, was bey ber n. ö. Regierung über den 
nämlichen Gegenftand bearbeitet worden ift“!. Die Akten 
ſchweigen indes über bie weitere Geſchichte dieſes Auftrags, der 
wohl unerfüllt blieb. 


Aus diefem Fehlichlagen aller entſcheidenden Neformverfuche 
erklärt es fih, daß die jojephinifche Regierung in ihrer Zunfte 
politik jener Klarheit und Beftimmtheit entbehrt, die einen Vor: 
zug ihrer Induftriepolitif bildet. Die Zunftverfaffung blieb nad) 
wie vor ein Flidwerk, mit Widerfprüden und Lüden aller Art 
behaftet. Man belich es auch weiterhin bei dem großen Einflufje 
der Innungen auf die Bejegung neuer Meifterftellen, ohne dieſen 
Einfluß durch Gefege näher zu regeln’; man griff wieder zu 
dem von früher her beliebten problematiſchen Auskunftsmittel, 
den noch allenthalben blühenden Handwerksmißbräuchen? durch 
Verbote beizufommen. 


! Dekret vom 9. Nov. 1786 (Fase. IV F in gen No. 101 ex Nov. 
1786. Böhm.). 
© Bat, dazu Kopet, Gewerbsgeſetztunde I S. 64. 
® Ein — übrigens gänzlih unbraudbarer — Entwurf „allgemeiner 
Zunfts · Articuln“, den das böhmiſche Gubernium im Juni 1786 vorlegte, ift 
deshalb interefjant, weil er von einigen „Anfragen und Erleuterungen* 
begleitet war; ihr Verfaffer, der Naitoffizier Hannid, ſchildert darin die 
zahlreichen Mißbräuche, die jede gedeihliche Entwidlung des Handwerks- 
lebens in Prag hemmten. Die Zunftvorfteher ließen fih immer wieder 
wählen, erlangten jo die vollftändige Herrſchaft über die Zunftladengelder 
und bereiherten ſich aus ihnen auf die verfchiedenfte Weife. Die Meifter- 
tagen wurden ungeheuer hoc) gefchraubt; jo bei den Golbarbeitern auf 180 fl. 
und mehr, während die gefeglihe Taxe bloß 56 fl. betrug. Der Überſchuß 
wurde meift vertrunfen. Auch Unfähige wurden aufgenommen, wenn fie 
nur „brav zahlten‘. Als Beiſpiel führt der Bericht folgendes Calculum 
an: „Anno 1785 follen die Atftädter Schneibern 56 Meiftern gemacht haben, 
und von diefen haben fie in 
Die Lade nur gegeben = en nenn AfL. 
die Eltiften bejohen . . . 





der Abrichtmeifter 112 fl. 
die Beihaumeifter . » “386 fl. 
von Meiftern vertrunfen . 1512 fl. 40 fr. 


2632 fl. 40 fr. 
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Der Handwerksgruß und die damit verbundenen Übelftände 
werden neuerdings unterfagt!, ebenjo dag „Gejellenmadhen“ ? und 
das Feiern der blauen Montage und aufgehobenen Feiertage?. 
Die unnötige Vermehrung der Zunftladen wird in Böhmen ver: 
boten, um die Freiheit im Gewerbebetriebe nicht noch mehr ein⸗ 
zufchränten*. Die großen Mängel in der Gebarung mit den 
BZunftladengeldern follten dur eine genaue obrigfeitlihe Kon: 
trolle der Zunftrechnungen abgeftellt werdend®. Für Böhmen 
jpeziel wurde auf Grund einer anonymen Anzeige eine all- 
gemeine Revilion diefer Rechnungen für die legten ſechs Jahre 
angeordnet ®, 

Für die Gefellenwanderung wurde das Auswanderungspatent 
vom 10. Auguft 1784 von Bedeutung. Es beitimmte nämlich, 
daß jene Handwerfägefellen, die der Militärkonffription unter: 
lagen, zur Wanderung in die fogenannten nichtkonſkribierten Erb⸗ 


Und diefe Ziffern feien noch mindeftend um ein Drittel zu niedrig 
angegeben. Auch die oft unterfagten Gefellenzufammenfünfte waren noch 
üblich; noch immer wurde unter den verfchiedenften Titeln (für das Über⸗ 
geben, dad Duten, den Gefellenbraten, den Lohnthaler u. a. m.) Geld von 
dem eben freigefprocdhenen Gefellen oder dem Jungmeifter erpreßt. Bon 
großem Nachteil für die Entwidlung de Handwerks ſcheint auch der 
Zwang gewefen zu fein, der bei Zumeifung der einwandernden Gejellen an 
bie Meifter geübt wurde; er batte zur Folge, daß die neu anlommenden 
Gefellen meift bei den fchledhteften Meiftern, bei denen es kein Gefell aus⸗ 
hielt, arbeiten mußten. Über den Mangel einer Kündigungsfrift wirb 
ebenfo geflagt, wie über das Betteln der wandernden Gefellen uff. (Fasc. 
IV F in gen No. 101 ex Nov. 1786 Böhm.). 

ı Birkulare vom 23. Dez. 1780 (N. Ö. Komm. Fasc. 68/, No. 47 ex 
Dec. 1780). 

2 Birkul. vom 11. Juni 1786 (Böhm. Komm. Fasc. 62 No. 12 ex 
Jun. 1786). 

8 Birful. v. 13. Juli 1786 (Fasc. IV F in gen No. 141 ex Jul. 
1786 Tir.). 

* Dekret v. 25. Mai 1787 (vgl. Kopet, Gemwerbögefegfunde I S. 20). 

5 Birful. v. 10. Februar 1785 (Fasc. IV F in gen No 100 ex Febr 
1785 Böhm.). 

6 Die Alten im Fasc. IV F in gen Böhm. unter No. 33 ex Sept. 
1735, 41 ex Apr. 1786, 101 ex Nov. 1786, 16 ex Mai 1790 uſw. Bol. 
auh Hübner, Geihichte der Reichenberger Tuhmaderzunft S. 132 fg. 
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Iande ſowohl von der Ortsobrigfeit als aud von dem Kreisamte 
eine bejondere Erlaubnis erwirfen mußten. Zur Wanderung ins 
Ausland war fogar die Bewilligung der Landesftelle erforderlich. 
So blieb die Gejellenwanderung fortan mehr auf die deutjch- 
öfterreihifchen Provinzen bejchräntt. 





Auch infofern wurde die ſchon unter Maria Therefia an- 
gebahnte Politik? fortgejegt, ala die Staatsverwaltung bejtrebt 
war, die noch vielfach zwifchen den Stadt- und Borftabtmeiftern 
beftehenden Unterſchiede zu bejeitigen. Die Aufhebung diefer 
Unterſchiede wurde nun ausdrüdlich für Steiermark?, für Krain* 
und für Mähren? angeorbnet. Auch der niederöfterreichifchen 
Regierung wurde neuerdings bebeutet®, dab vermöge der „der 
maligen Grundfäge . « - . Überhaupt alle Bezirksausmeßungen 
der Gewerbsleute aufzuheben, und jedem Meifter die natürliche 
Freyheit, da, wo er Arbeit findet, fich Verdienft, ſowie dem 
Publicum die Auswahl unter den Profeffioniften zu verichaffen, 
getrahtet werben ſolle.“ Dergleihen, in den Handwerks— 
privilegien enthaltene Unterſchiede ſeien übrigens ſchon dadurch, 
daß dieſe Privilegien nicht mehr beftätigt wurden, „in ſich ſelbſt 
behoben“. Die Regierung wurbe daher angewiejen, für die 
möglichit gleichmäßige Heranziehung aller biefer Gemwerbe- 


! In dieſem Sinne ergingen noch fpätere Defrete; fo eines unter bem 
28. Dez. 1793 an das mähr. Gubernium (Fase. IV F in gen No. 49 ex 
Dee. 1793 Näpr.). 

2 Bol. oben S. 256 fg. 

3 Hofdefret vom 21. Mai 1781 (Ropet, Gemerbögefegkunde IS. 366). 

4 Dekret v. 33. Februar 1782 (Fase, IV D 7 in gen No. 44 ex 
Febr. 1782 3. Ö.). 

5 Dekret vom 10. März 1783 (Böhm. Komm. Fase. 62 No. 8 ex 
Mart. 1783). Die Folge der Gleichſtellung zwiſchen Stadt: und Borftadt- 
meiftern war, daß die „unter der Eigenſchaft ald Zandmeifter bisher be- 
griffen geweſenen Profeffioniften aller Gattungen . . . zu ben gewerbſchaft ⸗ 
lichen Laſten“ herangezogen wurden. 

® Defret vom 5. Juli 1784 (Fase, IV F in spec No. 50 ex Jul. 
1784 Bimmerleute R. D.). Befondere Vorſchriften wurden für die Maurer 
getroffen, während ein Unterfdied zwiſchen Stadt- und Vorftadtbaumeiftern 
nicht beftehen follte (Entfchl. v. 18. Sept. 1785; St. R. No. 3845 ex 1785). 
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treibenden zu den bürgerlichen Laften zu jorgen, „wo fodann 
jene Meilter, die gute Arbeit um billigen Preis liefern, fchon 
von felbft beym Publicum den Vorzug vor den Tchlechten 
Arbeitern erhalten werden”. 

Nur dort, wo NRealgewerbe in Frage famen, wollte die Hof: 
fanzlei eine Ausnahme von diefem allgemeinen Grundſatze machen, 
und hielt daher in wiederholten Defreten! jene Beitimmung auf- 
recht, die den Vorſtadtperückenmachern die Überfievlung in bie 
Stadt verbot?. Allein hier war es der Kaifer felbit, der Diefe 
Verfügungen behob, als fie ihm durch das Natsprotofoll ber 
Hofftelle zur Kenntnis famen. Er hob nicht nur allen Unterfchied 
zwifchen den Stadt: und Vorftabtmeiftern bei den Berüden- 
madern auf, jondern dehnte diefe Beftimmung auch „auf alle 
anderweitigen . . . Meifter der übrigen Zünfte” aus?. %ortab 
war allen Vorftadtmeiftern erlaubt, ihre Gewerbe in die Stabt 
zu überjegen *. 

Dagegen fand die Realnatur einzelner Gewerberedhte Berüd- 
fihtigung, als gelegentlich der Bereinigung der vier Prager 
Städte in eine einzige Stadt unter einem Magiftrate die bisher 
geltende Beſchränkung der Handwerksbefugniſſe auf die ver- 
fchiedenen ftädtifchen Gebiete aufgehoben wurde*s. Faſt für alle 
Zünfte wurde nun für die ganze Stadt je eine BZunftlabe 
errichtet; nur die Schneider und Scufter blieben davon aus⸗ 
genommen, weil bei diejen in einzelnen der nun vereinigten 
Stadtteile die Befugniffe verfäuflich gemwejen waren, in anderen 


! Dom 9. Dez. 1783 und 23. DE. 1786 (Fasc. IV F in spec No. 70 
ex 1783 und No. 260 ex 1786 Berüdenmader N. O.). 

2 Pal. oben ©. 312. 

® Entſchl. auf das Ratsprotofol vom 20. Nov. 1786 (Fase. IV F 
in gen No. 413 ex Dec. 1786 N. Ö.). Eine gegen diefe Entſchließung 
überreichte Vorftelung der Stadtperüdenmader hatte feinen Erfolg (St. N. 
No. 5122 ex 1786). 

* Dekret vom 21. Dez. 1786. In der Folge wurden dann aud bie 
für die Verleihung des Bürger- und Meifterrechts zu entrihtenden Taren 
bei den beiden Kategorien von Meiftern auf gleichen Fuß gefekt. (Dekr. ». 
28. Apr. 1787; Kart. IV J 1 No. 349 ex Apr. 1787 R. Ö.) 

6 Vgl. Kopetz, Gemwerbögefegfunde I S. 365 fg. 
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nicht. Das Recht der unbeſchränkten Freizügigkeit hätte daher 
bier den Wert der vorhandenen Realgewerbe ſtark vermindert! 

In diefe Gruppe von Mafnahmen der Gemwerbepolitif 
gehören endlich auch jene Verfügungen, durch welche die Zu- 
weifung beftimmter Diftrifte an einzelne Gewerbetreibende aufe 
gehoben wurde ®. 





Die Darftellung der joſephiniſchen Gewerbepolitif wäre nicht 
vollftändig, wenn nicht wenigitens mit ein paar Worten jener 
Erleichterungen gedacht würde, die fie den Handwerkern gelegent- 
lich der Urbarialvegulierung durch die Befeitigung obrigkeit- 
licher Konfenstaren und Gewerbezinje gewährte. 

Es wurde bereit3 erwähnt®, daß durch das Leibeigenjchafts- 
aufhebungspatent in den böhmifchen Ländern ber Konjens der 
Obrigkeiten für jene Fälle bejeitigt wurde, in denen fi ein 
Untertan den Handwerfen, Künften oder Wiſſenſchaften widmen 
wollte. Damit fiel auch die früher entrichtete Konfenstare hin- 


' Dekret vom 1. Juni 1786 (Fasc. IV F in gen No. 5 ex Jun. 
1786 Böhm). Den Sqhneidern der Kleinſeite war im Jahre 1780 das 
Recht erteilt worden, ihre Zahl von 84 auf 60 „abfterben zu laffen". Diefes 
Privileg ftand ihrer Vereinigung mit den 22 Hrabfhinern und ben etwa 
200 Alt- und Neuftädter Gewerbegenoffen hindernd im Wege. Die ſtädtiſchen 
Schuhbanke waren vegelmäßig verfäuflich und vererblich; ihr Preis betrug 
etwa 300 fl. Nur die Befugniffe der 25 Hradfhiner Schuhmacher waren 
weber der Zahl nad gefhloffen, noch Realgewerbe. Dem Wunſche ber 
Hradſchiner Schuhmacher nad) Gleichſtellung mit den übrigen Stabtmeiftern 
wurde dann infoferne willfahrt, als ihre Zahl auf 20 firiert, und ber 
Kaufpreis jeder Schuhbank auf 200 fl. beftimmt wurde. (Entfchl. d. 19. Dez. 
1786. St. R. No. 5052 ex 1786.) Da übrigens auch bei anderen Ge- 
werbefategorien (bei den Bädern, Töpfern, Perückenmachern ufm.) ähnliche 
Verhältniffe beftanden, fo deutete dad Gubernium den Sinn biefer Ver- 
fügungen dahin, daß zwar ale Handwerker aus einem Stadtviertel in das 
andere frei überfiebeln fönnten; wenn jedod ein Angehöriger einer nicht 
gefchloffenen Zunft in ein anderes Viertel zog, fo konnte diefe Übertragung 
feines Gewerbes nur nad) vorhergegangener Regulierung mit der Zunft 
dieſes Viertelö erfolgen. (Bgl. Kopetz a. a. D. ©. 365.) 

2 &o die Diftritsausmeffungen der Seifenfieder. Vgl. unten ©. 465 
Anm. 1. 

® Bol. oben ©. 358. 
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weg. Für Tirol wurde fie zwar nicht völlig befeitigt, aber doch 
ftarf herabgejegt . In manchen Ländern wurden nun audh alle 
Gewerbezinje aufgehoben, jo in Mähren? und in Galizien?. 
Sn Krain wurde den Profeflioniften und Handwerkern anläßlich 
der Regulierung der fogenannten Erbholdſchaft eine Erleichterung 
in der Zahlung des Abfahrtsgeldes gewährt‘. Prinzipielle 
Neuerungen bebeuteten alle diefe Verfügungen nit; auch fie 
ſchloſſen fih eng an jene Maßnahmen an, die fhon unter Maria 
Therelia getroffen worden waren. 


Tünftes Kapitel. 
Die Behandlung der Realgewerbe. 


(Die Stellung der Realgewerbe in der Wirtfchaftspolitif Joſephs II &. 426. — 

Die Verhandlungen von 1782 über die Einlöfung der Kammerhändel Wiens 

©. 428. — Der erfte Einlöfungdverfud (1783) &. 432. — Die Errichtung 

eines allgemeinen Einlöfungsfonds für Wien S. 434. — Die Frage ber 

privatrehtlihen Behandlung ber Realgewerbe S. 438. — Die prinzipielle 
Erörterung des ganzen Problems 17890 S. 441.) 


! Defret v. 20. Aug. 1787 (Fasc. IV F in gen No. 124 ex Aug. 
1787 Zir.), Mit Ausnahme der geringen, in der allgem. Sportularorbnung 
angefegten Gebühr von 30 fr. follten alle bei Aufnahme von Handwerkern 
feitend der Obrigkeiten eingehobenen Taxen abgeftellt werden. Nur jene 
Obrigfeiten, die ihr Redht zum Bezuge höherer Gebühren durd Pfand: und 
Lehenbriefe oder Urbarien belegen fonnten, wurden vorläufig in ihren bi 
berigen Bezügen belafien. Das Gubernium hatte auszumitteln, was für 
eine Entſchädigung ihnen im Falle einer Aufhebung diefer Gebühren zu 
gewähren fei. 

2 Vatent vom 10. Februar 1789 8 14; Hofdelret v. 26. Nov. und 
Zirkul. v. 10. Dez. 1789. Aufrecht erhalten wurden nur jene Gewerbezinſe, 
welche die Obrigkeiten von radizierten Gemerben bezogen. (Bgl. Lukſche, 
Befond. Rechte der Perfonen Mährens und Schlefien® I S. 248.) 

3 Patent vom 25. Aug. 1785. Alle Handwerkszinſe wurden barin 
„allgemein und aller Orten“ aufgehoben und den Dominien ftrengftend 
unterfagt, fi für diefen Ausfall etwa dadurch zu entfhädigen, daß fie bie 
Handwerker, bejonders die Weber verbielten, „unentgeltlih oder für einen 
geringen Lohn für fie zu arbeiten.” (Bgl. Wekebrod, Sammlung aller 
. .. Generalien ufm. I S. 82.) 

Entſchl. v. 2. Juni 1782 (St. R. No. 2115 ex 1782). 
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Vielleiht fein Teil der joſephiniſchen Reformgefepgebung 
war revolutionärer und in feinen Folgen für weite Kreije ber 
Bevölferung fühlbarer, als jener Kampf, den er um die Mobili- 
fierung der Befigwerte führte! In den zahlreichen Klofter- 
aufhebungen und in der Veräußerung des ber toten Hand 
gehörigen Vermögens, in der Auflöfung des gut#herrlic:bäuer- 
lichen Verhältnifjes kam diefes Streben ebenſo zum Ausdrude 
wie in ber Aufhebung der Wucherbefchräntungen und in ben 
Verſuchen, die verfäuflichen Gewerberechte zu bejeitigen. 

Schon die bisherige Darftellung ließ nicht undeutlich erfennen, 
daß das Problem der Realgewerbe geradezu im Mittelpunkte der 
ganzen Kleingewerbepolitif ftehen mußte. Denn Jofeph II. hob 
auch bei allen Polizeihandwerken die Beſchränkung auf eine 
geſchloſſene Zahl der Meifter auf; damit traf er bei den Real— 
gewerben, bie ihre Entjtehung eben diejer Firierung der Meifter- 
zahl verdanften, die Wurzeln ihrer Eriftenz. Wurde fortab bloß 
der Bedarf des Publitums für bie Vermehrung der Gewerbe 
befugnifje maßgebend, dann mußte der Wert der meiſten Neal» 
gewerbe, der zum größten Teile auf das Mikverhältnis von 
Nachfrage und Angebot gegründet war, ein ſehr problematifcher 
werben. 

Eine plöglice, allgemeine Aufhebung diefer Realrechte 
ſchlechthin oder, was damit gleichbedeutend war, eine rüdjichts- 
loſe, dem Bebarfe der Konjumenten allein Rechnung tragende 
Vermehrung von perjönlihen Gemerbebefugniffen neben den 
beitehenden Nealgewerben hätte zweifellos eine ſchwere Verlegung 
des Prinzips der wohlerworbenen Rechte, bedeutet; fie war auch 
wirtſchaftlich undenkbar, denn fie hätte eine große Anzahl bürger- 
licher Eriftenzen vernichtet und den Privatkredit aufs tieffte 
erihüttert. Es blieben aljo, wollte man die Bejeitigung ber 
Nealgewerbe dennoch ernitlih im Angriff nehmen, nur jene 
beiden Wege übrig, die jhon unter Maria Therefia lebhaft 





NAuch Beidtel (in den Sihungsber. der Afad. ber Wiſſenſch. phil.- 
bift. al. Bo. VIIL &. 157) bemerkt, daß der Beitgeift damals eine „Mobilie 
fierung des Grunbbefigeö“ forderte, um den Mealkrebit zu heben. 
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disfutiert worden waren: entweder man verſuchte eg, den Wert 
dieſer Gemwerberehte allmählich zu verringern; in dieſem $Falle 
mälzte man die ganzen wirtjchaftlihen Folgen einer Aufhebung 
der Realgewerbe do auf ihre Inhaber und machte diefe Folgen 
nur durch Verteilung auf einen längeren Zeitraum dem einzelnen 
weniger fühlbar. Oder man erfannte an, daß ben bisherigen 
Inhabern der Realgewerbe ein Anſpruch gegen die Allgemeinheit 
erwuchs, wenn man im Intereſſe der letteren den Wert ihrer 
Vermögensobjekte vernichtete. In diefem Falle mußte. man die 
Realgewerbe einlöfen, und diefer Weg entſprach jedenfall3 dem 
Billigkeitsgefühle weit mehr. Denn fo entichieden die Staats: 
verwaltung in Abrede ftellte, die Verfäuflichleit von Gemwerbe- 
rechten durch ausdrüdliche Privilegien felbit gefchaffen zu haben, 
fo konnte fie doch nicht leugnen, daß die langjährige Duldung 
und ftilfchmeigende Anerkennung diefes Zuftandes feitend der 
Gejeßgebung hier mwohlerworbene Privatredhte begründet Habe. 
Allein ganz bedeutungslos war ed doch nicht, daß den Real 
gewerben regelmäßig die ausdrüdliche, dur Privilegien an: 
erfannte Sanktion des Staates fehlte; aus dieſer Tatſache wurde 
die Folge abgeleitet, daß den Inhabern dieſer Gerechtigkeiten 
wenigſtens gegen den Fiskus keinesfalls ein Entſchädigungs— 
anſpruch erwachſen könne Die Einlöſungsvorſchläge, an denen 
die joſephiniſche Periode ziemlich fruchtbar war, ſtimmen daher 
regelmäßig darin überein, daß eine direkte Heranziehung des 
Arars zur Aufbringung der erforderlichen Einlöſungsbeträge 
nicht in Betracht gezogen wurde. 


Die Verhandlungen über dieſe Frage nahmen ihren 
Ausgang wieder von einer Erörterung des Lebensmittelhandels 
in Wien (1781). Bei diefer Gelegenheit ftellte Staatsrat Gebler 
den Antrag, den Polletenfonds zur Einlöfung der Biltualien- 
fammerhändel! zu verwenden; dieſer Vorjchlag wurde der Hof- 


| — — — — 


1 Über den Polletenfonds und die erwähnten Kammerhändel vgl. oben 
S. 282 fg., 302 fg. 
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fanzlei — ohne Nennung des Autors — zur Erjtattung eines 
Gutachtens überwiefen!, 

Wenn man aus diefem ſehr umfangreichen, durch drei 
Separatvota ergängten Gutachten? eine Überzeugung gewinnt, 
jo ift e8 bie, daß über die ganze Einlöfungsfrage und ihre 
Modalitäten die größte Unklarheit herrfchte; es zeigt fi eine 
Meinungsverfchiebenheit, die lebhaft an den Spruch quot capita 
tot sensus gemahnt. Einig waren bie einvernommenen Unter- 
behörden, dann Referent, Korreferent und die Näte der Hofitelle 
nur darin, daß der Vorjchlag des Anonymus in feiner urſprüng⸗ 
lihen Form undurhführbar ſei. Im einzelnen widen die 
Meinungen vielfach voneinander ab. 

Der noch immer zünftlerifch gefinnte Magiſtrat beabfichtigte 
offenbar, das ganze Einlöfungswerk zu vereiteln. Er lehnte den 
Vorſchlag mit Entjchiedenheit ab, juchte möglichit viele Kammer: 
gewerbe von vornherein bei der Einlöfung zu berüdjichtigen und 
jo die Entjhäbigungsjumme möglichft groß, die Höhe des 
Polletenfonds möglichſt gering barzuftellen®. Auch der nieder 





1 &t. R. No. 2304 ex 1781. Gleichzeitig wurde auch ber Lebend- 
mittelmarft in Wien volftändig freigegeben. Vgl. unten S. 452. Die 
Details ded erwähnten Vorſchlags waren folgende: Es follten zunächſt die 
24 Gewerbe ber Greihler, Fragner und Käſeſtecher aufgehoben, und der 
Kaufpreis diefer Gewerbe — nad) der Schägung Geblers 150000 fl. — 
vom Magiftrate in 3"/aprogentigen Oberfammeramtspapieren ausgezahlt 
werden. Die Zinfen diefer Kommunalſchuld follten aus den für die Marft- 
volleten eingehenden Taren, ihre Amortifation aus ber Überweifung etwaiger 
Überfhüffe der Trantfteuer an die Stadtlafje gedekt werben. (Die Trant- 
fteuer war in Niederöfterr. erft durch Patent vom 1. Mai 1780 zur Ber- 
einfahung bes früheren fomplizierten Syftems der Auffhläge auf geiftige 
Getränte eingeführt worden; fie wurde übrigens 1783 wieder augfehoben 
und das alte Syftem im weſentlichen hergeftellt. (Val. den Art. Finanze 
geſchichte im öfterr. St. W. B. 2. Aufl. ©. 57.) 

® Vortrag dv. 3. März 1782 (Fasc. IV F in spec Kammerhandel 
No. 252 ex Jul. 1783 N. O. Dafelbft auch die im folgenden zitierten 
Vorträge). 

® Gegen die Verwendung etwaiger Überfhüffe der Tranffteuer zur 
Amortifierung des Cinlöfungsfapital® erhob der Magiftrat das triftige 
Bedenten, daß fie jehr fraglich jeien; überdies habe das Tranffteuerpatent 
die Zuficherung gegeben, fie zu Steuernachläſſen zu verwenden. 
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öfterreichiichen Regierung blieb der Vorwurf nicht erfpart, daß 
fie die ganze Angelegenheit nur „auf die lange Bank“ zu ſchieben 
trachte. Die Regierung erörterte in ihrem Berichte vor allem 
einen neuen Einlöſungsvorſchlag ihres Rates Ign. Matt. Diefer 
faßte zunächit bloß elf Gattungen von Piltualienlammergemwerben 
ind Auge; fie follten die Hälfte des Kaufichillings ihrer Ge- 
werbe in Oberfammeramt3 : Obligationen ausgezahlt erhalten; 
als Äquivalent der anderen Hälfte follte ihnen das Recht gewahrt 
bleiben, ihre Gewerbe fortzuführen. Die Bededung des Ein- 
löſungskapitals und feiner Intereſſen wollte er dur Einführung 
einer neuen „Hofconceflionstare” (von 20—50 fl.) bei Verleihung 
von Gewerben, durch Erhöhung der beftehenden „Handtierungs 
und Nahrungsfteuer”!, melde alle unbürgerliden Gewerbe- 
treibenden Wiens zu entrichten hatten, endlich durch Heranziehung 
des Polletenfonds erreihen. Das Unbillige dieſes Vorfchlags, 
der den Inhabern der Kammergewerbe die Hälfte des Wertes 
ihrer Gerechtigkeiten einfach zu entziehen beabfichtigte, war allzu 
einleuchtend, als daß er hätte Beifall finden können. Überdies 
hätte feine Durchführung den Ruin der meilten Kammerhändler 
zur Folge gehabt, deren Gewerbe troß des beitehenden Verbots? 
oft weit mehr als zur Hälfte mit Schulden belaftet waren. Mit 
einem naheliegenden Wortipiel bezeichnet daher der Korreferent 
der Hoffanzlei, Hofrat von Pergerftein, diefen Vorſchlag als 
einen „matten“, von dem fein Gebrauch zu machen fei. Im 
übrigen ſprach fih die Regierung zwar nicht direft gegen bie 
Einlöjung der NRealgewerbe aus; einen eigentlien Antrag, wie 
diefelbe zu bewerkſtelligen fei, erftattete fie indes nicht. 

Dagegen vertrat der Referent der Hoflanzlei, Hofrat von 
reiner, mit Entfchiedenheit den Standpunft, „daß jede be 
fhränfte Zahl aller Gattungen Handlungs- und Gemwerbtreiber 
ein unfehlbares Monopolium nad fich ziehe, und aljo dem 
Publikum nachtheilig werden müſſe“. Und diefer Nachteil werde 


I Zie wurde vom Magiftrate eingehoben, der dafür eine jährliche 
Vaufhfumme von 7000 fl. an die Staatskafle bezahlte. 
2 Val. oben S. 305. 
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in jedem Verhältniffe fehlimmer bei jenen Gewerben, welche den 
Verkauf der nötigften Ehwaren zur Aufgabe hätten. Greiner 
wollte bloß das „jus quaesitum“ der Gläubiger und die auf 
den Kammergemerben laſtenden Hypotheken ablöjen, weil man 
die Gemwerbebefugnis jelbft weiter fortbeftehen laffen, und ihre 
Übertragung an die Witwen und Kinder geftatten könne. 

Dieſen Vorſchlag befämpfte wieder mit einer ganzen Reihe 
von Argumenten der Korreferent, Hofrat von Pergerftein. Die 
Inhaber der Rammergewerbe hätten das „jus quaesitum“ auf 
den ganzen Kaufjilling; wenn ihnen ihr Recht „ex causa 
publica® genommen werde, jo gebühre ihnen volle Entfhädigung. 

Der Vizefanzler Graf Heinrich Auerjperg endlich verwarf 
in feinem Separatvotum die jämtlichen Vorſchläge. Man könne 
‚große, durch Langjährige Übung eingeſchlichene Mißbräuche „ohne 
zu großer Erjchütterung des Ganzen auf einmal nicht füglich“ 
beheben. Gerade aus dem Gejtändniffe des Wiener Magiſtrats, 
daß die Kammerhändler durch die Polletenleute beeinträchtigt 
würden, gehe klar hervor, daß der durch bie Freigebung des 
Markts bezielte Zwed erreicht worden ſei. Der erite Schritt jei 
alſo „gut gemachet” worden. Nun folle man aus dem durch 
die Polletentaren fi ergebenden Fonds vorerit die ſchädlichſten 
Kammergewerbe durch Auszahlung ihrer ganzen Kaufſchillinge 
„wie es die höchſte Billigkeit erforbere“, aufheben. Damit jei 
der zweite Schritt getan; zur Vollendung des Ganzen würden 
Zeit und Umftände die Mittel verjchaffen. 

Das Botum der Hoffanzlei war mit Rückſicht auf die beir 
geſchloſſenen drei Separatgutachten jehr kurz, und flimmte im 
wejentlihen mit dem Antrage Auerjperg überein. Entſchieden 
vertrat die Hoffanzlei dabei entgegen der Anficht ihres Referenten 
den Standpunkt, es fei unbillig, „den aufzuhebenden Kammer» 
händlern die VBerfäuflichkeit ihrer Gewerber ohne Auszahlung des 
ganzen Kauffchillings zu benehmen“. Der Antrag Matts auf 
Einführung einer neuen Konzejfionstare aber wurde mit ber 
Begründung abgelehnt, daß dadurch die Erzeugnifie der Gewerbe- 
treibenden verteuert würden. 
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Eine Reihe von Einlöfungsmodalitäten brachten endlich aud 
noch die Mitglieder des Staatörates in Vorfhlag!. Dem Kaiſer 
Ihien indes die Sache noch nicht ſpruchreif zu fein; überdies 
trug er fich damals mit dem Gedanken einer vollftändigen Reform 
der Zunftverfaffung; jo entſchied er denn, der Vorſchlag babe 
einftweilen „in suspenso zu verbleiben”, „bi nicht überhaupt 
wegen fünfftiger Regulierung der Zünffte und Gewerbe ein 
Generale feitgejeget worden“. 


Diefer Aufſchub war indes nicht von langer Dauer. Schon 
ein halbes Zahr fpäter gab ein Gefuh der Obftler Wiens um 
Einlöſung ihrer Gewerbe? der Hoflanzlei Gelegenheit, fich neuer- 
dings zu der Frage zu äußern. Gie wiederholte? auszugsweiſe 
die früheren Verhandlungen und erklärte übrigens, nichts Neues 
zur Entjcheidung der Frage beibringen zu können. Ihr Antrag 
ging auf Abweifung des Geſuchs, denn wenn man ernſtlich an 
eine Einlöfung denfe, jo gebe es Kammergewerbe, deren Auf: 
bebung für das Publikum wichtiger fei, weil dag Obſt keine 
unumgänglich notwendige Nahrung bilde. 

Da griff der Kaifer mit der ihm eigenen Ungeduld mitten 
in die Frage eint; es müſſe „mit etwas der Anfang zur Ein- 
führung guter Ordnung und Aufhebung aller Zunftpladereyen 
gemacht werden”. Die aus den Polletentaren eingehenden Gelder 
Sollten daher alljährlich folange zur Einlöfung von Obftlergewerben 
verwendet werden, big alle Inhaber derjelben völlig abgefunden 
wären. 

So einfah war indes die Frage doch nit, als daß dieſe 
kaiferliche Entfcheidung eine befriedigende Löſung gebradht hätte. 

1 &t. R. No. 699 ex 1782. 

2 St. R. No. 3349 ex 1782. Cine ähnliche Bitte ftellten auch bie 
Heringer, die dad Recht auf den Handel mit Heringen, Stodfifchen, Gänfen, 
Enten und Spanferfeln hatten. 

8 Vortrag vom 12. Dit. 1782. 

* Auch diefe Entfhließung ging aus der eigenen SJnitiative bed 
Kaiferd hervor, da die Staatsräte fih dem Antrage der Hoflanzlei an- 
fhloffen. (St. R. No. 3515 ex 1782.) 
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In vier ziemlich raſch aufeinander folgenden Vorträgen! machte 
die Hofkanzlei ihre Bedenken gegen die vom Kaijer gewählte Art 
der Einlöfung und insbefondere gegen die Höhe der zu leiftenden 
Entfhädigungsfummen geltend. Zunächſt genehmigte ber Monarch 
den Antrag der Hofftelle, außer den Obſtlern jofort auch die 
Gewerbe der Heringer, Käfefteher und Zwetjchfenfrämer in die 
Einlöfung einzubeziehen. Längere Verhandlungen wurden über 
die Höhe der Einlöfungspreife geführt. Die Hoffanzlei wollte 
den Inhabern der Kammergewerbe bloß */s des Kaufjcillings 
als Entſchädigung für den Verluft der Realeigenſchaft gewähren 
und begründete dies damit, daß den Kammerhändlern, wofern 
man ihnen das Recht auf ihren Handel weiter belafje, vor den 
Polletenleuten noch ein bebeutendes Vorrecht verbleibe, nämlich 
die Befugnis, ihre Waren in befonderen Gewölben oder Hütten 
zu verfaufen. Um den zur Einlöjung erforderlichen Betrag auf- 
zubringen, ſchlug die Hoffanzlei eine Erhöhung der Polletentaren 
vor und überdies die Einführung einer Konzeffionstare für die 
Verleihung von Perjonalbefugnifien in ſolchen Gewerbezweigen, 
deren Nealrechte abgelöft werden jollten. 

Allein dem Kaifer ſchien diefer Weg offenbar zu langwierig. 
Er befahl daher®, daß das Staatsärar unter Übernahme des vor- 
handenen Polletenfonds die genannten vier Gattungen von Neal: 
gewerben in unauflündbaren 3Y/eprozentigen Obligationen ein- 
zulöfen habe. Nur mit Mühe gelang es der Hoffanzlei, den 








1 Bom 26. Oft. 1782, vom 18. April, 15. Mai und'14. Juli 1788, 
Entſchl. auf den Vortrag v. 26. Oft. 1782; St. R. No. 3697 ex 
1782. Es betrug der Wert der 


11 Öbftlergemerbe » 2 2 2 - 26.167 fl. 
6 Smetchtenhändlergewerbe . + 9349 fl. 
22 Heringergewerbe . . 2 2.4 + 30665 fl. 
37 Nüsftehergemerbe . : . + - 182500 ft. 


Die wiederholten Berfude, mit den Kammerhändlern wegen berab- 
fegung der Einlöfungspreife zu verhandeln, hatten faum einen nennens- 
werten Erfolg. 

Entſchl. auf den Vortrag vom 18, April 1783; St. R. No, 1478 
ex 1783. Gleichzeitig wurde aud) die ganze Marktauffiht dem Magiftrate 
zugewiefen. 

Pribram, Öflerreigtfge Gewerbepolitit I. 28 
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Kaiſer zu einigen Änderungen in den Einlöfungsmodalitäten zu 
veranlafjen!. 

Die Gewerbeinhaber erhielten demzufolge nicht die ganzen 
Kaufſchillinge ihrer Realgerechtigkeiten, fondern bloß zwei Dritt- 
teile derfelben, diefe aber in auffündbaren Obligationen. Bei 
Durchführung diefer erften Einlöfung wirkte alfo über direkten 
Befehl des Kaiſers der Fiskus mit. Für die Folgezeit aber 
wurde jede Mithilfe des Ärars ausdrücklich ausgefchloffen. 


Inzwiſchen fuhr man fort, auch in jenen Gewerbefategorien 
Perjonalbefugniffe zu erteilen, in denen bisher ausſchließlich 
Realgerechtigkeiten eriftiert hatten; denn es war ja jede Be- 
ſchränkung der Gewerberechte auf eine beftimmte Zahl ausdrück⸗ 
lid aufgehoben worden. Die Folge davon waren ftet3 erneute 
Borftelungen und Beichwerden der Zünfte und Gremien. 

Wie einfah fih der Kaifer im Grunde die Löſung des 
ganzen Problems dachte, das beweiſt eine Entjchließung, mit 
welcher er 1784 eine Borftellung der 20 bürgerlichen Leinwand: 
bändler Wiens gegen die Erteilung neuer Befugniffe auf ben 
Leinwandhandel erledigte?. Zmweierlei „Betrachtungen“ dürfe man 
in diefer Frage nicht verfehlen: die Aufhebung des Privativums 
im Leinmandhandel und die billige Entjchädigung der jet „im 
Befig ftehenden eingefauften Leinwandhändler”. Um ben erft- 
erwähnten Zmwed zu erreihen, müſſe man bloß dieſen Handel 
freigeben; die Entſchädigung der eingefauften Händler aber babe 
in der Weife zu gefchehen, daß jeder, der fünftig mit Lein- 
wand handeln wolle, zur Bildung eines Einlöjungsfonds bei- 
zutragen habe, die eingefauften Händler felbit nicht ausgenommen. 
Diefe Anordnung ſollte auch für die Behandlung der übrigen 
Realgewerbe maßgebend fein?. 


1 St. R. No. 1833 und 2556 ex 1783. 

2 St. R. No. 3178 ex 1784; erft 1783 hatte der Raifer entgegen den 
Anträgen der Behörden und des Staatsrated einem fchlefifhen Händler 
ein derartiges Perfonalbefugnis verliehen (St. R. No. 607 ex 1788). 

3 Dekret an die nieberöfterr. Reg. vom 26. Aug. 1784 (Fasc. IV F 
in spec Kammerhandel No. 354 ex Aug. 1784 N. Ö.). 
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Auch diefe Faiferlihe Verfügung erwies fih bald als über- 
ftürzt, Der Monarch mußte den dringenden Vorftellungen der 
Behörden nachgeben und ſich entjchließen, den Leinwandhandel 
bis auf weiteres noch „in statu quo“ zu belafjen!. Bloß bie 
Beiträge zum Einlöfungsfonds der Leinwandhandlungen wurden 
eingehoben? und auch ber Befehl, mit ven übrigen Nealgewerben in 
ähnlicher Weife zu verfahren, wurde nicht zurücdgenommen. So 
jehr ſich die niederöſterreichiſche Regierung dagegen fträubte, 
fie mußte ſich dem ihr wiederholt erteilten Auftrag fügen und 
auch die Einlöfung der fonftigen Nealgewerbe in Verhandlung 
nehmen ®, 

Das Nejultat war freilich im weſentlichen ein negatives. 
Der Wiener Magiftrat wünſchte, daß alles beim alten bleibe; 





1 ©. R. No. 4435 ex 1784. 

® Die erfte Einlöfung aus diefem Fonds ſcheint 1786 ftattgefunden 
zu haben. Es handelte fi dabei um ein in Konkurs geratenes Gewerbe, 
deffen Preis 4000 fl. betrug (Ber. der Reg. vom 11. Sept. 1798; N. Ö. 
Komm. Fase. 65/ No. 47 ex Sept. 1798). 

3 orte. vom 4. Febr. 1785 (Fase. IV F in spec Kammerh. No. 46 
ex Mart. 1785). Defret an die Reg. vom 15. Sept. 1785 (Fasc. IV F in 
spec Fütterer No. 340 ex Sept. 1785 N. Ö.). Die erwähnten Verhand- 
{ungen wurden bei der nieberöfterr. Regierung in einer eigenen Kommiffions- 
figung durdgeführt (Nomm.-Protofoll vom 12. Sommermonat 1786; Fasc. 
IV F Kammer). No. 207 ex Oct. 1786). Bunädft wurden bloß jene 
Zünfte in Frage gezogen, die um Cinlöfung ihrer Gewerbegerechtigkeiten 
gebeten hatten. Es ergab ſich dabei folgendes Bild: 

Betrag des Vorgemerkte 
Kaufſchillings Schulden 


24 Greißlergemerbe - . . . 120925 fl. 37658 ſus7 Mr. 
24 Jutterergemerbe - - - . 1880fl 220fl — fr. 
12 Erbſenhandler . » - » 23150 fl. 8254 fl. 48 Mr. 
116 Frame u e 124980 |. 2140 — Mr 
12 Brandweiner . : - . -» 62260 fl. 19414 fl. 11Ya fr. 
24 Stört- u. Haarbubermader 33289 fl. 23026 fl. 39%s fr. 
12 Malbler. une 22508. 240 — ir. 
1 Kammerhandel 67786 f. 236 fl. 8 fr. 
a ne OBEN 2 N — Fr. 

9 Sawerteiutler 2 2. > 24600 fl. 14100 fl — Mr 


Summa 609817 fl. 178785 fl. 35 fr. 
+ 
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nur follten zur allmählichen Bildung von Einlöjungsfonds Bei- 
träge in der Höhe von 300500 fl. feitend jener eingehoben 
werden, die man fortab zur Vermehrung der Konkurrenz mit 
PVerfonalbefugniffen beteilen würde. Die Beifiger der Kom: 
miffion! madten zwar eine Reihe von Einlöfungsvorjchlägen ; 
es fand jedoch Feiner den ungeteilten Beifall der Regierung. 
So lautete denn, wie von vornherein kaum ander3 zu er- 
warten war, das einhellige Gutachten der Zandesftelle dahin, 
e3 Scheine allerdings erwünſchlich zu fein, angeſichts der großen 
Schwierigkeiten, denen das Einlöjfungsgejchäft überall begegne, 
die ganze Sache in statu quo zu belafien. Man fei ohnehin 
darauf bedacht, im Erfordernisfalle neue Gewerbebefugniffe zu 
erteilen, ohne die Realgewerbe in ihrem Werte „abzuwürdigen”. 

Und auch die Hofkanzlei jchloß fih diefem Votum an*. 
Gegen alle die in Vorſchlag gebrachten Beitragzleiftungen ver 
Profeffioniften zur Bildung eines Einlöſungsfonds erhebt fie 
den Einwand, daß diefelben auf irgendeine Weife in dem Preife 
der Waren auf da3 Publikum übermälzt und fo fchließlih von 
dieſem getragen werden würden. Damit durchkreuze man aber 
gerade den Endzwed der Einlöfungsverfuhe, „zu Behufe des 
Publicums durch die verbreitete Koncurrenz eine mehrere Wohl- 
feiligleit berzuftellen“. Es geftatte übrigend auch das Ergebnis 
jenes erften Verſuchs, den man 1783 mit der Einlöfung von 
Kammergewerben gemacht habe, die Hoffnung nit, daß fi 
durch Einführung einer unbejchränften Konkurrenz eine größere 
Wohlfeilheit werde erzielen laffen. Der einzig richtige Weg fei 
alfo der, unter Verzicht auf jede Einlöfung die Zahl der Ge 
werbe nad Maßgabe des Bedarfs durch Erteilung von Perfonal- 
fonzeflionen zu vermehren, und dabei nur eine ftete Rüdficht auf 
die Erijtenz der Realgewerbe und ihre Preife zu nehmen. Diefen 
Meg habe man in den legten Jahren ſchon mit Erfolg beſchritten. 
So falle die Notwendigkeit hinweg, die Inhaber der Realgemerbe 


I Die Regierungdräte Paradiß, Hadher und Matt. 
® Vortr. vom 2. Dit. 1786 (Fasc. IV F in spec Kammerh. No. 207 
ex Oct. 1786 N. Ö.). 
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bejonders zu entſchädigen; To gewinne man bie Vorteile der 
Konkurrenz und könne gleihwohl den Handel in diefen Gewerbe- 
zweigen noch fortan als bürgerliche Nahrung beftehen Lafien, 
was bei Einführung einer unbeſchränkten Konkurrenz; unmög— 
lich fei. 

Allein auch diesmal vermochten die übereinftimmenden An- 
träge der Behörden nicht, den Kaifer von der Idee einer Ein- 
löfung der Realgewerbe abzubringen, zumal auch die Mitglieder 
des Staatsrates an diefem Plane fefthielten!. Die kaiſerliche 
Entſchließung? billigte wohl die bereit3 eingejchlagene Politik 
einer Vermehrung der Konkurrenz durch Erteilung von Perfonal- 
befugniffen „nah Maß der mehr und mehr anwachjenden Volks- 
menge“. Allein daneben follte doch „zur diesfälligen Einlöfung 
ein unſchädlicher Fundus” nad) und nad) gebildet und zu dieſem 
Zwede „in Hinkunft ein personal-Handel mır gegen Entrichtung 
einer nad) den Vermögenskräften und nad) der Dringlichkeit, mit 
dem ® der Gewerbswerber ein ſolches Recht zu erhalten wünjchet, 
fo hoch als möglich von Fall zu Fall zu beftimmenden Conceſſions- 
Tar” verliehen werden. Die eingehenden Gelder jollten jolange 
„ad fundum publicum* fruchtbringend angelegt werben, bis 
man für die Nealrechte zwei Drittel ihres Wertes vergüten 
tönne. Bei diefer Einlöfung fei jedoch immer darauf Bedacht 
zu nehmen, daß mit jenen Gewerben begonnen werde, deren Ein- 
löſung das öffentliche Intereſſe am meiften erheijche. 

Das Hoffanzleidefret vom 19. Oktober 1786 ordnete dem— 
gemäß die Errihtung eines allgemeinen Einlöjungsfonds an. 
Jeder, der das Anfuchen um Verleihung eines Perfonalbefugnifjes 
ftellte, „das in die Gattung der Kammerhändel oder der verfäuf- 
lichen einfchlug“, wurde zu einer Beitragsleiftung verhalten; da 
übrigens der Vorſchlag gemacht wurde, für jede Klafje der Ge- 
werbe beftimmte Beiträge feftzufeßen, jo wurden in ber folge 


1 &t. R. No. 3953 ex 1786, 

® Sie ift in ihrem Wortlaute angeführt in meinem Auflage: Die Ein- 
töfung der Nealgewerbe Wiend (Schmollers Jahrbuch 1904 ©. 1418). 

3 Richtig: „ber. 
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von den Bewerbern auch noch Schriftliche Reverſe gefordert, „Daß 
fie dasjenige, was vielleicht über die von ihnen bereits bezahlte 
Summe feinerzeit noch bejtimmt werden dürfte, unverweigerlich 
nachtragen wollen“ !. Mit der Einlöfung felbit konnte natürlich 
zunächſt nicht begonnen werden, da der Fonds nicht zureichte. 
Überdies binderten auch die Krieggzeiten die Auszahlung von . 
Einlöfungsbeträgen. Und jo war denn die ganze Frage für 
einige Sahre zum Etillitande gekommen. Die weiteren Ber: 
bandlungen über diejelbe aber fallen jchon in die Zeit nad 
Joſephs II. Tode und find nur unter Berüdiihtigung der damals 
eingetretenen reaftionären Sdeenrichtung zu veritehen. 


Außerhalb Wiens wurde weder in Niederöfterreid noch in 
einer anderen der erbländifchen Provinzen ein ernithafter Verſuch 
zur Einlöfung von Realgemwerben unternommen. Nur der all 
gemein ergangene Auftrag, die Zahl der vorhandenen Realgewerbe 
nah Möglichkeit zu vermindern, blieb aufreht und wurde ben 
Behörden immer wieder eingefchärft?. Allein die vielfahen Er- 
örterungen über die Frage, wie ſich die Staat3verwaltung biefen 
Gewerben gegenüber verhalten jolle, hatten doch den Erfolg, daß 


— 


1 Nach einem Berichte der niederöfterr. Regierung vom 22. April 1790 
(Fasc. IV F in gen No. 495 ex Mart. 1792 N. Ö©.). Die radizierten Ge⸗ 
werbe wurden nad diefem Berichte aus dem Grunde nidt in das Ein- 
löfungsverfahren einbezogen, weil fie weder mit Rüdficht auf ihre Zahl 
noch auf ihre fonftigen Eigenſchaften eine erhebliche Hemmung der „in- 
duftriafen Aufnahme“ befürdten ließen; denn ihre Übertragung konnte 
nur gleichzeitig mit der Veräußerung jener Liegenfchaft erfolgen, auf der 
fie hafteten, die Folgen einer etwaigen Wertverminderung waren daher 
bier nicht fo bedenklich). 

2 So wurde eine Anfrage des oberöfterr. (Tiroler) Guberniums, wie 
mit Realgewerben im Falle von Konkurſen und Vermögendabhandlungen 
zu verfahren fei, durch Dekret vom 21. Fehr. 1788 dahin beantwortet, daß 
„wasmaſſen die Verkäuflichfeit der Gewerbe im politifchen Betradt immer 
ſchädlich ſeye“, .... niemald der Verkauf oder die neuerliche Belaftung 
derartiger Gewerbe bei Bermögendabhandlungen geftattet, vielmehr bie 
darauf baftenden Hypotheken „aus ftäbtifhen oder Gemeindsmitteln in 
einem billigen Brei ausgelöft“ werden follten. (Fasc. IV F in spec Fleiſch- 
bader No. 107 ex Febr. 1788 Tir.) 
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die großen Lücken in ber rechtlihen Regelung der ganzen In— 
ftitution Elar zutage traten. So mußte, jobald man fih von 
der Unmöglichleit überzeugt hatte, die Realgewerbe ſogleich 
mit einem Schlage zu befeitigen, den wirtſchaftspolitiſchen Er- 
örterungen eine Behandlung des Problems folgen, melde 
Stellung denn das geltende Privatrecht diefen Gebilden des 
gewerblichen Lebens gegenüber einzunehmen habe. 
Verhältnismäßig einfah lag die Sache bei den radizierten 
Gewerben, die in den öffentlichen Büchern eingetragen waren. 
Sie wurden jeitens der Jurisprudenz als unbewegliches Gut 
behandelt, machten einen Teil des Wertes jener Liegenſchaft aus, 
auf der fie hafteten, wurden gleichzeitig mit ihr veräußert, über- 
tragen und belaftet. Anders bei den einfad verkäuflichen Ge- 
werben, bei denen es an ſcharfen Merkmalen für eine Konftatierung 
der Realeigenſchaft regelmäßig fehlte, Auch das fir Nieder- 
öfterreich ergangene Dekret vom 22. April 1775* hatte bloß bie 
Behandlung der rabizierten Gewerbe geregelt, von den übrigen 
Gattungen der Nealgewerbe aber gänzlich gejchwiegen. Dieje 
Lücke wurde nun für Niederöfterreich in der Weife ausgefüllt ?, 
daß, abgejehen von den in der Gewähre® eingetragenen Gerechtig- 
keiten, ein Gewerbe nur dann für ein Realrecht zu gelten habe, 
wenn das Haus und die Gewerbegerechtigfeit abgejondert verkauft 
und dieſer Verkauf gerichtlich beftätigt worden jeit. Auf dieje 


Bal. oben ©. 311. 

® Hofdefret vom 15. März 1784 (Fasc. IV F in gen No. 257 ex 
Mart. R. Ö). Bol. auch die oben ©. 417. zitierte Verordnung vom - 
15. Januar 1784. 

® Unter „Gemwähre“ verfiand man bie Urfunde über den Eigentums, 
übergang einer Liegenſchaft. 

+ Eine Verordnung ber niederöfterr. Regierung vom 18. Nov. 1781 
hatte zwar verfügt, daß ein in die Gewähre nicht eingetragenes Gewerbe 
dann als Realgerechtigfeit anzufehen fei, wenn dasſelbe vom Jahre 1775 
an, in welchem die Begründung neuer rabizierter Gewerbe verboten worden 
war, rüdwärts gerechnet buch 32 Jahre immer von einem Gemerbe- 
treibenben der gleichen Gattung betrieben wurde. Allein das eben zitierte 
Hoflanzleidefret lehnte diefe Verfügung ab, weil auf dieſe Weiſe bie meiften 
32 Jahre alten Perfonalgewerbe die Nealeigenfhaft erlangt hätten. 
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Weiſe wurde in die Gejebgebung eine neue Kategorie von 
Realgewerben, die fogenannten „einfach oder eigentlich verfäuf- 
lien”, eingeführt !. Einer bücherliden Eintragung waren dieſe 
Gewerbe nur dort fähig, wo eigene Vormerkbücher (Stadt: 
urbarien) für fie beitanden. 

In den übrigen Erbländern aber beruhte die Behandlung 
der Niealgewerbe noch immer faft durchweg auf gemohnheitsredht- 
liher Bafis; die verjchiedenen Aufträge zur Befeitigung dieſer 
Geredhtigfeiten hatten daher bei den Behörden die größte Un- 
jicherheit hervorgerufen, und ließen es überhaupt fraglich erfcheinen, 
„ob die Handwerksgerechtigkeiten oder jogen. jura für Realitäten 
anzujehen und als ſolche einer Vormerkung im Grundbude 
fähig ſeyen“?. Die Hoflanzlei konnte diefe tief in dag Privat- 
reht einjchneidende Frage der bücherliden Behandlung der 
Realgewerbe nicht allein entjcheiden; fte erfuchte daher die oberfte 


ı In Wien gab es neben den radizierten, den verläufliden und ben 
fammergütifchen Bewerben übrigens noch eine vierte Art von Realgewerben, 
die zeffionarifchen, die ſich von den verkäuflichen dadurch unterjchteden, daß 
fie einer Berpfändung nicht fähig waren. Zur Regelung der Rechtsverhält⸗ 
nifje diefer Gewerbe erging ein Regierungsdefret vom 15. Dit. 1790, ab» 
geändert durch ein Hofdekret vom 17. Juni 1791 (vgl. Kropatſchek, Gefeke, 
welche den Kommerzialgewerben vorgefchrieben worden find 1. Bd. ©. 7).. 

9 Mit diefer Anfrage wandte fih 1787 der Laibacher Magiftrat an 
das inner- und oberöfterr. Appellationdgericht, das feinerfeit3 die Sache 
der Hoffanzlei zur Enticheidung vorlegte. Diefe holte zunädjft ein Gutachten 
des inneröfterr. Guberniums ein, indem fie auf den Widerſpruch aufmerf- 
fam madte, der zwifchen den neuen Grundfägen der Gemwerbeverleihung 
und der Anerkennung von Handwerksgerechtſamen als vormerkungsfähiger 
Realitäten beftehe.. Das Gubernium ſchloß fih in feinem Berichte dem 
Antrage der meiften Kreisämter feined Verwaltungsgebieted auf Beibehaltung 
des bisherigen Zuftandes an. Insbeſondere folle die Fähigkeit der Real⸗ 
gewerbe, bücherlich belaftet zu werden, feine Änderung erfahren. Bon all 
den Vorſchlägen zur Aufhebung der Realgewerbe entfpredhe den Anforbe- 
rungen der Gerechtigkeit und Billigkeit einzig und allein ber Antrag, fie 
nad ihrem Schägungswerte einzulöfen. Aber dad Gubernium getraue fi 
nicht, „auf die Summe von mehr denn einer Million den Antrag zu 
maden.” So bleibe nichts übrig, als die Perfonalbefugniffe allmählich zu 
vermehren, den Wert der Realgewerbe nad) und nad herabzufegen, von 
allen radikalen Maßnahmen aber Abftand zu nehmen (Ber. des Guberniums 
vom 29. März 1788; Fasc. IV F in gen No. 153 ex Majo 1788 3.8.) 
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Juſtizſtelle um ein Gutachten über die Vormerkungsfähigfeit der 
Handwerksgerechtſame. 

Es iſt bezeichnend für den Mangel an Klarheit, unter dem 
nod immer alle Erörterungen des Problems der Realgewerbe 
litten, daß das Gutachten ber oberften Juftizbehörbe! die Eriftenz 
von einfach verkäuflichen Gewerben mit feinem Worte berührte. 
Es ſcheidet alle Gewerbebefugnifje in zwei Gruppen: einmal die 
„Künfte, Gewerbe und Profeffionen“, deren Ausübung nur bie 
perfönlihe Geſchicklichkeit des Befugten vorausjege. Dieje Be- 
fugniffe hafteten „ihrer Weſenheit nad“ nur an der Perſon 
ihres Inhabers, ihre Übertragung, Verpfändung ſei daher aus- 
geſchloſſen. Anders ftehe es mit jenen Gewerben, deren Aus- 
übung eigene Werkftätten und Fabrifgebäube erfordere (Mühlen, 
Brau- und Wirtshäufer, Schmieden ufw.). Hier jei es möglich, 
daf der Bejig der Gebäude zur Ausübung des Gewerbes be- 
rechtige, daß das letere daher mit ber Liegenfchaft vererbt, ver- 
fauft, verpfändet werde. Da indes die Obrigkeit nach freiem 
Ermefjen befugt jei, auch in diefen Gewerbejweigen neue Be- 
fugnifje zu erteilen, und „dur Goncurrenz den Werth ber 
vorigen herabzufegen“, jo jei es Sache des Gläubigers, fich, wie 
bei allen anderen Realitäten, jo auch bei derartigen „Gewerbs- 
gebäuden“ um ihren Wert und die darauf gegründete Sicherheit 
zu kümmern. Unter biefen Umftänden könne e8 daher bei den 
bereits beftehenden, durch Gewohnheit eingeführten Vormerkungen 
fein Verbleiben haben, joweit es ſich dabei nicht um rein perfün- 
lihe Gewerbegerechtigfeiten handle. Mit diefen Grundjägen 
erklärte fih die Hoffanzlei denn auch einverftanden ?. 


Allein eine befriedigende, endgültige Löjung des ganzen 
Problems der Nealgewerbe war bamit nicht erreicht. Und doch 
ſchien fie unerläßlih, jhon mit Rückſicht auf die eben im Zuge 


1 Note vom 2. Mai 1788 (Fasc, IV F in gen No. 153 ex Majo 
1788 3. 8.) 

® Note an die oberfte Juſtizſtelle und Dekret an das nieberöfterr. 
Gubernium vom 13. Mai 1788 (zit. Aktenzeichen). 
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befindliche Reviſion des bürgerlichen Geſetzbuches. So verlangte 
denn — über Erſuchen der Kompilationshofkommiſſion — die 
Hofkanzlei von ſämtlichen Länderſtellen ein „ſtandhaftes Gut— 
achten“ über folgende drei Fragen!: „1. Ob die Gewerbe in 
Hinkunft wie vormals vererbt, verfauft und verpfändet werden 
folen? 2. ob die vorher als real betrachtete Gewerbe de prae- 
terito eine Einlöfung zu verlangen berechtiget find, wenn fie durch 
ein neues Gejeß alle jene Freyheiten verlieren follten, die fie zu 
Realeigenthum umgeftaltet haben? 3. wie endlich dieſe Ein- 
löfung am beiten einzuleiten wäre?“ 

Schon aus der ganzen Fyrageitellung ergibt fi, daß man 
noch ernftlih an eine Aufhebung fämtliher Realgewerbe im 
Wege einer Einlöfung derjelben dachte. Allein dieje Idee jcheint 
in den Berichten der Länderftellen faum eine entjpredhende Be: 
rüdfihtigung gefunden zu haben. Soweit fi) aus den wenigen, 
ung erhaltenen Gutachten jchließen läßt, erfuhr vielmehr das 
Inſtitut der Realgemwerbe feineswegs eine unbedingte Verurteilung?. 


I Das Folgende nad) dem Referatöbogen der Hoflanzlei vom 14. Rov. 
1789 (Fasc. IV F in gen No. 270 ex Jun. 1788 R. Ö.). 

2 Es fanden ſich bloß die Berichte der niederöfterr. Regierung (Fasc. 
IV F in gen No. 270 ex Jun. 1788 NR. O.), des mähriſch⸗ſchleſiſchen 
Guberniums (derf. Fasc. No. 132 ex Jun. 1789 Mähr.) und ber ob 
derennfifchen Regierung (derf. Fasc. No. 93 ex Sept. 1788 ob d. E.) Überdies 
werden in dem Referate der Hoffanzlei noch die Gutachten des böhmischen 
und des oberöfterr. Guberniums zitiert. — Die nieberöfterr. Regierung 
wiederholt im mwefentlichen bloß ihre früheren Verhandlungen und Anträge. 
Dagegen Steht die obderennfiiche Kandesftelle, die fih in ihrem Berichte auf 
die Gutachten des Advokatenkollegiums und der Kammerprofuratur ihres 
Verwaltungsbezirks ftüßt, ganz auf dem Boden einer ftreng konſervativen 
Jurisprudenz. Das Eigentum „als das vorzüglichite Kleinod, weſſentwegen 
fih die Völkerſchaften in eine Gemeinde eingelaffen . . . . Haben“, müſſe 
vor allem gefhügt, und fomit der Wert der vorhandenen Realgewerbe an- 
erfannt und aufredhterhalten werden. Die Rüdjiht auf diefe Grundfäge 
des „natürliden Rechts“ falle weit ſchwerer ind Gewicht, als jene Er 
mwägungen, die eine Aufhebung beftehender Zwangsvorſchriften, eine Stei⸗ 
gerung der Konkurrenz, eine Vermehrung gefhidter Meifter forberten. 
Schon jet leide Öfterreich ob der Enns an einer Überzahl von Handwerke⸗ 
leuten, vor allem in den Städten; an Konkurrenz fehle e8 daher nidt. 
Eine wirkliche Mohlfeilheit der Waren aber laſſe ſich angeſichts ber großen 
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Und jo fehlte es denn auch in den Beratungen der Hoffanzlei 
niht an Stimmen, die jede Änderung bes beftehenden Rechts- 
zuftandes ablehnten. 

Ein ſehr umfangreiches Gutachten erſtattete zumächit der 
Referent, Graf Herberftein-Moltke, der die Entſcheidung der aufs 
geftellten Fragen als maßgebend erklärte für die „Negulirung 
des jämmtlichen Bürgerftandes“, für die „Emporbringung oder 
Unterdrüdung eines großen Theils der Induſtrie'. Deshalb 
bezeichnet er die Berichte der Länderftellen als unzureichend, und 
zergliedert in eingehender Weiſe die Punkte, auf die es bei Be- 
antwortung ber geitellten Fragen anfomme. So entwidelt er 
ein förmliches Syftem der Gewerbepolitif auf einer unverkennbar 
fonjervativen Grundlage: Bon entjcheidender Bedeutung für 
eine gejunde Verfafjung des Staates erſcheint es ihm, daß die 
„Stufenleiter der Stände durch ein neues Kettenglied, die bürger- 
liche Familie“ vermehrt werde; und dies könne nur durch bie 
Vererblichkeit. der Gewerbe, durch ihre Fortpflanzung vom Vater 
auf den Sohn erreiht werden; und es gewährleilte dieſe Vererb- 
lichkeit vielleicht fiherer eine Verbefjerung und Verfeinerung ber 
Produktion, als die „jo allgemeine Verwirrung des jämmtlichen 
Burgerftandes und eine unbedingte Freyheit“. Freilich müſſe 
dabei an dem Grundjaße feitgehalten werden, „daß der Staat 
in feinem Falle . . . . zum Schaden des allgemeinen Beften die 
Anzahl der Gewerbe auf eine ſolche Art feitgejeget habe“, die 
einen Verzicht auf jede angemefjene Vermehrung der Gewerbe 
befugniffe bedeuten würde. Und wie die Vererblichkeit der Ge- 
werbe, jo gewähre auch ihre Verkäuflichkeit und Verpfändbarfeit 





Teuerung der Lebensmittel und der Nohmaterialien aud dur „Über- 
häuffung der Gewerbsmänner” nicht erzielen. Den Plan einer Einlöfung 
der Nealgewerbe aber, die mit „unendlichen Schwierigfeiten“ verknüpft ſei, 
lehnt die Sandesftelle ab. — Auch in Mähren, wo bod der Kampf gegen 
die Nealgewerbe jchon feit geraumer Zeit geführt wurde, hoben die Unter- 
behörden, und übereinftimmenb mit ihnen das Gubernium die Vorteile der 
Nealgewerbe jomohl für ben Krebit des Gewerbetreibenden ald für die 
Sicherheit des Publitums Hervor. Die Einlöfungsvorihläge diefer Ber 
hörben bewegen fich in dem Rahmen ber oft erörterten Anträge. 
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gewiſſe unverfennbare Vorteile, vor allem die Möglichkeit, auf 
diefem Wege die Kapitalskraft des Gemwerbeinhabers zu fteigern. 
Werde diefe Kapitalsfraft noch durch kaufmännische Fähigkeiten 
unterftüßt, To fei fie für die Spnduftrie von höchſter Bedeutung, 
und wohl wichtiger als die perjönliche Geſchicklichkeit des Meiſters, 
die fi ſehr wohl durch die Tüchtigkeit der Gefellen erjegen 
laffe. Oft genug könne man wahrnehmen, wie die beitbetriebenen 
Schreiner-, Magner- und ähnlichen Gewerbe „von einem fremben 
Manne, von einer Witwe” geleitet würden. Bei dem Verſuche 
aber, die Induſtrie Durch die „unbedingte Freyheit” emporzubringen, 
laufe man Gefahr, ſehr oft nur „Unverheirathete, Bettler und 
prefäre Gewerbsführer” zu erzielen. 

Auch die zweite Frage, ob überhaupt eine Einlöfung ber 
Realgewerbe ftattzufinden habe, entfcheidet der Referent nicht 
ſchlechthin, ſondern ſucht durch eine Gruppierung der Gewerbe 
nah verjchiedenen Gefichtspunften! die Möglichkeit einer biffe- 
renzierten Behandlung der einzelnen Gemwerbefategorien zu eröffnen. 
Che man endlih die Frage nah den Einlöfungsmodalitäten 
beantworte, müſſe man ein vollftändiges Verzeichnis aller Neal: 
gewerbe beiigen, eine genaue Kenntnis ihres Wertes und ihrer 
Wertveränderungen, eine Überſicht über das zu ihrer Einlöfung 
als Grundftod verwendbare Zunftvermögen. So ftellt denn ber 
Referent fchließlih den Antrag, über alle die von ihm auf 
geworfenen Einzelfrtagen unter Berückſichtigung der beigefügten 
Bemerfungen die Länderftellen neuerdings einzuvernehmen, um 
alle erforderlihen Grundlagen für eine gejetlihe Regelung ber 
Realgewerbe zu gewinnen. 

Den Beifall der übrigen Hofräte fand diefer Antrag freilich 
nit. Vor allem der Kommerzialreferent Freiherr von Degel- 
mann erklärte jede weitere Befragung der Länderſtellen für über- 
flüffig. Es handle fi zunädjft lediglich darum, für die Privat: 
rechtsgeſetzgebung zu beftimmen, was an den Gewerben Eigentum, 


ı Nach den Abſatzverhältniſſen, nach der Notwendigkeit beſonderer be⸗ 
hördlicher Überwachung, nad) den perſönlichen Anforderungen, die das einzelne 
Gewerbe an feinen Inhaber ftelle, uſw. 
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was bloße Befugnis ſei. Am angemefjeniten aber jei es, dem 
Eigentumsrechte, e8 möge dasjelbe num „hergebradht oder ge— 
ſchrieben“ fein, jo wenig nahe zu treten, „als es nur immer die 
Beziehung auf das allgemeine Beſte geftatte". Der Staat ver- 
fichere feinen Einwohnern dadurch ein „relatives” Vermögen von 
mehreren Millionen, er habe es nicht nötig, dasſelbe durch Ein- 
löfungen „in ein baares umguftalten, und dadurch ſich und 
andere zu belaften“, er gründe endlich durch die Möglichkeit, ein 
vorhandenes Gewerbe, wenigitens dem Werte nad, auf Witwen 
und Kinder zu bringen, den „Erwerbungsitand . ... feiter, als 
nicht durch leere Wortlaute von Freiheit und Concurrenz ge 
ichiehet“. So lehnt Degelmann die ganze “dee einer Einlöfung 
überhaupt ab, und ſchlägt für die zivilrechtliche Behandlung der 
Nealgewerbe eine Neihe von Grundfägen vor, welche dem ge- 
wohnheitsrechtlich entwidelten Zuftande auch geſetzliche Geltung 
zu verfchaffen fuchen, und neben den radizierten Gewerben auch 
die Realeigenſchaft bloß verkäuflicher Geredhtigkeiten anerkennen, 
mochte dieſe Eigenfchaft nun auf bejonderen Privilegien beruhen 
(wie bei den Kammerhändeln) ober durch Eintragung in die 
Stadt und Urbarbücher beftätigt fein. 

Mit diefem Votum erklärten ſich vier andere Mitglieder der 
Hoffanzlei vollftändig einverftanden, ein Beweis, wie ſtark die 
Eonjervativen Tendenzen auch bei der Hofitelle waren’. Allein 
die Anträge Degelmanns fanden einen entjchiedenen Gegner in 
dem Hofrate Grafen D’Donel, der fie weniger dem Grundfage 
nad befämpfte, als vielmehr mit Rüdfiht auf die bereits be- 
gonnene Reform ber Gewerbegejeggebung. Wenn die Aufhebung 
der gejchloffenen Zünfte nicht ftattgefunden hätte, wenn die Ver- 
mehrung aller Arten von Gewerben in einem Orte nicht lediglich 
in das Belieben des Magiftrats oder des Amtsvorftehers geftellt 
worden wäre, dann wäre man berechtigt, mit Degelmann die 
Befeitigung des bücherlihen Wertes der Gewerbe als einen 


Einer dieſer Hofräte, Baron Koller, ftellte fogar den Antrag, auch 
+ den für Wien ſchon begründeten Einlöfungsfonds wieder aufzuheben. 
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Eingriff in das Eigentumsrecht, als eine „Herabwürdigung“ des 
Vermögens der Untertanen anzufehen. Nachdem aber einmal — 
fei e3 nun zum Nußen ober Schaden der Allgemeinheit — der 
frühere Rechtszujtand geändert worden fei, hebe ein Gejeg, das 
den Gewerben ihren bücherlihen Wert abjpredhe, diefen Wert 
nicht erjt auf, jondern ftelle den Darleiher oder Käufer nur 
gegen Irrtum fiher. Denn ein Irrtum fei es, zu glauben, dap 
ein Gewerbe noch einen Wert behalte, wenn man die Befugnis 
zu einem gleichen Gewerbe unentgeltlich erlangen fünne. Aus 
den erwähnten, längſt voraudgegangenen Anordnungen, die 
bereit3 eine Wertverminderung der Gewerbe zur Folge gehabt 
hätten, leitet D’Donel auch die KKonjequenz ab, daß von einer 
Einlöfung der Realgewerbe feine Rede jein fönne!. Für ihre 
legiglative Behandlung jeien vielmehr in der Hauptſache jene 
Grundſätze anzunehmen, welche die oberfte Juſtizſtelle geäußert 
babe?: nur bei den radizierten Gewerben fei, eben wegen ihres 
unzertrennliden Zuſammenhangs mit der Liegenjchaft, die Mög: 
lichfeit einer Belaftung, einer Veräußerung einzuräumen, doch 
braude auch von ihrem Beſtande das Grundbuch feine Notiz zu 
nehmen, da es ja für den Wert der Realität nicht hafte. 

Es ift aus den Akten nicht erfichtlich, in welcher Weife bie 
Frage weiter verfolgt wurde; denn ein Ratsbeſchluß fehlt?. 
Höchſtwahrſcheinlich ließ man fie zunächſt vollftändig unerledigt, 
denn die dargeitellte Diskuſſion fiel in die legten Tage des 


ı „Soll der Staat“, fo argumentiert er überdies, „den Gewerbömann, 
der darunter leidet, entfchädigen, welche Grenzen werden die Grunbobrig- 
feiten, welche durch das Urbarialfyftem die Hälfte ihrer Einkünfte einbüßen, 
ihren Entfhädigungsanfprüden jeßen, und die Gläubiger dieſer Grund» 
obrigfeiten, welche ihre durch die vorige Verfaſſung garantierte Hypotheken 
verlieren ..... .?“ 

2 In ihrer Note vom 2. Mai 1788. Dal. oben ©. 441. 

3 Insbeſondere ift auch nicht erfichtlic, ob etwa der vom Bizepräft- 
denten Freiherrn von Kreßl geftellte Antrag angenommen wurde, die Gut⸗ 
achten Degelmannd und D’Donels zunädft der oberften Yuftizftelle bezw. 
der Kompilationsfommiffion zur Äußerung mitzuteilen. Auf den Mangel 
einer Erledigung deutet aud die Hegiftratursbezeihnung: No. 270 es 
Jun. 1788. 
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Jahres 1789 und in den Januar 1790, in eine Zeit, in ber 
alsbald andere, prinzipiell weit bebeutungsvollere Probleme die 
ganze Aufmerkjamkeit der Hofftelle in Anſpruch nehmen jollten. 
Was aber dieſe Erörterung, trogdem fie ergebnislos verlief, für 
die Gefchichte der Gewerbepolitik höchſt intereſſant erſcheinen läßt, 
das ift der Umftand, daß fie ganz deutlich jene Gegenftrömung 
zum Ausdrude bringt, die fi in den legten Negierungsjahren 
Joſephs II. gegen defjen Gemwerbepolitit auch bei der Hofkanzlei 
geltend machte. Graf Herberftein-Moltke, und noch entſchiedener 
Degelmann nehmen in ihren Gutachten Stellung gegen die „allzu 
unumfchränfte Freyheitseinführung“, und diefe Anfichten finden 
vielen Beifall. Ganz ſcharf laſſen fi in den Anträgen Degel- 
manns bie Umriſſe jener Politik erkennen, welche die Reaktion 
nad Joſephs Tode zur Geltung brachte: Regelung ber privat» 
rechtlichen Seite des Problems der Nealgewerbe unter An— 
erfennung aller bejtehenden Realrechte und Schuß ihres Wertes. 
Dagegen zeigt das Gutachten D’Donels, das die Konjequenzen 
aus der Joſephiniſchen Gemwerbepolitif zieht, im weentlichen die 
Grundzüge jener Politik, die nad Überwindung der Reaktion 
allgemeine Anerkennung erlangte: Einfhränfung der Zahl der 
Realgewerbe und Berminderung ihres Wertes durch Fortjegung 
der Joſephiniſchen Zunftpolitif. Keine der beiden Anfichten aber 
will von einer Einlöfung etwas wiſſen: Die erjtere deshalb, 
weil fie den Wert der Nealgewerbe anerkennt und ihn zu erhalten 
bejtrebt ift; die zweite aber darum, weil fie einen Anſpruch der 
Inhaber von Nealgewerben auf eine Entſchädigung prinzipiell 
negiert. 

Es find zwei grundverſchiedene Auffafjungen über die Auf- 
gaben ber Gewerbepolitit, die hier einander gegenüberftehen, 
Auf lange Zeit hinaus ſollte der Gegenfag dieſer Anſchauungen 
den Verhandlungen über die Reform der Gewerbegejeggebung 
den Stempel aufdrüden. 
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Sechſtes Kapitel. 


Der Kampf gegen Marktbeſchränkungen und 
Sreistazen. 
(Die Bejeitigung der letzten Beſchränkungen des Lebensmittelmarktes 
©. 448. — Die Bedeutung der Preistaren und ihr Zuſammenhang mit 
der Gemwerbeverfaffung S. 452. — Die erfte Periode des Kampfes gegen 
die Satungen (1781—1783): a) Die Berhandlungen über die Regulierung 
der Wiener Brotjagung 1781 S. 454. — b) Die Aufhebung der Fleifd- 
taren in Böhmen und Laibach, dann der Fiſchſatzung in Wien S. 462. — 
Die zweite Periode ded Kampfes gegen die Satungen (1787—1790): a) Die 
Aufhebung der Fleilherzunft in Brünn und die Bejeitigung aller Fleifch- 
taren mit Ausnahme der Kindfleifhfagung S. 465. — b) Die Änderungen 
in dem Syſteme der Wiener Brotjagung ©. 408. — c) Verſchärfung des 
Gegenfates zwifchen der Politit des Kaifers und den Anſichten der Be- 
börden S. 476. — d) Zufammenbrud der Joſephiniſchen Lebensmittel. 
politif ©. 478.) 


Ging, wie ſchon wiederholt erwähnt wurde, die Sojephinifche 
Gemerbepolitif von der Auffaſſung aus, daß nur die größt- 
mögliche Konkurrenz im inneren Berfehre die der Wirtfchafts- 
lage allein angemefjenen Preiſe hervorbringen fünne, fo mwurbe 
diefer Grundjag auf feinem anderen Gebiete der öffentlichen 
Verwaltung mit der gleichen Konfequenz zur Geltung gebradt, 
wie auf jenem der Lebensmittelpoliti. Schon unter Maria 
Therefia hatte die StaatSverwaltung hier mit einjchneidenden 
Neformen begonnen: Joſeph II. jeßte fie mit der ihm eigenen 
Kücjihtslofigkeit fort. Und da es fi) Hierbei um Maßregeln 
handelte, welche die Eriltenz eines großen Teiles der ſtädtiſchen 
Bevölkerung in ihrem inneriten Kerne berührten, und deren un- 
mittelbare Folgen dem Publikum tagtäglich vor Augen traten, 
fo ift es begreiflih, daß die allgemeine Unzufriedenheit, bie ſich 
am Schluſſe der Regierung des Kaifers fait der ganzen Bevöl⸗ 
ferung bemädtigt hatte, gerade in der Lebensmittelpolitif jene 
Angriffeflädde fand, an welcher der Sturm gegen feine ganze 
Wirtſchaftspolitik einſetzte. 

Jener Kampf, den ſchon ſeit der Mitte der 70er Jahre die 
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Staatsverwaltung gegen die Verfaffung des Wiener Lebensmittel- 
marktes geführt hatte*, war 1780 noch lange nicht beendet, nicht 
einmal zum Stillftande gelangt. Die mit dem Thronwechſel 
verbundene Änderung der Wirtjehaftspolitit mußte auch bier zu 
einer neuerlichen prinzipiellen Erörterung ber Frage der Markt- 
organifation Beranlafjung geben. Schon anfangs 1781 forderte 
denn auch die Hoffanzlei von der nieberöfterreichifchen Regierung 
ein Gutachten über die Verfafjung des Lebensmittelmarktes in 
Wien, und warf dabei die entjcheidende Frage auf, ob man nicht 
zur Erzielung einer größeren Wohlfeilheit die Nefte der alten 
Marktordnung (den Marktfonds, die Polleten, die Marktauffeher) 
gänzlich befeitigen, und jedem bie völlige Freiheit einräumen 
folle, „zu kaufen und zu verkaufen, wie er will und kann“ ?. 

Der Wiener Magiftrat wie die niederöſterreichiſche Regierung 
fanden in ihren Berichten noch immer auf Seite der zünftigen 
Viftualienhändler, deren Monopol fie wenigitens teilmeife zu 
verteidigen juchten, ohne ſich im übrigen in ihren Vorjchlägen 
zur Regelung des Marktwejens in Übereinftimmung zu befinden. 
Unter dem Einfluffe der allgemeinen, im Publikum verbreiteten 
Auffaffung machten ſowohl die genannten Behörden, als ver 
Vizeftatthalter® und der Korreferent der Hofkanzleit die Frei- 
gabe des Wiederverfaufs verantwortlih für die eingetretene 
Preisfteigerung der Marktwaren?. Die Zügellofigteit der 

! Bat. oben S. 280 fg. 

2 Die unmittelbare Veranlafjung zw diefem Auftrage bildete eine 
Hofbefchwerde der bürger!. Kaſeſtecher über die Konkurrenz der Polleten- 
leute. Das folgende nad) dem Vortrage ber Hoflanzlei vom 22. Sept. 1781 
(Fasc. IV F in spec Stammerhandel No. 252 ex ar 1781.08. — 
St. R. No. 1886 und 2304 ex 1781). 

® Er gab ein eigenes Gutachten ab, in —— er die Anzeige eines 
Markttommiſſars, betreffend die „Unfüge der Polletenweiber“, einbegleitete. 

Es ift Hofrat von Gold. Sein Separatvotum findet ſich im 
Kart, IV E 11 No, 165 ex 1781 9. O. 

5 Sehr interefjant mit Nüdfiht auf das Verhalten der Hoffanzlei in 
denfelben Fragen um nur acht Jahre fpäter find bie Bemerkungen, die fie 
in bem zitierten Bortrage der Bedeutung von Klagen des Publitums 
widmet: „Nach bieöfeitigem Ermeſſen ift bey öffentlien Anftalten die 
Klage des Publifums nie auch nur der geringfte Beweis; vielmal und 

Pridsam, Oferreld ife Gewerbepolitit L. 29 
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Polletenleute habe den Vorkauf aufs höchfte getrieben und oft 
genug zu förmlichen Verfteigerungen der Feilſchaften an den 
Linien Wiens geführt. Der Vizeftatthalter verlangt daher direkt 
die Wiedereinführung der alten Marktordnung mit ihren bie 
Freiheit des Marktbeſuchs jo ſcharf bejchräntenden Vorfchriften. 
Und ähnlich Tauteten die Anträge der niederöfterreihiichen Ne 
gierung. 

Gegen dieje reaftionären Beftrebungen wendet fi die Hof- 
fanzlei zunächſt mit einer ausführlichen Darftelung der Markt⸗ 
politit der legten Jahre. Schon vor Freigabe des Wieder: 
verkaufs hätten Ablöfer in beträcdhtliher Zahl den damals nod 
verbotenen Zwiſchenhandel betrieben. Seit der Freigabe des 
Marktverkehrs habe eine Vermehrung diefer Zwifchenhändler um 
210 Berjonen ftattgefunden; dieſem Umſtande könne die Schuld 
an der eingetretenen Preisfteigerung nicht beigemeſſen merben. 
Nah den „wahren Commerzialgrundjägen“ fei eine Verteuerung 
der Waren doch nur infofern möglich, ald der Zufammenfluß 
derfelben vermindert werde. Die Folge einer gefteigerten Kon- 
furrenz im Wiederverfaufe könne nur bie fein, daß den Land- 
leuten die Mühe und der Zeitverluft beim Selbftverlaufe ihrer 
Produkte erjpart bleibe; um jo mehr Zeit und Kraft bleibe 
ihnen zur Steigerung der Probuftion!. Die Marktlommifläre 


meiftens ift das gemeine Volk nicht vermögend, die Abſichten einer neuen 
Anordnung einzufehen, vielmehr ſchreyt es gegen eine Anftalt bloß, weil 
es an das Alte noch zu fehr gewöhnet ift; vielmal wird es one Über 
fegung zu Beſchwerden durch diejenigen verleitet, die eben bey einer neuen 
Anftalt felbft zum Nuten des Publikums ihre Rechnung nicht finden; 
und das ift bier der Yall.. . . über unzählige ber beiten Berordnungen 
ift allgemein ungegründete® Gefchrey von jeher unter dem Volke entftanden, 
und wenn bie Befeggebung ſolche unbefcheidene Volksklagen für einen Be 
weis annehmen müßte, daß ihre Verfügungen ſchlecht gewefen, fo würde fie 
folde alle Tage widerrufen müßen.“ 

1 Dagegen macht ber Korreferent allerdings die nicht unrichtige Be 
merkung, daß der Landmann, der auf dem Markte feine Ware geſchwind 
an die Zwiſchenhändler verlauft habe, den Neft der Zeit im Wirtshauſe 
zubringe. Seine Hauswirtfhaft gewinne nichts dabei, am menigften das 
Publikum, fondern bloß die Frätichler. Übrigens wendet er ein, es fei ja 
auch ein Kommerzialgrundfaß, jede Ware foviel als möglich aus ber erften 
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hätten daher, wie ſchon 1775 angeorbnet worben fei, bloß darauf 
zu adten, daß die MWiederverfäufer feine Waren verjchleppten 
und verftedften; dann werde e8 für das Publifum um fo vorteil- 
bafter fein, je größer die Zahl der Zwifchenhändler werde: „denn 
viele Verkäufer machen wohlfeilen Markt, und gegen dieſe Wahr- 
heit gilt fein Widerfpruch, weder derer von Wien, noch der 
Negierung”. Aber felbft wenn man „auf einen Augenblick zugebe”, 
daß diefe allgemeinen Säge in Wien umgekehrt wirkten, fo könne 
doch eine Folge der Ausfhließung alles Zwifchenhandels nur die 
fein, daß das Publitum auf Koften der Urprodugenten eine Ver: 
billigung der Feilfhaften erlange, ein Ergebnis, das eine ein- 
feitige Bevorzugung der vermögenden Bewohner der Nefidenzftabt 
gegenüber den armen Landleuten bedeute. Die Urſachen der 
dermaligen Teuerung, deren Eriftenz nicht einmal erwiefen ei, 
dürfe man nicht in der Vermehrung der Zwiſchenhändler, ſondern 
in der Steigerung der Bevölkerungszahl Wiens juchen. 

Von einer neuerlichen Beſchränkung des Marktverfehrs könne 
daher feine Rede fein; fie würde im Widerſpruche ftehen mit der 
vom Kaifer „öfters fo ernftlich gebotenen allgemeinen Handlungs- 
freiheit”, fie würde „wider alle Handlungs- und Polizey:Grund- 
ſätze laufen“. Die „eminente" Majorität der KHoflanzlei be- 
antragt daher, den Markthandel gänzlich freizugeben, ba die 
Zahl der Zwifhenhändler von der Gejeggebung niemals mit 
Sicherheit beftimmt werden könne, und fi, wie die aller anderen 
Handelsleute „dur die Möglichkeit des Fortlommens“ felbit 
regulieren müfje. Auch die Polleten und die für ihre Erteilung 
eingehobenen Abgaben jollten abgejchafft werben; für bie Orb- 
nung auf bem Markte und bie Überwachung der Lebensmittel 
babe die Marktaufficht zu forgen. 

Diefe Anträge fanden im weſentlichen die Zuftimmung bes 
Staatsrats! und die Genehmigung des Kaiſers. Nur die Polleten 





Hand zu Faufen. Es Handle ſich emdlich „nicht fo viel um Commercial- 
grundſahe ald um Polizeyanftalten‘. Die Frage fei hier: durch was für 
Volizeianſtalten Lönne man das Hiefige Publikum billiger leben machen. 
St. R. No, 2304 ex 1781. 
29* 
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und die mit ihnen verbundenen Taren wurden auch fernerhin 
beibehalten!. 

Was hier fpeziel für den Lebensmittelmarft Wien verfügt 
wurde, erfuhr einige Jahre fpäter allgemeine Ausdehnung auf 
den ganzen Marktverkehr in dem bereits zitierten Zirkulare von 
1786 ?, das allen noch irgendwo beitehenden Vorzug im Kaufe 
oder Verkaufe (Vorlauf) auf Jahr: und Wochenmärkten aufbob 
und jedermann das gleihe Recht einräumte, „Victualien, robe 
Materialien, ganz und halb fertige Waaren nad jedes Orts 
Marktbefugniß zu erfaufen und verlaufen“. 


Der Plan einer Aufhebung aller auf dem Lebensmittelmarfte 
im weitelten Sinne bejtehenden Beſchränkungen forderte in feinen 
Konfequenzen noch einen weiteren Schritt: die Bejeitigung ber 
in den Nahrungsinittelgewerben feit alterSher geltenden Preis- 
taren oder Satzungen. Auch fie waren als Erbftüd der ftäbti- 
ſchen Wirtichaftspolitif vom merkantiliſtiſchen XTerritorialftaate 
übernommen worden und follten eine möglichſt vollftändige Be- 
darfsdedung des ftädtifhen Publikums zu angemefjenen Preifen 
gewährleiften. Sm Zufammenhange mit dieſer Einrichtung hatte 
fih denn auch bei den Approvifionierungsgewerben länger als 
auf einem anderen Gebiete des Zunftlebens die Auffaffung ber 
zünftigen Gewerbe als Ämter erhalten®, die Vorftellung, daß 
die Verleihung des Gewerbes nicht nur zur Ausübung besfelben 


ı €8 ift dies dieſelbe Entfchließung, die ben oben (S. 429 Anm, 1) 
befprochenen Borichlag Geblers auf Einlöfung der Biltualienlammergemwerbe 
aus dem Polletenfonds der Hoffanzlei zur Begutachtung übermwies. 

2 Zirfulare vom 27. Dezember 1786. Vgl. oben S. 384. Bier mag 
au das Zirkulare vom 27. Februar 1788 Erwähnung finden, das ben, 
namentlich in den Subetenländern vielfadh üblichen obrigkeitlichen Getränke⸗ 
zwang aufhob, und den Untertanen den Bezug der Getränke — ſowohl zum 
eigenen Gebraude, ald zum Ausſchanke — freiftellte. (Vgl. Kopetz, Ge 
werbsgeſetzkunde I S. 245.) 

8 Diefe Auffaflung wurde namentlich feitend der gemeinredhtlichen 
Jurisprudenz vielfad vertreten. Vgl. Bruber, Die Behandlung ber 
Handwerkskorporationen ufw. in der Zeitſchr. f. d. gef. Staatswiflenid. 
1880 6. 491. 
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berechtige, jonbern auch verpflichte, und zwar unter Beobachtung 
der von der Obrigfeit für die Erzeugnijfe jeweils feitgejegten 
Preife. Nicht nur dem einzelnen Meifter obliege dieſe Pflicht, 
ſondern die Zunft als Genofjenichaft habe für die ausreichende 
Bebarfsdedung des Publikums unter den ihr von der Obrigkeit 
vorgefehriebenen Bedingungen zu haften. Es konnte freilich nicht 
ausbleiben, daß die Behörden wiederholt mit den ſelbſtbewußten 
ſtädtiſchen Zünften (vor allem den Bädern und Fleiſchhauern) 
in fcharfen Konflikt gerieten, wenn anläßlich einer Teuerung die 
Preistaren den Handwerkern den gewohnten Gewinn nicht ab» 
warfen und die Meifterfchaften mit der Einftellung ihrer Gewerbe 
drohten!, Allein der Zufammenhang der Sagungen mit dem 
ganzen Syfteme der Gemwerbeverfafjung machte jede durchgreifende 
Reform auf diefem Gebiete außerordentlich ſchwierig. 

Eine Verpflihtung zur ausreichenden Verforgung bes 
Publikums in jenen Preifen, welde die Behörde angemefjen 
fand, könne, fo argumentierte man allgemein, von den Gewerbe» 
treibenden nur dann übernommen werden, wenn ihnen die Staats: 
verwaltung auch einen entiprechenden Gewinn und ausreichende 
Nahrung fichere?. Daher fam es, daß ji) bei den Approvifio- 
nierungsgemwerben durchgängig die Gefchlofjenheit der Meifterzahl 
erhalten hatte®, die ihrerfeits wieder als notwendige Folge die 


1 &o gab es z. B. in Wien unter Maria Therefia jaft unaufhörlic, 
Kämpfe der Behörden mit den Fleiſchhauern, und bie Kaiferin griff ge» 
legentlich auch perfönlic in den Streit ein. Solche Differenzen entftanden 
1743, 1748, 1763—65, 1769; im Jahre 1771 wurde fogar, obwohl erfolglos, 
die Fleiſchausſchrotung in Wien ganz freigegeben (die Akten im Fasc, IV 
F in spec Fleifhhauer N. Ö.). Auch in Laibach wurde 1777 ähnliches 
verfügt (St. R. No, 1741 und 2153 ex 1777), 

® Diefe Anfiht wurde vielfah auch in der zeitgenöffifchen Literatur 
vertreten. Vgl. 3. B. Schloffer im den Ephemeriden der Menjchheit 
1. 8b. 1776 2. St. S. 124. 

Noch 1767 war z. B. in Böhmen eine Verminderung der Zahl der 
Fleifhhauer verfügt worden. Der Einkauf des Schlachtviehs follte fortab 
nicht von jedem Meifter einzeln, fondern durch die „gefammte Innung mit 
vereinigten Kräften und Verlag“ vorgenommen werben. (St. R. No. 1917 
ex 1767) 
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Realeigenſchaft der Gewerbe mit ſich bradte. So war das ganze 
Satungsiyitem eng mit der Gewerbeverfafiung verfnüpft: an dem 
einen rütteln hieß auch die andere in Frage ftellen. Und obwohl 
baher die Mängel des Satzungsſyſtems, die Schwierigfeit, Den 
der Marktlage jeweilg entjprechenden Preis genau zu berechnen, 
längft anerfannt waren, fo konnte boch von einer Aufhebung ber 
Saßungen nicht die Rede fein, wollte man fich nicht gleichzeitig 
des Vorteils berauben, eine beitimmte Zahl von Gewerbetreibenden 
auch zur ficheren Verforgung des Publilums mit den Waren 
feines dringendften täglichen Bedarfs zwingen zu können, wollte 
man nicht anderjeit3 das fchwierige Problem einer Vernichtung 
von Realrechten auch auf diefem Gebiete aufrollen. 

Joſeph II. überwand leicht derartige Bedenken: bald nad 
feinem Regierungsantritte ſprach er die beftimmte Abficht aus!, 
neben anderen wirtichaftlihen Reformen auch die Aufhebung 
aller Preisfagungen durchzuführen. Allein jeine Behörden waren 
fih der Schwierigkeiten wohl bewußt, die eine derartige Maß- 
regel gerade bei den Appropifionierungsgewerben bot; unb fo 
zieht fih denn durch die ganze Regierungszeit des Kaiſers ein 
immer mehr verjchärfter Kampf zwiſchen dem Monardden und 
der Hoflanzlei um die Grundfäge diefer Lebensmittelpolitik. 


Den Ausgangspunkt des denkwürdigen Kampfes bildet 
der Verjuch des Kaifers, die in Wien für das Gebäd beftehende 
Sagung aufzuheben. Diefer Umftand fowie die Bedeutung, 
welche die Brottaren auch weiterhin in der Geſchichte der Wirt- 
fhaftspolitit behaupten, mögen es rechtfertigen, wenn zunädft 
in aller Kürze auf Grund des vorhandenen Aktenmaterials ein 
Überblid über die damals zur Verforgung Wiens mit Gebäd 
beftebenden Einrichtungen gegeben wird. 

Die Zahl der Bäder Wiens belief fih 1783 auf 126; 
barunter befanden fich fünf Hofbefreite, die Gewerbe der übrigen 


ı Sanbfchreiben vom 14. Januar 1783 (zit. bei Hod-Bihermann, 
Der öfterr. Staatärat S. 551). 
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waren radiziert. Die für das Gebäd geltende Sagung, deren 
Vorſchriften aus dem Jahre 1696 herrührten!, beftand im weſent · 
lichen in folgendem: Allmonatlih wurde für jede ber Haupt- 
gattungen des Gebäds (Eierbrot, Mundjemmel, ordinari Semmel, 
Rohlenbrot? & 1 Er. und 6 kr., Roggenbrot) unter Verwendung 
eines beftimmten Schlüffels das Gewicht mit Nüdficht auf ben 
der Marktlage entiprechenden Körner» oder Mehlpreis beftimmt® 
und für viefe Sapung bie faiferlihe Genehmigung eingeholt. 
Es beftand dabei die Tendenz, den Gewinn ber Bäder und 
Müller beim NRoggengebäd möglichit gering ausfalen zu laſſen 
und dafür jenen beim Weizengebäd zu erhöhen. Den Bädern 
war die Verpflichtung auferlegt, zur Sicherſtellung bes ſtädtiſchen 
Bedarfs ftetS einen einmonatlien Vorrat an Mehl zu halten; 
daher konnte auch die Beſtimmung der Satzung für jeden 
folgenden Monat mit Rückſicht auf die Mehl- und Körnerpreife 
des laufenden Monats erfolgen. — Die ſtädtiſchen Müller wurden 
in die Grubenmüler und Grügelmüller unterſchieden; die legteren 
verkauften jedod nur Kochmehl und kamen daher bei der Be- 
ftimmung der Preife für das Badmehl nit in Betracht. 

Den Hauptjehler der Satzung findet 1781 die Hofkanzleis 
darin, daß „nach folder bey wohlfeilen Körnerfäufen der Gewinn 
für Müller und Bäder zu gering ausgemefjen ift, und dagegen 





1 Brobfagungs- und Beden-Orbnung vom 23. Oftober 1696, republ. 
den 5. April 1702 (Cod. Austr. I ©. 226 fg.) 

® Pohlmehl ift nad Adelung (Wörterbuch 1808 Bd. III S. 808) die 
mittlere Sorte des Mehls zwifchen dem feinften Griesmehle und der Grieökleie. 

® In der Stadt Wien — nicht aud auf dem flachen Lande — hatte 
die Behörde die Option, die Satzung nach den Körnerpreifen, ober auch, 
wenn die Mehlpreife günftiger waren, nad) diejen zu beftimmen. 

+ Urfprünglih waren die Bäder zu einem dreimonatlihen Borrate 
verpflichtet. In der Vorftellung des Grafen von Pergen aus dem Ende 
des Jahres 1789 ift, wohl irrtümlich, von einem halbjährigen Vorrate die 
Nebe. (Vgl. unten S. 479.) An widerſprechenden Behauptungen über bie 
Einriätung der Sayung fehlt es auch font in ben Berichten nicht; bie 
nieberöfterr. Regierung erflärt 1781 geradezu, daß ihr bie Orundfäge der 
Sapung „unbefannt“ feien. 

5 Bortrag vom 17. März 1781. gl. unten ©. 457 Anm. 1. 
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bey Auffteigung dieſer Preife von 1 bis zu 4 fl. vom Metzen 
Weizen fih allemal 5 und 6fach vergrößert, wodurch Müller 
und Bäder natürlicherweife verleitet werden, eine Theuerung, 
die ihnen jederzeit jo gut zu Statten kömmt, zu wünfdhen, und 
wie es ihnen als den Hauptabläufern leicht ift, dieſe entitehen 
zu machen”. In diefem Punkte ging ihr Intereſſe geradezu mit 
jenem der Getreidehändler parallel. Die Beftimmung der Satung 
nach den Marftpreifen des Getreides krankte noch an einem großen 
Übel. Der Umftand nämlih, daß neben der bandgräflichen 
Gebühr, die an den Linien zu entrichten war, ein weiterer Auf- 
flag von dem Getreide auf den Marktplägen gefordert wurbe, 
verdrängte den Getreidehandel troß aller Verbote von den Haupt- 
märften, und jo fam e8, daß bei Beitimmung der Brotjagung 
niemal3 die Gejamtmenge des in der Stadt zum Verkaufe 
gebrachten Getreides die Grundlage bildete!. 

Auch die Errichtung eines Kornmagazing in der Stabt, Die 
dem Magiftrate immer wieder zur Pflicht gemacht wurde, ver- 
mochte bei Mißernten feine ausreichende Hilfe gegen Brotmangel 
und die damit immer unfehlbar verbundenen Unruhen zu 
gewähren. Es galt ald Teuerung, wenn das Satungdgewicdht 
des Noggenbrot3 unter vier Pfund herabfiel; in diefem Falle 
batte nach der Sinftruftion von 1774 der Magiftrat den Bädern 
aus dem ftäbtifchen Magazine mit billigerem Korne auszubelfen. 
Die Verſuche, diefe Sagungsvorjchriften entſprechend zu re 
formieren, wurden übrigens von der Hoflanzlei ſchon ſeit dem 
Beginne der fiebziger Jahre betrieben, jcheiterten jedoh 1775 an 
dem MWibderftande der Bäder und der mit ihnen verbündeten 
Unterbebörden. 

Schon zu Anfang des Jahres 1781 ergriff Joſeph II. die 
Gelegenheit, der Hoflanzlei den Auftrag zur Befeitigung dieſes 
ganzen Satzungsſyſtems zu erteilen. Bei der bermaligen 





ı Note ded Grafen Zinzendorf ex 1785 über die eventuelle Aufhebung 
der Bäderzunft. (5. unten S. 468.) 

2 In der Entſchließung auf den Vortrag vom 26. Januar 1781 betr. 
die Firierung der Mehl-, Brot- und Grießlereifagung für den Monat 
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„Eynofur“, jo erklärte er ber Behörde, könne man unmöglich 
Unterfchleife und Bevorteilungen bintanhalten, und Bäder und 
Müller hindern, aus der Bebrüdung bes Publikums ihren 
Nugen zu ziehen. Die „natürlihfte Verfaffung“, die aud in 
anderen Staaten mit Erfolg beobachtet werde, ſei es vielmehr, 
wenn man jedermann ohne Beſchränkung geftatte, „Mehl und 
Brod von aller Gattung, Größe und beliebigen Gewicht, nur 
unter der Aufficht der Poligey, damit für den Gejundheits- 
Stand feine Gefährde ſich ergebe, frey auszubaden und zu ver- 
faufen”; wenn man ferner bie freie Einfuhr des Landbrots in 
die Stadt erlaube und ben Handel mit, „Mehl, Grieß und 
Grüzlerey - Gattungen“ gänzlich freigebe. „Bey diefer freyen 
Concurrenz würde am fiderften das Publicum die mohlfeilften 
Preiße immer erhalten“. Zwei Schwierigkeiten könne man dabei 
freilich nicht überfehen: ‚die „in Betracht kommenden Anftände 
wegen des Eigenthums der verfteuerten bürgerlichen Gewerber“ 
und den Verluft jener Sicherheit in der Verforgung des Publikums, 
welche das geltende Syitem immerhin gewährleiftete. Der erfte 
Anftand aber laſſe ſich „dur eine billige Entfhädigung“, der 
zweite „ganz gewiß“ dadurch beheben, daß man ben Termin der 
Befeitigung aller Satzungsvorſchriften ſechs Monate vorher ver- 
fünbe, 

Jene beiden Momente, die einer Aufhebung der Brottaxen 
im Wege ftanden, find in dieſer Entſchließung ſcharf bezeichnet: 
die eventuell eintretende Notwendigfeit, die Bäder bei Freigabe 
des Gewerbes für die Vernichtung des Wertes ihrer Nealgerechtig- 
feiten ſchadlos zu halten, und der Verluft einer. fiheren Ber- 
forgung des Publitums. Das erftere Problem wurde jeitens 
der Behörden in ihren Berichten zunächſt noch nicht berührt. 

Um fo deutlicher ſpiegeln dieſe Berichte!, jo wenig fie aud) 
die Mängel des geltenden Satzungsſyſtems leugnen, die Furdt 





Februar (Kart. IV E 12 No. 245 ex Jan. 1781 N. Ö.; St. R. No, 202 
ex 1781). 

4 Die folgenden Zitate nach dem Bortrage ber Hoffanzlei vom 17. März 
1781 (Kart, IV E 12 No, 424 ex Mart. 1781 N. Ö.). 
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der Behörden wieder, daß feine Aufhebung bie erhoffte vorteil» 
bafte Wirkung nicht nach fich ziehen würde. Ramentlich ber 
Magiftrat warnt ängftlih vor jeder Neuerung. Und auch bie 
Regierung meint: „Solange da8 Handwerk der burgerlichen 
Bäder und ber fogen. Grießmüller beftehe, jey wenigſtens allezeit 
jemand verbunden, das Publicum zu verjehen, und fie könnten, 
wenn fie es nicht gutwillig thun, hierzu von der Obrigkeit ver- 
balten werben, weil fie deswegen bey ihrem außfchließenben 
Rechte erhalten, und gegen Stöhrerei und Profeffions- Eingriffe 
gefchüizet werben. Die fünftigen Unternehmer des Mebl- und 
Brodverlaufes, welche wegen der allgemeinen Freyheit mit feinem 
ausſchließenden Rechte verjehen werden, können aber feine joldhe 
Schuldigkeit auf fi nehmen, und ſich zu feiner foldden alle 
maligen und binlänglichen Berfehung des Publicums verbinden, 
weil fie niemals auf einen ficheren Gewinnit Anſpruch zu machen, 
mithin auch fi niemals zu einer beitimmten Zeit zu einer 
Lieferung zu entichließen im Stande ſeyen“. Bei einer Freigabe 
ber Broterzeugung beftehe gerade die Gefahr, daß die Berforgung - 
ber armen Klaffe der Bevölkerung mit dem Roggenbrote um- 
zulänglicd werden Fönnte; eine Beſſerung des Brotgewichtes fei 
von einer Steigerung der Konkurrenz aud deshalb nicht zu 
erwarten, weil der Verdienſt fih dann auf zahlreiche Erzeuger 
verteilen und der Körnerpreis infolge Vermehrung der Mehl 
fäufer fich erhöhen würde. Die Majorität der Regierung be 
antragte daher die Beibehaltung der Satung; nur follte jebem, 
der Brot und Mehl unter dem Satungspreije zu liefern bereit 
wäre, der Verkauf dieſer Waren geitattet fein. Es gab übrigens 
bei der Regierung doch einige Stimmen, die für eine Aufhebung 
der Satzung eintraten oder wenigftens die Freiheit des Mehl 
verkaufs befürmorteten. 
Die Argumente der Regierung fanden im wefentlichen den 
Beifall der Hoffanzlei, nur ſuchte fie in ihrem ausführlichen 
Gutachten die ganze Frage von einem allgemeineren Gefſichts⸗ 
punfte aus zu behandeln und den ihr wohlbekannten Anfichten 
des Kaiſers Rechnung zu tragen. „Allgemeine Grunbfäße”, fo 
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meint fie, „Tolten zwar wohl überall gleich wirken, und da es 
in bem Handel und Wandel feinen allgemeineren giebt, als daß 
die größtmögliche Freyheit den größtmöglicden Zuſammenfluß 
ober Eoncurrenz wirken, und aus dieſem auch die größte Wohl- 
feilfeit jeder Feilſchaft entitehen müße; jo follte man beym 
erften Anblide nicht anjtehen fünnen, zur Aufhebung der Mehl- 
und Brodfagung, und Einführung einer biesfälligen völligen 
Freyheit einzurathen“. Allein es jei doch zu bebenfen, daß 
„auch die allgemeinſten Grundfäge unter manden Umſtänden 
und in manden Gegenden dennoch nicht allemale durchaus ganz 
gleihe Folgen nad) fid) ziehen“. ine derartige Ausnahme ſei 
durch den beſonderen Charakter ber Bevölkerung Nieberöfterreichs 
begründet. Es fei „unwiderſprechlich, daß das Volk überhaupts 
genommen, ſowohl in Städten als auf dem flachen Lande in 
ganz Niederöfterreich zur Induftrie noch bis itzt wenig oder gar 
nicht, und dagegen viel mehr zur Unthätigkeit geneigt jey“. 
Der ganze Zuftand des Landes und der Bevölkerung bezeuge 
dies, und es fei in dieſer Beziehung ber Unterſchied zwiſchen 
dem Lande unter der Enns und jenem ob ber Enns fait wie 10 
zu 100 zu rechnen. Anderjeits gehe „das Genie des Volkes auf 
große Bequemlichkeit und Aufwand in Nahrung und Kleidung“ !. 
Bon eigentlihem Handlungsgeift jei hier wenig zu fpüren, und 
ſelbſt diejenigen, die fid mit dem Handel bejchäftigten, forderten 
einen großen Gewinn bei ihren Unternehmungen. Fänden fie 
diefen nicht, fo pflegten fie die Handlung aufzugeben oder fie 
gingen dabei zugrunde. „Hierin ftedt”, jo fährt die Hoftanzlei 
fort, „die Urſache, daß hier bisher die Sapungsaufhebung und 
Gewerbsfreymachung ſchon einigemale nicht viel Concurrenz 
zumwege, und jogar, ftatt eine Wohlfeilfeit zu erzwingen, gerade 
das Gegenteil hervorgebracht hat“. Weder durch die Abftellung 











Dieſer fpeziel gegen die Bevöllerung Wiens erhobene Vorwurf 
fehrt auch in der Literatur vielfach wieder. Schon Hörnigk bemerkt 
mehr als 100 Jahre vorher (Öfterreich über alles S. 59), daß in Wien 
„bie Lüfternheit und die Sehnung nad) fröhlichem Leben gleihfam zu einem 
allgemeinen Herfommen erwachſen“. 
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der Holzſatzung, noch durch die Aufhebung der Saßung auf 
MWachslichter und die Freigabe des Wachsziehens:! Habe man 
eine Herabfegung der Preiſe biefer Waren erzielt. 

Auf Grund folder Erwägungen gelangt das Gutachten zu 
dem Ergebniffe, „daß Veranlaßungen, die in Mälfchland, im 
Reiche, in Sachſen und überall bey mehr denkenden, inbuftriofen 
Nationen große Wirkungen gethan haben würden, bier fruchtlos 
angewendet worden feyen”. Diefe Gefahr beftehe denn auch bei 
einer Aufhebung der Brotjagung, die leicht fchlimme Folgen für 
die Verforgung namentlih der ärmeren Volksſchichten haben 
könne. Auf alle Fälle aber müffe man einheitli vorgehen: 
„Wenn fchon eine Zunft aufgehoben, und die Satzung abgefchafft 
werden will, fo muß gar feine Vorfchrift oder Zwang mehr 
befieben ... . . Hier giebet es feinen Mittelweg: entmeber 
muß ..... die Zunft der Müller und Bäder ganz aufgelaffen, 
und alle Satungen aufgehoben, oder Zunft und Satzung bey: 
behalten, und der übermäßigen Gewinnſucht diefer Gewerbsleute 
durch eine befjer einzurichtende Satzungsnorma Ziel und Ma 
zu fegen verſuchet werden“. Das einftimmige Votum der Hof- 
fanzlei fchlägt denn auch dem Kaifer eine Verfügung in biefem 
legteren Sinne vor. Dagegen könne man alle Sagung auf 
Grüglerei aufheben, und den freien Verkauf aller Mehlgattungen 
auf den Wiener Wochenmärkten jebmedem geftatten. Auch den 
Landbädern fei die bisher auf die Wochenmarktstage beichräntte 
Zufuhr des Brotes allgemein zu erlauben. Die Änderung ber 
beftehenden Sagungsvorfchriften aber habe unter Benütung ber 
Thon vorhandenen älteren Vorarbeiten zu erfolgen. 

Die Argumente der Hoflanzlei fanden auch bei der Majorität 
des Staatärates Beifall?. Nur der allen Gemwerbebefchräntungen 
abgeneigte Baron Gebler forderte nah dem Muſter Toskanas 
und Trieſts auch für Wien die freie Konkurrenz im Mehl⸗ und 
Brotverlaufe. Die übrigen Mitglieder des Staatsrats® ſchloſſen 


— — —— 


1 Bol. oben ©. 340. 
2 St. R. No. 644 ex 1781. 
3 Kreßl, Hatfeld und Kaunitz. 
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fih den Anträgen der Hofitelle an, und Graf Hapfeld wies ins- 
bejondere noch auf die Gefahr der in Wien jo beliebten Preis- 
vereinbarungen der Händler hin, die bei dem Mangel einer Brot 
fagung auch bei den Bädern ficherlich nicht ausbleiben würden. 
Und fo gab denn auch der Kaifer diejen Anträgen feine Zus 
ftimmung und ließ es bei einigen näheren Weifungen betreffend 
die Verbeſſerung der Satzungsvorſchriften bewenden. 

Wie wenig indes Joſeph II. die Fee einer Aufhebung der 
Brotfagung aufgegeben hatte, das zeigt eine Entſchließung, die 
er ſchon im folgenden Monat erließ. Die Hoffanzlei hatte für 
den Monat Mai die Produkte der Grießlerei feiner Satzung 
mehr unterzogen", weil fie von ber Freiheit des Marktverfehrs 
in dieſen Artikeln eine günftigere Preisgeftaltung berfelben erhoffte. 
Der Kaifer war mit diefem Votum nicht nur völlig einverjtanden, 
fondern trug zugleich der Hoffanzlei neuerdings auf, „zu jehen, 
ob nicht auf die nämlide Art die Sapung des Gewichts auf 
das Brod durch ſchon freye Geftattung ber Einfuhr auch behoben 
werben könnte“ ?. 

Vegreiflicherweife war die Hoffanzlei von diefem Auftrage 
wenig erfreut; fie machte ihre Einwendungen gegen die Aufhebung 
der Brottaren neuerdings geltend®, und juchte um die Erlaubnis 
an, mit der vom Kaifer gewünſchten Maßnahme injolange inner 
zubalten, bis fi die Nefultate der geplanten Anderung der 
Mehl- und Brotſatzungsvorſchrift gezeigt hätten; denn bei einer 
fo großen und volkreichen Refidenzitadt jei es ſchwer, die Ver- 
forgung ber Bevölferung mit ben dringendſten Nahrungsmitteln 





? Vortrag vom 21 Aorit 1781 (Kart. IV E 12 No. 362 ex 1781 
N. ©). Mit Dekret vom 27. April wurde für das flahe Land Nieder- 
öfterreih® die gleiche Beſtimmung getroffen (derſ. Kart. No. 374 ex 1781), 

® Die zit. Worte eigenhändig (St. R. No. 966 ex 1781). Es ift ein, 
wohl durch die Ahnlichteit des WortMlangs veranlaftes Mifverftändnis, 
wenn bei Hod-Bidermann (Der öfter. Staatsrat S. 591) davon bie 
Nede ift, der Kaifer habe durch dieſe Entfhliehung das Gewerbe ber 
„Greislerei, d. 5. den Viktualienhandel im kleinen“, freigegeben. 

® Vortrag vom 27. April 1781 (Kart, IV E 12 No. 62 ex Apr. 
1781 9. Ö.). 
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dem „Ungefähr“ zu überlajien. Der Kaifer gab zwar, über 
Antrag des Staatsrats!, auch diesmal nad; doch verlangte er 
neuerdings die Erftattung von Vorſchlägen „wegen zukünftiger 
freyen Badung und Fregheit im Gewicht” ?. 


Weniger Erfolg hatte die Hoffanzlei mit ihren Bemühungen, 
die Aufhebung der Fleifchtaren in Böhmen zu verhindern®. Der 
Mangel an Hornvieh auf den Prager Märkten, der feine Urſachen 
teils in einem Mißwachſe des Futters, teil in einem von Bayern 
erlaffenen Ausfuhrverbote für Hornvieh hatte, bewog tm Juli 
1782 das böhmifche Gubernium, einen Antrag auf Erhöhung 
des Nindfleifchpreifes von 5 auf 5a fr. pro Pfund zu ſtellen“. 
Der Hoflanzlei, die ſtarke Zweifel in die Richtigkeit dieſer ohne 
Belege angeführten Behauptungen fegte, fchien diefer Antrag 
bedenklich, weil gerade bei der Fleiſchſatzung fich eine Erhöhung 
der Preife, war fie einmal erfolgt, ſchwer rüdgängig machen 
ließ. Die Hofitelle Ichlug daher vor*, dem Gubernium „mit 
zugeben, daß jelbes vor allem die Fleifchhader zu Beybehaltung 


1 St. R. No. 1059 ex 1781. 

8 Nebenbei fei hier erwähnt, daß der Kaifer 1785 aus eigener Ini⸗ 
tiative jene Verordnung aufhob, welche die Beftimmung der allmonatlid 
feftgefegten Brottagen Wiens an feine Genehmigung band. Über Antrag 
der Hoflanzlei wurde die Fixierung diefer Satungen fortab dem Einver- 
nehmen zwifhen Magiftrat und Regierung überlafien. (Vorträge ber Hof- 
fanzlei vom 23. Nov. und 24. Dez. 1785 Kart. IV E 12 No. 449 ex Nor. 
und 392 ex Dec. 1785 N. O. St. R. No. 4914 und 5418 ex 1785.) 

® Die Fleifhtaren wurden regelmäßig auf Grund der Marltpreife bei 
aufgetriebenen Schlachtviehs für mehrere Monate hinaus beftimmt. Es 
kam dabei ein Schlüffel zur Anwendung, in welchem aud bie Verwertung 
der Nebenprodufte und ein angemefjener bürgerlicher Gewinn der Fleiſch⸗ 
bauer in Rechnung gezogen war. Es beftanden Sayungen auf Rinb-, Kalbe, 
Schweine, Schöpfen- und Lammfleiid. 

* Der Oberftburggraf von Böhmen wurde erft durch Reſkript vom 
27. Dftober 1783 von der ihm bis dahin obliegenden Verpflichtung zur 
Borlegung der Lebenemitteltaren an die Hoflanzlei enthoben; doch blieben 
jene Fülle ausgenommen, in denen die Preife der Feilidaften um ein be 
trächtliche® erhöht würden (Kart. IV E 12 No. 222 ex Oct. 1788 Böhm.) 

5 Bortrag vom 6. Juli 1782 (Kart. IV E 9 No. 118 ex Jul. 1782 
Böhmen). 
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des bisherigen Preifes und hinlänglicher Verſehung des Publici 
mit allem Nachdrude und behörigen Zwangsmitteln, und allen- 
fals mit der Bedrohung des Verluftes ihres Gewerbs und An- 
nehmung anderer Fleifhhader anhalten . . . . ſollte“. Allein 
der Kaiſer verwarf die abwartende Haltung der Hoffanzlei runde 
weg, und betonte auch in biefer Entjchließung wieder mit voller 
Schärfe feine prinzipiellen Anfichten über die Schädlichfeit der 
Sagungen und Zunfteinrihtungen!: „Wo fein firirter Preiß ift 
und feine Zunftgerechtigfeiten, da ift nie ein Mangel; die Kanzley 
fol dem Gubernium auftragen, den Prager Fleiihhauern zu 
erflähren, daß den Tug, wo das Fleiſch um 1 Pfenning theuerer 
wird, jedermann erlaubt ſeyn jolle, Fleifch auszubauen und zu 
verkaufen, wo als denn dem Mangel gewiß abgeholfen, und 
wenigftens ber Preiß dahin feitgejeget werden wird, wohin ihn 
die Natur und Ordnung der Sade zu leiten vermag.“ 

Die infolge dieſer Entſchließung an die Prager Fleiſchhacker⸗ 
zunft gerichtete Drohung verfehlte anfangs ihre Wirkung nicht. 
Allein ſchon im Marz des nächſten Jahres (1783) ftellte der Oberit- 
burggraf Böhmen neuerlich unter Anführung der ſchon im Vor⸗ 
jahre vorgebrachten Gründe den Antrag auf Erhöhung ber Nind- 
fleifchtare auf 5/2 Er. für die nächſten Monate, bis es möglich 
fein werde, durch Import von Hornvieh aus Ungarn und Polen 
dem Fleiſchmangel abzuhelfen. Andernfalls beftehe die ernfte 
Gefahr, daß die Fleifhhauer die Ausübung ihrer Gewerbe ver- 
weigerten. Diesmal ftimmte die Hoflanzlei diefem Antrage beit; 
denn fie mußte die Tatfache eines Fleiſchmangels in Böhmen als 
unbeftreitbar zugeben. Sie widerriet aber gleichzeitig im Intereſſe 
des Publitums, die angebrohte Aufhebung der Fleifcherzünfte 
wirklich durchzuführen. Doch die Geduld des Kaiſers war zu 
Ende, Man könne, jo refolvierte er, das Publilum weder mit 
einer höheren Satzung des Fleiſches bejhweren, nod jemanden 





Dieſe Nefolution zitiert au Meynert, Kaifer Joſeph IL Wien 
1862 ©. 136. 

% Vortrag vom 4. März 1783 (Kart. IV E 9 No. 84 ex Apr, 1783 
Böhm). 
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zwingen, „für beftändig mit feinem Schaden Fleiſch auszuhauen“. 
Der Fleifchpreis habe bis 1. Juni auf feinem gegenwärtigen 
Fuße zu verbleiben: „Bon nun aber ift in Prag zu erklären, 
daß Hinfüro die Fleiſchhauer-Profeſſion nach zunftmäffigen Bor: 
rechten aufzuheben jey, und jedermann in und vor der Stadt, 
er fey, wer er wolle, Fleifch zu bauen, und in welddem Preis 
er wolle, zu verfaufen befugt jeyn fole; nur bat die Polizey 
darauf zu jehen, daß das Fleiſch gefund und genießbar fey; und 
auf diefe Art wird das Publicum durch die mehrere Concurrenz 
das Fleiſch in dem möglichſt wohlfeilen Preis erhalten”. 

Das Mahtwort war geiprochen, und ein legter Verfuch des 
oberiten Kanzlers, den Kaifer zur Zurücknahme feines Befehles 
zu bewegen!, blieb erfolglos. Der Kaiſer beharrte auf feiner 
einmal getroffenen Anordnung, und bewilligte bloß bis Ende 
uni eine Erhöhung der Tare auf 5a fr. So wurde denn mit 
Dekret vom 7. April 1783 in ganz Böhmen das Fleifchergemerbe, 
alfo ſowohl das Aushauen als der Verkauf des Fleifches gänz- 
lid freigegeben, die beftehenvden Zünfte ber Fleifhhauer wurben 
aufgehoben . Eine Entſchädigung jener Meifter, die ihre Bänke 
fäufli an ſich gebracht hatten, fand nicht ftatt, „weil fie“, wie 
das betreffende Dekret bemerkt, „nicht nur immer die eigenthüm- 
lihen Beliger ihrer Fleiſchbänke verbleiben, fondern auch, wenn 
fie die Fleifchernahrung nicht felbft forttreiben wollen, ihre eigen- 
thümlichen Fleiſchbänke an andere verzinglich überlaffen oder ver: 
faufen können“. 

Bei der bejonderen Natur des SFleifchergewerbes, das jeben- 
falls eine längere Lehrzeit und ein gewiſſes Betriebskapital 
erforderte, konnte eine derartige Argumentation wohl verfucht 
werden, obzwar bie Freigabe des Gewerbes jedenfalls eine ftarfe 
Minderung des Wertes der Fleifchbänfe zur Folge gehabt haben 
mag. 

1%. u. Note vom 31. März 1783 (zit. Altenzeichen). 

2 Die bisher von den Fleifherzünften zur Landesfontribution ent- 
richtete Gewerbefteuer follte fortab auf alle jene repartiert werben, die ſich 


mit dem Aushauen des Fleifches befhäftigen würden. (Defret vom 25. Aug. 
1783; Fasc. IV F in spec fleifhhauer No. 127 ex Aug. 1783 Böhm. 
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Noch in demfelben Jahre wurde auch in Laibach die Zünf- 
tigfeit des Fleiſchhauergewerbes aufgehoben und bie Fleiſch- 
ausſchrotung freigegeben !. 

Auch die Vefeitigung der Fifhjagung in Wien fällt noch 
in dieſe erfte Periode des Kampfes gegen die Preistaren. Trogdem 
eben erſt die Rammerhänbel der Häringer eingelöft worden waren ®, 
hatte bie niederöfterreichiiche Negierung 1783 eine neue Fijch- 
verfaufstare entworfen. Darin erblidte jedoch die Hoffanzlei 
eine Maßregel, welde die wohltätige Abſicht jener Beſeitigung 
des Realdarakters der Fifchhandlungen vereitelt hätte. „Daß 
Taren überhaupt”, jo bemerkte fie®, „nicht die Mittel find, um 
Wohrfeilfeit hervorzubringen, daß hiedurch mancher Verkäufer 
von dem Plate verjcheuet, und die der Bebürfniß und dem bil- 
ligen Mittelpreife jo gebeihlihe Concurrenz öfters erſticket wird, 
find Säge, welche bey gegenwärtigen Zeiten feinem Zweifel mehr 
unterliegen, folglich einen Beweis nicht mehr bedürfen“. Des- 
balb hält es die Hoffanzlei für überflüffig, die gegen die Auf- 
hebung ber Fiichfagung vorgebrachten, von der Regierung unter 
ftügten „ganz unermwiejenen Gründe des Magiftrats zu wider 
legen“. Der Kaijer genehmigte den Antrag der Hofftelle, nur 
erhöhte er, entgegen ihrem Votum, aus fiskaliſchen Rückſichten 
die Maut auf Heringe und Stockfiſche. 


Der eigentliche Kampf des Kaiſers gegen die noch beſtehenden 
Sagungen begann indes erft im Jahre 1787, etwa gleichzeitig 








4 Gntfchl. vom 15. April 1783 (St. R. No. 1366 ex 1783). Hier 
mag aud erwähnt fein, daß 1783 für das flache Land Riederöſterreichs 
die Unſchlittſazung aufgehoben wurde. In den meiften Kreifen Nieder» 
öfterreich® beftand bis dahin die fogen. Bezirfseinteilung der Seifenfieder, 
welde jeden Fleiſchhauer mit dem Berfaufe feines Unſchlitts um den be» 
hrdlich beftimmten Preis an einen beftimmten Seifenfieder band, und 
überbied dem lehteren einen Bezirk für den Verſchleiß feiner Ware aus- 
ſchlieblich zumies. Nun wurde der Verfauf des Unfchlitts ebenfo wie biefe 
Bezirseinteilung aufgehoben. (Vortrag vom 22. April 1783 Fasc. IV F 
in spec Öferer No. 117 ex Majo 1783. N. Ö.) 

® Bol. oben ©. 433. 

® Zortrag vom 10. Juli 1783 (Kart. IV E 12 No. 127 ex Jul. 
1783 N. ©.; St. R. No. M5l ex 1783), 

Pribram, Öfterreigtfhe Bewerbepolitit T. 30 
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mit ber allgemeinen Preisfteigerung ber Lebensmittel, bie, vor 
allem durch Mißwachs und Krieg veranlaßt, allmählich einen bis 
dahin ungelannten Grad erreihte. Denn gegen dieſe Preis- 
fteigerung mußte Joſeph II. nur ein Hilfsmittel, das er freilich 
fiir unfehlbar hielt: die Herftellung einer unbefchränften Kon- 
kurrenz. 

Die erſte Maßnahme des Kaiſers in dieſem Kampfe, der bis 
zu des Monarchen Tode nicht mehr zum Stillſtande gelangte, 
bildet die Aufhebung der Fleifcherzunft in Brünn. Sie fpielte 
fih im mefentliden ähnlich ab wie feinerzeit die Freigabe der 
Fleifhausfhrotung in Prag. Die Brünner Fleifhhauer baten 
in einer a. h. bezeichneten Bittfchrift um eine Erhöhung der 
Fleifchpreife oder um die gänzliche Aufhebung der Taren. Das 
mährifche Gubernium ebenfo wie die Hoflanzlei! beantragten bie 
Abweiſung der Gefuchlteller, da feine rückſichtswürdigen Gründe 
für die Gewährung ihrer Bitte ſprächen. Allein auch diesmal 
entfchied der Staifer, ohne fih weiter um die Gutachten ber Be 
hörden zu kümmern?, es follte den Brünner Fleifchhauern bie 
Erklärung abgefordert werben, ob fie auf der Fleifchpreiserhöhung 
bebarrten; in dieſem Falle ſei, wie feinerzeit in Böhmen, bie 
Erhöhung zu bewilligen, zugleich aber jedermann zu geftatten, 
das Fleifchergewerbe auf freie Hand zu betreiben®. Die Folge 
diejes Ultimatums war auch bier die Aufhebung der Fleifcher- 
zunft *. 

Diefe Politit wurde bald darauf den Behörden als all- 
gemeine Richtſchnur vorgezeichnet. An jenen Orten, wo bie 
Bäder und Fleifchhader eine Erhöhung der Preistare forderten, 


1 Vortrag vom 11. Dezember 1786 (Kart. IV E 12 No, 94 ex Der. 
1786 Mähr.). 

2 U. zw. gemäß dem Antrage bed Staatsratd Eger, der gleichzeitig 
alle Preistarierungen als „Ihädlih“ und als „Kränfungen des Gigen- 
thums“ verwarf. Auch die gleich zu zitierende Taiferlihe Entfchliekung if 
in der Hauptfade auf das Votum Egerd zurüdzuführen. 

3 Ahnliches verordnete eine Refolution vom 9. Februar 1787 für 
Freiburg (St. R. No. 547 ex 1787). 

* Defret vom 8. März 1787 (zit. Kart. No. 27 ex Mart. 1787), 
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follte „ber diesfällige Gewerbsbetrieb als ein freyes Gewerbe er- 
Eärt, und jedermann defjen Ausübung, nur unter ben gehörigen 
PVoligeivorfchriften wegen der Gefundheit, geftattet werben“ }. 

Allein die Behörden ſcheinen kaum Gelegenheit gehabt zu 
haben, diefe Weifung zu befolgen. Denn faft gleichzeitig * ber 
feitigte der Kaiſer aus eigener Initiative alle für das Kalb-, 
Schweine, Hammel-, Schöpien- und Lammfleifch in den Erb- 
Ländern noch beftehenden Sagungen; nur bie Rindfleifhfagung 
jollte, joweit fie nicht, wie in Böhmen, Brünn und Laibach ſchon 
aufgehoben war, noch fernerhin in Kraft bleiben. So follte den 
Fleifhhauern die Möglichkeit gewährt werden, ſich im Falle eines 
etwaigen Verluftes beim Rindfleifchpreife an den übrigen, einer 
Sagung nicht mehr unterliegenden Fleifchgattungen zu ent 
fchädigen®, 








Eniſchl. vom 33. Juli 1787. Sie erledigte einen Vortrag der Hof- 
Tanzfei vom 5. Jufi 1787, der neuerdings eingehend die Bedenten vorftellte, 
die einer Aufhebung der Brot- und Fleifhjagungen in den Hauptftäbten 
entgegenftanden (St. R. No. 24934 ex 1787). 

* Handbillett vom 24. Juli 1787 an den Grafen Kollowrat. Die 
erften Säße deöfelden mögen wegen ihrer darakteriftifchen Faffung Hier im 
Wortlaute folgen: „Aus der beiliegenden dringenden Vorftellung der hiefigen 
Fleifhhadermeifter werden Sie neuerdings erfehen, daß denſelben eine Hilfe 
geleiftet werden muß, weil von niemand etwas gefordert werben kann, was 
unmöglih ift. Der mir immer als ein fhäblihes Borurtheil ſcheinende 
Beftand einer Satzung, welche nur jene zu warmen Bertheidigern hat, die 
nur auf ihr Kuchenbuch und nicht auf die Möglichkeit und Billigteit fehen, 
foll fünftig dahin abgeändert werden, dab ohne weiteren alle Satzung auf 
talbernes, lämmernes, ſchöpſernes, ſchweinenes Fleiſch Hier und im allen 
übrigen Erblanden aufhöre, und demfelben der freye Verkauf ganz gelaffen 
werde, welches alfo nad Umftänden und den Jahreszeiten fteigen und 
fallen fann. Auf das Rindfleifch aber, meldes bie Nahrung von den 
ärmften Theil des Publikums ift, fol noch fernershin eine Satzung be- 
ſtehen.“ Im Anſchluſſe daran erteilte der Kaifer detaillierte Weifungen 
über die Vornahme von Probefhlachtungen zum Zmede einer Neuregelung 
der in Geltung belaffenen Sapungsvorichriften (St. R. No. 3288 ex 1787). 
Ein befriedigendes Nefultat wurde damit freilih nicht erzielt (St. R. 
No. 3167 und 3676 ex 1787). 

So ausbrüdlih eine allerhöchſte Entſchliezung auf das Natd- 
protofoll vom 13. Juli 1787 (Kart. IV E 12 No. 125 ex Aug. 1787 
3.8). Für Tirol war eine ähnliche Verfügung ſchon früher erfloffen 

30* 
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Alsbald fam auch die Frage einer Befeitigung der Brot: 
taren von neuem in Fluß. Sie hatte, den wiederholten kaiſer⸗ 
lihen Aufträgen entjprechend, auch in der Zmwifchenzeit keineswegs 
volftändig geruht. Insbeſondere hatte ein Notenwechjel zwifchen 
der Hofrechenfammer und der Hoffanzlei! Die Frage erörtert, ob 
der Bäderzunft im Falle ihrer Aufhebung eine Entjchäbigung 
gebühre. Der Präſident der Hofreddenlammer, Graf Karl Zinzen- 
dorf, jeit jeher der überzeugteite Anhänger der Verkehrsfreiheit, 
trat auch in diefem Falle für die Befeitigung von Zunftverfaflung 
und Satzungsſyſtem, für die Heritellung einer „alles Zwangs 
entledigten freyen Concurrenz” ein. Insbeſondere fuchte er in 
einer, allerdings etwas gewundenen Argumentation die Behaup⸗ 
tung des Magiftrat3 zu widerlegen, daß die Gewerbe der Wiener 
Bäder radiziert feien; ja, er ſprach ihnen überhaupt die Neal- 
eigenfchaft ab und war fo bemüht, auch nach diefer Seite hin 
jeden Einwand gegen eine Bejeitigung der Brotfagungen aus 





(Dekret vom 6. April 1787 Kart. IV E 9 No. 24 ex Apr. 1787 Tir.) 
Für die Borlande wurde mit Rüdfiht auf die dort herrſchenden befonderen 
Berhältniffe die betreffende Anordnung bald wieder zurüdgenommen (Refol. 
vom 24 Sept. 1787 St. R. No. 3918 ex 1778), Für Wien fpeziell waren, 
was die Berforgung mit Rindfleifch betraf, noch befondere Einrichtungen 
getroffen. Hier half nämlich bei eintretendem Fleifhmangel die Militärs 
fleifchlieferungspireltion aus, die den Tleifchhauern Wiend importierte, 
namentlich ungarifches Hornvieh um einen angemefjenen, jeweils durch Ber 
einbarung feitgefegten Preis lieferte. Ebenfo wurde auf die Märkte bes 
flachen Landes in Niederöfterreih von diefer Direktion Vieh aufgetrieben, 
fobald eine ftärlere Steigerung der Biehpreife fi) geltend machte. Daburd, 
daß das rar bei diefem Gefchäfte gegebenenfalld auf die Erzielung eines 
Gewinns verzichtete, war es möglich, auch den Preis der übrigen Markt⸗ 
ware zu drüden. Bei der allgemeinen Yleifchnot, die, wohl vor allem durch 
den Türkenkrieg veranlaßt, Ende 1788 eintrat, fpielte die Tätigkeit dieſer 
Lieferungsdireltion eine große Rolle in der Lebensmittelpolitit der Staats. 
verwaltung. (Bortrag vom 10. Nov. 1788; Fasc. IV F in spec Fleiſch- 
bader No. 297 ex Dec. 1788 N. ©. Vortrag vom 22. Mat 1789; Kart, IV 
E 12 No. 291 ex 1789 N. Ö.) 

1 Note der Hofrechenkammer vom 1. Auguft 1785 (Fasc. IV F in 
spec Bäder No. 299 ex Aug. 1785 R. ©.) Die Hofrehenlammer hatte 
fih deehalb zu äußern, weil die etwaige Entfhädigung der Bäder bie 
finanziellen Interefien des Staated berührte. 
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dem Wege zu räumen. Wie wenig freilich feine prinzipiellen 
Anfihten von der Hoffanzlei und ihren Unterbehörben geteilt 
wurden, das bemeijen die zahlreichen Verhandlungen, die feit 
1787 über die Frage des Brotſatzungsſyſtems geführt wurden. 
Zu Ende diefes Jahres gelangte eine Beſchwerde der Wiener 
Bäderzunft mit der faiferlihen Weifung herab, das Gewicht des 
Brotes fortab nad) den Körnerpreifen zu regulieren. Dies gab 
der Hoffanzlei Veranlaffung, alle gegen ihre bisherige Sapungs- 
politif erhobenen Vorwürfe zu erörtern!. Unrichtig fei zunächſt 
die Behauptung, daß die Mehlpreife, die man den Brottaren 
zugrunde lege, „arbitrariſch“ beftimmt würden. Die Körner 
und Meblpreije hätten feit einigen Monaten eine außerordentliche 
Steigerung erfahren. Man babe dies wohl bei Beitimmung 
der Sagungen in Rechnung gezogen, allein wiederum zu bem oft 
verwendeten Ausweg gegriffen, das Gewicht des NRoggenbrots 
nicht allzufehr zu vermindern und den Gewinftausfall, ber ſich 
daraus für die Bäder ergab, durch eine verhältnismäßig ſtärkere 
Verminderung bes Semmelgewichts zu paralyfieren. Ebenſo 
lehnt die Hoffanzlei das Begehren der Bäder nad) Wieber- 
einführung einer Mehljagung ab. "Denn die Berechnung der- 
jelben nad den Darktpreifen der Körner, wie dies die Bäder 
begehrten, könne nie den ganzen wirklich vermahlenen Getreide 
vorrat erfafen, da die Müller das Korn vielfadh auf dem Lande 
direft von den Produzenten kauften. Bei der Beſtimmung der 
Mehlpreife durch die freie Konkurrenz komme aber dieſer Vorteil, 


! Vortrag vom 5. November 1787 (Kart. IV E 12 No. 405 ex Dec. 
1787 9. Ö.). 
2 Aus den Angaben des Vortrags laſſen ſich für bie Mehlpreife 
folgende Daten zufammenftellen. 
Preife pro Muth (= 9,923 Zentner): 
Auguft September Dftober 


Semmeimehl 2.22... 38 ft. Ar fl. 51 fl 
BUSBEE En 3.68? 0. 4, 4, 
Noggenmehl » .  ....« al, .:, 3 


Der leytgenannte Preis von 31 fl. wurde durd die aus dem Räbtifgen 
Getreidemagazin gewährte Aushilfe auf 28 fl. herabgedrückt. 
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den bie Müller durch den billigeren Körnerfauf erzielten, dem 
Publitum zu gute. Auch die Bäder hätten die Möglichkeit, bie 
Körner um einen billigeren als den Marktpreis fich zu befchaffen, 
und fo einen in der Brotjagung nicht veranfchlagten außer- 
ordentlichen Gewinn zu erzielen!. Um jo weniger gerechtfertigt fei 
daber ihr Begehren nad Gewährung eines höheren „VBerbadungss 
nutzens“. Der Antrag der Hoflanzlei ging demnad dahin, ab- 
gejehen von einer Verbeſſerung der Mehlbeſchau? die beftehenden 
Anordnungen unverändert aufrecht zu erhalten. 

Daß bie für Wien beftehenden Satzungsvorſchriften ſtarke 
Mängel aufmwiefen, war ſchon in den Verhandlungen von 1781 
wiederholt von den Bentralbehörben zugegeben worden?®. Nur 
durh die aus dem ſtädtiſchen Kornmagazine gewährten Aus⸗ 
hilfen hatte man — jo erit eben wieder im November 1787 — 
allzugroßen Brotteuerungen vorzubeugen geſucht. Sin alle diefe 
Berhältniffe wollte nun Sofeph II. regelnd und befiernd ein- 
greifen®. Man könne niemals, jo rejolvierte er, eine hinläng- 
liche Berjorgung der Refidenzitadt mit Brot von guter Qualität 
erlangen, wenn man nicht die Konkurrenz des auf dem Lande 
gebadenen Brot? für die Stadt nugbar made. Zu diefem 
Zwede müſſe aber das Brot in der Stadt geringer im Gewichte 
und teurer als jenes des flachen Landes fein, während berzeit 


1 Schon 1782 war den Müllern Niederöfterreich8 geftattet worden, 
Badhäufer und umgelehrt den Bädern, Mühlen zu halten (Fasc. IV F 
in spec. Müller No. 249 ex Mart. 1782 N. ©.) Dagegen wurde 3. 8. 
in Graz, wo die Bäder zwei Mühlen befaßen, auf die Veräußerung oder 
Berpadhtung derfelben gedrungen, und ber Betrieb der beiden Gewerbe 
durch eine Perſon aufs ftrengite unterlagt. (Rejol. v. 28. Okt. 1786 und 
5. Januar 1788; St. R. No. 4055 ex 1786 und 16 ex 1788.) 

2 Die Verbefferung der Mehlbefhau (Beftellung zweier beeideter Mehl⸗ 
befchauer ufm.) wurde mit Dekret vom 27. Dezember 1787 verfügt. 

8 Bol. oben S. 455. 

+ Das Kornmagazin hatte übrigend infolge der Nachläffigleit des 
Magiftrat® nicht einmal den vierten Teil jenes Borrats enthalten, den es 
beftimmungsgemäß hätte aufmweifen follen. 

5 Die im folgenden zitierte Entjchließung ift ausfchließlihd auf den 
Raifer zurüdzuführen; die Staatsräte ftimmten dem Antrage der Hoflanzlei 
mw. (St. R. No. 4632 ex 1787.) 
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das Gegenteil ftattfinde. Die „Vorleihung“ des Mehls aus dem 
Stabtmagazine ſei ein gezwungenes Mittel, das feine Dauer 
haben fönne, und für einen wirklichen plöglihen Notfall des 
legten Aushilfsmittels beraube. Es bleibe aljo nichts übrig, 
als „Eünftig die Marktpreife jowohl der Körner als des Mehls 
nicht mehr zur Grundlage zu nehmen, fondern immer nur jene 
Preife vom Lande, nämlich die von Stoderau, Fiſchament uſw.“ 
Das Gewicht, in welhem das ſchwarzroggene Brot auf dem 
Lande gebaden werde, fei ferner immer um ein Lot geringer 
anzufegen als das entiprechende Gewicht für die Stadt und die 
Vorftädte. Die Sagung auf alles übrige Gebäd (Semmeln und 
Vohlenbrot) aber hob der Kaifer — ganz analog den für den 
Fleiſchmarkt getroffenen Verfügungen — gänzlid) auf, und gab 
den Verkauf diejes Gebäds für Stadt und Land jedermann frei. 
„Auf diefe Art,” jo ſchließt die Nejolution, „ift mit 1. Jänner 
der Anfang zu machen, ohne fi an was immer für Klagen zu 
fehren, die nur Sachen fordern, die unmöglich, oder den Um— 
ftänden der Broberzeugung nicht angemefjen find“ 1. 

Die Hoflanzlei vermochte zwar bie Bedenken der nieber- 
Öfterreichifchen Regierung gegen eine Beftimmung des Brotgewichts 
nad) den Landmarftpreifen ohne Schwierigkeiten zu widerlegen ?; 
allein gegen die Aufhebung der Satzung auf weißes und pohlenes 
Gebäd erhob fie eine Reihe von Einwänden. Dieſe Aufhebung 
fönne nur erfolgen, wenn man gleichzeitig die Bäder Wiens 
von der ihnen obliegenden Verpflichtung entbinde, einen ein- 
monatlichen Mehlvorrat zu halten. Denn bie Erteilung von 
neuen Befugnifien zur Ausbackung könne man nicht von einer 
Übernahme der gleichen Verpflichtung abhängig machen, ohne 
den Zwed der ganzen Mafinahme, eine Vermehrung der Kon- 





+ Mit Entihlieung vom 20. Dezember wurden die gleichen Ans 
orbnungen auch für Graz erlaffen (St. R. No. 5143 ex 1787). 

® Vortrag von 20. Dezember 1787 (Kart. IV E 12 No. 405 ex Dec. 
1787 N. O). Die Hoffanzlei beantragte bloß, daß bei ber Sayungs- 
beftimmung das Recht der Option zwifchen den Körner: und Mehlpreiſen 
beibehalten werde. 
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furrenz, überhaupt in Frage zu fielen. Übrigens erwarteten 
weder die Regierung noch die Hoflanzlei von der Aufhebung der 
Satung — befonders in Anbetracht der hohen Körnerpreife — 
eine Steigerung der Konkurrenz; fie ſprachen vielmehr die Be- 
fürdtung aus, jene Maßregel werde, ftatt des gehofften Vor— 
teils, die unerwünjchte Folge haben, das Publikum gänzlich der 
„unbeſchränkten Gewinnſucht“ der bürgerliden Bäder auszu⸗ 
liefern. Schon jett fehle es nicht an den bitterften Klagen 
fowohl über die Dualität als das geringe Gewicht der befferen 
Gebädsgattungen. So unterftüßte denn die Hoflanzlei auf das 
nachdrücklichſte die Bitte der nieberöfterreichifchen Regierung um 
Beibehaltung der bisherigen Satzung aud für das Semmel- 
und Pohlengebäd. Und ebenſo fuchten fämtliche Mitglieder des 
Staatsrats, meift in ausführlichen Voten, den Kaifer zum 
MWiderrufe feiner Verfügung zu veranlaffen!; felbft der fonft 
allen Verkehrsbeſchränkungen durchaus abgeneigte Staatsrat Eger 
widerriet die Vornahme einjchneidender Reformen mit Rüdficht 
auf die augenblidliche Lage der Verhältniffe. Der Kaifer fchentte 
biefen Anträgen nur zum Teile Beachtung. Er geftattete bloß, 
daß die Satzung auf Pohlengebäd noch ferner beibehalten werde; 
im übrigen hielt er feine frühere Entjchließung aufredt ®. 
Mitte 1788 trat der Kampf um die Brotfagungen in ein 
neue® Stadium. Bor allem der Türkenkrieg, der fogar .eine 


1St. R. No. 5303 ex 1787. 

2 Mie fih die Hoflanzlei in der Praxis mit dieſer Taiferliden An⸗ 
ordnung abzufinden mußte, um ihre Bedeutung nah Möglichleit zu ver- 
ringern, zeigt das Dekret vom 11. Januar 1788, das eine Anfrage der 
niederöfterreichifchen Regierung erledigte, „ob unter dem jedermann zu ge 
ftattenden Berfaufe des Semmelgebäcks auch die Erzeugung deöfelben ver- 
ftanden fey?“ (Kart. IV E 12 No. 180 ex Jan. 1788 R. ©.) Formel 
wurde darin zwar die Ausbadung des weißen Gebädd — von den erforder- 
lien fanitätspolizeilihen Rüdjihten abgejehen — freigegeben; allein jedem 
Bewerber um eine derartige Konzeffion follte die ausprüdlihe Bedingung 
auferlegt werden, außer dem Semmelgebäd aud bejtimmte Quantitäten ber 
übrigen Brotgattungen zu erzeugen. Dadurch war begreiflichermeije der Er- 
richtung neuer Bädergewerbe ein ſtarkes Hemmnis bereitet. Denn für das 
Pohlen⸗ und Roggengebäd beftand die Satzung weiter und verhinderte, daß 
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Sperrung der Getreidezufubr aus Ungarn zur Folge hatte, be» 
wirkte einen neuerlichen ftarfen Brotmangel in Wien, der Ende 
Juli des genannten Jahres einen Volksauflauf und „ſonſt nicht 
gewöhnliche” Gemalttätigfeiten gegen bie Bäder, ſogar wirkliche 
Plünderungen ihrer Läden zur Folge hatte. Als die Anzeige 
davon an den Kaiſer gelangte, hielt er, getreu den nun einmal 
tief bei ihm eingemurzelten Ideen, ein einziges Abhilfsmittel für 
angemefjen: die gänzlihe Aufhebung aller Brotjagungen, die er 
auch fofort anordnete. 

Der oberfte Kanzler, Graf Kollowrat, beantwortete dieſen 
Befehl mit einer eindringlichen Vorſtellung!; eine Aufhebung 
der Satungen könne nur dann ftattfinden, wenn vorher gemäß 
den Vorſchlägen des Grafen Pergen? eine Reihe wichtiger An- 
italten eingerichtet wäre: Genaue Überwachung der auf ben 
Markt kommenden Mehlgattungen, ſcharfe Beauffichtigung der 
Bäder, Verbot des Vorkaufs von Getreide im Umkreiſe von 
4 Meilen um Wien. Es herrſche, jo führte der oberſte Kanzler 
aus, trogdem ein eigentliches Fehljahr nicht vorausgegangen, 
und eine mehr als mittelmäßige Fehjung ſchon eingebracht jei, 
in Wien doch eine „hierlands nie erhörte Theuerung” ?, Die 
Schuld daran fei weniger den Bädern und Müllern zuzufchreiben, 
als vielmehr den Kornwucherern, die durch ihre Vorfäufe bie 
Körnerpreife übermäßig fteigerten. Auf eine Vermehrung der 
Konkurrenz; im Müller- und Bädergewerbe fei nicht zu hoffen; 
an allen geeigneten Bächen in der Nähe Wiens gebe es ſchon 
Mühlen; und Schifismühlen auf der Donau jeien wegen des 
allzu ſtarken Gefälles dieſes Stroms unmöglich. Die Aufhebung 


hier feitens ber Bäder große Gewinfte bei der Ausbadung erzielt würden. 
Nach dem Mufter Wiens wurde zwei Jahre fpäter aud für Linz die Ber 
freiung des Semmelgebäds von allen Sahungsvorſchriften angeorbnet 
(Kart.IV E12 No. 26 ex Jun. 1739 ob d. €.; St. R. No. 1854 ex 1789). 

"N. u. Note vom 14. Auguſt 1788 (Kart. IV E 12 ad No. 405 ex 
Dee. 1787), 

® Des nieberöfterr. Landmarſchalls und Regierungspräfidenten. 

® Der Preis eines Metzens Weizens betrug damals 5, der eines 
Mepens Korn 4 fl., gegenüber den Mittelpreifen von 2 bezw. 1 fl. 30 fr- 
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der Satung auf das Semmelgebäd aber babe gar feine Ber: 
mehrung der Konkurrenz zur Folge gehabt, denn niemand babe 
fih bisher um ein neues Bädergewerbe gemeldet. Wohl aber 
hätten bie Bäder diefe Freiheit mißbraudt und die Semmeln 
fchleddter und geringhältiger ausgebaden als je vorher. Sogar 
bie Landbäcker hätten von der Erlaubnis, das Brot jederzeit, 
fogar mautfrei, einzuführen, feinen entjprechenden Gebraud 
gemadt, und feien jchließlich durch mehrere Tage ganz aus: 
geblieben. Das habe dann den Brotmangel verurjadht, weil die 
Stabtbäder ihre Produktion mit Rüdfiht auf die Konkurrenz 
der Landbäder eingeſchränkt hätten. Der oberſte Kanzler boffte 
der Teuerung dadurch zu begegnen, daß er auf Grund einer 
Vereinbarung mit dem Hoffriegsrate die Vorräte des Militär- 
magazind gleichzeitig mit den ſtädtiſchen Kornvorräten auf den 
MWochenmärkten zur Veräußerung bringe und fo die Getreide- 
preife berabdrüde. Aus Böhmen und Mähren, wo bdiefelben 
fehr mäßig jeien, hoffte er dann weitere Getreidezufuhr zu 
erlangen. 

So ſchnell war indes der Kaifer von feinem Entfchluffe 
nicht abzubringen. Mit großer Schärfe, faſt mit Sronie, wandte 
er fi gegen die Argumente feiner Berater: „Diefes find,“ fo 
erledigte er die erwähnte Note, „die gewöhnlichen Säge, welche 
ſchon durch eine Reihe von Sahren immer behauptet werben, 
und wovon man die Inconvenienzen durch beftändige Anftänbe 
zwar empfindet, felbe aber immer auf Perfonen hinmwälzet, ober 
nur augenblidliche Balliativ-Mittel, wie diefes ift, ergreifet, und 
jo immerfort taumelt. Nicht allein theoretifch ift es erwiefen, 
daß nur Freyheit im Handel und folglich die Concurrenz in re 
et pretio das beite und ficherfte Ausfommen verfchaffet, fondern 
in facto ift ſolches richtig, da diefe Freyheit in mehreren Landen 
mit dem größten Nuten und ohne mindefte Beſchwerde beftehet. 
Bey ung jelbit eriftiret die nämliche Freyheit auf andere Com⸗ 
meitibilien und Bebürfnißen, ohne daß je der mindefte Abgang 
oder Anftand fich zeiget, oder Beſchwerden gemacht werden, und 
ohne daß hierauf die mindefte Sagung gelegt ift, oder Magazine 
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vorhanden find. Neformiren Sie alſo diefe altfränfifche Grund» 
fäge der Regierung, behalten Sie Ihren Vorrath zur Aushilfe 
für den erften Anfall, und beftimmen Sie, daß mit dem erften 
Jänner feine Sagung mehr jeyn wird, und jedermann das 
Müller: und Bäckerhandwerk wird treiben können. Seyn Cie 
unbeforgt wegen Mühlen, da nebſt dem Waſſer Wind, Vieh 
und Menjchenhände zur Mahlung dienen können.” 

So entjchieden auch diefe Abweifung ihrer Anträge lautete, 
die Hoffanzlei verfuchte e8 doch noch einmal, dem Kaiſer die 
Schwierigkeiten darzulegen, die einer fofortigen Aufhebung ber 
Satzung im Wege ftanden!. Angefihts der beftimmt aus- 
gejprochenen Anfiht des Kaiſers ging fie auf eine Erörterung 
der prinzipiellen Frage der Konfurrenzfreiheit und ihrer Vorteile 
begreiflicherweife nicht ein. Sie begnügte fi damit, nodmals 
darzuftellen, daß vor einer Aufhebung der Brotfagung ber 
berrfchende außerordentliche Brotmangel bejeitigt fein müſſe. 
Denn jene Maßregel könne diefen Erfolg nicht herbeiführen, da 
es Müllern und Bädern gleichgültig fei, welche Preife das 
Publikum für Mehl und Brot zahle, die Grundbefiger aber ein 
lebhaftes Intereſſe an hohen Körnerpreifen hätten. Die Zufuhr 
aus Ungarn fei gegenwärtig mit Nüdficht auf die Getreide 
lieferungen der Komitate an die Armee gejperrt. Auch eine 
Vermehrung der Zahl der Bäder fei nicht zu erwarten, da es 
infolge der Nekrutierungen den Bädern ſogar an den nötigen 
Gefellen fehle; auf eine Zufuhr des Gebäds vom Lande könne 
man ſich nicht verlaffen. Vor allem der Gewinnfucht der Korn- 
wucherer habe man die ungemwöhnlid hohen Körnerpreife zuzu- 
ſchreiben; es fei indes mit Hilfe der von der Militärverpflegs- 
direftion gewährten Aushilfe ſchon gelungen, biejelben um einige 
Groſchen herabzubrüden. Die wucheriſche Preisfteigerung werde 
ſofort aufhören, fobald man nah Sicherſtellung der Armee- 
lieferungen Kauf und Verkauf von Getreide zwiſchen ben Erb» 
länbern wieder freigeben könne. Und dann werde man aud, 





* Vortrag vom 25. September 1788 (zit. Aktenzeichen). 
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„bei... . günftigeren Umftänden” eber imitande fein, „in 
Volizeyeinrichtungen eine Veränderung zu treffen”. 

Diesmal gab der Kaifer — obzwar recht unwillig — nad: 
„Bey jo bewandten Umftänden,” refolvierte er, „kann die Sache 
noch länger nach dem alten Keiften fortgetrieben werden.“ 


Schon diefe Verhandlungen zeigen, daß bei den linter- 
behörden allgemeine Unzufriedenheit mit der vom Kaifer fo ener- 
giſch verfolgten Lebensmittelpolitit berrihtee Der Wiener 
Magiftrat und die niederöfterreichifche Regierung mit dem Grafen 
Pergen an der Spiße teilten die au im Publikum weit ver- 
breitete Meinung, daß die Aufhebung der Sagungen und der 
Beſchränkungen des Lebensmittelmarfte® in erfter Linie die 
immer fühlbarer merdende Teuerung verjchuldet hätten. Und 
diefe Stimmung gewann in dem legten Regierungsjahre Joſephs II. 
an bedrohlicher Schärfe, fie erfaßte auch immer mehr die Mit- 
glieder der Hoflanzlei!. 

Diefe Hofitelle verhehlte denn auch dem Kaifer ihre Ab- 
neigung gegen die ihr aufgezwungene Politit nit. Die Auf 
bebung der Unſchlittſatzung und die Freigabe der Erzeugung 
und des Verfaufes von Seifenfiederwaren?, fo ftellte fie anfangs 
1789 dem Monarchen vor?, müfle in allen Erblanden eine Ber» 
nichtung des Realwertes der Seifenfiebergewerbe zur Folge haben 
und deren Inhaber an den Bettelftab bringen. Dies gefchehe, 
„ohne daß der Staat und das Publilum davon einen Vortheil 


ı Mit diefer Tatſache fcheint e8 im Zuſammenhange zu ftehen, daß 
damals das Referat für Niederöfterreich dem Hofrate v. Greiner, der es bis 
dahin geführt hatte, abgenommen und an Hofrat v. Koller übertragen 
wurde. Greiner macht fpäter (in einem Bortrage von 1792) eine Bemerkung, 
die darauf hindeutet. 

2 Für Niederöfterreidh war biefe Verfügung ſchon 1783 getroffen (vgl. 
oben S. 465 Anm. 1), im Jahre 1788 dann vom Kaifer auf ale Erblande 
ausgedehnt worden. (Entſchl. vom 28. Mai 1788; Kart. IV E 12 No. 171 
ex Jun. 1788 Böhm.; St. R. No. 1859 ex 1788.) 

8 Vortrag vom 29. Januar 1789 über eine Bittfchrift der Wiener 
Ölerer und Seifenfieder. (Kart IV E 10 No. 152 ex 1789.R. Ö.) 
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zu gewärtigen“ hätten. Die Erfahrungen, die man bisher mit 
der Aufhebung von Satungen gemacht habe, feien ein Elarer 
Beweis für die Nichtigkeit diefer Behauptung. Durch die Ber 
feitigung der Holzjagung und die Freigabe des Holzhandels ! 
habe man in Wien nur eine namhafte Steigerung ber Holz- 
preife erreicht; da8 Semmelgebäd werde „aus Mangel mehrerer 
Concurrenten und binlänglicher Erzeuger in einem gewißen, um 
die Halbſcheid zu geringen Gewichte verkauft, und noch darüber- 
bin in der ſchlechteſten Qualität verfertigt“. Das Mehl ftehe 
in einem fo hohen Preife, daß ſich fait niemand einer jo über- 
mäßigen Teuerung erinnern könne. Das Kalbfleiſch, das Jung- 
und Borftenvieh ſei ebenfall® „zur größten Beſchwerde des 
Publikums“ auf einen enormen Preis geftiegen. Selbfl die 
Aufhebung der Fifhjagung bringe nur „zu jeltenen Zeiten einigen 
Nugen“, und diefer würde ſich nicht einmal einftellen, wenn nicht 
die Aufhebung jo vieler Klöfter und „der überhaupt fich ge- 
minderte Genuß der SFajtenfpeifen den Consumo an Fijchen 
herabgejegt hätte“. Ahnlich ftehe es mit Seifen und Kerzen. 
Die Seifenfieder jeien nicht mehr verpflichtet, das Publikum mit 
dem Bedarfe an biefen Waren „unklagbar“ zu verjehen, könnten 
auch wegen ber Unficherheit des Abjages gar feinen größeren 
Vorrat halten. So werde alsbald an manchen Orten ein Mangel, 
folglich auch; eine Teuerung diefer unentbehrlihen Artikel ent- 
ftehen, „anftatt daß bisher jedermann mit der Bebienung ſowohl, 
als mit den nad Umftänden beftimmten mäffigiten Preifen ganz 
zufrieden war“ ?. 

Auch über die Aufhebung der Rindfleifhjagung in Brünn 


1 Bol. oben ©. 385. 

® Die Hoffanzlei erreichte mit diefen Vorftellungen wenigftens foviel, 
dab ber Kaiſer die Freiheit im Verlaufe der Seifenfiederwaren zunächſt für 
Bien, dann auc für die übrigen Länder wieder aufhob. Doch follten die 
Seifenfiebergewerbe leineswegs auf eine beftimmte Zahl beſchranit werben, 
und e8 blieb jedermann geftattet, Seifen und Kerzen zu feinem eigenen Ge- 
brauche herzuftellen. (Dekret vom 23. Februar 1789; zit. Aktenzeichen ; 
Birkulare vom 22, Auguft 1789; St. R. No. 2646 ex 1789.) 
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erhebt die Hoflanzlei eine Reihe von Klagen!. Der Erfolg 
diefer Maßregel jei dem beabjichtigten gerade entgegengejeßt ge- 
wefen. Während in Olmüß, mo diefe Satung noch beftand, die 
Fleifhhauer im Jahre 1789 bloß eine Erhöhung des Fleiſch— 
preifes von 4!/e auf 5!'2 fr. pro Pfund verlangt hätten, betrage 
der analoge Preis bei freier Konkurrenz in Brünn 7 kr., trogdem 
in den Viehpreifen Fein Unterjchied zu bemerken ſei. Es mangle 
in Brünn eben „an dem Zujammenfluß der Berfäufer, und fo- 
mit an dem Fall, wo die Verfäufer miteinander um den Abſatz 
ftreitten und eifern, und fomit von felbft zur Billigleit gegen 
den Käufer bewogen und verhalten werden”. 

Für die Stimmung des Kaijerd wiederum ift eine Reſolution 
jehr bezeichnend, mit der er Ende 1789 einen Vortrag „wegen 
Hindanhaltung der jo verderblidden in Schwung gehenden Körner- 
Borfäuflerey” erledigte. Die nieberöfterreihiihe Regierung 
batte einige Beſchränkungen des Getreidehandels in Antrag ge- 
bracht®, und auch bei der Hoffanzlei hatten fich mehrere Stimmen 
für diefe Zwangsmaßregeln erflärt. Der Kaifer bemerkte zu 
diefen Anträgen, fie enthielten „nur gewöhnliche verderbliche 
Vorſchläge, welche von Kuchelbüchern hergeleitet, und auf bie 
Staat3verwaltung wollten ausgedehnet werben“. 


Diefer Tadel des Monarchen hinderte indes den Regierungs- 


I! Vortrag vom 30. Juli 1789 (Kart. IV E 12 No.31 ex Aug. 
1789. N. Ö.). 

2 Vortrag vom 21. Nov. 1789 (Kart. IV E 11 No. 126 ex Dee. 
1789. N. ©.) 

® Diefe Anträge bezwedten, den Getreibehändlern den Anlauf. von 
Getreide vor Beginn der Marktzeit oder auf dem Markte zu verbieten, den 
Vorlauf von Getreide überhaupt zu unterfagen; endlich das Zurückhalten 
von Getreidevorräten abzuftelen und die Marktpolizei zu verfhärfen. Die 
Majorität der Hoflanzlei beftritt indes die Behauptung der Regierung, daß 
der Kornwucher allein an ber herrſchenden Teuerung Schuld trage. Die 
eigentliche Urſache derſelben fei vielmehr die feit 1787 andauernde Hemmung 
ber Getreideeinfuhr aus Ungarn. Seit einiger Zeit feien fogar ungarifdhe 
Händler auf den nieberöfterreihifchen Wochenmärkten als Käufer für Ge 
treide aufgetreten und hätten nicht unbedeutende Duantitäten exportiert. 
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präfidenten Grafen von Pergen nicht, in den lehten Tagen des 
Dezembers 1789 dem Kaifer in eindringlicer Weije die Gefahren 
darzuftellen!, welche der öffentlichen Ordnung drohten, wenn bie 
Lebensmittelpolitif nicht jogleih im Sinne einer neuerlichen 
Einführung der früheren Beſchränkungen geändert werde. Und 
die Hoffanzlei ftimmte feinen Anfichten im weſentlichen bei. 
Nah einigen herben Klagen über den Mangel an Beachtung, 
den die Vorſtellungen der niederöfterreihifchen Negierung in den 
legten Jahren gefunden hätten, und über die Bedeutungslofigfeit, 
zu welcher diefe Behörde durch die allzu große Selbftändigfeit 
des Magiftrats von Wien ſich verurteilt ſehe, bittet der Re— 
gierungspräfident, alle die aufgehobenen Einrichtungen zur Förde 
rung der Wohlfeilheit wieder einzuführen, und zwar die Satzung 
auf alle Fleiihgattungen, alle Sorten von Körnern und Mehl; 
das Verbot, in dem Umfreife von 4 Meilen um die Hauptitadt 
Vorfauf mit Getreide zu treiben oder Vorräte desfelben aufzu- 
ſchütten; ferner die Beitimmung, daß jeder Bäder für ein halbes 
Jahr? mit jener Quantität Getreide verjehen fein müfle, die er 
benötige, um feine Kunden mit Brot zu verforgen; endlich eine 
Preistare für alle Holzgattungen, welche die fogenannten Holz« 
verfilberer® lieferten. 

Nach eingehender Erörterung der Nachteile, welche die Auf- 
hebung jeder einzelnen diefer Einrichtungen zur Folge gehabt habe, 
begründet Graf Pergen in den für die Beurteilung der inneren 
Zuſtände Oſterreichs in jener revolutionären Epoche jehr be- 
zeichnenden Schlußworten feiner Denkſchrift die geftellten Anträge 
mit folgenden Worten*: „Die Wohlfeilheit in dieſer Refidenz- 


NA. u. Vorftellung vom 29. Dezbr. 1789 (Kart. IV E 12 No. 205 
ex 1790 R. Ö.). 

® In diefer Form hatte die erwähnte Anordnung auch vor ihrer Auf- 
hebung nicht beftanden; die Verpflichtung der Bäder hatte urfprünglid auf 
einen breimonatlicen Getreidevorrat gelautet und war dann auf einen eins 
monatlichen herabgejegt worden. 

® Darunter verftand man jene Perfonen, die den Zwiſchenhandel mit 
Holy trieben. 

+ Bol. auch bie bei Fournier, Hiſtor. Studien und Skizzen 1885 
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ftadt fteht mit der Ruhe und Sicherheit in engfter Verbindung, 
und die dermaligen Umſtände erfordern hierin alle mögliche 
Thätigfeit, Die Theuerung der unentbehrlihen Lebensmittel be- 
unruhigt alle Innwohner, zumal da allgemein die Urſache bie- 
von den von Eurer Majeftät allzufehr ausgedehnten Freybheits- 
fägen zugejchrieben wird, wodurch alle vormalige Ordnung und 
gute Anftalten zu fiherer und jo viel möglich wohlfeileren Ber- 
pflegung des hiefigen Publici zerfallen find. Da die Kriegsfteuer 
andurch noch dbrüdender wurde, welche allhier wegen der Art der 
Einbringung von allen bürgerlichen Gewerbern und der Strenge 
der biebey anbefohlenen Erecution in ber That ſehr läftig ift, 
das Geſchrey der Bürger und des Volks nothwendig vermehrt, 
und Eurer Majeität Beamte, wovon einem Theile diefe Laft, bey 
der ohnehin beftehenden Theuerung der Lebensmittel unerfchwing: 
lich wird, diefem Gejchrey mit beiftimmen: fo entftehet hieraus 
ein gefährliches Murren; die Begierde, mit welcher bier in allen 
Gaft- und Wirthshäufern die Zeitungen über bie Vorfallenheiten 
in Frankreich gelefen werden, worinn immer die Theuerung und 
der Mangel zum Grunde der eriten Revolution angegeben werden, 
wie e3 auch wirklich war, und die unbefcheidenen und gewiſſer⸗ 
maßen verwegenen Reden, welche dabey über die Herzhaftigfeit 
der Parifer ſowohl, als der Bürger in den nieberländifchen 
Städten vorkommen, werben täglich bebenklicher, befonders da 
die Gefinnungen der dafigen Bürger gleichnißmweis mit jenen ber 
biefigen immer ſehr erhoben werden, und die Wirkungen bievon 
verbreiten fi in alle übrige Provinzialhaupt- und Munizipal- 
fäbte, fo daß dermal viel Übles unter der Afche glühet. Eure 
Majeftät bitte ich nochmalen allerunterthänigft, mir meine Frey- 
mütbigfeit zu Gnaden zu halten; allein ich bin überzeugt, daß 
der, welcher Eurer Majeität das, was ihm bey dermaligen Um- 
ftänden bedenkliches vorkömmt, nicht aufrichtig fagt, und nicht 
alles, was von ihm abhängt, beyträgt, um die herrſchende Un- 


S. 173 abgedrudte Borftellung Pergens vom 13. Januar 1790, in weldjer 
auf die hier zitierte Bezug genommen wird. 
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zufriebenheit zu heben, und Eurer Majeftät bloß das Gute 
fuchendes, und ſich offenkundig dafür aufopferndes Gemüth zu 
beruhigen, nicht als ein getreuer Diener angejehen werden fann“. 

Die Hofkanzlei war allerdings bemüht, die Bedeutung der 
vom Grafen Pergen gegen bie kaiſerliche Lebensmittelpolitik 
erhobenen Vorwürfe ein wenig abzuſchwächen. Sie wies auf 
die allgemeine Teuerung der Lebensmittel ſowohl in den übrigen 
deutihen Erblanden, als in den umliegenden Gebieten des 
Reiches hin; fie fuchte wiederum den jo empfindlichen Getreide 
mangel durch die Sperrung der ungariſchen Einfuhr zu erklären. 
Auch eine Reihe von unrichtigen und übertriebenen Behauptungen 
des Grafen Pergen lieh fie nicht unwiderſprochen?. In der 
Hauptſache aber beftritt auch die Hoffanzlei nicht, daß „wahr- 
ſcheinlich die Theuerung . . . . vornämlich bei einigen Gattungen 
der Feilſchaften den Grad, in dem fie ftehet, nicht erreicht haben 
würde, wen die vormals mit guter Wirkung bier eingeführt 
geweite Sa: und Ordnungen, wovon man zum Theil erjt feit 
wenigen Jabren abgegangen, beibehalten worden wären“. 

So nimmt denn die Hoffanzlei mit Ausnahme der Anträge 
auf Beſchränkung des Getreidehandels im wejentlihen die ſämt— 





! Rortrag vom 11. Januar 1790 (zit. Aktenzeichen). 
® Dazu gehörten vor allem jene Beſchwerden, die ſich auf die angeb- 
liche Einengung der Regierung in ihrer Kompetenzfphäre dureh den Wiener 
Magiftrat bezogen, Daneben findet fich im der Vorſtellung Pergens die 
zweifellos unwahre Behaupiung, daß nicht nur für das Semmel-, ſondern 
aud für das Pohlengebät die Satzung aufgehoben worden fei. Ebenjo 
wird angeführt, „dab das Fleifchhaderhandwert durd die fo viele er— 
richtete neue Fleifhbänfe entträftet würde". Tatjählih war 1785 erflärt 
worden, daß jedermann, ber fid zum Verfaufe von Fleiſch unter dem 
Sapungspreife erbieten würde, ein Fleiſchhauerbefugnis erhalten jollte 
(St. R. No, 2204 ex 1785). Allein die Hoffanzlei bemerkt, dab ihr von 
einer wirtlihen Vermehrung der Wiener Fleiſchhauergewerbe nichts befannt 
ſei. Vielmehr habe man den bürgerligen Fleifhhadern in dem von ihnen 
mit der Mititärfleifhlieferungspireftion geſchloſſenenen Kontralte die Ber- 
ſicherung gegeben, dab eine Vermehrung ihrer Gewerbe nicht ftattfinden 
folle, ſoweit eine ſolche durch die Steigerung des Bedarfs vor allem in den 
Vorftadtgründen nicht unumgänglich erforderlich jei. (Die Alten dazu im 
Fasc. IV F in spec Fleifhhader No. 279 ex Dec. 1788 N. ©.) 
Pribram, Öfterreihifhe Gewerbepolitit I. 31 
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lichen Bitten des Regierungspräſidenten auf, und ſucht die Not- 
wendigfeit einer Zurüdnahme aller von Joſeph II. in der 
Lebenzmittelpolitif getroffenen Anordnungen aus den ungünftigen 
Erfahrungen der legten Jahre zu rechtfertigen. Die Bejeitigung 
jeder Beſchränkung in der Erzeugung und im Berlaufe bes 
Semmelgebäd3 habe eine fichtliche Verſchlechterung der Dualität 
und Quantität desfelben herbeigeführt; die Bafierung der noch 
beibehaltenen Satungen von Pohlen⸗ und NRoggenbrot aus—⸗ 
fchließlih auf die Körnerpreife der Landmärkte — ftatt wie 
früher mwahlweife auf die Körner bezw. Mehlpreife — fei eben» 
falls zum Nachteile des Publikums ausgefchlagen. Die Auf- 
bebung der Sagung auf das Brennholz habe eine außerordent- 
lie Teuerung desſelben zur Folge gehabt. Auch die Frage, 
ob man nit die Preistare auf die gemeinen Fiſchgattungen 
wieder einführen und neuerdings eine Grießlereiordnung erlaffen 
folle, fei einer Erwägung zu unterziehen, und mit diefer eine 
eigene Wohlfeilheitsfommifjion zu betrauen, die bei der nieber- 
Öfterreichifchen Regierung beftellt werden ſollte. Diefe Kommiffion 
hätte auch die erforderlichen Vorfchläge zur Verminderung der 
Zahl der Polletenleute zu eritatten. Denn auch bei ber Frei- 
gabe des Biltualienmarktes fei „der Endzmwed, dem Publikum 
in dem Verkaufe gemeiner Feilfchaften Erleichterung zu ver- 
Ihaffen, ganz verfehlt worden“!. So verlangt denn die Hof: 





1 Die Bemerkungen, melde die Hoflanzlei zur Begründung dieſer Be 
bauptung anfdließt, erinnern lebhaft an die Klagen ber niederöfterreidhifchen 
Regierung und des Wiener Magiftratd von 1781, welche diefelbe Hoflanzlei 
damals fo lebhaft befämpft hatte (vgl. oben S. 449 fg.): „Ohne den Landmann 
mit feinen Victualien auf den Markt gelangen zu laflen, bemädhtiget ſich 
deren größten Theil diefer Schwarm (d. 5. die Zwiſchenhändler) ſchon in 
ben Vorſtädten oder ſogar vor den Linien. Erft nad einer Bertheilung 
unter ihnen werden fodann dieſe Bictualien wiederum durch andere zum 
Verſchleiß herumgetragen, und foldergeftalt kann der Confument erft nad 
einer Berfteigerung, die durch die britte ober vierte Hand gehet, die ver- 
theuerte Feilfchaft für feine Bebürfniß erhalten. Der Unterhalt diefer zahl⸗ 
reichen Händler, der jährlich auf mehrere 100 000 fich belaufen muß, wird 
bloß an der Bertheuerung der in der Nefidenzftadt conjumirten Bictualien 
gewonnen. Das Publikum trägt ohne Notwendigkeit die ganze Rahrung 
diefer Leute, indem es vorher ohne jo oft wiederholte Preißzufchläge fein 
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Kanzlei auch für den Viktualienmarkt die Rückkeht zu den früheren 
Bejchränkungen. 

Ebenſo beantragt ein gleichzeitig erftatteter befonderer Vor- 
trag die Wiedereinführung der Sagung auf das Kalb- und 
Schöpſenfleiſch; die Sagung für Kalbfleiſch ſei vor allem deshalb 
notwendig, weil der hohe Preis diefes Artikels (12 bis 14 fr. 
pro Pfund gegen 7 kr. vor Aufhebung der Sagung) die Land» 
leute veranlaffe, auch dann ihre Kälber zu veräußern, wenn fie 
diefelben zur Nachzucht benötigten. Dieſe Iegtere Behauptung 
blieb zwar nicht unbeftritten; in der Anficht aber, daß nur durch 
Erneuerung der Satzungsvorſchriften die Fleifchpreife allmählich 
wieder auf ihr früheres Maß zurüdgeführt werden könnten, 
ftimmten alle die Gutachten der verjchiedenen Behörden überein. 

Und aud im Staatsrate fanden die Anträge der Hoflanzlei 
die lebhaftefte Unterftügung *; jelbft der liberal gefinnte Staatsrat 
Eger muß geftehen, daß es „bei dermaliger Stimmung der Ge- 
müther und bei der Lage der Umftände der Klugheit angemefjen“ 
zu fein jcheine, den allgemeinen Wünfchen der Behörden und des 
Publitums Nehnung zu tragen?. 


VBebürfnif entweder aus den Händen bes Landmannes felbft auf dem 
DMarkte hat erhalten können, oder dod von dem Biefigen burgerlichen Ge- 
werbömann, nachdem die vielen Preisfteigerungen in dem Ankaufe nicht 
vorgegangen find, im geringeren Preife damit verfehen worden ift.“ 

1.&t. N. No. 178 ex 1790. Unter den Mitgliedern des Staatörates 
war übrigens Graf Hatzfeld von jeher ein Anhänger der Preistaren ge 
wejen. 

® Wie groß tatfählih die Mißftimmung des Volles über diefe Ne» 
formen des Kaiſers gewefen fein muß, dafür find die nad feinem Tode er- 
ſchienenen Pampplete ein hinteichender Beweis; in einem (jit. bei Geb. 
Brunner, Die Myſterien der Aufklärung in Üfterreih, Mainz 1869 
©. 533) findet fi eine ſatiriſche Beſchreibung des „Leihenbegängniffes 
Sr. Majeftät Joſeph des Zweyten“. In dem Leihenzug des Monarden 
werben u. a. folgende Gruppen genannt: 

w +» Viertens. Das freye Commerz. Hier gehen die Wucherer 
paar und paar, jedod ohne Anfehung ihrer Neligion, nad) ihren Klaſſen, 
als nähmlih a. die Holzwucherer, b. die Getreide- und Mehlwucheter, 
e. die Fleifd- und Brodwucherer, d. die Geld- und Waarenwucherer, biefe 
letztere aber ift unter allen die fiärkfte und anſehnlichſte Klaffe, denn in 
biefer befinden ſich Leute von allen Ständen, Geiftlihe und Weltliche, 

31* 
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Kurz, diefe Verhandlungen verfünden den vollftändigen Zu: 
fammenbrudy der Yofephinifchen Lebensmittelpolitif. Keine der 
vom Kaiſer mit fo großer Energie verfochtenen Maßnahmen 
hatte den erwarteten Erfolg gehabt, überall war das Gegenteil 
deſſen eingetreten, was er bezwedt hatte. So ift e8 denn erklär- 
fih, daß der fterbende Monarch, der noch in fo vielen anderen 
Fragen fein ganzes Regierungsſyſtem tief erfchüttert Jah, auch 
hier nachgab, und in müder Relignation die beiden Vorträge 
der Hoffanzlei mit folgenden, in ihrer Einfachheit wahrhaft 
tragifchen Worten erledigte: „Obwohlen Ich volllommen überzeugt 
bin, daß neuerding® die Einführung der Sagungen, und von 
allem, was hier vorgejchlagen wird, nicht allein feine Wohlfeilkeit 
von einer Bedeutung oder Dauer verfchaffen wird, fondern mohl 
gar zu beforgen, daß der gänzliche Abgang an diefen Feilfchaften 
fih nicht zur geringiten Verlegenheit darftellen wird, fo will Ich 
doch, da jämmtlihe Stellen, und der Auf des Publici die Er- 
füllung diefer Vorſchläge jo ſehnlich wünſchen, und einrathen, 
die hier gemadten jämmitlichen Borjchläge begnehmigen. Die 
Beit wird das Belte lehren.“ 

Des Kaiſers Wille war gebrochen; überzeugt war er nicht. 
Etwa einen Monat jpäter ftarb er, und fo hatte denn die Re— 
aktion gegen feine Wirtfchaftspolitif freies Feld. 


— — — — 


Adelige und Unadelige, Bürger und Bauern, Chriſten und Juden, männ⸗ 
lichen und weiblichen Geſchlechts, — zuletzt Se. Exzellenz Herr Graf von 
Sinzendorf.“ (Er war Präſident des nieder- und vorderöſterreichiſchen 
Appellationsgerichts.) 

„Tab. IV. Hier iſt zu leſen: ‚Das aufgehobene Wucherpatent‘ in 
goldenen Buchſtaben.“ 

„... Fünfzehntens. Die Wohlfeilkeit. Den gänzlichen Beſchluß dieſes 
jo prachtvollen Zuges machen die Fratſchler und Hauſirerweiber, deren Zahl 
ſich auf 5000 beläuft, alle mit blauen Fürtüchern und verbundenen Köpfen, 
der Hofrat v. Greiner als Beſchützer dieſer löblichen Zunft machet den 
Beſchluß.“ 

„Tab. XV. Dieſe ſtellt vor das frohlockende Publikum über dieſe 
nutzbare Erfindung.“ 


Fünftes Bud. 


die Periode von 1790 bis 1798. Pie Gewerbepoltik 
der Keaklion. 


Erſtes Kapitel. 
Der allgemeine Charakter diefer Gewerbepolitik. 


(Die Reaktion gegen die Joſephiniſche Wirtfhaftspolitif unter Zeopold II. 
©. 485. — Die Politik der Furcht und des Mitleids von 1792 bis 1797 
S. 487.) 


Man kann mit einem Worte das Grundmotiv bezeichnen, 
das bie Wirtfchaftspolitif Oſterreichs im legten Sahrzehnte des 
18. Jahrhunderts beherrſcht: Die Furcht; die Furcht vor jener 
revolutionären Bewegung, die Damals, von Frankreich aus herüber- 
greifend, ganz Mitteleuropa zu erfafen drohte. Schon in den 
legten Regierungsjahren Joſephs II. hatte ſich eine allgemeine 
Unzufriedenheit mit den Reformen des Kaiſers bemerkbar gemacht 
und jenes Übel erzeugt, das, wie Graf Pergen dem fterbenden 
Monarchen warnend voritellte, „unter der Aſche“ glühte. Dem 
wirtfchaftlichen Aufſchwunge, der feit dem Beginne der achtziger 
Sabre in den gewerbefleißigen Ländern der Monarchie alenthalben 
neue8 Leben gewedt, neue Erwerbszweige eröffnet hatte, waren 
Jahre der wirtfchaftlichen Depreffion gefolgt. Und die allgemeine 
Meinung fuchhte die Urjache der letzteren nicht ausſchließlich in 
den ungünftigen äußeren Ereigniffen: in dem unglüdlich ges 
führten Türkenkriege und der durch ihn gefteigerten, ſehr drückenden 
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Steuerlaft, in den Mißernten und Fehljahren; fie machte vor 
allem die Wirtfchaftspolitif des Kaiferd dafür verantwortliid. 

In den legten Lebenstagen Joſephs II. hatte fih von allen 
Seiten der Sturm gegen fein ganzes Regierungsfyftem erhoben, 
und nach feinem Tode koſtete e3 nicht wenig Mühe, die erregten 
Gemüter zu befhwicdtigen. Die umfangreichen ftändifchen De- 
fiderien der Jahre 1790 und 1791 führen eine beredte Sprache. 
Sie vertraten freilich nur die Intereſſen der privilegierten Volks⸗ 
klaſſen, die der Raifer in feinen Reformen fo tief verlegt hatte. 
Aber auch in den unteren Schichten der ftäbtifchen Bevölkerung, 
in jenen Klaſſen der Einwohnerfchaft, deren Wünfche fich damals 
noch nicht in Petitionen und Beschwerden, fondern bloß in einem 
dumpfen Murren zu erkennen gaben, hatte die Unzufriedenheit 
mit den wirtfchaftlihen Maßnahmen des Kaifers einen bebroß- 
lihen Charakter angenommen. 

Es ift begreiflich, daß angeſichts der Wucht diefer allgemeinen 
Anklagen auch die im Geifte des Sofephinismus erzogenen Be- 
börden es nicht wagten, das Syſtem bes veritorbenen Monarchen 
aufrecht zu erhalten. Sie ftimmten in die allgemeine Berur- 
teilung desfelben ein, und dies um fo lebhafter, je mehr fie fi 
von dem Verdachte reinigen wollten, die Anfichten Joſephs geteilt 
zu haben. Jetzt galten in den Kreifen der beim Hofe einfluß- 
reihen Adelspartei die Neformen des toten Fürften als eine 
„vom Throne ausgegangene Revolution” !. Nur bei der unteren 
Beamtenfchaft, bei den Gebildeten des Bürgerftandes behaupteten 
fih die Ideen der jofephinifchen Ara. Aber auch den Anhängern 
diefer „Aufflärungspartei” fehlte es den herrſchenden Anſchau⸗ 
ungen gegenüber meift an dem Mute ihrer Überzeugung, unb 
mehr durch eine paffive Haltung als durch offenes Eintreten für 
das Syſtem des verblihenen Monarchen juchten fie von feinen 
Reformen zu retten, was noch zu retten war?. 

Sofeph II. Nachfolger, fein Bruder Leopold, teilte im 





1 Beidtel, Gefhichte der Öfterr. Staatsverwaltung 2. Bd. S. 1 fg. 
? Ebenda ©. 23. 
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Grunde in den Fragen der Wirtfehaftspolitit die liberalen Ideen 
feines Vorgängers. Wie fehr fie den Vebürfnifien der Zeit ent- 
ſprachen, hatte er ala Beherrſcher Toskanas ausreichend erprobt!. 
Allein die allgemeine Verwirrung, die zur Zeit jeines Negierungs- 
antrittes in den Erblanden herrfchte, zwang ihn, zumächit den 
dringenden Vorftellungen feiner oberjten Behörden nachzugeben 
und in die Erneuerung zahlreicher Beſchränkungen der Verkehrs- 
freiheit zu willigen. Nur dort, wo die Anträge feiner Minifter 
in überflüffige Bevormundungsfucht, in kleinliche Einfhränfung 
des gewerblichen Lebens ausarteten, leiftete er Wiberftand und 
wurde barin von den liberal gefinnten Mitgliedern des Staats- 
rat3, vor allem von Eger, lebhaft unterftügt. Zur Entfaltung 
einer jelbjtändigen Politit aber Fam Leopold II. nicht; denn 
kaum waren Ruhe und Oronung im Innern. der Monarchie 
einigermaßen wiederhergeftellt, jo ftarb er (1792). Und nad) 
feinem Tode beginnt für die öfterreichifche Wirtfchaftspolitik eine 
Periode völligen Stillftandes. 





Die Idee einer autoritativen Leitung des Wirtfchaftslebens 
unter fürforglicher Verteilung der Nahrungszweige auf die Be— 
völferung hatte fih ſchon längſt als undurdführbar erwiejen; 
nun hatte auch die Joſephiniſche Politik einer Wedung des ge 
werblihen Lebens durch Bejeitigung regulierender Zwangs ⸗ 
vorſchriften Schiffbruch gelitten. Eine neue, zielbewußte Richt» 
ſchnur für ihr Verhalten gegenüber den einander wiberftrebenden 
Tendenzen ber wirtjhaftlichen Kräfte zu finden, dazu fehlte es 
der Staatsverwaltung an Mut, an großen Perfönlichkeiten eben- 
jo wie an Einheit der Grundfäge. Erhoben ſich doch damals 
bei jeder Gelegenheit im Schoße jeder Behörde Meinungs: 
verfchiedenheiten prinzipieller Natur über Aufgaben der ſtaatlichen 
Wirtfchaftspolitif, 

Und jo ergab ſich aus der Thejis einer disponierenden 

* fiber die politifcen Grundfäge Seopoids vgl. Huber, Die Politit 


Joſephs II. beurteilt von Leopold S. 6 fg. Bibl, Neftauration der nieber- 
öfterr. Landesverfaffung S. 22 fg. 
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ftaatlihen Beeinflufung aller Elemente des Wirtfchaftslebens 
und aus der Antithefig einer auf möglichilier Steigerung ber 
Konkurrenz bafierten Träftigen Snduftrieförderung eine verhängnis- 
volle Synthefe: ein haltloſes Schwanken zwiſchen ben ver: 
fchiedenften Grundfägen der Wirtfchaftspolitif, eine paffive Ver⸗ 
ftändnislofigfeit gegenüber den Forderungen und Bebürfnifien 
bes gewerblichen Zebend. Die großen Ummälzungen der Sofephi- 
nifchen Periode, die tiefe Erjchütterung, die das ganze Staats: 
wejen dadurch erfahren hatte, riefen, al$ die Wogen der Real: 
tion einigermaßen geglättet waren, in ben Leitern der Politik 
nur einen Wunſch wach: Quieta non movere. Etwa ähnlich, 
wie das einzelne Individuum nah großen jeeliihen Kämpfen 
nur ein intenfives Bedürfnis kennt: das nach völliger Ausfpan- 
nung, nad Ruhe. 

Es hängt vielleicht innig zufammen mit dieſer Angft, das 
fo mühſam errungene Gleichgewicht im Innern der Monardie 
neuerlich zu verlieren, wenn jest faft alle Ämter von einiger 
Bedeutung mit Männern mittelmäßiger Begabung befegt wurden !, 
die zu Reformen ſchon von Natur aus wenig geneigt waren. 
Yureaufratifche Erledigung der Geſchäfte, das war alles, was 
von ihnen erwartet werden konnte. Auch Kaifer Franz, ber 
feinem Vater Leopold auf dem Throne der Erbländer gefolgt 
war, ſchien diefe Politik, feinem ganzen Charakter nach, befonders 
zuzufagen. Der Einfluß der liberal gefinnten Mitglieder des 
Staatsrates war allzu gering; ſtets mußten aud) fie?, jo wenig 
e3 ihnen an Freimut fehlte, der ihnen wohlbefannten Abneigung 
des Monarchen gegen Neuerungen jeder Art Rechnung tragen; 
e3 bebeutete jchon einen Erfolg, wenn e8 ihnen gelang, ben An- 
trag einer Hofſtelle auf allzu weitgehende Beſchränkung der Ver⸗ 
tehröfreiheit zum Falle zu bringen. Vergeblich ſchrieb Graf Karl 
von Binzendorf 1793 in einem Votum?, er könne ſich nicht da⸗ 


Beidtel a. a. O. S. 44. 

2 Namentlich Eger und Karl Graf von Zinzendorf. 

a St. R. No. 231 ex 1793. Es handelte ſich um die Frage, ob bei 
ven Stahl- und Eifenarbeitern in Prag die Erlangung ded Meifterrechtes 
erihmert werden follte. Vgl. unten S. 584 Anm. 2. 
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mit einverjtanden erklären, „daß Furcht gegenwärtig die einzige 
Triebfeder aller NRegierungsgrundfäge feyn follte”. Die Ge- 
ſchichte Frankreichs zeige deutlich genug die verhängnisvollen 
Folgen einer derartigen Politif. „Gerechtigkeit“, fo fährt er 
fort, „ift und bleibt die Stüge aller Throne, die Quelle aller 
Ordnung, Eintradt und Ruhe im Staate. Nun fordert aber 
die Gerechtigkeit nicht, daß ich einen Bürger, ber fein Brobt auf 
eine gemeinnügliche Art gewinnen will, unter dem ſchaalen Vor: 
wande wegweiſe, daß ſchon 12 oder 20 von feinem Handwerk 
da ſind. . . .. Geht die Regierung auf ſolche Weiſe ſtets den 
Krebsgang, jo wird nie weder Feſtigkeit, noch Plan, noch Kon: 
fequenz bey ihren Verfügungen ftatt haben“. 

Unbeachtet verhallten jolde Mahnungen. Die Furcht vor 
neuen Ummwälzungen, fie mochten von welcher Seite immer 
drohen, blieb das Leitmotiv der Gewerbepolitif, die nicht einmal 
Kraft genug fand, die Aufgabe einer Kodifitation des geltenden 
Nechtes zu löſen. Und vielleicht kann man — in leijer Er- 
innerung an 'bie befannten ariftotelifchen Kategorien der Tragödie 
— in dieſer Politit noch ein zweites Leitmotiv entdeden: das 
des Mitleids; des Mitleids mit dem armen Gewerbetreibenden, 
dem die Konkurrenz der Genofjen das Brot wegzunehmen drohte, 
Furht und Mitleid — eine Politif, die von diefen Momenten 
beherrſcht ift, vermag es nicht, Neues zu ſchaffen oder auch nur 
ar und befiimmt ein großes Ziel zu verfolgen. 

Die Paffivität der Gewerbepolitif, die nad) Überwindung 
der Neaktionsjahre eintritt, dauert fo lange an, bis die tiefe 
gehenden Änderungen, die fi inzwiſchen im Wirtſchaftsleben, 
kaum beachtet ſeitens der ftaatlihen Behörden, vollzogen hatten, 
mit Macht eine Verüdjihtigung begehrten und eine Anpafjung 
der geſetzlichen Vorſchriften an die neu entftandenen Bedürfniſſe 
forderten. Etwa das erſte Jahrzehnt des 19. Jahrhunderts 
bezeichnet diefen Zeitpunkt. Jene deutlich wahrnehmbare Unter- 
bredung aber, welche die unter Maria Therefia angebahnte und 
von Joſeph IL. jo tatkräftig fortgejegte Gemerbepolitif zunächſt 
durch die Maßregeln der Neaktionsjahre, dann durch den Still» 
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ftand faft aller Neformtätigleit erfährt, ſcheint es ſchon äußerlich 
genügend zu rechtfertigen, wenn die vorliegende Darftellung das 
Ende des 18. Jahrhunderts als Abſchluß der erften großen 
Etappe in der Entwidlung der Gewerbefreiheit gewählt bat. 
Ihre innere Begründung erhält dieſe Abgrenzung vollends da- 
durch, daß mit dem Beginne des 19. Sahrhunderts, wie er- 
wähnt, im gewerblichen Leben felbft ganz neue Erjcheinungen 
“ hervortreten, die einen bedeutfamen Wandel in der Organifation 
desselben erfennen laflen. Begleitet ift dieſe wirtfchaftlicde Re- 
volution von neuen, mächtig nach Geltung ringenden been, 
denen fich auf die Dauer auch die ſchwer zugänglichen Amtsftuben 
der Behörden nicht verjchließen konnten. 


Zweites Kapitel. 
Die Reaktion in der JSebensmittelpofitiß. 


(Die Rüdlehr zu den Maßregeln der merkantiliftifhen Warltverfafiung 

©. 490. — Differenzen zwiſchen Leopold II. und der Hoflanzlei in den 

Bragen der Viktualienpolitik S. 494. — Das kaiſerliche Kabinettfchreiben 

vom 9. Auguſt 1791 ©. 503. — Die Satzungs⸗ und Marktpolitik nad 
Leopolds Tode S. 506.) 


Noch in feinen legten Lebenstagen hatte Sofeph II. ſelbſt 
mit tiefem inneren Widerftreben feine Zuftimmung zum Wiber- 
rufe faſt aller jener Maßnahmen erklärt, von denen er für bie 
Geltaltung des Wiener Lebengmittelmarktes die mohltätigften 
Folgen erwartet hatte!. So mar denn die Satzung auf das 
Semmelgebäd und die Option zmwifchen den Körner- und Mehl: 
preifen bei der Beltimmung der Brottaren ebenfo wieber ein- 
geführt worden wie die Eaßungen auf Kalb» und Schöpjen- 
fleiſch?. Bei der niederöfterreihifchen Regierung hatte man eine 


1 Vgl. oben ©. 484. 
2 Dekret der Hoffanzlei vom 21. Januar 1790 (Kart. IV E 12 
No. 205 ex Jan. 1790 NR. Ö.). 
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eigene „Wohlfeilheitsfommiffion“ mit ber befonderen Aufgabe 
betraut, alle erforderlichen Maßnahmen zur Belämpfung der 
Teuerung zu ergreifen!. Diefe Kommiffion regelte denn auch 
noch in der eriten Hälfte des Jahres 1790 die Sagung auf das 
weiße Gebäd, die Preistaren für die verfchiedenen Fleifhgattungen 
und Fifche und legte den Entwurf einer neuen Marktordnung 
für Wien vor®. 

Bloß gegen eine von verſchiedenen Seiten geforderte Be— 
ſchränkung des Lebensmittelmarktes verhielt ſich die Hoffanzlei 
nad) wie vor ablehnend: gegen einen ftaatlihen Eingriff in die 
Freiheit des Getreidehandels?. Nur irrigerweije werde, jo meinte 
die Hofflelle*, Die Teuerung der Körner dieſer Freiheit zugejchrieben. 
Schränfe man diefelbe ein, jo müßte dadurd) die „ergiebige Aus: 
bilfe” verloren gehen, „die man noch dur den Nachſchub aus 
anderen Provinzen erhalten“. Und ebenjo ftellt es eine faifer- 
liche Entihließung® als „unüberſchreitbare Regel“ hin, daß, um 
den Untertan in Eontributionsfähigem Stande zu erhalten, aller 
Kauf und Verkauf ber Früchte „eine freye Handlung bleiben... - 
müfje”. 

Ähnliche Anordnungen wie für Wien wurden ungefähr 
gleichzeitig au für Prag getroffen‘. Auch hier wurde eine 


! Bit. Defret vom 21. Jan. 1790, 

® Die Aften im Kart. IV E 12. R. Ö. 

° Died war vor allem von dem inzwiſchen zum Staatöminifter er 
nannten Grafen Bergen verlangt worden. Er hatte dem Kaifer am 18. Juli 
1790 eine neuerliche Vorftellung überreidht, die im übrigen jene vorſchlage 
wiederholte, welche Pergen ſchon Ende 1789 (vgl. oben S. 479) vorgebradht 
hatte. (Kart. IV E 12 No. 20 ex Sept. 1790 R. Ö.) 

+ Vortrag über die zit. Note Pergens vom 16. Auguft 1790 (dasfelbe 
Altenzeichen). 

® Sie erledigte den eben zit. Vortrag, ift vom Staatsrate Eger 
formuliert und in Abmwejenheit des Kaiſers von dem Thronfolger gefertigt 
(St. R. No. 2642 ex 1790). 

% Die Prager Bürger hatten in einer dem Kaifer überreihten Imme- 
diateingabe bittere Klage über die in Prag herrihende Teuerung aller 
Biltualien geführt. Ähnlich äußerten ſich ſpäter die bohmiſchen Stände in 
ihrer vom 27. November 1790 datierten Beſchwerde. (Bal. unten ©. 518.) 
Die letztere fucht jeltfamermeife die feit Aufgebung aller Satzungen ein- 
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eigene Kommiſſion zur Regelung bes Lebensmittelmarktes ein- 
gejeßt!. Ihre Verhandlungen? zeigen die intereflante Erfcheinung, 
daß der Prager Magiftrat damals — im Gegenſatz zu dem ana- 
logen Kollegium Wiens — weit entfernt davon war, die in der 
Bürgerfhaft herrichende Meinung von der abjoluten Schädlidh- 
feit der Marftfreibeit zu teilen. Er beftritt insbejondere, daß 
die — in Böhmen übrigens nicht übertriebene — Steigerung 
der Sörnerpreife durch die Aufhebung der Getreidepreis- 
taren verfchuldet jei. Er verlangte daher bloß gewiſſe Maß- 
regeln zur Abftelung des durch die Getreide-, Grünzeug⸗ und Ge 
flügelhändler auf den Wochenmärkten getriebenen Vorkaufs. Auch 
diefe Anträge auf Beſchränkung der Marktfreiheit wurden indes 
von der Kommiſſion abgelehnt, die für ihre liberalen Anfichten 
au die Majorität des böhmischen Guberniums gewann. Die 
Stage der Negulierung des Bierpreife® wird aus einem ähn— 
lien, alle überflüffigen Zwangsvorſchriften abweifenden Geſichts⸗ 


getretene Preisfteigerung dur den in Prag berrfhenden Gelbmangel zu 
erflären. Er babe zur Folge den „unaufhaltfamen Trieb“ der Gewerbe⸗ 
treibenden, beim Verkaufe ihrer Feilfchaften möglichft viel zu gewinnen. 
Bielleiht hängt dieſe Erfcheinung zufammen mit der von Wiefer theoretiſch 
formulierten „Ausdehnung des geldwirtſchaftlich kontrollierten Prozeffes”. 
Denn die ftarfe Erhöhung der Steuerlaft mußte auch ohne Beränderung 
der vorhandenen Geldmenge in den Warenpreifen zum Ausdrucke gelangen. 
(Dal. Wiefer, Der Geldwert und feine gefhichtlihen Veränderungen in 
der Zeitichrift f. Volkswirtſchaft uſp. Bd. XIII ©. 58 fg.) 

1 In diefer Konmiffion ſaßen außer mehreren Mitgliedern des böß- 
mifchen Guberniums der PBolizeidireftor und der Bürgermeifter Prags, dann 
mehrere Repräfentanten der Bürgerfchaft. 

2 Bortrag der Hoflanzlei vom 9. März 1790. (Kart. IV E12 No. 152 
ex Apr. 1790 Böhmen.) 

° In Prag war die Ausübung des Braurehted an den Beſitz be 
ftimmter Häufer getnüpft. (Bol. Kopet, Gemerbögefeglunde 1. BB. 
S. 256.) Die Cigentümer diefer Häuſer, die fogen. Bierverleger, waren 
verpflichtet, da8 Publikum ftetS mit gutem Bier zu der jeweils fixierten 
Satung zu verfehen, die nach dem Preife der Gerfte reguliert wurde. Die 
Einfuhr des Biers in die Stadt unterlag gewiflfen Beſchränkungen (Generale 
vom 27. Februar 1788). Bloß die Erwägung, daß man diefed außfchließende 
Recht der Bierverleger nur gegen eine angemefjene Entihädigung berfelben 
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Kommiffion über die feitens der Bürgerfchaft geftellte Bitte um 
Beſchränkung der Freiheit im Fleiſchverkaufe. Die Aufhebung 
der Fleifhtare, jo erklärt der Magiftrat, ſei eine wahre Wohl- 
tat für das Publikum gewejen; denn trotz der Satzung hätten 
vor Einführung ber freien Konkurrenz einige vermögliche Fleifch- 
bauer den Fleifchpreis nach ihrem Gutdünfen beftimmt. So 
ſpricht fich denn die Rommiffion, und ihr folgend das Gubernium, 
gegen jede Erneuerung dieſer Sagung aus. 

Derartige Anfichten und Anträge mußten freilich bei ber 
Hofkanzlei auf lebhaften Widerſpruch ftoßen. Denn dort galt 
es jegt als Grundfag der Wohlfeilheitspolitif, „daß Bedürfniſſe 
von ber erften Nothwendigfeit, die für jedermann, befonders aber 
für die gemeine Vollsklaſſe unentbehrlich find, d. i. Fleiſch, Brodt, 
Dier, Seife und Unfchlittferzen immer einer Satzung unterliegen“ 
müßten, Nur folchen Leuten dürfe „der Handel damit geftattet 
werben, bie nad) ihrer zunftsmäßigen Obliegenbeit das Publikum 
zu allen Zeiten, unter nad) Umfländen fteig- oder fallender 
Sagung damit zu verjehen verhalten werden“ könnten. Die Unter 
werfung des Gebäds unter eine Satzung habe eine Regulierung der 
Marktpreife von Getreide- und Hülſenfrüchten, dann eine Be— 
ftimmung der Mehlpreife zur Vorausjegung. Um günftige 
Marktpreife zu erzielen, ſei es notwendig, die Zahl der Ver— 
fäufer zu vermehren; gleichzeitig aber müſſe jedem Konfumenten 
ermöglicht werben, „feinen Bedarf unmittelbar aus ber erſten 
Hand des Produzenten zu befommen”. Daraus leitet die Hof- 
fanzlei die Forderung ab, auf die alten, den Vorkauf beſchränken⸗ 
den Marktoorfchriften wieder zurücdzugreifen. Ebenfo beantragt 
fie au für Prag die Erneuerung der Fleifhjagung* und hält 
an der Notwendigkeit einer Biertare? und den mit berjelben ver- 
befeitigen Lönne, hält die Kommiffion ab, jogleich die Aufhebung der wefent- 
lichſten, die Erzeugung und den Verkauf des Biers befchränfenden Bor 
ſchriften zu beantragen. 

1 Bis zur Beendigung des Krieges follte es indes bei dem bisherigen 
Zuſtande verbleiben, 

2 Die Frage, wie der Bierpreis zu regulieren fei, beſchäftigte die Be- 
hoͤrden in der Folgezeit noch fehr viel. Eine große Zahl von Alten darüber 
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Inüpften Einfuhrbefchränktungen feſt. Die kaiſerliche Entſcheidung 
genehmigte auch diesmal die Anträge der Hoflanzlei und lehnte 
nur jede Beſchränkung des Getreidehandels neuerdings ab’. 


Hatte der Kaifer bisher die Hoffanzlei in ihrer Lebensmittel: 
politit widerſpruchslos gewähren lafjen, fo mußte fi) doch früher 
ober fpäter aus feiner Abneigung gegen alle übertriebenen Ein- 
fhränfungen der Berkehröfreiheit ein Meinungsgegenſatz zwischen 
ihm und der Behörde entwideln. Schon in den Verhandlungen 
über die Drganifation des Wiener Marktes zeigen ſich die erften 
Spuren diefer Differenz. Der Kaiſer verweigerte zunähft dem — 
bereitö gebrudten — Entwurfe der neuen Wiener Marktordnung? 
feine Zuftimmung und verlangte von der inzwilchen eingefehten 
Hofkommiſſion in Wohlfeilheitsfachen® eine Außerung über biefen 
Entwurf. 
enthält der Kart. IV E 12 Böhmen. — Aud der Holzhandel follte nun 
wieder allerlei Beihränfungen unterworfen werden. Es find indes die 
betreffenden Erörterungen zu fehr auf die fpeziellen Berbältnifie der böb- 
mifhen Forftwirtfhaft und Flößerei gegründet, als daß ihnen im Rahmen 
der vorliegenden Darftellung eine Bedeutung zuläme. 

1 Unter Hinweis auf diefe dem böhmischen Gubernium mit Delret 
vom 26. April 1790 befanntgegebenen Berfügungen wurden fpäter jene 
Beſchwerden der böhmiſchen Stände erledigt, in denen bie neuerliche Ein- 
führung der Lebensmitteltaren gefordert worden war (Dekret vom 28. Dit. 
1791; vgl. unten S. 520). 

? Vorträge vom 6. September und 20. Dezember 1790 (Kart. IV E 
11 No. 82 ex Jan. 1791 N. ©.) Die Verhandlungen über diefen Entwurf 
im Staatsrate sub No. 2588 und 2748, 2911 und 4037 ex 1790. Rament 
lid Eger ließ es bei diefer Gelegenheit nicht an ſpöttiſchen Bemerkungen 
über den realtionären Charakter der vorgefchlagenen Warkteinrichtungen 
fehlen: „Kaum follte man glauben”, fo fließt er fein Botum, „daß es im 
Sabre 1790 noch eines fo ermüdenden Details nöıhig habe, um den Unfinn 
folder Wohlfeilheitsanftalten zu bemonftriren, auf die doch der Stadt 
magijtrat, die Regierung und felbft die Hoflanzlei fo ftolz thun. . . .“ 

8 Diefe Kommiffion war (mit Handbillett vom 26. Dezember 1790) 
an Stelle der bie dahin bei der niederöfterr. Landesregierung funktionierenden 
Mohlieilheitsfommilfion eingefegt worden und beitand aus 3 Hofräten, 
2 Näten der Negierung und dem Wiener Stadthauptmanne. Rad Bedarf 
fonnte die Kommiffion aud Witglieder des Wiener Magiftratd und Militär 
verpflegsbeamte zu ihren Beratungen zuziehen. So fehr diefe ganze Dr» 
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So jah fi denn die neue Kommifjion veranlaßt, ihre 
Tätigkeit mit einer ausführlien Rechtfertigung der von der 
Hofkanzlei vertretenen Zebensmittelpolitif zu eröffnen!. Sie ver- 
tennt nicht, daß die eingetretene Steigerung aller Preife ihre 
Urſache zunächft in den durch den Türkenkrieg geforderten 
beträchtlichen Armeelieferungen, dann in der Sperrung aller 
Einfuhr ungarifchen Getreide finde. Eine Reihe von mäßigen 
ober ſchlechten Ernten habe die Not noch verjchlimmert, eine 
Steigerung der Preife auch bei allen übrigen Viktualien ver- 
anlaßt. „Allein“, jo fährt das Protokoll fort, „daß ſich dieje 
hohen Preife jo lange, und aud) izt noch immer erhalten, daß 
fie, ungeachtet die vorerwähnten Urfahen ſchon größtentheils 
weggefallen find, noch immerfort wachen, daß fie endlich zu 
einem Grad herangeftiegen find, von welchem man in den öfter 
reihifchen Staaten auch bei den bedrängteften Zeitumftänden fein 
Beiipiel hatte, welcher der arbeitenden Klaſſe von Menjchen 
unerſchwinglich, und ber öffentlihen Sicherheit ſelbſt gefährlich 
wird; davon fan, wie diefe Kommiffion einftimmig überzeugt 
ift, die Urſache nur in den feit einigen Jahren abgebradhten 
Satungen auf die umentbehrlichiten Lebensbebürfnifje, und in 
dem angenommenen Syſteme jener unbejchräntten Handlungs- 
freyheit gefunden werden, durch weldes in der beften, aber wie 
es die mehrjährige Erfahrung zeigte, gänzlich verfehlten Abficht, 
den Zufammenfluß der Verkäufer, und mit ihm die Wohlfeilfeit 
zu erzielen, vielmehr im Gegentheil dem Geig die Schranfen 
geöfnet, und das geſammte Publitum dem Wucher einiger 


ganifation auch den Charakter einer Ausnahmöverfügung trug, jo erhielt 
fi die Hoflommiffion doch länger ald zehn Jahre. Erft das Handbillett 
vom 7. Dftober 1802 wies ihre Gejhäfte wieder den ordentlichen Ber 
hörden zu. 

1 Erfted Sipungsprotofoll vom 3. Januar 1791 (Kart. IV E 11 
No. 82 ex Jan. 1791 N. Ö.), Referent ift Hofrat v. Greiner. Wie oben 
(S. 476 Anm. 1) erwähnt, hatte ihm Joſeph II. feinerzeit wegen feines 
Widerſpruchs gegen die vom Kaifer geforderte Marktfreiheit dad Referat für 
Niederöfterreich abgenommen. Nun genob Greiner den Sieg des ſtets von 
ihm vertretenen Syſtems. 
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wenigen Perjonen, die ſich gegenwärtig des Preifes aller Feil- 
Ihaften durch ihren unbeschränkt fortgefegten Vorlauf bemächtiget 
haben, aufgeopfert wurde ..... 

In diefer tiefen Überzeugung von der Berfehrtheit ber 
jofephinischen Lebengmittelpolitif verlangt die Kommijfion die 
ungeläumte Rückkehr zu fait al den ehemaligen Beſchränkungen 
der Marktfreiheit und nimmt aud) den Getreidehandel nidt 
davon aus. Der Vorkauf des Getreides in einem Umfreife von 
vier Meilen um die Nefidenzitadt müſſe verboten, der Ankauf 
des Korns durch Händler auf den Märkten verhindert werben; 
ebenjo jener Zwiſchenhandel mit Getreide, der den öffentlichen 
Markt vermied!. Desgleicdhen fordert die Kommiſſion die Er: 
neuerung der Sapung auf Mehl und Gries, fie billigt ferner 
den Entwurf der neuen Warftordnung und die befonderen, von 
der Hoffanzlei zur Verminderung der Zahl der Polletenleute 
vorgefchlagenen Maßregeln?. — Auch diesmal gab der Kaifer 
nad und erteilte allen diefen Anträgen fein Placet®. 

Die Verhandlungen über die Wiedererrichtung der Fleischer: 
zunft in Prag gaben bald darauf der Hoflanzlei Veranlafjung, 
die Grundſätze ihrer neuen Gewerbepolitik anzudeuten*: „Es 
fheint — man darf fagen, man fey überzeugt — es jey räth- 
liher, jedes Gewerbe bei der Klaſſe von Perjonen zu belaffen, 
die fich demjelben von Jugend auf gewidmet haben, als durch 
vollkommene Zernichtung der in jeder wohl beſtellten Geſellſchaft 
immer nöthigen Gränzlinien die unentbehrlichſten Bedürfniſſe des 


I Sogar der von ber Hofkanzlei früher fo oft mit größter Entſchieden⸗ 
beit zurüdgemiefene Borichlag, die in der Umgebung Wiend vorhandenen 
privaten Kornvorräte behördlich vifitieren zu laflen, findet den Beifall der 
Kommiffion. 

2 Zu diefen Maßregeln gehörte u. a. auch eine Verfügung, welche den 
Zwifchenhändlern den Kauf und Verlauf von Viktualien auf den Wochen⸗ 
märften vor 12 Uhr Mittag verbot. 

3 Nach dem Muſter der Wiener Marktordnung wurden dann auch die 
Marktorbnungen für die Hauptftädte der Übrigen Erblande eingerichtet, fo 
für Graz am 2. Juli 1791 u. a. m. 

* Bortrag vom 10. Juni 1791 (Kart. IV E 9 No. 82 ex Jul. 1791 
Böhm.; St. R. No. 2650 ex 1791), 
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Publitums dem bloßen Ungefähr, und bloß einzelnen Specu- 
Iationen der Gewinnſucht zu überlaffen, beſonders in einer 
Hauptftadt, die aus politifhen Nüdfichten gleich einer Armee 
durch Zeitung ber Staatsverwaltung ihres Unterhalts verfichert 
ſeyn muß“. Aber die Hoffanzlei empfindet doch das Bedürfnis, 
fih gegen einen etwaigen Vorwurf zu rechtfertigen, als ob fie 
„bier überhaupt für den Zwang das Wort führe“. Bei ver- 
ſchiedenen Gelegenheiten habe fie „überzeugende Beweiſe gegeben, 
daß fie eine wohlverftandene Freyheit als die Triebjeder bes 
Fleißes und das Mittel zum Wohlftande erkenne“ ; und zu ver- 
ſchiedenen Malen habe fie „ſich mit voller Überzeugung geäußert, 
daß man den Zwang überhaupt al3 das ftärkfte Hinderniß der 
Induftrie betrachte, aber daß man einige Beichränfung /: die man 
vielmehr Ordnung heißen müße :/ befonders bei den Gewerben 
mit unentbehrlichen Feilfhaften für eben fo unentbehrlich halte, 
teils weil man es nie darauf ankommen lafjen kann, an den⸗ 
jelben auch nur einen Tag hindurch Mangel zu leiden, theils 
weil es die nöthige Überſicht von Seite der Polizey um vieles 
erleichtert, und weil es endlich natürlicher ift, daß ſolche Be— 
dürfniffe weit ficherer, beijer und wohlfeiler durch die Vereinigung 
mehrerer gemeinſchaftlicher Kräfte, in einer Gejellihaft — als 
durch zerftreute und eben barum minder kräftige Bemühungen 
herbeigejhafft werden“. Die Ausführlickeit in der Begründung 
diefes Votums, der Nachdruck, mit welchem die Hoffanzlei den 
Verdacht einer Vorliebe für den Gewerbezwang abzulehnen fucht, 
deuten darauf hin, daß es fi ihr darum handelte, den Kaifer 
von ber Zwedmäßigfeit der vorgefchlagenen Mafregel erft zu 
überzeugen. Sie wurde übrigens in Abwejenheit des Kaifers 
von dem Thronfolger genehmigt!. 

1 Das Defret an das böhmifche Gubernium, welches die neuerliche 
Errichtung der Fleiihhauerzünfte und die Einführung der Fleifchfagung in 
Prag anordnete, war — vorbehaltlich der Faiferlihen Beftätigung — ſchon 
am 8. Juni 1791 erlaffen worden. (Fase. IV F in spec Fleiſchhauer 
No. 171 ex Jun. 1791 Böhm.) Für das übrige Sand erging bie gleiche 
Verfügung mit Detret vom 25. Juni 1791 (derf. Fase. No, 90 ex Jul 


1791; St. R. No. 2969 ex 1791). 
Belbram, Öfterreichiiche Gewerbepolitit I. 32 
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Mit voller Schärfe trat der bis dahin Iatente Gegenjat 
zwifchen der Verkehrspolitik der Hoflanzlei und jener des Mon- 
archen anfangs Juli desfelben Jahres (1791) zutage, als bie 
Hofftelle einen Antrag auf Wiedereinführung der Unfchlittfagung 
und der vormaligen Bezirkseinteilung der Seifenfieder für das 
flache Land Niederöfterreichd vorlegte!. Für Mähren war biefe 
Anordnung bereit3 getroffen und follte num überdie® auch in 
Öfterreih ob der Enns und Böhmen zur Anwendung gebradt 
werden. Allein der Kaifer lehnte den Antrag rundweg ab mit 
der ganz allgemeinen Motivierung, daß „ale die bier vor: 
geichlagenen Zwangsmittel unnütz“ feien. 

So ſah denn die Hoffanzlei neuerlih die Zwedmäßigfeit 
der Saßungen in Frage geitellt, und fie mußte in der Abweifung 
ihres Vorfchlags ein Zeichen des Taijerlichen Mißtrauens gegen 
ihre ganze, feit dem Tode Joſephs II. verfolgte Politif erbliden. 
Sie ftellte daher dem Kaifer neuerdings in ausführlicher Weife 
vor?, er möge nicht glauben, „daß Ordnung und Vorjchriften 
zum Verlaufe der Waaren von eriter Nothwendigkeit, befonders 
in volfreihen Nefidenzitädten, den gehäffigen Namen eines 
Zwangs im eigentlichen Verjtande” verdienten; daß fie unnüß 
fein. Denn beim Verlaufe der „zur eriten Nothwenbigfeit 
gehörenden Waarengattungen lafie ſich nie eine bei jeder vortheil« 
baft ſeyn follenden Konkurrenz unentbehrliche Gleichheit der Um⸗ 
ftände zwifchen Käufer und Verkäufer erreihen”. Die Käufer, 
und gerade die ärmiten, könnten die Ware nicht entbehren, ihren 
Ankauf nicht verjchieben, müßten, „jo viel fie brauchen, in was 
immer für einem Preis in einer feſt beftimmten Stunde faufen“. 
Der Verkäufer dagegen könne für feine unentbehrlihden Waren 
fordern jo viel er wolle, und fei nicht gezwungen, fie ſogleich 
abzufegen. Zwifchen Käufer und Verkäufer feien alfo „die Um- 
ftände ungleich“. 

I Bortrag vom 1. Juli 1791 (Kart. IV E 12 No. 129 ex Aug. 1791 
N. OD.) Vgl. oben S. 465 und 476, 


° Vortrag vom 29. Juli 1791; Referent ift Greiner (dad eben zit. 
Altenzeihen und St. R. No. 3437 ex 1791). 
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Nach diefen theoretijchen Erörterungen! ſucht die Hofkanzlei 
ihre Anfichten auch wieder aus den praftifchen Erfahrungen ber 
legten Jahre zu belegen, insbefondere aus ben ſchweren Mif- 
erfolgen, die man mit der Aufhebung der verfchiedenen Sagungen 
erlebt habe. Der Kaiſer habe jelbft wiederholt in feinen Ent- 
ſchließungen die Notwendigfeit anerkannt, die Lebensmittel- 
verforgung durch ſtaatliche Maßregeln zu leiten; er habe ins- 
bejondere alle von der Wohlfeilheitsfommiffion geftellten Anträge 
gebilligt. Erſt feit einiger Zeit müſſe die Hoffanzlei „mit nicht 
geringer Beftürzung“ bemerken, daß fie bei Durchführung ihrer 
Politik „niht nur allein den höchſten Beifall nicht erhalten 
tönne“, jondern daß ſogar ihre Anträge vom Kaijer als „ger 
häffige Zwangsmittel“ mißbilligt und verworfen würden ?, 


I Gie find unverfennbar beeinflußt von jenen been, die Sonnenfeld 
damals vertrat (gl. unten &. 539 fg. bef. S. 544fg.). Hatte doch Sonnenfels 
auch unmittelbar bei der Yeratung der neuen Marktorganifation mitgewirkt. 
Freilich bemerkt gerade im Hinblide auf eine derartige fpefulative Begründung 
der Sehensmittelpolitit etwa ein halbes Jahr fpäter Staatsrat Eger: „Wenn 
nad) den in arte medica theoretifh angenommenen Sehrfägen fo mander 
Kranke methodiſch fterben muß, fo hat ja das hiefige Publikum Unrecht 
zu Hagen»... dab es dermal, und wie verlautet, fon feit einigen 
Boden ein Stüd Ei um 2 fr. zahlen muß; es follte freilich vielmehr 
dafür dankbar und überzeugt feyn, daß es nad) ex Uhatedra entfdiedenen 
Grundfägen und Anftalten fo jeyn müſſe — nicht anderft ſeyn könne.” 
(&t. R. No. 430 ex 1792.) 

® Diefe Bemerkungen beziehen fi; namentlih auf eine Neihe von 
Differenzen, die fich fpeziell in dem Fragen der Marftpolitit zwiſchen der 
Hoffanzlei und dem Monarchen ergeben hatten. So hatte die nieberöfter- 
reichiſche Regierung unter Zuftimmung ber Hoffanzlei mehrere Kornhändler 
wegen wucherifchen Vorkaufs zu Geldftrafen verurteilt; über Verfügung bes 
Kaiſers waren die bereitS eingetriebenen Strafgelder ben Verurteilten 
wieder zurüdgeftellt worden (die Verhandlungen im Kart. IV E 11 sub 
No. 298 ex Nov. 1791.R. O). Ähnlich hatte der Monard entgegen dem 
Antrage der Hoffanzlei die Wiener Küchengärtner, die fich den Anordnungen 
der Marktbehörden mit Gewalt widerſetzt hatten, ſtraflos auögehen laſſen. 
Und er hatte gleichzeitig die Weifung erteilt, es müffe „die Befolgung der 
Marktorbnung, um nicht durch den gähen Übertritt von der vorigen Frey» 
heit zu dem äuferften Zwang gerade bei der ärmften Klaffe der Produzenten 
und ihrer Ablöfer eine widrige Senfation zu erweden, nad und nad zu 
bewirken getrachtet, und nicht mit allzu vieler Strenge durchgefeßt werben“. 
(Kart. IV E 11 No. 6 ex Jun. 1791 R. Ö.) 








ze · 
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Darum bittet denn die Hoflanzlei um eine Belehrung, ob 
ber Kaifer die bereit genehmigten Maßregeln zur Abhilfe der 
Teuerung beibehalten, oder „aus bier unbelannten Urjacdhen .. 
Kauf und Wiederverfauf aller Menfchen von neuem frei . 
laflen wolle“. Die Verantwortung für diefe legtere Politik lehnt 
die Behörde freilich ab; ſolle aber die bereits eingeſchlagene 
Bahn weiter verfolgt werden, dann müſſe der Monarch auch die 
energiſche Durchführung der bereits erlaſſenen Verfügungen, vor 
allem eine ſtraffe Handhabung der Marktordnung geſtatten. 
Sonſt werde das Anſehen der Geſetzgebung aufs äußerſte ge- 
fährdet. Der Kaiſer ließ ſich indes in eine Diskuſſion über die 
prinzipiellen Fragen der Marktpolitik vorläufig nicht ein; aber 
er genehmigte die Erneuerung ber Unſchlittſatzung für das flache 
Land Niederöfterreihs mit Rückſicht darauf, daß die gleiche 
Mapregel ſchon für Wien beftehe, und fügte, überredet aber 
nicht überzeugt, hinzu, er wolle die Wirkung davon gewärtigen '. 

Wie tief der Geift der Reaktion bei den Beamten der Zentral 
ftelen damals Wurzel gefaßt hatte, bafür ift ein fprechendes 
Zeugnis auch das Protokoll einer befonderen Kommiſſion, welche 
ber Kaifer im Auguft 1791 lediglich zu dem Zwecke eingefeßt hatte, 
um die Grundfäge für eine Sinftruftion der Marktbeamten Wiens 
feftzuftellen?. Denn diefe Kommijfion, die teild aus Mitgliedern 
ber Hoflanzlei, teil aus Näten der oberften Suftizftelle und ber 
Kompilationstommijfion in Geſetzſachen beftand, erblicte bie 


1 Im Staatsrate äußerte fi) fogar Eger dahin, man müfle bie Hof 
fanzlei, die von ihrer nun fon einmal gefaßten Vorliebe für Zwangs⸗ 
anftalten nicht abzubringen fei, gewähren laſſen. Die ungünftigen Folgen 
ihrer „abderitifhen Marktanftalten” würden fie wohl fpäter einmal „zu 
den gefunden Begriffen führen‘. (St. R. No. 3437 ex 1791.) — Die Ein« 
rihtung der Bezirkseinteilung und der Satzung auf Unfdlitt, Seife und 
Kerzen erlebte Leopold freilich nicht mehr. Sie erfolgte für Niederöfterreich 
erft dur da3 Dekret vom 18. Mai 1792; aud für Böhmen durch ein 
Ders! vom gleihen Datum. (Kart. IV E 12 No. 367 ex Majo 1792 
N.O,) 

2 Kommijfionsprotofol vom 6. Auguft 1791. Es wurde dem Kaifer 
mit a. u. Note ded Hoflanzlerd Freih. v. Kreßl am 11. Auguft vorgelegt 
\Kart. IV E 11 No. 66 ex Sept. 1791 N. Ö.) 
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Urſache zu dem ihr erteilten Auftrage „nur in dem Mißtrauen, 
weldes Sr. Majeftät gegen die Nüglichleit der jegt wieder ein- 
geführten Marktgefege ſelbſt etwan beygebraht morden jeyn 
dürfte“ !. Es liege „offenbar vor Augen“, wie jehr durch dieſes 
„faiferliche Mißtrauen“ die Wirkfamkeit der erlaffenen Geſetze 
gehemmt, die Handhabung der Marktorbnung erjchwert, bie 
Anhänger der Unordnung aufgemuntert, und fo das Publikum 
um jene Erwartungen gebracht werbe, bie es an die „Wieder- 
einführung der alten Marktgeſetze“ geknüpft habe. Die Hof- 
tanzlei aber halte fih „über jeve Verantwortung beruhigt durch 
das Bewußtſeyn, alles gethan zu haben, was die Pfliht von 
ihren vereinigten Gliedern erheifchte”. 

Mit diefer Verwahrung begnügten fi) die in der Kommiffion 
anwejenden Räte ber oberſten Juftizitelle nicht; fie ergriffen viel- 
mehr die Gelegenheit, um dem Kaifer „nochmals im Namen bes 
geſamten Publikums . . . . bie ehrerbietigfte, aber dringendſte Vor⸗ 
ftellung zu machen, daß das Publifum, im Falle die Grundjäge 
der Freyheit bei dem Kaufe und Verkaufe der Waaren von ber 
erſten Nothwendigkeit jernerhin Platz greifen jollten, nothwenbig 
äußerft gefränft bleiben, und das Murren des den Vorfäuflern 
und Wucherern preisgegebenen Volkes, das bis jegt durch Hoff- 
nnngen im Zaum gehalten wurde, endlich einmal über Hand 
nehmen, und in bedenkliche Auftritte ausbrechen dürfte”. Nach 
dem einftimmigen Erachten der Kommiſſion fönne „die Er- 
zielung einer Wohlfeilheit nur durch die genaue und ftrenge 
Ausführung der... fhon genehmigten, von der Wohlfeilheits- 
commiffion im Monat Jänner aufgeftellten Grundfäge erreicht 
werden“ ?, In biefen Grundjägen fowie überhaupt in ber neuen 


I Der Raifer hatte die Abfafjung jener Inftrultion ausdrüdlih zu 
dem Zwecke befohlen, „damit das Publifum von allen Willkührlichteiten 
und Kränfungen der aufgeftellten Markttommifjäre und Marktrichter deito 
ficherer bewahrt werde“; die Kommiffion aber verfihert, fie könne in dem 
Verhalten ber Marktbeamten und in ben ihnen von ber Hoflanzlei erteilten 
Weifungen „nichts weniger als eine Kränkung des Publitums oder einen 
Zwang entbeden*. 

® gl. oben ©. 495. 
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Marktordnung fei keineswegs „ein fchädlicher Zwang” gelegen, 
wenn man anders nicht den Sinn ber Ausdrüde verändern, und, 
wa3 jedermann für Ordnung erfenne, „mit dem gehälfigen 
Nahmen Zwang belegen” wolle. Jene Grundfäge feien nicht 
neu, fondern „in allen Zeiten bey allen Nationen gehandhabt 
worden“, und noch jebt werde. überall nad) denfelben vor- 
gegangen!. Das Protofoll wiederholt dann all die alten, fchon 
fo oft vorgebradhten Argumente zugunften einer Beſchränkung 
des Viltualienhandels und findet e8 fchließli „Kaum begreiflich“, 
daß es noch immer, vor allem bei der niederöfterreichifchen 
Regierung, Beamte gebe, welche die entgegengefeßten Grundſätze 
verteidigten, überall Beranlaffung zu Zweifeln und zu abmeichen- 
den Meinungen fänden, und jo die Durdführung der bereits 
erlaffenen Anordnungen hemmten. Sn zahlreihen Fällen habe 
ſich dies bereit? gezeigt”. Die Handhabung der Marktgefege in 
Wien müffe daher einer befonderen, von. dem unmittelbaren 
Einfluffe der niederöfterreihifchen Landesregierung befreiten Kom⸗ 
miffion zugewiejen werden. 

Alle diefe wortreihen Klagen der Kommiffion enthüllen 
nicht nur den Gegenfaß, der fih in den Fragen der Lebensmittel⸗ 
politif zwifchen dem Kaifer und der Hoffanzlei entwidelt hatte; 
fie werfen auch ein ſcharfes Streiflicht auf jenes tief wurzelnde 


ı AI8 Beweis führt die Kommiffion an, daß die erft vor kurzem er- 
laſſenen preußifhen Verordnungen in Marktſachen „auf die nämlichen 
Grundfäge gebauet ſeyen“; ebenfo die Marktorganifation in England, wo 
fonft die größte Freiheit herrſche, und ſogar in Frankreich, „wo der Frey⸗ 
beitätaumel in den gegenwärtigen Zeiten alle8 übereinander geworfen ...” 
babe. 

2 Das Protokoll führt als Beleg folgende Fälle an: Die Anordnung, 
die Zahl der Ablöfer auf 700 bis 800 zu vermindern, fei nicht befolgt 
worden; vielmehr habe man bald darauf 1300 neue Polleten an Zwiſchen⸗ 
händler ausgegeben. Die Beitimmungen der Marftorbnung zur Beſchrän⸗ 
fung des Borlaufd würden nicht gehandhabt, die Widerfpenftigleit ber 
Küchengärtner fei ungeahndet geblieben. (S. oben &. 499 Anm. 2.) Den 
Ablöferleuten geftatte man wie vorbem ungehindert den Zwifchenhandel, der 
Wucer im Getreibehandel werde offen geduldet. Und mehrfache Befehle 
der Hoffanzlei an die Regierung, al diefe Mißbräuche abzuftellen, feien 
unbefolgt geblieben. 
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Übel, an dem damals die ganze Behörbenorganifation krankte: 
auf den Mangel an einheitlichen Grundſätzen, an einheitlicher 
Leitung des Staatswejens. Denn wie hier in den Fragen bes 
Marktweſens, jo hemmten ähnliche Meinungsverſchiedenheiten 
auch in den übrigen Zweigen ber Staatsverwaltung jede energifche, 
zielbewußte Politif. Und vollends fehlte es an dem nötigen 
Einverftändniffe zwiſchen den einzelnen einander gleichgeorbneten 
Behörden. „Dieß ift“, jo bemerkt etwa gleichzeitig ein hervor- 
ragendes Mitglied der oberften Juſtizſtelle bei einer anderen 
Gelegenheit", „feit langer Zeit ein wahres Gebrehen in der 
Staatsverwaltung Sr. Majeftät Länder, daß fih alle Ämter 
tolirt betrachten, ſich wechfelmeife zum gemeinnügigen Zwede 
nicht die Hand biethen, vielmehr in ihren Abfichten und Ver— 
fügungen fi durchkreuzen“. 


So intereffant das Kommiffionsprotofoll für die Geſchichte 
der öffentlichen Verwaltung in Oſterreich ift, einen Einfluß auf 
die Lebensmittelpolitit hatte es nicht?. Denn kurz bevor es 
dem Kaifer vorgelegt wurde, hatte biefer in dem ausführlichen 
Kabinettjreiben vom 9, Auguft 17918 der Sofkanztei jene 
Grundfäge bekanntgegeben, die fünftig bei der Leitung des 
Marktweiens als Richtſchnur dienen ſollten. Wenigitens in 
großen Zügen mag der Inhalt diefes Schreibens hier wieder- 
gegeben fein. 

Aus den allgemeinen Grundfägen, dab „zwar Ordnung, 
aber nicht Zwang herrſchen“ folle, daß „das flache Land nicht als 
wäre ſolches der Hauptitadt zinsbar behandelt“, daß endlich das 
Eigentumsrecht des Urproduzenten an feinen Erzeugnifjen nicht 
verlegt werden bürfe, — aus biejen allgemeinen Grundfägen 


! Hofrat v. Keeß anläßlich der Verhandlungen über die Defiderien 
der mährifhen Stände. (Kart. IV H 2 No, 143 ex Apr. 1791 Mähren.) 

2 &t. R. No. 3640 ex 1791. 

® Kart. IV E 11. No. 178 ex 1791.R. Ö. Das Kabinettſchreiben 
wurbe vom Kaifer felbft, ohne Mitwirfung des Staatsrats, crlaffen. Es 
findet fi} mehrfach zitiert bei Gigl, Geſchichte der Wiener Marftordnungen 
©. 39 fg. und passim. 
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leitet das Handſchreiben eine bebeutfame Folgerung ab: es ftehe 
der ſtädtiſchen Marktpolitif nur frei, den Verlauf der Waren 
innerhalb der Stadt zu regeln und auch ben Urprobugenten für 
diefen Verlauf gewiffe Bedingungen vorzufchreiben; Dagegen 
dürfe die Marktordnung ihre Vorſchriften nicht über die 
Linien hinaus erftreden, und nit „auf den Erzieler unmittel- 
bar gerichtet” fein. Die Marktordnung babe fih daher auf 
folgende Gegenftände zu bejchränfen: 1. die Ermunterung ber 
Zufuhr, mithin 2. die Hinderung des Vorlauf und 3. die Auf 
fit auf die mit Xebensmitteln einen Handel treibenden ftäbtifchen 
Gewerbe. 

Die erite diefer Aufgaben werde erfüllt, indem man den 
Marktfahrer keinen Pladereien unterwerfe, ihm in dem Verlaufe 
feiner Feilſchaften möglichft freie Hand laffe und den Abſatz ber 
Produkte durch zmedmäßige Markteinrichtungen (Firierung von 
Markttagen, Zuweifung beitimmter Pläte ufw.) erleichtere. — 
Freilich müſſe, bei aller Freiheit, die man dem Marktfahrer 
gewähre, doch der Vorkauf! gehindert und daher allen Zwiſchen⸗ 
bändlern der Einkauf der Ware erſt nach Beendigung der eigent- 
liden Marktzeit geitattet werben; desgleichen fei allen Zwiſchen⸗ 
bändlern, um eine Umgehung bes Vorfaufsverbotes zu hindern, 
auch das Feilbieten von Waren auf dem Markte zu verfagen. 
Entipredende Strafbeitimmungen hätten diefen Verboten bie 
nötige Sanktion zu verleihen. 

Die ftädtifchen, mit Lebensmitteln einen Handel treibenden 
Gewerbe werben in drei Gattungen unterfchieben: 1. ſolche, bie 
ih mit der Umgeftaltung marktgängiger Waren in Lebensmittel 
beichäftigen (Bäder und Müller); diefe müfje die Marktordnung 
verhalten, ihr Material auf den Märkten zu kaufen, weil ber 
Marktpreis den bei diefen Gemwerben notwendigen Sagungen als 
Regulativ zu dienen habe; 2. jene Gewerbe, die unter Auf- 
wendung eines beträchtlichen Vermögensfondg den Lebensmittel» 


1 Den „Vorkauf“ definiert das Handfchreiben al8 „den Anlauf ber 
neilfhaften, welche, wenn fie nicht angelauft worden wären, auf dem Markte 
erſchienen wären”. 
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bandel in eigenen Gewölben oder Hütten treiben; dieſe müffe 
man anmweifen, ihren Bedarf an Waren außerhalb jenes Gebietes 
zu beden, von dem aus der Markt regelmäßig befahren werde, 
d. h. außerhalb des Umfanges von vier Meilen im Umkreiſe um 
die Stabt. Die Zahl dieſer Gewerbe könne feine bedenkliche 
Höhe erreihen, wohl aber die Zahl der Gemwerbetreibenden ber 
dritten Art, ber fogenannten „Ablöfer”. Geftatte man eine 
unbeſchränkte Vermehrung diefer Zwiſchenhändler, fo fteigere man 
inbireft die Preife ber unentbehrlichiten Feilfchaften, weil dann 
aus dem bei dieſem Handel refultierenden Gewinne zu viele 
Familien ihren Unterhalt beziehen müßten. Endlich arte dieſe 
Gattung von Gemwerben „jo leicht zu einer Pflanzichule des 
Müßiggangs“ aus, entziche anderen VBerufszweigen brauchbare 
Hände und könne zu einer Gefahr für die öffentliche Ordnung 
werben. Bei diefen Gewerben müfje alfo eine Beſchränkung auf 
eine angemefjene Zahl vorgenommen werben, am beiten in der 
Weife, daß das Ablöferbefugnis „auf Ständel verliehen” und 
nur an Leute von einem gewiſſen Alter zur Erleichterung ihres 
Unterhalts erteilt werbe. 

Ganz deutlich geht aus dem bier nur in feinen weſent⸗ 
lichften Beftimmungen wiedergegebenen Inhalte des Faiferlichen 
Schreibens hervor, daß es ein umleugbares Kompromiß be 
deutet zwijchen jenem Verzichte auf eine unmittelbare behördliche 
Negulierung des Marktweiens, der jeit 1778 etwa verjucht 
worden war, und jener Politit, welde die Hoffanzlei jeit dem 
Tode Joſephs II. verfolgt hatte. Denn als oberftes Prinzip 
verkündet dieſes Schreiben die Befreiung ber ftantlichen Lebens- 
mittelpolitif von jenem alten Streben ber ſtädtiſchen Markt- 
polizei, die Verforgung ihrer Bürger mit Nahrungsmitteln auf 
Koften des flahen Landes durhzuführen; und gleichzeitig wird 
doch innerhalb des durch dieſe Einſchränkung geſteckten Rahmens 
eine firenge Regulierung des Marktes vorgejchrieben!. 


Es ift übrigens unverfennbar ber Inhalt dieſes Schreibens völlig 
beeinflußt von jenen Ideen, die Sonnenfels ungefähr gleichzeitig in feiner 
Abhandlung über die Grundfäge der Gewerbepolitit vertrat (vgl. unten 
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Ob freilich der Hoflanzlei die volle Bedeutung dieſes Kom⸗ 
promifjes zum Bewußtſein gelangte, ift fraglid. Sie hörte aus 
den Worten des Kaiſers vor allem feine Zuftimmung zu ihrer 
Satungspolitif, zur Beſchränkung des Zwiſchenhandels heraus. 
Und fo war fie von dem SKabinettfchreiben ſehr befriedigt. 
Schon in ber oben zitierten a. u. Note, mit welcher der Hof- 
fanzler das Kommiffionsprotofol dem Kaiſer vorlegte!, wird 
mit Genugtuung fonftatiert, die vom Monarchen außgefprochenen 
Grundfäge feien diefelben, die der Hoffanzlei bisher als Richt- 
ſchnur gedient hätten; die Behörde bittet daher um das Ber- 
trauen de8 Monarchen in ihre weiteren Anordnungen ?. 


Die Differenzen zwifchen der Hoflanzlei und dem Kaiſer in 
den Fragen der Marktpolitik fcheinen damit im wefentlichen ihr 
Ende gefunden zu haben. Der Kaifer ftarb übrigens ſehr bald 
darauf, und hatte wohl auch vor feinem Tode feine Gelegenheit, 
den Gegenitand noch einmal zu berühren. Einige weitere Sat: 
ungen wurden widerjpruchglos eingeführt ®. 

Im Schoße einiger Behörden, vor allem der niederöſterreichi⸗ 
Shen Regierung, verftummten freilich auch nach Leopold3 Tobe 
die Angriffe gegen die Marktpolitik der Hoflanzlei nit. Rod 
immer berrfchte „felbft bei einigen Sinbivibuis der n. d. Re⸗ 
gierung” die Anficht, e8 babe die neue Marktordnung die ge 
boffte Wirkung nicht hervorgebracht; in zwei befonderen Bor: 
trägen* fucht daher im Jahre 1792 die Hoflanzlei an Hand ber 
Markftpreistabellen zu zeigen, wie fehr die Fleifch- und Getreide 


&. 544 fg.). Inwieferne etwa E onnenfel® unmittelbar bei der Abfaffung diefes 
Kabinettſchreibens beteiligt war, vermag ich nicht anzugeben. 

ı Note vom 11. Auguft 1791; vgl. oben S. 500 Anm. 2. 

2 Das Kabinettfchreiben wurde der nieberöfterr. Regierung durch 
Dekret vom 19. Auguft 1791 befanntgegeben, mit der Bemerkung, daß es 
„nur eine fürmlihe und wiederholte Beftätigung“ jener Borfchriften ent⸗ 
halte, welche die Hoflanzlei bisher in Wohlfeilheitsfachen erlaffen habe. 

s So die Unfdlittjagung vgl. S. 500 Anm. 1; die Käfefagung für 
Wien mit Dekret vom 22. Nov. 1792 u. a. m. 

* Vorträge vom 26. Juni und 17. Auguft 1792 (Kart. IV E 12 
No. 250 ex 1792 NR. Ö.). 
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preife in den legten Jahren eben unter dem Einffuffe ihrer Markt- 
politif gefunten jeien. Kaifer Franz nahm dieſe Auskünfte „zur 
vergnüglichen Nachricht”. 

So blieb es denn auch weiterhin bei diefer Politik, trotzdem 
die Erfahrungen, die man namentlich mit der Handhabung der 
Satzungsvorſchriften machte, weder in Nieberöfterreih nod in 
Böhmen fehr erfreuliche waren. Die Verſuche, eine richtige 
Grundlage für die fagungsmäßige Beftimmung des Brotgewichts 
zu finden, nahmen die Tätigkeit der nieberöfterreichiichen Ne- 
gierung und die Aufmerkfamfeit der Hofftelle dauernd in An- 
ſpruch; einen befriedigenden Erfolg hatten fie nicht. Und Ahn- 
liches galt von den Fleifhtaren in Niederöfterreih wie in 
Böhmen!. Kein Ende wollte der Kampf mit den Bädern und 
Miülern Wiens nehmen, die bei jeder Gelegenheit, befonders in 
den Jahren 1794? und 1795 bie Brotpreife „durch ihre offen- 
bar am Tage liegende Zufammenredungen und Übereinkunft mit 
den Kornhändlern und Wucherern hinaufzutreiben mit einer Art 
von Ungeftüm und fträflichen Trogbiethen gegen die Gefeggebung 
ſich bejtrebten“ ®. 

Ähnliche Kämpfe hatten ungefähr um diefelbe Zeit die ob- 
derennfifche Regierung, das inneröfterreichiihe, böhmifche und 
mährifhe Gubernium* mit den Fleifhhauern ihrer Landeshaupt- 
ftädte zu beitehen, jo daß ſich die Landesſtelle Böhmens ſchon 
1795 zu der Bemerkung veranlaßt jah°, es jei „noch immer ein 
Problem, ob man den 1790jährigen Fleifhmangel, der vorzüg- 
li eine Folge des Türfenkriegs und der trodenen Jahre war, 
nicht irrig in der Zunftaufhebung vermuthet habe“. Allein trotz 
aller dieſer Mißerfolge, die wiederholt die Unzufriedenheit des 


% Die Aften in den Kart. IV E 11 und IV E 12. 

® Note bed Hoffanzlers vom 11, Oft. 1794 (St. R. No. 3532 ex 1794). 

® Vortrag vom 19. Juli 1795 (Kart. IV E I2 No, 423 ex Jul. 
1795 R. Ö.). 

* Die Akten in den Kart, IV E 12, dann in ben Fasc. IV F in 
spec Fleifhhader, bei. Mähren. 

® Vortrag vom 25. Juli 1795 (Kart. IV E 12 No. 93 ex Aug. 
1795 Böhmen). 
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Kaifers erregten, bielt man an dem Syfteme ber geſchloſſenen 
Zünfte und der Firierung von Satungen bei den Approvifio- 
nierungdgewerben feft — zu tief wurzelte bei der Hoflanzlei bie 
Überzeugung von der Richtigkeit ihrer Politik; und zu einer 
Anderung derfelben hätte es wohl au an Mut gefehlt. 


Drittes Kapitel. 


Die Gewerbepofitik der Keaktionsiaßre 
1790 und 1791. 


(Die Politik des status quo im Gewerbeweien S. 508. — Die ftändifchen 

Defiderien in ihrer Bedeutung für die Gewerbepofitit &. 515. — Die 

Borfchriften über die Kompetenz bei Verleihung von Gewerbebeiugnifien 

©. 524. — Die Verhandlungen über den Einiöfungsfonde in Wien und 
über die Fünftige Behandlung der Realgewerbe S. 528.) 

Wie auf dem Gebiete der Lebensmittelverforgung, fo handelte 
es fih auch in der Gewerbepolitit nach Joſephs II. Tode bei 
den leitenden Behörden zunächſt darum, Beruhigung zu fchaffen, 
den Anlaß zu Bejchwerden zu befeitigen, den Wünfchen der Un⸗ 
zufriedenen nah Möglichkeit Rechnung zu tragen. Joſeph IL 
batte, ohne ſich um die Klagen der Gewerbetreibenden zu fümmern, 
auh in den auf die Dedung des Lokalbedarfs angemwiefenen 
Polizeigewerben eine Vermehrung der Befugniffe angeorbnet, und 
fo den Realwert der bis dahin in feft begrenzter Zahl vor- 
bandenen Gerechtigfeiten ſtark beeinträchtigt. Auch die Yunft- 
verfajlung war in manchen Gewerbezweigen gänzlich befeitigt 
worden. Die Zahl der Meilter und der Fabriken in ben Koms- 
merzialgewerben hatte eine außerordentliche Steigerung erfahren, 
fo mandje, die freie Betätigung im gewerblichen Leben hemmende 
Vorſchrift war aufgehoben worden. AN diefe Maßnahmen waren 
nun ein Gegenftand lebhafter Klagen und Vorftellungen. 

Ein plötzlicher Rüdichritt zu den alten Spnftitutionen des 
Gewerbezwanges war nun freilihd unmöglid. Es ging nicht an, 
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in ben vormals geſchloſſenen Gewerben mit einem Schlage eine 
Reduktion der Vefugnifie auf die frühere Zahl durchzuführen; 
den einftigen Wert der Realgewerbe wieberherzuftellen ; die Meifter 
der Kommerzialgewerbe von der Konkurrenz ihrer zahlreichen 
Gewerbegenofjen zu befreien. Dazu waren die Wandlungen,' die 
das Jahrzehnt Zofephinifcher Politit im Wirtſchaftsleben Öfter- 
reichs veranlaßt hatte, viel zu tiefgreifend. So ſchien denn ein 
vorläufiger Stillftand in allen Maßnahmen der Gewerbepolitif, 
ein status quo im Gewerbewejen jelbit, das Befte zu jein, was 
ben damaligen Staatsmännern ihre Weisheit riet. 

Die Grundzüge für die künftige Geftaltung der Gewerbe 
verfaffung, follten von einer eigenen, zur Beratung der Fragen 
der äußeren Handelspolitif eingefegten Kommiſſion fetgeftellt 
werben!. Bis zur Firierung der Prinzipien der Gewerbepolitik 
aber follte der im Gewerbewejen herrſchende Zuftand keine An» 
derung erfahren. 

In Niederöfterreih, wo bie Unzufriebenheit mit der Gewerbe» 
reform Joſephs II. am größten war, wurde mit diefer Politik 
des „status quo* der Anfang gemadt. Die niederöftereihifche 
Regierung erhielt die Weifung, die Gemwerbetreibenden bis auf 
weiteres bei ihrer bisherigen Zahl zu belaffen, und gleichzeitig 
wurde einer Reihe von Innungen, die fih bitter über eine Über- 
fegung ihrer Gewerbe beklagten, die Zuſicherung erteilt, es werde 
„ohne dringende Nothwenbigkeit ober ganz befondere Bewegurſachen 
die Zahl ihrer Meifterfchaft nicht vermehrt werden“?. Auch, 
follte die Erteilung von Schutzdekreten eingeftellt und für die 

! Die Kommiffion wurde Ende 1790 ernannt. Da fie indes für bie 
Gewerbepolitif ohne alle Bedeutung blieb, und aud) die fpäteren Berhand- 
lungen der Hoftanzlei über die prinzipielle Regulierung der Gewerbe» 
verfaffung zu feinem Refultate führten, jo ſoll die Gefchichte dieſes Verſuchs 
einer Kobifilation des Gewerberechts erft in einem fpäteren Kapitel ihre 
Darftellung finden. (S. unten Rap. 4.) 

® Diefe Bufiherung erhielten die Wiener Drechſler auf Grund eines 
Vortrags der Hoffanzlei vom 20. Dezember 1790 (Fasc. IV F in spec 
Drecfler No. 348 ex Jan. 1791 N. Ö.); die Glafer Wiens (St. R. No. 3178 
ex 1790); die Spiegelmader (St. R. No. 213 ex 1791); die Tiſchler 
(Fase. IV F in spee Tifdler No. 252 ex Jan. 1791); die Kammader 
(R. Ö. Komm. Fasc. 72 No. 14 ex Majo 1791). 
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Abſchaffung der Störer! Sorge getragen werden. Die Bermehrung 
ber „verkäuflichen Gewerbe” ? Wiens wurde bis auf weitere Ber: 
ordnung filtiert®. Der Regierung wurde überdies bebeutet *, 
die Verleihung der Gewerbe in den Städten den Magiftraten 
und auf dem Lande den Ortsobrigleiten zu überlafien; dieſen 
Lofalbehörden aber wurde eingefhärft®, „bebacdht zu jeyn, daß 
die Zahl der Gewerbe zum Nachſtande der beftehenden nicht über 
das Erforderniß vermehret, und auf ſolche Art ein Gewerbsmann 
dur den andern zu Grunde gerichtet werde”. „Für dermahl 
und infolange“ aber war in den beftehenden Vorſchriften feine 
Änderung zu treffen, „bis nicht die Grundſätze, wornach ſich bey 
Verleihung der Gewerbe überhaupt geachtet werden folle“ feſt⸗ 
geſetzt wären ®. 

Ähnliche Befehle ergingen auch an andere Länderftellen. 
So wurde das böhmifche Gubernium angemwiejen”, die Zahl ber 
Gewerbe nicht ohne Not zu vermehren; dem mährifch-jchleftfchen 
Gubernium wurde in Erledigung einer Bittfchrift der Jämtlichen 


— — — — —⸗ 


ı Die Zahl der Störer war nach den verſchiedenen Profeſſions- 
beſchwerden nicht gering. Bei den Dredilern wird fie auf 46 angegeben 
(bei 50 Meiftern); bei den Tifchlern auf 600 (bei 262 Reiſtern und 50 

Schutzverwandten). 

2 D. h. eigentlich der Befugniſſe in jenen Gewerbezweigen, in denen 
fonft der Hauptſache nad die Befugniffe Realcharakter hatten. 

8 Vortrag der Hoflanzlei vom 21. Zuli 1790 (St. R. No. 2210 ex 1790). 

Entſchl. auf den Vortrag vom 30. Sept. 1790 (Fasc. IV F in spec 
Gtlafer No. 265 ex Oct. 1790 R. Ö.; St. R. No. 3173 ex 1790). 

5 Delret vom 22. Nov. 1790 (Fase. IV F in spec Öflerer No. 176 
ex Nov. 1790 R. Ö.). 

° Dekrete vom 5. und 9. Mai 1791 (R. Ö. Komm. Fasc. 72 No. 14 
und 19 ex Mai 1791). Ahnlich auch das unten (S. 518) zitierte Hofdekret 
vom 30. September 1791, das die Beſchwerden des Wiener Magiftrats er- 
[edigte. Unter Hinmweis auf diefe bereitö erlaflenen Verfügungen wurben 
im Verlaufe der Jahre 1791 und 1792 einige weitere Profeſſionsbeſchwerden 
erledigt; fo zwei Geſuche der Wiener Fächermader (R. Ö. Komm. Fasc. 72 . 
No. 17 ex Fehr. 1791 und 50 ex Aug. 1792); ein Gefuch der Spengler 
(derf. Fasc. No. 50 ex Nov. 1791); zwei Geſuche der Doſen⸗ und Blech⸗ 
warenfabrifanten (ber. Fasc. No. 72 ex Dec. 1791 und 89 ex Jan. 1792). 

T Hofdelret vom 22. November 17%. 
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Gewerbidaften Brünns erflärt!, „daß zwar eine befhränkte Zahl 
der Meifter bey den Zünften nicht ftattfinden fönne; doch ſey der 
Magiftrat anzumeifen, bey Ertheilung der Meifterrechte auf das 
Verhältniß des Populations- und Nahrungsftandes Nüdficht zu 
nehmen, mithin die Zahl der Meifter nicht ohne Noth zu ver- 
mehren, in Anjehung ber Pfufcher aber den beftehenden Gene- 
ralien gemäß ſich zu benehmen“ ?. 

Nur joweit die neuerliche Errichtung der von Joſeph II. 
aufgehobenen Zünfte in Frage fam, konnte fi die Staats- 
verwaltung nicht entjchließen, den Wünjchen der Gewerbetreibenden 
in gleicher Weife entgegenzufommen. Bei den Approvifionierungs- 
gewerben wurde freilich im Zufammenhange mit der Erneuerung 
des Satzungsſyſtems die Zunftverfafjung in ihrem vollen Um- 
fange wiederhergeſtellt“. Allein die Hoffanzlei vertrat doch die 
Anfiht*, „daß alle Zünfte in gemifjer Betrachtung auf ein 
Monopol, auf Bejhränfung der Inbuftrie, auf Nedereien von 
Seiten der Vorfteher hinauslaufen, daß daher ihre Eriftenz im 
allgemeinen jhädlih, und nur in jenen Fällen nüglich jeyn 
fönne, wenn zur Sicerftellung des Bedarfs unentbehrlicher 
Lebensmittel in guter Qualität und im wohlfeilen Preiſe . .... 
wegen leichterer Auffiht von Seite der Staatöverwaltung eine 
Art Afjociation entftehet, wodurch bei Vereinigung mehrerer Kräfte 
der Staat weit mehr Bebedung erhält, ala wenn dergleichen 
unentbehrliche Dinge dem Schidjale einzelner Privaten überlaffen 
werben“ °. So wurden denn auch mehrere Geſuche um Erneuerung 
der aufgehobenen Zunftverfaffung abſchlägig beſchieden ®. 

! Dekret vom 9. Dezember 1790 (Fasc. IV F in gen No. 35 ex 
Dee. 1790 Mähren) pnlih jcon früher ein Detret vom 15. Mai 1790 
(berf. Fasc. No. 93 ex Majo 1790). 

* In gleihem Sinne wurden auch bie Defiderien der Stände von 
Öfterreih ob der Enns mit Dekret Jvom 21. Juli 1791 erfedigt. (Vgl. 
unten ©. 524.) 

® &o vor allem bei den Fleifhhauern Böhmens (vgl. oben S. 497). 

+ Vortrag vom 8. April 1791 (Fasc. IV F in spec Fiſcher No. 280 
ex Apr. 1791 Böhmen). 


® Vgl. auch das Zitat oben ©. 497. 
So ein Geſuch der Fiſcher Prags (Fasc. IV F in spec diſcher 
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Eine leicht begreiflihe Folge dieſer Gewerbepolitit eines 
vorläufigen status quo war e3 denn aud, wenn Leopold, eben- 
fo wie fein Vorgänger, den Zünften und Gremien eine ausdrück⸗ 
liche Beitätigung ihrer Privilegien und Freiheiten verfagte, die⸗ 
felben aber ſtillſchweigend in Geltung beließ!. 

Angefihts dieſes völligen Mangeld an jeder zielbewußten 
ftaatlichen Förderung der Induſtrie hatte es auch Feine fonber- 
lihe Bedeutung, daß zu Beginn bes Jahres 1791? — freilich 
nur vorübergehend — die bis dahin vereinigten Hofftellen wieber- 
um getrennt wurden, und neben bie Hoffanzlei wieder eine jelb- 
ftändige Hoflammer trat, der u. a. auch die Rommerzialagenden 
zur Bejorgung überwiefen wurden; ähnlich wie ſchon etwa 
20 Sabre früher die damalige Hoflammer auch das Kommerz 
weſen geleitet batte®. Die Polizeigewerbe gehörten dagegen, 
dem alten Herkommen gemäß, in das Reflort der Hoflanzlei. 

Eine bleibende Änderung der Gewerbeverfaffung — wenn 
auch in Anlehnung an einen alten Vorſchlag“ — brachten nur 
jene Verfügungen, die nun in unterfter Inſtanz allgemein ben 
Magijtraten und Ortsobrigkeiten die Verleihung der Kommerzial⸗ 
gewerbe zuwiefen. Die Entftehungsgefchichte dieſer Anorb- 
nungen ift etwas feltfam. Schon bei feinen bisherigen Ent- 
fhließungen in die Fragen der Gewerbeverleihung war nämlid) 
der Kaifer von der irrigen Anfiht ausgegangen, daß in erfler 
Inſtanz die Verleihung aller Gemwerbebefugnife ausnahmslos 
den lofalen Behörden zuftehe. So hatte er, als im Jahre 1790 
der bürgerliche Handelsftand Wiens um Siftierung jeber weiteren 
Verleihung von Handelöbefugnifien bat, diefe Bitte inſoweit ab- 
gewiejen, ald der Großhandel in Frage fam, weil berfelbe „für 





No. 280 ex Apr. 1791 Böhmen); ebenfo ein Gefud der Prager Schön 
färber (St. R. No. 5733 ex 1791). 

1 Dekret vom 18. Nov. 1790; vgl. Kopetz, Gewerbsgeſetzkunde 1. Up. 
&. 18 und oben ©. 414 Anm. 1. 

8 Kabinettfchreiben vom 25. Januar 1791 (Kart. HI A 2 No. 257 
ex Jan. 1791 R. ©.) 

8 Bal. oben ©. 113. 

* Vgl. oben ©. 320 fg. 
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den Staat und Manufakturenftand wichtig, fomit aller Beför- 
derung würdig” fei. Für die Verleihung von Kleinhandlungen 
aber hatte er die Magiltrate und Ortsobrigfeiten als ausſchließ⸗ 
lich fompetent erklärt, da ihnen „bie Lokalalnahrungsfähigkeit 
am beften befannt, auch an Erhaltung des Gleichgewichts zwiſchen 
den Gewerbsleuten am meiften gelegen“ ſei. Die Landes und 
die Hofitellen follten daher mit Fragen ber Gewerbeverleihung 
nur in Nefursfällen ſich befafien, jede birefte Einmengung in 
ſolche Fragen wurde ihnen unterfagt!. Die Hofkanzlei machte gegen 
dieſe Anderung der bisherigen Kompetenzverteilung im Weſen 
nur das eine Bedenken geltend?, daß in Wien die Prüfung ber 
Vorausfegungen für die Verleihung eines Handelsgewerbes dem 
Merkantil- und Wechjelgerichte zuftehe®, eine Vereinigung dieſes 
Gerichts mit dem Magiftrate aber nicht angezeigt erfcheine. Die 
kaiſerliche Entjehließung * hatte indes diefen Einwand mit der 
Bemerkung befeitigt, daß an der Kompetenz des Merkantilgerichts 
nicht geändert werden, und blof das Verleihungsreht als 
folches dem Magiftrate zuftehen follte. 

Ganz ähnlich wie diefen Fall Hatte der Monarch ein halbes 
Jahr jpäter eine Hofbejchwerde eines Kommerzialprofeffioniften 
dahin erledigt®, es ſei jhon mehrmals angeordnet worden, die 
Verleihung der Meifterrechte den Magiftraten und Ortsobrigfeiten 
zu überlaffen. Nun jah ſich die Hoffammer veranlaft, die irrige 
Vorausfegung zu betonen®, von welcher diefe Entſchließung aus- 
gegangen war: bie Verorbnung vom Jahre 1775 habe zwar 
den Magiftraten und Ortsobrigteiten Niederbſterreichs bie Ver- 
leihung der Polizeigewerbe oder „gemeinen Handwerke“ über- 

! Vortrag vom 5. Auguſt 1790 (N. ©. Komm, Fasc. 65 No. 79 ex 
Ang. 1790), 

® Vortrag vom 9. Sept. 1790 (berf. Fasc, No. 59 ex Sept. 1790). 

Bgl. oben ©. 323. 

+ &t. R. No. 2931 ex 1790. 

° Entföl. auf den Vortrag vom 14. Januar 1791 (N. Ö. Komm. 
Fase. 145 No. 72 ex Jan. 1791). 

® Vortrag vom 21. März 1791 (N. Ö. Komm. Fase. [63/, No. 79 
ex Apr. 1791; St. R. No. 1142 ex 1791). 


? Bgl. oben ©. 265. 
Pribrem, Öfterreicptje Gemerbepolitit I. 3 
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tragen, das Recht zur Aufnahme von Meiltern der Rommerzial- 
gewerbe aber ausdrüdlich der Landesftelle vorbehalten!. Die 
Hofkammer erblidte daher in der erwähnten Rejolution nicht 
einen Befehl zur „Vollziehung der bereits beitehenden aller- 
höchſten Vorfchriften”, fondern ein „neues Normativ“, und erbat 
ih die Faiferliche Willengmeinung über folgende drei Punkte: 
a) 0b das bisher nur in Nieberöfterreich bekannt gemachte Kor: 
male, welches auch die Verleihung von Handlungsbefugnifien an 
die Magiftrate und Ortsobrigfeiten übertrug, auf alle Länder 
auszudehnen fei; b) ob es allgemeine Anwendung auf alle Kom- 
merzialgewerbe zu finden habe; c) wie die Verleihung von 
Fabrifsbefugniffen zu regeln fei. Die Anträge der Hoflammer 
zu diefen drei Fragen gingen dahin, daß das PVerleihungsredt 
binfichtlicd der Handelsgemerbe — mit Ausnahme der Grof- 
bandlungen — wohl den Ortsobrigfeiten und Magiftraten in 
allen Erbländern überlaffen werden könne, zumal in einigen ber- 
felben (in Ofterreih ob der Enns und in Inneröfterreich) den 
Ortsbehörden ein gewiſſer Einfluß .bei derartigen Berleihungen 
bereits zuftehe. Auch binfichtlich der übrigen Kommerzialgewerbe 
flug die Hoflammer die Erlafjung einer gleichen allgemeinen 
Norm vor, obwohl fie die Bemerfung der niederöfterreichifchen 
Regierung nicht unbegründet fand, „daß die Vermehrung oder 
Beichräntung der KRommerzialprofeffioniften nicht nad Locals 
umftänden abgemefjen werden könne, nachdem fich ihre Produc⸗ 
tion nicht auf den Populationsſtand gewiſſer Ortfchaften, ſondern 
auf die Handlung im Ganzen erftrede”?. Die Erteilung fürms- 
liher Fabrikskonzeſſionen endlih wollte die Hoflammer den 
Länderftellen vorbehalten fehen, „weil fie mit jener der Groß⸗ 
bandlungen im Ebenmaaße ftehe”. Dagegen könne man die ein- 


I Vgl. oben ©. 329. 

? Die niederöfterr. Regierung hatte überdies den Antrag geftellt, jene 
Gewerbe von dem allgemeinen Berleihungsgrundfage auszunehmen, bie 
teils mit Rückſicht auf die Art ihrer Erzeugniffe, teild wegen des zur Ber- 
arbeitung gelangenden Materiald befondere Aufficht forderten; fo 3. B. bie 
Gewerbe der Seideninduftrie und Edelmetallverarbeitung, die Ubrmacherei 
u. a. m. Vgl. aud oben ©. 324. 
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fachen fabritsmäßigen Befugnifie!, die eigentlich bloß Dispen- 
fationen von der Erwerbung des zünftigen Meifterrechtes be 
deuteten, wohl den Iofalen Behörden überlafjen. 

Die kaiſerliche Entſchließung ging indes auf die näheren 
Details diefer Anträge nicht ein; fie wies die Verleihung aller 
Kommerzialgewerbe, mit alleiniger Ausnahme der Großhand- 
lungen und fürmlicher Fabrifstonzeffionen, den Magiftraten und 
Ortsobrigfeiten zu. Gegen die Entſcheidungen biejer Iofalen Be- 
hörden jollte den Parteien der Rekurs an die Landes-, in 
weiterer Folge an die Hofitelle offenftehen ?. 

Eine Bekräftigung erhielt diefe Anordnung bald darauf in 
dem Zirkulare vom 29. April 1791, das jeine Entftehung un— 
mittelbar den ftändifchen Defiderien verdankte. Es bleibt daher 
nichts übrig, als die Darftellung an dieſem Punkte zu unter- 
brechen und zunächft die Beſchwerden der erbländiſchen Stände 
vom Jahre 1790 infoweit zu erörtern, als fie für die Geſchichte 
der Gewerbepolitif von Belang find. 





Die große ftändifche Bewegung?, die nach Joſephs II. Tode 
alle Erblande ergriff und eine Wiederherftellung jener Verfaſſung 
erftrebte, die vor der Periode des abjolutiftiihen Zentralismus 
den Ständen einen mittelbaren oder unmittelbaren Einfluß in 
den wichtigften Fragen des StaatSlebens geftattet hatte, konnte 


* Über den Unterſchied zwiſchen den einfahen und den fürmlichen 
fabrifsmäßigen Befugniffen vgl. oben S. 383. 

® Diefe Entſchließung wurde den Länderftellen mit Dekret vom 4. April 
1791 befanntgegeben. Gleichzeitig wurden die Länderftellen aufgefordert, 
ihre etwaigen Bedenken gegen die Durchführung biefer neuen Normalverord« 
nung in ihrem Bermaltungsgebiete der Hoflammer anzuzeigen. Ein dem 
Detrete beigefünte® Verzeichnis der Kommerzialgewerbe ftimmt noch ganz 
mit jenem überein, das im Jahre 1768 aufgeftellt worden war, (Bgl. oben 
©. 134.) 

"Bl. Springer, Geſchichte Öſterreichs I &. Mfg; Krones, 
Geſchichte Öfterreihe IV S. 377 fg.; Wolf, Geſchichtliche Bilder aus 
Öfterreih II S. 37 fg; d’Elvert, Zur öfterr. Verwaltungsgeſchichte 
S. 504 fg; Grünberg, Bauernbefreiung I S. 343; Bibl, Die Reftau- 
ration der nieberöfterr. Landesverfaſſung S. 1 fg. 

h zz · 
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begreiflicherweife für die Geftaltung des Gewerbeweſens nur ein 
geringes Interefje haben. Denn die Vertreter des Fürften- und 
Herrenftandes, deren Wünſche und Klagen in diefen Defiderien 
vor allem zur Geltung famen, ftanden zumeift dem gewerblichen 
Leben und feinen Bebürfniffen ganz fern. Allein in den Bro- 
vinzen mit einer größeren ftädtifchen Bevölkerung, vor allem in 
Ofterreih ob und unter der Enns, dann in den Sudetenländern, 
wurde doch von dem vierten Stande, den Städten, die Gelegen- 
beit benügt, Beſchwerden gegen fo mande von Joſeph LI. ver: 
ſuchte Reform der Gemwerbegejeßgebung vorzubringen, und aud 
auf diefem Gebiete die Rückkehr zu den alten Einridtungen des 
ftäbtifchen Zunftlebens zu verlangen. 

Bor allem in der Befchwerbefchrift der Stadt Wien als 
des halben vierten Zandftandes von Niederöfterreich ! kommt diejes 
Streben deutlih zum Ausdrude Das Aktenſtück fpiegelt Die 
befannten zünftlerifhen Gefinnungen des Magiftrat3 ganz un- 
getrübt wieder; es mißt der Sofephiniichen Bevölferungs- und 
Gewerbepolitit unverhohlen die Schuld bei an dem angeblichen 
Derfalle des Wohlftandes der Wiener Bürgerfchaft. „Seit ber 
Zeit”, fo heißt e8 in der Beſchwerde, „als man den Bevölkerungs⸗ 
grundfag auch auf die Haupt« und Refidenzftadt Wien au 
zudehnen anfieng, auch felben zum Maßftabe aller politifchen An- 
ordnungen angenohmen zu haben jcheinet, ift die hieſige Bürger- 
Schaft von ihren vormahligen Wohlftand fehr merklich und 
empfindlich herabgejunfen. Um die aus dem Bevölkerungsgrund⸗ 
jage fließende Vervielfältigung der Nahrungswege zu bewirken, 
wurden die Fabriken in der Hauptſtadt zufammengedrängt, die 
fogenannten fabrifsmäffigen Befugniffe faft bis ing Unendliche 
ertbeilt, die Gewerbe ohne Rüdficht auf das Bebürfniß des Publi- 
fums zu einer den Gewerböinhabern und dem Publikum ſelbſt 
läftige, übermäffige Anzahl gefezt, alle Zünfte und Profeffionen 
mit neuen Meiftern überſchwemmt, und dadurch veranlafiet, daß 

I Sie ift vom 30. Mär; 1790 datiert (Kart. IV H 2 ad No. 408 


ex Jan. 1791 N. Ö.). Die andere Hälfte des vierten Landftandes bifdeten 
die 18 fogen. mitleidenden Städte. Bal. oben S. 169 Anm. 2. 
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nit nur das Publitum nunmehr alle Bebürfniße viel theurer 
als vorhin zu bezahlen genöthiget ift, fondern, daß auch die Ge- 
werbsleute ſelbſt einer mit den andern zu Grunbe gehen muſs“. 
Namentlich bei den Kammerhändeln feien die Folgen diefer Po- 
litik befonders drüdend geworben; die Maßnahmen zur Einlöfung 
dieſer Gewerberechte hätten fih als gänzlich unzureichend er- 
wieſen, es erübrige nichts, als die Aufrechthaltung des Wertes 
diejer Gerechtſame. Desgleichen ſei es notwendig, aud bie 
übrigen Zünfte und Innungen wieder auf eine, dem Bedarfe des 
Publikums angemefjene und mit dem „ftäbtifchen Verkehre“ im 
richtigen Verhältniſſe ftehende Zahl einzufchränfen. 

Zu diefen Klagen bemerkt freilich die niederöſterreichiſche 
Regierung, eine übermäßige Vermehrung der Gewerbebefugnifie 
— wenn eine folde überhaupt ftattgefunden habe — ſei in erfter 
Linie auf das Verſchulden des Magiftrats ſelbſt zurüdzuführen, 
der die im Jahre 1784° ihm erteilte Inftruftion unrichtig ger 
deutet und bei der Verleihung von Meifterftellen nicht die ge- 
hörige Nüdficht auf Fähigkeit, Geſchicklichleit und Verdienſt der 
Bewerber genommen habe. Im Anſchluſſe an diefe Außerung 
der Landesſtelle verſucht die Hoffanzlei eine Rechtfertigung ihrer 
bisherigen Gewerbepolitif?. Die Verleihung der Polizeigewerbe 
habe man ſchon ſeit langem dem Magiftrate gänzlich überlaffen. 
Die Anfegung neuer Kommerzialprofeffioniften, Manufakturiften 
und Fabrifanten aber ſei durd bie allerhöchſten Vorſchriften 
von 1776* nad Möglichkeit erleichtert worden; ſchon damals 
habe man eine Reihe von Gewerbefategorien bezeichnet, die durch 
Vermehrung der Befugnifie, durch Erteilung von Schugdekreten 
weiteren Kreifen der gewerbefleißigen Bevölkerung zugänglich ge- 


Sitiert nad) dem Rommiffionsprotofolle vom 13. Auguſt 1790 (das- 
felbe Aktenzeichen wie oben). Die ftänbifchen Defiderien wurden auf Grund 
der von den Behörden erftatteten Gutachten und Anträge in befonberen 
Kommiffionsfigungen erledigt, bei denen jebesmal ein Mitglied des Kaifer- 
haufes den Vorfit führte. 

2 Dal. oben ©. 418, 

» Kommiffionsprotofol vom 3. Dez. 1790 (das gleiche Aktenzeichen). 

* gl. oben S. 327 fg. 
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macht werden follten. Andere Zweige gewerblicher Tätigkeit, 
deren Erweiterung man für nötig hielt, feien gänzlich freigegeben 
worden. Gerade der Wiener Magiftrat habe am wenigften Ber- 
anlafjung, über dieſe Verfügungen zu Elagen. Denn ihre wohl- 
tätigen Folgen hätten fi in der Vermehrung der Bevölkerung, 
in der namhaften Steigerung der Gefälle, in der Vergrößerung 
der Refidenzitadt gezeigt. In der legten Zeit habe man überdies 
den Wünfchen nad Einschränkung der Meifterzahl bei den Kom⸗ 
merzialgewerben bereit8 Rechnung getragen. Die allgemeine 
Firterung der Grundſätze einer künftigen Gewerbepolitif aber 
müfje von den Beratungen der mit biefer Aufgabe betrauten 
Kommiffion erwartet werden!. 

Im Sinne dieſes Gutachtens wurden denn auch die Be 
ſchwerden des Wiener Magiftrat3 erledigt?; einen unmittelbaren 
Einfluß auf die Geftaltung des Gewerberechts hatten fie Daher nicht. 

Das gleihe gilt auch von den Defiderien der böhmischen 
Stände?, die fein jehr weitgehendes Intereſſe für die Fragen der 
Gewerbepolitif an den Tag legten. Es erjcheint zwar auch hier 
wieder die jojephinifche Wirtfchaftspolitif al3 der Sündenbod; 
durch ihre Einfuhrverbote habe fie die Entwidlung des Gewerbes 
in Böhmen gehemmt*. Allein neben diefer Befchwerde finden 


1 Die fpezielle Frage, ob die Einlöfung der verkäuflichen Gewerbe 
Wiens fortgefegt werden follte, behandelte die Hoffanzlei in einem eigenen, 
ungefähr gleichzeitig erftatteten Bortrage. Bgl. unten S. 529 fg. 

2 Hofdefriet vom 30. September 1791. 

8 Datiert vom 27. November 1790 (Kart. IV H 2 No. 936 ex Oct. 
1791 Böhmen). 

+ Diefer Beſchwerde trug ſchon das Hofdelret vom 16. Dezember 17% 
Rechnung, das die Einfuhr mehrerer wichtiger Konfumartifel geftattete. Be⸗ 
ftimmtere Vorfchläge zur Hebung der böhmischen Induſtrie brachte Bloß 
eine den ftändifchen Defiderien angeſchloſſene Denkſchrift des Biſchofs von 
Leitmeritz, Ferdinand Kindermann von Sculftein „über die Mängel der 
Induſtrie und bed Kommerzes im Königrei Böhmen und die Mittel, den- 
felben abzubelfen® (zit. Kart. No. 207 ex Jul. 1791, 3. Beil.) Diefer 
treffliche, um die Hebung des Schulmefens in Böhmen außerordentlich ver- 
diente Mann, ſuchte die Gründe für die geringe Entwidlung der böhmiſchen 
Sinduftrie, die außer Glas und Leinwand kaum irgendeinen nambaften Er- 
portartifel erzeuge, vor allem in der ungenügenden Ausbildung der Hand⸗ 
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fi nur allgemein gehaltene Rlagen: über die mwucherifche Be- 
brüdung der Handwerker und Kaufleute durch die Juden !; über 
das Vorgehen der Militäröfonomiefommiffionen, das den Gewerbe 
treibenden einen anſehnlichen Verdienſt entziehe?; über die Auf- 
hebung einiger Zünfte und über die Abſchaffung der Preis- 
fagungen. Die Stände „getrauten ſich freilich nicht zu behaupten“, 
daß die Mißftände im Gewerbeweſen eigentlich von der Auf- 
bebung der Zünfte herrührten, und forderten auch nicht bie 
neuerlihe Einführung eines ſcharfen Zunftzwanges. Sie ver- 
Iangten nur „eine angemefjene Strenge in der Ertheilung bes 
Meifterrechts“, damit keiner dazu gelange, der ſich nicht über 
binlängliche Gejchidlichfeit in jeinem Handwerke und über einen 
unbefcholtenen Lebenswandel ausgewiejen habe. Jede weitere 
Beſchränkung aber entziehe dem Publitum die Vorteile einer 
„mehreren Auswahl“, die durch eine freiere Konkurrenz ge— 
ſichert ſei. 

Der Bericht des böhmiſchen Guberniums, der dieſe Deſiderien 
beantwortete*, zeigt wieder jene Abneigung gegen eine neuerliche 
Beſchränkung des Verkehrs, welche die Behörde jchon bei früheren 
Gelegenheiten geäußert hatte. Sie lehnt entſchieden jede Ein- 


werfer und Fabrifanten, in dem Mangel an tüchtigen und unternehmenden 
Kaufleuten, in dem Fehlen von Kapital für Induftriegwede und endlid in 
der übermäßigen Belaftung bet Induſtrie durch die Befteuerung. Er ift 
indes weit entfernt davon, auf dieſem Gebiete alles von dem Eingreifen des 
Staates zu erhoffen: „So wie Geſetze nicht können Induſtrie befehlen, fo 
Tonnen fie aud den Handel nicht erzwingen; nur das Schädliche können fie 
davon abfhneiden, und die Kommerzientraftate mit fremden Mächten er- 
öffnen und erweitern. Das wirkfamfte aller Gefege ift hier wie im übrigen 
jened des Intereſſes.“ 

Speziell dieſe Klagen lehren in zahlreichen Berichten (St. R. No. 2446 
ex 1792 u. a. m.) und aud) in ber zeitgenöffifchen Literatur mit großer 
Übereinftimmung wieder (vgl. Shreyer, Kommerz, Fabriken uſw. 2. Vd. 
©. 132). Diefen Mibftänden follte burd die Anderung des Judenfyftems 
in Böhmen abgeholfen werden (St. R. No. 1285 ex 1795). 

® Dal. oben ©. 182 Anm. 2. 

® Bom 18. Februar 1791 (Kart. IV H 2 ad No. 936 ex Oct. 1791 
Böhmen). 

+ Bol. oben ©. 492. 


Von den übrigen Rängen ti 
ſchleſiſchen, die mähriſchen und bie o 
‚Stelle eine Erwähnung*. 

Die ſchleſiſchen Beſchwerden? forberten, 
wieder zu einem zünftigen Gewerbe erklärt“ und t 
neuerdings geftattet werde, von ben Webern 
laſſung einen mäßigen Zins zu beziehen. 
ebenfo abgelehnt wie das Verlangen nach 
Getränfezwangs? und des Mühlzwangs 


1 Kommiffionsprotofoll vom 2. Juli 1791; D 
1791 (daS oben zitierte Aktenzeichen). 
? Die Beilage C zu dem Konferenzprotofolle 
treffend die Defiberien der ftändijchen Deputierten 
IV H 2 ad No. 113 ex Jun. 1791 3. Ö.) erwähnt 
ftellung der ſteieriſchen Iandesfürftlichen Städte um 
nit gefunden. Bidermann, Die LVerfafli 
Bd. XXI der Mitteilungen des hiſtoriſchen Vereins. 
gänzlich von diefer Vorftellung. Ein Dekret vom 1. D 
dann ein Geſuch der erwähnten Ortjhaften, daß bie Ber 
werbebefugniffe ebenfo wie die Veräußerung der 
geſtellt würde, unter Hinweis auf die 
(Fasc. IV F in gen No. 1 ex Oct. 1792 3. Ö. 
® Die Alten im Kart, IV H 2 No. 10 ex} 
+ Habmwiger (Zeitfärift f. d. gef. St 
hält bie Bitte um Erneuerung der Zunftoerf 
ein Zugeftänbni® der Grundherren an die Stäbte, 
Gs war dies das ausſchließliche Recht der 
tanen mit geiſtigen Getränten zu verſorgen. gl. oben 
Das ausfchliehende Recht der Obrigteiten Scht 
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Eine eigene, ſehr umfangreiche Beſchwerdeſchrift überreichten 
die fieben königlichen Städte Mährens!. Sie zählten darin 
zunächft ihre gemeinfamen Defiderien auf, um fodann, jede Stadt 
für fi, ihre befonderen Wünſche vorzubringen. Someit e3 ſich 
dabei um die Gewerbeverfaffung handelte, war eine ber bringend- 
ften allgemeinen Klagen wiederum jene über die allzu ftarfe Ver- 
mehrung der Zahl der Gewerbetreibenden?. Nah Aufhebung 
bes numerus restrietus bei den Zünften und Gewerben® fei 
allerdings bie Vermehrung bezw. Verminderung der Meiſterſchaften 
den Magiftraten und Ortsobrigkeiten überlaffen worden. Allein 
alsbald hätten die Kreisämter und bie Landesftelle ſelbſt die 
Aufnahme neuer Meifter begünftigt und es fei der Grundſatz 
maßgebend geworden, „daß, wer immer vorzüglihe Känntnüffe 
und Vermögen zum Gewerbe oder Profejfion auszumeifen im 
Stande, ſolchem das Meifterrecht nicht erfchweret werden folle“. 
Auf diefe Art jei in den Föniglichen Städten die Zahl ber 
Meifterftellen jo jehr vermehrt worden, daß nicht nur die Hand» 
werfer außerordentlich darumter leiden müßten, fondern auch das 
Publikum jest zumeift fehlechtere und teuerere Ware erhalte als 
früher. Insbeſondere jei auch der Wert der Nealgewerbe durch 
dieſe Politik ftark gefunfen. 

Um nun ben Beſchwerden der Stäbte ſogleich abzuhelfen, 
ohne erſt die Firierung der Grundjäge einer künftigen Gewerbe⸗ 





von Mühlen, verbunden mit der Verpflichtung ber Untertanen, ihr Getreide 
bloß in der ihnen zugewiejenen Mühle vermahlen zu lafjen, war mit Ent- 
fhliegung vom 30. Juli 1789 aufgehoben worden und wurde auch in der 
Folgezeit nicht wieder ermeuert. Vgl. Luckſche, Beſondere Rechte ber 
Perfonen Mährens und Schlefiens 1. Bd. S. 248 und Grünberg, Bauern- 
befreiung I ©. 42. 

Kart. IV H2 ad No. 143 ex Apr. 1791 Mahren. Diefe Defiderien 
find abgedrudt in einem Auflage d'Elverts im 15. Bande der Schriften 
der Biftor.-ftatiftifhen Sektion der mahriſch. ſchleſiſchen Geſellſchaft um. 
©. 196 fa.; vgl. beſonders S. 202 fg. und bie Erledigung der Beſchwerden 
auf ©. 276, 

? Die Zünfte und Gewerbſchaften Brünns hatten eine ähnliche Bor- 
ftellung ſchon früher überreicht. Bgl. oben S. 510, 511. 

® Bgl. oben ©. 315, 343, 
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politif abzumarten, erging abermals die ftrenge Weifung !, daß 
von jest ab die Verleihung der Gewerbebefugniffe ausſchließlich 
den Magiftraten und Ortsobrigfeiten überlaffen werde, „denen 
die Lokalnahrungsfähigkeit am beften befannt, auch an Erhaltung 
des Gleichgewichts zwiſchen den Gewerbsleuten am meilten ge 
legen” fei. Nur in Refursfällen follten fi fortab Landes⸗ und 
Hofftelle mit diefen Fragen befaffen. „Zur Vermeidung weiterer 
Beichwerden” erhielt diefe Verfügung gleichzeitig ihre Ausdehnung 
auf alle übrigen Erblande?. Auf ihre Bedeutung für die Ge 
mwerbepolitif fommen wir fpäter zurüd. 

Keine gleich günftige Beurteilung fand die Bitte der fönig- 
lien Städte um Aufhebung der im Sahre 1783 angeordneten 
Gleichſtellung von Stadt- und Vorſtadtmeiſtern?. Schon bie 
Rückſicht auf die „vielfachen Sirrungen und Klagen”, welche die 
Erfüllung dieſes Wunfches zur Folge gehabt hätte, veranlaßte 
feine Abweifung*. Dasfelbe Schidjal Hatte die weitere Bitte 
um Einſchränkung der Gefellenehen; diefe Maßregel erfuhr nicht 
einmal die Billigung der übrigen Stände Mähren® und wurde 
von der Hoffanzlei geradezu als Verlegung der „eriten auf bie 
Bevölkerung gerichteten Staatägrundfäge” bezeichnet. Weitere 
Bejchwerden der Städte richteten ſich gegen jene gejeglichen Be 
flimmungen, welche den Rekurſen der Zünfte in Fragen der 
Gewerbeverleihung bloß einen Devolutiv-, feinen Suspenfiv- 
effeft beilegten; gegen jene Beeinträchtigung, welche die Pro- 
feifioniften durch die Militäröfonomielommiffion erlitten, gegen 
die Aufhebung der Wuchergefege 5, gegen das joſephiniſche Haufier- 

I Deiret vom 29. April 1791 auf Grund bes Kommiffionsprotofolles 
vom 16. Februar (daS oben zit. Altenzeichen). 

2 Birfulare vom 29. April 1791. 

3 Dal. oben S. 423. 

* Das mährifhe Gubernium beantragte etwas fpäter ſelbſt eine 
Beichräniung der Borftadtnteifter in ihrer Freizügigkeit; allerdings ohne 
Erfolg (Dekret vom 14. Dezember 1791; Fasc. IV F in gen No. 42 ex 
1791 Mäbren). 

5 Diefer Gegenftand fpielte aud in den Beichwerden der übrigen 


Zänder, namentlich wie erwähnt, in den böhmifchen Defiderien eine große 
Rolle. 
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patent, gegen bie Freiheit im Getreidehanbel, gegen die Auf- 
hebung bes fogenannten Meilenrechtsprivilegiums!. Alle dieje 
Bejchwerden hatten für die Gemwerbepolitit nur geringe Be- 
deutung. Sie wurden zum größten Teile zurüdgemiefen, bie 
Bitten um Erneuerung des Wucherverbot3 und um Beſchränkung 
des Haufierhandels fanden ihre Erledigung durd) den Hinweis 
auf jene Verhandlungen, die ſich ungefähr gleichzeitig mit einer 
allgemeinen Regelung diefer Materien bejhäftigten. Unter Auf- 
bebung der Zirfularverfügung vom 27. Dezember 1786° wurde 
es den Städten überlafien, den Getreidehandel in angemefjener 
Weife zu beſchränken; gleichzeitig erhielten fie den Auftrag, Ent- 
würfe zu neuen Marktordnungen vorzulegen. 

Den gleichen Geift wie die Beſchwerden der mähriſchen 
Städte atmen auch die Defiderien der Stände in Öfterreih ob 
der Enns?. Die Wünjche der fieben Iandesfürftliden Städte 
diefer Provinz famen in einer befonderen Schrift zum Ausdrucke. 
Die „Landesmitglieder und Gültinhaber” Hagten, daß ihnen ihr 
Necht zur Verleihung gewiſſer Gewerbebefugniffe, namentlich der 
Schanfgerehtigfeiten, feitens der Kreisämter ftark verkürzt werde; 
auch die Unterfheidung von „gemeinen und Kommerzialprofeffio- 
niften“ habe die althergebrachten Verleihungsrechte der Grund⸗ 
obrigkeiten jehr geſchmälert. Als Gegenftände allgemeiner Klagen 
erſcheinen daneben wieder „bie Vervielfältigung und Überfegung 
deren Gewerben“, die „unbeſchränkte Erlaubnis, welde den 
Fabrifanten ertheilt worden, ihre eigenen Erzeugniffe nicht nur 
Eleinweiß zu verkaufen, jondern fogar zu verhaußiren“ ; endlich 
die ftarfe Zunahme der Haufierer, eine Folge des joſephiniſchen 
Patents. In den Spezialbefhwerden der Stäbte werden dann 
die Folgen der liberalen Gewerbepolitif in düfteren Farben 
geſchildert; mit großem Nahdrud werden die Interefjen der 


Es war dies das ausſchließliche Recht der Städte, ihre Bürgerſchaft 
und das umliegende Land im Umkreife einer Meile mit Bier zu verfehen. 
Die näheren Details bei Kopey, Gemwerbögefepfunde 1. Vd. ©. 258. 

® Val. oben ©. 452, 

® Bom 4. Mai 1790 (Kart. IV H 2 No. 114 ex Jul. 1791). 
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Nealgewerbe vertreten und eingehend jene Nachteile erörtert, 
welche die Verleihung bloß perſönlicher Gewerbebefugnifie mit 
fih gebracht habe. 

Diefe Befchwerden wurden im wejentliden als nicht un- 
begründet erfannt. Die Landesſtelle erhielt die Weifung!, daß 
big zu einer definitiven Regulierung der Gewerbeverfaffung die 
Verleihung neuer Berfonalgewerbe, „Toferne nicht Die angewachßene 
Volcksmenge eine Vermehrung unumgänglich erfordere, zu unter: 
bleiben habe”. Auch der weitere Antrag der ftäbtifhen Deputierten 
wurde genehmigt, daß nah dem Mufter Wiens „die neu ver- 
liehene Perjonalgewerbe, nachdem ihnen mit den bürgerlichen 
Gewerbsleuten gleicher Nahrungstrieb eingeftanden worden, aud 
mit einem mäßigen Gewerböbeytrag zur ſtädtiſchen Steuerfaffe 
. ... beleget“ würden. Dagegen follte das Recht der Kreisämter 
unberührt bleiben, die Entſcheidungen der Ortsobrigfeiten über 
Gewerbeverleihbungen im Rekurswege abzuändern. 


Der engherzige Charakter diefer ganzen Reaktionsperiode 
fonnte faum deutlicher zum Ausdrude gelangen, als es in dieſen 
ftändifchen Beſchwerdeſchriften gejchieht. Was alle Stäbte ber 
verjchiebenen Erbländer fordern, ift nichts anderes als bie 
Sicherung ihrer bevorredhteten Bürger in dem ererbten Gewerbe, 
Ausſchließung jeder bedrohlichen Konkurrenz, Rückkehr zu den 
Zunftbefchränkungen der guten alten Zeit, in ber feine Per: 
mehrung der Gewerbebefugnifje den zünftigen Meifter in feinem 
Nahrungsſtande verkürzte. Won einem wirklichen Berftänbniffe 
für die Bebürfniffe des gewerblichen Lebens, für jene große 
Bedeutung, welche die Steigerung der induftriellen Tätigkeit in 
ber ganzen wirtfchaftlihen Entwidlung der Städte wie der Länder 
gehabt hatte, findet fich feine Spur. Und daß den Wünfchen 
dieſer zünftlerifch gefinnten Magiftrate durch die Bentralbehörbe 
jo bereitwillig Rechnung getragen wurde, das kennzeichnet völlig 


I Dekret vom 21. Juli 1791 auf Grund der am 19. März abgehaltenen 
Kommiffionsfigung (das eben zit. Aktenzeichen). 
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die ſtaatliche Gewerbepolitif jener Tage als eine Politik der 
Furcht. Nicht nur als eine vorübergehende Maßregel wurde in 
Wahrheit die Weifung erteilt, die Verleihung neuer Gewerbes 
befugniffe auf ein Mindeftmaß einzujchränfen — dieſe Politik 
murde auf die Dauer zur herrſchenden dadurch, daß gleichzeitig 
den Magiftraten und Ortsobrigfeiten auch die Verleihung der 
KRommerzialgewerbe — mit Ausnahme ber fürmlichen Fabrik- 
fongeffionen und Großhandlungen — überlafjen wurde. 

Wohl erhoben die Länderitellen mehrerer Provinzen triftige 
Bebenten gegen dieſe neue Kompetenzbeftimmung. Wie jchon 
früher die niederöfterreichiiche Negierung!, jo machte nun auch 
das Tiroler Gubernium geltend, daß die Aufnahme von Meiftern 
der Kommerzialgewerbe „einen wichtigen Einfluß auf das Hand- 
Lungswejen“ habe und von einzelnen Gemeinden feine hinreichende 
Kenntnis „zur Überfiht ganzer Syfteme“ zu erwarten jei. Bei 
den Kommerzialgewerben handle es fih nicht um die „Lofal» 
nabrungsfähigkeit und die Erhaltung des Gleichgewichts zwiſchen 
den Gewerbsleuten in einer Gemeinde, . ... . jondern um Aus- 
fihten auf den Manufakturftand im Ganzen, und um aus 
märtigen Verſchleiß der Kommerzialartifel außer der Gemeinde” ; 
lauter Gegenftände, die einzelne Magitrate und Obrigfeiten, 
deren Horizont ſich auf ihre Gemeinde bejchränfe, nicht wohl zu 
beurteilen imftande wären. Allein die Hofkanzlei wies dieſe und 
ähnliche Einwände anderer Länderjtellen unter Berufung auf das 
den Parteien zuftehende Rekursrecht zurüd®. Nur dort, wo 


1 Bol. oben &. 514. 

® Dekret an das Tiroler Gubernium vom 22. Juli 1791 (Fasc. IV F 
in gen No. 139 ex Jul. 1791 Tirol). Ahnlich ein Defret vom 8. Auguft 
1791 an die Regierung von Öfterreich ob der Enns (N. Ö. Komm. Fase. 63/1 
No. 30 ex Aug. 1791); ein Defret an das inneröfterreichifche Gubernium 
vom 18. Mai 1792 (9. ©. Komm. Fasc. 77 No. 7 ex Majo 1792) und ein 
Detret an die karntneriſche Landesſtelle vom 10. April 1792 (3. O. Komm. 
Fase. 77 No. 8 ex Apr. 1792). In Mähren unterblieb die Kundmachung 
des Defrets vom 4. April 1791, weil hier die Magiftrate und Orisobrige 
keiten das Recht zur Verleihung von Kommerzialgewerben ſchon feit 1773 
befaßen (Detret vom 30. April 1791, Böhmen Komm. Fase. 62 No. 34 ex 
Apr. 1791. Vgl. oben &. 227). In Böhmen benügte der Gubermialrat 
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beſondere Berhältniffe dies erforderten, wurde die Verleihung 
gewiffer Gemerbebefugniffe den Länderftellen vorbehalten !. 

So erfcheint denn diefelbe Rompetenzbeitimmung, die feiner: 
zeit (1776) als eine Anordnung zur Beichleunigung des Geichäfts- 
ganges, zur Erweiterung der Konkurrenz gedacht war, jegt als 
das geeignete Mittel, um einer jeden ftärteren Vermehrung der 
Gewerbe einen wirkſamen Riegel vorzufchieben. Nicht in ber 


v. Scotty diefe Verhandlungen über das Gemwerbeverleihungsredht, um 
neuerlich den fhon 1784 zurückgewieſenen Antrag auf Forderung eines ent- 
fprehenden Vermögensnachweiſes bei jeder Erteilung eined Gemerbebefugnifies 
zu ftellen (vgl. oben S. 361 Anm. 2). Diefer Verſuch, die Gemerbefreiheit zu 
befchränten, fand die Zuftimmung des Guberniums nicht und wurde aud) 
von der Hoflanımer abgelehnt (Böhmen Komm. Fasc. 62 No. 28 ex Mai 
1791). 

1 6&o für Tirol mit NRüdfiht auf die Steuerverfaffung (Umgeld⸗ 
pachtung der Tiroler Landftände) die Verleihung der Wirtd-, Gaft- und 
Taferngerechtigleiten (zit. Dekret vom 22. Yuli 1791); für Inneröfterreid 
die Verleihung von Hammer- und Schmiedewerksgaden, vor allem deshalb, 
weil bierbei Rüdfihten auf den Holz- und Kohlenverbrauch eintraten 
(Fasc. IV in gen No. 100 ex Jul. 1792 3. OÖ.) u. a. m. 

Eine gemwifle Schwierigkeit bereitete die Beantwortung der Frage, was 
unter „Ortsobrigleiten” zu verftehen fei; denn in den Alpenländern übten 
in einer und berfelben Ortſchaft meift mehrere Obrigkeiten das Juris⸗ 
diktionsrecht aus; ſo wurden im Bezirke der Stadt Gray nicht weniger ala 
58 Grundherrſchaften gezählt, in zahlreihen Dörfern mehr als 20. Es 
murde daher mit Dekret vom 11. Sanuar 1793 für Steiermark verordnet, 
daß unter „Ortsobrigkeit“ jene Behörde zu verfteben fei, die in bem 
fünftigen Niederlafiungsorte des Gemerbetreibenden die volitifchen Geſchäfte 
beforgte (Werbebezirfötommiffariate; Fasc. IV F in gen No. 30 ex Jan. 
1793 3. ©.) In diefem Sinne wurde die Frage in den nächſten Jahren 
auch für die übrigen Provinzen (Oſterreich ob der Enns, Mähren) geregelt. 
Die Detail bei Kopetz, Gewerbsgeſetzkunde 2. Bd. S. 446 fg. — Eine 
befondere Kontroverfe entipann fi zwiſchen der Hofkanzlei und ber Hof 
fammer darüber, ob das Dekret vom 29 ‚April 1791 die Beflimmungen bei 
Normales vom 22. April 1775 über die Gemwerbeverleihungen auf den Frei- 
gründen Wiens aufgehoben habe (vgl. oben S. 265, 323). Eine a. 5. Ent 
Ihließung auf den Vortrag der Hoflammer vom 10. Sept. 1792 bielt die 
Borichriften diefes Normales aufrecht; die Berleihungen von Gewerben auf 
jenen Freigründen blieben daher von der Einvernehmung bed Wiener Magi- 
ftrat8S und der Beftätigung der Landesftelle abhängig. (Die Alten im 
Fasc. IV Fin gen No. 42 ex Jun.; 22 ex Jul.; 140 ex Oct. 1792 R. Ö.; 
St. R. No. 4542 ex 1792.) 
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Maßregel an fi lag ihr reaktionärer Charakter, jondern in dem 
Zwecke, den man bamit verfolgte. Wie hätte man aud die 
Klagen unzufriedener Magiftrate und Ortsobrigfeiten beijer zum 
Schweigen bringen fönnen, als indem man es ihnen völlig über- 
ließ, die Zahl der Gewerbetreibenden ihrer Ortſchaft zu beftimmen 
und den ftantlihen Behörden aufs ſchärfſte unterfagte, fih — 
von Rekursfällen abgefehen — in diefe Frage einzumengen. Die 
alte, der ſtädtiſchen Zunftpolitit entlehnte Idee einer Sicherung 
des Nahrungsitandes war damit wieder zum Leitfterne ber Ge- 
werbepolitif geworden; aber «3 fehlte ihr num jenes Gegengewicht, 
das fie zur Zeit des ftrengen Merkantilismus in ber kräftigen, 
pofitiven Induftriepolitif der Staatsverwaltung gefunden hatte. 
Was half es au, wenn für die Verleihung der Kommerzial- 
gewerbe der alte Grundfag maßgebend blieb, daß hier eine 
Beſchränkung der Befugniffe auf den Ortsbedarf unzuläfiig jei? 
Den Grundobrigfeiten und vielfah aud den Magiftraten der 
Landftädte mangelte es an jedem Berftändniffe für die jubtilen 
Rategorien der büreaukratiſchen Erfindungsfraft. 

Der reaftionäre Charakter biefer neuen Kompetenzverteilung 
erhielt eine weitere Verſchärfung durch die den Lokalbehörden 
erteilten Weifungen, vor Verleihung eines jeden Gewerbebefug- 
nifjes das Gutachten der dabei beteiligten Zunft einzuholen. Und 
gegen bie Entſcheidung der Behörde ftand nicht nur dem Befugnis- 
werber einerjeits, den Zünften und Gremien anberjeits, ſondern 
in mehreren Provinzen fogar den einzelnen, in bem betreffenden 
Orte bereit$ anfäfligen Gewerbetreibenden! das Nekursrecht zu. 
Daß von diefem Rechte der ausgiebigfte Gebraud; gemacht wurde, 
verfteht fi bei dem engherzigen und ftreitfüchtigen Charakter 
der Innungsmitglieder von ſelbſt. Der anſcheinend als Aus- 


So ein Hofdekret vom 8. Auguft 1791, das zunächft für ſterreich 
ob der Enns erging und dann auch auf Kärnten ausgedehnt wurde (N. D. 
Komm. Fasc. 631 No. 30 ex Aug. 1791). Ropet erwähnt (Gewerbs- 
gefeptunde 1. Bd. ©. 65), daß dieſe Verordnung irrtümlich in den Roth- 
Then Auszug böhmiſcher Geſetze aufgenommen und aud in Böhmen ge- 
handhabt wurde. 
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nahme gedachte Fall eines Rekurſes erhielt geradezu die Be- 
deutung eines Korreftivs der als Regel geltenden unzulänglichen 
Einfiht der Ortsbehörden. Und damit fam ein Element großer 
Unficherheit in da gewerbliche Leben. Schon 1794 mies das 
fteiriihe Gubernium darauf hin!, es trete „entweder in der 
unbillig verfagten Aufnahme eines Gewerbsmannes oder in der 
zum Nachtheil eines Dritten zu leicht bewilligten Annahme 
meiſtens eine fchon gejchehene Beſchädigung ein, die nicht leicht 
wieder zu verbefjern” ſei. Bei der berrfchenden Abneigung 
gegen alle weiteren NReformverjuche blieben derartige Bedenken 
indes unbeadhtet. 


Der völlige Bruch mit der Gewerbepolitif des joſephiniſchen 
Syſtems forderte nun auch eine Entſcheidung darüber, wie fid 
die Staatöverwaltung zu jenem fehwierigen Probleme verhalten 
follte, das gewiffermaßen im Mittelpunfte der Kleingewerbepolitif 
ftand: zu den Nealgewerben. Die Zuteilung des Berleihungs- 
rechtes an die lofalen Behörden ficherte dieſe Gewerbegerecdhtig- 
feiten vorläufig freilich vor jeder weiteren ſtarken Serabjegung 
ihres Realwertes. Über die prinzipielle Frage aber, ob nidt 
doch eine Befeitigung diefer ganzen, jede fortichreitende Ent- 
widlung hemmenden Kategorie realer Befugniffe verfucht werben 
follte, war damit noch nicht3 beitimmt. Vor allem für Wien 
beftand ja ein bejonderer Einlöfungsfonds ?, über deſſen weiteres 
Schickſal jegt eine Entſcheidung getroffen werden mußte. 

Es iſt angefichts der Abneigung, welche die Behörden ſchon 
während der Regierung Joſephs II. gegen die Durchführung 
feines Einlöfungsfyftems gezeigt hatten, leicht begreiflich, daß 
bie Hofkanzlei jegt die erſte fich bietende Gelegenheit ergriff, um 
mit einer gewiflen Genugtuung das völlige Mißlingen ber bis- 
berigen Einlöfungsverfuche darzulegen. Diefe Gelegenheit gab 


ı In feinem Gutachten zu dem Sonnenfeldfhen Entwurfe. Bol. 
unten ©. 557. 
2 Vgl. oben ©. 497. 
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ihr ein nod von Joſeph kurz vor feinem Tode erteilter Auftrag, 
ein Gutachten über einen neuen Einlöfungsplan zu erjtatten!. 

Das Urteil der Behörden über die Ergebnifje der bisherigen 
Einlöfungspolitif lautete geradezu vernichtend?. Seit der Be- 
gründung des allgemeinen Einlöfungsfonds (Ende 1786 bis 
Anfang 1791) waren an Beiträgen zu demjelben nicht mehr als 
32670 fl. eingefloffen, eine Summe, die kaum hinreichte, um 
die einjährigen Interefjen der ganzen, mit zwei Dritteln bes 
vollen Gewerbewertes berechneten Einlöfungsjumme (1388143 fl.) 
zu bebeden. Trog der Ausfiht auf den nahe bevorftehenden 
Frieden ſchien es faum wahrſcheinlich, daß eine erhebliche Ver- 
befierung diejer Finanzlage zu erwarten fei; denn jede ausgiebige 
Vermehrung der Gewerbebefugnifje war jegt ausgeſchloſſen, und 
damit auch die Vorausfegung zur Einhebung von Fondsbeiträgen 
ſtark beſchränkt. Auch der neue Vorſchlag, diefe Beiträge zu 
erhöhen, bebeutete nur ein jehr problematifches Hilfsmittel. 

So ftimmten denn alle Behörden — Magiftrat®, nieder: 
öfterreihifche Regierung und Hoffanzlei — in dem Antrage 
überein, daß der ganze Einlöfungsplan endgültig fallen gelafjen 
werde. In ber zur Gewißheit gewordenen Verſchiebung des 
Einlöfungstermins für unberechenbare Zeiten; in der Unficherheit, 


* Diefer Plan rührte von dem Sekretär der nieberöfterreichiichen Re⸗ 
gierung, Ferdinand v. Nesper, her und war dem Kaiſer am 22, Dftober 
1789 überreicht worden. Er enthielt einen wenig originellen Borfchlag zur 
Eintöfung aller verfäuflihen Gewerbe Wiens; für die Gefdichte ber Ger 
mwerbepolitit ift er ohne alle Bedeutung. Der im folgenden erörterte Vor⸗ 
trag der Hoffanzlei ift vom 14. März 1791 datiert. (Die Akten im Fasc. 
IV F in gen No. 242 ex Jul. 1791 R. ©.) 

? An Ausführlichkeit ließen es die einzelnen Berichte nicht fehlen; der 
Auszug aus dem Gutachten der Unterbehörden allein nimmt im Bortrage 
41 Seiten in Anſpruch; der Vortrag beginnt mit ber Bemerkung, daß 
zwar das ganze Problem der Einlöfung in engem Bufammenhange ftehe 
mit ber prinzipiellen Regulierung der Gemerbeverfaffung, deren Beratung 
ver Kaifer angeorbnet habe; allein die Hofkanzlei ſah fich zur abgeſonderten 
Behandlung jenes Problems dadurd veranlaft, dab bie Einlöfung durch 
ausdrüdliche Faiferlihe Anordnungen geboten worden ſei. 

® Die gleiche Forderung hatte der Magiftrat in den ftänbiichen 
Defiderien geftellt (vgl. oben &. 517). 

Pribram, Öfterreichtiche Gewerbepolitit I. 3 
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ob die Einlöfung überhaupt jemals werde durchgeführt werden 
können, liege eine ſchwere Benachteiligung der Inhaber verfäuf- 
liher Gewerbe. Ihr Realrecht müfje eine ftarfe Wertminderung 
erfahren, wenn das gleihe Gewerbe, das fie auf Grund eines 
entgeltlihen Altes erlangt hatten, nun lediglich gegen Zahlung 
des Einlöſungsbeitrags verliehen werde; denn niemand werde 
fih geneigt finden, ihnen für da8 Gewerbe den vollen Kaufpreis 
zu geben. 

Auh der Erfolg, den die Einlöfung der vier Gattungen 
verfäuflicher Gewerbe (der Obftler, Häringer, Zwetſchkenhändler 
und Käſeſtecher) gehabt habe?, fpreche deutlich genug. Statt 
der gehofften „Erleichterung“ des Publikums habe fich aus der 
übermäßig vermehrten Konkurrenz der Kleinhändler gerade bei 
jenen Feilfchaften, deren Verlauf den genannten Gewerbegattungen 
zugewiejen war, am meiften „die Theuerung eingeftellt”". „Sollte 
wohl,” jo fährt die Hoflanzlei fort, „nach diefer vorausgegangenen 
Erfahrung noch gegenwärtig von der Ausführung eines Antrags 
die Frage ſeyn können, der ungezweifelt in Bezug auf die übrigen 
Gewerbe dur die Anhäufung der Perfonalfreyheiten die näm- 
lide Wirkung wie bei den erwähnten 4 Gattungen ber aufs 
gehobenen Kammerhändel hervorbringen, der mit dem Werth ber 
verfäufliden Gewerbe auf einmal fo anſehnliche Hypothequen 
aufheben, und damit das radicirte Vermögen der bürgerlichen 
Gewerbgleute gerade in hieſiger Refidenzftadt zernichten — bie 
bürgerlihe Nahrungserwerbung auf den unficheriten Fuß ſetzen, 
und in die Stelle einer wohlhäbigen Bürgerfchaft nad und nad) 
nur entfräftete Gemwerbgleute durch die gehäufte Konkurrenz ein- 
treten machen würde?“ 

Die Hoffanzlei berief fich überdies darauf, „daß fie diefem 
verderblihen Antrag niemald zugeitimmt habe”; und fo ſicher 
Ihien fie mit dem Verzichte auf jede weitere Einlöfung zu 
rechnen, daß fie ſogleich auch die Frage erörterte, ob nicht ben 
Inhabern der bereits eingelöften verfäuflichen Gewerbe das ihnen 


I Bol. oben ©. 432fg. 
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abgezogene Drittel des Kaufpreifes ihrer Gerechtigkeiten nadhe 
träglich auszuzahlen fei, um fie gegen die übrigen Eigentümer 
von Nealgewerben nicht zu verkürgen!. Auch über eine even- 
tuelle Verwendung der ſchon gefammelten Einlöfungsbeiträge 
wurde gleichzeitig verhandelt, 

Schärfer fonnte wohl die Hoffanzlei ihre Verurteilung der 
ioſe phiniſchen Gewerbepolitit nicht äußern, als es in diefem 
Vortrage geſchah?. Trotzdem — ober vielleicht gerade deshalb — 
erhielt ihr Antrag die Genehmigung des Monarchen nicht; feine 
Entſcheidung erfolgte, wie dies feiner ganzen Gemwerbepolitif 
entſprach, bilatorifh?. Bis zur endgültigen Firierung jener 
Grundfäge, die fünftig für die Gewerbeverfafjung maßgebend 
fein follten, hatte es „bei der Fortfegung des vorgefchriebenen 
Einlöfungsplans noch zu verbleiben“. 

Damit war für drei Jahrzehnte eigentlich das legte Wort 
in ber Einlöfungsfrage gefprohen. Alle Geſuche um Einlöfung 
einzelner Realgerehtigfeiten wurden in den folgenden Jahren — 
ohne daß bie prinzipielle Seite der Frage berührt wurde — im 


Ahnlich wurde fpäter von dem Magiftrate und der nieberöfterreichi- 
fchen Regierung der Antrag geftellt, e8 möge den erwähnten Gewerbe» 
treibenden geftattet werden, ihre Befugniffe neuerdings um das feinerzeit 
nicht vergütete Drittel des Kauffchillings zu veräußern (St. R. No. 2802 
ex 1793, 2681 ex 1794), Mit ihrer Bitte um nachträgliche Auszahlung 
jenes Kaufſchillingsreſtes wurden bie Käfefteher wiederholt abgewiefen (St. 
R. No. 2300 ex 1795). 

® Nur Hofrat Greiner hielt in einem Separatvotum prinzipiell an 
dem Einlöfungsplane feft, indem er auf bie „allerfeits anerkannten“ Nach ⸗ 
teile der Realgewerbe hinwies, auf die Verdrängung gefchidter Arbeiter 
durch diefelben, auf die Hinderniffe, welche ihre Eriftenz den Behörden bei 
Vermehrung der Gewerbe bereite, „mit einem Worte* auf dad „für das 
Publitum zu drüdende Monopolium* derſelben. Wenigftens bie Einlöfung 
jener Realgewerbe müffe ftattfinden, bie fi) mit dem Biftualienhandel be» 
ſchaſtigten, weil hier ein Einverftändnis der Gemwerbetreibenden über bie 
Vreiſe fehr leicht und fehr gefährlich fei. 

® Der eigentliche Urheber diefer Entſchliekung ift übrigens ber Stants- 
rat Eger; fie ift in Abmefenheit des Kaiferd vom Thronfolger gefertigt 
(St. R. No. 1120 ex 1791), 

34 * 
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Hinblid auf die unzureihenden Mittel des Einlöfungsfonds ein- 
fach abgemwiefen!. 

Bon durchgreifenden Maßnahmen zur Befeitigung der Neal: 
gewerbe war nicht mehr die Rede. Troß aller Hemmungen, die 
fie einer gefunden Entwidlung des gewerblichen Lebens bereiteten, 
erblidte doch der Eonfervative Geift der nachjoſephiniſchen Politik 
in ihrem Beltande ein wertvolles Mittel zu Erhaltung einer 
faifertreuen Bürgerfchaft. Vielleicht hätte man dieſe Gerechtig- 
teiten auch dann nicht völlig abgejchafft, wenn man die Mittel 
zur Entſchädigung ihrer Inhaber leichter hätte aufbringen können. 
So aber enthob die alsbald einbreddende große Finanznot 
die Staatöverwaltung vollends jeder weiteren Diskuſſion ber 
Einlöfungsfrage. Die ganze Politif der Staatöverwaltung be: 
ſchränkte fih demgemäß darauf, eine weitere Steigerung des 
Wertes dieſer Gerechtigfeiten zu hindern, ihre Vermehrung 
bintanzubalten, furz das Beſtehende zu fonjervieren. 

Zu diefem Zwecke mußte freilih den Lokalbehörden aus- 
drüdlih die Begründung neuer Realrechte unterfagt werben?. 
Eine Anfrage des Kaiferd, warum ſich das Berleihungsredt 
der Magiftrate und Drt3obrigfeiten nicht auch „auf reale, zur 


1 So 1790 und noch fpäter mehrere Gefuhe der Wiener Perüden- 
macher, die gerade damals infolge ded Wechſels der Mode faft allen Er 
werb verloren (Fasc. IV F in spec Berüdenmader No. 294 ex Majo 
1790 N. ©.) Als daher im Mai 1792 das Srifeurgewerbe freigegeben 
wurde, erfolgte die Errihtung eines eigenen Einlöfungsfonds für bie 
PVerüdenmader aus den Zaren, die fortab jeder Frifeur beim Antritt 
feines Gewerbes zu entrichten hatte (der. Fasc. No. 188 ex Nov. 1792). 
1793 wurde darüber verhandelt, die 6 noch beftehenden Bundmachergewerbe 
einzulöfen, die ſich mit der Herftellung weiblichen Kopfputzes befchäftigten. 
Doch ließ man ſchließlich alles beim alten, obwohl jene Artikel, deren Ber 
fauf den Bundbmadern in ihrem aus dem Jahre 1713 ftammenden Bro 
feffionsprivilegium zugemiejen mar, 1793 kaum mehr dem Namen nad) befannt 
waren (NR. Ö. Komm. Fasc. 72 No. 23 ex Sept. und 72 ex Dec. 1799, 
1797 wurden auch die 12 Erbſenkammerhändler mit einem Einlöſungs⸗ 
gefuhe abgewieſen (Fasc. IV F in spec Erbienhändler No. 99 ex 1797 
N. Ä.; deögleihen St. R. No. 1282 ex 1798), 

® So ein für Inneröſterreich ergangenes Dekret vom 25. Auguft 1791 
(Fasc. IV F in gen No. 226 ex Aug. 1791 J. ©.) 
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grundbücherliden Vormerkung geeignete Gerechtſame erftreden 
folle“", gab der Hoffanzlei Veranlafjung, die Gründe jenes 
Verbots eingehend barzulegen?. Die vom Kaifer aufgeworfene 
Frage, jo führte fie aus, habe mit dem Privatrechte nichts zu 
tun®. Vorausfegung für die juriftiiche Behandlung der Neal: 
gewerbe fei es, daß fie durch Verleihung oder Begünſtigung 
feitens der öffentlichen Verwaltung die Natur von Nealrechten 
bereit3 erlangt hätten. Die Frage ſelbſt aber, ob den Gewerben 
„die Natur einer Nealität beizulegen ſei“, diefe Frage jet über- 
haupt feine Nechtsfrage, jondern nad politiihen Grundjägen 
zu entjcheiden. Und diefe Grundfäge forderten eine Beſchränkung 
des obrigfeitlichen Verleihungsrechtes auf Perfonalgewerbe. Bei 
den Rolizeiprofeflionen deshalb, weil die a. h. Entſchließung, 
welche den Ortsobrigfeiten diejes Verleihungsbefugnis übertrug, 
nichts anderes damit habe bezweden wollen, als „die zeitliche 
Beltimmung über das Bedürfnis der Gewerbe“ denjenigen zu 
überlafjen, „welchen die Verhältniſſe zu diefem Bebürfniffe im 
einzelnen am eigentlichiten befannt ſeyn“ müßten. Gerabe biefer 
Zweck werde aber vereitelt, wenn das Verleihungsrecht der 
Magiftrate und Ortsobrigfeiten fih aud auf Nealgerehtigkeiten 
erjtrede, und jo eine durch Veränderung der Umftände geforderte 
Vermehrung oder Verminderung der Gemwerbebefugnifje unmöglich 
gemacht werde. Die Kanmerhändel Wiens, mit denen bie 
„Polizei der Gewerbe“ ſchon feit langem ringe, feien ein eins 
leuchtendes Beiſpiel für die Übelftände, welche die Eriftenz der 
Nealgewerbe im Gefolge habe, Noch ſchärfer als bei den Polizei- 
gewerben müſſe man die Verleihung neuer Realgerechtigkeiten 
bei den Kommerzialgewerben ausjchließen, weil der größte Teil 
derfelben eine gewiſſe Gejchidlichkeit, eine perfönliche Eignung 

I Diefe Anfrage war veranlaßt dur ein Votum Egerd zum Proto- 
tolle der Hoffanzlei vom 8. September 1791 (St. N. No. 4164 ex 1791). 

® Vortrag vom 27. November 1791 (Fasc. IV F in gen. No. 248 
ex Jan. 1792 N. d.; St. R. No, 5377 ex 1791). Referent ift Sonnenfels. 

® Der Kaifer hatte namlich ein gleiches Gutachten auch von der oberften 


Juftisftelle verlangt; biefe erflärte jedod), fie wiſſe nicht reiht, um mas es 
fi) bei biefer Frage eigentlich Handle, 
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des Gewerbeinhabers vorausfege, die nie der Sade, ſtets nur 
der Perjon eigen jei. 

Im Anfchluffe an diefe Berhandlungen formulierte dann 
die Hoffanzlei die Prinzipien jener Politik, die fie für die Zu- 
funft den Realgewerben gegenüber zu beobachten gedachte!: „Nach 
ächten politiihen Grundfägen ſeyen weder Polizgeygewerbe, melde 
nah Verhältnis der Lofalbedürfniffe und immer wandelbaren 
Umftänden bald vermehret, bald in der Zahl befchränfet werben 
müffen, noch Kommerzialgewerbe, welche zu ihrem befjeren Be 
triebe perſönliche Fähigkeiten vorausfegen, geeignet, der Gegen- 
ftand von Handlungen und Verträgen zu feyn, welde fie un- 
veränderlid machen, und Perjonalverleihungen in dingliches 
Eigenthum umgeftalten würden.” Allein der nun jchon einmal 
in der biftorifhen Entwidlung begründete Wert der Realgerechtig- 
feiten verpflichte die Hofkanzlei, dieſe Gewerbe darin zu vertreten, 
daß eine durch die Umstände gebotene Aufhebung derjelben nicht 
anders als unter verhältnigmäßiger Schadloshaltung der Parteien 
geichehe, die nach der gegenwärtigen Berfaflung, ja man dürfe 
fagen, „unter dem Schuße der Regierung” ſich dingliche Rechte 
darauf erworben hätten. Umſo entſchiedener aber betont bie 
Hofkanzlei ihre Abficht, „um den einmal begangenen Fehler nicht 
zu verewigen”, die fünftige Belaftung der vorhandenen Real: 
gewerbe auszufchließen, und an dem rein perfonalen Charakter 
aller neu zu verleihenden Gewerbebefugniſſe ftreng feftzubalten®. 


— — 





ı Note an die oberſte Juſtizſtelle vom 28. Januar 1792 (das oben 
jitierte Aftenzeichen). 

? Den Länderftellen wurden dieſe Grundfäge in dem Sirkulare vom 
3. Februar 1791 befannt gegeben (N. Ö. Komm. Fasc. 65/1 No. 5 ex Febr. 
1791). 
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Vierte Kapitel. 
Die Verhandlungen über eine 
foftematifhe Regulierung der Gewerbeverfaffung. 
(Der Auftrag zur Erftattung eines Gutachtens über bie Aufnahme ber 
Handwerker in den Städten S. 535. — Das Sonnenfelsiche Syftem einer 
Gewerbeverfaffung S. 538. — Die Gutachten der Länderftellen S. 547. — 
Das Endrefultat der Verhandlungen S. 560.) 

Ein ganz eigentümlicher Zug im Charakter der leitenden 
Öfterreihifchen Beamten des 18. Jahrhunderts ift ihr Streben 
nad ſyſtematiſcher Erfafjung aller Lebens- und Wirtichafts- 
verhältnifje, ihr Bedürfnis nach einer theoretifchen Konſtruktion 
ihrer Politif. Unaufhörlih ift in ben Aften die Rede von 
„achten politifhen Grundfägen“, von „Generalfägen“ von 
„Kommerzialfyftemen", von „politiihen Handlungsmaßregeln“ *, 
Ganz abgejehen von mehrfahen Aufträgen, die in fpeziellen 
Fragen von den Unterbehörden die Aufitellung ſyſtematiſch ge 
gliederter Vorſchläge heiſchten?, hatten wir in der vorliegenden 
Darftellung ſchon zweimal Gelegenheit, großangelegte Entwürfe 
zu förmlichen Syitemen der Gewerbepolitit zu erörtern®, Jede 
Änderung der legteren ift gemiffermaßen durch einen derartigen 
Entwurf markiert: das Jahr 1770 ebenfo wie das Jahr 1776, 
Kein Wunder, wenn aud nad Joſephs II. Tode wieder das 
gleiche Bedürfnis, das übrigens tief im Geifte der Zeit wurzelte*, 


? Bgl. oben S. 101, 111, 196, 274, 414, 451 uff. 

® Pol. oben ©. 183, 224, 243, 332, 442. 

® Bol. oben ©. 204 fg. und 922 fg. 

+ Diefe Beftrebungen berühren ſich innig mit dem langfam aufs 
feimenden Bebürfniffe nad) Erfegung der abfoluten Negierungsgemalt des 
Volizeiftants durch ein gefeplich geregeltes Apntiniftrativverfahren, mit dem 
Übergange des Polizeiftants zum Rechtsſtaate. Einen interefianten Beitrag 
zu biefer für die Siaatengeſchichte des 18. Jahrhunderts fehr bedeutſamen 
Erſcheinung würde eine Darftellung der im Jahre 1768 beginnenden Vers 
fuche zur Kobififation des Öfterreihiihen Verwaltungsrechtes bieten. Einige, 
freilich ſehr unvollftändige Daten finden fi bei Erel, Die Kobififation 
des Öffentlichen Nedts. Wien 1875. 
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mächtig rege wurde, wenn es auch Kaifer Zeopold erfaßte; denn 
er trug fih mit dem Plane, die gefamte innere Berwaltung der 
Erbländer nad einheitlichen Grundfägen zu regeln. 

Für die Gemwerbepolitif insbefondere fommt jener ſchon 
wiederholt erwähnte Auftrag in Betracht, den Leopold bald nad 
feinem NRegierungsantritte erließ?. Unter dem Eindrude der 
zahlreichen Bejchwerden, die gegen die ganze Wirtfchaftspolitif 
Joſephs II. von allen Seiten erhoben wurden, hatte der Kaijer 
eine eigene „confultirende Finanzhofkommiſſion“ unter dem Bor- 
fige des Hofrechenfammerpräfidenten Karl Grafen von Binzen- 
dorf eingefegt?, und fie vor allem mit der Aufgabe betraut, bie 
Prinzipien des Sojephiniihen Schußzoll- und Prohibitivſyſtems 
einer eingehenden Unterfuhung zu unterziehen. Überdies hatte 
fie auch ein Gutachten darüber zu erftatten, „was man für bie 
Hinfunft bei Aufnahme der Handwerker in denen Städten für 
Grundfäge annehmen, und für diefelben feitfegen follte”. 

Die Beſchränkung dieſer Frageftelung auf ein beſonderes 
Problem der Gewerbepolitif erhält eine Erklärung wohl vor 
allem in dem Umjtande, daß ihre Formulierung unmittelbar dur 
die Befchwerden der ftädtifchen Magiftrate und Zünfte veranlaßt 
worden war; zunächſt galt es, diefen dringenden Borftellungen 
Rechnung zu tragen. Die Abficht des Monarchen ging zweifel- 
[08 dahin, ein vollitändiges Syitem der Gewerbepolitif entwerfen 
zu laſſen; denn gleichzeitig erfloß der Befehl, „ein Verzeichnis 
von allen denen in den Erblanden feit 10 Jahren ber errichteten 
Fabriken von allen Xänderftellen abzufordern“, und „mit ber 
Bemerkung des Orts, wo felbe beitehen, ob auf dem Lande oder 
in der Stadt, der Fabrikaten, fo fie verfertigen, wie vielen 
Perfonen fie den Unterhalt verfchaffen, und ob fie in Ab» oder 
Aufnahme find”, dem Monarchen vorzulegen *. 


I Bgl. Beidtel, Gejhichte der öfterreihifchen Staatövermaltung 
1. Bd. ©. 425 fg. 

2 Pol. oben S. 509. 

8 Kabinettfchreiben vom 8. November 1790 (N. Ö. Komm. Fasc. 55 
No. 218 ex Aug. 1792). 

+ Es erging auch ein entiprechender Auftrag an die Länderftellen; er 
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Während die Fragen der Zollpolitif in der Kommiſſion 
einen lebhaften Kampf der Meinungen entfeffelten!, in welchem 
das joſephiniſche Prohibitivfgftem von Zinzendorf mit großer 
Schärfe angegriffen, von der Hoffanzlei aber nachdrücklich ver— 
teidigt wurde, fand die Gewerbepolitif in diefen Verhandlungen 
feine ähnliche Berüdfihtigung. Die Tätigkeit der Kommiffion 
war übrigens nicht von langer Dauer. Denn es ergab ich als— 
bald eine Neihe von Differenzen zwifchen Zinzendorf und der 
Hoffanzlei, die ihre Urſache einerfeits in den althergebrachten 
Eiferfüchteleien der Hofftellen hatten, anderjeits in dem Ehrgeize 
des Grafen, der ſich mit dem Vorſitze in einer bloß konſultativen 
Hofkommiffion nicht begnügen wollte. So ſah er ſich ſchon Ende 
1790 veranlaßt, um die Enthebung von diefer Stelle zu bitten ®, 
da er die Kommiffion „ohne Einreihungsprotofol, ohne Regi— 
ftratur und Erpedit3-Perfonale zweckmäßig zu leiten nicht fähig“ 
jei. Der Kaifer willfahrte diefem Anjuchen®, 

Nur in einer Schlußäußerung, welde Zingendorf „über die 
der Finanzhofcommiffion um ihr Gutachten allergnädigft zugeftellten 
Akten“ erftattete*, finden fi auch einige Bemerkungen über die 
Prinzipien der Gewerbepolitif. Wie von Zinzendorf nicht anders 
zu erwarten ift, vertritt er auch bier die Idee einer möglichſt 
freien Konkurrenz und verlangt geradezu die Einführung einer 
allgemeinen Gewerbefreiheit, ohne Nüdficht auf die bisher ängit- 
lich feitgehaltene Scheidung der Gewerbe nad dem Umfange 
ihres Abjatgebietes. 

„Bu was nüßt”, jo fragt er, „der angenommene Unterſchied 
zwiſchen Polizey und Kommerzialgewerben? Kann man be— 
weiſen, daß in einer ſolchen Benennung und Abtheilung nur 
irgend ein feſter und entſchiedener Sinn enthalten ſey? Ar— 





ſcheint indes unter dem Drange der unrubigen Beitverhältnifie von feiner 
Behörde befolgt worden zu fein. 

! Die Akten im Fase. 55 Komm. N. Ö. sub No. 218 ex Aug. 1792, 
Daſelbſt aud) die im folgenden zitierten Atten. 

® Vortrag vom 28. Dezember 1790. 

3.&t. R. No, 4085 ex 1740, 

* Vortrag vom 12. Januar 1791 (St. R. No. 141 ex 1791). 
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beiten nicht alle Gewerbe für den Verlauf, er ſey nun groß ober 
fein, nah oder fern? Eind nit Schufter und Schneiber, 
Tiihler und Schloffer eben jo gut mit dem Umformen eines 
rohen oder halbrohen Materials befchäftigt, als Tuch-⸗, Seiben- 
und Baummollarbeiter, ald Eijen- und Stablfabrifanten?“ Als 
Richtſchnur für die fünftige Aufnahme von Handwerkern in den 
Städten jchlägt daher Zinzendorf vor, „daß jedermann, der fid 
anbietet, fi in irgend einer Landſtadt mittelft irgend eines 
nüglichen Gewerbes nähren zu wollen, dazu ohne Bedenken bie 
Erlaubniß zu ertheilen jey, jedoch unter der Bedingung, daß er 
jelbft die Sache zuvor gehörig in Überlegung nehme, und in der 
Folge niemand zufchreiben folle, wenn er etwa feine Rechnung 
ohne Wirth gemadt“. Doch müfje der neue Gewerbetreibende 
eine entjprechende Quote der bi dahin von den Meiftern des 
betreffenden Orts entrichteten Gewerbefteuer übernehmen. Abn- 
lih jet mit den radizierten Gewerben zu verfahren. Die Auf- 
nahme neuer Handwerfer fünne man gegen genaue Befolgung 
diefer Vorfchriften den Stadtmagiftraten überlaffen; demgemäß 
fei au allen Handwerkszünften die Beitätigung ihrer Privilegien 
zu verjagen. 

Eine weitere Berüdfihtigung fanden dieſe Anträge bei ber 
Ipäteren Diskuſſion über die Grundſätze der Gewerbeverfafiung 
nicht. Außer Zinzendorf fcheint unter den leitenden Beamten 
der öjterreichifcehen Gewerbepolitit die Idee der Gemwerbefreibeit 
damals einen aufgeprägten Vertreter nicht bejefjen zu haben. 


Es dauerte nicht lange, jo wies der Kaiſer die Aufgabe, 
jene Grundfäge zu firieren, der Hoflanzlei und der Hoflammer 
zu!. Die Hoflanzlei follte „diefe Bearbeitung . . . . jo bald 
mögliit zu befördern ſich angelegen halten, und biezu vorzüg- 
lih den Hofrath von Sonnenfel3, da dieſes Geſchäft in bie 





I Bunädft in einem Handſchreiben an die Hoffammer vom 31. Januar 
1791 (St. R. No. 141 ex 1791). Dann in der oben zitierten Entſchließung 
auf den von der Hoſkanzlei über den Nesperfchen Einlöfungsplan erftatteten 
Vortrag (vgl. oben S. 531). 
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Polizei- und Kameralwiſſenſchaften einſchlägt, auch er ohnehin 
igt den Kanzlei-Raths-Sigungen beimohnet, verwenden . . ..”!. 

Sonnenfels faßte? die Beftimmung der Grundfäge über die 
„Aufnahme der Handwerker und Gewerbe in den Städten“ als 
den Beftandteil eines „über die allgemeine Handlung ſich ver- 
breitenden Gutachtens“ auf, das die Prinzipien für eine künftige 
legislative Behandlung der Polizei ebenfo wie der Rommerzial- 
gewerbe feitjegen ſollte. Er legte daher ber Hoffanzlei zwei 
Entwürfe vor: eine „Ausarbeitung über die Grundfäge wegen 
Aufnehmung der Handwerker und Gewerbsleute in den Städten” ; 
und ein Gutachten über „die Grenzlinien zwiſchen den Polizei- 
und Kommerzialgewerben, dann die Grundſätze für die leßteren“ ®. 
Bei den Mitgliedern der Hoffanzlei fanden dieſe Arbeiten all 
gemeine Anerkennung. Sie wurden als „die einftimmige Mei- 
nung“ der Behörde auch der Hoflammer mitgeteilt, und dienten 
bei einer eigenen fommifjionellen Verhandlung der beiden Hof- 
ftellen den weiteren Beratungen zur Grundlage *. 

Die Sonnenfelsfhen „Grundſätze“ find eine jehr umfang« 
reiche, ſtark theoretifierende Abhandlung. Der Geift ihres Ver- 
faſſers, der geſchickt den herrſchenden Anfichten Rechnung zu 
tragen wußte, prägt ihnen jenen Stempel des Elektizismus auf, 


doſeph d. Sonnenfels war im Jahre 1791 der Hoffanzlei zur 
Dienftleiftung zugeteilt worden, nachdem er ſchon 1780 zum wirklichen Hofe 
rate und Mitglied der Studienhoffommiffton ernannt worden war. 

? Votum zur Sitzung vom 23. April 1791 (Fase. IV F in gen 
No. 242 ex Jul. 1791 N. Ö). 

3 Die Manuffripte in dem eben zit. Fase. (sub No, 495 ex 
Martio 1792). 

* „Bufammentretung“ vom 17. Januar 1792; den Vorſitz führte dabei 
der oberfte Kanzler Graf Kollowrat; Neferent war Sonnenfels (Fase. IV 
F in gen No, 495 ex Mart. 1792 N. 6.) Die von den Mitgliedern der 
Hoftammer noch vorher jchriftli abgegebenen Gutachten zu dem Sonnen- 
felsfchen Syfteme enthalten nicht? Bemerkenswertes (N. Ö. Komm. Fase. 
63/1 No. 103 ex Dec. 1791). 

5 Im Staatörate bezeichnete fie Eger als „profefformäßig theoretiſch 
ſpelulative und abftrafte Bearbeitung‘ (St. R. No. 430 ex 1792). Einen 
furzen Auszug bringt Rizzi in der Zeitſchrift für Vollswirtſchaft uſw 
12. ®b. ©. 9. 
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der auch fonft die Arbeiten dieſes SKameraliften Tennzeichnet. 
Schon die Einleitungsfäge find charakteriftiih: „Bey dem 
Gegenftande, worüber Se. Majeftät Grundfäge zu beftimmen 
entf&äloffen find, liegen Srrthbum und Schwanten der Bor: 
fehrungen bauptfächlich in dem Außerften der fi entgegengeſetzten 
Meinungen, deren eine, durch Kleinfügigkeit der Vorfchriften und 
Anftalten, Zwang und bedrüdende Beſchränkungen, die andere, 
durch unridhtig angewandte Begriffe von Freiheit, Ungebunden- 
beit und Unordnung berbeiführet .... Wie überall, wo bie 
Meinungen von einander in der größten Entfernung abitehen, 
alfo auch bey diefer Frage, wird den Nachtheilen nur auf einer 
Mittellinie ausgebeugt werden können“. Dieſe Mittellinie will 
nun Sonnenfel3 durch eine theoretifche Unterfuhung der Preis⸗ 
geitaltung finden !. 
Mit den Bedürfniffen beginnt er feine Erörterung: das 
Bedürfnis allein beftimmt, „daß Arbeit oder Waare gefudt, 
. daß Arbeit oder Waare angeboten werde”. Während 
Käufer und Verkäufer in diefer Abſicht zufammentreffen, find 
doch ihre Beitrebungen in einem anderen Punkte gerade entgegen- 
gejeßt; der eritere will fo billig als möglich faufen, der lektere 
fih feine Leiftung jo hoch als möglich bezahlen lafien. So ver: 
Ihiedenartig nun auch auf den erften Blid die mannigfaltigen, 
die beiden Parteien begünftigenden Umftände erfcheinen mögen, 
fo „Iproflen fie" doch bei genauerer Betrachtung „nur al 
Zweige von einem einzigen Stamme, von dem dringenden Be 
dürfnifje". „Der Nachtbeil ift auf derjenigen Seite, wo ber 
größere Drang fich befindet”. Wer den anderen leichter ent- 
bebren kann, der jchreibt ihm die Bedingungen der Veräußerung 





! Analoge Erdrterungen finden fi aud in den Grundfäken ber 
Polizei uſw. 2T. S. 169 fg. Die Anfäte zu einer fubjeltiven Preistheorie, 
welche die folgende im Terte zitierte Stelle zeigt, find wohl auf den Einfluß 
franzöfifcher Autoren (vielleicht Turgots) zurüdzuführen. Über die ſub⸗ 
jettiven Wertlehren des 18. Jahrhunderts vgl. Zuckerkandl, Zur Theorie 
des Preiſes S. 44 fg. Nur nebenbei fei bemerkt, daB auch in biefem 
Sonnenfelefhen Gutachten die alte merfantiliftifche Gleichgewichtsidee — 
theoretifch modifiziert — die Grundlage des ganzen Syſtems bildet. 
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vor. Hier hat num die öffentliche Verwaltung in der Mitte zu 
ftehen; beiden Parteien zum gleichen Schupe verpflichtet, muß 
fie fi) beftreben, „den Vereinigungspunkt zu finden, wo ber 
Vortheil des einen und anderen Theiles übereintrifft und ſich 
wechjelfeitig unterftüßet”. 

Der fiherfte Führer der öffentlichen Verwaltung bei diefem 
Beftreben ift „das eigene Einverjtändnis der Fordernden und 
Anbietenden, wenn beyde, außer Zwang geftellt, freiwillig des 
Preifes wegen fibereinfommen“. Der Käufer muß dann die 
Sicherheit haben, anderwärts die Ware um einen feiner Kauf- 
kraft entjprechenden Preis zu finden, der Verkäufer, für jeine 
Ware um einen ihm zufagenden Preis einen Abnehmer zu er- 
langen. So ergibt fi) denn als „höchiter Grundjag für die poli— 
tiſche Leitung der Handwerfe und Gewerbe” die Forderung: 
„Bwifchen dem Anbote der Waare oder Arbeit und der An— 
frage nad Waare oder Arbeit das Gleichgewicht herzuftellen, 
dergejtalt, daß beyde von einander unabhängig find, und daher 
das Geben und Empfangen nicht die Wirkung eines Zwanges, 
ſondern bloß die Folge eines freymwilligen Übereinkommens wird“. ' 
Diefer Satz ift, jo meint Sonnenfels, „unter der Benennung 
der Eoncurrenz“ allgemein als richtig anerkannt. Als Konjequenz 
folge daraus für die öffentliche Verwaltung die Aufgabe, dort 
den Zwang unüberdadhter Vorkehrungen einfach fernzuhalten, ſich 
aljo „bloß auf verneinende Anftalten zu bejchränfen“, wo fi 
zwiſchen Anbot und Nachfrage alles ungefähr von felbft aus» 
gleiche; pofitiv aber durch „beitimmte Anordnungen dort ein» 
zugreifen“, wo durch die Umftände das Gleichgewicht zwiſchen 
ben Gründen der Preisbejtimmung aufgehoben ſei. 

Durd die Feititellung dieſer allgemeinen Grunbfäge er- 
ſcheint das ganze Problem „eigentlih auf eine Unterfuhung 
über bloße Thatjachen zurüdgeführet“, auf eine Prüfung ber 
Frage, bei welchen Handwerken und Gemerben die wechjeljeitige 
Unabhängigfeit ſich von felbft herftelle, bezw. bei welchen Gat- 
tungen von Gewerben das Gegenteil der Fall ſei. 

Hierbei hält der Verfaſſer zunächſt eine Erörterung des 
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Unterfchiedes zwischen den Polizei: und den Kommerzialgewerben 
für erforderlid. Er vermißt in der bisherigen Gejeßgebung, 
obgleih fie auf dieſe Unterfcheidung ſogar „Öffentliche Ord⸗ 
nungen und Befreygungen” gründe, doch jede ſcharfe begriffliche 
Abgrenzung jener beiden Gruppen von Gewerben; nur aus den 
verfchiedenen Verzeichniffen der Rommerzialgewerbe laſſe ſich ein 
Anhaltspunkt für die Aufftellung einer Grenzlinie ableiten. 

Diefe Grenzlinie ſucht Sonnenfel3 in dem oben erwähnten 
befonderen Gutachten folgendermaßen zu firieren: „Die Com: 
merzialgewerbe unterjcheiden fi von den Polizeigewerben ba- 
duch, daß erjtere mit ihren auf Verlag hervorgebrachten Erzeug: 
niffen fich nicht wie leßtere auf das Ortsbedürfniß beſchränken, 
fondern überdie8 nad) auswärts abzufegen fuchen. Unter dem 
auswärtigen Abjag aber wird nicht bloß der Handel im Aus 
lande verftanden, fondern auch ſchon der Verlauf außer der 
Provinz, nad Umständen felbit außer dem Orte, wo fie angelegt 
find“ 1. Aus diefen begriffliden Merkmalen folge, daß bei den 
Kommerzialgemerben das Produftionsquantum nit „nach dem 
Bebürfniffe einer gegebenen Verzehrung“ berechnet werben könne. 
Die öffentliche Verwaltung habe daher feine Verpflichtung, hier 
über das Gleichgewicht zwifchen Angebot und Nachfrage zu 
wachen. Für die Leitung diefer Gewerbe jei daher ein einziger 
Grundſatz augreihend: „daß fie feinen anderen Beſchränkungen 
unterworfen ſeyn“ müfje, „al® denjenigen, welche zur Vergrößerung 
des Abſatzes die Vervolllommung der Waare an Güte und 
Schönheit zur Abficht Haben”. Dieſer Zwed werde erreidt, 
wenn man „durch feitgefegte Beweiſe von zureichender Geſchic⸗ 
lichkeit” die Unfähigen von dem Gewerbebetriebe ausjchließe 
Soweit das Gutachten über die „Grenzlinien“. 

Für die Polizeigemerbe verſucht Sonnenfels mit Rüdfiht 
auf den Wortlaut der kaiſerlichen Entfchließung eine termino- 


1 So neu unb originell wie Sonnenfel® ed annimmt, iſt diefe Ab⸗ 
grenzung der SKommerzialgewerbe keineswegs. Sie war vielmehr ſchon 
früher bei verfchiedenen Gelegenheiten mit voller Schärfe formuliert worben. 
Bgl. oben ©. 37, 134. 
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logiſche Sonberung der Begriffe „Handwerk“ und „Gewerbe“. 
Das unterfheidende Merkmal glaubt er darin zu finden, daß 
das Handwerf vorwiegend auf Geding arbeite und eine gewiſſe 
techniſche Ausbildung verlange; das Gewerbe hingegen ſich vor 
allem mit dem Verkaufe folder Waren beſchäftige, die gar Feine 
ober nur eine geringe Zubereitung erheiſchten. Von Belang für 
die weiteren Erörterungen ift dieſe Unterſcheidung freilich nicht; 
Sonmnenfels gruppiert vielmehr alle Gewerbe im weiteren Sinne 
nad einem etwas anderen Gefichtspunfte: nämlich mit Rüdficht 
darauf, ob der Gewerbetreibende oder ob ber Befteller das 
Material zu der Ware liefere!, Daraus ergeben ſich ihm zu- 
nächſt folgende vier Gattungen von Gewerben: 

1. Gewerbe, die allein auf Gebing arbeiten, ohne jelbft 
den Stoff zu ihren Erzeugniffen zu liefern (Schneider?, Tape- 
zierer ufw.). 

2. Gewerbe, die zwar auf Geding arbeiten, aber den Stoff 
zu ihren Erzeugniffen jelbft beiftellen (Schmiede, Tiſchler ufm.). 

3. Gewerbe, die zwar arbeiten, aber hauptſächlich auf Verlag, 
die alſo mit den verfertigten Waren eigentlich Ortshandel (inneren 
Handel) treiben (Tajchner, Blechſchmiede ufw.). 


? Bei der Wahl diefes Merkmals fpielte vielleicht die „Stoffe 
Lieferungätheorie“ des römifchen Nechts, die auch das öfterreichifche bürger- 
liche Gejegbuh damals der Scheidung zwifhen Kauf und Lohnvertrag zu⸗ 
grunde legte, eine maßgebende Rolle. (Bgl. dazu Dniejtrzansti, Das 
Weſen des Werklieferungsvertragd S. 12 fg.) Auch fonft zeigt fih Sonnen- 
fels in feiner theoretifhen Erörterung, die ſchon in ihrem Ausgangspunfte 
an bie Idee des „pretium justum“ erinnert, beeinflußt von den An- 
fhauungen der gemeinrehtlihen Jurisprudenz. Die Einteilung der Ger 
werbe 1. in ſolche, die bloß handeln, 2. in folde, die zugleich arbeiten und 
handeln und 3. in Gewerbe, die allein arbeiten und gar nicht handeln, 
findet ſich übrigens fon bei Jufti (Staatswirtihaft Bd. II S. 375). 

® Ganz zutreffend ift dieſes Beifpiel nicht. In Wien gab es fon 
damals neben den eigentlichen Maßſchneidern die jogen. Kaufe oder Hofen- 
ſchneider, die ihre Arbeiten auf Vorrat verfertigten, alfo felbft aud den 
Stoff lieferten. Der Unterfchied zwiſchen biefen beiden Gattungen von 
Schneidermeiftern wurde im Jahre 1796 für Wien ausprüdlich beftätigt 
(Dekret vom 1. Dezember; N. Ö. Komm. Fase, 72 No. 2 ex Dee. 1796). 
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4. Gewerbe, die nur Handel treiben, ohne zu arbeiten (Holz- 
händler, Fragner uſw.). 

In einer eingehenden Unterſuchung nimmt Sonnenfels eine 
weitere Unterteilung dieſer Gewerbegruppen vor, mit Nüdjidt 
darauf, ob eine größere oder geringere Gefchidlichkeit und perfön- 
lihe Fäbigfeit!, ein größerer oder geringerer Vermögensfonds 
zum Betriebe eines Gewerbes erforderlich find. Dur Kombi: 
nation dieſer differenzierenden Momente mit dem weiteren Merf: 
male, ob das Bedürfnis des Käufers nad Erlangung der be: 
treffenden gemwerblihen Produkte größer oder geringer iſt — ob 
es fih aljo um Waren dringenden Bedarfs oder bloß um Luxus⸗ 
artifel handelt —, gelangt Sonnenfels zu einer umfangreichen 
Gruppierung aller Gewerbe und der ſich daraus ergebenden Auf- 
gaben der Öffentlichen Verwaltung. Die Verleihung aller jener 
Gewerbe, deren Betrieb eine gewiſſe Geſchicklichkeit vorausſetze, 
müffe an den Nachweis der erforderlichen Fähigkeiten durch Ab: 
legung der Meijterprobe — bezw., jomweit das Gewerbe nidt 
Dazu geeignet ſei, dur” Nachweis einer beitimmten Zahl von 
Gefellenjahbren — geknüpft werden. Bei den Gewerben biefer 
Art fei daher an der Zunftverfaffung feftzuhalten. Überdies 
babe fi die Obrigkeit eine angemefjene Beſchränkung in der 
Verleihung neuer Befugnifje bei jenen Gewerben aufzuerlegen, 
bei denen die geringen Anforderungen, welche ihr Betrieb an die 
perfönlichen Fähigkeiten und die Vermögenskräfte ber Bewerber 
ftelle, einen allzu großen „Überlauf“ befürchten ließen. Enblid 
fei es in gewiſſen Fällen jogar zuläffig, eine gejchloffene Zahl 
der Meifterfchaft feitzufegen, dort nämlich, wo die Zeiftung von 
Arbeiten in einem befannten, unvermehrbaren Ausmaße in Be 
tracht fomme (bei den Schornfteinfegern, Brunnengräbern ufiw.). 

Cine beſondere ftaatlihe Tätigkeit erfordere die Leitung 
jener Gewerbe, die dem dringenditen täglichen Bedarf des Publi⸗ 
kums zu dienen bejtimmt jeien. Soweit von ihnen feine Um⸗ 


— — 


1 Auch dieſes Moment wird in gleicher Weife von Juſti berückſichtigt 
(a. a. D. S. 376). 
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geftaltung der Waren vorgenommen werbe, genüge es, die Ge- 
werbeverleihung an gewiſſe Bedingungen zu fnüpfen!. Dagegen 
laſſe fich dort, wo die Herftellung von Waren des dringendften 
Bedarfs in Frage fomme (bei den Fleifchern, Bädern ufm.), das 
Maß des Abjages geradezu beftimmen. Hier müfje eine — 
nad) Maßgabe des fteigenden Bedarfs vermehrbare — Zahl der 
Gewerbetreibenben fixiert, die Höhe der Warenpreife durch obrig- 
feitlihe Taren reguliert werden. Die Rüchkſicht auf die öffent 
lie Ordnung und Sittlichkeit erheiſche bei Kaffeehäufern, Gaft- 
und Schanfgerechtigfeiten ähnliche Beſchränkungen. Beſondere 
Aufficht erfordere endlich der Betrieb von Höckergewerben; 
„wanbelnde Gewerbe“ aber jeien, da fie nur auf Grund eines 
ſchädlichen Vorkaufs getrieben werben könnten, in jeder Beziehung 
nadteilig®. 

In einer Schlußbemerktung kommt dann Sonnenfels noch 
mit ein paar Worten auf die Nealgewerbe zu fprechen, die er, 
ganz ohne Rückſicht auf ihre praftifche Bedeutung, jehr kurz 
abtut; obwohl nicht in legter Linie gerade die Frage, wie ſich 
die Staatsverwaltung diefen Gerechtigkeiten gegenüber zu ver- 
halten habe, Veranlafjung zu der ganzen Verhandlung über bie 
„Grundſätze“ gegeben batte?. „Man ift nirgend,“ fo lautet 
diefe Schlußbemerkung, „in dem Gang der Betrachtung auf einen 


! &o an bie Bedingung, daß ein gewiſſer Warenvorrat ausgewiejen 
und „nad Berhältni der täglichen Anfrage“ offen feilgehalten werde; an 
die Bedingung, daß der Gewerbetreibende jeden Vorlauf unterlaffe; der 
letztere müfje bei allen jenen Waren ausgeſchloſſen werden, deren Zufuhr 
man durch die Märkte befördern wolle. 

® Unverkennbar ift die Ahnlichteit diefer Borfhläge zur Behandlung 
der Approvifionierungsgewerbe mit jenen Anordnungen, welche dad oben 
(S. 503) zitierte Kabinettſchreiben Leopolds getroffen hatte. Richt uner- 
mähnt mag auch eine Bemerkung Egers im Staatsrate bleiben, nad) welder 
„die vorliegende Abhandlung den hochgelehrt räfonierten neu eingeführten 
Marktanftalten*, auf deren Einrichtung Sonnenfels ſelbſt Einfluß genommen 
Habe, zum Teile „zur Apologie und Vertheidigung“ dienen follte. 

3 Die näheren Details für eine fünftige Behandlung der Realgewerbe 
formulierte Sonnenfels als Referent der Hoffanzlei ungefähr gleichzeitig in 
den befonderen Verhandlungen über dieſes Problem (vgl. oben S. 533). 

Fribram, Öferreigtfce Gewerbepolitit I. 35 
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Begriff von Berfonalgewerben, die vererbt würden, nirgend von 
Gewerben, die auf einem Haufe radiciret find, und den Gemerb3- 
mann von einem Hauseigenthümer abhangen machen, nirgend 
auf einen Begriff von verkäuflichen Gewerben, von Rammer: 
bändeln geführt worden. Eine auf Grundfäge geftüßte Gewerbs- 
leitung kennt diefe Namen und Sachen nit. Das find unglüd: 
lie Geburten einer an ächten Hülfsquellen unfruchtbaren Finanz, 
welche fi den unbedeutenden Eingang des Augenblids auf 
was immer für eine Art zu verfchaffen, feine Scheu getragen 
bat’. Aber nun, da Gewerbe diefer Art beftehen, und nidt 
bloß unter den Augen der öffentlichen Verwaltung, ſondern ſelbſt 
unter ihrer Genehmbaltung und Mitwirkung die Natur eines 
Sadeigentbums angenommen baben, nun ftehbt e8 einer Ber- 
maltung, die fi billig für alle Rechte der Bürger Achtung 
auferlegt, nicht zu, diefed Eigenthbum mit einem Machtworte zu 
zerjtöhren, und dadurch zahlreiche Familien zu Grunde zu richten, 
die fich feinen anderen Vorwurf zu machen wüßten, als daß fie 
fih aus Ehrerbietung gegen die Weisheit der öffentlichen An- 
ordnungen und die Gerechtigkeit der Regierung mißtrauiſch zu 
feyn nicht erlaubt haben.“ 

Überblidt man den Sonnenfelsihen Entwurf als Ganzes, 
fo muß vor allem die geringe Beachtung befremden, Die er den 
Kommerzialgewerben widmet. Sie werden mit ber Bemerkung 
abgetan, daß hier die einzige Aufgabe der Staatöveriwaltung 
darin beftehe, die Unfähigen von dem Gewerbebetriebe auszus 
Schließen. Nicht einmal die bedeutfame Kategorie ber fabriks⸗ 
mäßigen Befugnijie, die das geltende Gewerberecht ganz 
ſcharf entmwidelt hatte, findet eine Erwähnung. Ganz zu ge 
ſchweigen von all den zahlreichen, noch immer einer definitiven 
Beantwortung barrenden Problemen, weldhe die legislative Be 
handlung der Kommerzialgewerbe den Behörden ftellte: von ber 
Frage, ob nicht die noch vorhandenen Refte der Zunftverfaffung 

ı Auch fonft findet fich gelegentlich die Auffaſſung vertreten, daß ber 


Urfprung der Realgewerbe in Mafregeln eines obrigkeitlichen Fiskalismus 
zu fuchen fei. Vgl. oben S. 299. 
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zu befeitigen wären; ob eine pofitive Unterftügung der Induſtrie 
durch Vorſchüſſe und Erteilung von Privilegien angezeigt fei; 
ob ſich eine Veauffihtigung der Erzeugnifje durch Qualitäten- 
ordnungen und Beſchau empfehle u. a. m. Gerade durch dieſe 

+ geringe Berückſichtiging der Kommerzialgewerbe unterjcheidet 
fi der Sonnenfelsjhe Entwurf prinzipiell von den früheren 
Syitemen der Gemwerbeverfajlung, in denen ausſchließlich die 
Steigerung der induftriellen Tätigkeit das Ziel aller Vorſchläge 
war. So kommt aud bier der konſervative Charakter diejer 
Periode deutlich zum Ausdrude, der zunächſt die Regelung des 
ſtäd tiſchen Kleingewerbes am Herzen lag. 

Es wäre indes gefehlt, dem Verfaffer der „Grundfäge* einen 
bejonderen Vorwurf aus diejer ftiefmütterlihen Behandlung der 
Kommerzialgewerbe zu maden. Er mar ein Mitglied der Hofe 
fanzlei; ihm fam es daher vor allem darauf an, jene Fragen 
zu erörtern, deren Beantwortung in die Kompetenz feiner Be- 
hörde fiel; diefe Aufgabe erledigte er mit der ihm eigenen 
Breite und Lehrhaftigkeit. Sache der Hoffammer war e8, die 
näheren Details für eine zwedmäßige Behandlung der Kommerzial- 
gewerbe in Vorſchlag zu bringen, was fie freilich unterließ. 


Die in dem Sonnenfelsſchen Gutachten aufgeftellten Grumd- 
jäge einer Gewerbeverfajjung wurben in der bereits erwähnten 
fommiffionellen Beratung unverändert angenommen und bem 
Kaifer zur Genehmigung vorgelegt; mit dem Antrage, von den 
Länderſtellen Berichte über die Anwendbarkeit jener Grundjäge 
in den einzelnen Provinzen abzufordern. Der Kaifer erteilte 
denn auch feine Zuftimmung zu dieſem Vorgehen?; er befahl 
indes, „um den Länderjtellen . . . . in ber Freiheit der Be- 
urtheilung eines jo wichtigen Gejchäftes nicht vorzugreifen“, 
ihnen biefe Grundfäge „als nicht angenommene, jondern nur zu= 
fällige, idealiſche und theovetijche” zur „Freimüthigen Nußerung” 


ı Bol. oben ©. 539. 
2 &t. R. No. 430 ex 1792. 
35* 
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befanntzugeben. Die Hoffanzlei fam diefem Auftrage alsbald 
nad !. 

Soweit die vorhandenen Alten reichen, wurbe nur von einem 
geringen Teile ber Länberftellen das verlangte Gutachten er- 
ſtattet. Es finden fih nämlich bloß Berichte aus Inneröſter⸗ 
reih und Tirol, aljo gerade aus jenen Gebieten der Monardie, 
welche die geringite gewerbliche Entwidlung befaßen?. Berichte 
des böhmischen Guberniums® und ber Triefter Landesſtelle werben 
ipäter gelegentlih erwähnt; fie jcheinen verloren gegangen zu 
fein. Die übrigen Länderftellen haben vermutlih überhaupt 
feine Gutachten zu dem Entwurfe erftattet. 

Es ift dies fehr zu bedauern, denn gerade angefichts ber 
reaftionären Strömung, die damals die Zentralftellen ergriffen 
batte, wäre e3 von größtem Intereſſe, ein möglichſt vollftändiges 
Bild zu erhalten von den Anfichten der Unterbehörden über bie 
geplante prinzipielle Regelung der Gewerbeverfafjiung. indes — 
fo gering auch die Zahl der vorhandenen Berichte ift — fie ge 
währen doch einen ausreichenden Einblid in die Fülle der wider: 
‚ftreitenden Ideen, die damals in der Gewerbepolitif um ben 
Sieg rangen, in den Kampf zwifchen dem Streben nad Er- 


I Neftript vom 23. März 1792. 

2 Es find die folgenden: der Bericht der Görzer Landeshauptmann» 
ſchaft (Fasc. IV F in gen No. 15 ex Oct. 1798 3. Ö.); des fteirifchen 
Guberniums (derf. Fasc. No. 35 ex Dec. 1794); der Krainer Landesftelle 
ebenda No. 29 ex Mai 1793); endlich des Tiroler Guberniums (Fasc. IV 
F in gen No. 82 ex Aug. 1792 Tirol). Dem Gutadten der Krainer 
Zandesftelle find beigefchloffen: der Bericht des Laibacher Kreisamts, auf 
den fih die Landesftelle übrigens vollftändig bezieht, ohne eine eigene An- 
fiht zu entwideln; dann ein Bericht des Kreisamts Neuftabtl nebft den 
übrigens gänzlich wertlofen Gutachten der größeren Städte des Landes. 
Diefen Alten find angefchloffen die Berichte der Kreisämter Klagenfurt und 
Villach an die Färntnerifche Landesftelle nebft ausführliden Gutachten bes 
Stadtrats von Villach (bezw. des Syndikus v. Fradened, des fpäteren Hof» 
rats der SHoflanzlei), dann der gräflich Lodronſchen Land» und Stadt⸗ 
gemeinde Gmünd (Landrichter Laufenſtein). Der Bericht der Färntnerijchen 
Zandesftelle felbft ift nach einem Altenvermerle niemald zur Negiftratur 
gelangt, 

Vom 18. Juni 1793. 
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weiterung ber gewerblichen Freiheit und der ängitlihen obrig- 
feitlichen VBevormundungsfucht, die in Zünften und Satzungen 
willfommene Hilfsmittel für ihre Betätigung erblidte. Und im 
großen Ganzen kann man den Unterbehörben die Anerkennung 
nicht verfagen, daß fie trog aller Zobjprüche, die fie dem theo— 
retiihen Gehalte des Entwurfs jpenden, doch mit wirklichen 
Freimute ihre meift ftarf von demfelben abweichenden Anfichten 
betonen. 

Unftreitig das intereffantefte der vorliegenden Gutachten ift 
jenes der Görzer Landeshauptmannjchaft. ES rührt offenbar 
von einem jehr belejenen, theoretijch gebildeten und praktiſch 
erfahrenen Beamten her! und beſchränkt fi nicht, wie bie 
fonftigen Berichte, auf bloße Anmerkungen; es geht vielmehr 
von beftimmten Grundfägen aus, um die Mängel in den Voraus- 
jegungen des Sonnenfelsſchen Syſtems darzulegen. 

Dieſe Grundſätze ſind dem im gebildeten Deutſchland damals 
weit verbreiteten Wolffſchen Rationalismus entlehnt?. Sie ſtellen 
„das Beſte und die allgemeine Glückſeligkeit“ als „höchſtes Gut“ 
hin, bezeichnen die Erfahrung als die ficherfte Leiterin in „öffent 
Ti-öfonomiichen Anliegenheiten”, halten das „bürgerliche Geſetz“ 
für unnüg, überflüffig und nicht felten gefährlich in jenen Fällen, 
in denen „das allgemeine natürliche Gejeg“ ſchon hinreichend jei, 
und warnen endlich vor allen „äußerften Dingen“, zwifchen denen 
das beite Mittel gewählt werden müffe. 

Unter diefen Umftänden zeigt die Landesitelle wenig Vorliebe 
für die fogenannten „Phyfiofraten und modernen Dekonomiten, 
die fi als Verdeutiger einer unbeſchränkten Freyheit erklärt 
Haben“. Nichtsbeftoweniger finde fi in der Erfahrung die 
„von ben berühmteiten und glaubwürdigſten Oekonomiſten“ ver- 
tretene Anficht beftätigt, „daß der Zufammenlauf der Erzeuger, 
Verkäufer, Fabritanten, Manufakturiftien, Handwerker und der 


ı Neben dem Landeshauptmann ift Anton v. Martinelli, wohl der 
Verfaſſer des Berichts, gefertigt. 

2 Bol. Überwegs Geſchichte der Philofophie der Neuzeit 8. Aufl. 
1. Bd. &, 191 fg 
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übrigen meiftens in einem geraden Verhältniß mit ber Wohlfeil⸗ 
beit und Volllommenbeit der Waare zu fteben pflege“ ; daß fogar 
ein „übermäßiger Zufammenlauf” Fünftlichen Beſchränkungen vor- 
gezogen werden müſſe. So „getrauet ſich“ die Landesftelle „gründ- 
lich zu behaupten, daß e3 niemals zuträglich fey, die Klaffen ber 
ordentlichen Profeffioniften, Erzeuger und Verkäufer... . nad 
dem Berhältniffe der Verzehrer zu vermindern und zu befchränten“. 

Diefen Grundjag hält die Landesitelle, von geringfügigen 
Ausnahmen abgefehen, für „unumftößlich und unwiderleglich“. 
Das ganze Syftem ber Zunftvorſchriften mit ihren Probeftüden, 
Lehrjahren, Taren ufw. fei eingerichtet worden, um „ben guten 
Vortheil des Publikums, die Vollkommenheit der Arbeiten und 
die Nedlichleit im Handeln zu verſichern“. Allein die tägliche 
Erfahrung zeige, daß durch jene Beſchränkungen gerade das 
Gegenteil bewirkt werde. Die wahre Aufgabe der Gewerbe 
politik jei e8, einem jeden „der feine Induftrie befördern“ wolle, 
den „breiten und freyen Weg” zu Öffnen: „Der Gefeßgeber 
geftatte, daß die Verkäufer in allen Klafjen fi vermehren, 
daß die Künfte, Handwerfe und das Kommerz unter dem Schuge 
und der Auflicht der öffentlichen Verwaltung erhalten und geftüßet 
werden”. Dann werde man „dur Nacheiferung, durch Ber 
langen einer beſſeren Nahrung die Induftrie aufleben, die Thätig- 
keit des Volkes zunehmen, alle Gewerbe fich vervolllommnen, den 
Überfluß dur Zulauf fortdauern, und folglih auf ſolche Art 
jenes Gleichgewicht herſtellen ſehen, welches .... auf andere 
Art mit unmittelbaren und bezwingenden Geſetzen zu verfuchen 
gefährlich, und vielleicht auch fchädlich wäre". Und felbft bei 
„den Feilfchaften der Verzehrung“ laſſe fih eine angemeflene 
Preisgeftaltung weit leichter, ficherer und natürlicher durch die 
Sreiheit der Konkurrenz als durch fünftliche Beſchränkungen ber 
Preife mit „nichtigen Nachrichten, Rückſichten und Inftructionen” 
erreichen. 

So fteht dad Gutachten der Görzer Landeshauptmannſchaft 
im wefentlihen auf dem unter Joſeph II. herrſchend gewordenen 
Standpunkte einer Befreiung der Gewerbe von den Fefleln des 
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Zunftzwangs und ber ftaatlichen Negulierungsjucht!. Mit ben 
Worten eines „mobernen aber jhägungswürdigen Verfaſſers“ 
tritt es den Vorfchlägen des Sonnenfelsjhen Entwurfes in dem 
Ausrufe entgegen: „Gott bewahre mein Vaterland vor zweyen 
äußerften, welche gleich ſchädlich find, das ift die übermäßige 
Nachläffigkeit der Regierung, und die übermäßige Wachjamteit 
derjelben, Alles wiſſen wollen, alles ſehen wollen, alles leiten 
wollen, ift eine Quelle der Unordnung, welde nit minder jchäd- 
lich ift als die, Außerachtlaſſung und Nachläſſigkeit. In der 
Kenntniß, in der Wifjenfchaft jener wichtigen und ſchweren Ver- 
miſchung der Aufmerkjamfeit, der Außerachtlaſſung, der Ein- 
miſchung und der Freyheit befteht die ganze Kunſt der Negie- 
rung“. 

Die übrigen, noch vorhandenen Gutachten der Unterbehörben 
weifen eine ähnliche Gefchloffenheit der Anfichten nicht auf. Sie 
bringen vielmehr regelmäßig nur Bemerkungen zu den einzelnen 
Punkten des Sonnenfelsjhen Syſtems. Und darum joll ftatt 
einer abgejonderten Beiprechung jedes Gutachtens eine zufammen- 
faffende Darftellung verfucht werden. Bon zwei ſtillſchweigend 
angenommenen Vorausfegungen gehen im Grunde alle die Ber 
richte aus; von der alten merkantiliftiichen Lehre, daß ein 
„aktives Kommerz“, ein Überfhuß der Warenausfuhr über die 
Wareneinfuhr ein unbedingtes Erfordernis für die Entwidlung 
der Induſtrie jei, und von ben Ideen der populationiftiichen 
Theorie, nad) welcher „die Größe der Bevölkerung der Maßſtab 
von der Glücjeelligfeit eines Staates ift“°. In Konſequenz 
diefes legteren Gedankens ſchwebt allen Berichterftattern die alte 
LVorftellung vor Augen, es fomme in erjter Reihe darauf an, 


4 Ganz ähnlich hatte auch Eger im Staatörate bemerkt, es würde „bei 
dem angenommenen Grundſatz, daß zwifchen dem Anbot der Waare und der 
Nachfrage nad Waare das Gleichgewicht erhalten oder hergeftellt werden 
müffe, . . . der Lehrer felbft in praxi am öfteften in bie größte Verlegen- 
heit geraten, um nur den Punkt zu beftimmen, wo die Landesregierung mit 
ihrer Dazwiſchentunft anzufangen, — wo fie aufzuhören ... habe* (St. R. 
No, 430 ex 1792). 

® Bericht des Villacher Stadtſyndikus. 
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möglichit vielen Gemwerbetreibenden einen ausreichenden Unterhalt 
zu fihern; je mehr Menſchen ein Gewerbe anftändig ernähren 
fönne, um fo beffer. Die Anhäufung größerer Vermögen in den 
Händen einzelner Gewerbetreibender erfcheint unter dieſem Ge: 
ſichtspunkt al3 ein Nachteil, weil dies anderen Staatsbürgern 
den Unterhalt entziehe. Cine Reihe von Rechnungsbeifpielen, 
die jih in den verjchiedenen Gutachten findet, ſucht die an- 
gemeffenfte Verteilung des aus einem Gemwerbezweige fließenden 
Geſamteinkommens unter möglichſt viele Perfonen ziffermäßig 
zu zeigen. Ein gewiſſes Widerfpiel findet diefe Tendenz zur 
Verteilung des gewerblichen Verdienftes allerdings in dem Be 
ftreben,, dem Eonfumierenden Publitum möglichſt billige Preife 
der Waren zu fihern. Denn aus dieſer Aufgabe der Staats- 
verwaltung folgern die Berichterftatter in einigen Fällen die 
Notwendigkeit, die Zahl der Gewerbetreibenden zu begrenzen!. 


! So führt das Tiroler Gubernium folgendes Beifpiel an: in Wälſch⸗ 
tirol fei es üblich, die Fleiſchbänke und mit ihnen die Ausſchrotungs⸗ 
gerechtigleiten auf mehrere Jahre an einen oder zwei Fleifhhauer im Ber- 
fteigerungSmege zu verpadten. Diefe könnten, da fie ſich nicht gegenfeitig 
im Preiſe fteigerten, auf den Viehmärkten geringere Preife erzielen als 
wenn ihre Zahl größer (9 oder 10) wäre; fo werde dad Publikum billiger 
mit Fleiſch verforgt als in Deutſchtirol, wo die Ausſchrotung von vielen 
geübt werde. Ähnlich feheine es ſich mit den Bädern zu verhalten. Auf 
Grund analoger Erwägungen erflärt das fteirifche Gubernium, daß es bie in 
früheren Zeiten fo ftreng verpönten „Sewerbevermifchungen“, fo den Veſitz von 
Mühlen durch Bäder, jetzt geftatte (vgl. oben S. 470 Anm. 1). Ein anderes 
von dem Tiroler Gubernium gegebene® ziffermäßiges Beifpiel führt folgendes 
aus: Die Stadt Innsbruck verbraude jährlich für fogen. Ausfchnittwaren 
an 100000 fl. Mit dem Verkaufe derfelben feien vier Handelsleute be 
Thäftigt. Bei 20% Gewinn babe jeder derfelben ein Einkommen von jähr- 
li 5000 fl. Errichte man eine fünfte Handlung, fo könne der Gewinn 
eines jeden jährlich nur 4000 fl. betragen. „Schon dieſes wäre ein Borteil 
für das Ganze, weil andurd noch anftändig genähret wird." Wahrfcheinlid 
aber werde eine derartige Vermehrung der Gemwerbetreibenden zur Folge 
haben, daß diefelben, um fi den Abfak zu fihern, 1 oder 2% am Breife 
nadlafjen müßten. Bei 18% Geminft wäre nun das Jahreseinkommen 
eined jeden noch ausreichend, und das Publitum hätte eine Preißerleichte 
rung. Bei „großen und wichtigen Handlungen“, die viele Hände bes 
Ihäftigten, könne alfo fehr gut eine Vermehrung derfelben mohltätige Folgen 
haben; anders bei geringfügigen Gewerben. Gegen derartige Berechnungen 
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Auch die Vorfrage, ob eine Vermehrung der Verkäufer bei gleich- 
bleibender Abſatzgröße gegebenenfalls geeignet jei, eine Preis- 
fteigerung herbeizuführen, bildet in mehreren Berichten einen 
Gegenitand der Diskuffion. Den klarſten Ausdrud finden die 
wiberftreitenden Erwägungen und die baraus rejultierenden 
Aufgaben der Staatsverwaltung in dem Berichte des Villader 
Stabtiyndifus von Fradened, der als Prinzip für die Leitung 
des Gewerbewejens den allgemeinen Sat aufitellt: „daß das 
Verhältniß zwiſchen der Waare und dem Bebürfnifje beobachtet, 
und folglich als Endzwed der Wohlftand der Gewerbsleute — 
worunter aber nur ein lohnender Unterhalt gemeint wird — 
mit dem Bejten des darfenden Publikums vereinbaret werde”. 

Wie freilich diejes richtige Verhältnis zwifchen dem An- 
gebote von Waren und der Nachfrage herzuftellen jei, darüber 
gehen die Anfichten weit genug auseinander. Von der Forderung 
einer ziemlich weitgehenden Gewerbefreiheit bis zu einer Billigung 
zunftmäßiger Einrichtungen find die verſchiedenſten Schattierungen 
der Gewerbepolitit vertreten. 

Für die Kommerzialgewerbe erjcheint das Problem jo ziem- 
lich gelöft; da bei ihnen von der künſtlichen Herftellung eines 
Gleichgewichts zwifchen Angebot und Nachfrage nicht die Rede 
fein konnte, werden fie von den meiſten Berichterftattern faum 
erwähnt. Nur das Tiroler Gubernium — ähnlich aud der 
Villacher Synditus — meint, es müſſe bei jenen Kommerzial- 
gewerben, die zum Teile mit Arbeiten im Lohne oder auf Ge- 
ding — alfo erfichtlich für den Lokalbedarf — bejchäftigt wären, 
das Ortsbebürfnis bei der Anfegung neuer Meifter berücfichtigt 
werben. 

Die eigentliche Kernfrage des Sonnenfelsjchen Entwurfs, 
wie bei den ausfchließlich der Dedung des Lofalbedarfs dienenden 


macht allerdings der Landrigter von Gmünd geltend, es fei jhon ihre Bor- 
ausfegung unridtig, dab für alle Gewerbetreibenden bie Unterhaltsfjumme 
gleich ſei — Ähnliche Fragen wurden übrigens aud in ber Literatur jener 
Zeit vielfach erörtert. Vgl. z. B. Ortloff, Das Recht der Handwerker 
©. 107 fg. 
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Gewerben das richtige Verhältnis zwifchen Angebot und Nad; 
frage herzuftellen fei, bereitet allerdings dem Tiroler Gubernium — 
aber auch nur diefer Behörde — geringe Schwierigkeiten. „Aus 
den Umftänden der Profeffioniften felbft”, jo meint fie, laſſe ih 
leicht beurteilen, ob ihre Anzahl überjegt oder zureichend je: 
„Sind die Werkitätte mit vielen Gefellen und Gebilfen befekt, 
leben die Brofeffioniften gut und erwerben fie ſich bei einer fpar: 
famen Haushaltung ein verhältnismäßig anſehnliches Vermögen, 
wird die Arbeit langjam gefördert, fo ift es allerdings ein 
Zeichen, daß die Arbeit noch unter mehrere Meifter vertheilet, 
und die Anzahl derſelben vermehret werden könnte. Im ent 
gegengejegten Falle wird nit auf Vermehrung, ſondern viel- 
mehr auf Verminderung anzutragen jeyn” !. 

Dagegen fcheint den meilten übrigen Berichteritattern das 
gleihe Problem eine fo einfache Löfung nicht zu bieten, und 
ſchon die prinzipielle Frage, inwieweit der Staat überhaupt ein 
Recht habe, in das Verhältnis zwifchen Angebot und Nachfrage 
regulierend einzugreifen, bleibt nicht unberührt. Sehr interefjant 
ift Die Theorie, welche das Villacher Kreisamt für das Verhalten 
der Staatdgewalt zu den Gemwerben aufftellt, ein Verſuch, in 
Anlehnung an naturrechtliche Ideen privatrechtliche Konftruftionen 
auf die Verbände des öffentlichen Rechts zu übertragen. Al 
Vorfrage der ganzen Erörterung bezeichnet diefe Behörde geradezu 
die Frage, „ob Handmwerkfszünfte und Innungen beftehen ober 
nicht beftehen ſollen?“ „Wer wollte e8 auch wagen”, fo ant- 
wortet das Kreisamt felbit, „für ihre Nichtbeitätigung oder Ab- 
ihaffung zu ſtimmen, in einem Zeitalter, wo jede moralifde 
oder Zörperliche Zerftörung im Staate der Staatskunſt gefährlid 
wird?” Allein die Anerkennung der Zünfte, fo argumentiert 
die Behörde weiter, lege dem Staat die Pflicht einer „pofitiven 
und negativen Einmiſchung“ auf. Denn zwiſchen den Zunft 
genofjen und der Sozietät beftehe jeit Jahrhunderten ein vom 

1 Shnliche Bemerkungen finden fi) mehrfach in der Literatur jener 


Zeit. So in den Wiener öfon. Nachrichten 1767; 3. Stüd ©. 154; Bei 
Mei, Über das Zunftweſen 1798 ©. 301. 
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Staate ſelbſt janftioniertes „Pactum tacitum“, dag feinen Richter 
haben müſſe. Die „Pflicht einer politifhen Einmifhung“ ent- 
fpringe daher bier „aus der Natur eines Vertrages“ und mit 
ihr zugleich das Recht, „über die Aufnehmung der Gewerbs- und 
Handmwerfsleute zu bejtimmen“. Die negative Konfequenz diefer 
Theorie ift dann die Forderung, daß ſich die Staatsgewalt bei 
allen nicht zunftmäßigen Gemwerben jeder Einmiſchung enthalte; 
denn bier, wo „fein erflärtes Pactum erwieſen“ ſei, müſſe 
vermutet werben, „daß die Gewerbstreiber und Conſumenten nie= 
mals den Willen gehabt haben, auf welch immer einen Theil 
ihrer natürlichen, vollen Kaufs- und Verkaufsfreiheit gegen- 
einander zu verzichten”. Das Kreisamt hält diefen Fall jogar 
für den günftigeren: „Wir find felbft geneigt, zu glauben, daß 
fie! im ganzen befjer daran jeyn dürften, fi dem natürlichen 
Gange der Dinge zu überlafjen, als von den zweifelhaften Bes 
mühungen einer ungebetenen Einmifhung das Gleichgewicht 
zwiſchen Anbot und Anfrage zu erwarten, wozu der weifelten 
Negierung immer noch der Schlüßel zu fehlen ſcheinet, alle die 
taufend- und taufendfältige Verborgenheiten der Theuerungs- 
Urſachen aufzufchließen“. Und in ſcharfer Betonung der Territorial- 
idee ſchließt der Bericht mit folgenden Worten: „Es ift ung, als 
ob wir die höhere Staatöverwaltung jpredhen hörten: Ich will 
Zölle, Acciſen, Taren, Gemwerbögebühren herabfegen oder auf- 
heben, und forgfältig alles aus dem Wege ſchafen laffen, was 
der Zufuhr und dem Zufammenfluße der Lebensbebürfnifje in 
den Städten hinderlich ift: allein ich mag es meiner Vorliebe 
zu ihren Einwohnern nicht erlauben, die relative Kaufs- und 
Verfaufsfreiheit aler Menichen in der Geſellſchaft per indirectum 
zu bezwafen, weil mir feine theilweife, fondern die Oberöfonomie 
der ganzen Gefellfchaft anvertrauet ift, — und felbft die ein- 
jeitige Erwartungen immer noch zweifelhaft verbleiben‘. Viel- 
leicht jolle die Theuerung der Feilfhaften, wenn fie feinen 
Mangel zum Grunde hat, ihrer Weißheit wenig Kummer ver- 


ı Nämlich die Konfumenten und die Gewerbetreibenden. 
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urfahen, wenn man die unfehlbaren Folgen erwägen will, daf 
die hohen Preife der Lebensmittel in den Hauptftäbten ihre über: 
flüffige Bevölferung zum Beßten des Landes zurüdftrömen madit, 
dem fittenverderblichen Zurus einen Damm ſetzet — und balb 
wieder die gemäßigteren Preife ſich von ſelbſt periobifch einftellen 
müfjen. Daß zu Bededung der unvermeiblichen Staatsbebürfnifie 
die allgemeinen Laften erhöhet werden follen, ift ſehr logiſch: 
Aber diefer Nothwendigkeit auszuweichen, die Valeurs oder pretia 
rerum fünftli) herabwürdigen wollen, hieße — den Silogismus 
auf den Kopf ftellen!” 

Im Gegenfage zu diefer Anficht hält es der Villacher Stabt- 
ſyndikus für notwendig, den Antritt eines jeden Gewerbes an 
die obrigfeitliche Bewilligung zu Inüpfen. Allein die Erfenntnis 
der großen Schwierigkeiten, welche die Herftellung des viel- 
erörterten Gleichgewichts in der Praris bereite, veranlaffen ihn 
zu dem Zweifel, ob fi überhaupt allgemeine Grundfäge für bie 
Verleihung der Gewerbe aufitellen ließen, „deren Anmwendbnng 
alenthalben die erwünjchte Wirkung nad fich ziehen follte”. Er 
Schlägt daher bloß eine Reihe von „Prüfungsfägen“ ! vor, nad) 
denen im konkreten Falle die Entjcheidung über die Zulaffung 
neuer Gewerbetreibender zu treffen wäre. Wieder ganz andere 
Folgerungen aus der gleihen Erkenntnis zieht das Laibacher 
Kreisamt. Es beantragt die Schließung der Zünfte bei jenen 
Gewerben, die geringe Gefhidlichfeit und wenig Borauslagen 


1 Als derartige Prüfungsfäte bezeichnet Fradeneck: „Kann ber auf 
zunehmende Gewerb3mann einen zureihenden Unterhalt finden? Wird die 
Vermehrung de3 in Frage ftehenden Gewerbes nit Erarmung nad fid 
ziehen? Befigt der aufzunehmende Gewerbsmann binlänglidhe, durch 
Meifterftüde oder Zeugnifle erprobte Gefchidlichkeit? Kann er fich über 
einen verhältnismäßigen Unternehbmungsfond ausmeifen? Wird die Ber 
mehrung ber in Frage ftehenden Gewerbe in Bezug auf die Befchaffenheit 
der Feilſchaften nicht etwa einen notbwendigen Vorkauf und die Theuerung 
zur Folge haben? Macht nicht die Eigenfchaft der Waare und die Polizei» 
aufſicht auf Gefundheit und Sitten eine befchränttere Zahl des Gewerbes 
räthlih? Wird das Localbedürfniß nit von einer Art Monopolium ge 
drüdet? Iſt e8 daher nicht räthlich oder gar nothwendig, das Gewerbe 
durch Aufmunterung und Anziehung neuer Unternehmer zu vervielfältigen ?” 
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erforbern, weil auf diefe Weife die Unterbehörden der Mühe 
überhoben würden, für jeden einzelnen Fall die Frage der Ber 
darfsdeckung zu löſen. Und auch font betont das Kreisamt 
mehrfach; die Notwendigkeit von Zunftordnungen. 

So wenig im übrigen von den einzelnen Berichteritattern, 
jo vor allem von dem Villacher Stadtſyndikus, die Schädlichkeit 
des Zunftzwangs verfannt wird, jo fordern doch die meiften die 
Beibehaltung der Zunftverfaffung mit dem Hinweiſe darauf, daß 
ihr Beſtand allein die Durchführung des Befähigungsnachweifes 
ermögliche; diefer aber liege ebenfo im Intereſſe des Publitums 
wie der Gewerbetreibenden ſelbſt. Wie freilich der Befähigungs- 
nachweis zu erbringen fei, darüber herrſcht keineswegs Überein- 
ftimmung. Bon mander Seite wird der Nachweis der ordnungs- 
mäßig vollftredten Lehr⸗ und Gefellenjahre als zwecklos bezeichnet! 
und insbejondere über die Verwendung der Lehrlinge zu allerlei 
hauswirtſchaftlichen und Feldarbeiten geklagt. Es fehlt auch 
nicht an Stimmen, die auf das Überflüffige und Veraltete der 
Meifterftüde hinweiſen?. Dagegen wird gelegentlich? der Nach- 
weiß eines ausreichenden Vermögens für jene Gewerbe gefordert, 
die mit Waren dringenden Bedarfs Handel treiben, ohne die 
jelben zu verarbeiten. 

Nur in einem Punkte find alle Berichterftatter einig, darin 
nämlih, daß man den Zünften die Aufnahme neuer Meifter 
nicht ausſchließlich überlaffen dürfe. Ob freilih, wie dies 
geltendes Recht war, auch fernerhin den Magiftraten und Orts: 
obrigfeiten die Verleihung der Gewerbe überlafjen bleiben follte, 
darüber gehen die Meinungen wiederum auseinander. Wenigitens 
was bie Heineren Städte und das flache Land betrifft. Die 
Kreisämter und das Gubernium in Steiermarf meinen, die 
Magiftrate der Kleinen Städte jeien als Gewerbetreibende meift 
ſelbſt Partei, die Dominien aber begünftigten ihre eigenen Unter- 


So der Stadiſyndikus von Villach, der Landrichter von Gmünd. 

® &o das Jubenburger Kreisamt und der eben genannte Landrichter. 

= &o von dem fteirifhen Gubernium für die Sandeshauptftadt und 
von bem Laibacher Rreisamte. 
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tanen vor jenen, die zwar ihrer obrigkeitliden Gewalt unter: 
ftünden, aber zu anderen Herrichaften gehörten. Sowohl den 
Magiitraten ald den Dominien fehle es überdie® an der nötigen 
Überfiht über Angebot und Nachfrage!. Das Befugnis, neue 
Meifterftellen zu verleihen, — im Gegenfate zur Wieberbefegung 
erledigter — fei daher den Kreisämtern zuzumweifen. Ähnlich 
äußert ſich der-Landrichter von Gmünd: „Wie fünnte ein folder 
zufammengeltoppelter Senat, der jelbft nur von eigentlichen 
Polizeigewerben lebt, aus Gründen geläuterter Polizei und 
Commerzwiſſenſchaft ausgehen? und nicht vielmehr Schreiberei, 
Verwirrung, und unnüge Recurfe veranlafien?” Dagegen will 
der Landrichter allerdings den Herrfchaften das Recht der Ge 
werbeverleihung als einen Zweig der politifhen Aufficht ein 
geräumt wifjen. 

Man muß freilih, wenn man dieſe, nach allen Richtungen 
bin den Sonnenfelsſchen Anträgen widerſprechenden Meinungen 
der Berichterftatter überblidt, eines nicht überjehen: ihnen 
handelte es fih um die Regelung der Gemwerbeverfafjung in 
tleinen Brovinzftädten, oft fogar um jene bes flachen Landes. 
Den Entmwurfe aber dienten, auch bei feinen rein theoretifchen 
Deduktionen, die Verhältnilfe der Refidenzitadt ala Ausgangd- 
punkt. Die Berichte machen felbjt wiederholt auf dieſe Ver- 
fchiedenheit der Vorausfegungen aufmerkffam?. In Wien mode 
wohl die Gefahr einer Überfegung für einzelne leicht zu be 
treibende Gewerbe beftehen, wenn man ihre Zahl nicht befchränfte. 
Für das flahe Land Kärntens und Steiermarks, das vielfad 
an Handwerkern überhaupt Mangel litt?, ja fogar für viele 


ı Bol. oben ©. 525. | 

2 So das Laibader Kreidamt, der Landrichter von Gmünd; zwei 
Kreisämter Kraind erklären die Sonnenfelsfhen Grundfäte für ihre Ber 
waltungsgebiete überhaupt als unanmwendbar. 

3 Im Billier Kreife gab ed, wie der Bericht des betreffenden Kreid- 
amts erwähnt — ohne die Kreisftadt gerechnet —, 37 Schneider zu wenig 
Bei einer Volksmenge von 18000 Seelen eriftierte nit ein Anftreider. 
(8 wird au in den größeren Städten, fo in Klagenfurt, über Mangel an 
(efellen bei fait allen Gewerben geklagt. 
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eine Städte diefer Provinzen beſtand eine ſolche Gefahr nicht, 
aud; wenn man den Zutritt zu den Gewerben vollfommen freis 
gegeben hätte. Darum mußten bejhränfende Beftimmungen dort 
gänzlich verfehlt erſcheinen, wo es galt, einen Gewerbeftand über: 
haupt erft zu ſchaffen. Die gewerbliche Arbeit auf dem flachen 
Lande Kärntens war noch vielfah Störarbeit „mit Koft und 
Lohn“, wobei der letztere möglichft gering gehalten wurde; nicht 
nur die Handwerke, jondern oft auch der Handel wurden in den 
tleineren Städten als Nebenbeſchäftigung getrieben. Überein- 
ftimmend betonen bie fteiriihe Sandesitelle und der Landrichter 
von Gmünd die natürliche Abneigung der Bauern gegen gewerb» 
liche Arbeit, die duch die Furdt, als Gefell in erfter Neihe bei 
den häufigen Rekrutierungen affentiert zu werben, noch eine 
Steigerung erhalte. In dem gleichen Sinne einer Ablenkung 
der Arbeitskräfte vom Handwerke wirkten die in Steiermark und 
Kärnten beftehenden Eiſengewerkſchaften. Der erwähnte Land- 
tichter meint daher, eine abträglihe Zunahme der Gewerbe 
treibenden ſei überhaupt micht zu befürdten, wenn man den 
Meiftern nicht ohne weiteres die Verehelihung geftatte und bie 
Unfähigen ausfchließe. Ebenſo verlangt er für die Kleinftäbte 
die volljtändige Freiheit des Detailhandels. Die fteirifche Landes- 
ftelle befürwortet jogar die pofitive Unterftügung jener Profeffio- 
nilten, deren Gewerbe neben größerer Geſchicklichleit auch gewiſſe 
Vorauslagen erforberten. Die ſteiriſchen Kreisämter bezeichnen 
für den Viktualienhandel den Vorfauf als ganz unvermeidlich, 
weil der Bauer nicht den Zeitverluft opfern könne, um jeine 
Produkte jelbit in die Stadt zu bringen. Aus ähnlichen Er- 
mwägungen wird die Notwendigkeit des Haufierens für das flache 
Land vertreten!. Nur bie fteiriiche Landesftelle fordert mit 
großer Entſchiedenheit die gänzliche Abſchaffung der Haufierer; 
nicht nur im Intereſſe des wandelnden Krämers und aus Gründen 
der Sicherheitspoligei, jondern vor allem deshalb, weil ber 
Haufierer den armen, einfältigen Landmann zu überflüffigen Aus- 


1 So von dem Judenburger Kreisamte. 
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gaben, zu einer Art von „bäuerifhem Luxus“ verleite!. Aud 
feitend der Städte wird geklagt, daß die Konkurrenz der fteuer- 
freien Haufierer den anjäfligen Kaufmann ſchädige. 

So bleibt faft fein Punft des Sonnenfelsſchen Syſtems 
übrig, der nicht Widerfprühe und Zweifel aller Art wedte. 
Nur der Schlußpaffus, der die Realgewerbe als das Refultat 
einer verfehlten Finanzpolitik verurteilt und die Notwendigfeit 
einer Anerkennung derſelben, eines Schuges ihrer Inhaber in 
dem Belige mwohlerworbener Rechte vertritt, findet allgemeine 
Zuftimmung. Denn wenn aud die Nachteile der Realgewerbe 
von feinem der Berichterftatter, der dag Problem berührt, ver- 
fanııt werden, fo weiß doch Feiner ein Mittel anzugeben, wie 
ihre Einlöfung, ohne Gefährdung des Wirtſchaftslebens, erfolgen 
fönne. Die Nealgewerbe aber ſchlechtweg aufzuheben, erjcheint 
allen gleich undenkbar?. 


Es wurde bereits mehrfad erwähnt, daß die ganze Ver: 
handlung über die Regulierung der Gewerbeverfaffung ergebnis: 
[08 im Sande verlief. Kein Wunder, denn faum jemals war 
eine Zeit für Reformen größeren Stils fo ungünftig wie jene, 
die nach Leopold II. Tode für Öfterreih begann. Cine große 
Zahl von Lebensfragen der Monardhie nahm die Aufmerkſamkeit 
der Leiter des Staatsweſens dauernd in Anſpruch. Dazu kam, 
daß alsbald die Scheu vor jeder Reform, die Furcht vor jedem 
enticheidenden Eingriffe in die inneren Verhältniffe des ftaat- 
lihen Organismus geradezu bie herrfchende Marime der öfter 
reihiihen Politif wurde. Wo follte man da den Mut ber- 
nehmen, zur Löſung einer Frage, in welcher, wie fchon die 
wenigen Berichte der Unterbehörden beweijen, die Anfichten nad) 
allen Richtungen auseinander gingen, die verjchiedenften Bebürf- 
niſſe gleihmäßig Berüdfichtigung forderten. Bis Ende 1793 
etwa war noch eine gewifje Ausficht auf eine einheitliche Reform 


1 ilbereinftimmend damit der Bericht des Landrichters von Gmünd. 


Vgl. au unten S. 577 fg. 
2 So dem fteirifchen Gubernium, dem Billadder Stadtiyndifus, dem 


Landrichter von Gmünd. 
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der Gemerbegejegebung vorhanden!. Einzelne Vorſchläge zur 
Neform von Detailfragen wurden mit dem Hinweiſe auf die ge- 
plante allgemeine Regulierung des Gewerbeſyſtems abgelehnt, 
die noch rüdjtändigen Berichte der Länderftellen wurden urgiert ®. 
Dann aber unterblieb auch dies, und es wurde nicht einmal eine 
Verwendung der bereits eingelangten Gutachten verfudt*. Un« 
genugt wanderten fie in die Negiftratur. So find der Sonnen: 
felsſche Entwurf und die Nußerungen, die er veranlafte, zwar 
ein interefjanter Beitrag zur Gefchichte ber Gewerbepolitif; für 
die Geftaltung des Gewerberechts aber find fie ziemlich bes 
beutungslos geblieben. 


! Eine Note der Hoflanplei vom 12. Juli 1793 an die ungarifche 
— deutet darauf hin (Fasc. IV F in gen No. 65 ex Juli 1793 
N. DO) 

2 &o ein Antrag auf Firierung einer Handelsftandsorbnung für das 
Wiener Handelögremium (N. Ö. Komm. Fasc. 63/1 No. 71 ex Apr. 1792); 
ebenfo ein gleicher Antrag, der den Prager Handelsſtand betraf (Böhm. 
Komm. Fasc, 67 in gen. No. 11 ex Aug. 1792 &t. R. No. 37%5 ex 1792); 
und ein Geſuch der Prager Zunftvorfteher um Beftätigung ihrer Privilegien 
(St. R. No. 2446 ex 1792). 

® &o ber Bericht der nieberöfterreihifhen Negierung mit Dekret vom 
10. Auguft 1792, und zwar über ausdrüdlice a. 5. Entſchließung „mit 
gelinden Ausdrüden". Die Sache fei, fo meinte ber Kaifer, „da fie zu 
wichtig, nicht zu übertreiben“ (Fase. IV F in spec Dredäler Böhmen 
No, 102 ex Aug. 1792; ©t. R. No. 3740 ex 1792). 

+ Mehrere Jahre fpäter wird gelegentlich bemerkt: „Einige Länder - 
ftellen haben zwar den Auftrag erfüllt, den Gegenftand aber mit außer- 
ordentlicher Weitläuftigkeit, jedoch ſehr unbeftimmt behandelt und zugleid) 
in Vorſchläge von Zwangeeinleitungen ſich eingelaffen . . .* (Zirkulare 
vom 9. April 1799 betr. die Abgrenzung der Polizei- und Kommerzial- 
gewerbe. N. Ö. Komm. Fasc. 63/1 No 11 ex Apr. 1799.) 


Pribram, Öferreihtfge Gemerbepolitit I, 36 
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Tünftes Kapitel. 


Die Gewerbepofitik im Banne der Siherheitspofizei 
(1792 His 1797). 


(Die Mängel der Behördenorganifation S. 562. — Die legißlative Be 

Handlung der Realgewerbe S. 565. — Die Fürſorge für den Nahrungsſtand 

der Gewerbetreibenden als oberfter Grundfag S. 569. — Die Berhand- 

lungen über das Verkaufsrecht der Yabrilanten und den Haufierbandel, 

über Qualitätenordnungen und nduftrieprivilegien S. 575. — Berfude 

zur Beſchränkung der Fabriläbetriebe und zur Verminderung bed gemerb 
lien Proletariats in den Großftädten S. 581.) 


Der Berziht auf die einheitliche Regelung der Gewerbe 
verfaffung bedeutete zugleich den Verzicht auf jede pofitive Re 
formtätigfeit in der Gemerbepoliti. Die Reaktion gegen bie 
Sofephinifche Gefeggebung hatte im mwefentlichen ihren Zwed er- 
reiht. Was fie von den Neuerungen jener Ara der Sreiheit im 
Innenverkehre übrig gelaffen hatte, das blieb weiterhin geltendes 
Recht; die Gewerbepolitik befchränfte fih in der Hauptſache dar- 
auf, in einzelnen, fpeziellen Enticheidungen den Bebürfniffen des 
Augenblid® Rechnung zu tragen. Und felbft diefe einzelnen 
Verfügungen zeigen feinen einheitlichen Charakter. Mangelte es 
doch an jedem feften Syſteme; waren doch bei den Zentralftellen 
wie bei ben Unterbehörden in jeder konkreten Frage die Mei- 
nungen geteilt, da die Grundfäge der Sofephinifchen Politik 
ebenfo ihre Anhänger befaßen, wie die Anfichten der Nealtion. 
Auch jene einheitliche Leitung fehlte, die früher über die wider 
ftrebenden Elemente ſchonungslos hinweggegangen war; fie war 
den Stürmen der Verfaffungslämpfe zum Opfer gefallen. 

So beichränfte ſich das Directorium in cameralibus et 
publico-politicis, das 1792 aus der neuerlichen Vereinigung der 
Hofkanzlei und der Hoflammer hervorging!, in der Hauptſache 
darauf, an dem geltenden Rechte feitzuhalten. Aber immer mehr 


ı Kabinettichreiben vom 13. November 1792 (Kart. IT A 2 No. 462 
ex Nov. 1792 N. Ö.). 
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geriet feine Gewerbepolitik in das Schlepptau einer von ängft- 
lich konſervativen Ideen beherrſchten Ordnungspolizei. Die 
ftändige Kriegsnot jener Tage, die Finanzkalamitäten, die Angſt 
vor revolutionären Bewegungen im Innern der Monarchie taten 
das ihrige, um allen Sinn für eine Fräftige ftaatliche Förderung 
bes gewerblichen Lebens zu erfticen. 

Dieje innere Schwäche der Zentralbehörde hatte zur not» 
wenbigen Folge, daß jetzt die Unterbehörden weit mehr als 
früher "Gelegenheit hatten, ihre Sonderbeftrebungen zur Geltung 
zu bringen. Schon bie im voranftehenden Kapitel erörterten 
Gutachten zu dem Sonnenfelsjchen Syfteme ließen deutlich er- 
fennen, wie weit bie prinzipiellen Anfichten über die Aufgaben 
der ftaatlichen Verwaltungstätigfeit bei Länderſtellen und Kreis- 
ämtern auseinander gingen. An ähnlichen Meinungsverjchieden- 
heiten fehlte es begreiflicherweife aud im Schoße ber einzelnen 
follegial organifierten Behörden nicht!. So wies alsbald bie 
Praris ber Gewerbepolitif von Provinz zu Provinz große Ver- 
fchiedenheiten auf, und wo fie mit dem geltenden Rechte in 
Widerfvruch geriet, da half man fich einfach dadurch, daß man 
die Verordnungen der früheren Zeit unbeachtet Tief. Eine große 
Zahl von Dekreten aus den Tagen Maria Therefias und 
Joſephs II. geriet fo in Vergefjenheit; fein Wunder angefihts 


1 Bol. oben S. 506. Bei ber niederdſterreichiſchen Negierung, die im 
allgemeinen cher gewerbefreiheitlihen Ideen zuneigte, vertrat der Ne 
gierungsrat Graf Pergen bei jeder Gelegenheit reaftionäre Forderungen. 
In Böhmen befchwerte fich 1792 der Oberftburggraf Graf Rotienhan dar- 
über, „dab der Gubernialrat) Graf Kollowrat die unbedingte Gewerbs- 
fregheit zu ſehr unterftüge, die doch mad aller Betrachtung der gegen- 
mwärtigen eitumftände nicht anpaſſend ſcheine“ (St. R. No, 231 ex 1793). 
Auch fpäter verriet das böhmiſche Gubernium in manden Außerungen eine 
Vorliebe für Zunftbeihränfungen (Böhm. Komm. Fasc. 93 No. 4 ex Oct. 
1797). Die obderennſiſche Landesftelle bewahrte ihre alte Zuneigung zum 
Innungszwang nod weit über diefe Periode hinaus. Und einige Anträge 
des galigifhen Guberniums auf ftaatliche Negulierung der Leinwand- 
erzeugung veranlaffen den Grafen Zingendorf, im Staatsrate das Wort 
Haller zu zitieren: „Dein fhmwindelnder Verftand, zum Jrren abgericht't, 
fieht oft die Wahrheit ein und folgt ihr bennod nicht" (St. R. No. 3605 
ex 1793). 

36* 
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der ungeordneten Fülle jener Beſtimmungen, die jebe Beherrſchung 
derſelben faſt unmöglich machte. 

Die früher ſo ſorgſam beachtete Scheidung zwiſchen Polizei⸗ 
und Kommerzialgewerben, die eine freiere Behandlung der letzteren 
geſtattet hatte, wird zwar keineswegs aufgegeben, aber fichtlich 
verwiſcht. Weniger deshalb, weil jetzt eine einzige Hofſtelle das 
geſamte Gewerbeweſen leitete. Denn bei dem Direktorium blieben 
die beiden Gruppen der Gewerbe nach Referaten geſondert. Aber 
in der unterſten Inſtanz war die Verleihung aller Gewerbe — 
mit Ausnahme der Großhandlungen und Landesfabriksbefugniſſe 
— den Magiſtraten und Ortsobrigkeiten überlaſſen. Der Ber 
ſuch, eine ſcharfe Grenzlinie zwiſchen den Polizei- und Kom⸗ 
merzialgewerben aufzuſtellen, hatte zu feinem Reſultate geführt, 
und fo befanden fich die Unterbehörben vielfah im unklaren 
darüber, ob ein Gewerbe zu der einen oder zu ber anderen 
Kategorie zu zählen fei. Für manche Ortsobrigkeit mochte wohl 
die ganze Unterfcheidung von Anfang an zu den geheimnisvolliten 
Rätſeln der Gefetgebung gezählt haben!. So war es denn 
unvermeidlich, daß die ftetö zu Gewerbebeſchränkungen binneigenden 
Lokalbehörden gar manche, bloß für die Polizeigewerbe berechnete 
Vorſchrift auch auf die Behandlung der Kommerzialgewerbe an 
wenbeten, zumal in den vom Direktorium erlafjenen Verfügungen 
der Unterfchied ſelten Far und jcharf betont wird. 

Der fühlbarfte Mangel, an dem dieſes ganze obrigfeitlide 
Verleihungsſyſtem krankte, war der Mißbraud), der von den 
BZünften mit dem ihnen zuftehenden Rekursrechte getrieben wurde?. 
Es bot bei dem fchleppenden Geſchäftsgange der damaligen Zeit 
eine bequeme Handhabe, die Niederlafjung eines mißliebigen 
Konkurrenten, wenn auch nicht dauernd zu verhindern, fo bod 
fehr lange zu verzögern. Denn jeder Rekurs gegen eine Ber. 
fügung in Fragen der Gewerbeverleihung oder Gewerbeermweiterung 
batte einen Suspenfiveffett. Nur dem dringenden Bebürfnifie 


1 al. oben ©. 525 fg. 
2 Val. oben ©. 527. 
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nad) einer geſetzlichen Regelung des Verfahrens bei Überreihung 
derartiger Rekurſe wurde injofern Rechnung getragen, ala — 
zunächſt für Niederöſterreich“, fünf Jahre jpäter für die übrigen 
Erbländer? — einige allgemeine Beſtimmungen rein prozefjualen 
Charakter3 erlajjen wurden. 





Nachdem der ftolze Gedanke einer jyftematifhen Regelung _ 
der Gewerbeverfaffung in Vergeſſenheit geraten war, ergab fich 
die Notwendigkeit einer abgejonderten Iegislativen Behandlung 
jenes gewerberehtlien Problems, das einer Erledigung am 
dringendften bedurfte: des Problems der Nealgewerbe. Und ſelbſt 
diefe Aufgabe wurde weder einheitlih, noch für alle Erblande 
‚gelöft. Auch ein Verſuch, den bereits herrſchenden faltiſchen Zur 
fand zu reformieren, wurde dabei nicht unternommen. Die Ab- 
fiht der Gejeggebung ging lediglich dahin, diefen Zuftand mit 
‚geringen Änderungen auf die Dauer zu erhalten. 

Schon die Verhandlungen der Jahre 1791 und 1792 hatten 
eine derartige Politik vorbereitet: die Realgewerbe follten in 
ihrem Beitande gefichert, in ihrem vorhandenen Werte nad Mög- 
lichteit geihügt werden‘. Doch behielt ſich die Staatsverwal- 
tung vor, ohne Rückſicht auf die Eriftenz ſolcher Gerechtigkeiten, 
nad Bedarf die Zahl der Gewerbetreibenden zu vermehren ®. 


3 Detret vom 13. März 1795 (N. Ö. Komm. Fase. 63/1 No. 33 ex 
Mart. 1795; St. R. No. 654 ex 1795). 

® Birfulare vom 28. Ottober 1799 (Fasc. IV F in gen No. 81 ex Oct. 
1799 N. Ö. St. R. No. 4533 ex 1799). 

3 Bat. oben ©. 532 fg. 

So genehmigte ein Hofbelret vom 24. Mai 1794 einen Antrag des 
böhmifgen Guberniums, die Verhandlungen über eine Aufpebung der Real- 
gewerbe und eine Entſchädigung ihrer Inhaber „bis auf ruhigere Zeiten“ 
zu verſchieben (zitiert in einem Gubernialberichte von 1816; Komm. Komm. 
Fase. 29 No. 145 ex Jan. 1817; vgl. auch Kopetz, Gewerbsgeſetzkunde 
1. 8b. ©. 219). 

So ausdrüdlich das im folgenden zitierte Dekret vom 18. Oftober 
1793. Es ftellt als allgemeine ‚Richtſchnur“ auf, daß es der Hof und 
Landesſtelle unbenommen bleiben müffe, nit nur bei Perſonal · jonbern 
auch bei Nealgewerben die Zahl der Befugniffe nad Befund zu vermehren ; 
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Die Entftehung neuer NRealgewerbe aber war unter allen Um⸗ 
ftänden zu hindern !. 

Geſetzlich firiert wurden dieſe Grundfäge allerdings zunächſt 
nur für die beiden Erzherzogtümer Oſterreich ob und unter ber 
Enns, und zwar in zwei übereinftimmend lautenden Defreten 
vom 18. Dftober 1793?. Sie unterfhieden alle Gewerbe in die 
befannten drei Kategorien®: 1. Die perfönliden, „welde 
bloß der Perjon zuftehen und mit ihr erlöſchen“. Sie follten 
„unter feinem GefichtSpunfte einen Gegenftand eines Grundbuchs 
oder Vormerfung abgeben“. 2. Die erblichen ober verkäuf— 
lichen, „die zwar keinem Hauje antleben, aber doch von dem 
Inhaber an feine Kinder übertragen, verfauft, verſchenkt, ver- 
pfändet werden, und mit welchen derjelbe als wie mit feinem 
anderweitigen Eigenthume fchalten Tann“. Sie waren nicht ge 
eignet, Gegenftand einer bücherlihen Eintragung zu fein, da fie 
„auf Grund und Boden keine Beziehung” Hatten; doch follten 
von den Magiftraten und Ortsobrigfeiten ordentliche Vormerk⸗ 
bücher über ihren Beſtand geführt, die Veränderungen in ihren 
Beligverhältniffen und ihren Werte bier eingetragen, die Ber: 
pfändungen angemerft werden*. 3. Die dritte Art der Gewerbe, 
die radizierten (ehehaften) gehörten in das Grundbuch, weil 
fie „einen Theil des Haufes und feines Werthes“ ausmachten. 
Sie follten von dem Haufe, an dem fie hafteten, nur mit Be 


doch folle diefe Vermehrung nie fo weit geben, „daß der jegt beftehende 
Werth" der Realgerechtigkeiten zu ſehr „herabfalle“. 

1 Diefem Grundfage entfprehend wurden in der Folge alle Geſuche 
um „grundbücerliche Realifierung“ von Perfonalgewerben abgewiefen. So 
ein Gefuch der 68 bürgerlichen Schneidermeifter Brünns (St. R. No. 651 
ex 1797). 

2 Fasc. IV F in gen No. 367 ex Oct. 1798 R. Ö.; berf. Fasc. 
No. 59 ex Oct. 1793 ob d. E. Die Dekrete ergingen im Einverfländnifie 
mit der oberften Juftizftele. Derf. Fasc. No. 60 ex Sept. 1798 ob. d. ©. 

3 Pal. oben ©. 294, 439, 

+ In Wien wurden übrigens derartige Vormerkbücher — von den 
fammergütifchen Gewerben abgeſehen — erft ungefähr zu Anfang bes Jahres 
1807 angelegt Bericht der n. d. Regierung vom 30. Dezbr. 1807; Fasc. IV 
F in gen No. 280 ex Martio 1808 R. Ö.). 
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willigung ber Landesſtelle und unter Zuftimmung der Hypothefen« 
gläubiger und der Grundherrichaft abgetrennt werben können, 
unterlagen im übrigen „wie alle einer grundbücherlichen Realität 
anklebenden Gerechtſame dem Nerus der Grundobrigfeit und 
feiner Folgen“ (den Veränderungsgebühren ufm.)*. 

Als Merkmal für die Beurteilung der Realeigenſchaft hatte 
zu gelten, „daß alle Gewerbe, die jeit Anno 1756 auf einem 
Haufe betrieben worden, als radicirt reſpective ftabilirt und ver 
käuflich anzufehen ſeyen“?. Dagegen unterblieb vorläufig eine 
gejeglihe Firierung der Vorausjegungen für die Anerkennung 
einfach verfäuflicher Gewerbe. 

Für Niederöfterreih war ſchon im Jahre 1778* feftgejegt 
worden, daß bei der Veräußerung radizierter Gewerbe ber 
Normalpreis, d. h. der legte bis dahin erzielte Kaufpreis, nicht 
überfohritten werben dürfe. Der Verſuch, diefe Mafregel nun 
auch in Üfterreih ob der Enns zur Anwendung zu bringen, 
mißlang infolge des Einſpruchs der Stände des Landes. Sie 
machten geltend, daß eine derartige Verfügung nidt nur bie 


1 Die allgemeine Kundmachung diefer Prinzipien erfolgte in Nieder- 
Öfterreich auf Grund einer Verordnung von 20. Februar 1795, in Öfterreich 
ob der Enns auf Grund des Detreis vom 3. April 1795 (Fasc. IV F in 
gen No. 297 ex Febr. 1795 N. Ö., No. 9 ex Apr. 1795 ob d. €.) Diefe 
Detrete geftatteten bei Perfonalgewerben ausdrücklich eine Vererbung des 
Befugniſſes auf die Witwe im Falle des Ablebens des Gewerbeinhabers. 
Aus „Billigkeitögründen* wurde unter gewiſſen Vorausſehungen aud) den 
Söhnen verftorbener Meifter der Vorzug vor anderen, fremden Mit 
bewerbern eingeräumt. — Das von der nieberöfterreihifchen Landesſtelle 
am 12. März 1795 erlaffene Zirkulare zeigt übrigens eine Reihe von finn- 
flörenden Drudfehlern; fo unterfagt e8 ($ 4) die „Verpfändung* veriauf - 
licher Gewerbe, während „Verpfundung“ (d. 5. die Entrichtung von Ber- 
änderungsgebühren an die Grundherrſchaft) gemeint war. 

® Hofdelret vom 18. Septbr. 1795 für Nieberöfterreih, vom 23. Oftbr. 
1795 für Öfterreich ob der Enns (Fase. IV F in gen No. 46 ex Oct. 
1795 ob d. €.). 

3 Sie erfolgte erft durch das Hofbelret vom 31. März 1808. 

+ Bol. oben ©. 317. 

5 Sie war jhon mit Dekret vom 11. April 1794 erlaffen worden, 
wurde indes am 1. Auguft desfelden Jahres wieder aufgehoben (Fase, IV 
F in gen No. 24 ex Apr. und 2 ex Aug, 1794 ob b. €.). 
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Sicherheit der Gläubiger beeinträchtigen, fondern auch den Ertrag 
der Realfteuern ſtark fchmälern würde. Und die Landesſtelle 
flimmte ihnen bei; fie ſprach überbies noch die Befürchtung aus, 
daß die Firierung unüberfchreitbarer Normalpreife die geplante 
Einführung von Vormerkbüchern vereiteln würde. 

Es dauerte verhältnismäßig fehr lange Zeit, ehe die Rechts⸗ 
verhältnifie der Nealgewerbe in den übrigen Erbländern eine 
ähnliche gejeglihe Regelung erfuhren. Es erſuchten zwar bie 
Zänderftellen von Steiermarf! und Kärnten? um Adaptierung 
der in dem Dekrete vom 18. Dftober 1793 ausgeſprochenen 
Grundfäge für ihre Verwaltungsgebiete; trogdem ihnen dies im 
Sabre 1795 in Ausficht geftellt worden war?, dauerte es doch 
bis 1802 bezw. 1804, ehe es zur Publikation der erwähnten 
Vorſchriften in Inneröfterreihd fam*. Für Tirol erfolgte fie im 
Sabre 1800°; bei diefer Gelegenheit wurden nit nur jene 
Gewerbe für Realgerechtigkeiten erklärt, die auf Grund der 
Steuerfhägungen von den Ständen als folche anerfannt wurben, 
fondern es entſchied die Hoflanzlei entgegen dem Antrage des 
Guberniums, daß „au jenen Bürgern, welche ein fonft bloß 
perfonales Gewerbe zeither als vererblich, verfäufli u. ſ. w. 
rubig bejeffen haben, ohne billige Ablöfung und Entſchädigung 
von Seite der betreffenden Stadt . . . . dieſes Befugnis nit 
entzogen werden ſollte“. 


— 





ı Sn dem Gutachten über den Sonnenfeldfhen Entwurf. 

2 Mit Bericht vom 29. April 1795 (Fasc. IV F in gen No. 27 ex 
Majo 1795 9. Ö.). 

® Defret vom 21. Mai 1795 (das eben zit. Altenzeidhen; die Verhand⸗ 
lungen in demfelben Faszikel sub No. 34 ex Dec. 1795 und 95 ex Dec. 
1796). 

+ Für Steiermark durd das Normale vom 7. April 1802 (Fasc, IV 
F in gen No. 11 ex Apr. 1802 J. O.). Nad der Vereinigung von Steier⸗ 
mark und Kärnten unter einem Qubernium publizierte das legtere dieſes 
Normale auh in Kärnten (Defret vom 17. November 1804), Es bauerte 
indes gerade in Inneröſterreich fehr lange, ehe die Berhältnifie der Neal 
gewerbe im einzelnen befriedigend geregelt waren. 

5 Dekret vom 3. April 1800 (Fasc. IV Fin gen No. 4 ex Apr. 1800 
Tirol). 
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Für die Sudetenländer fam es zu einer geſetzlichen Adap- 
tierung jener Grundfäge überhaupt nit. In Mähren blieb 
es bei den in den Jahren 1778 und 1779 erlafjenen Normal» 
vorſchriften!, die nicht einmal den Unterfchied zwiſchen rabizierten 
und einfach verkäuflichen Gewerben Fannten. In Böhmen 
mangelte es gänzlih an jeder mäheren Beitimmung über bie 
Behandlung der Nealgewerbe; nur durch bie ganz ungerecht- 
fertigte Anwendung der für Niederöfterreich geltenden Vorſchriften 
wurde eine, jeber gejeglihen Grundlage entbehrende Praris ger 
ſchaffen?. In Schlefien endlich beitand auf Grund des Haupt- 
robotpatents von 1771° die Übung fort, da (namentlich im 
Troppauer Kreife) die Grundobrigfeiten gegen Erbzinſe Gewerbe⸗ 
befugniffe „erb / eigenthümlich“ verliehen, und daß infolgedefjen 
„ein förmlicher Handel” mit derartigen Gerechtigfeiten getrieben 
wurde. Dies wurde im Jahre 1798* unterfagt, und den Orts- 
obrigfeiten neuerdings nachdrücklich eingefhärft, bei der DBer- 
leihung von Gewerbebefugnifien „jedesmal auf die Nothwendigkeit 
derfelben in Hinfiht der Population und auf die Nahrungs» 
fähigkeit des Gewerbsmannes Bedacht zu nehmen“. 





Schon diefes Zitat läßt deutlich erkennen, daß wiederum 
die Rüdfiht auf den Nahrungsitand der Gewerbetreibenden zur 
oberften Richtſchnur der Gemwerbepolitif geworben war. Jene 
im Jahre 1790 erlaffenen Weifungen?, dab überhaupt alles im 
status quo erhalten, und feine neuen Gewerbebefugniffe verliehen 
werben jollten, ließen fich freilich auf die Dauer nicht durch» 
führen®, Aber fie wurden nit einmal formell aufgehoben. 


4 Bol. oben ©. 314 fg. 

® Bol. Kopet, Gewerbsgeſetztunde 1. Bb. S. 214, 

3 Dal. oben ©. 220, 297. 

+ Dekret vom 29. März 1798 (Fase. IV F in gen No, 76 ex Mart. 
1798 Mähr.-Schlef.). Der Antrag des Guberniums, die Gewerbezinſe, wie 
dies 1789 in Mähren verfügt worden war (vgl. oben S. 426 Anm, 2), 
aud in Schlefien gänzlich aufzuheben, wurde von der Hoffanglei abgelehnt. 

® Bl. oben ©. 509. 

So bemerkt ſchon ein Dekret vom 29. November 1793, „baß ber 
status quo in Gewerbefagen immer nur mit Nüdfiht auf die Umftände 
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Und in zahlreichen Verfügungen kehrt faft ftereotyp die Anord- 
nung wieder, „Daß die bürgerlichen Gewerbe nicht zu fehr ver 
mehrt werden follten” !; denn der Staat „jei fchuldig, den Be- 
figftand und das Eigenthum feiner Bürger, und dieſe bei ihrem 
ordentlihen Nahrungsitande zu hüten... . ."?. Verſuchte es 
aber einmal eine Landesitelle, entgegen der Entſcheidung ber 
Ort3obrigfeit, einen neuen Gewerbetreibenden anzufegen, fo ließen 
e8 die Zunftmitglieder und Gemerbegenofjien an Beſchwerden 
nicht fehlen, und die Folge war der Befehl, „den Ortsobrigfeiten 
wider ihren Willen feine mehreren Profejitoniften oder Hand- 
werksleute aufzudringen“ ®; die Weifung, auch bei der Erledigung 
von Rekurſen fih von den Erfenntniffen der Lokalbehörden „ohne 
ganz beſonders rüdfihtswürbigen Gründen nicht zu entfernen“ *. 
Angſtlich wachte der Kaifer felbft darüber, daß auch die Hofftelle 
die unteren Behörden in ihrem Verleihungsrechte nicht beichränte®. 








zur Richtſchnur zu nehmen und nicht auf alle unbedeutende Gewerbs⸗ 
gegenftände auszudehnen ſeye“ (N. OÖ. Komm. Fasc. 63/1 No. 51 ex Nor. 
1793). Noch deutlicher fpricht dies ein Dekret vom 7. November 1794 aus: 
„Die Verordnung, daß in Gewerbsſachen alles auf dem alten Fuß belafien 
werden folle, fey nicht buchftäblich, fondern in dem Berftande zu nehmen, 
daß nur infoweit eine Änderung oder neue Verfügung ftatt haben könne, 
ald e8 die Umftände erfordern“ (derf. Fasc. No 13 ex Nov. 1794). 

1 So die a. 5. Entſchl. auf ein Ratsprotokoll von 1797 (St. R. 
No. 136 ex 1798), auf zwei Vorträge vom Februar 1798 (Fasc. IV F in 
spec Lebjelter No. 643 ex 1798 N. O.; St. R. No. 643 ex 1798 und in 
dem zit. Fasc. Ladierer No. 221 ex 1798), 

2 Zitat aus einem Bortrage vom 24. Januar 1794 (Fasc. IV F in 
spec. Kaffeefiever No. 136 ex Febr. 1794 N. ©.). 

3 So ein Dekret vom 16. Mai 1798 an das Tiroler Gubernium 
(Fasc. IV F in gen No. 45 ex Mart. 1798 Tirol) und fogar noch ein 
Dekret vom 1. September 1806 an das Triefter Gubernium (Fase. IV F 
in gen No. 5 ex Sept. 1806 Tr.). 

+ Entfchl. auf den Bortrag vom 16. Dezember 1801, zit. in einem 
Dekrete von 1807 (Fasc. IV F in gen No. 28 ex Febr. 1807 ob db. €.) 

5 So verlangte dad PDireltorium im Jahre 1793 von der nieder- 
Öfterreichifchen Regierung, daß fie vor Verleihung eines jeden neuen fabrifd- 
mäßigen Befugniſſes die Anzeige erftatte. Allein der Kaifer behob dieſe 
Verfügung: „Vermög beftehender Normalvorfchrift,“ fo refolvierte er, „find 
nur Großhandlungen und Kabrilsconceffionen den Länderftellen vor» 
behalten, den Magijtraten und Ortsobrigkeiten, denen die Lokalnahrungs⸗ 
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Nur dort, wo «8 ſich gelegentlich ergab, daß eine lokale Obrig- 
feit in ihren Verfügungen die Nüdficht auf den Lofalbebarf 
verlegte, wurde ihr ausnahmsweife ihre Befugnis entzogen". 
Ließ die ſtaatliche Fürforge für den Nahrungsitand der 
Gewerbetreibenden eine Einſchränkung ihrer Zahl rätlich er— 
ſcheinen, jo griff man ohne Bedenken zu diefer Maßregel; an 
Beifpielen fehlt es weder in Niederöſterreich? noch in Böhmen ?. 





umftände am beften befannt jeyn müffen, ift die Gewalt eingeräumt, Ger 
werb · und Handlungsbefugniffe ohne Anfrage zu verleihen, nur in easu 
recursus haben die landesfürftlihen Behörden einzutreten; laut des ge- 
faßten Rathsſchluſſes zieht das Directorium auch außer den Recursfällen 
wieber ein Gefhäft an fi, anftatt infolge Meiner jhon fo oft erllärten 
Gefinnung, den Wirkungskreis der unteren Behörden zu erweitern." (N. Ö- 
*omm. Fase. 63/1 No. 22 ex Febr. 1794; St. R. No. 225 ex 1794. 
Tl. unten ©. 583), Ähnlich eine Entſchliezung auf den Vortrag vom 
233. November 1794, der die Verleihung eines jeden neuen Befugniffes zum 
Seinwandhandel in Wien an die Zuftimmung des Direftoriums zu Mnüpfen 
beabfichtigte (N. Ö Komm. Fase. 65 No. 53 ex Dec. 179. St. R. 
No. 4155 ex 1794): Bei derartigen Gelegenheiten kam der kleinliche Rer 
gulierungsgeift der Hofftelle immer wieder zum Borfgein. 

3 &o wurde im Jahre 1799 die Verleihung neuer Schneidergewerbe 
in Gray von der Genehmigung der Landesftelle abhängig gemacht (St. R. 
No. 1630 ex 1799). Ahnlich die Verleihung neuer Rammadergewerbe in 
Niederöfterreih (St. R. No. 6047 ex 1798). 

So wurde mit Hofdefret vom 17. April 1795, um dem Mangel an 
Echmalz zu feuern, für Wien die Verminderung der übermäßigen Zahl der 
Käfeftecher, Fragner und Greisler „dur Einziehung der allzuhäufig er - 
theilten Perſonalgerechtigkeiten? angeordnet. Die Zahl der Schmalz. 
verfilberer follte auf die 1773 fizierte Ziffer herabgefeßt werben. (Bit. in 
einem Berite der n. ö. Regierung von 1804; Kart IV E 10 No. 1 ex 
Aug. 1804 R. Ö.). AÄhnlich verfuhr man mit den Wagnern Wiens (a. h. 
Entſchl. auf den Vortrag vom 31. Dezember 1795; Fase. IV F in spec 
Wagner No. 52 ex 1796. N. .). Im Jahre 1796 erhielt die nieberöfter- 
reichifche Regierung den Auftrag, die Zahl der Wiener Kleinuhrenmacher zu 
bejchränten (St. R. No. 3294 ex 1796). 

® Kopep erwähnt (Gewerbögefepkunde 1. Bb. S. 347) mehrere Ver- 
orbnungen, durch welde in Prag die Meifterzahl bei einigen Polizeizünften 
ſtark herabgefegt wurde, „damit ihr Verdienft ſich nicht in zu viele Meine, 
für den Unterhalt eines Gewerbsmannes nicht hinreihende Portionen ver- 
teife*. Die Zahl der Tiſchler wurde von 104 auf 70, jene der Sattler von 
21 auf 15, jene der Schneider von 434 auf 235 vermindert. Andere Ge- 
mwerbe, wie dad ber Schufter, wurden bei ihrer bißherigen Zahl erhalten 
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Gelegentlid wurde auch den Borftabtmeiftern ihr Hecht auf freie 
Überfiedlung in die Stadt wieder abgeſprochen?; Rüdfichten auf 
den Schuß der Realgewerbe in ihrem Werte waren dabei vor 
allem maßgebend. 

Unter diefen Umftänden gewannen aud die Zünfte und 
Gremien wieder an Bebeutung und Einfluß. Schon „in poli- 
tifher Rückſicht“ ſchien ihre Eriftenz der Staat3verwaltung jebt 
notwendig, weil fie Zucht und Ordnung unter den Dleiftern und 
Hilfsarbeitern verbürgte?. Die Beltätigung ihrer Privilegien 
blieb den Sinnungen zwar nach wie vor verjagt?, in der Praris 
aber behielten die Zunftftatuten den Charakter geltenden Rechts. 
Ganz unvertennbar fommt die Eritartung des Zunftlebens aud 
in den Alten jener Tage zum Ausdrude; fie verleiht ihnen 
förmlich ein neues, bisher ungewohntes Gepräge. Die früher, 
auch noch unter Leopold IL, jo zahlreichen Gefuche, in denen 


(Dekrete vom 10. Februar 1792 und 29. Januar 1795). Ahnliche Maf- 
regeln, wurden in einigen anfehnlicheren Landftädten getroffen. Nod im 
Jahre 1801 murde für Böhmen eine Berminderung der Zahl der Bud» 
drudereien verfügt (Kropatſchek, Gefeke für Kommerzialgewerbe 1. Bb. 
S. 295). 

1 So in zwei Delreten, die 1795 und 1797 für Graz erlaflen wurden 
(St. R. No. 1630 ex 1799). Ähnlich ein Dekret vom 30. April 1797 an 
die Regierung von Öfterreich ob d. Enns (Fasc. IV F in gen No. 3 ex 
Apr. 1797 ob d. €). Es war durd ein Geſuch des Schneiderhandwerkt 
von Linz veranlaßt worden; die Verhandlungen, aus denen ;diefes Dekret 
bervorging, geben ein Kleines, aber charalteriftifche® Bild von jenen 
Meinungdgegenfäten, die in den Fragen der Gewerbepolitif bei jeder Ge⸗ 
legenbeit in Konflift gerieten. Der Majorität des Direltoriums, bie ben 
Borftadtmeiftern die Überfiedlung in die Stadt ohne jede Beſchränkung er 
lauben wollte, wurden von den Gegnern „phyfiofratifche" Gefinnungen zum 
Vorwurf gemadt. Gegen den Mißbrauch des Wortes „phyfiofratifch” eiferte 
dann mit fharfen Worten Graf Zinzendorf in feinem Botum. Der Kaifer 
billigte fchließlih die im Staatörate namentlih von dem Tonfervativen 
Grafen Rottenhan verfochtene Anfchauung, daß die Gemwerbetreibenden ber 
Stadt vor dem Eindringen der PVorjtadtmeifter geſchützt werden müßten 
(St. R. No. 685 ex 1797). 

2 Vortrag vom 5. Dezember 1797 (N. Ö. Komm. Fasc. 78 No. 8 ex 
1798). DBgl. dagegen unten S. 584 Anm. 2. 

8 Entſchl. vom 1. Juni 1795 (St. R. No. 1795 ex 1795). 
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die Inhaber induftrieler Unternehmungen die Gewährung von 
Ararialvorſchüſſen und ftaatlichen Begünftigungen aller Art be- 
gehrt hatten, hören jegt fait gänzlich auf, nachdem im Jahre 
1792 alle pofitive Förderung der Induſtrie eingeftellt worden 
war!. Schon im Jahre 1797 werben ſolche Geſuche als „ganz 
ungewöhnlich“ bezeichnet. An ihre Stelle treten nun die zahl- 
loſen Bittfehriften von Zünften, Gremien und einzelnen Gemwerbe- 
treibenden um Beſchränkung der Konkurrenz nad den ver- 
ſchiedenſten Richtungen: um Erneuerung aufgehobener Fünfte? 
oder um bie Ausdehnung der zunftmäßigen Verfafjung auf freie 
Gewerbe?; um Erweiterung von Zunftprivilegien* oder um Ge- 
wãhrung eines größeren Einflufjes bei Meifterrechtöverleihungen?; 


* Im Jahre 1792 wurde eine ganze Reihe derartiger Geſuche ab- 
fchlägig beſchieden (die Atten im Fasc. 72 Komm. N. Ö.). 

® Eine folde Bitte ftellen im Jahre 1792 die fämtlichen Weber 
Böhmens (St. R. No. 4363 ex 1792) und die Weber von Olmüg (St. R. 
No. 2911 ex 1792); im Jahre 1797 die Weber des Pradiner Kreife in 
Böhmen (zitiert in einem Gubernialberichte von 1816). Die Landhandeld- 
leute von Nieberöfterreich verlangen wiederholt, in Gremien vereinigt zu 
werben (N. Ö. Komm. Fase. 65/1 No. 19 ex Jan. und 56 ex Aug. 1794; 
St. R. No. 41 und 3159 ex 1794), Die Evdelftein- und Stahlſchneider 
Wiens bitten um Erneuerung ihrer im Jahre 1787 aufgehobenen Zunft- 
mäßigfeit (St. R. No. 1568 ex 1794); ebenfo die Vergolder und Wagen - 
Iadierer Wiens (St. R. No. 2277 ex 1794). Dem Gefuche der letzteren 
wurde auch willfahrt (Fasc. IV F in spec Zadierer No. 82 ex 1795 N. O. 
St. R. No. 143 ex 1795). Auch die Eifen- und Stahlarbeiter in Prag 
und Wien begehren die neuerlihe Trennung ihrer im Jahre 1786 (vgl. 
oben ©. 365) zu größeren Verbänden vereinigten Zünfte (St. R. No. 231 
ex 1793 und 1579 ex 1794) 

So verlangen die Gold- und Perlftider Wiens mehrmals die Ein- 
führung eines Befähigungsnachmweifes für ihr im Jahre 1776 als freie Ber 
fhäftigung erflärtes Gewerbe (St. R. No. 3327 ex 1792, No. 10 ex 1793). 
Ahnlich wiederholt die jog. Waderlmacher (St. R. 3921 ex 1792, No. 3351 
ex 1794). Aud bie Prager Leinwand- und Kottondruder bitten um Ein- 
ſchrantung bes freien Zutritt® zu ihrem Gewerbe (St. R. No, 2895 ex 
1797. Vgl. auch Schreyer, Warentabinet ©. 224 fg.) 

* So 1792 die fämtlihen Prager Zunftvorfteher (St. R. No. 2446 
ex 1792) und der Prager Handelsftand (St, R. No. 3735 ex 1792); 1793 
der bürgerliche Handelöftand in Graz (St. R. No. 2316 ex 1799); 1795 
die Handelsleute und Krämer in Marburg (St. R. No, 1205 ex 1796). 

® So die Wiener Schneiderzunft (St. R. No. 2637 ex 1797). 


574 Sünftes Buch. Die Periode von 1790 bis 1798. 





um Verminderung der Meifterzahl!; um Erneuerung der vor 
maligen genauen Abgrenzung zwiſchen den Gewerbebefugnifien?; 
um Anerkennung ihrer Geredhtigfeiten als Realgewerbe® u. a. m. 

Freilich ließen es bei ſolchen Gelegenheiten die Staatdräte 
Eger und Zinzendorf an ſcharfem Widerfprude gegen die Rüd- 
fehr zu derartigen Befchränkungen des gewerblichen Lebens nicht 
fehlen. So meint gelegentlich der letztere: „Die Natur läßt fid 
nicht zwingen, man fann wohl Geſetze geben, die unnatürlid 
find, aber beobachtet werben fie nie werden, und wollte man bie 
Beobachtung mit Gewalt erzwingen, fo gienge der betreffende 
Zweig der Induftrie über diefen Zwang gar zu Grunde” *. Und 
Eger: „Man müßte geradezu die Ehen verbieten, wenn, da 
Betteln, Stehlen, außfchweifendes und unzüchtiges Leben verboten 
ift, die ehrbaren Erhaltungsmwege durch nüßliche Arbeiten nod 
mehr befchränfet werden follten, als fie es zum Theile fon 
find“ 5. Nicht zum mindeften dem Widerftreben diefer Perſönlich⸗ 
feiten ift e8 zuzuschreiben, wenn die meiften der oben erwähnten 
Geſuche abſchlägig befchieden wurden. Aber ſchon der Umftand, 
daß die Gemwerbetreibenden ſich jegt aller Orten mit ihren un 
beſcheidenen Bitten hervorwagten, iſt ein deutliches Symptom 





1 So die Kammacher Wiens (St. R. No. 1841 ex 1794); die Tu 
fherer Wiens (St. R. No. 690 ex 1794); die Seidenzeugmadher Wied 
(St. R. No. 4090 und 5406 ex 1792, 3919 ex 1794) u. a. m. 

2 So bittet die Meifterfchaft der Tuhmader in Iglau, ben dortigen 
Leinwebern die Perfertigung balbmollener Waren zu unterfagen (St. K. 
No. 2874 ex 1792); die Drechsler Wiens verlangen das ausſchließliche 
Recht auf die Benugung von Drehbänken (St. R. No. 3740 ex 1792); die 
Vofamentierer Wiens eine Reihe von Beſchränkungen der freien Band 
macherei, deren Ausübung fie für fi in Aniprud nehmen (R. Ö. Komm, 
Fasc. 126 in gen No. 60 ex Jan. 1796); die Eıfenhändler einiger Be 
zirke Niederöfterreihs begehren die alte monopoliftiihe Verfafiung des 
Eifenhandels (St. R. No. 199 ex 1793) uff. 

8 So die Schneidermeifter Brünns (vgl. oben S. 566 Anm. 1). 

* 3 handelte fih dabei um einen Antrag des Direktoriums auf 
ſcharfe Abgrenzung der Befugniffe zmifchen den Groß- und Kleinuhrmachern 
Wiens; mas fi bisher in der Praxis nicht hatte durchführen Iafien (St. 
R. No. 3865 ex 1796). 

s ct R. No. 10 ex 1793. 
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dafür, daß fie bei den Behörden vielfach ein entgegentommenbes 
Verftändnis für ihre engherzigen Wünfche vorausfegen durften, 
Oft genug erreichten fie auch ihr Ziel. Gelegentlich wurde doch 
die Grenze zwifchen den einzelnen Gewerbeberechtigungen wieder 
ſcharf beftimmt!, der Zutritt zu einzelnen Kommerzialgemwerben 
neuerdings erſchwert?; der Betrieb frei geübter Gewerbe an die 
Erteilung von Konzeffionen gefnüpft?; manchem unternehmendem 
Meifter verwehrt, die Schranken handwerksmäßiger Gebundenheit 
zu durchbrechen*“, mande aufgehobene Einengung der Verfehrs- 
freiheit erneuert ®. 


Namentlih die altgewohnten Klagen der Kaufleute über 
die ihnen von Fabrifanten und Haufierern bereitete Konkurrenz 


So für die Leinweber und die Seibenweber Wiens (St. R. No. 3736 
ex 1792); für die Bund- und die Erepinmader Wiens (N. O. Komm. 
Fase, 72 No. ex Sept. 1793); für die Kauf- und die Hoſenſchneider 
Wiens (derf. Fase, No. 2 ex Dee, 1796). 

? Für Prag wurde die Verleihung des Meifterrehts an Stahlarbeiter 
wieber von der PVerfertigung eines Meifterftüds abhängig gemadt 
(St. R. No. 231 ex 1799). 

® So das fog. Waderlmachen (die Erzeugung von Fähern) in Wien 
MR. Ö. Komm. Fasc. 72 No. 50 ex Aug. 1792, 19 ex Oct. 1794, 29 ex 
Mai 1796). Die Erzeugung von Bändern auf Handftühlen, die ſchon 1758 
(gl. oben S. 56 Anm. 3) als freie Beſchäftigung erklärt worden mar, 
wurde nicht befchränft, wohl aber die Verfertigung diefer Waren auf Mühl- 
oder Mafchinenftüblen an die Ermerbung von Befugnifien gefnüpft (Dof 
defret vom 26. April 1792, zitiert in einem Vortrage von 1795; N. Ö. 
Komm. Fasc. 126 No. 60 ex Jan. 1796). Auch der Betrieb der Buch- 
druderei und des Buchhandels, den Joſeph II. freigegeben Hatte (vgl. oben 
©. 367), wurde wieder von einer bejonderen Bewilligung der Behörden ab- 
hängig gemacht und den lehteren die „Aufmerkfamteit auf die Lofalnahrungs- 
fähigkeit” bei Verleihung diefer Befugniffe eingeihärft (N. Ö. Komm. 
Fasc. 110 in gen No. 66 ex Nov. 1794 und No, 15 ex Mart. 1795; 
St. R. No. 3753 ex 1794 und 613 ex 1795), 

* &o wurde 1795 die Bitte eines Wiener Drechslermeiſters abgemiefen, 
einen Gefellen in deſſen Wohnung mit Arbeit verlegen zu bürfen (N. Ö. 
Komm. Fasc. 72 No. 53 ex Dee, 1795). In anderen Gemerbezweigen lie 
ſich freilich die Entftehung des ftäbtifhen Verlagsſyſtems nicht verhindern. 
Bl. unten ©. 603. 

® So wurde der Leberhandel wieder gewiſſen Beſchränkungen unter 
worfen (St, N. No. 5821 ex 1792). 
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fanden nun ein willige8 Gehör beim Direftorium. Bon neuem 
wurden die merlantiliftiiden Maßregeln zum Schuge des Hanbelg- 
ftandes erörtert. Joſeph II. hatte 1783 allen Fabrikanten den 
Verlauf ihrer Erzeugniffe auch in öffentlichen Gemölben im 
großen wie im Kleinen geitattet!. Nun verſuchte es die Hoffielle, 
den Produzenten biefes Verfchleißrecht wieder zu entziehen, weil es 
ben Händlern den Verdienft ſchmälere und fie jchließlich zugrunde 
rihten müfle?. Allein das Gutachten des Staatsrats bewog 
den SKaifer, diefen Antrag abzulehnen: Werde die Produktion 
von dem Handelsſtande entſprechend unterftügt, jo höre „der 
Ausschnitt oder Eleinweife Verkauf der Fabriken“ von felbft auf. 
Sm übrigen aber verdiene die Fabrik „als Erzeuger und erfle 
Hand“ in dem Abſatze ihrer Waren wohl ebenjoviel Rückſicht 
und Freiheit als der Kaufmann; der Abſatz müffe ihr auch im 
Hinblide auf das geltende Prohibitivfyften erleichtert, ihre Ab- 
bängigfeit vom Kaufmanne nit durch Zwang verftärft werben. 

Diefe Grundfäge erhielten noch in mehreren Entfchließungen 
ihre Beftätigung?; den Fabrilsunternehmern wurbe fogar ge 
ftattet, in ihren Berfchleißgewölben jene Waren zu verkaufen, 
bie fie auf ihre Rechnung in anderen Provinzen der Monardie 
berftellen ließen. Freilih fand das Direktorium bald einen 
indireften Weg zum Schuge der Kaufleute. Ein Dekret von 
1797 * billigte den von der niederöfterreihifchen Regierung „ganz 
vorfichtig aufgeltellten Grundſatz“, nad weldem, „um ben 
Handelsftand nicht ganz dem Wohle der Erzeuger nachzu⸗ 


1 Bol. oben S. 382. 

2 Bortrag vom 26. Zuli 1798 (N. Ä. Komm. Fasc. 65/1 No. 66 ex 
Aug. 1798; St. R. No. 3022 ex 1793). Beranlaffung zu diefem Vortrage 
hatte eine Beichwerde des Wiener Tuchlaubenfollegiumd gegeben. 

8 Entſchl. auf einen Vortrag vom 22. März 1793 (St. R. No. 4446 
ex 1798) und vom 7. März 1794 (N. Ö. Komm. Fasc. 65/1 No. 11 ex 
Apr. 1794). Auch ein Verſuch des Direltoriums, die fogen. Kaufweber in 
Öfterreich ob der Enns (vgl. oben S. 161) in ihren Handelsbefugnifien zu 
befchränfen, wurde vom Staatsrate mit Erfolg abgewehrt (St. R. No. 3470 
ex 1796). 

s Dekret vom 19. September 1797 (NR. Ö. Komm. Fase. 65/1 No. 9 
ex Sept. 1797). 
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jegen, . . . . der den Fabrifanten zugejtandene Ausſchnitt in 
eigenen Gewölbern nicht ohne Unterfchied jedem Erzeuger, ſondern 
nur jenen zuftatten kommen follte, die fi durch einen aus- 
gedehnteren Betrieb und gute Waaren beſonders auszeichneten“. 
Die Regierung wurde angewiefen, eine jolhe Erlaubnis nur 
„mit einiger Vorficht” zu erteilen, „um folchergeftalt das billige 
Verhältnis zwiſchen dem Handelitande und den Fabrifanten her- 
zuftellen und zu erhalten“. 

Auch die von Joſeph IL. 1785 geftattete „Freizügigkeit der 
Handlungen“, d. 5. das Recht, eine bereits bejtehende Handlung 
an einen anderen Platz derjelben Stadt zu verlegen, war Gegen: 
ftand mehrfacher Bejchwerden. Sie wurden zwar abgemiejen, 
aber der nieberöfterreichijchen Negierung wurde zur Pflicht ge 
macht!, in Wien für eine ſolche Verteilung der Kaufläden zu 
forgen, „die den Umftänden umd der eigenen guten Erhaltung 
diefer Handlungen angemefjen“ wäre. 

Bejonders lebhaft waren begreiflicerweije die Klagen über 
den Haufierhandel; ſchon als in den Neaktionsjahren die ftän- 
diſchen Defiderien? ebenfo wie einzelne kaufmänniſche Korpora- 
tionen dringend die Aufhebung des Joſephiniſchen Haufierpatents 
begehrten, hatte fi auch bei den Behörden mande Stimme 
zugunften bes erbgeſeſſenen Händlers ausgefprochen. Aber nur 
für Mähren war eine Verordnung ergangen, die ben Haufierern 
den Bejuch der Städte verbot?. Alle übrigen Länderftellen — 
mit Ausnahme der ftet3 reaftionären Regierung von Öfterreich 
ob der Enns und des Präfidiums der nieberöfterreichiichen Statt- 
halterei — hatten übereinftimmend die großen Vorteile betont, 
die der Haufierhandel, befonders auf dem Lande, dem Publikum 


I Defrete vom 33. Juni und vom 16. November 1796 (N. Ö. Komm. 
Fase. 65/, No. 20 ex Nov. 1798). Denfelben Gegenftand behandelt dann 
ein Vortrag vom 19. März 1799 (berf. Fasc. No, 42 ex Aug. 1799). 

Bsl. oben ©. 58. 

® Entfel. auf den Vortrag vom 11. Mai 1791 (St. R. No. 2090 


ex 1791). 
Pribram, Öfterreitf—e Gewerbepolitit I. 37 
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verfchaffe!. Namentlich die Gubernien von Böhmen und Galizien 
hatten mit triftigen Argumenten die gegen den Haufierhandel 
vorgebrachten Befchwerden widerlegt. Die Hofftellen wollten 
freilich jchon damals den dringendften Wunſchen des Publikums 
Rechnung tragen, und die allgemeine Haufierfreiheit nad) mehreren 
Richtungen, vor allem in den Städten, bejchränten. Allein 
Leopold II. Hatte das Sofephinifche Haufierpatent in feinem 
vollen Umfange aufrecht erhalten?: Dem Staate müfje daran 
gelegen fein, „daß der Erzeuger, als die wichtigite Klafje der 
Unterthanen, da derjelbe ohnehin meiftens mittellos, und nur 
von einem Tag zu dem andern kümmerlich zu leben vermag, 
ih den möglichit jchnellen und guten Abſatz feiner Producten 
verſichern könne“; ebenfo müfle man aud dem verzehrenden 
Publitum die Möglichkeit gewähren, „fich feine reellen nnd ein: 
gebildeten einheimifchen Bebürfniffe fo wohlfeil als möglich bey: 
zufchaffen“ ®. 

Allein nah dem Tode Leopold II. begann ber Kampf 
gegen die Haufierfreibeit von neuem. Wiederholt verfuchte & 
das Direktorium — namentlich veranlaßt dur die Klagen ber 
obderennfiichen Regierung — die kaiſerliche Zuftimmung zu einer 
gejeglihen Beſchränkung des Haufierhandels zu erlangen. Alle 
diefe Verſuche jcheiterten indes an dem entjchiedenen Widerſpruche 
des Staalsrat3*. Das Joſephiniſche Patent blieb nach wie vor 
unverändert in Kraft, und nur d’e ftrenge Handhabung feiner 
Vorſchriften wurde den Länderftellen wiederholt zur Pflicht ge 
madt ®. 

Hätte das Direktorium am liebiten den Kaufleuten wieber 





I! Die Akten im Fasc. 65/, Komm. N. Ä. sub No. 5 ex Febr. 1791 
und 5l ex Mart. 1792. 

2 Gemäß dem Botum des Staatsrat Eger. (St. NR. No. 930 ex 
1792.) 

3 Diefe Entſchließung wurde den Länbderftellen mit Zirkulare vom 
12. März 1792 kundgemacht. 

* St. R. No. 4051 ex 1793, 41 ex 1794, 1285 ex 1795. 

° &t. R. No. 3159 ex 1794; Zirfulare vom 16. Dezember 1800 (R. D. 
Komm. Fasc. 55 No. 18 ex Dec. 1800). 
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ihr ehemaliges Recht auf den Betrieb des Handels gefichert, jo 
war es auch — wenigftens eine Zeitlang — jehr geneigt, zu 
jenen alten merfantiliftiihen Swangsmaßregeln zurückzukehren, 
melde die Qualität der Ware einer behördlichen Überwachung 
unterworfen hatten. Die Frage, ob nicht die Herftellung von 
Seidenzeugen und Samt neuerdings an eine Qualitäten- und 
Beihauordnung zu binden ſei, wird im Jahre 1794 ernftlich 
erörtert ?; um dieſelbe Zeit auch eine Erneuerung der ehemaligen 
Duralitätenreglements für den ganzen Umfang der Tertilinduftrie 
in Antrag gebradht?. Während indes die Beratungen über dieſe 
Fragen für Niederöfterreich ebenjo wie für Böhmen, Schlefien 
und Galizien ergebnislos verliefen®, wurde in Öfterreich ob der 
Enns für die gangbarften Gattungen der Leinwand: und Wollen- 
zeuge neuerdings eine Dualitätenordnung erlaffen, und die Auf- 
ficht über diefe Manufakturenzweige ben zünftigen Viertelsmeiftern 
übertragen®. Im Jahre 1796 ſcheint dann freilich das Direl- 
torium feine Vorliebe für Qualitätenorbnungen wieber über- 
wunden zu haben; denn jegt lehnt es einen neuerlichen Antrag 
auf Einführung derartiger Reglements für die Seideninduftrie 
mit der Begründung ab, es würde die Statsverwaltung ihr 
Biel wahrſcheinlich ganz verfehlen, wenn fie ji „zum Vormund 
jedes unüberlegten und einfichtslofen Käufers“ machen wollte®. 
Diejer Wechjel der Anfihten ift jehr bezeichnend dafür, wie jelbft 
in prinzipiellen Fragen jehr oft die „Laune eines Referenten“ 
von maßgebender Bedeutung war ®. 

Befonders auffällig zeigt fi diefer Mangel an beftimmten 


1 Vortrag vom 26. September 1794 (St. R. No. 3919 ex 1794). 

2 &t. ®. No. 4051 ex 1798. 

* St. R. No. 1301 und 3605 ex 1799. An fcharfem Widerſpruche 
gegen die Nüdfehr zu biefen „abderitifchen Berfügungen* ließen es im 
Staatörate weder Eger noch Zingendorf fehlen. 

4 &t. R. No. 4051 ex 1798, 476 ex 1797. 

® Vortrag vom 15. April 1796 (N, Ö. Komm. Fasc. 81 in gen 
No, 19 ex Jun. 1796). 

© So eine Bemerkung Egers im Staatörate (St. N. No. 4051 ex 
1793). 

g* 
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Grundfägen in jenen Entſcheidungen, welde die Gefude um 
Gewährung von Snduftrieprivilegien erledigten. Denn bier 
handelte es ſich um die Erteilung landesfürftlicder Gnadenakte. 
Im allgemeinen wurde dabei der jchon feit langem! feititehende 
Grundfaß beobadtet, daß nur wirfli neuen oder in ben Erb- 
landen noch nicht verwerteten gewerblichen Erfindungen ein ber- 
artiges ausfchließende® Recht verliehen werden dürfe. Und 
allmählich entwidelte fich die konſtante Praris, in der Verleihungs- 
urkunde ausdrüdlic das Privilegium „auf das“ zu befchränlen, 
„was daran von wirklich neuer Erfindung” ſei?. Aber damit 
fonnte fi die ftaatlihe Benormundungspolitif nicht begnügen, 
die nah Möglichkeit die Intereſſen aller Beteiligten fchon bei 
der Gewährung des ausfchließenden Rechts zu berüdfichtigen 
ſuchte. So fam denn für das Schidfal eines Privilegiengeſuchs 
nicht nur die Frage in Betradht, ob die Erfindung wirklich neu 
fei, jondern auch die weiteren Fragen, ob fie anwendbar, ob ihre 
Berwertung rentabel fei, ob die Erteilung des ausſchließenden 
Rechtes nicht die Intereſſen anderer Gemwerbetreibenden allzu 
empfindlich beeinträchtige. Dem Gutdünfen der Behörden?, wie 
der Gnade des Kaiſers‘ war damit ein weiter Spielraum ge 


1 Bol. oben S. 154, 367 fg. 

2 So die Entfchließungen vom 30. Nov. 1792, 28. Nov. 1794, 21. Dez 
1797 (St. R. No. 5568 ex 1792: 4188 ex 1794; 4283 ex 1797). 

8 So ift es bezeichnend für die Parteilichleit ded Direftoriums, daß 
eö das Geſuch eines Großhändlers (Pachner) um das ausfchließende Recht 
auf die Benützung zweier neuer Mafchinen zur Papierfabrilation infoweit 
befürmwortete, als die Erzherzogtümer Öfterreich und Inneröfterreih in Be 
tracht famen; daß es aber vier Monate fpäter die Ausdehnung des Privi⸗ 
legiums auf Böhmen und Mähren widerriet, mit feiner anderen Motivierung, 
als dem Bedenken, „Durch weit fich erftredende ausfchließende Begünftigungen 
die Emfigfeit einer fehr großen Anzahl Unterthanen durch eine lange Reihe 
von: Fahren zu hemmen.“ (St. R. No. 4188 ex 1794; 1172 ex 179) 
Erklärt wird diefe Parteilichfeit durch den großen Einfluß, den damals die 
Ariftofraten Böhmens befaßen. Ein ähnlicher Fall kam 1796 vor (St. R. 
No. 789 ex 1796). Einen dharalteriftifhen Beitrag zur Privilegienpolitit 
des Direftoriums bietet au) der von Gothein (Wirtſchaftsgeſchichte des 
Schmwarzwaldes S. 757 fg.) mitgeteilte Fall (vgl. unten S. 599 Anm. 1). 

* So wird gelegentlih ein Privilegiengefud, deflen Gewährung die 
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geben. Aber im allgemeinen zeigt fich jetzt, wo die prinzipielle 
Abneigung gegen Einfhränfungen der wirtihaftlihen Freiheit 
geſchwunden ift!, eine größere Liberalität in der Verleihung von 
Erfindungsprivilegien als unter Joſeph II. So wurden jegt 
ausjchließende Berechtigungen erteilt auf die Herftellung und 
Benugung neu erfundener Spinn= und Webmaſchinen?, Tud- 
ſchermaſchinen?, Maſchinen zur Papierfabrifation t, zum Malze 
drechen® u. a. m. 


Beweiſt jchon die bisherige Darftellung, wie wenig Ber- 
ftändnis im Grunde die Staatsverwaltung im legten Jahrzehnte 
des 18. Jahrhunderts den wahren Bedürfniſſen des gewerblichen 
Lebens entgegenbrachte, jo wird diefes Urteil vollends beftätigt 
durch ihr Verhalten gegenüber der Großinduftrie. Die Geſetz⸗ 
gebung der Neaktionsjahre hatte die Verleihung der förmliden 
Landesfabrifsbefugnifie den Länderftellen zugewiefen und damit 
den jchon einige Jahre früher vorbereiteten® Unterſchied zwifchen 
den einfach fabrifsmäßigen Befugniffen und den fürmlichen 
Zandesfabrifsbefugnifien maßgebend für die ganze Negelung der 
Kompetenzfrage werden lafjen. Aber nicht einmal foviel Kraft 
bejaß bie Gewerbegejeggebung jener Tage, um diefen Unterſchied 
ſogleich aud einheitlich für alle Erblande zu firieren. Lange 
Zeit hindurch gab es Klare gejegliche Beitimmungen über die 
Abgrenzung zwifchen den beiden Kategorien von Befugniffen nur 


Behörden beantragt Hatten, vom Kaijer bloß deshalb abgewieſen, damit 
auch andere „an diefer Fabrikation theilnehmen* fönnten. (St. R. No. 3299 
ex 1796). 

! Nur Zinzendorf erklärte fi) im Staatsrate wieberholt grundſätzlich 
gegen die Erteilung derartiger monopoliftifher Berechtigungen (St. R. 
No. 945 ex 1796, 789 ex 1796). 

® Bol. unten S. 599 Anm. 2. 

St. R. No, 1311 ex 1790. 

+ Bgl. oben ©. 580 Anm. 3, 

5&t.R. No. 2328 ex 1797. 

© Dgl. oben S. 383. 
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für Nieberöfterreih! und Böhmen ?. In den übrigen Erbländern 
wurden analoge Borfchriften erſt viel ſpäter erlafjen®, wie ſich 
eben, durch konkrete Fälle gewedt, das Bedürfnis dazu heraus: 
ftellte. 

Mit der erwähnten Kompetenzbeftimmung hatte die Geſetz- 
gebung einer im gewerblichen Leben bereit3 deutlich ausgeprägten 
Erſcheinung Rechnung getragen: dem Unterfchiede zwifchen dem 
nicht mehr rein handwerksmäßigen Betriebe und dem kapitaliſtiſch 
organifierten Großunternehinen. Während der zünftige Meiiter in 
feinem Gewerbe noch ftreng an die Beobachtung der Innungs⸗ 
ftatuten gebunden war, die bloß eine handwerksmäßige Probuftiong- 
weife geitatteten, ficherte das einfache fabrifsmäßige Befugnis 
feinen Inhaber die Befreiung vom Zunftverbande und allen 
durch diefen legteren bedingten Befchränfungen; daher vor allem 
das Recht, auch ſolche Hilfsarbeiter, welche die fcharfe zunft- 
mäßige Grenzregulierung anderen Gemwerbezweigen zumies, zur 
gebrauhsfähigen Herftellung der Waren zu verwenden. Die fürm- 
lihen Landesfabrifsbefugnifje bildeten dann eine höhere Stufe 
biejer unzünftigen Gewerberechte. Ihre Verleihung batte eine 
Organifierung des Betrieb3 auf kapitaliſtiſcher Grundlage zur 
Borausfegung, denn fie wurden nur jenen erteilt, deren Unter: 
nehmen anjehnliche VBorauglagen erforderte und zahlreiche Arbeiter 
befchäftigte. Ihre Anhaber genofien das bejondere Recht, in 
allen Hauptitädten der Erblande Niederlagen zum Verkaufe ihrer 
Waren zu errichten, den faiferlichen Adler und die Bezeichnung 
„k. E. privilegierte Fabrik” im Schilde und Siegel zu führen, 
Werkmeiſter anzuftellen, ihre Lehrlinge ſelbſt aufzudingen und 


I Dekrete vom 12. Juni und 26. Juli 1791. (Nach der Kraußſchen 
Denkſchrift zitiert bei Reſchauer, Der Kampf der Handmwerferzünfte ujw. 
©. 36.) 

2 Dekrete vom 7. Dezember 1792, 14. Dezember 1793 und 11. Dez. 
1798 (Böhm. Komm. Fasc. 97 No. 7 ex Dec. 1798). 

8 In Mähren erft in den Defreten vom 17. Juli 1798 und 26. Nov. 
1799 (Böhm. Komm. Fasc. 62 No. 11 ex Jan. 1799), in Öfterreich ob ber 
Enns erft 1805 (N. Ä. Komm. Fasc. 63/, No. 43 ex Mart. 1805) ufm. 
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freizufprechen. Ihre Fabriksgebäude waren von der Militär 
einquartierung, ihre HilfSarbeiter von der Rekrutierung befreit!. 

Die Leiter der Gemwerbepolitif betrachteten dieje allmählich 
erftarfende Großinduftrie nicht gerade mit günftigen Augen, 
Wiederholt ſprachen fie fih, wenn ein Gefuh um Bewilligung 
eines neuen zentralifierten Fabrifbetriebes im Nekurswege bis 
zur Hofftelle gelangte, gegen die Genehmigung besjelben aus?; 
für Niederöfterreich ſchärfte das Direktorium der Regierung mehr- 
mals die größte Vorfiht bei der Verleihung von förmlichen 
Landesfabrifsbefugnifien ein®; ja es machte fogar den vergeblichen 
Verfuh, das Verleihungsrecht der Landesftelle zu bejchränfen *. 
Denn noch immer ging die Zentralbehörde von der, freilich 
felten deutlich ausgefprochenen Anficht aus, dab die günftigite 
Entwidlung der wirtſchaftlichen Kräfte von jener Art der Pro- 
duftion zu erhoffen jei, welche möglichit zahlreiche, mit Arbeits- 
befugnifjen verfehene Arbeiter in ihren eigenen Werkjtätten, unter 
Mitwirkung der Familie oder einiger Gehilfen bejchäftige®. 

* Das Konftriptionspatent vom 25. Oftober 1804 beſchränkte dann 
freilich dieje Befreiung bloß auf die leitenden Beamten und jene Arbeiter, 
deren Kenntniffe ſchwer zu erſetzen waren. 

2 &o im Jahre 1791 anläßlich eines Geſuchs bes Prager jüdiſchen 
Händlers Aron Beer Job, des Pächters der vom Grafen Bolza gegründeten 
Joſefstaler Kattundruderei (Kart. IV T 2 No. 152 ex Jun. 1791 Böhm.) 
Ahnlich im Jahre 1797, als es ſich um bie Errichtung einer neuen Tud- 
fabrit in Brünn handelte (vgl. unten S. 591 Anm. 2). 

® Delrete vom 12. Juli 1793 und vom 26. Februar 1796 (N. d. 
Komm. Fase. 72 No. 41 ex Jul. 1793 und 44 ex Febr. 1796). 

+ Bol. oben S. 507 Anm. 5. 

5. &o heißt es in einem Vortrage vom 12. Juni 1798, dab „durd 
den Hauserwerb, wo ein jebes Glied der Familie feine eigene Beſchäftigung 
übernimmt, und der wahre Landfleiß begründet wird, die größte, befte und 
mohlfeilfte Menge des Wanrenvorrathes hergeftellt werden“ fönne. (N. Ö. 
Komm. Fasc. 72 No. 80 ex Aug. 1798.) Ähnlich wird gegen eine Be- 
ſchwerde der Wiener Seidenzeug- und Dünntuchmachergefellen, die fih u.a. 
aud gegen die Beichäftigung der Frauen in der Seidenweberei gewendet 
hatte, geltend gemacht. daß „nur dann ein Fabrifationszweig einer gröheren 
Ausdehnung fähig wird, wenn er fid in ein häusliches Gewerb umftaltet, 
wodurd auch dem verheuratheten Arbeiter, ber eine doppelte Rückſicht ver- 
dient, die Gelegenheit verſchaffet wird, fich vermittelit feines Weibes und 
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Dazu kam dann no die Rüdfiht auf den Nahrungsſtand der 
vorhandenen „jo vielen bürgerlichen Gewerbstreiber” und Klein: 
meifter!, denen die Konkurrenz der Großbetriebe nun das Brot 
wegzunehmen drohte. 

Aber nicht bloß derartige Erwägungen gewerbepolitijcher 
Natur waren beftimmend für die Abneigung der Beamtenfchaft 
gegen den zentralifierten Großbetrieb. Dieſe Abneigung wird 
erft dann völlig verftändlih, wenn man jened Moment in Be 
tracht zieht, daS damals die ganze innere Politik Oſterreichs 
beherrfchte: die Furcht vor revolutionären Bewegungen. Die 
allgemeine Erregung, die fih unter dem Eindrude der Vorgänge 
in Frankreich aller Gemüter bemädtigt hatte, Tpiegelt ſich auch 
in den Gewerbeaften wieder. Wiederholt klagen die Behörben 
über die Auflehnung fogar der zünftigen Meifter gegen obrigfeit- 
lihe Verfügungen?. Noch weit größer aber fchien jene Gefahr 





feiner Kinder einen mehreren Gewinn zu verſchaffen.“ (Bortr. vom 15. Apr. 
1796; N. Ö. Komm. Fasc. 81 in gen No. 19. ex Jun. 1796) Ähnlich 
betont aud ein Defret vom 6. Auguft 1799 an das böhm. Gubernium, 
man fei bemüht, „bei den gemeinften, zum ausgebreiteten VBerbraud und 
größeren Handel geeigneten Artifeln ..... . langfam dahin zu kommen, daß 
die Erzeugung derfelben bis zum bäußlichen Erwerb fi ausdehne, weil 
aus diefen Masregeln am ficherften die gehörige größere Menge von Waaren, 
der beflere Preis und die befte Dualität zu erwarten find" (Böhm. Komm. 
Fasc. 93 No. 5 ex Aug. 1799). 

! So der oben zitierte Vortrag von 1791 über die Joß'ſche Kattun⸗ 
druckerei. In einer Reihe von Vorträgen aus den Jahren 1794 bis 17% 
ift Die Rede von der „nicht zu vermeidenden Scheelſucht der Meifter gegen 
die Fabrilöunternehmer“ bei den Seibenzeug- und Dünntuchmachern Wiens. 
(Die Alten im Fasc. 81 Komm. N. Ö.) 

2 So begründet im Jahre 1793 das Direktorium feinen Antrag auf 
Abänderung der Zunftverfafiung bei den Prager Eifenarbeitern (vgl. oben 
©. 575 Anm. 2) damit, die allzu weitgehende Vermehrung der Gewerbebefugnifie 
im Vereine mit anderen Zmwiftigfeiten habe eine ſolche Unzufriedenheit unter 
den Zünften erregt, „daß die gänzliche Abmweilung der Befchwerbeführer zur 
weiteren Verbreitung der Unruhen Anlaß geben könnte.” (St. R. No. 81 
ex 1793.) Ahnlich Heißt e8 in einem Berichte der nieberöfterr. Regierung 
vom Jahre 1794: „ES erfordert bey diefen Umftänden, wo das eigenmädhtige 
Benehmen und die Widerfeglichleit gegen bie erlaflenen Berorbnungen bey 
den Gewerbsleuten gleihfam zur Gewohnheit geworden, und fchon ben 
üußerften Grad der Unverjchämtheit zu erfteigen anfängt, die Pflicht ber 
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zu fein, die der Ruhe und Sicherheit im Staate von dem 
gewerblichen Proletariate der Großftädte drohte. Die Entwid- 
fung der Induftrie in dem legtvergangenen Jahrzehnte hatte 
hingereicht, um ein derartiges Proletariat, vor allem in Wien, 
zu ſchaffen. 

Die Staatsverwaltung ftand diejem Sprößling der auf- 
feimenden Großinduftrie ziemlich ratlos gegenüber. Wie waren 
jene Geifter zu bannen, die Joſeph II. mit feiner rüdfichtslofen 
Wirtfhaftspolitif gerufen hatte? In den Tagen bes ftrengen 
Merkantilismus, zu deſſen Mafregeln und Hilfsmitteln man 
jest jo gern die Zuflucht nahm, hatte diefes Element des gewerb- 
lichen Lebens noch feine Bedeutung gehabt. Und jo fehlte es 
faft vollftändig an einer gefeglichen Regelung des Arbeits- 
verhältniffes der Fabrifarbeiter. Die alten Vorfchriften ber 
Zunftftatuten, auch jene den Kommerzialgewerben erteilten 
Artikel, die fpeziell das Verhalten der Gefellen und Lehrlinge 
regelten, paßten für die neue Kategorie gewerblicher Hilfs- 
arbeiter nicht; ſchon deshalb, weil die legteren nur während 
der Arbeitsftunden der Aufiht des Arbeitgebers unterftanden, 
und weil bei ihnen die Grundlage des alten Gewerbeſyſtems, 
das Auffteigen aus dem Stande des Gehilfen in jenen des jelb- 
ftändigen Meifters, fat durchwegs fehlte. Nur das eigenmächtige 
Verlaffen der Arbeit jowie das „Abreden“ von Hilfsarbeitern 
und Lehrlingen hatten mehrfache Verordnungen bei ftrenger Strafe 
bejonders unterfagt!. Im übrigen wandte man im Bedarfsfalle 


Landesſtelle, allerdings hierin mit mehrerer Strenge vorzugehen." (N. D. 
Komm. Fase. 72 No. 50 ex Oet. 1794) Ähnlich ein Vortrag des Diret- 
toriums vom 25. Dezember 1795 (N. Ö. Komm. Fase, 126 in gen No. 60 
ex Jan. 179). Sogar in eine Unterfuchung wegen Verbreitung irriger 
und gefährlicher Religionsfehrjäge war die ehrfame Wiener Schufterzunft 
verwidelt. (St. R. No. 1442, 1832 und 2355 ex 1794.) So erflärt es 
fi, wenn die Wiener Stadthauptmannfchaft gelegentlich in ber Exiſtenz 
ausgebehnter zünftiger Verbände eine Gefahr für die Sicherheit des Staates 
erblidt, weil ſich derartige „Gemeinfchaften . . . von den übrigen Ständen 
abzufönbern ſuchten“. (Bit. in einem Vortrage vom 5. Dezember 1797; 
N. Ö. Komm. Fasc. 7 No. 8 ex Jan. 1798.) 

2 Bol. oben ©. 234, dann Kopetz, Gewerbögefegkunde Bd. I ©. 117, 
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auf das Verhältnis des Fabriksinhabers zu feinen Arbeitern 
unbedenklich die VBorjchriften der allgemeinen Dienftbotenordnungen 
an!. Die fhüchternen Verſuche zur Ausbildung eines Sonder: 
rechtes blieben bei dem mangelnden Berufe jener Zeit zu geieß- 
geberifchen Reformen in den erjten Anfängen fteden 2. 

Wie jeinerzeit der Staatsminifter Graf Pergen Sofeph I. 
vor der drohenden Unzufriedenheit des Volkes gewarnt hatte, jo 
war er ed wieberum®, der jet die Aufmerffamleit des Monarchen 
auf jene Gefahren lenkte, die dem Staate aus der Eriftenz de 


119, 121, wo mehrere Dekrete dieſes Inhalts zitiert find. Jene Bor 
Schriften, die Joſeph II. über die Behandlung der Fabrikskinder erlaflen 
hatte (vgl. oben S. 375 Anm. 2), gerieten nun allmählich wieder in Ber- 
geflenbeit. 

1 Dies bemerkt das Direktorium in einem Bortrage vom 12. Sept. 
1794 (St. R. No. 3351 ex 1794). 

2 Es erging zwar gelegentlih an einzelne Zänderftellen die Weijung, 
geeignete Vorfchläge zur gefeglichen Regelung dieſes Arbeitsverhältnifſes zu 
erftatten. So 1793 an die niederöfterr. Regierung (N. O. Komm. Fasc. 78 
No. 16 ex Jul. 1793), 1798 an das böhm. Gubernium. (Böhm. Komm. 
Fasc. 62 No. 29 ex Majo 1798.) Daß derartige Pläne aber fehr bald 
gänzlich aufgegeben wurden, beweiſt das Dekret vom 6. Auguſt 1799 an 
das mährifche Gubernium, das es als „unabweichlichen Grundfag” bezeichnet, 
daß die öffentlihe Verwaltung von der Einmengung „in die Leitung ber 
einzelnen Merkantil- und Fabrilägefhäfte... . . ſich jorgfam zu enthalten 
babe.” Die Anträge des Guberniums auf Erlaflung von dataillierten Bor- 
fchriften über das PVerhalten der Fabriksarbeiter erlangten daher die Ge 
nehmigung der Hofſtelle nit. Sie wies die Landesſtelle Tedigli an, bie 
bereit3 beftehenden Vorfchriften ftrenge zu handhaben, alfo die Verordnungen, 
die fi) richteten gegen das Entlaufen der Gefellen, gegen die „Entlodung“ 
derjelben durch andere Unternehmer, gegen den Verſuch der Hilfsarbeiter, 
die Arbeit vor Vollendung der angefangenen Stüde zu verlaflen, gegen bie 
blauen Montage, gegen die Weigerung der Unternehmer, den orbnung® 
mäßig austretenden Gefellen Entlaßſcheine auszufertigen. Auch die Feſt⸗ 
jegung der wechſelſeitigen Auffündigungszeit fei Aufgabe der Behörden, 
zunächſt der Ortsobrigleiten. (Böhmen Komm. Fasc. 98 No. 4 ex Aug. 
1799; diefe8 Defret findet fich ziemlich ausführlich zitiert bei Miſes, Zur 
Geſchichte der öfterr. Zabrifsgefeggebung in der Beitfchr. für Volkswirt⸗ 
fhaft ufm. Bd. XIV ©. 235 fg.) 

3 „Es ſcheint, daß Graf Pergen, welcher unter Joſeph II. eine der 
Koryphäen der Aufflärungspartei geweſen war, im Jahre 1792 glei To 
vielen feiner Standesgenofjen durd die franzöjifche Revolution zu anderen 
Anfichten gefommen war.” (Beidtel, Geſchichte der öſterr. Staats⸗ 
verwaltung Bd. II ©. 81.) 
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gewerblichen Profetariat® in ben Großftäbten zu erwachſen 
ſchienen!. 

Gerade die niederſte Volksklaſſe, „dieſe Gattung nahrungs- 
loſer und größtentheil ungefitteter Menſchen“ jei es, „melde 
jedem Staate die größte Gefahr, bejonders bey jegigen Zeiten 
androhe, da durch dieſelbe die Jacobiner den Umſturz der fran- 
zöſiſchen Regierung, und das allgemeine Unglück Europens bewirkt 
haben, und durch eben diefe Staatsumwälzer ähnliche Comploten 
in einigen anderen Staaten durch Dahinfendung vieler Gelb- 
jumme ſchon wirklih bis fait zum Ausbruche angejponnen 
worden, und es faum zu zweifeln jey, fie dürften was Ähnliches 
auch hierlands, wo nit ſchon verſucht haben, dennoch es noch 
zu thun die Abficht haben“. 

Um num den Staat vor weiterer Gefährdung bei Zeiten zu 
ſchützen, heantragte der Staatsminifter neben mehreren Maßregeln 
zur Verjchärfung ber Polizeiaufficht? auch zwei für die Gewerbe 
politif bedeutjame Zwangsbeftimmungen: Ein Verbot, in der 
Hauptitabt neue Fabriken zu errichten? und eine Verfügung, die 
für Wien den Handwerksgefellen jowie allen jenen Perjonen die 
Verehelihung unterjagte, die ſich nicht über einen hinreichenden 
Erwerb auszumeijen vermochten. 

Über dieje Vorſchläge hatte fich eine über Befehl des Kaijes 
eigens zufammengefegte Kommiſſion zu äußern*. Ihr Gutachten 
bringt Variationen des vom Grafen Pergen angejchlagenen 


1%. u. Note vom Juli 1794. Die Akten der im folgenden dar- 
geftellten Verhandlung im Kart. IV M 5 No, 296 ex Jan. 1795 N. Ö. 

So jollten die Fremden in der Reſidenzſtadt weit ftrenger als bisher 
überwacht werben. Ein weiterer Antrag, der ſich auf die Befreiung bes 
Polizeiverfahrens von den rechtlichen Formalitäten bezog, ift, fo begeichnend 
er auch für ben jene Epoche beherrihenden Geift fein mag, für uns doch 
ohne Belang. Auch eine Einfhräntung der Bautätigkeit in der Refidenz- 
ftadt brachte Pergen in Vorfchlag. 

*Auch diefe Idee war dem alten Merkantilfgftem nicht fremd ge 
wefen. Bl. oben &. 170. 

* Sie beftand aus Mitgliedern des Direktoriums, der oberften Juftiz« 
ftelfe und ber Hoffommiffion in Geſetzſachen. Ihr Protokoll ift vom 23. Nov. 
1794 batiert; Referent war Hofrat v. Greiner. 
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Grundmotivs. Auch fie klagt, wie fehr fih durch „einige in 
vorigen Jahren getroffene Veranlaffungen in der biefigen Nefiven 
ber Bevölferungsftand vergrößert habe“, und welche Gefahr in 
den Anwachſen einer proletarifhen Volksklaſſe gelegen fei, in 
der Eriftenz einer großen Mafje ganz mittellofer Menfchen, bie 
„eben, weil fie in feinem Falle was verlieren können, bey jeder 
Ereigniß nur gewinnen müffen, zu allem bereit find ..... und 
die Hände willigft dazu reihen, was ihnen Diebesrotten ober 
auch fremde und einheimische Aufmwiegler immer darbiethen.“ 

Die Hauptquelle „diefer Pöbelvermehrung in den Städten 
und der Verminderung der arbeitenden Hände auf dem Lande‘ 
jei bisher die „allzu große Erleichterung der Nahrungswege um 
des Aufenthalts in den Städten” gemejen. Sehr viele Fabriken, 
namentlich der Tertilgewerbe, babe man in der NRefidenzftadt 
ober doch in der Nähe derfelben angelegt und dadurch Arbeiter 
von Lande hereingelodt oder nüßlicheren, aber bejchwerlicheren 
Gewerben entzogen. 

Sp groß auch der Nugen fei, den diefe Fabriken dem Staate 
durch ihren Abſatz ind Ausland brächten, ebenjo bedenkliche 
Nachteile verurfadhten fie durch die Verminderung ber land: 
arbeitenden Bevölkerung und durch die Sittenlofigfeit, die das 
enge Zufammenleben einer fo großen Zahl von Fabriksarbeitern 
im Gefolge babe. 

Zur Vermehrung der ftädtiihen Bevölkerung habe überdies 
noch der Umſtand beigetragen, daß man die bürgerliden Nahrung 
wege vielfach für frei erklärte und faft jedem Gefellen geftattete, 
fein Handwerk oder Gewerbe auf freie Hand zu treiben, ja ſogat 
mit feinen Erzeugnifjen zu baufieren. Dies habe nicht nur ben 

Meiftern vielfach die nötigen Gehilfen entzogen, fondern auch bie 
Eriftenz der Handwerker oft genug vernichtet, denen in ben felb- 
ftändig gewordenen Gejellen eine große Konkurrenz entitand. 

Noch ſchlimmer feien die Folgen der den Handwerkögefellen 
„gegen alle vorhinige Beobadhtung nnd Verfaſſung“ erteilten 
Erlaubnis, fih zu verheiraten. Dadurch babe man die Zahl der 
Pfuſcher und Bettler ftarf vermehrt, da der Gefellenlohn regel- 
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mäßig zur Erhaltung einer Familie nicht ausreichte. Die Be— 
günftigung des Wiederverfaufs, des Zwiſchenhandels habe endlich 
wegen der Leichtigkeit diefer Erwerbsart ſehr viele Taglöhner 
und Kleinhändler vom Lande in die Stadt gelodt. Teuerung 
der Ehwaren, Mangel an Arbeitskräften jeder Gattung in ber 
Stadt und auf dem Lande, überdies eine außerordentliche Ver— 
mehrung des müßigen und zügellofen Gefindels feien die Folgen 
diefer Marftpolitif gewejen. 

Als Hilfsmittel bringt demgemäß die Kommiſſion folgende 
Mafregeln in Antrag: Die Anlegung neuer Fabriken ſei nur 
mit größter Vorficht zu geftatten, in der Hauptftabt oder in der 
Nähe derjelben gänzlich zu unterfagen. Neue Hleinere Manu— 
fakturwerkftätten (Band-, Seidenzeugwebereien uſw.) feien auf 
das flache Land zu verweifen. Die Niederlaffung der Handwerks⸗ 
gejellen als jelbftändiger Arbeiter müſſe jehr beſchränkt werden, 
und wenn man ſchon für die Zünfte eine geſchloſſene Zahl der 
Meifter nicht beftimmen könne, jo jeien doch Magiſtrat und 
Landesſtelle anzumeifen, ohne befondere Notwendigkeit neue Ge- 
werbebefugniffe nicht zu erteilen, den Gefellen das Arbeiten auf 
freie Hand nicht zu geftatten und für die Abjchaffung der Pfuſcher 
ober Störer Sorge zu tragen. Ebenjo jchlägt die Kommiffion vor, 
den Gejellen der Stadt und der Vorftädte das Heiraten gänzlich zu 
verbieten; nur auf dem Lande und im den Landſtädten jollte es 
geftattet bleiben. Yon den übrigen Anträgen verdient noch das 
alte Poftulat Erwähnung, daß die Zahl der Höder und Ablöfer- 
leute vermindert werde. 

Der oberfte Kanzler, der dieſes Gutachten der Kommiffion 
dem Kaifer vorlegte, ſcheint den Hleinlihen Polizeigeift, der es 
beherrſchte und das Unbilige der vorgeſchlagenen Maßregeln 
deutlich empfunden zu haben. Er ftimmt den Kommiffions- 
anträgen zwar im allgemeinen bei, fügt aber bod hinzu, daß 
„weniger mit Zwang als mit entgegengefegten Vortheilen für 
jene, welche die Staatsabfichten außer den Hauptſtädten zu er- 
reichen trachten, vorzugehen jei“. 

Um fo jchärfere Verurteilung fand das Gutachten im Staats- 
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tate!. Namentlich Eger und Zinzendorf geißelten mit ſcharfem 
Spotte die „vagen Lamentationen”, die „Regulirſucht“, den 
Mangel an Logik und Konfequenz in den einzelnen Anträgen. 
Sn eingehender Weiſe ſuchte Eger zu zeigen, daß die Entitehung 
der großen Städte mit all ihren Licht- und Schattenfeiten ein 
natürliche Ergebnis der ftaatlihen Entwidlung fei; daß es 
lächerlich wäre, wollte man fi gegen dieſe Entwidlung mit 
kleinlichen Maßregeln ftemmen; daß man endlich Durch die letzteren 
den beabjihtigten Zweck nicht einmal erreichen könne. Der ent- 
ſchiedene Widerſpruch des Staatsrats hatte denn auch wenigitens 
den Erfolg, daß die kaiſerliche Entjchließung zunächſt alle ein- 
Ihneidenden Verfügungen vermied. Sie wied auf den für die 
Gewerbepolitif wiederholt feftgeftellten Grundjfag bin, daß das 
Befugnis zur Verleihung von Gemwerben ausfchließlih den 
Magijtraten und Ortsobrigkeiten zuftehe, denen neuerdings ein- 
zufchärfen fei, die Zahl der Meifterfchaften nie ohne Not, um fo 
weniger aus PBarteilichfeit zum Nachitande der ſchon beſtehenden 
zu vermehren. Die Erridtung von Fabrifen auf dem Lande fei 
zu begünftigen, den Gefellen in der Hauptftabt bie Verehelihung 
zu erichweren, die Erlaubnis dazu auf das Land und die Land: 
jtädte zu befchränfen. Die Zahl der Höder und Ablöferleute 
müfje auf ein, den Bebürfniffen des Publitums entfprechendes 
Maß berabgefegt werden. Und aud die fonftigen, die Gemwerbe- 
politif nicht berührenden Anordnungen dieſer a. h. Entſchließung? 
jtehen auf demfelben Standpunkte der Vermeidung alles energi- 
ſchen Eingreifens in die beftehenden Verhältniffe — in der deut— 
lich ausgefprochenen Überzeugung, daß hier „jede fühlbare Neue⸗ 
rung das Volk unzufrieden machen würde“. 

Es war eine unmittelbare Folge dieſer Verhandlungen, daß 
es jetzt förmlich zum Grundſatze der Induſtriepolitik wurde, die 
Entſtehung größerer Fabriken in den Städten zu verhindern. 
1.8. R. No. 4072 ex 1794. 

2 Sie wurde der niederöfterr. Regierung mit Defret vom 9. Januar 
1795 befanntgegeben. 


3 So ausdrüdlih ein Dekret an die niederöfterr. Regierung vom 
26. Februar 1796 (N. Ä. Komm. Fasc. 72 No. 44 ex Febr. 1796). 
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Binnen kurzem war e3 „zum lieu commun in den oberflächlichen 
Geſprächen“ geworden !, daß die Induftrie auf das flache Lande 
zu verbannen jei: Gelegentlich mußten die liberal gefinnten 
Mitglieder des Staatsrat ihren ganzen Einfluß aufbieten, um 
gegen die Anträge aller Behörden es doch durdzufegen, dab 
Kapitalsfräftigen Unternehmern nicht bie Erlaubnis zur Gründung 
neuer Fabriken in Induftriegentren verfagt werde®. 

Auch der jeltfame Antrag der Kommiffion, daß ven Hand— 
werfsgejellen in der Nefibenzitabt das Heiraten erſchwert werde, 
gelangte alsbald zur Ausführung. Einem Gefellen follte fortab 
die Verehelihung nur dann geftattet fein, wenn vorher ber 
Magiftrat — nad Vernehmung der Zunftvorfteher und Prüfung 
der Einfommensverhältnifje des Ehekandidaten — feine Ein- 
willigung erteilt hatte®. Vergeblich proteftierte die Hoffommiffion 
in Geſetzesſachen*“ aufs nachdrücklichſte gegen dieſe — überdies 
höchſt unglücliche ftilifierte — Verordnung, in der fie eine 
unbillige Härte gegen eine einzelne, der öffentlichen Sicherheit in 
feiner Weife gefährlihe, Bevölkerungsklaſſe exrblidte; vergeblich 
forderte fie, daß künftig eine derartige, tief in die Rechte der 
Bürger einfchneidende gejegliche Beitimmung nicht ohme ihre Mit- 


? Bitiert aus einem Vortrage der Hoflammer vom 5. Juni 1798 
(Böhm. Komm. Fasc. 74 No. 15 ex Aug. 1798). 

® So bat im Jahre 1797 Matthias Mundy (ein Neffe des Fabrifanten 
Freih. von Mundy) um die Bewilligung zur Errichtung einer Feintuch- 
fabrif in Brünn. Unter allerlei nichtigen Vorwänden hatten ihm bie Be- 
hörben vorgefchrieben, dab die neue Fabrik wenigftens drei Meilen von 
Brünn entfernt fein müfje; eine Bedingung, deren Erfüllung das Gebeihen 
des Unternehmens geradezu in Frage geftellt hätte. Im Stantsrate erhob 
vor allem Eger Einfprud; gegen eine derartige Feſſelung der Induſtrie, 
unter Zuftimmung faft aller Mitglieder feines Kollegiums. Der Raifer 
bewilligte auch das Anfuchen Mundys ohne die erwähnte Einſchränkung 
(St. R. No. 3920 ex 1797). 

® Birfulare des Magiftrats vom 7. Februar 1797. Es Hatte zunächft 
einen Notenwechfel zwiſchen dem Direftorium und der Hoffommiffion in 
Gefegfachen zur Folge (die Aften im Kart. IV M 5 No. 320 ex Apr, 
1797 2. 8). 

+ In dem Bortrage vom 10. Juli 1797 (St. R. No. 2015 ex 1797). 
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wirkung erlaffen werde!. Vergebens verurteilten im Staatärate 
Eger und Zinzendorf die ganze Politik polizeilicher Regulierungs- 
fucht, die es zum „berrfchenden Tone” gemacht habe, „die unteren, 
minder vermöglichen Volksklaſſen mit dem beleidigenden und ent- 
ehrenden Namen des Gefindels zu bezeichnen, und ohne Bebenfen 
den Taglöhner, den Fabriksarbeiter, den Handwerksgeſellen mit 
dem Landftreiher und Müßiggänger in die nämliche Kategorie 
vermweife”. Der Kaiſer beließ die Verordnung in Kraft und 
räumte nur der nieberöfterreidhifchen Regierung ein weitgehendes 
Kontrollrecht über die Entfcheidungen des Magiftrats ein. 

Wahrlich, ein trübes Licht werfen diefe Verhandlungen auf 
den Geift, der damals in der inneren Verwaltung der Monardie 
die Oberhand gewonnen batte! 


Sechſtes Kapitel. 


Die Anzeiden einer neuen Epoche gewerblichen „Lebens. 


(Der allgemeine Charakter diefer Symptome S. 592. — Rüdblid auf bie 

Gemwerbepolitif des Merkantilidmus und des aufgellärten Polizeiſtaats 

©. 593. — Das Auflommen von maſchinell organifierten und fommerziell 

geleiteten Fabrifsbetrieben S. 597. — Die Anzeichen einer Änderung in 

der Organifation des zünftigen Handwerks ©. 602. — Schlußbemerkungen 
S. 605.) 


Bon einer Gewerbepolitif, die fich in der eben gefchilderten 
Weife den Wünfchen einer engherzigen Sicherheitpolizei unter: 
ordnete, konnte eine wirkliche Förderung des Gewerbemwefens 
nicht erwartet werden. Die Staatsverwaltung fühlte ſich nicht 
mehr wie früher berufen, die vorhandenen Kräfte des gewerb- 
lien Lebens führend und unterftügend zu beeinfluffen; nod 
weniger aber konnte fie fih entfchließen, ihnen volllommen freie 
Bahn zu laſſen. So mußte es zu einem Kampfe kommen 


1 Die betreffenden Verhandlungen enthalten einen interefla” 
trag zur geſchichtlichen Entwidlung der Begriffe Gefeh und Bi 
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zwiſchen dem Streben dieſer Kräfte nad; ungehemmter Ent- 
faltung, und ben Verſuchen der Staatsverwaltung, die Entwid- 
fung der Gewerbe in jene Richtung zu lenken, bie fie für die 
angemefjenfte hielt; zu einem Kampfe, der in wechſelnder Ge- 
ftaltung länger als ein halbes Jahrhundert währen jollte, und 
der Gewerbepolitit von etwa 1798 ab ein neues Gepräge verleiht. 
Die Vorbereitungen zu biefem Kampfe aber gehören nod) 
der Wirtfchaftsgefchichte des 18. Jahrhunderts an, und jo mag 
denn wenigftens mit einigen Bemerfungen ſchon bier auf bie 
erften Symptome eines tiefgehenden Umſchwungs in der Organi- 
jation des gewerblichen Lebens hingewieſen werden, der wenige 
Jahrzehnte jpäter mit greifbarer Deutlichfeit hervortreten ſollte. 
Es ift leicht verftändlih, daß ein derartiger, naturgemäß nur 
ſehr langjam und ungleihmäßig fortfchreitender Prozeß, der 
feinen Schauplag in den Werkſtätten der Fabriken, in den Kon— 
tors ber Kaufleute, und nicht in den Stuben der Beamten hatte, 
in ben Aften vielleicht zulegt zum klaren Ausdrucke gelangte. 
Allein ſchon zu Ende bes 18. Jahrhunderts laſſen doch gelegents 
fiche Bemerkungen der Behörden ziemlich beftimmt erfennen, daß, 
unter dem Einflufje der von Joſeph II. jo energijch verfolgten 
Wirtjhaftspolitif, eine förmliche Revolution in der Organifation 
des gewerblichen Lebens vorbereitet worden war, die Hand in 
Hand ging mit einer Umgeftaltung ber ganzen Dent- und Arbeits- 
weiſe in den induftriell entwidelten Gegenden der Monarchie; 
daß, um ein modernes Schlagwort zu gebrauchen, Technik und 
Geift des Kapitalismus nun auch in Öfterreich ihren fiegreichen 
Einzug hielten. 








Um bie erforderlichen Vorausjegungen für ein Verftändnis 
diefer Bewegung zu gewinnen, mag zunächit ein kurzer Rückblick 
geftattet ſein. 
Die Wirtſchaftspolitit der Regierung Maria Therefias hatte 
it Erf verfucht, en Bi die Entwidlung einer Groß: 

be auf freiere Bafis zu ftellen. 
men —— — 












594 Fünftes Bud. Die Periode von 1790 bis 1798. 


trogdem fie fhließlih mißglüdte, — eine nachhaltige Wirkung 
erzielt: Die ftraffe, einheitliche Leitung aller für den Großhandel 
wichtigen Gemwerbezweige nach beftimmten, das Ganze der Mon- 
archie überfchauenden Geſichtspunkten. So war, unter Über: 
windung zahllojer Schwierigkeiten, eine ausgedehnte, bis in die 
tiefften Schichten der ländlichen Bevölkerung, bis in die ent- 
legenften Gegenden der Erblande reichende verlagamäßig be- 
triebene Induſtrie gefchaffen worden; in großen, kaufmänniſch 
geleiteten Unternehmungen erhielt fie feite Stüßpunfte. Die 
bis dahin jeder gewerblichen Betätigung faſt völlig fremde Land- 
bevölferung hatte dem Merkantilismus die breite Grundlage für 
die Entwidlung jener Manufalturen geboten, auf deren Blüte 
im wefentlichen feine ganze Handelspolitik, und damit auch feine 
Außenpolitif berubte. Und die Kraft des Xerritorialgedanteng 
war ſtark genug, um auch im Wirtjchaftsleben ein Analogon 
zu fuden; das beweifen. die verfchiedenen Pläne, alle vorhan- 
denen Kapitalskräfte in größeren Einheiten, in Induftrieunter- 
nehmungen wie in Handelskompagnien, zufammenzufafjen. 
Unter Joſeph II. tritt der aufgeflärte Polizeiftaat das Erbe 
des eigentlichen Merfantilismus an. Und damit vollzieht fich 
alsbald ein durchgreifender Wandel der Innenpolitik. Wohl 
leitet auch den Bolizeiltaat der Xerritorialgedanfe, aber in 
ichärferer Weife ala fein Vorgänger fucht er denfelben zu ver- 
wirklichen: durch Bekämpfung aller im Staate nad) Selbftändig- 
feit ringenden politifchen, religiöfen und genofjenfchaftlichen Ver- 
bände. Seine abjolute Omnipotenz will nur Individuen als 
Untertanen fennen, Spndividuen ohne bejondere Rechte!. Wie 
er daher im innerpolitiihen Leben die Macht der ftändifchen 
Korporationen und der Kirche befämpft, jo auf dem Gebiete des 
gewerblichen Lebens den Einfluß der Zünfte und Gremien; wie 
er dort alle Privilegien der bevorrechteten Klaffen zu bejeitigen 
beftrebt ift, jo will er Hier alle wirtfchaftliden Monopole hin- 


1 Bol. dazu die geiftreihen Ausführungen Gierkes über bie An- 
wendung des römifchen Rechts auf die Verhältniffe des abfoluten Staats 
(Das Recht der Genoffenfchaften 1. Bd. S. 647 fg.). 
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wegräumen; wie er bort bie politiſche Autonomie ber Städte 
untergräbt, jo will er in feiner Marftgefeßgebung das flache 
Land von der wirtſchaftlichen Übermacht der Städte befreien; 
wie ihm dort für die Würdigung des Individuums nur bie per- 
ſönlichen Eigenſchaften desjelben, nicht mehr Stand und Her- 
fommen maßgebend find, jo entjcheibet er in der Gewerbe 
verfaffung den Kampf zwiſchen Sahbefit und perjönlichen Fähig- 
feiten zugunſten der legteren. Die Abneigung gegen jede, die 
Konkurrenz ausjchließende Beherrſchung des Marktes beftimmt 
ihn auch, den großen Induſtrie- und Handelsunternehmungen 
feine Unterftügung zu verfagen und die legtere vielmehr zahl- 
reichen felbitändigen Kleinmeiftern zuzumwenden. Alſo auch hier 
jenes Streben nad) Atomifierung, das die übrige Innenpolitik be 
herrſcht. 

und in der Überzeugung, daß die im gewerblichen Leben 
vorhandenen Kräfte, einer freien Bewegung überlaſſen, am 
ſicherſten den richtigen Weg für ihre weitere Entwicklung finden 
würden, verzichtet Joſeph II. auch auf die vom Merkantilismus 
verſuchte ſtaatliche Regulierung der Induſtrie. Der Erfolg ent⸗ 
ſcheidet nicht gegen ihn. Aller Orten mehren ſich die gewerbe ⸗ 
fleißigen Meiſter der Kommerzialprofeſſionen; auch die verlags- 
mäßig betriebenen Manufakturzweige find inzwiſchen ſoweit er⸗ 
ſtarkt, daß ihnen ohne ſonderliche Schädigung die Stützen ihrer 
Kinderjahre entzogen werden fönnen: die ftantlichen Spinner« 
und Weberfhulen, das Prämienfyftem, die Dualitätenordnungen 
und Beſchauvorſchriften, die Diftriftsausmeffungen und Spinn- 
fußbeitimmungen. 

Unter dem Einflufje diejer Politif hatten fi in jenen Ge— 
werbezweigen, die für einen größeren als den lofalen Markt ar- 
beiteten, zwei Typen neuer Unternehmungsformen herausgebildet !: 
die mehr kaufmänniſch organifierten „Fabriken“, mochte ihr 
Inhaber nun ein feudaler Grundherr, eine Handelsgejellichaft 


2 Bol. auch Hadmwiger im der Zeitſchr. f. d. gef. Staatswiſſenſchaft 
Jahrg. 60 ©. 446. 
- gs · 
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oder der Staat felbft fein!. Und daneben, von der Staats: 
verwaltung immer mehr begünftigt, der Eleine, nicht mehr zünftige 
Meifter, der, zunächft felbft noch in feinem Betriebe gewerblid; 
tätig, nah und nah auch die erforderlichen Taufmännijchen 
Kenntniffe ſich aneignet, fi von der Vormundſchaft des Handels 
befreit, und alsbald feinem mächtigen Nebenbuhler, der großen 
Fabrif, den Rang abgewinnt?: ver Heinkapitaliftifche Unter: 
nehmer, um einen Ausdrud Sombarts zu gebrauden?. Durch 
die Scheidung der fabrifsmäßigen Befugniffe in die einfachen 
und bie förmlich Iandesfabritsmäßigen gelangt diefe Entwidlung 
in der Gefeßgebung zum Ausdrude*; in der dem „Fabrifanten“ 
gewährten Erlaubnis, feine Erzeugniffe au im Detail zu ver- 
Ichleißen, wird feine Fähigkeit zur Vereinigung der technijchen 
mit der kaufmännischen Tätigkeit anerkannt °. 

Die Begünftigung der zahlreichen Kleinmeifter hatte aber 
auch eine von der Staatsverwaltung keineswegs beabfichtigte 
Folge. Nur die großen Städte boten diefen Meiftern alle Voraus: 
fegungen für den erfolgreichen Betrieb ihrer Gewerbe, weit mehr 
ala zuvor entwidelte fich der verhängnisvolle Zug nach der Stadt. 

Allein diejes ganze Fabrikweſen des 18. Jahrhunderts trägt 
noh immer einen vorwiegend handwerktsmäßigen Charalter. 
Diefer Umftand ift es vor allem, der e3 dem kleinen Meifter 
ermöglidt, mit Glüd den Kampf gegen das Großunternehmen 
zu führen. Noch immer ift es in erfter Linie die perfönliche 
individuelle Kunftfertigkeit des Arbeiter, die bei den Waren 
beiferer Qualität die Güte des Erzeugniffes verbürgt, und ihm 
einen dauernden Abjat ſichert. Noch immer wandert daher der 
jtrebjame Gefelle zu einem bewährten Meifter, um diefem die 
Handgriffe und Geheimniſſe jeines Verfahrens abzulernen, noch 
immer muß aucd das große Unternehmen, wenn es gebeihen fol, 


1 al. oben S. 16, 73, 125 fg., 161, 374 fg., 408 fg. 

2 Bol. oben ©. 202. 

8 Sombart, Der moderne Kapitalismus Bd. I S. 197. 
* Vgl. oben ©. 581 fg- 

5 Dal. oben S. 382, 576. 
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geſchickte Werkführer befigen. Daher die zahlreihen An- 
ſtrengungen der Staatsverwaltung, ſolche „Rünftler, Fabrifanten 
und Manufakturiften“ aus dem Auslanbe zu gewinnen!, baber 
die ſtrengen Auswanderungsverbote, die für einzelne Gewerbe 
‚Zweige den Meiftern bei ftrenger Strafe unterfagten, das Inland 
zu verlaſſen?. Ein Streben nad wifjenfchaftlier Begründung 
und Ausgeftaltung der Technik aber, jenes Moment, das eigent- 
lich erſt den kapitaliſtiſchen Großbetrieb von dem handwerfs- 
mäßigen ſcharf unterfcheibet®, fehlt auch den größten „Fabriken“ 
bis gegen das Ende des 18. Jahrhunderts fait gänzlich. 
Namentlih in der Tertilinduftrie erhielten fich die primitiven 
Formen der althergebrachten Erzeugungsweife auch dann noch, 
als ſchon längft- in England die Mafchinenfpindel in Betrieb 
fand *; und es gelang nicht einmal, die Handſpindel durch das 
zweifpulige Spinnrad zu verdrängen, trotzdem die Staatäverwal- 
tung die Einführung des letzteren nad Kräften unterftügte®. 
Auch die Verſuche, die erfinderifche Mechaniker und unter- 
nehmende Kaufleute ſchon jeit dem Beginne ber achtziger Jahre 
mit der Verwendung neuer Mafchinen gemacht hatten, blieben 
in den erften Anfängen fteden®; es fehlte nicht nur oft genug 
an dem erforderlichen Kapitale, ſondern bei den meiften Fabriks- 
inhabern aud; an dem nötigen Verftändnifje für die Bedeutung 
diefer Erfindungen, deren Ausnügung freilich eine völlige Um- 
wälzung der bisherigen Betriebsweiſe zur Vorausſetzung hatte. 


Erſt in den legten Jahren des entwicklungsreichen 18. Jahr- 
hunderts werben bie erften Anzeichen einer Anderung in der ge- 
ſchilderten Organifation des Gewerbes bemerkbar. Don techni- 
ſchen Neuerungen nimmt fie ihren Ausgang. Noch immer bleibt 


1 Bol, oben &. 144 fg., 392 fg. 
2 Bl. oben ©. 150, 276. 

® Sombart a. a. D. Bd. II ©. 60. 
+ Dal. Hadmwiger a. a. D. S. 242. 
5 &t. R. No. 503 ex 1781. 

© Bol. oben ©. 369 Anm. 1. 
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die verlagsmäßig betriebene Manufaktur die Grundlage der 
Maffenproduftion in der Tertilinduftrie!; aber die Gewerbepolitif 
des Staates hatte jett gänzlich darauf verzichtet, die Beziehungen 
zwifchen dem jpinnenden und webenden Landvolke einerjeit3, dem 
Verleger anderjeit3 behördlich zu fontrollieren, wie dies ehemals 
eine ihrer eifrigften Bemühungen gewejen war. Und fo wenig 
man die Gefahren verfennen mochte, welche den Taufenden von 
“ Haußinduftriellen aus der Einführung der Spinn- und Web- 
maschinen drobte?, und jo wenig man auch die Verwendung der 


Nah Keeß (Darftellung des Fabriks- und Gewerbsweſens 2. Abt. 
Bd. I ©. 51) waren zu Beginn des 19. Jahrhunderts in Böhmen über 
320 000 Individuen mit der Handfpinnerei von Hanf und Flachs befchäftigt; 
mit dem Berfpinnen der Schafwolle gegen 70 000 Berfonen (ebenda S. 111); 
in Öfterreich unter der Enns mehr ala 100000 Menſchen mit dem Ber- 
fpinnen der Baummolle (ebenda S. 81), Ein Beriht vom Jahre 1791 er- 
wähnt, daß es in Galizien damals über 23000 verlegte Leinweber gab, die 
Maren im Werte von mehr ald 2 Millionen Gulden für den Abjag in 
bie übrigen Erblande erzeugten. „In Galizien,” fo heißt e3 bier, „ſpinnt 
alles, was einen Weiberrod anhat” (St. R. No. 3605 ex 1793). 

2 So bemerft Sonnenfeld (Grundfäge der Poligey 2. Th. S. 199): 
„In Beziehung auf das Ganze wird die Einführung der Maſchinen nicht 
ohne alle Beſchränkung, nicht unter allen Umftänden anzurathen ſeyn. Die 
Wohlfeilheit ift bey Manufalturen ein bloß untergeorbneter Endzweck, der 
dem Hauptendzwecke, die Bejhäftigungen zu vervielfältigen, nicht entgegen- 
ftehen darf. Überall alfo, wo die Wege der Beichäftigung mit der Be- 
völlerung in einem fo genauen Ebenmaße ftehen, daß derjenige Theil von 
Menſchen, deren Stelle durch Maſchinen vertreten wird, nicht wieder zu 
anderen Arbeiten verwendet werden kann, würde die Einführung von 
Maſchinen ſchädlich ſeyn.“ — Mehrfach (fo bei Hadwiger a.a.D. ©. 442, 
bei Gothein, Wirtfchaftsgefchichte de Schwarzmwaldes S. 758) findet ſich 
eine Verordnung Joſephs II. von 1786 zitiert, die es verbot, Privilegien 
auf Spinn- und andere Mafchinen zu erteilen, „ohne deren Eriftenz fich 
Taufende ihren Unterhalt verfchaffen können.“ Ich habe diefe Verordnung 
in den Alten nicht gefunden. Im Widerfprude mit ihr fteht jedenfalls 
bie Tatfadhe, daß im Jahre 1789 Baron Vay v. Baya ein Privilegium auf 
eine neue Baummollftreich- und Spinnmaſchine erhielt; ebenjo Graf Walter- 
ftein die Übertragung des Le Brunſchen Privilegiumd und überdies ein 
ausfchließendes Recht auf die Benützung einer neu erfundenen Spinn- 
maschine zur Bearbeitung von „Baummolle, Flachs, Werg“ uſw. erlangte 
(vgl. oben S. 369 Anm. 1), In al diefen Verhandlungen wird jenes Vers 
bot vom Jahre 1786 überhaupt nicht erwähnt. 
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letzteren begünftigen mochte, den neuen Erfindungen wurde doch 
die Privilegierung nicht verfagt?. Schon gelingt es auch einigen 
unternehmenden Fabrifsinhabern, die Menſchenhand mit Erfolg 
durch die Majchine zu erfegen®: ber verhängnisvolle Kampf der 


! Ein interefjantes Beifpiel für bie Feindſchaft der Behörden gegen 
die Einführung von Maſchinen erzählt Gothein (a. a. D. ©. 757 fg.). 
Zwei Schweizer Mechaniker verfuchten im Jahre 1794 in Säktingen, Muffelin 
mit Hilfe einer von ihnen erfundenen Spinnmafchine zu erzeugen. Allein 
die vorderöfterreihijche Regierung unterfagte die Verwendung dieſer Mafchine 
und „jehte ed als einen allgemein anerfannten Grundſatz voraus, daß jebe 
Erfindung oder Maſchine, die dahin ziele, die Handarbeit und Nahrung 
vielen Menfchen zu entziehen, und ſolche fünftlic zu erfegen, für ſchädlich 
angefehen werben müffe*. Die Berufung auf die oben zitierte Verordnung 
vom Jahre 1786 fand aud den Beifall des Direftoriums in Wien. Das 
von Gothein bei diefer Gelegenheit erwähnte Privilegium des „Örafen Wald- 
flein* ift mir nicht befannt. Wahrſch einlich liegt eine Verwechslung mit 
dem in der obigen Anmerkung genannten Grafen Rubini von alter 
ftein vor. 

2 &o erhielt im Jahre 1791 ein gewiſſer Nemetz ein ausſchließendes 
Privilegium für 8 Jahre auf eine neu erfundene Schafwoll-Spinn- und 
Streihmafchine unter der Bedingung, daß er jedem Fabrikanten auf deſſen 
Berlangen eine ſolche Maſchine um einen feftzufegenden billigen Preis liefere 
(St. R. No. 3858 ex 1791). — Im Jahre 1792 wird ein ähnliches Recht 
für 6 Jahre zwei Dünntucfabritanten auf die Benügung von Mafdinen- 
ftühlen zur Erzeugung feidener Spigen erteilt. Der Bericht der Unter- 
behörben erwähnt ausdrucklich, dab man mit Hilfe diefer Erfindung im- 
ftande fei, 8 bis 12 Spitzen befter Qualität auf einmal zu erzeugen und jo 
drei Biertel an dem jonſt üblichen Arbeitslohn zu eriparen. — Ein 
Privilegium auf eine neue Spinnmafhine zur Verfertigung feiner Lein- 
wand erlangten im Jahre 1796 drei Fabrifanten (Freiherr v. Maloweg und 
Konforten) (St. R. No. 945 ex 1796); in bemfelben Jahre ein Triefter 
Handlungshaus (Contamine Jaquet & Comp.) ein ähnliches ausſchliehendes 
Recht auf die Benügung einer Baumwollſpinnmaſchine für 15 Jahre unter 
Beichräntung auf das Gebiet von Trieft und Umgebung (St, R. No. 2329 
ex 1796). Die eingehenden Verhandlungen, bie ſich in ber Folgezeit an 
bie Erteilung derartiger Privilegien knüpften, können erft im weiteren Ber. 
laufe dieſer Darftellung Berüdfihtigung finden. 

*Nach der Bemerkung eines Vortrags vom Jahre 1792 waren bes 
reits damals in Böhmen und Mähren vielfah Baummollfpinnmafhinen in 
Verwendung, bie der Fabrifant Turiet eingeführt hatte (St. R. No. 703 
ex 1792). Um jene Zeit jtellten auch Graf Canal in Prag und Heinrich 
Graf Rottenhan zu Rotenhaus fähfiihe Spinnmaſchinen auf. Im Jahre 
1799 gab es in Böhmen ſchon drei große, anf engliſche Art eingerichtete 


wu 
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mafchinellen Betriebsform gegen die Perlagsinduftrie beginnt, 
und gleichzeitig der Kampf des kapitaliſtiſch organifierten Groß— 
unternehmeng gegen den kleinen jelbfländigen Meilter’. Die 
Schwächung, welche die Spnduftrie Frankreichs durch die Wirren 
der Revolutiongjahre erfahren hatte, befreite die Textilgewerbe 
Oſterreichs für einige Zeit von einem gefährlichen Konkurrenten ?. 
Immer zahlreicher werden jet die Geſuche Fapitalsfräftiger 
Unternehmer, in den Induſtriezentren Böhmens und Mährens 
neue Fabriken errichten zu dürfen®, und auch die Abneigung der 
Behörden gegen derartige zentralifierte Betriebe vermag ihre 
Entftehung nicht zu verhindern. 

Sn dem Ringen nah) Gewinnung eined® Marktes für ihre 
Erzeugniffe wurden diefe neuen, großen, von den Hilfsmitteln 
einer moderneren Technik unterjtügten Fabriken vor allem durch 
einen Umſtand gefördert: durch die zunehmende Bedeutung, die 
nun der Wechjel der Mode im Wirtihaftzleben gewinnt. Er 
raubt einzelnen Gewerbezweigen völlig die Grundlagen ihrer 
Eriftenz*, er zwingt andere, ihre Anpaflungsfäbigfeit an die 
Bebürfniffe de Tages in einer bisher ungefannten Weije zu 
fteigern®. Diefer neuen Aufgabe, den ‘Forderungen eines 


Spinnfabrifen zu Wernſtadtl, Kosmano® und Neu⸗Reichſtadt (vgl. Hall- 
wid, Firma Franz Leitenberger ©. 87 fg.). Über die Errichtung der 
eriten großen Schafwollfpinnerei in Öfterreih im Sabre 1796 durch Herring, 
Graf Salm und Petke vgl. Migerka, Rüdblid auf die Brünner Schaf» 
wollwareninduftrie ©. 5. 

ı Im Sabre 1797 bemerkt Eger im Staatärate, die Entmwidlung ber 
Feintuchmacherei laffe fi, der beträchtlihen Inveftitionen wegen, die fie 
fordere, von einzelnen Meiftern nicht erhoffen; fie müſſe durch Fabriks⸗ 
unternehmer und Berleger gefchehen (St. R. No. 3920 ex 1797), Über bie 
Formen, welche der Konkurrenzkampf fpeziell in der Tertilinduftrie Böhmens 
annahm, vgl. Hallwich a. a. D. ©. 73 fg., Grunzel, Die Reichenberger 
Tudinduftrie S. 130. 

2 St. R. No. 1639 ex 1796. 

8 Einige Beifpiele in dem Fasc. 74 Komm. Böhmen, dann bei 
Migerka a. a. O. ©. 5 und d’Elvert, Zur Kulturgefhichte Mährens 
3. Bd. ©. 77 und 83 fg., Schreyer, Warenfabinet S. 149 und passim. 

* So den Berüdenmadern, den Stärk⸗ und Haarpudermadern u. a. m. 

5 So die Pofamentierer; der frühere Brauch, Kleidungsftüde und 
Einrihtungdgegenftände mit Gold- und Silberborten zu zieren, hörte auf, 
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wechjelnden Bedarfs Rechnung zu tragen, ja ihnen vorausahnend 
zuvorzufommen, war das Verlagsiyftem feinem ganzen Charakter 
nah nit gewachſen. Die neu auffonmenden zentralifierten 
Großbetriebe aber vermochten fie zu Löfen. 

Denn dieſe Unternehmungen waren nicht, wie ihre Vor— 
Täufer in ber merfantiliftifchen Periode der beginnenden Groß- 
induftrie, von feudalen Grundherren, von den Angeftellten einer 
Handelsfompagnie ober von taatlichen Beamten geleitet; jondern 
von den faufmännifch gejchulten Söhnen eines neuen Zeitalter, 
die beſeelt waren von jenem Streben nad) Erwerb, das die 
materialiftifche Ideenrichtung des aufgeflärten Abjolutismus 


und diefer Modenwechſel ergriff jogar bie Fonfervativfte aller Inftitutionen, 
die Kirche (Vortrag vom 23. Dezember 1795; N. Ö. Komm. Fase, 126 in 
gen No. 60 ex Jan. 1796). Won einzelnen Klaſſen der Seidenzeugmacher, 
namentlid von den Dünntuchmahern, heißt es wiederholt, daß fie ſchwer 
unter der Veränberlichkeit der Mode Fitten (Vorträge vom 26. September 
1794 und vom 15. April 1796; St. R. No. 3919 ex 1794 und N. Ö. Komm. 
Fase. 81 in gen No. 19 ex Jun. 1796). — Auch bie Linzer Wollenzeug- 
fabrit machte damals eine ſchwere Kriſe durch, an der nicht nur die Mängel 
in ihrer Zeitung, fondern auch Änderungen ber Marktlage ſchuld trugen. 
Die Mode wandte ſich damals mehr dem Gebraude von Kotton und Seiden- 
jeugen zu, und der fchwerfällige Organismus der Ärarialfabrik mar wenig 
geeignet, fich dem Wechſel der Abfatverhäftnifie anzupaffen. Und bejeihnend 
ift es mieberum für das umentfchlofiene Schwanten der Zentralbehörde 
wiſchen den verſchiedenſten Verwaltungsmaßregeln, dab in ben Jahren 
1792 bis 1798 die Entfheidungen über das zufünftige Schidfal der Fabrik 
fändig wechſeln. 1793 bis 1795 wird darüber verhandelt, ob man fie nicht 
gänzlich eingehen lafjen oder wenigftens an Private veräußern folle; dann 
alaubt man das Heilmittel in der Beftellung eines Abjunften, teils zur 
Entlaftung, teils zur Überwachung des Fabrikdireftors zu finden. Alsbald 
ergibt ſich die Unzulänglichkeit diefer Maßregel, und man fucht nun einen 
facverftänbigen Fabrifanten zur Veteiligung an bem ftantlichien Unter- 
nehmen zu gewinnen. Auch diefe Idee ermeift fih ald eine Totgeburt; num 
werben alle rabifaleren Reformpläne fallen gelaffen und nur ſolche Ände ⸗ 
zungen in ber Verwaltung und Gejcäftsgebarung der Fabrif in Erwägung 
gegogen, von denen eine unmittelbare Steigerung ber Rentabilität erwartet 
werben fonnte (St. R. No. 3003 ex 1794; 2776 ex 1795; 3800 und 4253 
ex 1796; 1520 ex 1797; 1508 ex 1798 ujw.). Eine monographifde Be- 
handlung der Gefchide diefes Fabritunternehmens während der ganzen Zeit 
feines Beftandes würde einen interefjanten Beitrag zur Geſchichte ber 
öfterreichijchen Gemwerbepolitif liefern. 
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förmlich großgezüdtet hatte!. Auch vor allen den bedenklichen 
Mitteln eines rückſichtsloſen Konkurrenzkampfes fcheuten fie nicht 
zurüd. Gerade der Umftand, daß fie bei der Gründung und 
Srweiterung ihrer Unternehmungen auf jede pofitive Förderung 
feitend des Staates verzichten mußten, trug dazu bei, ihre 
Selbftändigfeit und Unabhängigkeit zu fteigern, fie von jeder 
Rückſicht auf die Eriftenz ähnlicher Betriebe zu befreien. Und 
in unauflöglihdem Zuſammenhange mit dem Gedeihen diefer 
neuen Fabriken vermehrt fih mit fteigender Gewalt in ben 
Städten das Kriegsheer des Kapitalismus, das gewerbliche 
Proletariat. Mit Schreden fehen die Behörden es wachſen; 
angitvoll ermefien fie die drohenden Gefahren, die der Ordnung 
und Sicherheit im Staate aus diefem Elemente entftehen können?. 

Ohne es zu wollen, oder auch nur zu ahnen, förderte bie 
Staatönerwaltung durch eine von gemwerbepolitifhen Motiven 
himmelweit entfernte Maßnahme die Tendenz der Zeit zur Ent- 
wicklung fapitaliftifcher Unternehmungen: durch ihre verhängni3- 
volle Finanzoperation, die Ausgabe von Papiergeld. Sie begann 
damit im Sabre 1796, und fuhr ftändig fort, die Bankozettel 
zu vermehren?. Geheimnisvoll fiderte daS neue Geld in alle 
Poren des Verkehrs ; e3 309 immer weitere Kreife der Bevölkerung 
in das Net einer mächtig gefteigerten Geldwirtſchaft. Die Preiſe 
aler Waren, auch der gewerblichen Erzeugniffe, zogen an, der 
Erwerbstrieb des regſamen Unternehmers erhielt dadurd einen 
neuen Sporn. So wirkte die Vermehrung des Papiergeldes 
ftimulierend auf den Geiſt des fommerziell gefchulten Fabrifanten, 
fie wirkte zerftörend auf den einfachen, bejcheidenen Sinn des 
ſtädtiſchen Handwerkers. 


Der neuen Verbindung von Technik, Kapital und kauf— 
männiſchen Fähigkeiten, welche nun die großen Fabriksunter- 
nehmungen auszeichneten, war die bisherige Betriebs⸗ und 
Arbeitsweiſe des zünftigen Meiſters nicht gewachſen. Auch er 

1 Vgl. oben S. 346. 


2 Vgl. oben ©. 586 fg. 
8 Vgl. Tebeldi, Die Geldangelegenheiten Öfterreich8 1847 ©. 11. 
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muß ſich den geänderten Bedingungen des Wirtihaftsiebens 
anpafjen, damit ihm jene gefährliche Konkurrenz nicht die Grund» 
lagen der Eriftenz entziehe. Tief wurzelt noch in jeinem Innern 
die Anhänglickeit an die alte Innungsverfafjung und mit ihr 
der Glaube an einen Anſpruch auf den geficherten Nahrungs- 
ftand. Aber jene Politik, die dem Merkantilismus jahrzehntelang 
ein heiliges Ziel feiner Beſtrebungen geweſen war, jene Politik, 
an bie fi nun wiederum die Vertreter der Reaktionszeit ängit- 
lich Elammerten: die gleihmäßige Verteilung der Erwerbszweige, 
de3 Einkommens auf die Bevölkerung — wie war angeſichts 
des beginnenden Umſchwungs im Wirtſchaftsleben an die Ver- 
wirtlichung diefer Politik ernftlih zu denken? Deutlich ift zu 
bemerfen, wie nun ſelbſt das zünftige Handwerk in feinen fort- 
geichrittenen Vertretern nach einer Befreiung von jenen drückenden 
Feſſeln des Innungszwanges begehrt, die feine Kraft in dem 
immer ftärfer fühlbaren Konkurrenztampfe zu lähmen drohen. 
Verhältnismäßig frühzeitig taucht die Frage auf, ob nicht den 
Meiftern die Verwendung zunftfremder Gejellen bei der Her- 
ftellung ihrer Erzeugnifje zu geitatten wäre, und diefe Frage 
wird gelegentlih, wenn auch nicht definitiv, bejaht!. Die ge- 
änderten Bedingungen der Produktion forderten vielfach eine 
Vermehrung der Gejellen. So entwidelt fih auch in dem zünf- 
tigen Meifter das Bebürfnis, feine Gefellen außerhalb feiner 
Verfftatt in ihren Wohnungen mit Arbeit zu verlegen — eine 
Forderung, die in diametralem Gegenjage fteht zu den beiligiten 
Grundjägen des Innungsſyſtems, das nur ein Arbeiten des 





1 &o in einem Defrete an das böhmiſche Gubernium vom 30, No« 
vember 1791. Über die Frage war auch die nieberöfterreihifche Regierung 
Dernommen worden, die fich folgendermaßen äußerte: „Da. . . die hiefigen 
Babrifanten befugt find, Gefellen jener Handwerker, die fie zu ihren Manu- 
facturen nöthig Haben, nad) ihrer Wilfür, zur Beförderung ihrer Erzeuge 
niffe aufzunehmen, jo feye ex identitate rationis feine Urſache einzufehen, 
warum den Handwerkern nicht die gleiche Begünftigung zuftatten klommen 
jolle*. Eine allgemeine Regel laſſe ſich jedoch wegen ber Verfdiedenheit 
der Handwerköbräude nicht aufftellen (Böhm. Komm. Fase. 115 No. 50 ex 
Noy. 1791. Bgl. auch oben ©. 374 Anm. 4). 
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Meiſters und feiner Gefellen in der eigenen Werkſtatt des Meifters 
mit feinen eigenen Werkzeugen geftattete!. Und jo ſehr fich 
auch die Gefeggebung fträuben mochte, diefem neuen Bebürfnifie 
Rechnung zu tragen?, in der Praris ſetzte es fich bei zahlreichen 
zünftigen Gewerben trogdem durch. Damit war ein entjcheidender 
Schritt zur Entwidlung des ftäbtifchen Verlagsiyftems getan. 
Ebenfo wurde e8 — unter Verlegung aller Zunftvorfchriften — 
jest vielfah üblich, Lehriungen um den halben Gejellenlohn 
arbeiten zu laſſens: das Handwerk beginnt, in ber fyftematifchen 
Lehrlingszühtung ein Hilfsmittel zur Verbefferung feiner Lage 
zu erfennen. In vielen Gewerbezweigen fällt noch ein anderes, 
weſentliches Element der Zunftverfaffung, die Selbftändigfeit des 
Meifters, der Umgeftaltung im Wirtfchaftsleben zum Opfer. 
Gar mander zünftige Meifter muß fich entjchließen, um Gefellen- 
lohn für feinen beffer fituierten Mitmeifter zu arbeiten *, und 
diefer Bruch mit den alten Traditionen wird noch beichleunigt 
durch das Auflommen der neuen Fabriken, die ftändig eine 
Neihe von Meiftern, fei ed ala Werkführer, fei e8 mit den für 


I Selbft dad Arbeiten eined Meifterd in der Werfftatt des anderen 
mit den Werkzeugen des letzteren war in den Zunftprivilegien verpönt. 
Noch 1798 werden drei Tuchmacdhermeifter in Iglau, die ihre Eriftenz auf 
diefe Weiſe retten wollten, mit der Bitte abgemwiefen, entgegen den Statuten 
ihrer Innung gegen Zahlung eine® Pachtgeldes in fremden Werkſtätten 
arbeiten zu dürfen (St. R. No. 4689 ex 1798). 

2 Hofdekret für Niederöfterreih vom 23. Dezember 1795 (vgl. oben 
©. 575 Anm. 4) Ein Bericht vom 2. September 1801 bemerft, e8 fei troß 
des in diefem Dekrete ausgeſprochenen Berbot3 bei zahlreihen innungs⸗ 
mäßigen Gemwerben (bei den Pofamentierern, den Baummoll- und Lein⸗ 
webern, den Seidenzeugmadern) allgemein üblih, daß die Meiſter „ver- 
trauten Gefellen" Werkftühle überließen, ſchon deshalb, weil es den Meiftern 
on Raum zur Aufftelung aller Stühle in den eigenen Betriebäftätten fehle 
(N. Ö. Komm. Fasc. 63/1 No. 7 ex Oct. 1801). 

8 Diefer Brauch wurde mit Dekret vom 13. Auguft 1792 in Böhmen 
ausdrüdlich unterfagt (vgl. Kopet, Gewerbsgeſetzkunde, 1. Bd. ©. 394). 

* So Hagen im Jahre 1795 die Pofamentierer Wiend, daB von den 
160 Meiftern ihres Gewerbes 110 bei anderen in Arbeit ftänden (Bortrag 
vom 23. Dezember 1795; N. O. Komm. Fasc. 126 in gen No. 60 ex 
Jan. 1796). 

5 So madte ein Hofbefret vom 38. Februar 1795 jenen Inhabern 


—— 
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ihren Betrieb erforberlichen Hilfsarbeiten beſchäftigen. Und wie 
auch die Meinen Meifter der zünftigen Gewerbe allmählich von 
dem Geifte ber neuen Zeit ergriffen werden, dafür ift eine an 
ſich wenig bedeutſame Erſcheinung bezeichnend: bie Gründung 
von Verfaufsgenoffenfcaften durch die Schloffer, Tiſchler und 
Großuhrmacher Wiens; aber nicht, wie die ähnlichen Unter 
nehmungen der früheren Zeit in ftrenger Anlehnung an den 
Zunftverband, jondern außerhalb jeines Rahmens, entgegen dem 
Widerfpruche zahlreicher, ihre Beteiligung verweigernder Zunft- 
genofjen. Freilich fand dieſer Verſuch zunächjt bei den Be— 
hörden wenig Entgegenfommen!; aber er zeigt unverkennbar, 
wie auch bei vielen in den beengten Anſchauungen des Innungs- 
Tebens aufgewachjenen Meiftern die Überzeugung ſich Bahn bricht, 
daß ein lediglich handwerfsmäßiger Betrieb ihrer Gewerbe ben 
Anforderungen der Zeit nicht mehr entſpreche, daß diejelbe viel- 
mehr die Vereinigung techniſchen Könnens und kaufmännischer 
Überficht über den Markt verlange. 





So ragt denn, mit diefen deutlichen Anzeichen einer bevor- 
ftehenden Ummälzung des Wirticaftslebens das legte Jahrzehnt 
des 18. Jahrhunderts in eine neue Epoche hinein. Gebieteriſch 
begehren die aufitrebenden Elemente des industriellen Lebens freie 
Bahn für ihre Entwicklung; fiegreich weht ihr mächtiger Bundes» 
genoſſe, der Geift der Gewerbefreiheit von England und Frank- 
reich herüber. Auch den leitenden Beamten des Staats muß es 
nun klar werden, daß die Gewerbepolitif den neuen Forderungen 
Rechnung tragen müſſe. Die Trennung des Direftoriums in 
eine Hoffanzlei einerjeits, eine Hoflammer, Finanz- und Kommerz: 


fabrifsmäßiger Befugniffe, welche die zur Leitung ihrer Betriebe erforder- 
lichen tecpnifchen Kenntniffe nicht felbft beſaßen, die Anftellung „förmlich, 
sunftmäßiger Werkführer“ zur Pflicht (Ropet, Gewerbsgeſetzlunde 1. Bb. 
©. 40). 

! Nach einem Bortrage der Hoffammer vom 3. Januar 1798 (N. Ö. 
‚Komm. Fase. 71 No. 9 ex Mart. 1798). 
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bofftelle anderfeit3! weift der letteren Behörde — wie fon ihr 
Name befagt — auch die Beforgung der Kommerzialägenden zu, 
und befreit jo die Suduftriepolitit von der für fie jo verhängnis- 
vollen innigen Verknüpfung mit der Sicherheitöpolizei. Den 
Erwägungen einer Snduftrieförderung ift damit wieder ein 
weiterer Spielraum eingeräumt. So bezeichnet denn das Jahr 
1798 etwa die Grenzjcheide zwifchen zwei großen Epochen. Es 
trennt die Gewerbepolitit des Merlantilismus, des aufgellärten 
Polizeiſtaats und der fyftemlofen Reaktionsjahre von der Ge— 
werbepolitif eines mit den Forderungen des Kapitalismus 
tingenden abfoluten Staats. 


1 Handbillett vom 2. September 1797; Protokoll vom 6. September 
1797 (St. R. No. 3868 ex 1797). 


Anhang. 


A. CEhronologiſche Aberſicht über die mit der Ber- 
waltung der Sommerzialagenden betranten Sof- 
fellen. 


1746 Gründung des Univerjallommerzdireftoriums. 

1753 Unterorbnung diefer Behörde unter das Directorium in 
publicis et cameralibus. 

1762 Errichtung des Kommerzhofrats als felbftändiger Hofitelle. 

1765 Die Leitung des Kommerzhofrats wird dem oberften Kanzler 
übertragen. 

1768 Bereinigung der Ämter eines oberften Kanzler und eines 
Präſidenten der Hoflammer und Minifterialbanfodeputation 
in einer Perjon. Die Kommerzialagenden werden dem Hof: 
fammerdepartement zugewieſen. 

1771 Abtrennung der Hoffammer, melde die Bermaltung der 
Kommerzialangelegenheiten behält. 

1776 Übertragung der Kommerzialagenden an die Hoflanzlei. 

1782 Errichtung der vereinigten Hofitelle durch Vereinigung der 
Hoffammer mit der Hoffanzlei. 

1791 Sonderung der Hoffanzlei von der Hoflammer und Miniite- 
rialbanfodeputation. Die KRommerzialagenden merben ber 
der letteren Behörde zugemiejen. 

1792 Bereinigung der beiven Behörden in ein Directorium in 
cameralibus et publico-politicis. 

1797 Neuerlide Trennung der Hoffanzlei von der Hoffammer, 
Finanz- und Kommerzhofitelle. 
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B. 


Im 


Im 


Anhang. 


Berzeihnis der im 1. Bande benubten Akten 
| und Druckſchriften. 


a. Alten. 


Archive des f. f. Minijteriums des Innern: 

1. Gewerbe: Die Faszikel IV F in genere und in specie 
(59 Faszikel)!. 

2. Behörbenorganifation, Agenden ufw.: Die Kartons IITA 2, 
IIA3 und IIIAA4. 

3. LZebensmittel, Marktordnungen, Satungen ufw.: Die 
Karton IVE9Y, IVE10, IVE11 und IVEI2. 

4. Fabriken, Kommerz ufw.: Die Karton VG1, VG5, 

VG6 und VGI5. 

. Ständifche Beſchwerden und Defiderien: Die KartonzIVH2. 

. Anfiedlung ufw.: Die Kartons IV J1. 

. Sicherheitspolizei: Die Kartons IVM5. 

. Sudenfaden: Die Kartons IVT1, IVT2, IVT3 und 

IVT11. 

Dann nod einzelne Alten aus den Faszikeln IVD7 Privi- 
legien. | 

Archive des k. u. k. gemeinfamen Finangminiftertums: 

Die Faszikel altes Kommerz 1—7, 24, 26, 28. 

Die Faszikel Kommerz Ofterreih ob und unter der Enns 
1/1 bis 1/5, 5/1 bis 5/8, 5/5, 6, 35, 55 bis 59, 68/1 
und 63/2, 65/1 bis 65/3, 71, 72 (11 Faszikel), 73. 

Die Faszitel Kommerz Inneröfterreih: 1/1, 2, 3, 5, 6, 
65/1, 65/2, 67, 68, 78, 74, 77, 91. 

Die Faszikel Kommerz Litorale: 82, 84, 95, 107. 

Die Faszitel Kommerz Böhmen?: 1/1, 2/2, 15, 49 bi 55, 
62, 71, 76 bi8 78. 

Dann einzelne Alten aus den Yaszifeln 29 Kommerz- 
tommiffion (Komm.-Komm.) und 29 SKommerzlammer 
(Komm.:Kr.). 


ı Die fonft vielfach übliche Angabe der Aufftelungsnummern erichien 


0 1 m nr 


entbehrlich, weil ein nach feiner Ordnungszahl zitiertes Altenftüd ganz leicht 
auffindbar ift. 


® Auch die Alten der übrigen Subetenländer umfaflend. 
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Im Archive des k. f. öſterr. Finanzminifteriums einzelne Akten 
aus dem Faszikel Kommerz 29. 

Imſk. u. k. Haus-, Hof» und Staatsarchive gegen 1100 Staat3- 
ratsakten (abgefürzt St.-R.). 


b. Drudidriften!. 

Adler, Mar, Die Anfänge der merfantiliftiichen Gewerbepolitif 
in Ofterreih, Wien 1902. 

Arneth, Alfred R. v., Gefhihte Maria Thereſias, 10 Bde., 
Wien, 1863—79. 

Barthb-Bartenheim, Ludwig EChrenreih Graf v., All 
gemeine öfterr. Gewerbs- und Handelsgefegfunde mit vorzüg- 
liher Rüdjiht auf das Erzherzogthum Dejterreich unter der 
Enns, 4 Bde., Wien 1819. 

Beder, Joh. Joachim, Politiſcher Discurs von den eigent- 
lichen Urſachen des Auf- und Abnehmens der Städte und 
Länder. Herausgegeben von ©. H. Binden, Frankfurt u. 
Leipzig 1754. 

Beer, Adolf, Studien zur Gefchichte der öſterr. Volkswirtſchaft 
unter Maria Therefia. I. Die öfterr. Induſtriepolitik (Archiv 
für öfterr. Geſchichte Bd. 81, auch feparat). 

Derfelbe, Die öjterr. Handespolitit unter Maria Therefia und 
Sojef II. (ebenda Bd. 86; auch jeparat). 

Beidtel, Jgnaz, Gefchichte der öfterr. Staatsverwaltung 1740 
bi3 1848. Herausgegeben von A. Huber. 2 Bde. 1896. 

Derjelbe, Über öjterr. Zuftände in den Jahren 1740 bis 1792 
(Sitzungsber. der Akad. der Wiſſenſchaften, phil.=hiftor. Klaſſe 
3b. VII (1851), Bob. VIII (1852). 

Bibl, Victor, Die Neftauration der nieberöfterr. Landes: 
verfaflung unter Xeopold II., 1902. 

Bidermann, Herm. Ignaz, Die tehnijche Bildung im Kaiſer— 
thume Dejterreih, Wien 1854. 


! Un: die Anmerfungen nidt überflülfig zu belaften, wurden die Ge— 
fegfammlungen nur dann zitiert, wenn nicht das Original der betreffenden 
gefeglihen Verfügung der Darftellung zugrunde lag. Gelegentlich zitierte 
Werke oder Abhandlungen allgemein hiſtoriſchen oder nationalöfonomifchen 
Inhalt, dann Brofhüren uſw. wurden in das vorliegende Verzeichnis 
nit aufgenommen. 

Pribram, Üfterreihifhe Gewerbepolitik I. 39 
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Bruder, Der Verfall der Zünfte (Hiftor. Jahrbuch der Görres— 
gefelichaft, Jahrg. 1880). 

Derfelbe, Die Behandlung der Handwerker-Korporationen durch 
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